
HHR Lfg. 214 Mai 2004 Gmach

8. Die einzelnen Einkunftsarten
a) Land- und Forstwirtschaft (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1)

§ 13

E ink�n f t e a u s Land - und Fo r s tw i r t s c h a f t

idF des EStG v. 19. 10. 2002 (BGBl. I, 4210; BStBl. I, 1209)

(1) Eink�nfte aus Land- und Forstwirtschaft sind
1. Eink�nfte aus dem Betrieb von Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Wein-

bau, Gartenbau und aus allen Betrieben, die Pflanzen und Pflanzen-
teile mit Hilfe der Naturkrzfte gewinnen. 2Zu diesen Eink�nften geh¨-
ren auch die Eink�nfte aus der Tierzucht und Tierhaltung, wenn im
Wirtschaftsjahr
f�r die ersten 20 Hektar nicht mehr als 10 Vieheinheiten,
f�r die nzchsten 10 Hektar nicht mehr als 7 Vieheinheiten,
f�r die nzchsten 20 Hektar nicht mehr als 6 Vieheinheiten,
f�r die nzchsten 50 Hektar nicht mehr als 3 Vieheinheiten,
und f�r die weitere Flzche nicht mehr als 1,5 Vieheinheiten
je Hektar der vom Inhaber des Betriebs regelmzßig landwirtschaftlich
genutzten Flzchen erzeugt oder gehalten werden. 3Die Tierbestznde
sind nach dem Futterbedarf in Vieheinheiten umzurechnen. 4§ 51
Abs. 2 bis 5 des Bewertungsgesetzes ist anzuwenden. 5Die Eink�nfte
aus Tierzucht und Tierhaltung einer Gesellschaft, bei der die Gesell-
schafter als Unternehmer (Mitunternehmer) anzusehen sind, geh¨ren
zu den Eink�nften im Sinne des Satzes 1, wenn die Voraussetzungen
des § 51a des Bewertungsgesetzes erf�llt sind und andere Eink�nfte
der Gesellschafter aus dieser Gesellschaft zu den Eink�nften aus
Land- und Forstwirtschaft geh¨ren;

2. Eink�nfte aus sonstiger land- und forstwirtschaftlicher Nutzung (§ 62
Bewertungsgesetz);

3. Eink�nfte aus Jagd, wenn diese mit dem Betrieb einer Landwirtschaft
oder einer Forstwirtschaft im Zusammenhang steht;

4. Eink�nfte von Hauberg-, Wald-, Forst- und Laubgenossenschaften
und zhnlichen Realgemeinden im Sinne des § 3 Abs. 2 des K¨rper-
schaftsteuergesetzes.

(2) Zu den Eink�nften im Sinne des Absatzes 1 geh¨ren auch
1. Eink�nfte aus einem land- und forstwirtschaftlichen Nebenbetrieb.

2Als Nebenbetrieb gilt ein Betrieb, der dem land- und forstwirtschaft-
lichen Hauptbetrieb zu dienen bestimmt ist;

2. der Nutzungswert der Wohnung des Steuerpflichtigen, wenn die Woh-
nung die bei Betrieben gleicher Art �bliche Gr¨ße nicht �berschreitet
und das Gebzude oder der Gebzudeteil nach den jeweiligen landes-
rechtlichen Vorschriften ein Baudenkmal ist.

3. die Produktionsaufgaberente nach dem Gesetz zur F¨rderung der Ein-
stellung der landwirtschaftlichen Erwerbstztigkeit.

(3) 1Die Eink�nfte aus Land- und Forstwirtschaft werden bei der Ermitt-
lung des Gesamtbetrags der Eink�nfte nur ber�cksichtigt, soweit sie den
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Betrag von 1300 Deutsche Mark �bersteigen. 2Satz 1 ist nur anzuwenden,
wenn die Summe der Eink�nfte 60000 Deutsche Mark nicht �bersteigt.
3Im Falle der Zusammenveranlagung von Ehegatten verdoppeln sich die
Betrzge der Sztze 1 und 2.
(4) 1Absatz 2 Nr. 2 findet nur Anwendung, sofern im Veranlagungszeit-
raum 1986 bei einem Steuerpflichtigen f�r die von ihm zu eigenen Wohn-
zwecken oder zu Wohnzwecken des Altenteilers genutzte Wohnung die
Voraussetzungen f�r die Anwendung des § 13 Abs. 2 Nr. 2 des Einkom-
mensteuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. April
1997 (BGBl. I S. 821) vorlagen. 2Der Steuerpflichtige kann f�r einen Ver-
anlagungszeitraum nach dem Veranlagungszeitraum 1998 unwiderruflich
beantragen, daß Absatz 2 Nr. 2 ab diesem Veranlagungszeitraum nicht
mehr angewendet wird. 3§ 52 Abs. 21 Satz 4 und 6 des Einkommensteuer-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. April 1997
(BGBl. I S. 821) ist entsprechend anzuwenden. 4Im Fall des Satzes 2 gel-
ten die Wohnung des Steuerpflichtigen und die Altenteilerwohnung so-
wie der dazugeh¨rende Grund und Boden zu dem Zeitpunkt als entnom-
men, bis zu dem Absatz 2 Nr. 2 letztmals angewendet wird. 5Der
Entnahmegewinn bleibt außer Ansatz. 6Werden
1. die Wohnung und der dazugeh¨rende Grund und Boden entnommen

oder verzußert, bevor sie nach Satz 4 als entnommen gelten, oder
2. eine vor dem 1. Januar 1987 einem Dritten entgeltlich zur Nutzung

�berlassene Wohnung und der dazugeh¨rende Grund und Boden f�r
eigene Wohnzwecke oder f�r Wohnzwecke eines Altenteilers entnom-
men,

bleibt der Entnahme- oder Verzußerungsgewinn ebenfalls außer Ansatz;
Nummer 2 ist nur anzuwenden, soweit nicht Wohnungen vorhanden
sind, die Wohnzwecken des Eigent�mers des Betriebs oder Wohnzwek-
ken eines Altenteilers dienen und die unter Satz 4 oder unter Nummer 1
fallen.
(5) Wird Grund und Boden dadurch entnommen, daß auf diesem Grund
und Boden die Wohnung des Steuerpflichtigen oder eine Altenteilerwoh-
nung errichtet wird, bleibt der Entnahmegewinn außer Ansatz; der Steu-
erpflichtige kann die Regelung nur f�r eine zu eigenen Wohnzwecken ge-
nutzte Wohnung und f�r eine Altenteilerwohnung in Anspruch nehmen.
(6) 1Werden einzelne Wirtschaftsg�ter eines land- und forstwirtschaftli-
chen Betriebs auf einen der gemeinschaftlichen Tierhaltung dienenden
Betrieb im Sinne des § 34 Abs. 6a des Bewertungsgesetzes einer Er-
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaft oder eines Vereins gegen Gewzh-
rung von Mitgliedsrechten �bertragen, so ist die auf den dabei entstehen-
den Gewinn entfallende Einkommensteuer auf Antrag in jzhrlichen
Teilbetrzgen zu entrichten. 2Der einzelne Teilbetrag muß mindestens ein
F�nftel dieser Steuer betragen.
(7) § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Abs. 2 Satz 2 und 3 und § 15a sind ent-
sprechend anzuwenden.

Autor: Dr. Gertlieb Gmach, Richter am FG, Eching a.A.
Mitherausgeber: Prof. Dr. Hans-Joachim Kanzler, Richter am BFH, M®nchen,
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I nh a l t s �b e r s i c h t

Anhang 2 zum Einleitungssatz des § 13 Abs. 1:
Besondere Formen der Einkunftserzielung

in der Land- und Forstwirtschaft

Anm. Anm.

I. Betriebsverpachtung in
der Land- und Forstwirt-
schaft
1. Bedeutung und zivil-

rechtliche Grundlagen
land- und forstwirtschaft-
licher Verpachtung . . . . . 75

2. Einkommensteuerrecht-
liche Grundlagen der
Verpachtung land- und
forstwirtschaftlicher Be-
triebe
a) Verh�ltnis zum Zivil-

recht und zu anderen
Formen der Nut-
zungs®berlassung . . . 78

b) Besonderheiten der
Betriebsverpachtung
an nahe Angeh½rige . 79

c) Die Verpachtung des
land- und forstwirt-
schaftlichen Betriebs . 80

d) Verpachtung der we-
sentlichen Betriebs-
grundlagen . . . . . . . . . 81

e) R®ckbehalt von Be-
triebsgrundlagen . . . . 82

3. Rechtsfolgen der Be-
triebsverpachtung beim
Verp�chter
a) Betriebsverpachtung

als Betriebsaufgabe
mit Wahlrecht auf Be-
triebsfortf®hrung . . . . 84

b) Aus®bung und Be-
stand des Verp�chter-
wahlrechts . . . . . . . . . 85

c) Rechtsfolgen fehlen-
der Betriebsaufgabe-
erkl�rung . . . . . . . . . . 87

d) Form und Rechtsfol-
ge der Betriebsaufga-
beerkl�rung des Ver-
p�chters . . . . . . . . . . . 88

4. Rechtsfolgen der Be-
triebsverpachtung beim
P�chter . . . . . . . . . . . . . . . 89

5. Besonderheiten der eiser-
nen Verpachtung

a) Begriff und Bedeu-
tung der eisernen Ver-
pachtung . . . . . . . . . . 92

b) Eisern ®berlassenes
Inventar des Anlage-
verm½gens beim
�berlassenden (Ver-
p�chter) . . . . . . . . . . . 93

c) Besonderheiten der
eisernen �berlassung
des Inventars beim
P�chter . . . . . . . . . . . 94

II. Wirtschafts�berlassung in
der Land- und Forstwirt-
schaft
1. Bedeutung und zivil-

rechtliche Grundlagen
des Wirtschafts®berlas-
sungsvertrags in der
Land- und Forstwirt-
schaft . . . . . . . . . . . . . . . . 98

2. Einkommensteuerliche
Grundlagen des Wirt-
schafts®berlassungsver-
trags
a) Die Wirtschafts®ber-

lassung als Vertrag
eigener Art . . . . . . . . . 99

b) Tatbestandsvorausset-
zungen des Wirt-
schafts®berlassungs-
vertrags . . . . . . . . . . . 100

3. Einkommensteuerliche
Rechtsfolgen des Wirt-
schafts®berlassungsver-
trag beim �berlassenden
a) Eink®nfte des �ber-

lassenden . . . . . . . . . . 101
b) Betriebsverm½gen,

Betriebseinnahmen
und -ausgaben sowie
Gewinnerzielungsab-
sicht des �berlassen-
den . . . . . . . . . . . . . . . 102

c) Das Inventar beim
�berlassenden im
Rahmen des Wirt-
schafts®berlassungs-
vertrags . . . . . . . . . . . 103
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Anm. Anm.

4. Einkommensteuerliche
Rechtsfolgen des Wirt-
schafts®berlassungsver-
trags beim �bernehmer
a) Eink®nfte des �ber-

nehmers . . . . . . . . . . . 106
b) Ermittlung der Ein-

k®nfte des �berneh-
mers: Das abnutzbare
Anlageverm½gen . . . . 107

c) �berlassenes Inventar
des Umlauf-
verm½gens beim
�bernehmer . . . . . . . 108

d) Versorgungslei-
stungen an den �ber-
lassenden bei Wirt-
schafts®berlassungs-
vertrag (Altenteils-
leistungen) . . . . . . . . . 110

III. Nießbrauch bei Ein-
k�nften aus Land- und
Forstwirtschaft
1. Bedeutung und zivilrecht-

liche Grundlagen des
Nießbrauchs in der Land-
und Forstwirtschaft . . . . . 114

2. Einkommensteuerrecht-
liche Beurteilung des
Nießbrauchs . . . . . . . . . . 115

3. Einkommensteuerrecht-
liche Behandlung beim
Nießbrauchsbesteller . . . . 116

4. Einkommensteuerrecht-
liche Behandlung beim
Nießbrauchsberechtigten 117

IV. Betriebsteilung in der
Land- und Forstwirtschaft
1. Besondere Bedeutung der

Betriebsteilung bei den
Eink®nften aus Land-
und Forstwirtschaft . . . . . 120

2. Tatbestandsvoraussetzun-
gen und Rechtsfolgen der
Betriebsteilung . . . . . . . . . 121

V. Einzelrechtsnachfolge in
den land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieb:
Betriebs�bergabe,
Betriebsverzußerung und
Einbringung . . . . . . . . . . . . 124

VI. Sonderfall der vorwegge-
nommenen Erbfolge in der
Land- und Forstwirtschaft
1. Zivilrechtliche Grund-

lagen der vorweggenom-
menen Erbfolge und
Bedeutung in der Land-
und Forstwirtschaft . . . . . 128

2. Grundlagen und �ber-
blick zu den einkommen-
steuerlichen Problemen
der Hof®bergabe . . . . . . . 129

3. Unentgeltlichkeit der
Hof®bergabe . . . . . . . . . . 130

4. Behandlung der Ver-
sorgungs- bzw. Altenteils-
leistungen
a) Zivil- und einkom-

mensteuerrechtliche
Grundlagen . . . . . . . . 133

b) Voraussetzung der
�bergabe einer
existenzsichernden
Wirtschaftseinheit . . . 134

c) Abzug und Be-
steuerung der Versor-
gungsleistungen . . . . . 135

d) Art und Umfang
der Versorgungs-
leistungen . . . . . . . . . 136

5. Einzelfragen zu
Altenteilsleistungen . . . . . 137

VII. Erbfolge in den land-
und forstwirtschaftlichen
Betrieb
1. Zivil- und einkommen-

steuerrechtliche Grund-
lagen . . . . . . . . . . . . . . . . 140

2. Erbengemeinschaft als
Mitunternehmerschaft . . . 141

3. Versorgungsleistungen
durch die Erben . . . . . . . 142

4. H½ferechtliche Besonder-
heiten: H½feordnung und
landesrechtliches Aner-
benrecht
a) Hoferbfolge nach

der H½feO . . . . . . . . . 143
b) Landesrechtliches

H½fe- und An-
erbenrecht . . . . . . . . . 144
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Anhang 3: Besonderheiten der Zurechnung
land- und forstwirtschaftlicher Eink�nfte

unter nahen Angeh¨rigen

Anm. Anm.

I. Vorbemerkung und �ber-
blick zur Zurechnung
land- und forstwirtschaft-
licher Eink�nfte unter
Angeh¨rigen . . . . . . . . . . . . 150

II. Zurechnung der Eink�nfte
aus land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieben
unter Ehegatten
1. Bedeutung des ehelichen

G®terstands . . . . . . . . . . . 151
2. Nutzungs®berlassungen

unter Ehegatten . . . . . . . . 152
3. Ehegatten-Mitunter-

nehmerschaft aufgrund
Gesellschafts- oder Ge-
meinschaftsverh�ltnisses
in der Land- und Forst-
wirtschaft . . . . . . . . . . . . . 153

4. Mitunternehmerschaft
aufgrund Eigentums
an den bewirtschafteten
Fl�chen . . . . . . . . . . . . . . 154

5. Keine �bertragung der
Grunds�tze zur fl�chen-
bezogenen Ehegatten-
Innengesellschaft auf an-
dere F�lle gemeinschaft-
lichen Einsatzes von
Wirtschaftsg®tern . . . . . . 157

6. Kritik an der Rechtspre-
chung zur Ehegatten-
Innengesellschaft in der
Land- und Forstwirt-
schaft . . . . . . . . . . . . . . . . 158

7. Verfahrensrechtliche
Besonderheiten der Ehe-
gatten-Innengesellschaft . 159

III. Zurechnung von Eink�nf-
ten aus Land- und Forst-
wirtschaft bei sonstigen
Angeh¨rigen
1. Einkommensteuerrecht-

liche Anerkennung von
Vereinbarungen unter
Angeh½rigen . . . . . . . . . . 160

2. Land- und forstwirt-
schaftliche Mitunter-
nehmerschaft unter An-
geh½rigen . . . . . . . . . . . . . 161

Anhang 4 zum Einleitungssatz des § 13 Abs. 1:
Abgrenzung der Eink�nfte aus Land- und Forstwirt-

schaft von den Eink�nften aus Gewerbebetrieb

Anm. Anm.

I. �berblick zur Abgrenzung
der Eink�nfte aus Land-
und Forstwirtschaft
von den Eink�nften aus
Gewerbebetrieb . . . . . . . . . . 164

II. Eink�nfte aus Gewerbe-
betrieb kraft Gesetzes oder
Rechtsform . . . . . . . . . . . . . 165

III. Grundsztze und Be-
deutung der Abgrenzung
land- und forstwirtschaft-
licher von gewerblichen
Eink�nften . . . . . . . . . . . . . . 166

IV. Ein einheitlicher Misch-
betrieb oder mehrere Be-
triebe, die land- und forst-
wirtschaftliche oder
gewerbliche Eink�nfte
erwirtschaften . . . . . . . . . . . 167

V. Ein einheitlicher land- und
forstwirtschaftlicher oder
gewerblicher Betrieb . . . . . 168
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VI. Einzelfzlle landwirt-
schaftsfremder Neben-
tztigkeiten
1. Zukauf von Fremd-

erzeugnissen als Ersatz
f®r Urproduktion
a) Bedeutung des

Zukaufs von Fremd-
erzeugnissen bei der
Abgrenzung zum Ge-
werbebetrieb . . . . . . . 172

b) Gewerblichkeit durch
nicht betriebsnotwen-
digen Zukauf und
Zukauf betriebsunty-
pischer Fremderzeug-
nisse . . . . . . . . . . . . . . 173

c) Umfang des sch�d-
lichen Zukaufs (Um-
satzgrenzen und an-
dere Vereinfachungs-
regelungen) . . . . . . . . 174

2. Handelsbetriebe des
Land- und Forstwirts
a) Ein einheitlicher land-

und forstwirtschaft-
licher oder gewerb-
licher Betrieb bei er-
h½htem Absatz von
Eigenerzeugnissen . . . 176

b) Einkunftsart der
Betriebe nach An-
wendung der 40-vH-
Grenze . . . . . . . . . . . . 177

c) Stellungnahme zur
Typisierung bei Han-
delsbetrieben in der
Land- und Forstwirt-
schaft . . . . . . . . . . . . . 178

3. Be- und Verarbeitungs-
betriebe des Land- und
Forstwirts . . . . . . . . . . . . 182

4. Absatz land- und forst-
wirtschaftlicher Erzeug-
nisse in Verbindung
mit Dienst- und Werk-
leistungen . . . . . . . . . . . . 183

5. Wechself�lle zwischen
Land- und Forstwirt-
schaft und Gewerbe-
betrieb (Strukturwandel) . 184

6. Außerbetriebliche Dienst-
und Werkleistungen als
Lohnunternehmer
a) Dienst- und Werk-

leistungen als
Betriebshelfer . . . . . . 185

b) Außerbetriebliche
Verwendung von
Wirtschaftsg®tern . . . 186

c) Stellungnahme zur
Sachbehandlung der
Lohnunternehmer . . . 187

7. �berbetriebliche Zusam-
menarbeit (Maschinen-
und Transportgemein-
schaften) . . . . . . . . . . . . . 188

8. Vermietungst�tigkeit des
Landwirts . . . . . . . . . . . . . 200

9. Verwertung von Boden-
sch�tzen
a) Rechtsentwicklung

und Grundbegriffe
der Verwertung
von Bodensch�tzen in
der Land- und Forst-
wirtschaft . . . . . . . . . . 202

b) Die Selbstausbeute
von Bodensch�tzen
durch den Land- und
Forstwirt . . . . . . . . . . 203

c) Verwertung der
Bodensch�tze durch
Dritte . . . . . . . . . . . . . 204

10. Gewerblicher Grund-
st®ckshandel von Land-
und Forstwirten
a) Abgrenzung zur Ver-

m½gensverwaltung . . 206
b) Ver�ußerung land-

und forstwirtschaft-
licher Fl�chen als
Hilfsgesch�ft . . . . . . . 207

c) Grundst®ckshandel
außerhalb land- und
forstwirtschaftlicher
Hilfsgesch�fte . . . . . . 208
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Erlzuterungen zu Abs. 1 Nr. 1:
Eink�nfte aus dem Betrieb von Landwirtschaft,

Forstwirtschaft, Weinbau, Gartenbau, ua.

Anm. Anm.

A. Kernbereich der Eink�nfte
aus Land- und Forstwirt-
schaft (§ 13 Abs. 1 Nr. 1
Satz 1)

I. �bersicht zu Abs. 1 Nr. 1
Satz 1 und Bedeutung der
Aufzzhlung . . . . . . . . . . . . . 216

II. Tatbestandsvoraussetzun-
gen des Abs. 1 Nr. 1 Satz 1
1. Eink®nfte aus dem

„Betrieb von“ Landwirt-
schaft . . . . . . . . . . . . . . . . 217

2. Der Betrieb von Land-
wirtschaft . . . . . . . . . . . . . 218

3. Eink®nfte aus dem Be-
trieb von Forstwirtschaft
a) Begriff der Forstwirt-

schaft . . . . . . . . . . . . . 222
b) Der forstwirtschaft-

liche Betrieb . . . . . . . 223
c) Grunds�tze forstwirt-

schaftlicher Gewinn-
ermittlung . . . . . . . . . 224

d) Behandlung von Auf-
forstungs- und Wald-
anschaffungskosten . . 225

e) Besonderheiten nach
dem Forstsch�den-
ausgleichsgesetz . . . . . 226

4. Eink®nfte aus Weinbau
5. Eink®nfte aus Gartenbau

a) Erweiterter Begriff
des Gartenbaus . . . . . 230

b) Begriff des Garten-
baus im engeren Sinn 231

c) Begriff des Obstbaus
als Teil des Garten-
baus . . . . . . . . . . . . . . 232

d) Begriff des Gem®se-
baus als Teil des
Gartenbaus . . . . . . . . 233

e) Baumschulen als Teil
des Gartenbaus . . . . . 234

6. Betriebe, die Pflanzen
und Pflanzenteile mit
Hilfe der Naturkr�fte
gewinnen . . . . . . . . . . . . . 235

B. Eink�nfte aus Tierzucht
und Tierhaltung
(§ 13 Abs. 1 Nr. 1 Sztze 2–5)

I. Allgemeine Erlzuterungen
zu den Tierzucht- und
Tierhaltungsregelungen
1. Rechtsentwicklung von

§ 13 Abs. 1 Nr. 1
S�tze 2–5 . . . . . . . . . . . . . 240

2. Bedeutung und Ver-
fassungsm�ßigkeit des
Abs. 1 Nr. 1 S�tze 2–5 . . . 241

3. Verh�ltnis der Tier-
zucht- und Tierhaltungs-
regelungen zur gewerb-
lichen Tierzucht und
Tierhaltung (§ 15 Abs. 4
Satz 1 und 2) . . . . . . . . . . 242

II. Eigenbetriebliche Ein-
k�nfte aus Tierzucht und
Tierhaltung (§ 13 Abs. 1
Nr. 1 Sztze 2–4)
1. �berblick zu den Tier-

zucht- und Tierhaltungs-
regelungen . . . . . . . . . . . . 245

2. Rechtsfolge des § 13
Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 . . . . . 246

3. Eink®nfte aus Tierzucht
und Tierhaltung (Abs. 1
Nr. 1 Satz 2 Halbs. 1)
a) Art und Umfang der

Eink®nfte aus Tier-
zucht und Tierhal-
tung . . . . . . . . . . . . . . 247

b) Landwirtschaftliche
Tierzucht und Tier-
haltung . . . . . . . . . . . . 248

c) Zusammenhang der
Eink®nfte aus Tier-
zucht und Tierhaltung
mit anderen Bet�ti-
gungen . . . . . . . . . . . . 249
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Anm. Anm.

d) Zweck der Tierzucht
und Tierhaltung . . . . . 250

e) Bodenabh�ngigkeit
der zur Tierzucht und
Tierhaltung geeigne-
ten Tierarten . . . . . . . 253

4. Tatbestandsvoraus-
setzungen der Mindest-
fl�chendeckung (Abs. 1
Nr. 1 Satz 2 Halbs. 2)
a) Wirtschaftsjahr als

Bemessungszeitraum
f®r Mindestfl�chen
und Tierbestand . . . . 254

b) Maßgeblichkeit des
durchschnittlichen
Viehbestands . . . . . . . 255

c) Vom Betriebsinhaber
regelm�ßig landwirt-
schaftlich genutzte
Fl�chen . . . . . . . . . . . 256

d) Fl�chenberechnung
und H½chstgrenze
der Vieheinheiten
(degressive Staffe-
lung) . . . . . . . . . . . . . 257

5. Umrechnung des
Tierbestands in Vieh-
einheiten (Abs. 1 Nr. 1
S�tze 3 und 4)
a) Gliederung des Tier-

bestands nach Zwei-
gen und Grad der
Fl�chenabh�ngigkeit
(Abs. 1 Nr. 1 Satz 4
iVm. § 51 Abs. 2
S�tze 2–4 und Abs. 3
BewG) . . . . . . . . . . . . 260

b) Gesetzlicher Umrech-
nungsschl®ssel nach
Bewertungsgesetz . . . 261

c) Nachhaltige �ber-
schreitung der Min-
destfl�chendeckung . . 262

6. Gestaltungsmaßnahme
zur Einhaltung der Min-
destfl�chendeckung . . . . . 263

III. Gemeinschaftliche Tierhal-
tung (§ 13 Abs. 1 Satz 5
iVm. § 51a BewG)
1. �berblick zur Regelung

der Tierhaltungskoopera-
tion . . . . . . . . . . . . . . . . . 268

2. Tatbestandsvoraus-
setzungen und Rechtsfol-
gen des Abs. 1 Satz 5
a) Eink®nfte aus Tier-

zucht und Tierhaltung
einer mitunternehme-
rischen Gesellschaft
und andere land- und
forstwirtschaftliche
Eink®nfte der Gesell-
schafter . . . . . . . . . . . 269

b) Pers½nliche Tatbe-
standsvoraussetzun-
gen des § 51a BewG . 270

c) Sachliche Tatbe-
standsvoraussetzun-
gen des § 51a BewG . 271

3. Rechtsfolgen des Abs. 1
Satz 5: Eink®nfte aus
Land- und Forstwirt-
schaft . . . . . . . . . . . . . . . . 274

Erlzuterungen zu Abs. 1 Nr. 2 bis 4:
Eink�nfte aus sonstiger land- und forstwirtschaft-
licher Nutzung, aus Jagd und von Hauberg-, Wald-,

Forst- und Laubgenossenschaften

Anm. Anm.

A. Eink�nfte aus sonstiger
land- und forstwirtschaft-
licher Nutzung (Abs. 1
Nr. 2 iVm. § 62 BewG)

I. Allgemeine Erlzuterungen
zu Abs. 1 Nr. 2
1. �berblick zu den Ein-

k®nften aus sonstiger

land- und forstwirtschaft-
licher Nutzung . . . . . . . . . 278

2. Rechtsentwicklung und
Bedeutung der Eink®nfte
aus sonstiger land- und
forstwirtschaftlicher Nut-
zung . . . . . . . . . . . . . . . . . 279
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Anm. Anm.

3. Verh�ltnis der Eink®nfte
aus sonstiger land- und
forstwirtschaftlicher Nut-
zung zu den Eink®nften
aus Tierzucht und -hal-
tung nach Abs. 1 Nr. 1
S�tze 1 und 2 . . . . . . . . . . 280

II. Die einzelnen Eink�nfte
aus sonstiger land- und
forstwirtschaftlicher Nut-
zung
1. Eink®nfte aus Binnen-

fischerei . . . . . . . . . . . . . . 284
2. Eink®nfte aus Teichwirt-

schaft . . . . . . . . . . . . . . . . 285
3. Eink®nfte aus Fischzucht

f®r Binnenfischerei und
Teichwirtschaft . . . . . . . . 286

4. Eink®nfte aus Imkerei,
Wandersch�ferei und aus
Saatzucht . . . . . . . . . . . . . 287

5. Eink®nfte aus nicht bei-
spielhaft aufgef®hrten,
sonstigen land- und forst-
wirtschaftlichen Nutzun-
gen iSd. § 62 Abs. 1
BewG . . . . . . . . . . . . . . . 288

B. Eink�nfte aus Jagd
(Abs. 1 Nr. 3)

I. Allgemeine Erlzuterungen
zu den Eink�nften aus
Jagd . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 290

II. Die Eink�nfte aus Jagd
1. �berblick . . . . . . . . . . . . . 291
2. Art und Umfang der Ein-

k®nfte aus Jagd . . . . . . . . 292
3. Begriff der Jagd: Jagd als

Aus®bung des Jagdrechts 293

4. Zusammenhang der Jagd
mit dem Betrieb einer
Landwirtschaft oder einer
Forstwirtschaft
a) Betrieblicher Zusam-

menhang der Jagd mit
der Land- oder Forst-
wirtschaft . . . . . . . . . . 294

b) Zusammenhang mit
dem land- und forst-
wirtschaftlichen Be-
trieb durch Eigenjagd 295

c) Zusammenhang mit
dem land- und forst-
wirtschaftlichen
Betrieb durch Genos-
senschaftsjagd . . . . . . 296

C. Eink�nfte von Hauberg-,
Wald-, Forst- und Laub-
genossenschaften und
zhnlichen Realgemeinden
iSv. § 3 Abs. 2 KStG (Abs. 1
Nr. 4)

I. Allgemeine Erlzuterungen
zu den Eink�nften aus
Realgemeinden . . . . . . . . . 300

II. Tatbestandsvoraussetzun-
gen und Rechtsfolgen des
Abs. 1 Nr. 4
1. Realgemeinden iSv. § 13

Abs. 1 Nr. 4 . . . . . . . . . . . 301
2. Rechtsfolgen des Abs. 1

Nr. 4: Eink®nfte aus Real-
gemeinden als Eink®nfte
aus Land- und Forstwirt-
schaft . . . . . . . . . . . . . . . . 302

Erlzuterungen zu Abs. 2:
Land- und forstwirtschaftlicher Neben-
betrieb, Nutzungswert der Wohnung und

Produktionsaufgaberente

Anm. Anm.

A. Land- und forstwirtschaft-
licher Nebenbetrieb
(Abs. 2 Nr. 1)

I. Rechtsentwicklung und
Bedeutung des Abs. 2
Nr. 1 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 310

II. Tatbestandsvoraussetzun-
gen und Rechtsfolgen des
Abs. 2 Nr. 1
1. Eink®nfte aus einem

land- und forstwirtschaft-
lichen Nebenbetrieb
(Abs. 2 Nr. 1 Satz 1) . . . . 311
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Anm. Anm.

2. Begriff des Nebenbe-
triebs (Abs. 2 Nr. 1
Satz 2)
a) Vorbemerkung zu

Nr. 1 Satz 2 . . . . . . . . 312
b) Als Nebenbetrieb

„gilt“ ein dem Haupt-
betrieb „dienender“
Betrieb . . . . . . . . . . . . 313

c) Nebenbetrieb einer
Mitunternehmer-
schaft . . . . . . . . . . . . . 314

3. Rechtsfolgen der Neben-
betriebseigenschaft . . . . . 315

III. Anwendungsfzlle des
Nebenbetriebs
1. Handelsbetriebe als Ne-

benbetrieb . . . . . . . . . . . . 318
2. Be- und Verarbeitungsbe-

triebe als Nebenbetriebe
a) Abgrenzung der Be-

und Verarbeitung von
Urproduktion und ge-
werblichem Handel . . 319

b) Abgrenzung des
Nebenbetriebs vom
selbst�ndigen Gewer-
bebetrieb nach Art
und Umfang der Be-
und Verarbeitung . . . . 320

c) Der landwirtschaft-
lichen Urproduktion
dienende Nebenbe-
triebe . . . . . . . . . . . . . 321

d) Der forstwirtschaft-
lichen Urproduktion
dienende Nebenbe-
triebe . . . . . . . . . . . . . 322

e) Dem Wein- und
Obstbau dienende
Nebenbetriebe . . . . . . 323

f) Der Tierzucht und
Tierhaltung dienende
Nebenbetriebe . . . . . . 324

g) Der Teichwirtschaft
und Binnenfischerei
dienende Nebenbe-
triebe . . . . . . . . . . . . . 325

3. Dienstleistungen und
Energieerzeugung im Ne-
benbetrieb . . . . . . . . . . . . 330

4. Substanzbetriebe als Ne-
benbetriebe . . . . . . . . . . . 333

B. Der Nutzungswert der
Wohnung, die Baudenkmal
ist (Abs. 2 Nr. 2)

I. Allgemeine Erlzuterungen
zu Abs. 2 Nr. 2
1. �berblick zu den Rege-

lungen zur Wohnung des
Land- und Forstwirts . . . 340

2. Rechtsentwicklung der
Nutzungswertbe-
steuerung bei den Ein-
k®nften aus Land- und
Forstwirtschaft . . . . . . . . 341

3. Bedeutung und Verfas-
sungsm�ßigkeit der Nut-
zungswertbesteuerung
f®r Baudenkmale
(Abs. 2 Nr. 2) . . . . . . . . . . 342

4. Geltungsbereich der Nut-
zungswertbesteuerung
und ihrer Folgerege-
lungen . . . . . . . . . . . . . . . 343

II. Tatbestandsvoraussetzun-
gen und Rechtsfolge des
Abs. 2 Nr. 2
1. Wohnung des Steuer-

pflichtigen im land- und
forstwirtschaftlichen Be-
triebsverm½gen
a) Begriff der Wohnung:

Wohnung im Be-
triebsverm½gen
(Betriebsleiter- und
Altenteilerwohnung) . 346

b) Betriebs®bliche Gr½-
ße der Wohnung . . . . 347

c) Denkmalseigenschaft
der Wohnung . . . . . . . 348

2. Rechtsfolge des Abs. 2
Nr. 2: Besteuerung des
Nutzungswerts . . . . . . . . 350

C. Produktionsaufgaberente nach
dem Gesetz zur F¨rderung der
Einstellung der landwirt-
schaftl. Tztigkeit (FELEG),
Abs. 2 Nr. 3

I. Rechtsentwicklung,
Geltungsbereich und Be-
deutung der Regelung . . . 354

II. Produktionsaufgaberente
nach § 6 FELEG
1. Einstellung der landwirt-

schaftlichen Erwerbst�tig-
keit als Grundlage der
Produktionsaufgaberente 355

2. Die zu den Eink®nften
aus Land- und Forstwirt-
schaft geh½rende Produk-
tionsaufgaberente . . . . . . 356
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Erlzuterungen zu Abs. 3:
Freibetrag f�r Land- und Forstwirte

Anm. Anm.

A. Allgemeine Erlzuterungen zu
Abs. 3

I. Rechtsentwicklung des
Freibetrags f�r Land- und
Forstwirte . . . . . . . . . . . . . . 360

II. Bedeutung und Verfas-
sungsmzßigkeit des Abs. 3
1. Bedeutung des Abs. 3 . . . 361
2. Verfassungsm�ßigkeit des

Freibetrags f®r Land- und
Forstwirte . . . . . . . . . . . . 362

III. Sachlicher und pers¨n-
licher Geltungsbereich des
Abs. 3 . . . . . . . . . . . . . . . . . . 363

IV. Verhzltnis zu anderen Vor-
schriften . . . . . . . . . . . . . . . 364

B. Tatbestandsvoraussetzungen
und Rechtsfolgen des Abs. 3

I. Freibetrag nach Abs. 3
Satz 1 . . . . . . . . . . . . . . . . . . 368

II. Freibetragsbegrenzung
nach Abs. 3 Satz 2
1. Bis zum VZ 1998 . . . . . . 369
2. Ab dem VZ 1999 . . . . . . 370

III. Der Freibetrag bei
Zusammenveranlagung,
Abs. 3 Satz 3 . . . . . . . . . . . . 371

Erlzuterungen zu Abs. 4:
Aufgabe der Nutzungswertbesteuerung f�r

denkmalgesch�tzte Wohnungen

Anm. Anm.

I. Fortsetzung der Nut-
zungswertbesteuerung f�r
denkmalgesch�tzte
Wohnungen, die im Veran-
lagungszeitraum 1986 zum
Betriebsverm¨gen geh¨r-
ten (Abs. 4 Satz 1) . . . . . . . . 374

II. Abwahl der Nutzungswert-
besteuerung f�r denkmal-
gesch�tzte Wohnungen
(Abs. 4 Satz 2)
1. Unwiderruflicher Antrag

auf Nichtanwendung der
Nutzungswertbesteue-
rung (Abs. 4 Satz 2) . . . . . 375

2. Rechtsfolge des Antrags:
Wohnung wird Privatver-
m½gen . . . . . . . . . . . . . . . 376

III. Weitere Rechtsfolgen einer
Abwahl der Nutzungswert-
besteuerung
(Abs. 4 Sztze 3–5)
1. �berleitung steuerlicher

Verg®nstigungen in den
Sonderausgabenbereich
(sog. kleine �bergangsre-
gelung nach Abs. 4 Satz 3) 378

2. Fiktion und Beg®nstigung
einer Entnahme von Woh-
nung und dazugeh½ren-
dem Grund und Boden
(Abs. 4 S�tze 4 und 5)
a) Entnahmefiktion und

außer Ansatz bleiben-
der Entnahmegewinn 379

b) Die Wohnung als Ge-
genstand der steuer-
freien Entnahme: Um-
fang der Entnahme . . 380

c) Umfang des zur Woh-
nung geh½renden
Grund und Bodens . . 381

III. Beg�nstigung weiterer
Gewinnrealisierungs-
tatbestznde
(Abs. 4 Satz 6)
1. Entnahme oder Ver�uße-

rung vor Abwahl der Nut-
zungswertbesteuerung
(Satz 6 Halbs. 1 Nr. 1) . . . 385

2. Entnahme einer bei
Wegfall der Nutzungs-
wertbesteuerung
vermieteten Wohnung
f®r den Eigenbedarf
(Satz 6 Halbs. 1 Nr. 2) . . . 386
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Erlzuterungen zu Abs. 5:
Entnahmeprivileg zum Bau selbstgenutzter

Wohnungen des Land- und Forstwirts

Anm. Anm.

I. Allgemeine Erlzuterungen
zu Abs. 5 . . . . . . . . . . . . . . . . 390

II. Tatbestandsvoraussetzun-
gen und Rechtsfolge des
Abs. 5
1. Entnahme durch Errich-

tung einer Wohnung
(Abs. 5 Halbs. 1) . . . . . . . 391

2. Objektbegrenzung auf
eine vom Steuerpflichti-
gen genutzte Wohnung
und eine Altenteilerwoh-
nung (§ 13 Abs. 5
Halbs. 2) . . . . . . . . . . . . . 392

Erlzuterungen zu Abs. 6:
Steuerbeg�nstigte Einbringung von Wirtschafts-
g�tern in gemeinschaftlichen Tierhaltungsbetrieb

Anm. Anm.

I. Allgemeine Erlzuterungen
zu Abs. 6 . . . . . . . . . . . . . . . . 396

II. Tatbestandsvoraussetzun-
gen und Rechtsfolgen des
Abs. 6 . . . . . . . . . . . . . . . . . . 397

Erlzuterungen zu Abs. 7:
Entsprechende Anwendung der Regelungen
zur gewerblichen Mitunternehmerschaft

(§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, Abs. 2 Satz 2 und 3 und § 15a)

Anm. Anm.

I. Allgemeine Erlzuterungen
zu Abs. 7 . . . . . . . . . . . . . . . . 400

II. Entsprechende Anwen-
dung von § 15 Abs. 1 Nr. 2,
Abs. 2 Sztze 2 und 3
und § 15a
1. Vorbemerkung zu der

Verweisungsregelung . . . . 401
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lung in § 52 Abs. 15 des Bew�ndG 1971 bzw. Abs. 17 idF des 2. St�ndG v.
10. 8. 1971 (BGBl. I, 1266; BStBl. I, 373).
EGAO 1977 v. 14. 12. 1976 (BGBl. I, 3341, BStBl. I, 694): Abs. 1 Nr. 1 Satz 4
wird redaktionell angepaßt.
Ges. zur Neuregelung der Einkommensbesteuerung der LuF v.
25. 6. 1980 (BGBl. I, 732; BStBl. I, 400): Erh½hung des Freibetrags nach Abs. 3
auf 2000 DM bzw. 4000 DM im Fall der Zusammenveranlagung. Stufenweise
�bergangsregelung (f®r die Vz 1979 und 1980) in § 52 Abs. 19.
Ges. zur und. des EStG, des KStG und anderer Ges. v. 20. 8. 1980 (BGBl. I,
1545; BStBl. I, 589): Anf®gung von Abs. 5, wodurch § 15 Abs. 1 Nr. 2 und
§ 15a f®r entsprechend anwendbar erkl�rt werden. �bergangsregelung in § 52
Abs. 19 a und 20a.
StEntlG 1984 v. 22. 12. 1983 (BGBl. I, 1583; BStBl. I 1984, 14): Abs. 5 erh�lt
durch die Anordnung der zus�tzlichen entsprechenden Anwendung von § 15
Abs. 2 S�tze 2 und 3 seine noch heute als Abs. 7 geltende Form.
WohnEigFG v. 15. 5. 1986 (BGBl. I, 730; BStBl. I, 278): �bergangsregelung
in § 52 Abs. 15 f®r die letztmalige Anwendung von § 13 Abs. 2 Nr. 2.
StRefG 1990 v. 25. 7. 1988 (BGBl. I, 1093; BStBl. I, 116): Erg�nzung der �ber-
gangsregelung in § 52 Abs. 15 durch einen Satz 10.
FELEG v. 21. 2. 1989 (BGBl. I, 233; BStBl. I, 116): Behandlung der Produk-
tionsaufgaberente nach dem neu eingef®gten Abs. 2 Nr. 3 mit Wirkung ab dem
Vz 1989 (§ 52 Abs. 15 a idF des Gesetzes; in den neuen Bundesl�ndern nach
dem Agrarsozialreformgesetz v. 1. 1. 1995, BGBl. I 1994,1890 ab 1. 1. 1995).
StundG 1992 v. 25. 2. 1992 (BGBl. I, 297; BStBl. I, 142): Ersetzung des Kata-
logs in Abs. 1 Nr. 2 durch die Verweisung auf § 62 BewG und die damit verbun-
dene Erweiterung auf die Saatzucht. Einf®hrung einer Einkommensgrenze f®r
den Freibetrag nach. Abs. 3. Redaktionelle �nderung f®r den Freibetrag im Fall
der Zusammenveranlagung.
StMBG v. 21. 12. 1993 (BGBl. I, 2310; BStBl. I 1994, 50): Streichung der Be-
zugnahme auf die aufgrund von § 122 Abs. 2 BewG erlassenen RVO’en des Se-
nats von Berlin (West).
Ges. zur Anpassung stl. Vorschriften der LuF v. 29. 6. 1998 (BGBl. I, 1692;
BStBl. I, 930): �nderung des Vieheinheitenschl®ssels in § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2
(s. auch Einf®gung eines Abs. 1 a in § 51 BewG mit entsprechender Verweisung
in § 51a BewG) mit Anwendung f®r Wj., die nach dem 31. Juni 1998 beginnen
(§ 52 Abs. 15 a idF des Gesetzes).
StEntlG 1999/2000/2002 v. 24. 3. 1999 (BGBl. I, 402): �nderung der Nut-
zungswertbesteuerung der Wohnung in § 13 Abs. 2 Nr. 2.
StBereinG 1999 v. 22. 12. 1999 (BGBl. I, 2601; BStBl. I 2000, 13): Die Begriffe
„Obstbau, Gem®sebau, Baumschulen“ werden gestrichen, weil sie vom Oberbe-
griff „Gartenbau“ umfaßt sind (BTDrucks. 14/1514,29; s. Anm. 230).
StEuglG v. 19. 12. 2000 (BGBl. I, 1790; BStBl. I 2001, 3): Die DM-Betr�ge
zum Freibetrag f®r Land- und Forstwirte wurden durch Euro-Betr�ge ersetzt.

C. Bedeutung und Verfassungsmzßigkeit des § 13

Die Bedeutung des § 13 erschließt sich schon aus der �berschrift.

E 13
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Bestimmung und Abgrenzung der Eink�nfte aus Land- und Forstwirt-
schaft: Mit der Bestimmung der Eink®nfte aus LuF liefert die Vorschrift den not-
wendigen und – gemessen an der Tatbestandsm�ßigkeit der Besteuerung – leidlich
konkreten (Leinglrtner, Inf. 1981, 121 [122]) Beitrag zur Verdeutlichung der be-
steuerungsunterworfenen Eink®nfte nach § 2 Abs. 1. Damit leistet sie einen we-
sentlichen Beitrag zur Abgrenzung der Eink®nfte aus LuF von den anderen in § 2
Abs. 1 genannten Einkunftsarten, vor allem den Eink®nften aus Gewerbebetrieb,
die an ein entsprechendes negatives Tatbestandsmerkmal ankn®pfen (§ 15 Abs. 2
Satz 1; zur Abgrenzung des luf. Betriebs vom Gewerbebetrieb s. Anm. 164 ff.).
Oft muß allerdings gerade insoweit wegen vielfacher Verwendung unbestimmter
Rechtsbegriffe auf die Verkehrsanschauung oder andere Gesichtspunkte, wie etwa
die Wettbewerbsneutralit�t des StRechts zur®ckgegriffen werden. Die Vorschrift
greift daher ®ber ihren eigentlichen Regelungsgegenstand deutlich hinaus.
Andere Steuerrechtsgebiete schließen ebenfalls mehr oder minder an den Be-
griff der LuF iSv. § 13 an, so etwa negativ das GewStRecht und in begrenztem
Umfang auch das UStRecht. Daneben h�ngt zB die Frage der Buchf®hrungs-
grenzen, der zutreffenden Gewinnermitttlungsart (§ 4 Abs. 1 und Abs. 3 sowie
§ 13a) usw. von der Frage ab, ob luf Eink®nfte vorliegen oder nicht (vgl. § 141
Abs. 1 Nr. 5 AO). Umgekehrt k½nnen andere Rechtsmaterien f®r die Frage, ob
luf Eink®nfte vorliegen oder nicht, von Bedeutung sein. Eine enge Beziehung
besteht zum Bewertungsrecht, wiewohl die bewertungsrechtlichen Maßgaben
f®r das luf Verm½gen f®r § 13 keinesfalls vorgreiflich sind, sofern nicht gerade
wie in § 13 Abs. 1 Nr. 1 S�tze 4 und 5 oder Abs. 1 Nr. 2 auf bewertungsrecht-
liche Vorschriften verwiesen ist.

Vorsicht ist bei der Heranziehung von Festlegungen in anderen Rechtsmaterien ge-
boten. Es muß vor allem deren von § 13 abweichender Zweck in Rechnung gestellt
werden, was in aller Regel eine undifferenzierte �bernahme von Erkenntnissen verbie-
tet. Wegen der begrifflichen Eigenst�ndigkeit ist eine Abkl�rung letztlich immer
estrechtlich autonom vorzunehmen. Dies fordert auch die gesetzlich fixierte Entschei-
dungskompetenz und -pflicht von FinVerw. und Finanzgerichtsbarkeit (§ 33 FGO),
und zwar selbst dann, wenn andere Rechtsmaterien in Bezug genommen sind ohne
daß an eine entsprechende rechtswegfremde Vorfragenentscheidung anzukn®pfen ist.

Das Steueraufkommen aus den Eink®nften aus LuF ist von untergeordneter
Bedeutung, wiewohl immerhin etwa 78 vH der Fl�che der Bundesrepublik luf
genutzt wird (der j�hrliche Agrarbericht der Bundesregierung enth�lt dazu aller-
dings keinen unmittelbaren Zahlenausweis; 1976 bei 900000 Betrieben: 175000
Mio. DM (s. Kutscher, DStZ/A 1976, 7; die EStStatistik l�ßt die Entwicklung
einer Zahlenreihe nicht zu; nach den Agrarberichten der Bundesregierung ent-
f�llt in den alten Bundesl�ndern auf ®ber 70 vH Vollerwerbslandwirten. keine
Einkommensteuer (vgl. K�hne /Wescher, S. 312).

Allerdings ist nicht § 13 als Vorschrift daf®r urs�chlich, daß bei vielen Betrieben die er-
zielten Gewinne nicht vollst�ndig erfaßt werden. Dies beruht vielmehr auf anderen
Vorschriften, namentlich etwa der Gewinnermittlung nach § 13a (dazu eingehend die
Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 1995 zur Haushalts- und Wirtschaftsf®hrung,
BTDrucks. 13/2600 Tz. 39). Nach dem Subventionsbericht 1997 der Bundesregierung
Anlage 2 lfd. Nr. 1 beziffern sich die Steuermindereinnahmen – ohne Ber®cksichtigung
einer gegenl�ufigen Wirkung des § 34e – dadurch 1996 auf 370 Mio DM, 1997 auf 340
Mio DM und 1998 auf 330 Mio DM (die Abnahme der Subventionswirkung beruht auf
dem R®ckgang der kleineren Betriebe). Auch aufgrund sonstiger steuerlicher Verg®nsti-
gungen k½nnen sich steuerliche Verzerrungen ergeben. Hieraus gespeiste verfassungs-
rechtliche Zweifel betreffen daher im wesentlichen nicht § 13, sondern etwa die
Gewinnermittlung nach § 13a (zu § 13a aF die Entscheidung des BFH v. 13. 10. 1983
IV R 217/80, BStBl. II 1984, 198, Gutachten zur Einkommensbesteuerung der Land-

§ 13 Anm. 3 Eink®nfte aus
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o�s��rrpz�rs���q����� {���z��z ¨��| �l_ihp{�jhhp_¦ ±z£  ���§£ ¬u �����z�q
�r �� Å�z����� �p� ��� ­�q��rq�z�r��°�����q ��s {�rq�p�spz� ���s ���z�z o�s¥
��rrpz�rs���q�����z �n�����z¦ ��° Ç  � �qn� ���z� {�rq���pz� ��s®��s �zq���q¦
oxz n�����s Æs½°� �z ��z {�qs��� ��s ÁpÈ oxs����q ¨�| nx�� �hppvp_m �z �{�
��¹§£ w�zz �p� ��� Æs½°� ��s ��n�sqr����q�q�z È�����z �x��q �r �spz�r�qº����
z���q �z ¨{ÈÅ o£ �£  �£  ��� «ÄÄÄ ± ��¢�¡¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���� r£ ��ºp �p��
|z�£ ��� pz� |z�£ ���§£
lx~ kh�vfxg�y~ qoc~o�eo{ ��s «xsr��s��q �rq �z o����z n�r�zq�����z {�s�����z
oxz «�sn��qpz�r�zn��rpz��z ��rq���q pz� pu �p�� º­ ®��snp���sq ¨�qn� ±
 �� u¯q±  ���� ¹Èw Â½�z o£ � £ �£  ���¦ ¯quÂ u¯qÆ Ç  � ¼s£ ���§¦ ��� ��s
«xsr��s��q ��z� ��z����� ��r�qº�r�sr�qº�z� �z�pq�z�� o�s�z��sq� |zn�z¥
�pz�rxs��zq��spz� o�s�����z¦ ��� ��p��� ��q ��� Æ�r���qrvpz�q ��s r��� rx��s
�p�p���s�z��z ¨º{ ¹Èw Â½�z o£ � £ �£  ���¦ ¯quÂ u¯qÆ Ç  � ¼s£ ��� ­¼s£  §
«�sn��qpz�ro�s��z����pz� ����zq��q n�s� ¨�s�q�r�� ��ºp º{ �l_ihp{�jhhp_¦
±z£  �¡§£ w��r o�s��qºq x���zr���q���� ��� Æspz�r�qº� ��s Æ�n��q�zq���pz� pz�
��r ��������z�z Æ�r�qº�roxs�����qr ¨|sq£ �¡ |�r£ � ÆÆ§£ w��r� «�s��qºpz� n�s�
��zz o�sr���s�q¦ n�zz n�� rx x�q ��� ±���q��z��z pz� «�sn��qpz�r�zn��rpz��z
ox� ±���qr�zn�z��s ��r�qº�r������ o�sn�z��q n�s��z ¨o��£ �qn� ��� |pr�®�¥
spz��z oxz �ukjhr¦ w¯q±  ���¦ ��� ºp ±  �� u¯q±  ���¦ ��s ��� uÀ�rq�zº ��z�r
Ç  � rx �pq n�� ®��s���q¦ x��s ¹Èw Â½�z o£ � £ �£  ���¦ ¯quÂ u¯qÆ Ç  �
¼s£ ��� ­º£ �£ ¦ nx ��s {��s��� ���qs���rq¾v�r��µ �z ±  �� |�r£ � u¯q±  ��� ��
«�s���qz�r ºp ���qs���rzxqn�z���µ �z ±  �� |�r£   ¯�qº � u¯qÆ  ��� n�� ��z�
��r�qº����� «xsr��s��q �pr�����q n�s�§£ |p�� ��� ±rvs£ ��s ¯q�p�s��s���q� �rq ���s
z���q ����s x�z� È���¦ n�� �qn� ��s º­ z���q ���s s�q�xz�� z���ox��º�����s�r
¯��n�z��z ºn�r���z n��q�rq����z��s ­¾v�r��spz� �ºn£ ´�pr�����r��spz� ¨º{
|��s�zºpz� Å�z���r��r����q¢ÁpÈ§ pz� n��q����z��s ¼���qq¾v�r��spz� ¨º{ |�¥
�s�zºpz� {�¥ pz� «�s�s���qpz�¢ÁpÈ§ �p�º���q£ ¬u n�s� �� pz� �xsq �p�� ���
Æs�zº� ��s «�srq�z��������q �ss����q ¨º{ ��� ��s Ès��� ��s |zz���� oxz ¿�qpz¥
q�sz����sr����q ��� u����qq�z§£ ª�s ��ºn�����z z���q¦ ��° oxs ����� ��� ��s
r��n��s���z |��s�zºpz� oxz ÁpÈ ºp� Æ�n�s����qs���¦ ´�pr������spz��z pz�
­¾v�r��spz��z ��z� us�����q�spz� �s�z��z �½zzq�z£ ¬u ���®s��z r�� ���x��
��z�s ��r�qº�����z Æspz�����¦ º{ ®��s ��z� us����q��pz�r�spz����� �� «�sxs�¥
zpz�rn��� ¨ºp �����q�z �rq �zrxn��q¦ ��° ��� us����q��pz�r�spz����� �z Ç � 
|�r£   ¼s£   {p��rq£ � u¯qÆ ºp {|¥´�pr����qs���z ��� Æ�n�zz�s��qq�pz� z���
Ç � |�r£ � z���q �®s �p� {�qs���� ���q§£

j  �



± �� |z�£ � u�z�®z�q� �pr

j  � ¥p��v

l� °~tfeo{g�~h~x�y �~g ± ��

®� ���ytx�y~h °~tfeo{g�~h~x�y

w�� «xsr��s��q ���q �®s ��� u�z�x���zr��rq�p�spz� z��� ��� u¯qÆ£ w�s®��s
��z�pr ��z���sq Ç  � |�r£   ¼s£ � �«�£ Ç � |�r£ � Â¯qÆ ��rq���q� ±��������z¥
��z pzq�s ��z �xsq ��z�zzq�z «xs�prr�qºpz��z ��r ¿�qpzq�sz����sr����q ¨��ºp
º{ {ÈÅ o£ �£  ¡£  ��� Ä« ± �� ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦  �� pz� |z�£ ��� ��£§£
�n�z�r��p��� �z®v�q ��r «�s���s�zrs���q �p�� �z Ç  � �z¦ º{ �z Ç  �¡ |�r£  
¼s£ � {p��rq£ � |¹ �®s ��� ��rxz��sq� È�rqrq���pz� oxz u�z�®z�q�z �pr ÁpÈ �z
��rq���q�z È����z£ «��£ �� ®�s���z |z�£ ��£
�ps us��qq�pz� ��r �rq�£ u�z�x���zr o�sn��rq Ç � |�r£   Â¯qÆ �p�� �p� Ç  �
¨|�r��z£ �� |�r£   ¼s£   Â¯q±� �zn�z���s Ç  � |�r£  ¦ �¦ � ¯�qº  ¦ |�r£ � pz�
�¦ r��q ��� ¯quzq�Æ  ���¢�¡¡¡¢�¡¡� o£ ��£ �£  ���¦ {Æ{�£ Ä¦ �¡  |�r£ � pz� �§£
­���� ��s ±���qr��q�s�� ��r Ç  � r�z� ��q ±����pz��z �z �z��s�z Æ�r�qº�z ���z¥
q�r��¦ º{ ­���� ��r Ç  � |�r£   ¯�qº � ��q ­����z ��r Ç �  {�nÆ£ w�� |��s�z¥
ºpz� ��r �p� {�qs���r x��s ¼���z��qs���r ºp� ��n�s������z {�qs���¢¬zq�sz��¥
��z ��q u�z��p° �p� �x���z�� �z��s� ¯q�p�ss���qr�����q��
# £p ¢�e�{�ve �®s {�qs���� ��n�s������s |sq oxz �´ ��r ½��£ ±���qr¦ ��s�z u�z¥
z����z �pr ÁpÈ ���£ Ç � |�r£   ¯�qº   Â¯qÆ z���q �s��°q n�s��z ¨��ºp �p��
|�r��z£ � |�r£ � Â¯q±§¦ �®s ��z |prr���p° ��s ¯q�p�s���s��pz� ��� ��z��
n�sqr����q�����z Æ�r����qr��qs��� ��z�s ÁpÈ¦ n�zz ��� Â½sv�sr����q rq�p�s��¥
�®zrq��q� �n���� o�s�x��q£
¯x Ç � |�r£   ¼s£ � Â¯qÆ �«�£ ÇÇ � ³�� |¹� o��£ ��ºp �qn� �®s ¯q��qpz��z ±ÈÅ o£
 �£   £  ��� Ä |  ��¢��¦ ±¯q{�£  ���¦ ���� r���rq��n�sqr����q�q�s Èxsrq��qs��� �z���¥
���� zps «�s�½��zro�sn��qpz�� ��| ¹ÈÅ o£ ��£ �£  ��¡ Ä �¢�� ¯¦ ¯q¬ª  ��¡ ¯v£ ����
�| ¹Èw ¿®zrq�s o£ �£   £  ���¦ w¯q�¢{  ���¦ ���� {ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä ±  ��¢��
{¯q{�£ ÄÄ¦ ��� ºp �x���z��sq�s ÁpÈ �®s ��z���q�����z n�sqr����q�����z Æ�r����qr��qs����
r£ �p�� �®s ��� r�qºpz�r��°�� o�sq���q�z u�z�®z�q� ��z�s È������zrq��qpz�¦ ��� �z ���
¯q���� oxz È�����x���rr�z ��qs�q�z r�z�¦ ��� «¹ ®��s ��� ¯q�p�s���®zrq��pz��z oxz
¯q��qpz��z¦ ±¯q{�£ Ä  ���¦  ¡ §£
È®s usn�s�r¥ pz� ª�sqr����qr��zxrr�zr����q�z pz� «�s��z�z �� {�s����
ÁpÈ¦ ��� ��q ��z ��rxz��s�z ¿�°����z z��� Ç � |�r£   ¼s£  � Â¯qÆ oxz ��s
Â¯q ���s��q r�z� pz� nx ��s {��s��� ��� {�s���� ��s ÁpÈµ z��� ��zr����z
Æspz�r�qº�z �prºp����z �rq¦ ��� �®s ��� |��s�zºpz� ��s ÁpÈ ����z®��s ���
Æ�n�s����qs��� ���q�z ¨|�r��z£  � |�r£ � Â¯q±§¦ �®s ��z Ès����qs�� z���
Ç �� Â¯qÆ �®s usn�s�r¥ pz� ª�sqr����qr��zxrr�zr����q�z rxn�� «�s��z�¦ ���
ÁpÈ �ºn �����zr����q����� ­��s���qpz� �� ¯�zz� ��r Ç � � ��r {�nÆ ��qs��¥
��z£

# up ¥{b{g�{fe{d{gg{�ve �®s ��� |��s�zºpz� ��s ÁpÈ ox� Æ�n�s����qs���¦ ���
|��s�zºpz� ��s ÁpÈ ox� n�sqr����q�����z Æ�r����qr��qs��� ��z�s rxzrq���z
�´ ��r vs�o�q�z ±���qr pz� z���qs���qr������s «�s��z� ���£ Ç � |�r£ �
Æ�n¯qÆ¦ ��� z������� |��s�zºpz� �®s ��� ¯q�p�s���s��pz� oxz �����zz®qº�¥
��z ¨ÇÇ � ³�� |¹§ Â½sv�sr����q�z¦ ´�srxz�zo�s��z��pz��z pz� «�s�½��zr¥
��rr�z z��� Ç � ¼s£ � Æ�n¯qÆ¦ �®s ��� ¯q�p�s���s��pz� z��� Ç � ¼s£ �
Æ�n¯qÆ oxz usn�s�r¥ pz� ª�sqr����qr��zxrr�zr����q�z rxn�� «�s��z� ��
¯�zz� ��r Ç � |�r£   ¼s£  � Â¯qÆ ¨r£ �xsq§¦ �®s ��� ¯q�p�s���s��pz� z��� Ç �
¼s£  � Æ�n¯qÆ oxz ¿�qpzq�sz����sr����q�z rxn�� usn�s�r¥ pz� ª�sq¥
r����qr�����zr����q�z¦ rxn��q r�� ��z� �����zr����q����� ­��s���qpz� �� ¯�zz�
��r Ç � � {�nÆ ��qs����z¦ �®s ��� ¯q�p�s���s��pz� z��� Ç � ¼s£  � Æ�n¯qÆ
oxz usn�s�r¥ pz� ª�sqr����qr��zxrr�zr����q�z rxn�� «�s��z�z¦ ��s�z ­�q��¥
���q r��� ��q ��rq���q�z ¿�°����z �p� ��z {�qs��� ��s ÁpÈ ��r��s�z�q pz�

�



Á�z�¥ pz� Èxsrqn�sqr����q |z�£ �³� ± ��

¯¯� «|{� ��� ¹�qx��s �¡¡¡ ¥p��v

�®s ��� ¯q�p�s���s��pz� z��� Ç � ¼s£  � � ¨Á´Æ§ �®s ��� us���pz�rº��qs�p��
 ��� pz�  ���£

# up �pf�e�fe{d{gg{�ve ��� Ç �� |�r£ � ¬¯qÆ �®s ��� Ès���¦ x� ��z �p� {�qs��� �ºn£
¼���z��qs��� oxs����q x��s z���q¦ ����s��z�r ��q ��s u�zr��s�z�pz�¦ ��° ���r
z���q �®s ��z È��� ��s {�qs���ro�sv���qpz� �ºn£ ª�sqr����qr®��s��rrpz� x�z�
{�qs���r�p������s���spz� ���q ¨{ÈÅ o£ � £ �£  ��¡ « ±   �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ��¡¦
� �§� ���z� {���pqpz� ��q Ç  � �p�� �®s ��� Ès��� ��s �pxs�zpz� ��r {�¥
qs���r �p� ��z�z ��rq���q�z ¬zq�sz����s¦ n��� �zrxn��q ��r ¬�r�qºrq�p�s¥
s���q ����zrq�z���� ±����pz��z �p�n��rq£
{ÈÅ o£  �£  �£  ��� « ±  ¡�¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���� o£ � £ �£  ��¡ « ±   �¢��¦
{¯q{�£ ÄÄ¦ � � ��q |z�£ �pj�¦ ¬±  ��¡¦ ��¡� o£  �£  £  ��� « ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ����
o£ ��£ �£  ��¡ « ± �¡¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ �¡�� o£  �£  ¡£  ��� « { ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦
���� �uk�hh �z ��huk{�jdmhpv{�j^]¦ ¬¯qÆ Ç �� ±zs£ �§£

�p� Æ��qpz�r��s���� ��r |�r£ � r£ |z�£ � � �£

®®� �~hg¨otx�y~h °~tfeo{g�~h~x�y

w�� «xsr��s��q ���q pz��qq����s �®s pz��r��s£ u¯qv��£ ��zr���q���� ��s�s �p� u�z¥
�®z�q� �� Äz��z�£ ª���z ��s {�rq�p�spz� oxz u�z�®z�q�z �pr �� |pr��z� ����¥
��z�z �p� {�qs����z¦ |z�£ �£
jxo �~g�yhzovf �f~e~hk|tx�yfx{~h ¨Ç   |�r£ �§ �rq z��� Ç �� |�r£   ¼s£   ��q
r��z�z u�z�®z�q�z �pr ��z�s �� Äz��z� ��qs����z�z ÁpÈ rqv��£ ¯�z� �z��z��r���
Æspz�rq®��� ­��� ��z�r �pr��z��r���z �p� {�qs���r¦ �rq ��� ¯q�p�s��s���q �p� ���
u�z�®z�q� �pr ÁpÈ ��r��s�z�q¦ ��� �pr ��z �� Äz��z� ������z�z Æspz�rq®���z
�sº���q n�s��z ¨{ÈÅ o£  �£  �£  ��� Ä ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��¡� ��s {ÈÅ
����q ��� Ès���¦ x� Ç �� |�r£   ¼s£   ��� �z��z��r���z Æspz�rq®��� ��r ­��� ��z�r
�pr��z��r���z �p� {�qs���r x��s ��r ��z�z r���rq�z����z �z��z��r���z {�qs��� o�s¥
rq��q¦ �®s z���q �zqr�����pz�r�s�������¦ ��ºp Ç �� |z�£  ��§£
©xfeof~ho~ys~h ¨o��£ º{ {ÈÅ o£ �£ �£  ��� Ä« ± ���¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ �� � {Æ{¥
Æ�q ��q �z pz� �pr��z��r���s {�qs���rrq�qq�§ �½zz�z ���z����r u�z�®z�q� �pr
ÁpÈ �sº����z ¨|�r£ � o�sn��rq p�£ �p� Ç  � |�r£   ¼s£ �§£ w�ºp �� ��zº��z�z
|z�£ ��� ��£
�p� Ès����qs�� z��� |�r£ � ��� ¿�qpzq�sz����sr����q�z¦ |z�£ � �£

²�h ¬¨hk~hg�y�|fgf~e~hk|tx�yfx{~ ��q Ç  � ®��s Ç � |�r£   Â¯qÆ ��º®�����
��s �rqs���q�����z u�z�x���zr�s��qq�pz� �p�� {���pqpz� �®s �rqv�����q���
±���qrrp����q�¦ r���rq n�zz �r r��� p� rx���� ��z���q¦ ��� �s��q Æ�r�qº�r ¨Ç �
|�r£ � Â¯qÆ§ zps u�z�®z�q� �pr Æ�n�s����qs��� �sº����z �½zz�z¦ n��� r�� z���
��z «xsr��s��q�z ��r ÅÆ{ ºps È®�spz� oxz {®���sz o�sv�����q�q r�z� ¨���£ �q¥
n� z���q «�s��z�¦ ¯q��qpz��z� ºp Á´Æ¦ |z�£ �§£ ¼��� ��s ±rvs£ ��r {ÈÅ �sº���q
��z� Â�vÆ�r£ ����s u�z�®z�q� �pr Æ�n�s����qs��� ¨{ÈÅ o£ �¡£  ¡£  ��� Ä ±
 ��³ �¡¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �� ��q ºprq£ |z�£ �pjdml_]dp_¦ È±  ���¦    §£
|p�� n�zz ���sz��� oxz u�z�®z�q�z �pr Æ�n�s����qs��� �prºp����z �rq¦ ��zz ��s
¬�rq�z�¦ ��° ��zp�z �p� u�z�®z�q� oxs�����z¦ ��r���� ����pqr�� r��z¦ n��� r��� ���
�rqs���q����� u�z�x���zr�s��qq�pz� z��� ��z ±����z ®��s ��� ÁpÈ¦ ��q��z �p�� z���
Ç  � s���q�q£ ¯x ��º�vq��sq ��� È�z«�sn£ �� Äzq�s�rr� ��s Æ�������°�����q ��s {�rq�p�¥
spz� ��� Â½sv�sr����q�z¦ ��� ÁpÈ ��qs����z ���s ���£ Ç � |�r£ � Â¯qÆ zps u�z�®z�q�
�pr Æ�n�s����qs��� ��º����z �½zz�z¦ ��� |zn�z�pz� oxz Ç �� �®s Æ�n�zz� �pr ��s
«�s�p°�spz� oxz |p�np��r x��s |z����z �� Æspz� pz� {x��z ��q ��� ��ºp���½s�¥
��z Æspz� pz� {x��z¦ ��� |zn�z�pz� ��r ����s��z�r ºn�r���zº��q���� �pr����p��z�z
Ç �� u¯qw« ¨r£ ���s Ç �� |�r£   pz� �§ rxn�� ��s «�s��z����pz�rs���� z��� ±  � 
|�r£ � ¯�qº � u¯q± ¨«�sº���q �p� |�q�o��spz� ��r È����zo�zq�sr pz� ��s rq���z��z
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± �� |z�£ �³� u�z�®z�q� �pr

j  � ¥p��v

uszq�� ºp ��z us�����q�spz��z ��� ��s {�rq�z�r�p�z���� pz� ��s {�n�sqpz� oxz Åx�¥
oxss�q�z {¿È o£  �£   £  ���¦ ¯quÂ u¯qÆ Ç � {��£ ¼s£ ��� ºps {�n�sqpz� ��s «�����¥
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{¯q{�£ Ä¦ � �¦ �z Âs��q r��q  £  £  ���¦ o��£ {��£ o£ ��£  �£  ���¦ {¯q{�£ Ä  ���¦
 ��� r£ �p�� �pjdml_]dp_{xwj^uk¦ Â�v£ � ±z£ �� �£¦ �xsq �p�� ºps |��s�zºpz�
��s u�z�®z�q� �ºn£ Æ�n�zz� z��� ��s ��s��q�z �ºn£ �z��s��q�z ¿�q�x��§£
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Æspz�r�qº���� n�s��z �� ±����z ��s pz��r��s�z�q�z ¯q�p�sv�����q �p�� ��
|pr��z� �sº���q� u�z�®z�q� �pr ÁpÈ ¨o��£ �p�� Ç ��� ¼s£  § oxz ��s ��pqr���z
u�z�x���zr��rq�p�spz� �s��°q¦ oxz ��n�����z��z ±����pz��z �z w{| ����¥
r���z ¨{ÈÅ o£ �£ �£  ��� Ä« ± ���¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ �� � o£ �£ �£  ��� Ä« ± ���¢��¦
{ÈÅ¢¼«  ���¦ ��� ºps ��rxz��sq�z pz� ��z���q�����z È�rqrq���pz� ��� �pr��z¥
��r���s ¿�qpzq�sz����sr����q§£
p~ehf~xteo{ gf~e~hk|tx�yfx{~h jxov�o|f~ o��y �~efg�y~s jxovmss~o�
gf~e~hh~�yf} {�º®����� ��s �z��z��r���z {�rq�p�spz� �rq ���s oxs�pr��r�qºq¦ ��°
�r r��� p� q�qr������� p� ��� ¯qv��£ ºps����z��s� u�z�®z�q� �pr ÁpÈ ��z���q
¨��ºp ��� �z |z�£ �¡ ��£ ��s��rq���q�z Æspz�r�qº�§¦ n�r �qn� ��� �����z��s ¬z¥
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q�sz����s�z�q��q�o� �ºn£ �����z��� ¬zq�sz����ss�r��x x��s �����z��s ­���z��¥
�� �� ��������z�z n�sqr����q�����z «�s���s z���q ��s È��� �rq ¨�zqrvs����z� ��z
��rxz��s�z ¯���o�s���qr��°����z �qn� o�sz��zq oxz {ÈÅ o£ ��£   £  ��� Ä« ±
 �¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ��� ��qs£ ±�z��s��s� �z ´�s��p�¾ p£ ÈÆ w®rr£ o£
 �£ �£  ���¦ uÈÆ¦ ���¦ s�s£¦ ��qs£ Æp���v��zq��� �z {s�r����z§£ |pr��z��r���
u�z�®z�q� �pr ÁpÈ �����z �p�� ��� È����z ��s Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q z���q
oxs£
p~x o~{�fxd~o jxov�o|f~o sxf qegt�o�g�~¥e{ �pr ��z�s �z ��z�� �pr��z��¥
r���z ¯q��q ������z�z �p� {�qs���rrq�qq� ¨Ç  � |¹¦ ��zr�����°���� ¼���z��qs����z
�¯o£ Ç  � |�r£ � ¼s£  § �rq ��� «�s�prq��ºp�r��r��s�z�pz� z��� Ç � � |�r£  
¯�qº   ¼s£   ºp �����q�z ¨r£ ��ºp �p�� |z�£  �§£
�ps ±���qr�zqn����pz� pz� ºp ��z u�zº�����q�z¦ ��� us�£ ºp Ç ��� ºps «�s��rrpz�r��¥
°�����q �qn� {ÈÅ o£  �£  ¡£  ��¡ Ä ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  �� ¦  ��� o£ ��£ �£  ��  Ä© ±
 ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ �¡�� �����q� «�s��rrpz�r��r��n�s��z¦ r£ º{ � {o± ��¡¢��¦ ÅÈ±
 ���¦ ���¦ r�z� z���q ºps uzqr�����pz� �z��zx���z nxs��z¦ {«�s�Æ Ä¯q±  ���¦ ���
pz� ���§£ ¬u ���q�z �®s �p� {�qs���� �� |pr��z� z���q ��� �z��z��r���z ±����z ®��s ��r
�p� ª�£ ¨r£ Ç � � |z�£  ¡� ��| ihppvp_m �z Â¢¯~ Ç  � ±z£ | ��§£

²~ytf ~xo lpq� �®rr�z ��� z��� �z��z��r���z «xsr��s��q�z �s��qq��q�z u�z¥
�®z�q� �pr ÁpÈ ¨{ÈÅ o£ ��£ �£  ��  Ä© ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ �¡�� ��| �pjdml_]}
dp_{xwj^uk¦ Â�v£ � ±z£ �� �£� �l_ihp{�jhhp_¦ ±z£  ���§ ��s ��pqr���z {�rq�p�¥
spz� pzq�snxs��z n�s��z£ ur �x��q ����s��z�r ��z� ¯q�p�s�s��°��pz� z���
Ç ��� �z {�qs���q ¨r£ Ç ��� ¼s£  §£ w�� ­�s���s��°��pz� z��� Ç ��� �rq ºp��rr��
¨��|�l_ihp{�jhhp_ ��¹§£
®gf ~xo lpq dmhy�o�~o� ��zz �r r��z¦ ��° ��� {�rq�p�spz� ��s �p� u�z�®z�q�
�zqn���s ��� ¯q��q¦ �z ��� ��� u�z�®z�q� �sº���q n�s��z¦ x��s ��� ªx�zr�qº¥
rq��q ºp��q���q n�s� ¨Ès��rq���pz�r��q�x��§£ {�� ÁpÈ ���q �zrxn��q s������°�� ��r
{�����z���qrvs�zº�v¦ ��¦ ��� {�rq�p�spz� �s�x��q �z ��� ¯q��q¦ �z ��� ��s �p� {�¥
qs��� ������z �rq ¨r£ |sq£ � ¹uyw¥¿prq�s���x���z¦ ��ºp �cmph¦ w{| ÄÄÄ£¦
|sq£ �¦ �xsq ºps ÁpÈ ±z£  ¡¦   � ��¹ ±z£  � |��x���zr®��sr���q ºp |sq£ �
|�r£  � ºps ´s�À�r¦ �rvn£ {ÈÅ o£ �£ �£  ��� Ä« ± ���¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ �� 
�£n£¼£§£ ­���q ��z w{| ��� {�rq�p�spz� ��� �pr��z��r���z ¯q��q ºp¦ ������z
��� ��qs����z��z u�z�®z�q� ��� ��s us��qq�pz� ��r �z��z��r���z u�z�x���zr
�p°�s |zr�qº ¨{ÈÅ o£ �£ �£  ��� Ä« ± ���¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ �� ¢���� o£ ��£ �£  ���
Ä ±  �¡¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���§£ ¯xn��q z���q ox� w{| �pr��r���xrr�z¦ �rq ��s ´sx¥
�s�rr�xzroxs�����q z��� Ç ��� |�r£   ¼s£ � ºp �����q�z ¨��ºp Ç ���
|z�£ �  ��£§£ ur ��zz �p�� r��z¦ ��° ��r w{| �zxs�z�q¦ ��° �����z ��q�����q�z
¯q��q�z ��r {�rq�p�spz�rs���q o�s�����q¦ ���s �� ªx�zr�qºrq��q ��� u�z�x�¥
��zrq�p�s¦ ��� �z ��� �z��s�z ¯q��q �®s ���r� u�z�®z�q� �s�x��z nps��¦ �z��¥
s���z�q n�s� ¨|zs���zpz�r��q�x��� o��£ º{ {ÈÅ o£ � £ �£  ��  Ä ± � ¢��¦
{¯q{�£ ÄÄ  �� ¦ ���§£ ª�s��z¦ n�� ��r �z ��z���z w{| ��s È��� �rq¦ ��� u�z�®z�q�
�pr ÁpÈ z���q ��rxz��sq �sn��zq¦ rxz��sz �®s u�z�®z�q� �pr pz��n��������
«�s�½��z ��� |zs���zpz�r��q�x�� �z��xs�z�q¦ rxn��q ���r�r «�s�½��z z���q
ºp ��z�s �z ��� ��n������z ¯q��q ������z�z {�qs���rrq�qq� ���½sq ¨w{| ¯v�z��z¦
{¯q{�£ Ä  ���¦ ���� {s�r����z¦ {¯q{�£ Ä  ���¦ ��� |s��zq�z��z¦ {¯q{�£ Ä  ���¦ ���§¦
�s���q ��� Ès��rq���pz�¦ n�zz ��� Æspz�rq®��� ºp ��z�s �pr��z��r���z �p� {�¥
qs���rq�qq� ���½s�z ¨��| bpvw]jd¦ w{  ���¦  ���¢ �� � o��£ �� ®�s���z �p��
¹Èw ¿®zrq�s o£ � £   £  ���¦ È±  ���¦  ��§£
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w�� ��r��s�z�q� ¯q´�����q �s��°q p£ �£ z��� Ç �� |�r£   ¼s£   u�z�®z�q� �pr ��z�s
�� Äz��z� ��qs����z�z ÁpÈ ¨ÇÇ  �¦  �� �z ���r�� �pr����z��z� ºps |zn�z¥
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�pz� oxz Ç  ��¦ �xsq£ ª���z ��s n��q�s�z u�zº�����q�z¦ ºp Ç ��§£ ¯�z� �z��z��¥
r��� Æspz�rq®��� ­��� ��z�r �pr��z��r���z �p� {�qs���r¦ ��r��s�z�q Ç �� |�r£  
¼s£   ��� ¯q�p�s��s���q �p� ��� u�z�®z�q� �pr Áp�¦ ��� �pr ��z �� Äz��z� ������¥
z�z Æspz�rq®���z �sº���q n�s��z ¨{ÈÅ o£  �£  �£  ��� Ä ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ
 ���¦ ��¡§£ ur n�s� ���s ��� |p���rrpz� o�sqs�q�z¦ ��° ��� Ès��� ��s u�z�®z�q�¥
tp�����º��spz�¦ �qn� x� ��z�n�sqr����q����� ­��s���qpz� oxs����q¦ �p�� pzq�s
{�s®��r���q��pz� ��s �pr��z��r���z È�����z ºp ��psq����z �rq ¨�pjdml_]dp_{
xwj^uk~ Â�v£ � ±z£ �¡§£ {�r ��zr�����°���� «�  ��¡ n�s �®s u�z�®z�q� �pr ÁpÈ
��r��s�z�q ¯qv��£¦ n�zz r�� �z ��s ww± x��s �z {�s��z ¨¹rq§ ��ºx��z nxs��z
r�z�¦ Ç � ¼s£ �� �È ��zr�������£

u�zrqn����z �s��£

j� �~hyztfoxg ¥e �o�~h~o �mhg�yhx|f~o

®� �~hyztfoxg ¥e �o�~h~o jxoveo|fg�hf~o

��yhx|ffes} �lkd_juk¦ ¯q�p�s����� {���z��pz� ��s «�s�®qpz��z �®s u�s�z��q�s¦ Äz�£
 ��¡¦ ���£

�� �~hyztfoxg ¥e �~o �o�~h~o °~cxoo~xoveo|fg�hf~o

�~hyztfoxg ¥e �~o jxov�o|f~o �eg °~c~h�~�~fhx~�} ¼��� ��sº��q���s ±���qr¥
���� �rq ��� |��s�zºpz� ��s u�z�®z�q� �pr ÁpÈ oxz ��z�z �pr Æ�n�s����qs���
oxz ��zº ��rxz��s�s {���pqpz�£ w��r �x��q ºp� ��z�z ��s�pr¦ ��° ��� Á��������¥
z�q�xz �®s u�z�®z�q� �pr Æ�n�s����qs��� �z Ç  � |�r£ � ¯�qº   ��� |pr®�pz�
oxz ÁpÈ ��r z���q�o�r ­�q��rq�z�r��s���� o�sn�z��q¦ ºp� �z��s�z ��s�pr¦ ��°
�z ��� ¬zq�sr�����pz� º���s����� n��q�s� rq�p�s����� ±���qr�x���z ���z®v�q
r�z�¦ º{ ��� Ès���¦ x� Æ�n¯q´�����q ��rq��q x��s ��� ­�s����r�z�pz� ��r Ç ���
��n��sq n�s� prn£ �p ��z u�zº�����q�z ��s º­ s���q r��n��s���z |��s�zºpz�
|z�£  �¡ ��£
�~hyztfoxg ¥e �~o jxov�o|f~o �eg g~t�gfzo�x{~h qh�~xf} |p�� �� «�s���qz�r
oxz u�z�®z�q�z �pr ÁpÈ pz� r���rq�z����s |s���q ¨Ç  �§ ��zz �r ºp ���sr��z��¥
�pz��z �x���z¦ n�zz������ ���r� Âxz����q� n���z ��s u���z�sq ��s ÁpÈ ��r
¬svsx�p�q�xz prn£ ���s pz����pq�z� r�z�£
" ¥{f{e�qu�v{ ¥gdl}q�x{lz È®s ��� |��s�zºpz� �rq ºpz���rq ����pqr��¦ ��° rx¥
nx�� ��� ÁpÈ ��r �p�� ��� r���rq�z���� |s���q �¯o£ Ç  � �� «�s���qz�r ºps Æ�n�s¥
����qs���r����z�q�xz z��� Ç  � |�r£ � ¯�qº   z���q�o� ­�q��rq�z�r��s����� ��s¥
rq����z pz� �z ���r�s {�º���pz� ��z� ��z�z��s �zqrvs����z�� ²p���q�q �p�n��r�z£
Ä� «�s���qz�r ��s u�z�®z�q� �pr ÁpÈ ºp ��z�z �pr r���rq�z����s |s���q �zq���q
��r Æ�r�qº ºps |��s�zºpz� ���z�z pz��qq����s�z Å�zn��r£
" ¥{eg{lle{ �weuxs{ue{lz ��q ��z ¯qv��£ rxnx�� ��z� �p� ­�q�����q ��r �p�� ��z� r���¥
rq�z���� |s���q ��qs�zzq �pr¦ �rq oxz ��qs�zzq�z ­�q�����q�z �¯o£ ����zrq�z�����
�p� {�qs��� pz� r���rq�z����s |s���q �prºp����z pz� ����zqrvs����z� ��z ��¥
n���r �s��qq��q�s Æ�n�zz ¨Ç � |�r£ � ¼s£  § ��s {�rq�p�spz� ºp pzq�sn�s��z ¨o��£
�� «�s���qz�r ��s r���rqrq�z����z |s���q ºp� Æ�n�s����qs��� º{ {ÈÅ o£
� £ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ��¡§£
" �u�veeg{ll��g{ �weuxs{ue{lz Æ�zº �prz���rn��r� ��zz ���s ��z� �p� {�q�q��pz�
��q r���rq�z����s |s���q rx o�s��x��q�z r��z¦ ��° ��z� ­s�zzpz� z���q �z {�¥
qs���q �x��q£ È®s ¯��qºp��q pzq�s n�rr�zr����q�����z Æ�r���qrvpz�q�z ��q ���
±rvs£ ��r {ÈÅ ¨{ÈÅ o£ �£ �£  ��� Ä« �� ¢�� ¬¦ {¯q{�£ ÄÄÄ¦  ��� o��£ �zqrvs�¥
���z� �®s ��z� us��z��sq�q�����q �� «�s���qz�r ºp Æ�n�s����qs��� {ÈÅ o£
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��£  £  ��¡ Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄÄ¦ � �§ ��z ¯q�z�vpz�q ��z��zx���z¦ ��°
�spz�r�qº���� ��oxz �prºp����z r��¦ ��° �z ����z È����z¦ �z ��z�z ��z� ­�q�����q
pzq�s |przpqºpz� ��s ¼�qps�s��q ��r Æspz� pz� {x��zr �p� ��� Æ�n�zzpz�
oxz ´���zº�z pz� ´���zº�zq����z ¨pz� nx�� �p�� ¯��q�pq§ ��s���q�q �rq¦ rx����
�pr Á�z�n�sqr����q oxs�����z¦ �p�� n�zz ����� ��s n�rr�zr����q�����z |s���q ��z
����pqpz�rox���s ´��qº ��zºps�p��z �rq pz� ��z��s�p�q n�s�£ u�z� rx���� {�ps¥
q���pz� �zqrvs���� �p�� ��s «�s���sr�p���rrpz�£
¬u �rq �z È����z ���r�s |sq ��z��� ºp �zqr������z¦ n����� ��s �����z {�q�q��pz¥
��z ��s ��r��q�z {�q�q��pz� ��r Æ�vs��� ���q ¨o��£ |z�£  �¡ ��£ ºp� «�s���qz�r
ÁpÈ ºp� Æ�n�s����qs���§£ Ärq ��q��z ��s È���o�srp�� zps ºn�z�r��p����s {�¥
rq�z�q��� ��s n�rr�zr����q�����z |s���q¦ rq���q ��� Æ�r��qq�q�����q s������°��
r���rq�z���� |s���q �¯o£ Ç  � ��s¦ n�zz �� ®�s���z ��� �xsq���z «xs�prr�qºpz��z
�s�®��q r�z�£ Âx��q �r ������z ���s �p� ��� Æ�n�zzpz� ��r ¯��q�pq�r �ºn£ ��s
´���zº�z pz� ´���zº�zq���� �z¦ ����q ÁpÈ �¯o£ Ç  � |�r£   oxs£
" hul�{qywqq{ ckl huls�lye{sklsdgg{l�{lz ª���z ��s usq���pz� oxz �{uedle{ggu�ve
�ps�� ��z Á�z�¥ pz� Èxsrqn�sq �ºn£ �ps�� |z��rq���q�¦ |z�£ ���£ uzqr�����¥
�pz��z¦ ��� ��s Á�z�¥ pz� Èxsrqn�sq �®s ��s�z��q����� ­�q�����q�z ¨��ºp �lkd}
_juk¦ Äz�£  ��¡¦ ���§ �z qdy m{gdyfc{g�wl}{l x��s �e�l}{fkgx�luf�eukl{l �s���q¦ n�s��z
�� ��������z�z ��r �p� u�z�®z�q� �z��r���z ¨�pjdml_]dp_{�wd�hp_¦ Â�v£ ��
±z£  ��� Æ�n�zzºpr����� ��� Æ�n�zz�s��qq�pz� z��� Ç  ��§¦ z���zq����¦ n�zz
r�� ��r usr�qº �®s �zq��z��z� x��s �zq����z�� u�zz����z �pr ÁpÈ ��n��sq n�s¥
��z ¨�hppvp_m �z �{�¦ Ç  � ±z£ {  ��� o��£ �p�� {ÈÅ o£ ��£ �£  ��� ÄÄÄ ± �� ¢
��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ � � ��qs£ Æ�n�s��qs����z��z§£ ª�s��z uzqr������pz��z ��r |p�¥
n�z�r�zqr������pz��z �pr ��z�s {pz��r¥ x��s Á�z��r��rr� x��s oxz �z��s�z
½���zq�����z Â�rr�z ��º���q¦ �rq ��� ¯q�p�s���s��pz� z��� Ç � ¼s£  � ºp �����q�z£
Ärq ��z Á�z�¥ pz� Èxsrqn�sq ��r |p�r���qrs�q x��s �z ��z�s ��z�����z ��� Æ�¥
r����qr�®�spz� ®��sn����z��z Èpz�q�xz q�q�� ¨��ºp {ÈÅ o£ � £  £  ��� «ÄÄÄ ±
 ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ��� �n¼§¦ º{ ��� ��z�s �p���s���s�� �z ��s ±���qr�xs� ��z�s
|Æ x��s ��z�s Æ�zxrr�zr����q¦ rq����z r��z� ��s�pr �sº���q�z {�º®�� �s��q �pr¥
�s®�������s ��r�qº�����s �pn��rpz� ���£ Ç  � |�r£   ¼s£ � u�z�®z�q� �pr r���¥
rq�z����s |s���q ��s ¨��ºp Ç  � |z�£ ��  ��£§£ w�� {�s�qpz� oxz �z��s�z Á�z�¥
pz� Èxsrqn�sq�z �ºn£ ��� ­�q�����q ��r ¯���o�srq�z����s �rq �s����sp����� ¨r£ �p��
��kdp{�p^ukp¦ ¯£ ���§£

�� �~hyztfoxg ¥e �~o ��~hg�ye�~xoveo|fg�hf~o

w�� |��s�zºpz� ��s u�z�®z�q� �pr ÁpÈ ºp ��z ���sr��p°��z�pz�qr�sq�z �rq oxs
����� ��� ��s Ès��� oxz {���pqpz�¦ x� pz� �z n������ ¬���z� o�sr������z�
­�q�����q�z x��s ��� ¼pqºpz� oxz ª�sqr����qr�®q�sz ��r Á�z�¥ pz� Èxsrqn�sqr
zx�� ��z u�z�®z�q�z �pr Á�z�¥ pz� Èxsrqn�sqr����q ºpºps���z�z ¨¯p�r����s�¥
q�qr�spz�r�qº§ x��s ��� ��z�s �z��s�z u�z�pz�qr�sq ºp �s��rr�z r�z�£
�~hyztfoxg ¥e �~o jxov�o|f~o �eg ox�yfg~t�gfzo�x{~h qh�~xf} {�s®�spz�r¥
vpz�q� oxz u�z�®z�q�z �pr ÁpÈ pz� u�z�®z�q�z �pr z���qr���rq�z����s |s���q
�½zz�z r��� oxs ����� �s����z¦ n�zz ��s Á�z�¥ pz� Èxsrqn�sq �®s ws�qq� pzr���¥
rq�z���� w��zrq� o�ss���q�q ¨o��£ |z�£  ��§£
" ¡wl}{g{u{l� }u{ }{p �eiyq� ckl {ul{p �yy{lequ�v�g{�vequ�v{l ju{lfev{ggl dle{g nlg{�vldlx
}{f hgeg�xf �dg m{bugef�v�yedlx ��{gq�ff{l n�s��z ¨º{ È½srq�sz¦ Æ��rq�����z§¦ �®�s�z
ºp u�zz����z ��� ��z u�z�®z�q�z �pr z���qr���rq�z����s |s���q£ {�� ­����zs���¥
zpz� �x��q ���s �p�� ��r «xs�����z oxz u�z�®z�q�z �pr ÁpÈ �z {�qs���q
¨¹ÈÅ o£  �£ �£  ���¦ ¿�z{�È�z  ��¡¦ ��¡� ±ÈÅ o£ ��£ �£  ���¦ ±¯q{�£  ���¦
 ¡��§£
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" ¡�l}�g�{ue{gl� }{l{l {ul hgle{g{�ve ��º®����� ��rq���q�s È�����z ºprq��q¦ �sº����z
u�zz����z ��� ��z u�z�®z�q�z �pr z���qr���rq�z����s |s���q£ us���q�z r�� ����¥
��z rx�£ j{ide�eqwl}{g{u{l �dg {ux{l{l m{bugef�v�yedlx� �����z �zqrvs����z�� �sn�sq¥
r����q�q� usqs��� �ºn£ us�½r� �spz�r�qº���� pzq�s ��� u�z�pz�qr�sq ÁpÈ£ w�� {g�
fi�ge{l ���ve�ulf{l r�z� ��r x{q}b{ge{g �kge{uq ��� ��z u�z�®z�q�z �pr
z���qr���rq�z����s |s���q ºp �s��rr�z¦ �®rr�z ��zz ���s �p�� �z ��sr����z Å½��
��� ��z u�z�®z�q�z �pr ÁpÈ ��r {| ����ºx��z n�s��z �½zz�z ¨��| �ph^gwdd{
�jp_p¦ | ���§£
l�g �~hyztfoxg ¥e �~o jxov�o|f~o �eg ¬�kxf�td~hs¨{~o �rq ��z�sr��qr oxz
��s ¯p�r����s�q�qr���pr�� ��r Ç �¡ |�r£ �¦ �z��s�sr��qr ���s oxz ��� ¬�rq�z�
��rq���q¦ ��° n���z ��s u���z�sq ��s �p� {�q�q��pz� z���q �������� ����r ªÆ
ºp� �p� {« ��ºx��z n�s��z ��zz£ |p°�s��� �rq �®s ��� ¬zq�sr�����pz� ��s
¯v�s�s�s����qs�� oxz {���pqpz� ¨Ç �¡ |�r£ �§£
" �keb{l}ux{f dl} x{buqqs�ge{f m{egu{�fc{gp�x{lz �p� �p� {« ���½s�z ��� ��¥
qs��������z Æ�����qq��¦ �p�� n�zz r�� s�zq��s���� �z�����q r�z�£ ��zr�z ���s�pr
r�z� ���z��� u�z�®z�q� �pr ÁpÈ£ Æ��£ �½zz�z m{e{uquxdlx{l �p�� lkeb{l}ux{f qdy
m� r��z ¨rx º{ �z �p� «�s��p�r��zxrr�zr����q�z¦ �p���ss®��z���s���z¦ n�zz
����q º{ ��z {������spz�rs���q o�s�pz��z �rq¦ x��s �z ±��������z��z �¯o£ Ç  �
|�r£   ¼s£ �¦ ��ºp |z�£ ��� ��£� ºps «�sº�zrpz� ��z�s uzq���zpz�r�zqr�����¥
�pz� {ÈÅ o£ �£ �£  ��� Ä« ��¢�� ¬¦ {¯q{�£ ÄÄÄ¦ ���� o£  �£ �£  ��  Ä« ± �¡�¢��¦
{¯q{�£ ÄÄÄ¦ ��� ��q |z�£ �_jpmp_¦ w¯q�¢|  �� ¦ �¡¡§£ w�zzx�� r�z� �qn� �pr
¿�qq��z ��r {« �z��r�����q� ª�sqv�v��s� ��� ��z�� Á�z�n�sq z���q r���rqo�s¥
rq�z����� ���z����r zxqn�z����r �ºn£ ��n����®sq�r {«£ w�� u�z���� ��z�r o�s�prq¥
��º����z�q�z ª�sqv�v��s��rq�z�r ��zz z���q z������x�q n�s��z ¨{ÈÅ o£
� £ �£  ��� Ä« { ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ �� §£ u�z��pq���r vs�o�q�r Æ���o�s�½¥
��z¦ º{ vs�o�q� {�prv�s�pq����z prn£ r�z� ´«¦ usqs��� ���s�pr rq����z rx���� �pr
Â�v�q��o�s�½��z ���£ Ç �¡ ��s£
" hul{ e�iuf�v feuqq{ ¥{f{qqf�v�ye ��zz ºn�r���z ��� Äz����s ��z�r �p� {�qs���r pz�
��z�� ws�qq�z ¨ºps ��z���rs���q�����z Æspz����pz�¦ ÇÇ ��¡ ��£ ÅÆ{§ ��z����z¥
��z r��z ¨ºps |��s�zºpz� ��s q¾v�r�� rq����z Æ�r���r����q ºp� v�sq��s�r���z
|s���qro�s���qz�r {ÈÅ o£ �£  �£  ��� Ä ±  ��¢��¦ ÅÈ±  ���¦ ���§ x��s �r ��zz
��z v�sq��s�r���r w�s����z ������z n�s��z£ {�� z���z |z���½s���z r�z� ºps
�rqs���q�����z |z�s��zzpz� ��� ®������z «xs�prr�qºpz��z ºp �s�®���z ¨r£ º{
{ÈÅ o£  �£ �£  ��� «ÄÄÄ ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ��¡ pz� �zqrvs����z� |z�£  �¡§£
�ps q�qr��������z wps���®�spz� ��z�s q¾v�r�� rq����z Æ�r���r����q pzq�s z���z
|z���½s���z ���½sq �r¦ ��° ��s Æ�n�zz�zq��� ��r rq����z Æ�r���r����q�sr o�s��z¥
��spz�r����° �pr��º���q x��s o�s��z��spz�r����° �z ��z w�s����z p���n�z¥
���q n�s� ¨{ÈÅ «ÄÄÄ ± ��¢��� o��£ �p�� |z�£ � §£ {��� {�qs���r�z����s �rq ��s
Æ�n�zz�zq��� ��r q¾v�r�� rq����z Æ�r���r����q�sr ��r {| ��º�����s£ w�s q¾v�r��
rq���� Æ�r���r����q�s �rq ���z ¿�qpzq�sz����s£ us �sº���q ���£ Ç �¡ |�r£   ¼s£ �
u�z�®z�q� �pr Â�v�q��o�s�½��z£
l�g �~hyztfoxg ¥e �~o jxov�o|f~o �eg �~hsx~feo{ eo� �~hk��yfeo{ �rq
oxz ��s ¯p�r����s�q�qr���pr�� ��r Ç �  |�r£ � ��rq���q£ Å��sz��� r�z� �z r���
u�z�®z�q� �pr «p« ��zz ��z �p� u�z�®z�q�z ºpºps���z�z¦ n�zz r�� ºp ���r�z
���½s�z£ w��r r�qºq oxs�pr¦ ��° ��� «�sv���qpz� �qn� oxz Æspz� pz� {x��z �z
�z��� n�sqr����q������ �pr����z��z� ��q ��� �p� {�qs��� rq��q¦ ��¦ ��� �p�
È�����z z���q ºn����zq�s����q o�sn�z��q n�s��z ¨{ÈÅ o£  ¡£ �£  ��� Ä« ���¢
�� ¬¦ {¯q{�£ ÄÄÄ  ���¦   � �n¼ ºps ±rvs£ ��r ±ÈÅ§£ u�z rx����s �z��s n�sq¥
r����q�����s �pr����z��z� �rq �qn� �p�� ��� uzqr������pz��z �®s ��� ¼pqºpz�
x��s ª�sq��z��spz� oxz �p� Æspz� pz� {x��z ������z¦ º{ ��� ±½�s�z pz�



Á�z�¥ pz� Èxsrqn�sqr����q |z�£  �³ � ± ��
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Â����o�s���pz��z ¨{ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ��� ��q u�zs�p¥
�pz� ��z�s w��zrq��s���q§£
{�rxz��s� Æspz�r�qº� ���q�z ��� ��s «�sv���qpz� ��z�r �p� {�qs���r� n���z ��s ±���qr¥
o�s���qz�rr� ��� {x��zr���qº�z pz� ��s�z |pr��pq�¦ |z�£ �¡� ��£� ºps «�s���qpz� oxz
Æ���p��z prn£¦ �zr��rxz��s� oxz È�s��zº����sz pz� È�s��znx�zpz��z¦ |z�£ �¡¡ ��£

�~hyztfoxg ¥e �~o gmogfx{~o jxov�o|f~o} {�s®�spz�rvpz�q� r�z� ���s oxs
����� �� {�s���� ��s nqe{le{uqfq{ufedlx{l ������z ¨|z�£  �� ��£§£ uzq���q� �®s ���
�{gpu{edlx �{b{xqu�v{g ¥{x{lfewl}{ ¨o��£ Ç �� ¼s£ � ¯�qº  §¦ rxn��q r�� ºp� �p� {«
���½s�z¦ r�z� �p� u�zz����z¦ �r r�� ��zz¦ ��° ��� «�s���qpz� ��n�s������z
y��s��q�s �zz���q� ��zz ��z���q �r r��� p� u�zz����z �pr Æ�n�s����qs���
¨r£ �p�� ºp� u�zr�qº ��n�������s ªÆ ��r Á�z�¥ pz� Èxsrqn�sqr �p°�s���� r��¥
z�r {�qs���r |z�£  ��§£

®®� �~hyztfoxg ¥e gmogfx{~o �mhg�yhx|f~o

¼����x���z� r�z� zps rx���� «xsr��s��q�z �p����®�sq¦ ��� ºp Ç  � ��z� ��rxz��¥
s� {�º���pz� �p�n��r�z£
�~hyztfoxg ¥e �~o �~htegf�eg{t~x�yg�~g�yhzoveo{~o} ¯v�º����� «�s�prq�pr¥
��������r��s�z�pz��z �®s Á�z�¥ pz� Èxsrqn�sq� ��z��z r��� �®s l{x�euc{ �dfqwl}u�
f�v{ huls�lye{ �z Ç � � |�r£   ¯�qº   ¼s£   pz� �®s ��� ��n�s������ ­��sºp��q pz�
­��s���qpz� �z Ç  � |�r£ �£
���v ¦ �� n�f� � ��e� � �g� � �®s��z z���q�o� u�z�®z�q� �pr ��z�s �z ��z�� �pr¥
��z��r���z ¯q��q ������z�z �p� {�qs���rrq�qq� zps ��q vxr�q�o�z u�z�®z�q�z ��s
��n���r r����z |sq �pr ���r����z ¯q��q �pr��������z pz� �p�� z���q z��� Ç  ¡�
����ºx��z n�s��z£ ¿�°������� �rq ��s {�qs���rrq�qq�z���s��� ��r Ç  � |�r£  
|¹£ ¬zq�s ���r�z ����q �� Æ���zr�qº ºps �s®��s�z ±���qr���� z��� Ç  � |�r£  
¯q|zvÆ �p�� ��z� �p� {�qs���rrq�qq� ¨o��£ ºps ±���qr���� z��� Ç � |ÄÆ {ÈÅ o£
�£ �£  ��� Ä« ± ���¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ �� ¢���§£ u�z �p� {�qs��� ���s®z��q ��� |z¥
z���� ��z�s �p� {�qs���rrq�qq� �z ���r�� ¯�zz� ¨��| º{ �hppvp_m �z Â¢¯~ Ç  �
±z£ | �� r£ ���s bpvw]jd{�w^^p_gp�p_~ wxvv����rq�p�spz�¦ |sq£ � ¿| ±z£ ��§£
¦ �� n�f� � qs���q ��z� ±����pz� ®��s ��z ��r��s�z�q�r «�s�prq�pr������ro�s�xq
�®s ��� ��n�s������ ­��sºp��q pz� ­��s���qpz�£
�~hyztfoxg ¥e �~o �f~e~h�~|h~xeo{~o} ¼��� ¦ � �g� �� r�z� ��� �pr��®rr�
ºp� {��qs�� z��� Ç �� ��r Æ�r�qº�r ®��s ��� |�q�srr����spz� ��s Á�z�n�sq�
rq�p�s�s��£ ¼��� ¦ � �g� �� r�z� ��s Æspz���qs�� ��s ´sx�p�q�xzr�p�����s�zq�
pz� ��r |pr������r���� z��� ��� Æ�r�qº ºps È½s��spz� ��s u�zrq���pz� ��s
��z�n�sqr����q�����z usn�s�rq�q�����q ��r ºp� Å½��rq��qs�� oxz ��¡¡¡ w¿
rq�s�� ¨r£ �� ��zº��z�z us�£ ºp Ç � ¼s£  � pz� ��§£
�~hyztfoxg ¥e �~o °~cxoo~hsxffteo{gdmhg�yhx|f~o} ¦ � n�f� � dl} � �x���z
�� ±����z ��s ÁpÈ ��r Æ�n�zz�s��qq�pz�r�sq �z {�qs���q ¨��ºp |z�£ ��¡ ��£§£
¦ ��� s����q �� {�s���� ��s u�z�pz�qr�sq ÁpÈ ��� Æ�n�zz�s��qq�pz� z���
wps��r��z�qqr�qº�z ¨r£ us�£ ºp Ç  ��§£ ¦ �� n�f� � �we�{ � dl} � �g� �� n�f� �
�g� � pz� Ç ~ � u¯qw« ��rq����z ��r ��n�����z�� ª�£ ��r ÁpÈ pz� s����z ���
us��rrpz� ���r�s Æ�n�zz� z��� ��� ��n������z Â�£ ¨r£ Ç � � |z�£ �� �£ pz� � §£
È®s z���q �p���®�spz�rv�����q��� pz� �p�� q�qr������� z���q z��� Ç � |�r£   ��z
Æ�n�zz �s��qq��z�� �xsrqn�sqr����q����� {�qs���� r���q Ç �  u¯qw« {ul{ ��df�v��
qu{gdlx ckl mn oxs£
¤�v{g{g �{uqb{gez ¼��� Ç � |�r£   ¼s£ � ¯�qº � ��È oxs ��� ¯quzq�Æ  ���¢�¡¡¡¢
�¡¡� ¨ºp� |pr��p��z ��s ±����pz� Ç �� |�r£  � ��È ��r ¯quzq�Æ§ n�s ��� z���q¥
��zpqº��s�z ªÆ ��r �p� {�qs���r �p�� ��s |zr�qº ��r �½��s�z ­���n�sqr
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ºp����rr�z¦ n�zz ��r ��z Æx{ �zqrvs��� ¨ºp ±���qr�zqn����pz�¦ �n��� pz�
{���pqpz� ���r�s ±����pz�� �wd�hp_¦ È±  ���¦ ��� �����§£ Ç �� �zq���q ¯xz��s¥
oxsr��s��q�z �®s ��� Æ�n�zz�s��qq�pz� z��� Ç � x��s z��� wps��r��z�qqrr�qº�z
��� oxs ���  £ Ãp��  ��¡ �z��r�����q�� Æspz� pz� {x��z£
�{ulc{feueuklfg��sq�x{z Ã� z��� Æ�n�zz�s��qq�pz�r�sq pz� ��q ��rq���q�z ¿�°��¥
��z ��rr�z ��� ÇÇ �� pz� �� ��ºx��z �p� Æ�n�zz� �pr ��s «�s�p°�spz� ��¥
rq���q�s |z�����®q�s ��z� |�ºp�r¥ x��s ±®�������½��������q �p�� �� {�s����
��s ÁpÈ ºp ¨r£ us�£ ºp ÇÇ ��¦ �� pz� �pjdml_]dp_{�wd�hp_¦ Â�v£ �  ±z£  ��³ ��§£
§�g}{gp��l�vp{lz ¼��� Ç �� �x���z �p�� �®s ����z�s� pz� ��qq��s� �p� {�qs����
¯xz��s��r��s���pz��z pz� |zrv�s��r��s���pz��z �z {�qs���q ¨r£ Ç �� |z�£ �
pz� �pjdml_]dp_{�wd�hp_¦ Â�v£ �  ±z£  ��§£

h ufe{l�xg�l}{g �½zz�z �srq���r �®s ª�£¦ ��� z��� ��� � £  �£  ��� ����zz�z¦ ��z� Äzo�¥
rq�q�xzrs®������ z��� Ç �� |�r£ � u¯qÆ �«� Ç �� |�r£    ¯�qº � u¯qÆ ��È ��r Ã¯qÆ
 ��� �z |zrvsp�� z����z ¨�� ��zº��z�z ��ºp Â�v£ �¡ ±z£ �¡ ��£§£ È®s �ugef�v�yefx�e{g�
}u{ l��v }{p ��� ��� ���� �z��r�����q x��s ��s��rq���q n�s��z¦ �rq ��� ¿½��������q ��z�¥
s����s ¯xz��s��r��s���pz��z �pr��r���xrr�z ¨{­wsp��r£  �¢���¦ ��§� �kl}{g��f�vg{u�dl�
x{l �½zz�z ��zz ldg lk�v �®s ��� |zr�����pz�r¥ x��s Å�srq���pz�r�xrq�z ��s ª�sq¥
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�ps���zpz�rrp����q �p�� oxz u�z�®z�q�z �pr ÁpÈ ��z ¯qv��£ ¨r£ Ç � |z�£  ��§�
Æ����zq �rq ����q �spz�r�qº���� ��s rqv�����q��� ´�srxz�z�s��r �¯o£ Ç   ¨{ÈÅ o£
�£  �£  ��  Ä« ���¢��¦ ÅÈ±  ���¦ ��¡§¦ ��rx z�q®s����� ´�srxz�z ¨o��£ ��ºp ���
Âx���zq��spz� ºp Ç  §£ w�s ¯qv��£ ��r �ps���zpz�rrp����q �®��q ��������� ��z�z

�¡
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­��� ��r ¯q�p�sv�����q���z���s���r �¯o£ Ç �� |¹ �pr ¨r£ �p�� Ç   |z�£ ��§£ w�r
�ps���zpz�rrp����q �¯q�p�sv�����q���sµ �����sq ���s ����s��z ��z Å�zn��r �p�
��� ¼xqn�z������q ��s ¯q�p�ss���qr��������q ¨��ºp ��������z º{ �jaip¢�_\^p¦
Ç �� |¹ ­º£    ��£§£ w��r� ����q �srq ��q ��s «x���z�pz� ��s Æ��psq ¨o��£ Ç  
{Æ{§¦ ���z��� z���q r��xz ���� z�r��qpspr oxs ¨Ç   |z�£ ��� �jaip¢�_\^p
��¹ ­º£  �§£ u�z�®z�q� �p� Æspz� ��z�r �z ��s u�v��z�z�rº��q ��z��qs�q�z�z
us�����r r�z� ��r u�z�®z�q� ��r rv�q�s Æ��xs�z�z ºp ����z���z ¨`ddc epuip_¦
w�� Æspz�����z ��s u�z�x���zrq�p�s¦  ��¡¦ Ç �¡� �jaip{�_\^p ��¹§£ ¯�� �z��q
��q ��� ­x� ��s z�q®s�����z ´�srxz¦ n�zz������ ���ps�� ��� ¯q�p�sr��p�� z���q
�s��r��q¦ rxz��sz �� ª��� ��s ¬z�o�sr��rp�º�rr�xz �p� ��z x��s ��� us��z ®��s¥
���q ¨Ç �� |¹� Ç   |z�£ ��¦ �xsq �p�� ºp «�sr��x���z�z§£ ¼��� ��� ­x� ��s
z�q®s�����z ´�srxz �rq �ps���zpz�rrp����q ��s us��¢¿�q�s�� ¨Ç  ��� {Æ{§£
{�� ¿�q�s��z ���q ���r �spz�r�qº���� �p�� ��zz n�zz r�� r��� rx������ �pr��z�z¥
��sr�qº�z ¨{ÈÅ o£ �£ �£  ��¡ Æs¯ �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���� r£ ��ºp pz� ��n�rr�z u�z¥
r��s�z�pz��z |z�£  ��§£ Äz |zr��pz� oxz �p� Æspz�rq®���z �ºn£ Å½��z ��zz
�zrxn��q ����s��z�r ¯xz��ss���q �����q���� r��z ¨Å½��¹¦ ��ºp |z�£  �� �£¦ ��z¥
��rs���q�����r |z�s��zs���q¦ ��ºp |z�£  ��� ÇÇ  � ��£ Æs�rq«Æ¦ |z�£  ��§£
lx~ �~hgmo~o{~g~ttg�y�|f �rq z��� ��s ±rvs£ ��r {ÈÅ ºn�s z���q ¯p����q ��s
u�z�x���zr��rq�p�spz�¦ ���s ¯p����q ��s ��n�s������z Æ�n�zz�sº���pz� pz�
����q ���s�zºq ��z�x���zrq�p�ss���qr�����£ ¯�� �s�®��q ��z ­�q��rq�z� ��s u�z¥
�pz�qr�sº���pz�¦ �p� ��s�s u��z� n�s� ��s Æ�n�zz �s��qq��q pz� �srq rx��zz ��z
Æ�r���r����q�sz ºp��n��r�z ¨{ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Æs¯ �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ �� ¢����
o£ �£ �£  ��� Æs¯  ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ � �¢��  �n¼¦ r£ �xsq �p�� �®s {sp��¥
q���r�����zr����q�z§£ w� ��� Æ�r���r����q�s ��� ¿�qpzq�sz����s ��r {�qs���r
r�z�¦ ��s {�qs��� �p� ��s� ±���zpz� pz� Æ����s ���®�sq n�s�¦ n�s��z ��z�z ���
us���z�rr� ¨Æ�n�zz pz� «�s�prq§ ��s �����zr����q�����z ­�q�����q �zq����� ��r
xs���z�s� u�z�®z�q� ºp��s���z�q ¨{ÈÅ o£ �£ �£  ��� Æs¯ �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦
� �� o£ �£ �£  ��� Æs¯  ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ � �¢�� §£ w��r� z���q pz��rqs�qq�z�
±rvs£ ��r {ÈÅ ¨ºps Âs�q�� �n¼ �jaip¢�_\^p ��¹ Ç �� ­º£ � § ���q �p�� �®s ��z
{�s���� ��s u�z�®z�q� �pr ÁpÈ ¨Ç  � |�r£ �¦ ��ºp |z�£ ���¦ Ç   |z�£ ��§£
qo�~h~ �of~hg�y~x�eo{~o {heo�gzf¥tx�y eo�~��yftx�y} Æspz�r�qº����
�z®v�q ��r Æ�r�qº �®s ��� v�sr½z����� �ps���zpz� ��s u�z�®z�q� �pr ÁpÈ �z
���z� n��q�s�z ¬zq�sr�����pz��z �z¦ �qn� z��� Å�pvq¥¦ ¼���z¥ pz� �p�s¥
n�s�r��z�n�sq�z¦ n�� r�� p�£ �� ±����z oxz ¯p�o�zq�xz�z ����p��� r�z�£ ¼ps
��zº ������zq���� ��º���q r��� ��r Æ�r�qº �p� ��� u�z�®z�q� ��r ¯qv��£ ¨Ç  � �
|�r£   ¯�qº   ¼s£ �§ x��s r��z� ¯q���pz� ¨º{ ��pvq��sp������s Á�z�¥ pz� Èxsrq¥
n�sq �ºn£ Á�z�n�sq �¯o£ Ç   |�r£ � ��r Æ�r�qº�r ®��s ��� |�q�srr����spz� ��s
Á�z�n�sq�¦ Ç  � |�r£   ¼s£   ¯�qº � �«�£ Ç � � |�r£   ¯�qº   ¼s£   {p��rq£ �
pz� � {�nÆ� ��s���q��q�s ´�srxz�z�s��r �®s ��z� ´sx�p�q�xzr�p�����s�zq� z���
Ç   ÈuÁuÆ o£ � £ �£  ���¦ {Æ{�£ Ä¦ ��� �«�£ Ç  � |�r£ � ¼s£ �§£ ur rv���q �p��
���z� ±x���¦ x� ��� u�z�®z�q� �pr ÁpÈ �� ±����z ��z�r ��p�s�����z È������z��¥
qs���r x��s �p°�s���� ��oxz �qn� �� ±����z ��z�s ¿�qpzq�sz����sr����q oxz
��z�z��s �s����z ´�srxz�z �sº���q n�s��z£

u�zrqn����z �s��£

�� l~h t�o�� eo� |mhgfcxhfg�y�|ftx�y~ �©xf���of~ho~ys~h �tg
�eh~�yoeo{gge�w~vf

Ç  � ���q ��zº r���rqo�srq�z����� ox� �p� ¨¿�q¥§¬zq�sz����s ��r �ps���zpz�r¥
rp����q ��s �p� u�z�®z�q� �pr£ w�� «xsr��s��q �sn��zq ���r zps ������zq���� ¨Ç  �
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|�r£   ¯�qº �§ x��s �®s ¿�qpzq�sz����s ®��s ��z� «�sn��rpz� ¨Ç  � |�r£ � �«�£
Ç  � |�r£   ¼s£ �§£ w�s {��s��� �¬zq�sz����sµ �rq ��z pz��rq���q�s ±���qr��¥
�s��� ¨o��£ {ÈÅ o£ ��£ �£  ��  Ä ��¢�  ¬¦ {¯q{�£ ÄÄÄ¦ ���� o£ ��£ �£  ��� «Ä ±
� �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ��¡¦ �¡¢� � ��rq�����s�s n�sqr����q�����s {��s���� o£
��£ �£  ��� Æs¯ �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ �� ¢��� �n¼� ¿�qpzq�sz����s§£
qe| ~x{~o~ �~�yoeo{ eo� °~|�yh fzfx{~h ��of~ho~ys~h } w�r �ps���¥
zpz�rrp����q �®s �p� u�z�®z�q� �rq �spz�r�qº���� ���ps�� ����zzº����z�q¦ ��° �r
��q �z ��z�� �p� {�qs��� ºpr����z����°q�z ª�sqr����qr�®q�sz �p� ����z� ±���¥
zpz� pz� Æ����s ºps usº���pz� oxz �p� u�z�®z�q�z ¨ºp ��z o�sr������z�z Äz¥
���q�z ��r �� Æ�r�qº o�sn�z��q�z {��s���r ��s �p� u�z�®z�q�¦ |z�£ ���§ n�sq¥
r����q�q£ w�� ¿�°����������q ��r ¿�s����r ±���zpz� ¨r£ ��ºp �p�� Ç � |�r£  
¯�qº � Æ�n¯qÆ§ pz� Æ����s �zqrvs���q ��s ��r��s rq�z����z ±rvs£ ��r �®s ���
u�z�®z�q� �pr ÁpÈ ºprq�z����z ¨r£ Æ«´��z {ÈÅ Ä«£ ¯�z�q ­¼s£   �§ Ä«£ ¯�z�qr
��r {ÈÅ£
«��£ º{ {ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä« ±   �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ��¡� o£ ��£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦
{¯q{�£ ÄÄ¦ ���� o£ �£  ¡£  ��� Ä« ±  ��¢�� {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��� o£ �¡£ �£  ��� Ä« ± �¡�¢
�¡¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���� o£ �£ �£  ��� Ä« ± �  ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���� o£  �£ �£  ��� Ä« ± �� ¢��¦
{¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��� r£ �qn� �p�� ÈÆ w®rr£ o£  �£ �£  ���¦ uÈÆ¦ ���¦ s�s£

¬u rq���q ���r�r ¿�s���� ��z�z �z��s�z |pr�sp�� �®s ¬zq�sz����s�z�q��q�o�
pz� ¬zq�sz����ss�r��x ��r «xs�prr�qºpz� �®s ��� |zz���� ��s ¬zq�sz����s¥
����zr����q ��s ¨o��£ �qn� �p�� ��� Æ�����r�qºpz� oxz Ç � |�r£   ¯�qº � Æ�n¯qÆ
��q ��s Ès���¦ n�s ¬zq�sz����s �¯o£ Ç  � |�r£   u¯qÆ �rq¦ �z {ÈÅ o£
��£  ¡£  ��� ÄÄÄ ± � �¢� ¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ���§£ Äz ��z�� Á��qr�qº ��q ��s {ÈÅ
¨o£ ��£ �£  ��� «ÄÄÄ ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ � �§ ����s��z�r ��r ¿�s���� ��®s
����z� ±���zpz�µ ¨�� Æ���zr�qº ºp ��z Æs®z��z§ �����z �p� ��� ¬zq�sz����s¥
�z�q��q�o� ��ºx��z¦ n��s�z� �z �z��s�z uzqr�����pz��z ¨{ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä«
±   �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��¡� o£ �£ �£  ��� Ä« ± � ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���¢���� o£
�£  �£  ��� Ä ± �¡¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦   �§ �prr�����°���� ��z� «�s��z�pz� ºp�
¬zq�sz����ss�r��x ��s��rq���q n�s�£ Äz �z��s�s ±rvs£ ��r {ÈÅ n�s��z ºp� ­���
�p�� ��� ¿�s����� �±���zpz� pz� Æ����sµ¦ �¬zq�sz����ss�r��xµ pz� �¼pq¥
ºpz�r���p�z�rµ ��������r�qºq ¨o��£ {ÈÅ o£ �£ �£  ��� Ä« ± � ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦
���¢���§£ w��r qs���q pu zps ����z�q ºp£ ª�sqr����q�z �p� ����z� ±���zpz� pz�
Æ����s pz� ­s���z oxz ¬zq�sz����ss�r��x r�qº�z z���q ºn�z��z� ����z� s���q¥
����� ¼pqºpz�r���p�z�r oxs�pr ¨|z�£ ��� o��£ �qn� �p�� {ÈÅ o£ ��£ �£  �� 
Ä ��¢�  ¬¦ {¯q{�£ ÄÄÄ¦ ���¦ nx pu ºp ±���q ��s�p� ����rq���q nps��¦ ��° r��� ���
�rqs���q����� ¯q���pz� ��z�r ¼��°�s�p���sr �p�� z��� ��s q�qr��������z Æ�rq��¥
qpz� �ps�� ��� {�q�����q�z s���q�q� r£ �p�� {ÈÅ o£  �£ �£  ��¡ «ÄÄÄ ± ��¢��¦
{¯q{�£ ÄÄ  �� ¦ ��� �� ¼��°�s�p��ro�s���qz�r u�q�sz¢Â�z��s§¦ n�zz������ ���
¼pqºpz�r���p�z�r ��z n�r�zq�����r Äz��º �®s ª�sqr����q�z �p� ����z� ±���zpz�
pz� Æ����s¦ ¬zq�sz����s�z�q��q�o� pz� ¬zq�sz����ss�r��x ��srq���q ¨ºps {���p¥
qpz� ��º®����� ��s ¼pqºpz�r���p�z�r �� Æspz� pz� {x��z |z�£ ��§£
�of~ho~ys~hxoxfx�fxd~ eo� �of~ho~ys~hhxgxvm} w�s ª�sqr����q�z�� �ºn£
��s��z��� ��s �p� r��z� ±���zpz� pz� Æ����s n�sqr����q�z ��°q¦ �rq ��s ¬zq�s¥
z����s ��r �p� {�qs���r ¨r£ ��ºp �p�� �phdp_¦ Äz�£  ��¡¦ �§£ Â�zzº����z�z� �®s
��z ¬zq�sz����s¦ �p�� ��z �p�¦ �rq ��� ���s x��s ��z��s �zq�zr�o� uzq���qpz�
oxz ¬zq�sz����s�z�q��q�o� pz� ��r ­s���z oxz ¬zq�sz����ss�r��x£ |�r Æspz�¥
���� �®s ��� ¬zq�sz����s�z�q��q�o� s����q ���� ¨º�o��s���q����§ n�� ����s ºp tp���¥
��º��s�z��¥ w�rvxr�q�xzr���p�z�r �pr£ ur �x��q �p� ��� {��p�z�r �z¦ ��qºq����
z���q ��s�p�¦ x� r�� �p�� q�qr������� �pr��®�q n�s� ¨{ÈÅ o£ ��£ �£  ��� «ÄÄÄ ±
��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��� o£ ��£  ¡£  ��� ÄÄÄ ± � �¢� ¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ���§£
w�� {��p�z�r ��zz �p� pzq�sr����������z Æspz�����z ��sp��z£ w�� «�s�½��zr¥
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����zrq�z��¦ ��� �z ��z�� �p� {�qs��� ºpr����z����°q r�z�¦ �½zz�z �� u���z¥
qp� ��r {�qs���r�z����sr rq���z¦ r�� �½zz�z ���s �p�� �����q�q¦ ��v���q�q x��s
®��s��rr�z r��z£ |p�� n�sqr����q�����r u���zqp� �x��q �z {�qs���q£ w�r �rq ��s
È���¦ n�zz ��z �z��s�s ��r ��s º�o��s���q����� u���zq®��s ��� q�qr�������� ¯���¥
��ssr����q ®��s ªÆ �z ��s ª��r� �pr®�q¦ ��° �s ��z º�o��s���q����� u���zq®��s
�� ±�������� �®s ��� ��n½�z����� ¼w n�sqr����q���� oxz ��s u�zn�s�pz� ���r�
ªÆ �prr�����°�z ��zz ¨o��£ ��º®����� ��z�r o�s����q�z {�qs���r �prz���r¥
n��r� {ÈÅ o£ ��£ �£  ��  «ÄÄÄ ± ���¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��¡§£
w�rvxr�q�xzr���p�q �rq ���z��� �z �srq�s Á�z�� ��s ¨n�sqr����q�����§ u���zq®��s¦
n�zz �s z���q �p��spz� rqs���q���� �zºp�s��zz�z��s ±���qr��º���pz��z ���
¼pqºpz��z ��zº x��s ºp� ­��� ��z�� �z��s�z ®��s��rr�z ��q¦ º{ �ps�� ´���q¥
o�sqs��¦ ���s��rrpz�ro�sqs�� ¨|z�£ �� ��£§¦ ¼��°�s�p�� �ºn£ ��zº� x��s q���¥
n��r� ���sqs��pz� ��z�r ¼��°�s�p��rs���qr ¨|z�£ �� ��£§¦ {�s���q��pz� ��q ��z
¿�°����z oxz Ç  � Å½��¹ ºps «�sn��qpz� pz� ¼pqºz��°pz� ¨|z�  �� ��£§¦
Æ�r���r����qro�sqs�� ¨|z�£ ���§ prn£ ¨{ÈÅ o£ �£  ¡£  ��� Ä« ±  ��¢��¦
{¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��� o£  �£   £  ��� Ä ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ��¡¦ ��� ºp Ç  ¡��
¯�qº � {Æ{§£ |��s �p�� ��� q�qr�������� w�rvxr�q�xz x�z� s���q����� {��p�z�r
s����q ���£ �®s ��� |zz���� ��s ¬zq�sz����s�z�q��q�o� �pr ¨Ç � |z�£  �  pz�
�qn� ejp_mwd^{�]cuijdmp_~ È±  ���¦ �� ����� º{ �zqrvs����z� �®s ��� �ssq®�¥
����� |zz���� ��z�s |����zpzq�sz����sr����q {ÈÅ o£ �¡£ �£  ��� Ä« ���¢��¦
{¯q{�£ ÄÄÄ¦ � �� �®s ��z�z �� Å�z����� �p� ��z�z Æ�n�s����qs��� pzn�s�r���z
usn�s�ro�sqs�� {ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä« ± �¡¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �¡�� �®s ��z q�q¥
r��������z u�zr�qº ��z�r ��� Â�z� ���½s�z��z Æ���zrq�z��r �� {�qs��� r��z�r
«�q�sr {ÈÅ o£ �£ �£  ��� Ä ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �¡� o��£ ���s ºp «�sqs���z
ºn�r���z z���z |z���½s���z |z�£  �¡ �ºn£ ºp «�s���qz�rr�z ºn�r���z u����q¥
q�z |z�£   � ��£ pz� �qn� {ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä« ±   �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ��¡� ��s
��s u���s�p ���½s�z�� Åx� n�s� ox� u����zz ��n�sqr����q�q§£ w�r �p� ¬zq�s¥
z����ss�r��x qs���q �zr��rxz��s� ��z¦ �p� ��rr�z ±���zpz� pz� Æ����s ��� ±�r�¥
��z ��r usº�p�pz�rvsxº�rr�r ¨ª�qq�spz�¦ ¯������z��¦ ¯�p���z �q�§ �ºn£ ��s
«�s��s�qpz� ����z¦ n�s �� È���� oxz «�s�prq�z ��q r��z�� «�s�½��z �®s ���
Èxs��spz��z ��s Æ��p����s ���q�q prn£ ¨o��£ {ÈÅ o£ ��£  ¡£  ��� ÄÄÄ ± � �¢� ¦
{ÈÅ¢¼«  ���¦ ���� o£  �£ �£  ��� Ä« ± ���¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦  �¢�¡� us�x��
��s ���s�����z uszq� pz� ��s�z «�sn�sqpz�§£ w���zqrvs����z� s���q�q r��� ���
�ps���zpz� oxz u�z�®z�q�z �pr ÁpÈ �p�� ��� ¿�qpzq�sz����sr����q�z ¨r£ ��ºp
��������z |z�£ ���§£
�~hkz�yf~h �tg �eh~�yoeo{gge�w~vf} |p�� ��s ¼���q��n�sqr����q�z��
�x��q ���£ zx�� ��r ¯p����q ��s �ps���zpz� oxz u�z�®z�q�z �pr ÁpÈ �z {�¥
qs���q¦ º{ n�zz �s ��z Åx� o�sv���q�q¦ pz�zq���q���� ®��s��rr�z ¨|z�£ �� ��£§
x��s r��� ��z ¼��°�s�p�� oxs�����q�z ��q pz� zx�� ���z� {�qs���r�p������s���¥
spz� ��������z ��q ¨�spz�����z� ºp� ª���s���q {ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä«   �¢� 
¯¦ {¯q{�£ ÄÄÄ¦  ��� o£  �£   £  ��� Æs¯  ¢�� ¯¦ {¯q{�£ ÄÄÄ  ���¦  ��� o��£ �p��
{ÈÅ o£ ��£  ¡£  ��  Ä« ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �� ¢���� o£ ��£ �£  ��� Ä« ±
���¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���� ºp ��z u�zº�����q�z r |z�£ �� ��£§£
�~hc�tf~h m�~h �h~eyzo�~h} Á�°q ��s �p� ¨¿�q¥§¬zq�sz����s ��� �z ��z�� �p�
{�qs��� ºpr����z����°q�z Æ���zrq�z�� oxz ��z�� «�sn��q�s x��s ­s�p��z��s
��n�sqr����q�z¦ rx ��s®�sq ���r r��z� ¬zq�sz����srq���pz� pz� ��� �ps���zpz�
��s u�z�®z�q� �pr ÁpÈ �p� ��z z���q¦ n��� ��� Á��rqpz�r�srq���pz� z���q �p� ±���¥
zpz� x��s Æ����s ��r «�sn��q�sr x��s ­s�p��z��sr ���q ¨{ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä«
±   �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ��¡� o£ ��£ �£  ��� Ä« ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���� r£ ºp ¯q���¥
o�sqs�qpz�¦ «x������q pz� ­s�p��z�o�s���qz�r º{ {ÈÅ o£  £ �£  ��� Ä«   �¢��
ÅÈ±  ���¦ ���� o£ ��£ �£  ��� Ä« ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���� �pjdml_]dp_~

j � 



± �� |z�£ ��³�� u�z�®z�q� �pr

j �� ¥p��v

Â�v£  � ±z£ �§£ ª�� �� ��n�s������z {�s���� �rq ��� ÁpÈ z���q zxqn�z���¦ ��°
��s ­s�p����s q�qr������� ª��rpz��z �®s ��� ��zº��z�z Æ�r����q� ��r ¬zq�sz��¥
��zr ����z �®°q�¦ ����q ��� ��� ��n������z u�z�®z�q� ºp��s���z�q n�s��z£
w��r �x��q p� �p�� ��s�pr¦ ��° �r Èxs��z oxz ÁpÈ ���q¦ nx ��s v�sr½z����� |s¥
���qr��zr�qº x��s ��� «�s��s�qpz� ºps®��qs�q�z¦ º{ ��� �prr�qº�z��z Èxsrq��¥
qs����z¦ ´�zr�xzro������qpz� x��s �Àq�zr�o�s ±�z��s��rq ¨{ÈÅ o£   £  �£  ���
Ä« ± �¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ���¢��� ��q |��s�zºpz� ºps ±rvs£ ºp ��z u�z¥
�®z�q�z �pr «p«¦ {ÈÅ o£ ��£  £  ��� Ä© ± ���¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ � �£
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È®s ��z Á�z�¥ pz� Èxsrqn�sq ��q ��s Æspz� pz� {x��z ³ �p�� ����rr�z �z
��z �z��s�z u�z�pz�qr�sq�z ³ ��z� ��rxz��sr ��s�prs���z�� {���pqpz�£ w�ºp
��q r��� �qn� ��r {«�s�Æ ¨{«�s�Æ o£   £ �£  ��¡   {oÁ  �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ��¡¦
��� �����§ �� |�n��pz�rºpr����z��z� ��q ��s Ès��� ��s {x��z��n�zz��¥
rq�p�spz� ��� ÁpÈ n�� �x��q �p�� ��pq� zx�� �����q���� ¨oxz u�zr��s�z�pz��z
�®s ��r {��qs�qqr�����q ����r���z§ ���p°�sq�
�ur qs���q ����s��z�r ºp¦ ��° qsxqº ��s ºn������xr �z ��s Á�z�n�sqr����q ºp ��x����q�z��z
q����s����z��z ¯qsp�qpsn�z��pz� ��� ��z�n�sqr����q�����z {�qs���� pz� �p�� ��� ª�sq¥
r����qr�p���rrpz� ��s Á�z�n�sq� zx�� º���s����� q¾v�r��� u���z���q�z �p�n��r�z¦ ���
r�� oxz ��s ��n�s������z ª�sqr����q pzq�sr������z£ ur ��rq���z ��� ��s ¿��s���q ��s
Á�z�n�sq� ����s zx�� rq�s�� �zz�s� {�z�pz��z �z ��r {x��z����zqp� ¨Æpq���q�z ��r
Äzrq�qpqr �®s ��z�n�sqr����q����� {�qs���r���s� ��s ¬z�o�sr�q�q {xzz¦ £̄ ��§£ |p�� ��¥
rq��q ��r ��� Á�z�n�sqr����q oxz ��s ��n�s������z ª�sqr����q pzq�sr������z�� ¿�s����
����s zx�� ��s�z¦ ��° ��s Æspz� pz� {x��z z���q zps ��z ¯q�z�xsq �����q¦ rxz��sz
��z ��°����z��z ´sx�p�q�xzr���qxs �pr����q£ w�� ��rxz��s�z ´sx�p�q�xzr����z�pz¥
��z r�qº�z ��� ��z�n�sqr����q�����z {�qs��� oxz ��s ¼�qps ��s ¯��s�z��z pz� �®�s�z
ºp ��z�� {�qs���rs�r��x ����z�s |sq£ Äzrxn��q �rq ��� Á�z�n�sqr����q ����z®��s ��z ��¥
n�s������z {�qs����z �z z�q®s�����s pz� n�sqr����q�����s Å�zr���q ��z���q�����q ¨�_jpvp¦
�z Å���� ºps ¯���rq����� �®s ��� Á�z�n�sqr����q¦  ���¦  �� �jpkw\^¦ �z |�s�svx��q�� �z ��s
¯xº����z ¿�s�qn�sqr����q¦  ���¦  �§£ w�r���� r�z� ��� rq��q�����z {��®�pz��z ��s�p�
��s���q�q¦ ���r� ¼���q���� pzq�s �z��s�� ��q ��z ¿�qq��z ��s Å�z���r¥¦ ¯q�p�s¥¦ Âs���q¥
pz� ´s��rvx��q�� �prºp�������z£ �µ

p~gmo�~hy~xf �~g t�o�� eo� |mhgfcxhfg�y�|ftx�y~o °heo� eo� pm�~og} w�s
�p� ��zpqºq� Æspz� pz� {x��z pzq�sr������q r��� oxz �z��s�z |z�����®q�sz ��¥
�ps��¦ ��° �s ��� ��rq���pz�r����°�s ¼pqºpz� z���q zps Æ��s�p��roxsq����¦
rxz��sz �z Æ�rq��q ��s �sº�p�q�z pz� ���£ n��q�s ºp o�sn�sq�z��z ´���zº�z
Ès®��q� �� ¯�zz� oxz Ç �� |�r£   {Æ{ ��n�s�q ¨xs��z�r���z usº�p�z�rr� ��r pz¥
��qq����s� ¯����s®��q�§£ w��r� Ès®��q� rq����z ��� ¼pqºpz��z ��r �p� ��zpqºq�z
Æspz� pz� {x��zr ¨¯p��� ��s Æspz�rq®��� ��r pz��n������� ¯����z§ ��s
¨Ç  ¡¡ {Æ{§£ w����z���z¦ ��� ��� ¼pqºpz��z ¨~ Á��rqpz�r�srq���pz�§ º�o��¥
s���q���� ºpºps���z�z r�z�¦ r�z� �spz�r�qº���� �p�� ��� u�z�®z�q� �pr ÁpÈ ºp¥
ºps���z�z ¨{ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä« ± ���¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦  �¢ � �£� �phdp_¦
Äz�£  ��¡¦ � ��º�zqp��sq �®s ��� �ps���zpz�r�s��� ��� u���zrq�z������q ��r u¯q¥
±���qr§£ usº�p�z�rr� rq���z ��� u���zq®��s ��s Æspz�rq®��� ºp¦ rxn��q �s ���
|z���zpz� z���q ��z�� �z��s�z ��rq�qq�q ��q ¨ÇÇ ���¦ ��� {Æ{§£ w��z��� ��¥
q�q��q r��� ��s u���zq®��s¦ ��s Æspz�rq®��� ��z�¥ pz� �xsrqn�sqr����q���� zpqºq¦
��r �p� ¬zq�sz����s ¨ºp ���r�s ±�����zz���� º{ {ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä« ±   �¢
��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ��¡� {ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä« ± �� ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��¢��
�n¼¦ �xsq �p�� ºp ��s |prz���� ��� ��z�s {�p�r��p��¦ n��� ��� usº�p�z�rr�
��z�s {�p�r��p�� n���s n�r�zq����� {�rq�z�q���� zx�� Ès®��q� ��r ºp ��s�s
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Å�soxs�s�z�pz� ��zpqºq�z Æspz�rq®��r rxz��sz ��n������� ¯����z ��srq����z¦
±Æ o£ ��£ �£  �¡� « ���¢¡�¦ ±Æ� ��¦ ��� o£ �£  ¡£  ��� « �  ¢� ¦ ±Æ�  ¡�¦
� �¢� �� ºps Âs�q�� |z�£   �§¦ x�z� ��° �r ����� �p� ��z� ��rq���q� ¿�z��rq¥
�s½°� ��s È����� x��s ��r usqs���r �z���� ¨{ÈÅ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��¢�� �n¼§£
w�� {�ºx��z���q ��s ÁpÈ �p� Æspz� pz� {x��z �z��º��sq ���z��� ��� �ps���¥
zpz� ��s �zqrvs����z��z u�z�®z�q�¦ ����s��z�r s������°�� zps ���� ��º®�����
���r�s È�����z ¼pqºpz�r��s���q��q�z£ w��r ��zz �p�� ��s n�sqr����q����� u���z¥
q®��s r��z ¨Ç �� |�r£   pz� |�r£ � ¼s£   ¯�qº   |¹¦ ºp ��qºq�s�� Ç � |z�£  ��§£
jx{~ofes �tg �eh~�yoeo{g{heo�} ª�zz �p�� u���zqp� �z ¯����z �ºn£
ª�sqr����qr�®q�sz ��z�s��� z���q �����z �prr���������z� �®s ��� �ps���zpz� oxz
u�z�®z�q�z �rq¦ ��� ��q ���r�z ¯����z �ºn£ ª�sqr����qr�®q�sz �sº���q n�s��z
¨{ÈÅ o£ �£  �£  ��  Ä« ���¢�� ÅÈ±  ���¦ ��¡§¦ n�s� ���r�s ¬�rq�z� �z ��s
±rvs£ ��r {ÈÅ oxs ����� ��º®����� ��r Æspz� pz� {x��zr �� {�s���� ��s u�z¥
�®z�q� �pr ÁpÈ zpqº��s ������q¦ n�zz ���z |z���qrvpz�q �®s ��z� ��n�����z��
¼pqºpz�r���p�z�r ��rq��q ¨{ÈÅ o£ �£ �£  ��� Ä« ± � ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���¢����
ª�sqr����qr®��s��rrpz� «�q�s¢¯x�z§£ ¼��� {ÈÅ o£  �£ �£  ��� ¨Ä« ± ���¢��¦
{¯q{�£ ÄÄ  ���¦  �¢ �§ rx���z ��� u����qq�z ���£ �zrxn��q rx��s ��� ±����z ®��s
��z |zr����zr��n��r ³ vs���¥�����¥{�n��r ³ ���q�z pz� ���£ ºps |zz���� ��z�s
u����qq�z¥Äzz�z��r���r����q ¨¿�qpzq�sz����sr����q§ �®�s�z£ ¬u �rq z���q zps
��� |zz���� ��z�r vs���¥�����¥{�n��r�r ºp n��q����z� ¨ºp� ¬zq�sr����� ��r
vs���¥�����¥{�n��r�r ����z®��s ��� Äz��º��z��n��r º{ {ÈÅ o£  �£ �£  ��� «ÄÄ
± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���§¦ rxz��sz ®��s��pvq ��� ±rvs£ ��r {ÈÅ ºps u����qq�z¥
Äzz�z��r���r����q ¨r£ |z�£   �§£
ª���z ��s zxqn�z����z ¿�z��rq������z����pz� �� «�s���qz�r ºps �p� ­��sºp��q
pz� ­��s���qpz� ¨Ç  � |�r£   ¼s£   ¯�qº �¦ ��ºp |z�£ ��� ��£§ ��zz ��� pzq�s¥
r����������z u���zqp�ro�s���qz�rr�z ��º®����� ��r Æspz� pz� {x��zr pz� ��s
­��s��rq�z�� z���zq���� pzq�s |z���½s���z ��� Æ����s ��rq���z¦ ��° ��� ­��s¥
ºp��q x��s ­��s���qpz� ��r ��n�s����� ºp ��psq����z �rq ¨ºp ��z u�zº�����q�z
|z�£ ��� ��£§£
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w�s Æ���zrq�z� ��s �ps���zpz� ¨u�z�®z�q� �pr ÁpÈ§ �p° oxs��z��z r��z£
p~{xoo �~h �eh~�yoeo{} w�r �rq �spz�r�qº���� ��q ��� {���zz ��s �zqrvs�¥
���z��z {�q�q��pz� ¨��ºp �p�� |z�£ ���§ pz� ��s Á��rqpz�r�srq���pz� ��s È���£
|p�� uzqr������pz��z pz� ¼pqºpz�ro�s�®qpz��z �¯o£ Ç �� ¼s£   pz� ¼s£ �
�½zz�z Æ���zrq�z� ��s �ps���zpz� r��z£
{��rv���r���� �qn� ¹Èw Å�zzxo�s o£ ��£ �£  ���¦ ¯quÂ u¯qÆ Ç  � ¼s£ ��  ºp Ç � |�r£ �
¿����¥Æ�s�zq����z��z¥«¹ �È� ���z� uzqr������pz� z��� Ç �� ¼s£   {p��rq£ �¦ n�zz
����pz��z �®s ��� ���srv�zzpz� oxz �p� Æspz�rq®���z ��q Åx��rv�zzpz�r���qpz��z
�s�x���z¦ o��£ {ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä© ±  �¢�¡¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ��¡� |zn�z�pz�rs����pz� us¥
��° {s���z o£  �£  £  ���¦ ¯quÂ u¯qÆ Ç  � ¼s£ ���£

¯�z� �z r��� u�z�®z�q� ��r Æ���zrq�z� ��s �ps���zpz� oxs��z��z¦ �½zz�z r��
rq�s�� ��rq���q r��z ¨º{ ��s Æspz���qs�� ��s ´sx�p�q�xzr�p�����s�zq� z��� Ç �
¼s£ ��¦ |z�£ �¡�§£
�~{|�tt �~h �eh~�yoeo{} w�s Æ���zrq�z� �zq����q �spz�r�qº���� ��q ��s u�z¥
rq���pz� ��s �zqrvs����z��z {�q�q��pz�¦ ��rx �qn� ��� {�qs���r�p�����¦ {�qs���r¥
o�s�p°�spz� x��s Åx�®��s����£ |���s��z�r �½zz�z �qn� �p�� u�z�®z�q� �pr
��z�s ���������z ­�q�����q ��r Á�z�¥ pz� Èxsrqn�sq Æ���zrq�z� ��s �ps���zpz�
r��z ¨Ç �� ¼s£ �§£ {�rxz��s���q�z ���q�z º{ �®s ��z «�sv���q�s x��s rxzrq ���s¥
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��rr�z��z ¨ºps ª�sqr����qr®��s��rrpz� |z�£ �� ��£¦ ºp� ¼��°�s�p������s
|z�£ ��§ ��z�r �p� {�qs���r£ |p�� �pr ��� ¬�rq�z� ��s ¯q�����pz� ����s È�����z
z��� ��� Æ�r�qº ºps È½s��spz� ��s u�zrq���pz� ��s ��z�n�sqr����q�����z us¥
n�s�rq�q�����q ¨ÈuÁuÆ o£ � £ �£  ���¦ {Æ{�£ Ä¦ ��� {¯q{�£ Ä¦   �§ �x��q z���q
ºn�z��z� ��z� {�qs���r�p����� ¨o��£ ¹Èw y���z�qº o£  �£  �£  ���¦ ¯quÂ u¯qÆ
Ç  � ¼s£ ���¦ ­¼s£ �£�§£ w�� Ès��� x� ��z Æ���zrq�z� ��s �ps���zpz�¦ ��rx �p�
u�z�®z�q� oxs��z��z r�z�¦ ��zz �qn� �p�� ��oxz ��s®�sq n�s��z x� Æ�n�zz¥
�sº���pz�r��r���q oxs����q x��s z���q prn£
��fgz�ytx�y ~h¥x~tf~ jxov�o|f~ �tg �eh~�yoeo{g{heo�t�{~} �p��s���z�q
n�s��z �½zz�z zps q�qr������� �sº���q� u�z�®z�q�£ w�� ¿½��������q {�qs���r��z¥
z����z ºp o�sn�s������z x��s {�qs���r�pr����z ºp q�q���z ��z®�q z���q ¨o��£
��������z �n¼ Ç � |z�£  ��§£ ur �p° r��� p� u�z�®z�q� ��z���z¦ ��£ p£ �£¦ �r
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¨��ºp {ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä« ± �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ��� ��q Å�zn��r ºps ��r�qº����¥
s�r���z ����r�qºpz� ��r Ç ���§£
¤hx{xozh~ °~cxoo~hsxffteo{ �eh�y jxoo�ys~o��~hg�ye�h~�yoeo{} Ärq
��s ¯qv��£ ���sz��� n���s �p���®�spz�rv�����q�� zx�� ºps Æ�n�zz�s��qq�pz�

��
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z��� wps��r��z�qqrr�qº�z o�sv�����q�q¦ ��zz ��s Æ�n�zz ���£ Ç � |�r£ � �s��q¥
q��q n�s��z ¨{­wsp��r �¢����§£ w�� ¹vq�xz n�s� �� «�s���qz�r ºps Æ�n�zz¥
�s��qq�pz� z��� Ç � |�r£   �ps�� |����� �zqrvs����z��s us���spz��z �pr��®�q
¨{ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ��  �n¼§£
°~cxoo~hsxffteo{ �~x pe�y|�yheo{gk|tx�yf} {�rq��q {p���®�spz�rv�����q¦
��q ��� È�z«�sn£ n���z ��r �z ��s ÁpÈ º­ ��rxz��sr r��n�s ºp �s��qq��z��z
«�s�½��zr o������� ª�sq�zr�qº� z��� wps��r��z�qqrn�sq�z¦ ±���qr�qº�z pz�
´�pr��r�qº�z ºp����rr�z¦ º{ «����ps��r��z�qqrn�sq�£ ¯q���z�� uszq� pz� È���¥
�zo�zq�s �s�p���z ��� ���s�����s Èsp��q�x��� z��� ±  �  |�r£ � u¯q± �pr «�s¥
��z����pz�r�s®z��z z���q �z��r�qºq ºp n�s��z ¨r£ �®s ��z È��� ��s «�sv���qpz�
��z�r �p� {�qs���r º{ {ÈÅ o£ �£  �£  ��� Ä« ± � �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �� §£
°~tfeo{g�~h~x�y �~h °~cxoo~hsxffteo{g�hf~o} |pr ��s oxs��º����z�q�z Æ�¥
r�qº�r���� �x��q
# ��� ´�����q ºps Æ�n�zz�s��qq�pz� z��� Ç � |�r£   �®s ��r ��n������ ª�£ �ps��
{�rq�z�ro�s������¦ rx��sz {p���®�spz�rv�����q ��rq��q¦

# ��� ´�����q ºps Æ�n�zz�s��qq�pz� z��� wps��r��z�qqrr�qº�z ���£ Ç  ��
|�r£ �³�¦ rx��sz ���z� {p���®�spz�rv�����q ��rq��q pz� z��� Ç  �� |�r£  
��rq���q� n��q�s� ¿�°����z ��z�����q�z r�z� �ºn£ z���q ���£ Ç  �� |�r£ �
¯�qº   pzq�s ��rq���q�z n��q�s�z «xs�prr�qºpz��z {�rq�z�ro�s������ z���
Ç � |�r£   x��s «�s������ ��s {u ��q ��z {| z��� Ç � |�r£ � ��n���q �rq¦

# z��� |zr���q ��r {ÈÅ ��z� ����s��z�r z���q �sºn�z���s� ´�����q ºps Æ�n�zz¥
�s��qq�pz� z��� Ç � |�r£   x��s �¦ n�zz n���s {p���®�spz�rv�����q ��rq��q
zx�� ��� «xs�prr�qºpz��z �®s ��z� Æ�n�zz�s��qq�pz� z��� wps��r��z�qqrr�q¥
º�z ���£ Ç  �� �s�®��q r�z� pz� r��� ��s ¯qv��£ n���s �®s ��� Æ�n�zz�s��qq¥
�pz� z��� Ç � |�r£   zx�� z��� |�r£ � �zqr������z ��q ¨{ÈÅ o£   £ �£  ���
«ÄÄ ± �¡¢� ¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ���� �| �wd�hp_¦ È±  ���¦ ��� nxz��� ���
´�����q ºp ��z�s ��s Æ�n�zz�s��qq�pz��z �sºn�z���s r��z rx��§£

�~�yg~t �~h °~cxoo~hsxffteo{g�hf} w�� «������q ��s Æ�n�zz�s��qq�pz�r�sq�z
��zz ºp ��z�� ª���r�� oxz ��z�s Æ�n�zz�s��qq�pz�r�sq ºps �z��s�z �pr ��z
pzq�sr���������rq�z |z��rr�z �s��n����� x��s ºn�z�rn��r� �®�s�z ¨r£ «xs ÇÇ �³�
|z�£ ��³��§£ {��� ���s��z� ºp� {�rq�z�ro�s������ �rq ��z� nly�lxf�uq�l�
���{gx�lxf�uq�l�� ºp �srq����z¦ �z ��s ��r ��r��q� {�qs���ro�s�½��z �s��°q pz�
��n�sq�q n�s� ¨��ºp �� ��zº��z�z� «xs ÇÇ �³� |z�£ �¡³�¡§£ w��r� ���s��z�r��¥
��zº �rq Æspz����� �®s ��� �s�xs��s�����z Æ�n�zz�xss��qps�z¦ ��� ºp ��z��
���s��z�r��n�zz x��s ¥o�s�prq �®�s�z �½zz�z ¨«xs ÇÇ �³� |z�£ ��³��§£ ¬�¥
�����sq �rq ���� ���s��z� ox� {�rq�z�ro�s������ pz� ��s wps��r��z�qqrr�qº��¥
n�zz�s��qq�pz� ��� ¯���p°����zº ��°����z� �®s ��� Æ�n�zz�xss��qps�z ¨«xs
ÇÇ �³� |z�£ � §£
�p ��z u�zº�����q�z ��s us��qq�pz� ��s u�z�®z�q� �pr Á�z�¥ pz� Èxsrqn�sqr����q ¨{�¥
qs���ro�s�½��z¦ {�qs���r��zz����z pz� {�qs���r�pr����z§ r£ |z�£ ��³��£

®®� jhsxffteo{ �~h jxov�o|f~ �eg «�o�� eo� ²mhgfcxhfg�y�|f �eh�y
��yzf¥eo{

us��qq��q ��s ¯qv��£ r��z�z Æ�n�zz z���q¦ r�z� ox� È| ��� {�rq�p�spz�r�spz�¥
����z ºp r���qº�z ¨Ç  �� |¹§ pz� ��s {�rq�p�spz� ºp�spz�� ºp ����z ¨{ÈÅ o£
  £ �£  ��� «ÄÄ ± �¡¢� ¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ���� ��ºp ��������z pz� �zr��rxz��s�
ºp ��z ¯���qºpz�ro�s���s�z {ÈÅ o£  �£  �£  ��� «ÄÄÄ ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦
���� ¯���qºpz��z �®rr�z �z r��� r���®rr�� r��z¦ ��s� us���z�rr� �®rr�z n�sq¥
r����q���� o�sz®z�q�� pz� �½����� r��z� o£ �£  ¡£  ��� Ä« ±  ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«
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 ���¦ ���� ¯���qºpz� z��� ±���qr�qº�z� �pjdml_]dp_{iwd�hp_~ Â�v£ �� ±z£   ��£�
�w^]pd¦ Äz�£  ���¦ ���� ^ukch]�~ Äz�£  �� ¦   ���§£ Å��s��� ��z���q �r r��� z���q
p� ��z� Æ�n�zz�s��qq�pz�r�sq¦ n��nx�� ��� «�sn��qpz�r��z����pz� |zr�qº�
ºp ���r�s |p���rrpz� �����sq ¨�wd�hp_¦ È±  ���¦ ��� �����§£
��yzf¥eo{ o��y �~o °heo�gzf¥~o �~g p~fhx~�gd~hs¨{~ogd~h{t~x�yg} {�¥
rq��q {p���®�spz�rv�����q¦ rx ��q ��� ¯���qºpz� z��� ��z Æspz�r�qº�z ��r Ç �
|�r£   ºp �s�x���z£ �ps Æ�n��spz� ��z�s {p���®�spz�r�s�����q�spz� �ps�� ���
È�z«�sn£ z��� Ç  �� |¹¦ ��� �p�� ��z� oxs®��s����z�� {��s��pz� �s�½������z
rx��¦ r£ {ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä« ± � ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �¡£
¯���� �p�� ¹Èw Å�zz£ o£ �£ �£  ���¦ ¯quÂ u¯qÆ Ç  � ¼s£ ���¦ ­¼s£  � ��z� ¯���qºpz�
�z |z���zpz� �z ��� wps��r��z�qqr�qº��n�zz�s��qq�pz� �rq pzºp��rr��¦ �n��� ���s��� ���
q�qr��������z usqs��ro�s���qz�rr� ��r ���£ ª� zps pzºps�����z� ��s®��r���q��q n�s��z
�½zz�zµ� ������z zx�� {ÈÅ o£ ��£ �£  ��¡ Ä« ���¢�� ¬¦ {¯q{�£ ÄÄÄ¦ � � ºp ��z�s
¯���qºpz� �z |z���zpz� �z ��� «¹Á� ºps uzqn����pz� º{ �w_]pd^ �z Á¢{¢Å¦ Ç  �
±z£  ��£

{�� ��z�� �p���®�spz�rv�����q���z Á�z�n�sq¦ ��s ���z� z��� ÇÇ  � ¦  �� |¹ �s¥
�xs��s�����z {®���s pz� |p�º����zpz��z �®�sq¦ �rq ��z |z�xs��spz��z ��r
Ç  �� |�r£   |¹ �z ��z� ¯���qºpz� ��z®�q¦ n�zz ��� Æ�n�zz� z��� ��z�s �z�s¥
��zzq�z¦ �®s ��� ��qs����z�� Á�z�n�sqr����q �s�p����s�z ¯���qºpz�r��q�x��¦
º{ �z��z� ��s ±���qr�qº� z��� Å��q�s�sqs���z¦ �s��qq��q n�s��z£ ±������°��
��rq��q ���z |zrvsp�� �p� us��qq�pz� ��s u�z�®z�q� �ps�� |p°�zvs®�pz� x��s
¯���o�srq�z����z�pq���q�z£ Æ��£ �½zz�z ��� rx�£ ¯���qºpz�r��z�n�sq rq�£ «�s¥
�®zrq��pz��z¦ rxn��q r�� ��z�� ¯qv��£ ��r�qº���� ºprq���z¦ ºpºp�������z r��z£
{ÈÅ o£ �£   £  ��� Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���� o£ ��£  ¡£  ��� Ä« ±  �¡¢��¦
{ÈÅ¢¼«  ���¦ ���� o£  �£  �£  ��� «ÄÄÄ ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���¦ �xsq �p�� ºps
±��z��n�zzr���qºpz� pz� ºps ¼xqn�z������q ��s ¿�qq���pz� oxz us���z�rr�z �pr «�s¥
������r��qs����z� ºps ±���qr�qºr���qºpz� �p�� ¹Èw Å�zzxo�s o£ �£ �£  ���¦ ¯quÂ
u¯qÆ Ç  � ¼s£ ���� ºp� «�s������ oxz ±���qr�qºr���qºpz� pz� ¯q�z��s�����pz�r���¥
qs���z �w^]pd~ Äz�£  ���¦ ���� ��º®����� ��s ±���qr�qºr���qºpz� �s�q�r�� ihppvp_m �z
Â¢¯~ Ç  � ±z£ | � £

��yzf¥eo{ o��y �~o °heo�gzf¥~o �~h jxoo�ys~o��~hg�ye�h~�yoeo{}
Ärq ºp��rr���sn��r� ºps Æ�n�zz�s��qq�pz� z��� Ç � |�r£ � xvq��sq¦ �rq ��� o�s�z¥
��°q�s ¯���qºpz� ���r� �z Æ���s���zpz� �ps��ºp�®�s�z ¨{ÈÅ o£ �£ �£  ��� «ÄÄÄ
± ���¢�¡¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �¡�� o��£ �p�� {ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦
{¯q{�£ ÄÄ¦ �� ¦ �xsq �p�� ºps �p��rr�����q ��s ¯���qºpz� qsxqº �����z��s ´�����q
ºps |p�º����zpz� ��s {u pz� {| rxn�� �����z��s ´�����q ºps {�����p���n��¥
spz� z��� ±���qr�qº�z ��s È�z«�sn£ ºp Ç � |�r£  §£ |p�� n�zz ��� rxzrq���z
«xs�prr�qºpz��z �s�®��q n�s�z¦ �zq����q �� ¯���qºpz�r���� ��z� ¯qus��°��pz�
z��� Ç ��� |�r£   ¯�qº  ¦ rx��z�� ���r� zx�� �À�rq��sq ¨��r ºp� Ã��s �¡¡¡§£
��yzf¥eo{ o��y �~o °heo�gzf¥~o �~h leh�yg�yoxffgg�f¥{~cxoo~hsxff�
teo{} È����z ��� |z����z ��r ¯qv��£¦ ��s ºps wps��r��z�qqrr�qº��n�zz�s��qq¥
�pz� o�sv�����q�q �rq¦ ºps us��qq�pz� ���r�r wps��r��z�qqr�qº��n�zzr¦ r���qºq ��r
È| z��� ���r�s ¿�q�x��£ ¬u �rq ��� wps��r��z�qqrr�qº��n�zz�s��qq�pz� r���rq
r��xz ��z ¯���qºpz�ro�s���s�z¦ ��zz ��� Æ�n�zz�s��qq�pz� z��� wps��¥
r��z�qqrr�qº�z n�s� ox� È| �p��spz� ��z���s |z����z ��r ¯qv��£ �ps�����®�sq
¨��| º{ �pjdml_]dp_{iwd�hp_~ Â�v£ �� ±z£ �� �½������sn��r� �| hwrpgwdd{
kjhhp_~ Ç  � ±z£ ���� eh�gjuk{�phrp_~ Ç  � ±z£ ���§£ ´sx����� �xzzq�z ���s
oxs ����� �� ±����z ��s ±���qr���� oxs ��� ¯quzq�Æ  ���¢�¡¡¡¢�¡¡� �p�¥
qs�q�z¦ nx ��� ��s wps��r��z�qqr�qº��n�zz�s��qq�pz� �qn� �p�� ��s ª�sq ��s
|s���qr���rqpz� ��r {�qs���r�z����sr pz� r��z�s �� {�qs��� ��r����q��q�z |z��¥
�½s���z oxz {���pqpz� n�s ¨Ç  �� |�r£ � ¼s£ � �È§£
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ª���z ��r ��n���r ��°��������z ª�£ rxn�� ��s |p�q���pz� �p� ��� ��s®�sq�z «� r£ ���
us�£ ºp Ç �� �ºn£ Ç �� u¯qw«£ È®s ��r {��qs�qqr�����q �rq ºp �����q�z¦ ��° ���£
Ç �� w¿{��Æ �� Â�£  ��¡ ºn�� ±p�v�ª�£ ox�  £  £ ��r �¡£ �£ pz� ox�  £ �£ ��r
� £  �£  ��¡ ºp ��s®��r���q���z n�s�z ¨n���z ��s ��n���r ��°��������z ±���qr���� r£
|z�£ �§£

u�zrqn����z �s��£

¯� �~h|�yh~og|h�{~o

¼���z ��z ��������z�z o�s���s�zrs���q�����z «xsr��s��q�z pzq�s�����z ��� u�z¥
�®z�q� �pr Á�z�¥ pz� Èxsrqn�sqr����q ��z�s ±���� oxz ��rxz��s�z ±����pz��z�
�egfzo�x{v~xf �~g «�{~|xo�o¥�sfg} ¯�z� ��� {�qs����z ��s ÁpÈ ��rxz��sq�
È�rqrq���pz��z z��� Ç  �¡ |¹ �s�xs��s����¦ ��rq���q Ç  � |�r£   ¼s£   |¹ ���
�prq�z������q ��r Á���¥È|£
©~t�~k|tx�yf~o} ª�s ��z�z {�qs��� ��s ÁpÈ x��s ��z� {�qs���rrq�qq� �s½��z�q¦
o�s���q x��s �p����q¦ ��q ���r z��� Ç  �� |�r£   pz� � �zz�s���� ��z�r ¿xz�qr
�p� ��q���� oxs��r��s����z�� «xs�sp�� s������°�� ��s Æ����z��¦ �prz���r¥
n��r� ��� ºprq�z����z È|¦ ��qºpq����z£ ¬z��r��s�z�q ¯qv��£ �®rr�z z��� Ç  ��
|�r£ � pz� � rv�q�rq�zr z��� ��� �����v�����q���z us���z�r ��� z��� ÇÇ  �³�¡
|¹ ºprq�z����z È| ��� Æs®z�pz� pz� ��z usn�s� oxz {�qs����z pz� {�qs���r¥
rq�qq�z �� |pr��z� rxn�� ��� {�q�����pz� �z �pr��z��r���z ´�srÆ�r£ ��qq����z�
���r ���q �p�� �®s �p� {�qs���� prn£
pe�y|�yheo{gk|tx�yf~o} Ç  �  |¹ ����°q r��� p�£ ��q ��s {p���®�spz�r¥
v�����q oxz �p� {�qs����z ¨«�sv�����qpz�r����zz¢¥�z��§£ Ç  �� |¹ �s��zºq ���
{p���®�spz�rv�����q oxz Á�z�¥ pz� Èxsrqn�sq�z z��� Ç  �  |�r£   ¼s£  ¦ � x��s
� p� ��� «�sv�����qpz� ºps È®�spz� ��z�r |z��po�sº����z�rr�r£ w�s�z �rq z���¥
ºpn��r�z¦ ��q n�����z Èsp��q�sq�z ��� r���rq��n�sqr����q�q�z È�����z �� ����¥
��p��z�z ª�£ ��rq���q n�s�z£
�f~e~h~hvtzheo{g|hxgf~o} Ç  �� |�r£ � ¯�qº � |¹ ��rq���q ��r uz�� ��s Ès�rq
ºps |����� ��s ¯q�p�s�s���spz��z ��� ¯qv��£¦ ��� ��z Æ�n�zz �pr ÁpÈ z���
��z�� ox� Â�£ ��n�����z��z ª�£ �s��qq��z¦ ��z |���p� ��r �s�qq�z ¿xz�qr¦ ��s
�p� ��z ¯���p° ��r �z ��� Â�£ ���xzz�z�z ª�£ �x��q£
°~gmo�~hf~ ²~gfgf~tteo{~o ��tt{~s~xo�} {�º®����� ��s u�z�®z�q� �pr ÁpÈ
�x���z ���£ Ç  �¡ |�r£   ¼s£ � {p��rq£ � |¹ �«�£ Ç  �� |�r£ � ¯�qº � |¹ ��¥
rxz��sq� pz� ��z���q����� È�rqrq���pz��z �z {�qs���q£ w��r qs���q ��zz ºp¦ n�zz
�z ��z u�z�®z�q�z ���s�s� ´�srxz�z ��q�����q pz� ��� u�z�®z�q� ���r�z ´�srx¥
z�z rq�£ ºpºps���z�z r�z��
�{ oxs�����q���� Ç  �¡ |�r£ � ¼s£ � |¹ ³ ��s�z�� {���pqpz�¦ ��ºp {ÈÅ o£ �£ �£  ���
Ä« ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���� o£ ��£  £  ��� Ä« ±  ¡�¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���� o£
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u�z�pz�qr�sq�z �z ��z ÇÇ  �³�� ºps®�����s����z n�s��z£ w��r ���q �p�� �®s ���
|��s�zºpz� ��s u�z�®z�q� �pr ÁpÈ£ ª�� ��� ­�q����º����zpz� oxs Ç  � �|�¥
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��� x����q�o �s��zz��s ��� �p� {�qs��� pz��qq����s ºp ���z�z ��rq���q r�z�£
�p� ��n����®sq�z {« ���½s�z ��� ªÆ¦ ��� x����q�o �����z�q pz� ox� {�qs���r¥
�z����s ��ºp ��rq���q r�z�¦ ��z {�qs��� ºp �½s��sz ¨o��£ º{ �p�� {ÈÅ o£
 �£  �£  ��� Ä ± ���¢� ¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���§£ Æ�n����®sq�r {« r�qºq {�qs���r¥
o�s�½��zro�s������ oxs�pr¦ n�r���� º{ �� ±����z ��s Æ�n�zz�s��qq�pz� z���
wps��r��z�qqrr�qº�z ��n����®sq�r {« z���q �������q n�s��z ��zz ¨{ÈÅ o£
��£ �£  ��  Ä« ± ��¢�¡¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���§£

� 
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��
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p~x omfc~o�x{~s p~fhx~�gd~hs¨{~o �x��q �r z���q ��s�p� �z¦ x� ��� ª�sq¥
r����qr�®q�s ���r�������sn��r� �z ��s {���zº z���q �pr��n��r�z nps��z ¨o��£ {ÈÅ
o£  �£ �£  ��� Ä ± � �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���§£ ¯x��z�� ��� u���zr����q ��r zxqn�z��¥
��r {« �z��p�sq¦ �rq ���z� uzqz���� �½�����£ ¼pqºpz�r�z��spz��z �½zz�z
ºps u�zxs�zpz� �z ��n����®sq�r {« �®�s�z¦ ���£ ���s �p�� ºps |zz���� oxz
zxqn�z����� ´« ¨{ÈÅ o£ �£   £  ��� Ä« ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��� ºp �p�
Æspz� pz� {x��z� o£  �£  �£  ��� Ä« ¯ �¡¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ � ¡§£ {��rv���¥
���q ���½s�z �qn� �x���z�� ªÆ ºp� zxqn�z����z ¨|z����¥ x��s ¬���p�¥§ {«
��z�r �p� {�qs���r�
#j{g qdy x{lde�e{ ¥gdl} dl} mk}{l� rxn��q �s �� ¨n�sqr����q�����z� ��ºp º{ ÈÆ
¿®z���z o£  �£   £  ���¦ uÈÆ  ���¦  ��¦ s�s£§ u���zqp� ��r {�qs���r�z����sr
rq��q£
�ps ª�sq����z��prrpz� ��r ��z�n�sqr����q�����z Æspz� pz� {x��zr �ps�� u�z�®�spz�
oxz ¿����s���s�zº��z��z {ÈÅ o£ �£ �£  ��� Ä« ± �¢�� {ÈÅu  ��¦ ��� ~ {ÈÅ¢¼«
 ���¦  ¡��¦  �¡�� u�z���qr��qs���qpz�¦ �xsq �p�� ºps Æ��q�z�����pz� ��s ª�sq��z��¥
spz� �� «�s���qz�r ºps «�s�prq�prr���p°���pr�� ��r Ç �� |�r£ � oxs ��� ¯quzq�Æ  ���¢
�¡¡¡¢�¡¡�� ºp ��z |prn�s�pz��z ��s ±rvs£ z��� ��q�s ±���qr���� �qn� [| �uk�dvp_m¦
È±  ���¦ ���� �wuip¦ Äz�£  ���¦ ���� �s�q�r�� ºps ±rvs£ �jhhp_¦ Äz�£  ���¦ ��¡£ ¼���
Ç �� |�r£   ¯�qº � ��È ��r ¯quzq�Æ  ���¢�¡¡¡¢�¡¡� ���½s�z ³ s���qrvs���pz�r�s�¥
���z� ³ ºp� Æspz� pz� {x��z �¯o£ Ç �� |�r£   ¯�qº   z���q ��� ��q ��� �z �pr����z¥
��z� rq���z��z ªÆ pz� ¼pqºpz�r���p�z�rr�¦ ��ºp pz� ��q Å�zn��r�z ºps Æ�r�qº�r¥
���s®z�pz� º{ �wd�hp_~ È±  ���¦ ���¢���
w��r ���q �p�� �®s Æspz� pz� {x��z¦ ��s �z ��z ¬����pz�r¥ �ºn£ È�ps��s��z�¥
�pz�ro�s���s�z ��z��ºx��z n�s� ¨{ÈÅ o£ �£ �£  ��� Ä« ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦
���� {ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä« ±  ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ �  � �� pzq�s {�ºp�z���� �p�
��� º�o��s���q����� {���z��pz� z��� {ÆÅ o£  �£ �£  ��� ÄÄÄ �±  ��¢��
{ÆÅ� � ¦ �� ¢��� pz� {ÆÅ o£  �£ �£  ��� ÄÄÄ �±  �¢��¦ {ÆÅ� ��¦ � ¢
��§£

# �{�ve{� ��� ��r r���rq�z���� ����q�s����� ªÆ ��q ��� �p� ��zpqºq�z Æspz�
pz� {x��z o�s�pz��z r�z�¦ º{ ��r ¿�����z�����spz�rs���q ¨{ÈÅ o£ �£ �£  ���
Ä« ± ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦  ¡��¦ ��z u���z����s���q ¨��ºp |z�£ ��¡§¦ ��z
È�r���s��s���q ¨��ºp |z�£ �¡�§£

#j�f §{q}ulc{le�g� ��� rq���z�� uszq�¦ ��r �p�rq���z�� Åx�º prn£
#�ugef�v�yefx{�wd}{� ¡�l}�g�{ue{gbkvldlx{l ��q ¨���£ �zq�������§ Æspz� pz� {x��z
¨o��£ {ÈÅ o£   £ �£  ��¡ «ÄÄÄ ±  � ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ��¡¦ ��¡� o£ ��£   £  ��� Ä
± � ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���§£

# ­xq�r pz� ����z��r Äzo�zq�s¦ rxn�� «xss�q�£
# m{e{uquxdlx{lz {�� «xs�����z ��r �s�xs��s�����z �pr����z��z�r ³ pz� ����q
z���q ºn�z��z� ¨r£ �zqrvs����z� {ÈÅ o£ �£ �£  ��� ©Ä ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦
�¡ § ³ ���½s�z {�q�����pz��z ºp� zxqn�z����z {«£
hul�{qywqq{ ckl m{e{uquxdlx{l �qf lkeb{l}ux{f m�z {�q�����pz��z �z ª������zxrr�zr����q�z¦
n�zz ��s Á�z�n�sq ��� ¿�q�����r����qrs���q� �®s r��z�z {�qs��� �xsq��p�sz� �z |z¥
rvsp�� z���q ¨{ÈÅ o£  £  ¡£  ��  Ä« ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��¡§¦ ­��s���qpz�r�x¥
xv�s�q�xz�z ¨r£ º{ �®s rx���� �¯o£ Ç  � |�r£   ¼s£   ¯�qº �¦ ��ºp |z�£ ��¡ ��£§¦ ±�����¥
���z��z ¨r£ ºp |�r£   ¼s£ � |z�£ ��� ��£§¦ �z u�z��p�r¥ pz� «�s��p�r��zxrr�zr����q�z
¨±ÈÅ o£ �£ �£  ��� «Ä |  ���¢��¦ ±¯q{�£¦ ���� Æ��®r�o�sn�sqpz�r��zxrr�zr����q�
{ÈÅ o£ �¡£ �£  ��¡ Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���§¦ |zq���� �z �p���ss®��z���s��¦ rxn��q
����q ��z ±®��z�z�����spz�rs���q o�s�pz��z �rq ¨{ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Ä« {  ��¢��¦
{ÈÅ¢¼«  ���¦ � �� ±ÈÅ o£ ��£ �£  ��� «Ä |  ���¢��¦ ±¯q{�£¦  ¡¡�� ÈÆ ¿®zrq�s o£
  £ �£  ��¡¦ uÈÆ  �� ¦ ���¦ s�s£¦ r£ �p���pjp_¦ Äz�£  �� ¦  � ¦ �xsq �p�� ºps º�o��s���q¥
�����z ¯��q�� ºps {�n�sqpz� �� «�s���qz�r ºp� Æspz� pz� {x��z pz� ºp Ç �� |�r£ �
��È ��r ¯quzq�Æ  ���¢�¡¡¡¢�¡¡� r£ {ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ È±  ���¦  ¡¡�
��q |z�£�pdr]§£

j ��



± �� |z�£ �� u�z�®z�q� �pr

j �� ¥p��v

#j�gq{v{lfykg}{gdlx{l� º{ �pr ��z�� �z ��z� Æ�zxrr�zr����q ������z�z w�s��¥
��z¦ �z ��s ��s Á�z�¥ pz� Èxsrqn�sq |zq���� ���q pz� ���r� |zq���� ºp� zxq¥
n�z����z �p� {« ���½s�z
{ÈÅ o£ �£ �£  ��� Ä ± � ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��� n���z w�s����zr�xs��spz��z ��r ��¥
n����®sq�r {«¦ {ÈÅ o£ ��£ �£  ��¡ «Ä ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ��¡¦ ��  ºp� ��n�s������z
{�s����§¦ ��z� {s�z�r�����zr�xs��spz� ��r {�rq�z�q��� ��r ¬���p�o�s�½��zr ¨{ÈÅ o£
�£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {ÈÅu  ��¦ ��£

# m{egu{�qu�v{ �{g�ul}qu�vs{ue{l� nx��� ���s ��s �pr����z��z� ��q ��� �p� {�qs���
��rxz��sr rxs����q�� ºp vs®��z �rq£
Æspz�r�qº���� ���q �r �zrxn��q ���z ��n����®sq�r {«¦ r£ º{ {ÈÅ o£ �£ �£  ��¡ Æs¯ �³�¢
��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ � �� o£ �£   £  ��  Ä« ± ��¢�¡¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦  � � {¿È o£ ��£ �£  ���¦
¯quÂ u¯qÆ Ç � {�qs«�s�£ ¼s£ �¡� �pvp_}�_phhp]¦ ¯q�p�s����zºs���q¦  ��� Ç  ¡ ±z£ ��
���z� o�s��rrpz�rs���q�����z {���z��z¦ {«�s�Æ o£ �£  £  ���   {o±   ��¢��¦ Äz�£
 ���¦ ���� ºp |prz����z ��� r���z�n��r� ���s®z��q�z w�s����zrr��p���z {ÈÅ o£
 £ �£  ��� Ä« ±  ¡�¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ � �� o£  �£ �£  ��� Ä ±  ¡ ¢� ¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ � ¡
�n¼§£
¼��� ¿�°���� ��r Ç � |�r£ � � �rq ��s ¯��p��º�zr�z��ºp� �� «�  ��� ��¥
r��s�z�q£
�ps «xs��r�����q� ��s «xsr��s��q r£ {ÈÅ o£ �£  �£  ��� Æs¯  ³�¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦
 ��� {ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä« ±   ¡¢��¦ w¯q±  ���¦  �¡� ºps ¬zr�����������q ��z�s o�s¥
��z��sq�z ��zro�ss���zpz�� �| ¤rq�ss£ «ÆÅ o£ ��£  £  ��� ��¢ �¢¡¡ �¦ È±  ���¦ ���
��q |z�£ �| �j^ukp_~ È±  ���¦ ��¡� ºp Ç � |�r£ � � ��È ��r ¯q{�s��zÆ  ��� �ukgjr]{
�pjdjuip ©Ä©£ Ç � ±z£ ��� ��£
�u�ve �{egu{�qu�v{ �{g�ul}qu�vs{ue{l r�z� º{ us�����r��p���z¦ �p�� rx���� �pr w�s¥
����z¦ ��� �qn� ��s Åx��s�� �p���zx���z ��q¦ p� ����q ��� �½��s���q�����z
|���z�pz�r�zrvs®��� ��s n�����z��z us��z ºp q����z ¨{ÈÅ o£ ��£   £  ���
Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���� o£ �£ �£  ��� «ÄÄÄ ± ��¢�¡¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦
� �§£

°~cxttv�hf~g p~fhx~�gd~hs¨{~o ���q �r �spz�r�qº���� ��� {�qs���ro�s�½��zr¥
o�s������ �p�� �� {�s���� ��s ÁpÈ ¨º{ {ÈÅ o£ �¡£ �£  ��� Ä« �¡¢�� ¬¦
{¯q{�£ ÄÄÄ¦ ��� ��º®����� ª�sqv�v��s�z� o£  �£ �£  ��� Ä« ±  ¡�¢� ¦ {¯q{�£ ÄÄ¦
��� ��º®����� ��z�s �z Æ�n�s��qs����z�� o�s���q�q� ��q� Åx�rq����� o£
��£ �£  ��  Ä« ± ��¢�¡¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���� z���q �� ±����z ��s Æ�n�zz�s��qq�pz�
z��� wps��r��z�qqr�qº�z§£ |���s��z�r �rq ºp �����q�z¦ ��° ��� ª���pz� oxz
z���q zxqn�z��� ºp� {« x��s ´« ���½s�z��z ªÆ ºp� {« �� «�s���qz�r ºp
Æ�n�s��qs����z��z n���z ��r ��r�qº���� ����rq���q�z ­�q�����qr��s����r ��r
Á�z�¥ pz� Èxsrqn�sqr zps ��z��r��s�z�q �½����� �rq ¨o��£ {ÈÅ o£ ��£  ¡£  ��� Ä«
± ��¢� ¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦  ¡�§£ |z��s�sr��qr ����pq�q ���r z���q¦ ��° ����r �pr
��� Âs��r ��r zxqn�z����z {« ��z�r Á�z�¥ pz� Èxsrqn�sqr �pr��r������z�
ªÆ¦ ��r z���q zxqn�z����r ´« ��srq���q¦ n���z ��r ��r�qº���� ����rq���q�z ­�¥
q�����qr�����r ��r Á�z�¥ pz� Èxsrqn�sqr oxz r���rq ºp� ´« ºp s���z�z �rq ¨{ÈÅ
o£ ��£   £  ��� Ä« ±  � ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��¡¦ �xsq �p�� ºps uzqz����§£ Æ�¥
n����®sq�r {« �zqrq��q �ps�� u�z���� ��z�r ��r ��n����®sq�r {« �����z�q�z ªÆ
¨o��£ �qn� {ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä« ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���� ª���pz� ��z�r
Èxsrqs���qr§ x��s ���£ �ps�� ¼pqºpz�r�z��spz� ��z�r ��r��s ��r zxqn�z����r
{« ��zºprqp��z��z ªÆ ¨º{ {ÈÅ o£ �£   £  ��� Ä« ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦
���� o£ ��£   £  ��� Ä« ±  � ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��¡§£
È®s ¼pqºpz�r�z��spz��z �pr zxqn�z����� {« r��s���q Ç � |�r£   ¯�qº � oxs¦ ��°
�����z ��� �z��spz� ��s ¼pqºpz� ��z�r ªÆ¦ ��� ��� Æ�n�zz�s��qq�pz� z��� Ç � |�r£  
¯�qº   ���z� uzqz���� �rq¦ �p�� ��� Æ�n�zz�s��qq�pz� z��� Ç � |�r£ � pz� z��� Ç  ��
���z� uzqz���� �rq ¨r£ us�£ ºp Ç �§£

ªÆ ��r ��n����®sq�z {« �½zz�z �zqzx���z n�s��z ¨ºp ��z u�zº�����q�z¦ ���
us��pq�spz��z ºp Ç �§£ |�r r���®rr��� uzqz������z��pz� �rq ��z� ��x°� ¼pq¥



Á�z�¥ pz� Èxsrqn�sqr����q |z�£ ��³�� ± ��
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ºpz�r�z��spz� ��z�n�sqr����q���� ��zpqºq�s È�����z zps ��zz �zºp�s��zz�z¦
n�zz ��r Æspz�rq®�� ��q ��s ¼pqºpz�r�z��spz� zxqn�z����r ´« ��nxs��z �rq
¨{ÈÅ o£  ¡£  �£  ��� Ä« ±   �¢� ¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���¢��� �n¼§£
{��rv������q �½zz�z �qn� �x���z�� ªÆ ºp� ��n����®sq�z {« ��z�r �p� {�qs���r
���½s�z�
# {�r��z� �p� ��zpqºq�s pz� �� ¨n�sqr����q�����z§ u���zqp� rq���z��s Æspz�
pz� {x��z¦ ��rr�z �p� ¼pqºpz� ��z��rq���q nps�� ¨¼pqºpz�r�z��spz�§
{ÈÅ o£ �£   £  ��� Ä« ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���� �­xqrvs�qºpz�µ ��r ��r��z� ��z�¥
n�sqr����q���� ��zpqºq�z Æspz�rq®��r� o£  �£  �£  ��� Ä« ¯ �¡¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ � ¡�
o£ �¡£  £  ��� Ä« ± ��¡¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ � �� Èpqq�s�spz����� �®s ��z��� �pr ´�rr�xz �����¥
q�z� ´��s��� o£ �£ �£  ��� Ä« ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���� n��q����z�� ���s��rrpz� ��s
¼pqºpz� �z ��z�z �z��s�z� o£ ��£   £  ��� Ä« ±  � ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��¡� �zq���q����
��rq���q�r us���ps���q¦ {���ppz� �ps�� ��� us���p��s���q��q�z ��q ��z�� vs�o�q ��¥
zpqºq�z ªx�z��pr� �z��sr ��� �pr vs�o�q�z Æs®z��z pz�zq���q���� ��rq���q�� us���p¥
s���q� o£  ¡£  �£  ��� Ä« ±   �¢� ¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���� �zq���q���� ��rq���q� «���º���
oxz us���ps���q�z� o£  �£   £  ��� Ä« ± � ¢� ¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��¡� ���z� �sqs��s�����
{�n�sqr����qpz� ���s �½������ o£  �£ �£  ��� Ä« ±  �¢� ¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ��� «�s���¥
qpz�� o��£ �p�� {ÈÅ o£  £ �£  ��� «ÄÄÄ ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �� � {�rq���pz� ��z�r
¼��°�s�p��r� ¼�r ÈÆ o£ ��£  ¡£  ���¦ uÈÆ  ���¦ �¡�¦ s�s£� {s������� x��s ¯x���s�s�¥
rpz� oxz ��z�n�sqr����q�����z È�����z ���z� uzqz����§£

#�{gei�iu{g{ ¨{ÈÅ o£ �¡£ �£  ��� Ä« �¡¢�� ¬¦ {¯q{�£ ÄÄÄ¦ ���� |zr�����pz� ��q
��qs��������z ¿�qq��z� r£ �®s ��z�z Ès����sp���s {ÈÅ o£  �£   £  ��� «ÄÄÄ ±
 ¡¡¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���� ±  � |�r£   u¯q±  ���¦ ª�sqv�v��s�� ��º®�����
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 �£ �£  ��� Ä«  ��¢�  ¯¦ {¯q{�£ ÄÄÄ¦ ���¢���§£

w�����z r�z� �qn� �� ����z�z Æspz� pz� {x��z �zq����q� {x��zr���qº�¦ ��¥
s�z |pr��pq� ��z�� ´���q�s ®��sqs���z �rq¦ ��± r��xz ox� ¹����q ��s z���q ��¥
���z�q¦ ��z�� �p� {�qs��� ºp ���z�z pz� ���r�z ºp �½s��sz pz� �½zz�z ���z���
z���q ��r ��n����®sq�r {« ��r �p� {�qs���r ����z���q n�s��z ¨{ÈÅ o£
��£  ¡£  ��� Ä« ± ��¢� ¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦  ¡�� �s�q£ �hppvp_m �z Â¢¯¦ Ç  �
±z£ {  �¡� ºps {���z��pz� oxz {x��zr���qº�z |z�£ �¡� ��£§£
�ps {�n�sqpz� oxz ªÆ ��r �p� {« �rq �zr��rxz��s� �z ��z us��pq�spz��z ºp Ç � pz�
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u�z� {��s���r��rq���pz� ��s {u �zq���q ��r Æ�r�qº n���s �z ��������z�s Èxs�
zx�� rv�º���� �� {�s���� ��s u�z�®z�q� �pr ÁpÈ£ Ä� ��������z�z n�s��z pzq�s
±®���s��� �p� Ç � |�r£ � ¨{�qs���r�pr����z§ pz� ��� {��s���r��rq���pz� ��s
���sr��p°��zz����z �z Ç � pzq�s {�qs���r��zz����z �p��z�� oxz ªÆ �z
Èxs� oxz Æ��� x��s Æ����rn�sq o�srq�z��z¦ ��� �ps�� ��z {�qs��� o�s�z��°q
r�z� ¨o��£ º{ {ÈÅ o£  �£  �£  ��� Ä ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ � ¡� o£  �£ �£  ���
Ä« ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���� o£ �£ �£  ��� Ä« ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���� o£
 �£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���� o£ ��£ �£  ��� ÄÄÄ ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦
���� o£  �£ �£  ��� Ä ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ��¡§£ |z��sr �pr���s®��q� w�s Á�z�¥
pz� Èxsrqn�sq �sº���q ��zz {u¦ n�zz ��z �pr����z��z� ��q ��z�� ��z�n�sq¥
r����q�����z {�qs��� ��rq��q ¨r£ {ÈÅ o£ �£   £  ��� « ± � ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦
 �� ��qs£ Ç �� |�r£   ¬¯qÆ§£
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{¿È¯ o£ �£ �£  ���¦ {¯q{�£ Ä  ���¦  �� ��q w����s�zº��spz� ºp ��z ��zº��z�z Æ�n�zz�s¥
��qq�pz�r�sq�z �ºn£ ºp� ª���r�� ��s Æ�n�zz�s��qq�pz�r�sq� ��| �| �pdr]¦ È±  ���¦
���¢���� �ph^gwdd~ u�z�x���zr��rq�p�spz� ��s Á�z�¥ pz� Èxsrqn�sq�¦ |  ��� ��£�
�jhhp_¦ Äz�£  ���¦ ���� ºps ¯�������z��pz� z��� ��z ��zº��z�z Æ�n�zz�s��qq�pz�r�s¥
q�z {¿È o£ �£ �£  ���¦ {¯q{�£ Ä¦  ��¦ p�£ �«�£ {¿È o£  �£ �£  �� ¦ {¯q{�£ Ä¦ ��� ºp�
rx�£ ²pxq�z���r�z�� r£ �p�� �| �pdr] ��¹� r£ ºp rq�p�ss���q�����z ¯�������z��pz�¦
�p�� �qn� ºps prqs���q�����z¦ ��kdp{�p^ukp¦ £̄ ��  ��£

w�� us��rrpz� ��s {�qs���r��zz����z �s�x��q ��� �p��p° ¨o��£ º{ {ÈÅ o£
�£ �£  ��� Ä« ± ���¢� ¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��¢��§£ ª���z ��s u�zº�����q�z¦ Ç �
|z�£ ��� ��£ «xs������sq �rq ºp �����q�z¦ ��° {u rq�s�� r��z �½zz�z£

£̄ ��ºp ��� us�£ ºp Ç �� ��z� ���sr���q ��z��q r��� º{ ��� ��kdp{�p^ukp¦ ¯£ ��� ��£§¦ º{
z��� Ç � ¼s£  � ¨�pr��®rr� ºp� {��qs�� z��� Ç �� ��r Æ�r�qº�r ®��s ��� |�q�srr����¥
spz� ��s Á�z�n�sq�§¦ Ç � ¼s£ �� ¨uzqr������pz��z z��� ��� {pz��r¥¯�p���z��r�qº§
x��s Ç � ¼s£ �� ¨Æspz���qs�� z��� ��s ´sx�p�q�xzr�p�����s�zq� pz� ��r |pr������r¥
���� z��� ��� ÈuÁuÆ¦ ��ºp |z�£ �¡¡ ��£¦ ��r ºp� Å½��rq��qs�� oxz ��¡¡¡ w¿¦ ��ºp
��� us��pq�spz��z ºp Ç � ¼s£ ��§¦ �p�� z��� «xsr��s��q�z �p°�s���� ��r u¯qÆ¦ º{ ��¥
º®����� ��s Äzo�rq�q�xzrºp���� �� È½s��s�����q z��� Ç   |�r£ � Äzo�p�Æ  ��� ¨o£
��£  £  ���¦ {Æ{�£ Ä¦ �¡� {¯q{�£ Ä¦  ¡� ��q �z��spz��z�z¦ r£ �xsq Ç  ¡� z���q ���s �qn�
z��� Ç �  |�r£ � ��r Æ�r�qº�r ®��s ��� Á�z���r�����pz� �®s |p�����z ��s «�sq����¥
�pz� ³ Á{Æ ³ o£ ��£ �£  ���¦ {Æ{�£ Ä¦  �� ��q �z��spz��z¦ o��£ {ÈÅ o£ �£ �£  ��� Ä«
��¢�� ¬¦ {¯q{�£ ÄÄÄ¦ ���� o£  �£ �£  ��  Ä« ± �¡�¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���� o£ �£  �£  ��� «ÄÄÄ
±  ¡¢� ¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �� ¦ �xsq �p�� ºps «�s��rrpz�r��°�����q ��s ±���qrvs���pz��
ºps ¼���q�zz���� ��s «�s�{�r��n�s��¦ {«�s�Æ o£ ��£ �£  ��� ¯qu�  ���¦ ���£
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�p ��z {u ���½s�z ��pvqr������� ��� us�½r� �pr ��z �p�� �� ±����z oxz ¼�¥
��z��qs����z �¯o£ Ç  � |�r£ � ¼s£   �sº�p�q�z �p� ´sx�p�q�z£ w�ºp �rq ��� ��z
��zº��z�z �p� {�q�q��pz��z ¯q���pz� ��zx���z ¨|z�£ ��� ��£¦ ºp� ¼���z��¥
qs��� |z�£ ��¡ ��£§£ |p�� us�½r� �pr Å���r��r����q�z ��s ÁpÈ r�z� �p� {u£ �p
��z {u ¨���£ ��q ��z ¿�°����z �qn� ��s ÇÇ ��¦ � �� Æ�n�zz� �pr ��s «�s�p°�¥
spz� ��rq���q�s |z�����®q�s¦ r£ ºp ��z ¿�°����z z��� ��s ±���qr���� oxs ���
¯quzq�Æ  ���¢�¡¡¡¢�¡¡� º{ {ÈÅ o£ �£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ w¯q±  ���¦ � ¡
��q |z�£ ¿Â� ± �� u¯q±� ���sqs��pz� rq����s ±�r�so�z ��� usr�qº��r�����pz�¦
ºp ��z ¿�°����z¦ {ÈÅ ��¹� Ç �� |�r£ �� «�s�prq�pr������ro�s�xq prn£§ ���½s�z
�p�� uzqr������pz��z �®s ��z «�s�prq ¨r£ ºps {s�z��zqr������pz� {ÈÅ w¯q±
 ���¦ � ¡§¦ «�sº���q x��s ��� |p����� oxz �qn�r¦ n�r ��r ­��� ��r {�qs���r x��s
¹����q ��r Æ�n�zzrqs���zr ��r {�qs���r�z����sr ºp tp�����º��s�z �rq¦ º{ ��z� ¯�¥
���¦ ��z ±���q¦ ��z� ­�q�����q x��s ��z� ��x°� usn�s�r���z��£ Äz ���r�� �pr��¥
��z��z� ��q ��� ±rvs£ ��r {ÈÅ º{ ��z� uzqr������pz�¦ ��� ��z Á�z�n�sq �®s
��z «�sº���q �p� ��z ´���qs���q pz� �p� ��z «xs��p�rs���q �s���q�z ��q¦ ��r �p�
{u ��z��xs�z�q ¨{ÈÅ o£ �£ �£  ��� Ä« ± ���¢� ¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��§£ |p�� ���
us�½r� �®s ��� «�s���qpz� pz� «�sv���qpz� ��qs��������s ªÆ �½zz�z ºp �p�
{u �®�s�z¦ rx��z�� ��s �pr����z��z� ��q ��s �p� {�q�q��pz� zx�� ������z
�rq£ w�r uzq���q �®s ��� u�zs�p�pz� ��z�r «xs��p�rs���qr¦ º{ �z ��z�� �p� {�¥
qs���r�spz�rq®��¦ rq���q �p� {u ��s ¨�u ��| �hppvp_m �z �{�¦ Ç  � ±z£ { ��¡
�«xs��p�rs���qµ¦ n�zz �p�� pzq�s {�ºp�z���� �p� ��r {ÈÅ¥¬sq��� o£
 ¡£  �£  ��� Ä© ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��¡¦ ��r ºp Ç �� ¼s£ � �s��z��z �rq§£
�p ��z {u �½zz�z �qn� �p�� Â�vv���®�s�z ���½s�z¦ ��� ����z� �®s ��r |���¥
��z oxz us��pr�p� �z ��z�s Â��r�sp�� ��º���q¦ n�zz ��r Æ���z�� ºp� �p� {«
���½sq pz� �ps�� ��r |p��®���z n����s �p� zpqº��s ������q n�s��z rx�� ¨{ÈÅ o£
��£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ��§£ ª���z ��s us�½r� �� Æs�zº��¥
s���� ºp� Æ�n�s����qs���¦ |z�£  �¡ ��£
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�p ��z {u ���½sq ��s ´���qº�zr �pr ��s «�sv���qpz� ��r ��zº�z �p� {�qs���r¦
n�zz ��s «�sv���q�s ���z� {�qs���r�p����� �s���sq£ us�½r� �pr ��s «�s���qpz�
pz� «�sv���qpz� ¨�zqrvs����z� ��� n��q�z {��s��� ��r Ç �  |�r£   ¼s£  ¦ ��ºp
{ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä© ±  �¢�¡¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ��¡� r£ �®s ���srv�zzpz�r�zqr�����¥
�pz� ��z�r u«¬ ��q ¯q���pz�z���� ºp� v�rr�o�z ±|´ {ÈÅ o£ �£  �£  ��� Ä«
±  �¡¢� ¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �¡�� o��£ ºps Ès���rq���pz� �p�� �ph^gwdd{��djm~
| ��¡�§ oxz ªÆ ��r �p� {« r�z� ���z����r {u ¨o��£ º{ �zr�qºn��r� r��xz¦
n�zz������ ��q ®��s�x�q�z ¿�°����z¦ ±ÈÅ o£ ��£   £  ��� «Ä | ���¢��¦ ±¯q{�£
 ���¦ ���� o£ �£ �£  ��� «Ä | � �¢��¦ ±¯q{�£¦ ���� o£  �£ �£  ��� «Ä �¡�¢��¦
±¯q{�£  ��¡¦  �§£ {u r�z� ��� us�½r� �pr ��s «�sv���qpz� �p� ¼pqº������z¦ ���
��z���r uzqz���� n��q�s��z ºp� �p� {« ���½s�z ¨o��£ �p�� Ç �  |�r£ �� ��ºp
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u�z� Á½rpz� ��r �pr����z��z�r ��q ��� �p� {« ��z��q p� �p�� ��zz z���q
rq�qq¦ n�zz n��q�s��z oxz rx�£ ���p���q�� {« �pr����z��z n�s��z ��zz ¨o��£
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rx��sz z���q �qn� u�zz����z �pr Æ�n�s����qs��� oxs�����z ¨r£ ºps |��s�zºpz�
|z�£  ��� ��� Æ�n�zz�s��qq�pz� z��� wps��r��z�qqr�qº�z �x��q �z ��z ��q�z
{pz��r��z��sz n���z Ç �  {�nÆ ���z Æ�n�zzºpr����� �z {�qs���q¦ nx�� ���s
�®s ������º��q�� �s�s���q� |s���qr���rqpz��z¦ r£ º{ ¹Èw Å�zzxo�s o£ ��£ �£  ���¦
u¯q¥Â�sq�� Ç  � u¯qÆ ¼s£ �£�� �z ��z z�p�z {pz��r��z��sz �rq ��������z ��z Æ�¥
n�zzºpr����� �s�xs��s����¦ �� �xsq ��n�sqpz�rs���q���� ���z �pr����� �®s ��z�z
���s��rq�z� �z {�qs���r��qq��z oxs��r���z �rq� r£ ��ºp º{ �p�� ��kdp{�p^ukp¦
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z�r ±���q x��s r���rq�z����r ����q�s�����r ªÆ �zq���q���� ®��s��rr�z£
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®� °heo�gzf¥~ ¥eh °~cxoo~h¥x~teo{g��gx�yf

�� °~cxoo~h¥x~teo{g��gx�yf �tg p~gf~e~heo{gdmh�egg~f¥eo{

|�������z� u�zº�����q�z ºps u�z�pz�qr�sº���pz�r��r���q r�z� ºp Ç � |z�£ ��¡ ��£ ��s��¥
rq���q¦ �®s ��� u�z�®z�q� �pr ÁpÈ z���zq���� �z |z�£ ��� ¨{�psq���pz�rº��qs�p�§¦
|z�£ ��¡ ¨{�psq���pz�r��z���q§¦ |z�£ �¡� ¨´sx�zxr� ��r �p� ­xq����n�zzr§¦ |z�£ � �
¨n�sqr����q����� {�qs���r�®�spz�§ pz� |z�£ ��  ¨Á�������s�� ��� ÁpÈ§£

°~g~f¥tx�y~ °heo�t�{~o t��v~oy�|f} ª�zz Ç � |�r£   ¯�qº   ¼s£   ��rq���q¦
��° ��� u�z�®z�q� �pr ÁpÈ ��s u�z�x���zrq�p�s pzq�s�����z �rq ����q ºp������
�pr��r��q¦ ��° zps rx���� ­�q�����q�z x��s «�s�½��zrzpqºpz��z ���spzq�s ���¥
��z¦ ��� ��s usº���pz� vxr�q�o�s u�z�®z�q� ���z�z ¨ºp� «�s���qz�r ºp Ç ��¦�kpj}
^pd¦ ¯qpª  ���¦ ���¢���§£ uzqrvs����z��r �s���q r��� �p�� �pr Ç  � |�r£ �
�«�£ Ç  � |�r£ � ¯�qº �¦ nxz��� ��z �p� {�qs��� ��� «xs�����z r��z�s rxzrq���z
«xs�prr�qºpz��z �p�� ��zz oxs����q¦ n�zz ��� Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q zps ��z
¼���zºn��� �rq£ w�� {�rq�p�spz� �p�� oxz u�z�®z�q�z �pr ÁpÈ r�qºq ��q��z �z
|��s�zºpz� oxz ��s usn�s�r¥ ºps ´s�o�qrv��s� ��r «xs��z��zr��z oxz u�z¥
�pz�qr�sº���pz�r��r���q oxs�pr ¨Ç � |z�£ ���§£ ¿�z���r ��r�qº�£ Æspz�����z
r�z� ��� �zqrvs����z��z {�psq���pz�r�s�q�s��z oxz ��s ±rvs£ ��r ±ÈÅ pz� ��r
{ÈÅ �s�s���q�q pz� �xsq�zqn�����q nxs��z£
±ÈÅ o£  �£ �£  ��� «Ä |  ���¢��¦ ±¯q{�£  ���¦ ���� {ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Æs¯ �¢��¦
{¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �� ¢��� ��£� ºps «�s��rrpz�r��°�����q {«�s�Æ o£  �£   £  ���   {o±
��¡¢��¦ w¯q�¢u  ���¦ �  ~ ÅÈ±  ���¦ ��� o£ ��£  ¡£  ���   {o± ���¢�� ¯q±Â Ç  �
u¯qÆ ��  ��� |���£ ±£ �� pu �rq �r z���q ��s���q��sq��q¦ �zrxn��q oxz ��s ±rvs£ ��r Æ�¥
r�qº����s ºp rvs����z¦ rx ���s �pjhjuip¦ È±  ���¦ ���£ Äz ¤rq�ss���� ���q �r ��ºp ��z�
Á�������s��¥«¹ o£  �£ �£  ��¡¦ ½{Æ{�£  ��¡¢��� ��q �z��spz� o£ ��£   £  ��� ½{Æ{�£
 ���¢� �¦ ��ºp �jhvp_¦ Âpsº�x���zq�s ºps Á�������s��«¹ ª��z  ��� rxn�� �pdd}
pj^¦ ±�ª  ���¦ ��£ Âs�q�r�� ºps ±���qr�zn�z�pz�rvs�À�r ��r {ÈÅ �kpj^pd¦ ¯qpª
 ���¦ ���¢���£

°heo�gzf¥~ �~h �gkh�} w�� ±rvs£ rq���q ���r��º®����� ¨n����s§ ��� rp����q�o�
¯��q� ���r�r {��s���r �z ��z «xs��s�spz� ¨�spz�����z� {ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Æs¯
�¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��  ���� ��£�§£ |���s��z�r �rq �p�� pzo�s��zz��s¦ ��° �r ���
��s �zqrvs����z��z ´s®�pz� pz� {�psq���pz� n�z���s �p� ��r q�qr�������� «xs¥
��z��zr��z ��z�s rp����q�o�z |�r���q �z ���r�s Å�zr���q �z�x��q¦ ��r ��s�p�¦ x�
r��� ��z� {�q�q��pz� ��q u�z�pz�qr�sº���pz� �p°�s���� pz� x����q�o z���ox��º���¥
��s ��r ��q ���r�s |�r���q o�s�pz��z ��srq���q£ Ä� ��������z�z n�s� r��� ��� Ès�¥
�� ��s u�z�pz�qr�sº���pz�r��r���q zps ��zz rq����z¦ n�zz r��� ���q�z� ������q�
«�s�prq�¢ª�s�pz�r�xrq�z®��sr��®rr� ��z�x���zr��z��sz� pz� ����q rq�p�s¥
��z��sz� �prn�s��z ¨{ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �� o£
 �£  £  ��� ©Ä { ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ���§£ w�� oxz ��s ±rvs£ ��r {ÈÅ �p�¥
��rq���q�z Æspz�r�qº� ºps Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q ���q�z �®s ���� u�z�pz�qr¥
�sq�z �������s��°�z ¨��zr��s�z��z� ºp ��z u�z�®z�q�z �pr «p« {ÈÅ o£
��£ �£  ��� Ä© ± ��¢��¦ È±  ���¦  ��� ��q �s�q£ |z�£ oxz £́ �j^ukp_§¦ z�q®s����
��psq���q pzq�s {�s®��r���q��pz� ��s u���z�sq�z ��s ��n������z u�z�pz�qr�sq£ w��
±rvs£ �rq o�s��rrpz�rs���q���� pz����z����� ¨{«�s�Æ o£ �¡£ �£  ��� � {o±  � �¢
� ¦ w¯q±  ���¦  ��� ��q |z�£ �pvp_{�_phhp]§£ È®s ��r ¬�r�qºrq�p�ss���q �rq
��� �rqs���q����� {���z��pz� ��z�s ­�q�����q ��r Á�������s�� s������°�� pz��¥
���q���� ¨º{ {ÈÅ o£ ��£  ¡£  ��� « ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦  ��� r£ �p��
�pvp_}�_phhp]¦ w¯q±  ���¦ �¡� �n¼§£ ¼��� Ç � |�r£   ¬¯qÆ �rq ��z� ­�q��¥
���q �p�� ��zz pzq�sz����s�r��¦ n�zz ��� |�r���q¦ Æ�n�zz ºp �sº����z¦ ����q
¨o��£ ��ºp �p�� {¿È o£  �£ �£ �¡¡¡¦ w¯q± �¡¡¡¦  ���§£ |p�� �®s ��� u�z���qr��¥
n�sqpz� �x��q �r �p� Æ�n�zz�sº���pz� pz� ��� |�r���q ���sºp z���q �z ¨{ÈÅ
o£  �£  �£  ��� ÄÄ { ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���� o£ �£ �£  ��� ÄÄ ± �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ��¡§£
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¼��� Ç �� |�r£   {�nÆ n�s� ��º®����� ��r �p� «�s�½��zr ��������� �p� ���� ªÆ
����rq���q¦ ��� ��z�� {�qs��� ��s ÁpÈ ��p�sz� ºp ���z�z ��rq���q r�z�¦ nx���
��r {�qs��� ��s ÁpÈ ��� n�sqr����q����� u�z���q ��r �p� «�s�½��zr ����z��sq �rq£
w�s wp���r�pr ��s u�z�pz�qr�sq�z pz� ��z�pz�qrrv�º���r��� {�rxz��s���q�z
�����z �r z��� |p���rrpz� ��r {ÈÅ �s�xs��s����¦ ºpz���rq ��� u�z�pz�qr�sq ºp
���s�z¦ ��oxs ��� Ès��� ��s Á�������s�� ºp vs®��z �rq ¨{ÈÅ o£ ��£ �£ �¡¡  Ä« ±
��¢��¦ {ÈÅ¢¼« �¡¡ ¦  ¡�� ��q |z�£ o£ �uk�dvp_m¦ ÅÈ± �¡¡ ¦ ���§£

�� °~cxoo~h¥x~teo{g��gx�yf �tg �fh~�~o o��y �~s �mf�t{~cxoo

¯��q ��s uzqr�����pz� ��r Æsx°�z ¯�z�qr ��r {ÈÅ ox� ��£ �£  ��� ¨Æs¯ �¢��¦
{¯q{�£ ÄÄ¦ �� ¢��� �£§ n�s� �z ��s ±rvs£ ��r {ÈÅ �p�� ��q ª�s�pz� �®s ��� u�z¥
�®z�q� �pr ÁpÈ ¨º{ {ÈÅ o£ ��£   £  ��� Ä« ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���� o£
�¡£  ¡£  ��� Ä« ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��¢��§ ��� u�z�pz�qr�sº���pz�r��r���q
��r ¯qs���z z��� {�qs���ro�s�½��zro�s���spz� ¨��rx �p�� pzq�s u�z��º���pz�
��s rq����z ±�r�so�z§ �z Æ�rq��q ��z�r ­xq����n�zzr ��r ºps «�s�p°�spz�¦ |p���¥
�� x��s Á�tp���q�xz ��r {�qs���r ��º����z�q ¨ºp ��z ªpsº��z ��r ­xq����n�zz¥
����z��zr b_�pd¦ È±  ���¦  ¡�� � ¡���§£
�mf�t{~cxoo~h¥x~teo{g��gx�yf xo �~h «�o�� eo� ²mhgfcxhfg�y�|f} w�s �®s
��� ´s®�pz� ��s Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q ��°�������� �sº�����s� ­xq����n�zz
r�qºq r��� �pr ��z �z ��s «�s��z��z���q �sº���q�z pz� �®z�q�� ºp �sn�sq�z��z ��p¥
��z��z Æ�n�zz�z¢«�s�prq�z pz� ³ �� ��� u�z�®z�q�z �pr ÁpÈ ���£ Ç � |�r£ �
¼s£   ��s Æ�n�zz z��� ÇÇ �³�� rqv��£ �rq ³ ��� r��� ��� {�qs���r���z���pz�
oxs�prr���q���� �s����z��z «�s�p°�spz�r¥ �ºn£ |p�������n�zz¢¥o�s�prq ºpr��¥
��z£ w�s |p�������n�zz ��°q r��� �ps�� Æ���z®��srq���pz� ��r |p�����¥|z¥
��z�ro�s�½��zr pz� ��r |p�����¥uz�o�s�½��zr �s��qq��z£ w� ��� «�s��z�¥
�������q�z �� |z��z�r¥ pz� uz�o�s�½��z ��n���r ³ ��z���r rq����s ±�r�so�z ³
��q ��zr����z ª�sq�z �prºpn��r�z r�z�¦ n�s��z r�� r��� �p� ��� Å½�� ��r |p���¥
����n�zzr z���q �pr ¨{ÈÅ o£  �£ �£  ��� ©Ä ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���§£ ¯x��z��
oxs��z��z� rq���� ±�r�so�z ��p��z�� «�s�prq� ¨ºps ¿�°����������q ���r�r ¬�¥
rq�z�r |z�£ ��§ zx�� �������z¦ rq���q r��� ��� Ès��� �����z��s Æ�n�zz¥
�sº���pz�r��r���q r��xz ��r���� �� ��������z�z z���q¦ n��� ��s ¯qv��£ ��z {�qs���
�p�����z¦ o�s�p°�sz pz� ��tp����s�z pz� ����q ��z�z ­xq����n�zz �sº����z
�½zzq�£
{ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Æs¯ �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ �� � «£  �£ �£  ��� Ä« { ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«
 ���¦ ���� ��| �ukgjr]{�ppmp_ ©©Ä£ Ç  � ±z �� ��ºp ���½s�z �p�� pzq�s ��z��
±���qroxs��z��s �z�������z� rq���� ±�r�so�z¦ ����r ��s ±���qrz����x���s ��z {�qs��� ��
n�r�zq�����z pzo�s�z��sq �xsq�®�sq¦ {ÈÅ o£ ��£ �£ �¡¡¡ Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ �¡¡¡¦
���� �®s ��� u�z��º���pz� ��r ����z��z pz� qxq�z Äzo�zq�sr ��� ´���q��qs����z {ÈÅ o£
� £ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���¢�¡ � ����z ��� u�z��º���pz� oxz ªÆ ��q rq��¥
��z ±�r�so�z¦ ��� x�z� ��s�z ±����r��spz� �pr ��� {« �pr��r������z n�s��z �½zz�z¦
º{ Ç �� |�r£  � ¯�qº � ��È oxs ��� ¯quzq�Æ  ���¢�¡¡¡¢�¡¡�¦ �l_ihp{�jhhp_¦ �£ |p��£
�¡¡ ¦ ±z£  � £

¤�w~vfxd~ p~ehf~xteo{gs��gfz�~} ¼��� ¿�°���� ����s ¬�rq�z�� ��r u�zº��¥
����r ¨{ÈÅ o£  �£ �£  ��¡ Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  �� ¦ ���§ �p° ��� ­�q�����q ��r
¯qv��£ �p� w�p�s �����z�q pz� ��rq���q r��z ¨ºps �z��z������z ¬z�����z�q���q
|z�£ ��§¦ Æ�n�zz� ºp �sº����z pz� �p��spz� x����q�o�s ¬�rq�z�� �sn�sq�z ��r¥
r�z¦ ��° ���£ �z��z����� �z�������z� «�s�prq� ¨ºp |z��p�o�s�prq�z |z�£ ��§ �pr¥
��������z n�s��z pz� ��s®��s ��z�pr ��z� ¿��spz� ��r {« ��zqs�qq ¨{ÈÅ o£
� £ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���� Æ�rq®q� o£  �£ �£  ��� ÄÄÄ ±  ��¢� ¦
{ÈÅ¢¼«  ���¦ ���� ��s�z�� ±�z��s���qpz� �p� ��s�z��s ª����������� o£
�¡£  ¡£  ��� Ä« ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��� Â���zo������qpz�§£ w��r ���q �p��
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�®s {�qs���� oxz pz��r��s�z�q ¯qv��£ �� |pr��z� ¨{ÈÅ o£ ��£   £  ��� Ä« ± ��¢
��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ���� ±�z��sºp��q �z ´�s��p�¾� o£   ¦  �¦ �� Ä« ± �¢��¦
{ÈÅ¢¼«  ���¦ ���� �£ ±���qr��z�� o£   £  �£  ��� Ä« ± ��¢�� {ÈÅ¢¼«  ���¦
��¡§£ w�r ¯qs���z z��� ��z�s �ps�� ��� {�q�q��pz� o�spsr���q�z ¿�z��spz� ��s
¯q�p�sz ox� u�z�x���z s����q z���q ºps {��s®z�pz� ��s Æ�n�zz�sº���pz�r��¥
r���q �pr ¨Ç  � |�r£ � �«�£ Ç  � |�r£ � ¯�qº �§£ |����z��� ¯q�p�s�srv�sz�r��r���q
n�s� ox� Æ�r�qº ¨Ç  � |�r£ � ¯�qº �§ pz� oxz ��s ±rvs£ ��r {ÈÅ ��r ºps Á�¥
��zr�®�spz� ���½s�z� pz� ����q �®s ��� Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q r�������� ��¥
n�sq�q£
{ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Æs¯ �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ �� ¢���� o£ � £ �£  ��¡ «ÄÄÄ ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ
 �� ¦ ���� o£  ¡£ �£  ��  «ÄÄÄ ± ��¢��¦ {¯q{�£  ���¦ ���� o£  �£  �£  ��� «ÄÄÄ ± ��¢��¦
{¯q{�£ ÄÄ  ���¦ � �� {ÈÅ¢¼«  ���¦ ���¢��¡� o£   £  �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«
 ���¦ ��¡£

p~{xoo eo� �~{|�tt �~h °~cxoo~h¥x~teo{g��gx�yf} w�r ¯qs���z z��� ��z��
­xq����n�zz pz� ����q ��� Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q ��zz psrvs®z����� pz� oxz
oxsz��s��z x����q�o �s��zz��s �����z ¨|z�£ ��§£ w�� {�q�q��pz� ��zz �z ���r�s
Å�zr���q ���s �p�� x���z r��z¦ ��¦ �r ��zz Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q �srq rv�q�s
��zr�qº�z x��s n�������z ��q ��s Èx���¦ ��° ��z� �rqs���q���� s���o�zq� ­�q�����q
�zqrvs����z� rv�q�s ����zzq x��s n������q ¨{ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Æs¯ �¢��¦
{¯q{�£ ÄÄ¦ �� ¢��� �n¼� o£ �£ �£  ��� © { ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦  �� � ����
x���z��s ����z ��qºq�s� |�q�sz�q�o� �hppvp_m �z Â¢¯~ Ç  � ±z£ {  ��§£ ¯x ��zz
º{ ��z oxs ��z��s ���q ºpr����z ��q ¼���z��qs����z ¨Ç  � |�r£ � ¼s£  § �snxs¥
��z�s �p� {�qs��� �p�� ��zz ºp ��z�� x�z� Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q ���®�sq�z
{�qs��� n�s��z¦ n�zz ��� ¼���z��qs���� r��� ºp r���rq�z����z Æ�n�s����qs��¥
��z �zqn�����q�z pz� zpz���s ���z uss�����z ��z�r ­xq����n�zzr ���s ��r
�½����� �sr����zq ¨o��£ �zqrvs����z� {ÈÅ o£ ��£  £  ��� Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦
��¡§£ �p ��s®��r���q���z �rq �p��¦ ��° z��� ��� Æ�r�qº ¨Ç  � |�r£ � �«�£ Ç  �
|�r£ � ¯�qº �§ ��z �p� {�qs��� ��� «xs�����z ��s ®�s���z «xs�prr�qºpz��z ����¥
��z r��z ��zz¦ n�zz ��� Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q zps ¼���zºn��� �rq£ w��
Æ�r��qs���qrz����x���s ��zz ��� Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q �®s ��z ®��szx�¥
��z�z {�qs��� �����z¦ ��� ���� us���rr�s x��s ���s����s oxs��z��z n�s£ {�¥
rxz��s���q�z ���q�z º{ ��� ��z�� �prr�qº�z��z Èxsrq��qs���¦ ��� ��� ��� Æ�¥
n�zz�sº���pz�r��r���q ox� ¹����q ��s zps �®s ��z�z r��s ��z��z ���qs�p�
��psq���q n�s��z ��zz ¨{ÈÅ o£  �£ �£ �¡¡¡ Ä« ± ��¢��¦ {ÈÅ¢¼« �¡¡¡¦  ���
�n¼� |z�£ ��§£

�� ©��{~�tx�yv~xf dmo °~cxoo� eo� �~htegf~h¥x~teo{

«xss�z����r {�n��r�zº�����z �®s Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q �rq ��z� {�qs���r�®�¥
spz�¦ ��� ��s ��s {�qs��� z��� r��z�s ª�r�zr�sq pz� ��s |sq r��z�s {�n�sqr����¥
qpz� �p� ��� w�p�s ��r���z ��ºp �����z�q pz� ��rq���q �rq¦ ��q Æ�n�zz ºp �s¥
���q�z ¨{ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Æs¯ �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ �� ¢��� �n¼§£
��fgz�ytx�y~ °~cxoo~h¥x~teo{� zx�� ��ºp ®��s ���s�s� «�¦ r�����°q �� ���¥
�����z�z Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q ��q ��z ¨r£ �£n£¼£ {ÈÅ o£  �£ �£  ��¡ Ä« ±
��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  �� ¦ ���� o£  �£  �£  ��¡ Ä« ±  ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  �� ¦ ���� ����q
�r ���s ��zzx�� �z ��s Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q¦ �½zz�z ���r� Æ�n�zz� rq�p�s¥
���� z���q �s��°q n�s��z¦ ��| º{ �wrpgwdd¢�jhhp_¦ u¯qÆ Ç  � ±z£  ��§£ |p��
��z� �z��p�sz�� �����z�� Æ�n�zz�sº���pz� �p° z���q ��� Æ�n�zz�sº���pz�r��¥
r���q �prr�����°�z¦ n�� ��s �prr�qº�z�� �xsrqn�sqr����q����� {�qs��� º���q ¨{ÈÅ
o£  �£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���§£ |p�� ��s ¬�rq�z� �z��p�sz��s «�s¥
�prq�sº���pz� r�����°q �®s r��� �����z Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q z���q �pr£

j ��

��



± �� |z�£ ��³�� u�z�®z�q� �pr

j �� ¥p��v

{ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Æs¯ �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ �� ¢��� �£ pz� �� |zr���p° ���s�z º{£ {ÈÅ o£
 �£  �£  ��� «ÄÄÄ ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���� q�z��zº���� �qn�r �z��sr {ÈÅ o£
 �£  �£  ��¡ Ä« ±  ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  �� ¦ ���� rq�s��r Äz��º� �z��sr ��� «�s�prqºpn��¥
rpz�r��r���r����q�z¦ ��� ��z�z z��� Æ�r�qº ¨r£ Ç  � |�r£ � �«�£ Ç  � |�r£ � ¯�qº �§ pz�
±rvs£ ºp o�s�pq�z �rq¦ ��° r�� ºpz���rq ���z� Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q ����z¦ {ÈÅ o£
� £ �£  ��¡ «ÄÄÄ ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  �� ¦ ���£

p~g~xfx{eo{ dmo �~htegfie~tt~o �tg ®o�x¥ |�h °~cxoo~h¥x~teo{g��gx�yf}
|�r {�n��r�zº�����z �®s Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q ���q¦ n�zz ��� «�s�prqtp����z
��r��q��q n�s��z rx���z pz� �½zz�z ¨{ÈÅ o£ �£   £  ��� Ä« ± ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«
 ���¦ � �§ x��s n�zz ��� ��z�� �prr�qº�z��z �xsrqn�sqr����q�����z {�qs��� ��z
��z��z������s usqs�� �� Å�z����� �p� ��� Åx�º�szq� n�zz �p�� �z ��sz�s �p�pz�q
�z |prr���q rq��q ¨{ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���� ����� �rq ���
���q ��r ����z pz� ��� usqs��r�½�� p� �p�� oxz ��s |sq ��s �z����pq�z {�p��
����z���� ºp� ´sx�zxr�º��qs�p� |z�£ ��¦ ºp ��z ��rq����z��z u����zq�z
��s ´sx�zxr� ���z��§£ w��r ���q �p��¦ n�zz �r oxz {�qs���r����zz �z n���z
��p�sz��s «�s�prq�sº���pz� ��r��z� ºp ���z�� ­xq����n�zz ���x���z �rq ¨{ÈÅ
o£   £  �£  ��� Ä« ± �¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ���� Ä« ± ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦
��¡� È�s�vsx���q� �z ´�s��p�¾§£ Á�z� �z��p�sz�� «�s�prq� x�z� ±���q�xz ��r
¯qv��£ r�z� ���x�� ��z �srq�s¦ n�zz �p�� �®s r��� z���q �prs�����z��s |z���qr¥
vpz�q �®s �����z�� Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q£ Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q �rq ºp
o�sz��z�z¦ n�zz �z��p�sz�� «�s�prq� pz� ���£ ��z ���ps�� o�spsr���q�s ­xq��¥
o�s�prq �p� ��r È����z ��s Æ�n�zz��r���q ��z��pq�z pz� �pr n��q�s�z x����q�o�z
{�n��r�zº�����z ��� È�rqrq���pz� �½����� �rq¦ ��° ��s ¯qv��£ ��� o�s�prq�s�z��z��
­�q�����q zps �pr �� {�s���� r��z�s Á���zr�®�spz� �����z��z v�sr½z�����z
Æs®z��z x��s ¼���pz��z �pr®�q ¨{ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Æs¯ �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ �� ¢
���� o£ ��£ �£  ��� Ä« ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �¡�� o�s����z�sq�s ��z�n�sq¥
r����q�����s {�qs���� o£  �£  �£  ��¡ Ä« ±  ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  �� ¦ ���� Á�z�n�sq¥
r����q ��q ¹�rq��p� {ÈÅ¢¼«  ���¦ ���� ��¡§£ ¬u �rq ���r z���q �����z ��r����
��s È���¦ n��� r��� ��s ¯qv��£ �p��spz� r��z�s rxzrq���z u�z�pz�qr¥ pz�
«�s�½��zrr�qp�q�xz ��� «�s�prq� ����rq�zµ ��zz£
uoq�£ �| {ÈÅ o£  �£   £  ��� Ä« ±  ��¢� ¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �¡�� z��� �ph^gwdd{�wap¦
u�z�x���zrq�p�s ��s Á�z�¥ pz� Èxsrqn�sq�¦ |  ��¦ rx�� ���r�s ¬�rq�z� ��s��qr ��z
�prs�����z��r n��q�s�r {�n��r�zº�����z �®s �����z�� Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q r��z£
ª�r Ç  � ¼s£   ¯�qº � �z {�ºp� �p� ��� ���s �� �pr����z��z� �p�qs�q�z�� Ès��� ��s
Á���zr�®�spz� ��qs���q¦ ��zz ºn�s z���q pz��s®��r���q��q r��z¦ ��° ���r� «xsr��s��q ��z�
�z��s� ����r�qºpz� pz� ��z�z �z��s�z ±����pz�r����zrq�z� ��r ��z ���s ��r�pq��sq�z
�p�n��rq£ w�� �xsq ºp rp�rp���s�z��z ¯���o�s���q� �½zz�z ���s |z���qrvpz�q� ���®s
�����sz¦ n�zz ��z� {�q�q��pz� ��� Á���zr�®�spz� ��r ¯qv��£ ��s®�sq ¨{ÈÅ o£ ��£ �£ �¡¡¡
Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ��� ��q |z�£ �wd�hp_¦ È± �¡¡¡¦  ���� o£ �uk�dvp_m¦ ÅÈ±
�¡¡ ¦  ¡�� o��£ ºps |��s�zºpz� Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q¢Ç  � ¼s£   ¯�qº � �ph^gwdd{
�wap¦ |  ��� �qn�r �z��sr ��º�zqp��sq rp_^£ |  ��§¦ �qn� ��� Ã���¥ x��s ¬s��p�r�½�¥
�������q ¨{ÈÅ o£   £  �£  ��� Ä« ± �¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ���¢��¡§£

�mo�~h|�tt �~h p~fhx~�geof~h�h~�yeo{} Ä� ��������z�z �®�sq ��z� {�qs���rpz¥
q�s�s���pz� x�z� {�qs���r�p�����¦ º{ ���� «�sv���q�s ¨|z�£ �� ��£§ x��s
���s��rr�z��z ¨|z�£ �� ��£§ ��z�r �p� {�qs���r x��s �p�� ��� rxzrq q�qr��������s
{�qs���rpzq�s�s���pz� ¨º{ �n¼ {ÈÅ o£  �£  ¡£  ��  Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ
 ���¦ ���§ �®s r��� ��r���z z���q ºp ��s |zz����¦ ��° ���z� Æ�n�zz�sº���pz�r¥
��r���q ���s oxs����q ¨o��£ ºps ª�sqr����qr®��s��rrpz� |z�£  ¡�§£ w�r uz�� ��s
Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q ����q ���s s������°�� ����q ºpr����z¦ ��° ��s {�qs���
�p�������z �ºn£ oxz ��s |�r���q ��s {�qs���r�xsq�®�spz� |�rq�z� ��zx���z
n�s�£

u�zrqn����z �s��£��



Á�z�¥ pz� Èxsrqn�sqr����q |z�£ �� ± ��

¯¯� «|{� ��� ¼xo����s �¡¡� ¥p��v

�� §��yc~xg �~h °~cxoo~h¥x~teo{g��gx�yf eo� °~cxoo~h¥x~teo{g��gx�yf
�~x °~cxoo~hsxffteo{ o��y ± ���

w�� Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q �rq ��z� �zz�s� ­�qr����¦ ��� zps �z��z� �p°�s�s
¿�s����� ¨Å���rq�qr����z§ ��psq���q n�s��z ��zz ¨{ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Æs¯ �¢��¦
{¯q{�£ ÄÄ¦ ��  ������ ºps u���zr����q ��r ­�qr���� �¯o£ Ç  �� |�r£   ¯�qº   ¼s£  
|¹ {ÈÅ o£ �£  �£  ��� Ä© ±   ¢� ¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦  ��§£ {�� ¿�qpzq�sz����sz
�rq ��� Ès��� ��s Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q ���£ �� ¿�qpzq�sz����s ºp pzq�srp���z
pz� ºp ��psq����z ¨{ÈÅ o£   £  �£  ��� Ä« ± �¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ���� �wicv{
��_gwdd¦ È±  ��¡¦ �� �£§£ ¬u ��zz r��� ���r� ��qpzq�sz����s��ºx��z� ´s®¥
�pz� oxs ����� �p� ��r ¯xz��s��qs���ro�s�½��z ��º����z£ ¬zr����s���q�z �z ��s
{�psq���pz� ��s Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q r�z� �spz�r�qº���� �����z�q¦ ��z us��°
oxs��p����s ¯q�p�s��r������ ºp s���q��sq���z ¨{ÈÅ o£ ��£  ¡£  ��� © ±  ¡�¢��¦
{¯q{�£ ÄÄ  ��¡¦ ��� pzq�s Å�zn��r �p� ��z �pr�����zq�z ´sx�zxr�º��qs�p�§£
p~c~xg �~g ~hgf~o qog�y~xog} |z��sr ��r ³ �z������� ³ ��� ��s ¬zq�s���qpz�
��z�r Æ�n�s����qs���r ¨��ºp º{ {ÈÅ o£  �£   £  ��� «ÄÄÄ ± �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ
 ���¦ ���� Æsx°��z���r��qs���� {ÈÅ o£ � £  £  ��� ©Ä ±  �¢��¦ ©Ä ±  �¢��¦
{ÈÅ¢¼«  ���¦ ���� o£ ��£ �£  ��� © ±  ¡�¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦  ¡�  � ¡����
��zr��s�z��z� o£ �£ �£  ��� © { ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦  ��� �s�q�r�� º{ ÈÆ
¿®z���z o£ � £  �£ �¡¡ ¦ uÈÆ �¡¡�¦ ���¦ s�s£� �ukgjr]{�pvp_}�_phhp] ©©Ä£
Ç  � ±z£ ��§ �ºn£ ���£ ��� ��s |pr®�pz� ��z�r �s���z {�sp�r ¨{ÈÅ o£ ��£ �£  ���
©Ä ±  ¡¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦  � �§ rvs���q �� È���� oxz �p� {�q�q��pz��z z���q
��s {�n��r ��r �srq�z |zr����zr �®s ��� |�r���q ��s Æ�n�zz�sº���pz�£
{ÈÅ o£ �£ �£  ���¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ �¡¢��� o£ ��£ �£  ��� Ä« { ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦
� ¦ �xsq �p�� ºp� Æ���z��n��r o£  �£ �£  ��� Ä« { ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ���� r£ �p��
��� |�n��pz��z �z {ÈÅ o£   £  �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ��¡� �����s�zº��¥
s�z� x���z��s �ph^gwdd{�wap¦ | �¡�¦ ���s �p�� z���q ������z ¨r£ �®s ��z {�s���� «p«
{ÈÅ o£ � £ �£  ��� Ä© ±   �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���� z��� ���r�s uzqr�����pz� rx�� ��� x�¥
���q�o� ¼���n��r��rq ���� ¯qv��£ �����z¦ ��| ºps ÁpÈ �ukgjr]{�ppmp_ ©©Ä£ Ç  � ±z£ �� r£
������z ÈÆ {�£¥ª®sqq£ o£  �£ �£  ���¦ uÈÆ  ���¦ � �� ¼���n��r��rq ��� ��s È�z«�sn£§£

¤�w~vfxd~ �mf�t{~cxookhm{omg~} Á�°q ��� x����q�o�s {�qs���qpz� ��z {�qs���
z��� r��z�s |sq¦ ��s Æ�rq��qpz� ��s {�qs���r�®�spz� pz� ��z ������z�z us¥
qs��r�prr���q�z ��z�z ­xq����n�zz z���q �sn�sq�z pz� �rq ���r �®s ��z ¯qv��£ �p��
�s��zz��s ��n�r�z¦ s���q��sq��q ���r �z r��� ��z ¯���p° �p� �����z�� Æ�n�zz¥
�sº���pz�r��r���q ¨o��£ º{ {ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä« { ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ����
Á�������s�� ��� usn�s� ��z�r ª��z��s�r� {ÈÅ o£ � £  £  ��� Ä« ± ��¢��¦ {ÈÅ¢
¼«  ���¦  ¡¡� � ¡¡��� ´��s��ºp��q� ºp ��z ��°��������z ¬�rq�z��z �®s ���
­xq����n�zzvsx�zxr� �� ��zº��z�z |z�£ �¡§£ Æ�����nx�� �rq ��� ¯qv��£ ����q
z���q ��s ¼���n��r ����r��z�qq�z¦ ��° �s ��� x����q�o�z Æ�����z���q�z o�s¥
��zzq ��q pz� ���s®z��q�sn��r� ��q �sn�sq�z �½zz�z¦ ��° ºpz���rq �z�������z�
«�s�prq� �� Á�p� ��s n��q�s�z uzqn����pz� ��r {�qs���r �ps�� Æ�n�zz� �pr��¥
������z n�s��z¦ rx ��° �zr��r��q zx�� ��z vxr�q�o�r Æ�r��q�s���z�r �sº���q n�s¥
��z ��zz ¨{ÈÅ o£  �£  �£  ��¡ Ä« ±  ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  �� ¦ ���¢��� �n¼§£ |�¥
��s��z�r s����q ��� �x��z «�s�prq�z ��� ��z�n�sqr����q�����z {�qs����z ��z� zps
��qs���rn�sqr����q����� {�qs���r�®�spz� ºp� ¼���n��r ��s Æ�n�zz�sº���pz�r��¥
r���q z���q �pr£ Â�zz ��z �p� {�qs��� z��� |sq pz� ª��r� ��s {�n�sqr����qpz�
z���q ��q Æ�n�zz �s���q�z¦ �p° ��s ¯qv��£ ��s����z¦ n�sp� �s qsxqº �z���q�z��s
�x��s «�s�prq� �spz�����z�� ¿�°z����z ºps Å�srq���pz� ��s ±�zq�����q�q pz¥
q�s��rr�z ��q pz� ³ n�zz ���r z���q �½����� �rq ³ ��z {�qs��� z���q �p�������z
��q ¨{ÈÅ o£ ��£ �£ �¡¡¡ Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���� o£ � £  £  ��� Ä« ± ��¢��¦
{ÈÅ¢¼«  ���¦  ¡¡� � ¡¡��� o£  �£ �£  ��� Ä« { ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ���� o£
�£ �£  ��� Ä« ± �¡¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ �¡§£
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p~x °~cxoo~hsxffteo{ o��y leh�yg�yoxffgzf¥~o ��zz �spz�r�qº���� ³ �pr
¼���n��r�s®z��z ³ z���q ���q�z� ������q n�s��z¦ ��z���r Æ�n�zz�sº���pz�r¥
��r���q ����� ��z �rqs���q���� z���q s���o�zq�s Á�������s����qs��� oxs£
{ÈÅ o£  �£ �£ �¡¡¡ Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���� o£  �£ �£ �¡¡¡ Ä« ± ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«
�¡¡¡¦  ���� o£  �£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ���� o£  £  �£  ��� Ä« ± ��¢��¦
{¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���� o£ ��£ �£  ��� Ä« ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ �¡� ºps ±���qr���� oxs ���
¯quzq�Æ  ���¢�¡¡¡¢�¡¡�£

w�� Ès��� ��s Á�������s�� ��zz r��� �z ��z�� rx����z È��� �spz�r�qº���� �srq¥
���r �®s ��r ª� rq����z¦ �� ��� �p��spz� ��z�r n�s�r���z |zqs��r ��� �ps��
«�s�½��zro�s������ �s��qq��q�z «�s�prq� rq�p�s���� s���o�zq ����z®��s ��� È|
�s���sq n�s��z ¨{ÈÅ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���§£ w��r� Æspz�r�qº� ���q�z ���s z���q
��zr��s�z�pz�r�xr£ ª�s��z �qn� �p��spz� ��z�r |zqs��r z��� Ç  �� |�r£ � z���
Ç � |�r£ � �z��p�sz�� �x�� «�s�prq� ��rq��rq���q pz� s���q��sq���z ºpr�qº�����
¬�rq�z�� ��� |zz���� �����z��s Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q¦ ��zz ��� o�s������¥
��s�z «�s���qz�rr�z ���r� |zz���� �p�� zx�� �p� ��� ���q ��s Æ�n�zz�s��qq¥
�pz� z��� wps��r��z�qqr�qº�z ºps®��n�s��z ¨rx �½������sn��r� ³ ��s ¯���o�s¥
���q �rq z���q ��zº ��z��pq�� ��q��q���q ³ ¼�r£ ÈÆ o£  �£ �£  ���¦ uÈÆ  ��¡¦  ��¦
s�s£� r£ �p�� ÈÆ ¯���£¥Åx�rq£ o£ ��£ �£ �¡¡ ¦ uÈÆ �¡¡ ¦ ���¦ zs�s£� ±�o£ {ÈÅ Ä«
± ��¢¡ � ��| �ph^gwdd{�wap¦ |  �� �§£ |p�� �xzzq� �qn� ��� |�r�qºpz� oxz
¯��p��º�zr�z ���£ Ç  �� |�r£ � ¯�qº � ��È oxs ��� ¯quzq�Æ  ���¢�¡¡¡¢�¡¡�
r���rq ��� ��s wps��r��z�qqr�qº��n�zz�s��qq�pz� ºp� |prn��r �xsq��p�sz��s
«�s�prq� �®�s�z¦ ��� �� �pr����z��z� ��q n��q�s�z {�n��r�zº�����z ���z����r
��� |zz���� �����z��s Æ�n�zz�s��qq�pz�r��r���q ���s®z��z �xzzq� ¨��| �ph^}
gwdd{�wap ��¹ |  ��� pzq�s {�ºp�z���� �p� ��z zo£ ¬sq��� ��r ÈÆ ¯���£¥
Åx�rq£ o£  �£ �£  ��¡ ÄÄ ��¢��¦ s�s£� �| nx�� �hppvp_m �z Â¢¯¢¿¦ Ç  � ±z£  ��¦
 ��§£ ¼��� Ç  �� |�r£ � ¯�qº� � pz� � ��È ��r ¯quzq�Æ  ���¢�¡¡¡¢�¡¡� �®s��z
o�s�pr���q� ´���qº�zr�z¦ �����z���z ¯��p��º�zr�z pz� ��p�sz��z Á�rq�z¦ ���
{| r�z�¦ z���q ���s ºp ��z�� «�s�prq �®�s�z£
Âx��q �r �p� ��r «xs�����z ��z�s Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q �z¦ qs��q ��� zxz ��¥
tp�q �� ��������z�z ��s ¯qv��£ ��� ¼���n��r��rq ¨{ÈÅ o£  �£   £  ��� «ÄÄÄ ± �¢
��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���� o£ ��£ �£  ��� ÄÄÄ ± ���¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦  ¡� ÈÆ {�£¥
ª®sqq£ o£  �£  £  ���¦ uÈÆ  ���¦ � �¦ zs�s£� |º£ {ÈÅ ©Ä ±  �¢��§£
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{�q�q��pz��z �½zz�z ��z���r x����q�o�s u��zpz� ���sºp r��xz oxz oxsz��s��z
�s��zz��s x�z� ��� |�r���q ��s Æ�n�zz�sº���pz� �s�x���z¦ n�� �qn� ��r {��rv���
oxz |�q�o�q�q�z º���q¦ ��� �p� Ès��º��q��rq��qpz� ��s���q�q r�z� ¨�pr ����s��z�r zps
ºp� ­��� o�s��������s�s ��n�sqpz�rs���q�����s ¯���q {ÈÅ o£  �£  �£  ��� ÄÄ {
��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���� ´��s�����qpz�� ��| �wrpgwdd¢�jhhp_¦ u¯qÆ Ç  �
±z£  ��� ºp È����z �rqs���q�����s Äss���o�zº º{ �pvp_}�_phhp]¦ w¯q±  ���¦
�� ¢��� rxn��¦ �¡�� ­���r�z¦ ¯qpª  ���¦ ���¢��� �£§ x��s r��� �pr Åx��¾ ��s¥
�pr�zqn�����q ����z rx���z ¨{ÈÅ o£ ��£  £ �¡¡¡ Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ����
����z� ´��s��ºp��q§ x��s ��� Á���zr�®�spz� ��s®�s�z ¨{ÈÅ o£ � £  £  ��� Ä« ±
��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ��� �����§£ w�r È����z ��s x����q�o�z u��zpz� ºps Æ�n�zz¥
�sº���pz� ����q ��q��z ��z ¯���p° �p� ��r «xs��z��zr��z ��z�s Æ�n�zz�sº��¥
�pz�r��r���q pz�½�����£ È���� ���r�s |sq r�z� oxz {�q�q��pz��z ºp pzq�sr����¥
��z¦ ��� ��z�z ���r� x����q�o� u��zpz� �z r��� ������z �rq ¨r£ º{ ��rxz��sr
��pq���� {ÈÅ o£ ��£ �£  ��� ©Ä ±  ¡¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦  � �� ±���qr�zn��qrq�¥
q�����q§£
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qot�e|d~htegf~} w�� Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q ��zz �z È����z oxz oxsz��s��z
������z�s x����q�o�s u��zpz� zps pzq�s �sr��n�sq�z «xs�prr�qºpz��z o�sz��zq
n�s��z¦ z���zq���� �qn� �z ��z�s o�s�prq�s�z��z��z |z��p�v��r� ¨��ºp
|z�£ ��§ ��z�r �p� {�qs����r ¨��� �z��s�z¦ º{ ��n�s������z {�q�q��pz��z¦ �®s�q�
��s ox� {ÈÅ ºp�pzrq�z ��s Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q �z��zx���z� |z¥
r����zr��n��r ���r� |zz���� �� ��������z�z �prr�����°�z¦ ��ºp |z�£ ��§ zps
��zz¦ n�zz �p��spz� ��s ����zzq�z uzqn����pz� ��r {�qs���r ��z��pq�� ��rq¥
rq��q¦ ��° �s¦ rx n�� �s ox� ¯qv��£ ��qs����z n�s�¦ oxz oxsz��s��z z���q �z ��s
Á��� �rq¦ z������q��� Æ�n�zz� ºp �sº����z£
�{ {ÈÅ o  �£   £  ��� Ä« ±  ��¢� ¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �¡�� o£ � £ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦
{¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���� Â�n�ºp��q¦ |z��p��������q �z ���r���z {s��q�z� {ÈÅ o£  �£  £  ���
Ä« ± ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ���� «x����pqºp��q� ±ÈÅ o£ �¡£  £  ��� ÄÄÄ �¡¢��¦ ±¯q{�£¦
��� ºp Ç �� ±{�nÆ pz� {ÈÅ o£  �£ �£  ��¡ Ä«  ��¢�� ¬¦ {¯q{�£ ÄÄÄ¦ ��� rxn�� o£
�£ �£  ��� Ä« ±  ¡�¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ���� ����zq������s ¼���n��r �ps�� ¯qv��£ �½�¥
����� o£ ��£   £  ��� Ä« ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���� o£  £  �£  ��� Ä« ± ��¢��¦
{¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���� ÈÆ ¼®sz��s� o£ �£  �£  ��¡¦ w¯q�  �� ¦ �¡ ¦ s�s£� {ÈÅ o£
�£ �£  ��� Ä« ±  ¡�¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ���� �p��q oxz «x����pq¥ pz� ­s���sv��s��z¦
���s ����zq������s ¼���n��r �ps�� ¯qv��£ �½�����¦ ºp ��qºq�s�� �s�q�r�� �gwuk Äz�£
 ��¡¦ �� �£� r£ ������z zx�� ��º®����� «x����pqºp��q ���£ ����z ��� |zz���� oxz Á���¥
����s�� {ÈÅ o£ �£  ¡£  ��� Ä  ��¢�  ¬¦ {¯q{�£ ÄÄÄ  ���¦ ��� ´��s��ºp��q ���£ r���rq�z��¥
��s {�qs���rºn���� {ÈÅ o£ �£ �£  ��� Ä« ±  ¡�¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ���� ������z ´��s¥
��ºp��q ��r �zq��s��sq�s {�rq�z�q��� ��z�s Á�z�n�sqr����q� {ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Ä« ± ��¢
� ¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ � �¦ ��ºp �s�q�r�� �ph^gwdd{�wap¦ | �¡��� ����z� ´��s��ºp��q ��r
Á�������s��� {ÈÅ o£   £ �£  ��� ©Ä ±  �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ �¡¡¡¦ ���� ºp ±�zzrq����z �n¼
{ÈÅ o£  �£ �£  ��¡ Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  �� ¦ ���� Å�rr�r���r ÈÆ o£ �£ �£  �� ¦ uÈÆ
 �� ¦ � � ºp� |p���p ��z�s Á�z�n�sqr����q {ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Ä« { ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«
 ���¦ � � o£  �£ �£  ��� Ä« { ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ���� Á�������s�� ��� usn�s� ��z�r
ª��z��s�r� ��º®����� �pr����z��z� ºn�r���z |p�n�z� pz� |p�z���� ��s ­�q�����q
ÈÆ ¼®sz��s� o£ ��£  £  ���¦ È±  ���¦ ���� �®s «�s�prqºpn��rpz�r��r���r����q�z {ÈÅ o£
 ¡£ �£  ��  «ÄÄÄ ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���� |z�£ �¡£

qo|�o{gd~htegf~ �~xs �z�yf~h m�~h �~�yfgo��y|mt{~h} È����z�� Æ�¥
n�zz�sº���pz�r��r���q ��zz p¬ �p�� ��� ��z�� o�sv���q�q�z x��s ®��s��rr�z�z
�xsrqn�sqr����q�����z {�qs��� �p�qs�q�z¦ n�zz z��� ��� {�qs���rv��z �ºn£ ��z
|�q�sr���rr�z ��s ª�����rq�z�� ��rqrq��q¦ ��° ��s {�qs��� �z ��s Å�z� ��r ´���¥
q�sr ºp ���z�z n�r�zq�����z ¼pqºpz��z �®�sq ¨��| �l_ihp{�jhhp_¦ �£ |p��£
�¡¡ ¦ ±z£ �¡��§ pz� ��� «�sv���qpz� �ºn£ ���s��rrpz� r��� z���q �� «�s���qz�r
ox� ���s��rr�z��z ºp� ���sz����s ��r «xsrqp�� ��z�s us��x��� ��srq���q£ |z¥
��s�sr��qr �rq ³ oxz ´���qo�s���qz�rr�z ����r���z ³ ��s ¬�rq�z�¦ ��° ��z Èxsrq¥
��qs��� �p�� ®��s ��z�� ���q ���z� Åx�º�szq� ��n�s�q¦ �®s r��� �����z ���z Æspz�¦
oxz �����z��s Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q �prºp����z£ w�zz ��s z�q®s����� �p¥
n���r ��s ¼pqº�½�º�s �®�sq �p�� ���� ºn�r���zº��q�����z u���zq®��s ºps ¿��¥
spz� ��r {�qs���ro�s�½��zr ¨{ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦
�� � o£  �£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���� r£ �p�� ��� us�£ ºp� Èxsrq��¥
qs���§£
¬u �rq ��� ��z�� �snxs��z�z {�qs��� ��q {���� �p� ��z ¬�rq�z� ��r |z��p�r
��z rqs�z��s�s ¿�°rq�� �zºp����z ��r ��� ��z�� ox� ¯qv��£ z�p �p�����pq�z {�¥
qs��� ¨{ÈÅ o£  �£   £  ��� Ä« ±  ��¢� ¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �¡�§£ Æ�r��qs���qr¥
z����x��� �®�sq ºp ���z�� z�p�z |z��p�¦ n�zz ��s ±���qrz����x���s ��z {�¥
qs��� �� n�r�zq�����z pzo�s�z��sq �xsq�®�sq ¨{ÈÅ o£ ��£ �£ �¡¡¡ Ä« ± ��¢��¦
{¯q{�£ ÄÄ¦ ���§£ ur ��zz �p�� r��z¦ ��° ��z� o�s�prq�s�z��z�� �p� {�q�q��pz� oxz
oxsz��s��z ��r �p� vs�o�q�z ¼���pz��z ��sp��z� �s��zz��s �rq¦ º{ ��s {�n�sq¥
r����qpz� oxz ¯��s���s��sq�z¦ vs�o�q�z Å�pr¥ pz� ¼pqº��sq�z¦ ªx���z�z�¥
�spz�rq®���z ¨��| �ph^gwdd{�wap¦ |  ���§¦ ¯vxsq�z���z ¨|z�£ �¡�§¦ ´��s��¥
ºp��q ��q �p��spz� oxz |z��z� �z �s��zz��s�s vs�o�q�s ¿xq�o�q�xz ¨��|
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�ph^gwdd{�wap¦ | �¡� �§ prn£ w�� Æs½°� ��s ��n�sqr����q�q�z È�����z �����z ���¥
��sq ���z�z �����z�zqr������z��z Å�zn��r ¨�| echjd{e\]ip¦ Ä¼È �¡¡¡¦ �¡ �����
n�� ���s nx�� ÈÆ {�£¥ª®sqq£ o£ �£ �£  ���¦ uÈÆ  ���¦  ��� ��� �� �s ¯qs�px�rq¥
n��r� pz� s�£ ��¡ w¿ Ã��s�r�sqs�� o�sz��zq� ºp� ��z�n�sqr����q�����z pz� ºp�
�xsrqn�sqr����q�����z {�qs��� ��n���r �xsq¦ ºp ��z �z ���r�� �pr����z��z� ��¥
��pqr���z ¬zq�sr������z ºn�r���z Á�z�n�sqr����q pz� Èxsrqn�sqr����q {ÈÅ o£
 �£  �£  ��¡ Ä« ±  ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  �� ¦ ���§£
p~fhx~�g~h¨||oeo{} ª�s� ��z {�qs��� �p���zx���z¦ �p° ��� ­xq����n�zzvsx¥
�zxr� ���£ z���z ��z v�sr½z�����z ���s���pz��z pz� {�rqs��pz��z ��r ¯qv��£
¨{ÈÅ o£ ��£   £  ��� Ä« ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���� o�s�prq�s�z��z�� ­�q��¥
���q ³ ´��s��ºp��q pz� ´��s�����qpz� ³ zps �pr �� {�s���� ��s Á���zr�®�spz�
�����z��z v�sr½z�����z Æs®z��z pz� ¼���pz��z§ oxs ����� �p�� ��� |z��p�o�s¥
�prq� ��q p���rr�z¦ ��� �ps�� rv�q�s� Æ�n�zz�sn�sqpz��z ��������q n�s��z
�½zz�z ¨{ÈÅ o£ �£ �£  ��� Ä« ± �¡¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ��§£ Ärq ��� Æs®z�pz�
ºn��������q¦ x� oxz {���zz �z ��s {�qs��� z���q ºps usº���pz� ��z�r ­xq����¥
n�zzr �����z�q �rq¦ �½zz�z ��� �zqrvs����z��z ¯q�p�s��r������ oxs��p��� �s��¥
��z ¨{ÈÅ o£ ��£  ¡£  ��� © ±  ¡�¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ��¡¦ ���� o£ ��£  ¡£  ��� © ±
� ¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ��¡¦ �¡�� �s�q�r�� pzq�s ��� Æ�r���qrvpz�q ��s |�r��z�qqr¥
��rq�p�spz� �ukgjr]{�ppmp_ ©©Ä£ Ç  � ±z£ �§£
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Ärq ��s {�qs��� z���q oxz oxsz��s��z ��r Á�������s����qs��� ��zºpxs�z�z
¨|z�£ ��§¦ �®rr�z |z��p�o�s�prq� s������°�� ��º�vq��sq n�s��z ¨��r Æs�zº����
zx�� ��z��zx���z {ÈÅ o£  �£   £  ��� Ä« ±  ��¢� ¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �¡�� ��¥
n�s������ ±��qr��p��§£
lx~ gkzf~h~ jxomh�oeo{ �tg «x~�y��~h~x�~fhx~� rq���q ��ºx��z �p� o�s�z���q�
|z��p�o�s�prq� ���z� r��������� z�p� ­�qr���� �¯o£ Ç  �� |�r£   ¼s£   |¹ ��s
¨�u ��| �ukgjr]{�ppmp_ ©©Ä£ Ç  � ±z£ �� �ph^gwdd~ |  �¡ ��£§£ w�� ±rvs£ ��r
{ÈÅ ��q |z��p�v��r�z ºn�r���z � pz�  ¡ Ã��s�z ��º�vq��sq ¨{ÈÅ o£ �£ �£  ��¡
Ä« ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ��¡¦ � �� o£ ��£  ¡£  ��  Ä« ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦
�� � o£ ��£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �� ���zrx º{ ÈÆ {�s��z o£
 ¡£ �£  ���¦ uÈÆ  ���¦ ���¦ s�s£� �ph^gwdd{�wap¦ |  �¡� �_ck¦ w{  ���¦ �����
�ukgjr]{�ppmp_ ©©Ä£ Ç  � ±z£ �� ��£ �³ ¡ Ã��s�� �wrpgwdd¢�jhhp_¦ u¯qÆ Ç  �
±z£  ���  ¡ Ã��s�� r£ ������z ���£ �®sº�s {ÈÅ o£ ��£ �£  ��� ÄÄÄ ± ���¢��¦ {¯q{�£
ÄÄ  ���¦  ¡� o£   £ �£  ��¡ Ä ± ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ��¡¦ ���� echjd{e\]ip¦ Ä¼È
�¡¡¡¦ �¡ �� �§£
w�z rx�£ ª����s��zs���q�sz �� {��qs�qqr�����q n�s� ox� ¯��s��qqp� ��z� ��z��s� |z��p�¥
º��q ºp��������q ¨�ukgjr]{�ppmp_ ©©Ä£ ±z£ �� [| �uk�dvp_m¦ È±  ���¦ ���� x���z ������¥
��z �z {ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Ä« { ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ � §£ w�� ���qs�p��z���� �rq
z���q rq�ss ºp ��z�����z¦ rxz��sz �z ��z ¬�rq�z��z ��r u�zº������r �prºps���q�z¦ nx¥
��� �qn� �p�� ¿�°�szq�z �p��spz� �½��s�s Æ�n��q¦ «���r�p���z pz� ��s�������z ºp
��s®��r���q���z r�z� ¨��| �ph^gwdd{�wap¦ |  �¡�� ��� Èxsrq��qs����z �®s �Ã��sº��zq�µ
�hppvp_m �z Â¢¯¢¿~ Ç  � ±z£ {  �¡§£ ª�zz �p�� zx�� ��q ��z ¿�°����z ��r ®��s¥
�x�q�z Á�������s�����s���r ��q ��s {ÈÅ pu �p�� ��pq� zx�� ��s®��r���q��pz�rn�sq
�zqr������z¦ ��° ��z ¯qv��£¦ ��s z���z ��s |pr®�pz� r��z�r {�sp��r ��r Â�p���zz zx��
��q Å���� �s����s |s���qr�s��q� ¨«�sn��q�s§ ��z� �snxs��z� Á�z�n�sqr����q ��qs���q¦
z���  � Ã��s�z �prr�����°�����s «�s�prq�sº���pz� z���q ���s ��q us�x�� ��zn�z��z
��zz¦ �r ���� r��� zps p� |z��p�o�s�prq� ����z���q ¨{ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä« ±   �¢��¦
{¯q{�£ ÄÄ¦ ���� ºps {�r����q��pz� ��z�r «�sn��q�sr¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ �¡� o£ ��£ �£  ��� Ä«
��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ � �� q�z��zº���� �| �hppvp_m �z �{�{�¦ Ç  � ±z£ {  ��� z���q oxz
oxsz��s��z r��������§£

��



Á�z�¥ pz� Èxsrqn�sqr����q |z�£ ��³�� ± ��

¯¯� «|{� ��� ¼xo����s �¡¡� ¥p��v

�~�vfxmo �~g �f~e~hk|tx�yfx{~o {~�mf~o} u�z ��q �z��p�sz��z «�s�prq�z �s¥
���q�z��s {�qs��� rq���q ����z����r ��zz ���z� Á�������s�� ��s¦ n�zz ��s ¯qv��£
�pr ��s us��zzqz�r¦ ��° ��q ��� {�qs��� ���z� Æ�n�zz� ºp �sº����z r�z�¦ ���
Âxzr�tp�zº�z º���q¦ �z��� �s ��z z��� ��z |z��p����s�z ��r u���z��qs��� ��z¥
rq���q pz� ��z���r rx�xsq���s «�s��p��������q ��r o�sv���q�q�z {�qs��� �xsq�®�sq
¨{ÈÅ o£  �£   £  ��� Ä« ±  ��¢� ¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �¡� �®s ��z� ��n�s������
±��qr��p�� ��q ´��s��o�s���� pz� ´�zr�xzrv��s�����qpz�� o£ �£ �£  ��� Ä« ±  ¡�¢
�� {ÈÅ¢¼«  ���¦ ���� �p��q oxz «x����pq¥ pz� ­s���sv��s��z§£
�z��sz r��� ��� ��°��������z «�s���qz�rr� rv�q�s �spz�����z� ¨{rv� «�s�z��¥
spz� ��r {�qs���r���s��q�sr¦ �qn� ���s��z� ºps o����xr�z {�n�sqr����qpz�¦
�spz�����z�� ¬�xs��z�r�q�xz¦ ��n���q��� È�z�zº��spz�r¥ pz� Äzo�rq�q�xzr�zq¥
r�����pz��z¦ �s�������� «�s�z��spz� ��s ¿�s�qvs��r�¦ È�ps��s��z��pz� prn£§¦ �rq
�sz�pq ��z� ´sx�zxr� �s�xs��s����¦ ���£ pzq�s {�s®��r���q��pz� ��z�s �sz�pq�z
|z��p�º��q ¨{ÈÅ o£ ��£ �£ �¡¡¡ Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���� ��| �l_ihp{�jhhp_¦
�£ |p��£ �¡¡ ¦ ±z£  ��� ºp È����z ��s z���qs�������z {��s®z�pz� ��s u�z�pz�qr¥
�sº���pz�r��r���q�pvp_}�_phhp]¦ w¯q±  ���¦ �¡�§£

®�� �mf�t{~cxookhm{omg~ �~x �~o jxov�o|f~o
�eg «�o�� eo� ²mhgfcxhfg�y�|f

�� �mf�t{~cxookhm{omg~ xo p~¥e{ �e| �~o t�o�� eo� |mhgfcxhfg�y�|ftx�y~o
p~fhx~� eo� �~o ®oy��~h �~g p~fhx~�g

È®s ��� ­xq����n�zzvsx�zxr� �rq ��s ¬���z� ��r {�qs���r ���zrx ��°����z�¦
n�� ��rr�z Á���zr��p�s pz� ��� ´�srxz ��r Á�z�¥ pz� Èxsrqn�sqr r���rq
�hm{omg~ eo� p~fhx~�} {�psq���pz�r����zrq�z� ��s ­xq����n�zzvsx�zxr� �rq
�spz�r�qº���� ��s ��zº� {�qs��� ¨��| �ph^gwdd{�wap¦ |  ��� r£ ºp� {��s��� ��r
�p� {�qs���r ��� us�£ ºp |�r£   ¯�qº   ¼s£  §£
" ¥{eg{lle{ m{dge{uqdlx y�g �{uq�{egu{�{ ��{xp{leu{gdlx�z Æ��½s�z ºp ��z�� �p� Æpqr¥
�x� ��z� Á�z�n�sqr����q pz� ��z� Èxsrqn�sqr����q¦ ��� ����� oxz ��s�s Æs½°� ��s
�®s r��� ����zr������ {�qs���� ��srq����z¦ �rq z��� |p���rrpz� ��r {ÈÅ ��� Ès���
��s Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q �®s Á�z�n�sqr����q pz� Èxsrqn�sqr����q �spz�r�qº¥
���� ��qs�zzq ºp ��psq����z¦ n��� ���z� ��n�zzqs���q��� ÁpÈ z���q �ps�� ��� u�z¥
������spz� ��z�s o�s�prq�s�z��z��z Á�������s�� ��s�r Æ�n�zz�r �zq������q pz�
���ps�� �� us���z�r ��� Á�������s�� rq�p�s���� ���®zrq��q n�s��z rx��µ£
{ÈÅ o£  �£  �£  ��¡ Ä« ±  ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  �� ¦ ���� o��£ �p�� {ÈÅ o£ ��£   £  ��� Ä« ±
 ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���¢��� �� «�s���qz�r ��s {�n�sqr����qpz� oxz |���s������z pz� ��¥
z�s o�s�prq�s�z��z��z ´��s��ºp��q� o��£ �� �pr����z��z� �p�� {ÈÅ o£  £ �£  ��¡ Ä«
± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  �� ¦ ���¢���� o£ �£  ¡£  ��� Ä« ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦  ��� Å�r¥
r�r���r ÈÆ o£ �£ �£  �� ¦ uÈÆ  ���¦ � ¦ s�s£� ºps ´sx�����q�� �p�� Ç � |z�£ ���� ºp¥
s®�����q�z��l_ihp{�jhhp_¦ �£ |p��£ �¡¡ ¦ ±z£  ���£

" ¥{eg{lle{ m{dge{uqdlx �d�v l��v m{egu{�f�b{ux{lz w��r rx�� x���z��s �p�� ��zz ���¥
q�z¦ n�zz ��z z���q oxz ­�����qs����z¦ rxz��sz zps oxz o�sr������z�z {�¥
qs���rºn����z �pr����z ��zz¦ n�zz �r r��� zps oxz ��s Æs½°� ��s ��psq���q p�
�®s r��� r���rq ����zr������ u�z���q�z ��z���q ¨{ÈÅ o£  �£  �£  ��¡ Ä« ±  ¢��¦
{¯q{�£ ÄÄ  �� ¦ ���� echjd{e\]ip¦ Ä¼È �¡¡¡¦ �¡ ����§£ ¬u �rq ���r ���s ��zz
z���q �½�����¦ n�zz �r r��� p� �z��z�z��s o�s��x��q�z� {�q�q��pz��z ��z���q
¨�p� o�s��������s�s Á�z�� �ph^gwdd{�wap¦ | �¡� �¦ �¡��§£ Äz È����z ���r�s |sq �rq
��s ��z���q����� {�qs��� �zqn���s ��q x��s x�z� Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q ��¥
�®�sq£ ¬u ���q ���r º{ �p�� �� «�s���qz�r ��z� Á�z�n�sqr����q ��q ����z�s {�p¥
�szn���pz�¦ ��rr�z Åx�º �� {�qs��� o�s�s�p��q n�s� ¨r£ ��ºp �z |��s�zºpz�
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���s {ÈÅ o£  �£ �£ �¡¡¡ Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ��� ��q |z�£ o£ �uk�dvp_m¦
ÅÈ± �¡¡¡¦ ���§£ w�� ±rvs£ ��r {ÈÅ ���q �r �®s ºp��rr�� pz� ���xq�z¦ ­�q�����¥
q�z ��z�s ´�srÆ�r£¦ ��� x�z� Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q o�s�x��q pz� ��q��z z���q
��qs������� o�s�z��°q r�z�¦ rqs���q���� �p�� z���q �z ��� Æ�n�zz�s��qq�pz� ��s
´�srÆ�r£ ��zºp��º����z ¨{ÈÅ o£ ��£ �£  ��� «ÄÄÄ ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �¡�
�n¼ ºp� ¯qs��qrq�z�§£ Ärq �®s ��z�z {�qs���rºn��� oxz �����z��s Æ�n�zz�sº��¥
�pz�r��r���q �prºp����z¦ �rq ���r�s �n��� n�� ��z ����zrq�z����s {�qs��� ºp ��¥
��z���z ��� ��� ��� Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q ����q£
" ¥{eg{lle{ m{dge{uqdlx �{u c{gf�vu{}{l{l hulsdlyef�ge{lz ¬zq�s�����z ��� {�q�q��pz¥
��z o�sr������z�z ¯q�p�sq�q��rq�z��z¦ �rq ��� Ès��� ��s Æ�n�zz�sº���pz�r��¥
r���q ��rxz��sq ºp ��psq����z£ ¯x �½zz�z �qn� ��� u�zz����z �pr ��s «�sv���¥
qpz� ��z�s Â��r�sp�� r���rq ��zz �� ±����z ��s u�z�pz�qr�sq «p« rqv��£ r��z¦
n�zz ��� Â��r�sp�� r��� �p� ��� Æ���z�� ��z�r �p� {�qs���r ����z��q¦ ��rr�z
{�n�sqr����qpz� rq�p�s���� ��r Á�������s�� ����z���q n�s� ¨{ÈÅ o£  �£ �£  ���
«Ä ���¢�  ¬¦ {¯q{�£ ÄÄÄ¦ ���§£
�mf�t{~cxookhm{omg~ eo� p~fhx~�gxoy��~h} ¿�q ��� ª���r�� �z ��s {�¥
qs���r�z����sr����q ����zzq �� ��������z�z �����z �pr ���r�� Æspz� ���z z�p�s
´sx�zxr�º��qs�p� ¨{ÈÅ o£ ��£ �£ �¡¡¡ Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���§£ |���s��z�r
��q º��q���� ��r���z ��� ±rvs£ ��r {ÈÅ r��xz ��z��� �®s ��� ­xq����n�zzvsx¥
�zxr� �p� ��� w�p�s ��z�s �xz�s�q�z {�qs���r�z����sr����q ����rq���q£
{ÈÅ o£ ��£   £  ��� Ä« ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���¢���� �®��s ��� w�p�s r��z�s {�¥
qs���r�z����sr����qµ� ��| ÈÆ {�£¥ª®sqq£ o£  �£ �£ �¡¡ ¦ uÈÆ �¡¡�¦ ��¦ zs�s£¦ |º£ {ÈÅ
Ä© {  ��¢¡ � �ukgjr]{�ppmp_ ©©Ä£ Ç  � ±z£ �� z��� �c^p~ ¯q�Ã�  ���¢ ���¦ �¡� �£¦
rx�� �r �p� ��� oxs�prr���q����� �uz������zqr��p�sµ ��r �xz�s�q�z {�qs���r�z����sr
�z�x���z� ���zrx �n¼ �pvp_}�_phhp]¦ w¯q±  ���¦ �� ¢���¦ ����s��z�r ��q n�z��
��zr����s�s w����s�zº��spz� ��º®����� ÁpÈ� �| �hppvp_m �z Â¢¯¢¿¦ Ç  � ±z£ {  ���
���z� {�º���pz� ºp� {�qs���r�z����s¦ rxz��sz ºp� {�qs���� ��s ¼���n��r¦ ��° ���z
­xq����n�zz �sº���q n�s��z ��zz pz� ��r���� �Á�������s��µ oxs����q¦ ��rr� r��� zps ���
{�qs����z ��q z���q ºp ��r��q���z��z ¯qsp�qps��z���z �®�s�z pz� ��� {�qs����z¦ ���
q�qr������� ���z��q n�s��z£

Å��s�®s r����zq ��s oxz ��s ±rvs£ ���x��q� rp����q�o� Á�������s�����s��� ��zs��¥
���z�� |z���qrvpz�q� ºp ���q�z£ w� ���s o�srq�z������sn��r� �p� ��� Æ�n�zz¥
�sº���pz�r��r���q �ºn£ ��s È����z zps �pr x����q�o�z ¿�s�����z ��r���xrr�z
n�s��z ��zz¦ rq��q pu n�z���s ��r �xz�s�q� ¯p����q ��r {�qs���r�z����sr ��
«xs��s�spz�¦ ��r ��rr�z ­pz x��s ¬zq�s��rr�z ��º®����� ��r {�qs���r �ºn£ ���
x����q�o��s��s�z {���z�q���q�z ��r {�qs���r¦ ��� �pr ���r�� ­pz x��s ¬zq�s��r¥
r�z ��soxs����z��z r�z� ¨rx nx�� �p�� {ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {ÈÅ¢
¼«  ���¦ �� � nx�� ��| �ph^gwdd{�wap¦ |  ���§£ Äzrx��sz �s�z�q �qn� �����z
��z us���z� x��s ��z� pz�zq���q����� ���s��rrpz� ��º®����� ��z�r �p� {�qs���r
�®s r��� ��r���z ���z� ��rps ��s��rq��q¦ ��° ��z� z�p� ´sx�zxr� �zºprq����z
n�s� ¨{ÈÅ o£ ��£ �£ �¡¡¡ Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���� ��| nx�� �p�� �ph^gwdd{
�wap¦ |  ���§£ w�� �xz�s�q� ´�srxz ��r {�qs���r�z����sr �rq ����s��z�r ���®s �zq¥
r������z�¦ x� r�� �p� È����zqn����pz��z s�����sq x��s ��z {�qs��� x�z� u�z�s��¥
��z ��q ��z ��r��s���z ¿�°����z n��q�s�®�sq ¨o��£ �qn� {ÈÅ o£ � £  £  ��� ©Ä
±  �¢��¦ ©Ä  �¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ���� {ÈÅ o£ ��£ �£ �¡¡¡ Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£
ÄÄ¦ ���� ��| �ph^gwdd{�wap¦ |  ���§£
{�� ´�srÆ�r£ rq���q ��� ±rvs£ ��r {ÈÅ ¨o£ ��£ �£  ��� Æs¯ �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦
��  ����� �p� ��� Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q ��s Æ�r���r����q �� pz� o�s��z�q pz¥
q�s {�s®��r���q��pz� �p�� ��r ¯xz��s¥{« ��z� ¿��spz� ��r ��r��q�z {«£
�hm{omg~¥~xfh�es eo� �hm{omg~¥~xfkeovf} u�z�z ��������z �®�q���z ��z�¥
s��� ��À��sq�z pz� ��À��s��s�z ´sx�zxr�º��qs�p� �®s ��� ­xq����n�zzvsx�zxr�
���q �r z���q ¨{ÈÅ o£ �£ �£  ��  © ±  ¡¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦  ¡�� �pvp_}�_ph}
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hp]¦ w¯q±  ���¦ �� ¢��� �£ �n¼§¦ �p�� z���q �®s �p� {�qs���� ¨��| �ph^gwdd{
�wap¦ |  ��§£ w��r r�����°q ���s ���z�rn��r ��n�rr� «�s��������z�spz��z �®s ���
��zº��z�z �p� {�q�q��pz��z �pr¦ rx��sz z���q ¬�rq�z�� ��r u�zº������r ������z¥
rq���z£ {�� ��z�n�sqr����q�����z ¼pqºpz��z ��zz ��z ´sx�zxr�º��qs�p� �qn� ��
¬���z� ��z�s ��n½�z�����z¦ �ps��r��z�qq�����z {�qs���r�z����sr����q ��r ®�����
ºp�spz�����q n�s��z¦ ��£ �qn� ��z ���qs�p� oxz �¡ Ã��s�z£
ªx�� ���zrx {ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �� o£ ��£   £  ��� Ä« ±
 ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���� �| �ukgjr]{�ppmp_ ©©Ä£ Ç  � ±z£ �� �¡ Ã��s�� eh�gjuk{
�phrp_~ Ç  � ±z£  ���  ¡³�¡ Ã��s� pzq�s {�sp�pz� �p� {ÈÅ o£ ��£   £  ��� Ä« ± ��¢��¦
{ÈÅ¢¼«  ���¦ ���� �| echjd{e\]ip¦ Ä¼È �¡¡¡¦ �¡ ¨� §� ��� s��z�s |���sn�sqr����q
r��xz n�z��� ´sx�p�q�xzrv��r�z£ ¬u rq��q ���r z���q �� ª���srvsp�� ºp ��z oxsrq�¥
��z��z |pr�®�spz��z ºp� «�s���qz�r oxz ­xq����n�zzvsx�zxr� pz� {�qs���r�z����s¦
�� �r �xsq zps p� ��� Ès��� ���q¦ x� ��q ��� ª���r�� ��r {�qs���r�z����sr ��z z�p�s
´sx�zxr�º��qs�p� ����zzq£ w�s ´sx�zxr�º��qs�p� ��z�q �� ®�s���z oxz ��z Æ�����z¥
���q�z ��r u�zº������r ��£

{�� ´���q��qs����z x��s rxzrq º��q���� ���s�zºq ºps ¼pqºpz� ®��s��rr�z�z {�¥
qs����z ��zz n���z ��s�z��s�s ´���q��p�s �p�� ��z �zqrvs����z��s �®sº�s�s
���qs�p� �z {�qs���q �x���z ¨��| �ph^gwdd{�wap¦ |  ���§¦ nx��� pu ���s
u�zr��s�z�pz��z ��rq���z¦ n�zz r��� ��s «xs��z� ��r ­��� ��z�s Æ�z�s�q�xz�z¥
���x��� ��º®����� ��s {�qs���r�z����sr����q ��srq���q ¨�| �ph^gwdd{�wap ��¹
|  �� �¦ ��� �z ����� È��� ��� pz�zq���q������ ���s��z� ��r {�qs���r �p� ��z
´���q�s ��z�z z�p�z ­�q�����qr����zz �zz����z§£ {�� �xsrqn�sqr����q�����z ¼pq¥
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��z oxs����q§� ���sr��n���pz�r�����s¦ ª��spz�rs�r��x ¨{ÈÅ o£   £  �£  ��� Ä« ±
��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ��¡ �®s ��z È�s�vsx���q �z ´�s��p�¾§ prn£¦ z���q ���s �s��z�¥
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us���z�rr�¦ n�� ¯qps���q�rqsxv��z prn£ o��£ ºp ��z Âs�q�s��z �p�� echjd{e\]ip¦ Ä¼È
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��z ºps us���z�ro�s��rr�spz� ��qsx���z nps��z ¨{ÈÅ o£ � £  £  ��� ©Ä ±  �¢
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�prºpr�����°�z �rq¦ n�zz ��� ª���pz� �ps�� ¯���z�z��p� x��s ¯qx���prr�����
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��r�sz o�sv���q�q�z Æspz�rq®��r�zo�zq�sr ³ ¬zq�s ��rxz��s�s {�s®��r���q��pz� ��s ¼�p¥
xs�zpz� ��r ��z�n�sqr����q�����z ´���qs���qr¦ {{  ���¦ ���� �jhhp_¦ ´���qo�sqs��� ��q
��� u����qq�z �z ��s ÁpÈ¦ Äz�£  ���¦ ���� rp_^£¦ {�qs���ro�sv���qpz� �z ��s ÁpÈ¦ Äz�£
 ���¦ ���� �^]gp�p_~ w�� ����zºrq�p�s����� {���z��pz� ��s �zq���q���� ®��s��rr�z�z ��z�¥
n�sqr����q�����z {�qs����¦ Äz�£  ���¦  ��� �jdrdp_~ {x��z��n�zz��rq�p�spz� �z ��s Á�z�¥
n�sqr����q¦ Äz�£  ���¦ ��¡� �]wkh~ {�s�qpz�r�rv��q� ºps rq�£ {�qs���ro�sv���qpz�¦ Â¤¯wÄ
 ���¦ ����� fdrp_^¦ {�qs���ro�sv���qpz��z ºn�r���z È������z�z���½s���z ³ ´���q�sz�p¥
�spz�r�zrvs®���¦ ¯q��£  ���¦ ���� e_pgp_~ w�� {���zº��spz� ���r�szµ ��v���q�q�z Äzo�z¥
q�sr �z ��s ���s��z�r����zº¦ Äz�£  ��¡¦ ���� [| �uk�dvp_m¦ {�qs���ro�s�½��z ��� o�sv���¥
q�q�z {�qs����z �z ��s ÁpÈ¦ È±  ��¡¦ ���� �wap¦ usqs��rq�p�s����� Èx���z ��� ��r�sz�s
´���qpz� oxz ��zpqº��s�z ª�sqr����qr�®q�sz ��r |z����o�s�½��zr¦ Äz�£  �� ¦  � �coo}
gwdd{��hip_^wgv¦ Åx�®��s����¥­�rq���zq¥«�sqs���¥¯q�p�sz¦ «£ ¨ �� §� �pjp_~ w�� ��¥
��zºrq�p�s����� {���z��pz� oxz Á�z�v���qo�sqs���z ��q ��r�sz�s «�sv���qpz�¦ Äz�£  ���¦
�� �p^]lr]~ ¯�������� «�s�����qpz� ��� {�qs���r�p�rv��qpz� ³ Æspz�rq®�� ��r n�r�zq�����
{�qs���r�spz�����¦ {{  ���¦   ��� �p^]p_opkhkw\^~ u�z��r��s�z�q� {���zº��spz�r�����¥
���q ��r ¯p�rq�zºn�sq�s���qpz�r�zrvsp��r ��r «�sv���q�sr¦ w{  ���¦ ����� ejdr{�_p\}
rpdvp_m{�c_m¦ w�� �n�r�zq����� {�qs���r�spz�����µ �� usqs��rq�p�ss���q¦ w¯q±  ���¦ ��
�c^p_¦ w�� �sqs��rq�p�s����� {���z��pz� ��s ��r�sz�z «�sv���qpz�¦ ÅÁ{¯¥±�vxsq �
¨ ���§¦  ¡� �ukcc_¦ «�sv���q�sn���s���q ��� {�qs���ro�sv���qpz�¦ È±  ���¦ ���� �jhhp_¦
±���q���pz� pz� «�sv���q�sn���s���q¦ Äz�£  ���¦ �� � ��khpja~ �ps {�rq���pz� ��r rq�£
{��s���r ��s n�r�zq�����z {�qs���r�spz����� ³ uzqn����pz�rq�z��zº�z �z ��s {ÈÅ¥±���q¥
rvs���pz�¦ w¯q±  ���¦  ���� �ukcc_¦ w�r «�sv���q�sn���s���q ��� «�sv���qpz� ��z�r
��zº�z {�qs���r¦ w¯q±  ���¦  � �ukjhr¦ ´���q¥ pz� {�n�sqr����qpz�ro�sqs��� �� ª��z��p¦
Äz�£  ���¦ ���� x\mgwjp_¦ w�r «�sv���q�sn���s���q ��� ��s «�sv���qpz� ��n�s������s¦
��z�¥ pz� �xsrqn�sqr����q�����s rxn�� �s����sp������s {�qs����¦ È±  ���¦ ���� �ppmp_~ «�s¥
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qs��� ºn�r���z z���rq���z��z ´�srxz�z ³ Æspz�r�qº����� ���s���pz��z pz� «xs�prr�q¥
ºpz��z ��s�s rq�£ |z�s��zzpz�¦ w¯q±  ���¦  ���£
«��£ �p�� Ç � |z�£  ��� ��£ ºps |�q�o��spz� pz� ´�rr�o��spz� ��� ��n�s������s «�sv���¥
qpz�£
�~hc�tfeo{g�oc~xgeo{~o} ±  �� |�r£ � u¯q± ��q Å�zn��r�z� È�z¿�z£ ¼±ª o£
��£  �£  ���¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �� {ÈÅ¥±���qrvs���pz�� {¿È o£  �£  ¡£  ���¦ {¯q{�£ Ä¦ �� �
�n�����r�s���z ºp� «�sv���q�sn���s���q� ¹Èw ¿®zrq�s o£ ��£  £  ���¦ w¯q±  ���¦ ����
ª�r�zq����� {�qs���r�spz�����z ��� ��s «�sv���qpz� ��z�r ��z�n�sqr����q�����z {�qs����r�
È�z¿�z£ ¼�r£ o£  ¡£ �£  ���¦ ¯quÂ u¯qÆ Ç  � ¼s£ ���� |zr�qº ��s {p��n�sq� ��� «�sv���¥
qpz� �p� {�qs���� ��q ��r�sz�� Äzo�zq�s �� «xs�s��� �p� ��z� Åx�®��s����� È�z«�sn£ {s�¥
��z o£ � £ �£ �¡¡¡¦ w¯q± �¡¡¡¦  �¡�� Æspz�r�qº� ��s {�qs���ro�sv���qpz�¢���sn���pz�
��s {�qs���ro�sv���qpz�r������ {¿È o£ � £ �£ �¡¡�¦ {¯q{�£ Ä¦ ���� ¼pqºpz�r®��s��rrpz�
oxz {�qs����z ��q ¯p�rq�zº�s���qpz�rv�����q ��r {�s���q��q�z¦ rx�£ ��r�sz� «�sv���qpz�£

�� p~�~efeo{ eo� ¥xdxth~�yftx�y~ °heo�t�{~o t�o�� eo� |mhgfcxhfg�y�|f�
tx�y~h �~hk��yfeo{

w�s �p� ´���q��s�q n�s oxz ����s oxz ��rxz��s�s n�sqr����q�����s {���pqpz�
pz� pzq�s����q ��r���� ��rxz��s�z º�o��s���q�����z ±����pz��z£ ¯qs���q����� u�z¥
�s���� �½zz�z ��z ´���q��s�q ��v��z����� rq½s�z£ ¯x �sx�q� �qn� �ps�� ��� oxz
��s È�z«�sn£ �z |�r��z£  � � |�r£ � ¯�qº � u¯q±  ��� o�sqs�q�z� |p���rrpz�
¨ºps �n�z�r�zqz���� ��� ¼pqºpz�r�z��spz�§ ��s ��z�n�sqr����q����� ´���q¥
��s�q ºpr����zºp�s����z ¨{­wsp��r£ �¢����¦  �� r£ �p�� �\]^ukp_¦ w¯q±
 ��¡¦ ���§£
�xhfg�y�|ftx�y~ p~�~efeo{} w�� «�sv���qpz� ��z�¥ pz� �xsrqn�sqr����q�����s
{�qs���� �rq �z��r���qr ��r ¯qsp�qpsn�z���r �z ��s Á�z�n�sqr����q oxz �sx°�s
{���pqpz� ¨o��£ ��kdp{�p^ukp¦ ¯£ � � ��£¦ �p�� ºps prqs���q�����z {���z��pz�§£
w�s ���s��z� p�£ oxz �s���qr�zq�zr�o�s ºp ��v�q���zq�zr�o�s ¨q���z�r��sq�s§ {�¥
n�sqr����qpz� ����z�q n���z ��s ±�zq�����q�q ��r ¿�r���z�z��zr�qº�r ��� �p¥
r����z���pz� ºps ÁpÈ �����z�q�s È�����z ¨�phdp_¦ Äz�£  ��¡¦  §£ È®s ���r� �p¥
r����z���pz� ���q�q �qn� ��� {�qs���ro�sv���qpz� ��z� n���q��� s���q�����
Æspz�����£ ¬������sq ��zz¦ �p�� p� rq�£ «xsq���� ºp �sº����z¦ ���£ ��� «�sv���¥
qpz� ��z�r ­�����qs���r ºps {�qs���rq���pz� ��z��r�qºq n�s��z ¨ºps {�qs���rq��¥
�pz�¦ |z�£  �¡ �£§£ w��ps�� x��s ���£ �ps�� ºp��rr���z ±®�������q oxz È�����z
��zz ��s «�sv���q�s ���£ ��� Æ�n�zz�s��qq�pz� z��� wps��r��z�qqr�qº�z �ss��¥
���z prn£ Æs�r£ �½zz�z «�sv���q�s¦ rx��z�� r�� ���z� {�qs���r�p������s���spz�
������z¦ pz� ´���q�s �z ��z Æ�zp° ��r Ès����qs��r z��� Ç  � |�r£ � ����z��z£
Ä� Æ���zr�qº �qn� ºps ¿�qpzq�sz����sr����q ��z��sq ��s ´���qº�zr ��z Æ�¥
n�zz ��r ��q�o�z {�qs���r¦ n�r ºps Æ�n��spz� ��s ¯qus��°��pz� z��� Ç ���
¨zps ��r «� �¡¡¡§ �z ��z ´���q�s �®�s�z ��zz£ w�� {�qs���ro�sv���qpz� ��zz
��r «xsrqp�� ��z�s Åx�z����x��� ��n���q n�s��z£
Äz È����z ���r�s |sq n�s� �qn� ��º®����� ��r Äzo�zq�sr rq�qq ��r�sz�s «�sv���qpz� ��z��¥
��� «�sv���qpz� ��v�x���z¦ ��kdp{�p^ukp¦ � �£ w�s �z ���r�� �pr����z��z� �z¥
��s�q�z� oxs��s��� «�sº���q ��r «�sv���q�sr �p� �qn���� «�s��p�r�s�½r� ��r��n½sq ��¥
�x�� ��� Ès��� ��r n�sqr����q�����z u���zqp�r ��s�p�� ºp ��z�s �À��v��s�r���z
²p�zq���º��spz� ��s |prn�s�pz��z ��z�s «�sv���qpz� �z ��z {�qs���rz����x���s
��kdp{�p^ukp ��¹¦ ��� ��£

¬� |��s�zºpz�rvsx����� ºp p�����z¦ rx��q� ��z� {�qs���ro�sv���qpz� �spz�¥
r�qº���� �®s ��z {���zz ��z�r ª�£ oxs��r���z n�s��z£
�xdxth~�yftx�y ��zzº����z�q ��z ´���qo�sqs�� �s�r£ r��q�zr ��r «�sv���q�sr ���
«�sv�����qpz�¦ ��� ´���q�s ��z Æ��s�p�� ��r o�sv���q�q�z Æ���zrq�z��r pz�
��z Æ�zp° ��s Ès®��q� n��s�z� ��s ´���qº��q ºp ��n��s�z ¨o��£ �qn� ºps |�¥
�s�zºpz� ox� Â�p� ±ÈÅ o£  �£ �£  �� ¦ ±ÈÅu �¦  ��� o£   £ �£  ���¦ ±ÈÅu  ¡¦
��� Æs�r��n�zzpz�ro�sqs���§£ w�s «�sv���q�s ��q ���£ Äzo�zq�srq®��� ºp �sr�q¥
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º�z¦ ��� �z�x��� ��z�r ox� ´���q�s z���q ºp o�sqs�q�z��z ¬�rq�z��r �z |���z�
�x���z ¨ÇÇ �� ¦ ��� |�r£ � ¯�qº   {Æ{� ºp� {��s��� ��r Äzo�zq�s º{ {ÈÅ o£
��£ �£  ��� Ä« ± � ¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦  ��¡¦ �xsq �p�� �z |��s�zºpz� ºp {�¥
qs���roxss���qpz��z oxz Æspz�rq®���z pz� Æ���p��z§£
" j{g �w�ve{g ��q ��� «�sv�����qpz�¦ ��� «�sv���q�s ��z o�s��z��sq�z ´���qº�zr
ºp �zqs���q�z¦ �qn���� ��q��v���q�q� Äzo�zq�srq®��� ºp �s���q�z rxn�� ��z ��¥
n½�z�����z |���z� ��s ºp� Äzo�zq�s ���½s�z��z ­��s� �zrxn��q ºp �sr�qº�z¦
��r ���r ��z�s xs�zpz�r����°�z ª�sqr����q �zqrvs���q ¨ÇÇ �� ¦ ��� |�r£  ¦
|�r£ � ¯�qº � {Æ{� ¿prq�so�sqs��¦ Äz�£  ���¦ ���§£ w�s®��s ��z�pr����z�� |z¥
r�����pz��z oxz Äzo�zq�s �s�x���z �z ��r u���zqp� ��r ´���q�sr¦ �r r�� ��zz¦
��° ��� «�sv���qpz� z��� Ç ��� � {Æ{ ºp� ¯���qºn�sq ��r�sz �s�x��q �rq ¨���r�s¥
z�r Äzo�zq�sµ§ pz� �r r��� p� ���r��º®������ usr�qº�zr�����pz��z ��z���q£ Å��s
����z ����s��z�r z���q zps ��� �sr�qº��r�����q�z ªÆ¦ rxz��sz �p�� ��r rx�£
���s�zo�zq�s ��q ��s u�zo�s����pz� �z ��r Äzo�zq�s ��r {�qs���r �z ��r u���z¥
qp� ��r «�sv���q�sr ®��s£ Ç �� ¼s£ � {Æ{ ��rq���q ��r ��z�n�sqr����q�����r Äz¥
o�zq�s ��� ��z�� Á�z��pq� ��r ºp� ª�sqr����qr��qs���� ��rq���q� Æ�s�q pz�
«���¦ ��� ��z�n�sqr����q�����z usº�p�z�rr�¦ rxn��q r�� ºps Èxsq�®�spz� ��s ª�sq¥
r����q ��r ºp ��s ���q �s�xs��s���� r�z�¦ ºp n�����s ������� x��s ��z����� usº�p�¥
z�rr� oxs�prr���q���� ��nxzz�z n�s��z¦ rxn�� ��s oxs��z��z�¦ �p� ��� Æpq�
��nxzz�z� w®z��s£ w�� �rqs���q����� �pxs�zpz� ºp� |z����¥ x��s ¬���p�o�s¥
�½��z ��q ���z�z u�z��p° �p� ��� Ès���¦ x� �r r��� p� Äzo�zq�s �� º�o��s���q¥
�����z ¯�zz� ��z���q£ �p� Äzo�zq�s n�s��z �p�� ��� È�����rq�z��¦ n�� |prr��q¦
w®z��s¦ rq���z�� uszq� ��s���z�q ¨�ph^gwdd{�wap~ | �  §£
«�sv���q�s pz� ´���q�s ��zz �p�� ��z� ´�srÆ�r£ r��z ¨��| º{ �l_ihp{�jhhp_¦
�£ |p��£ �¡¡ ¦ ±z£ �¡��§£
" §�g }u{ ¡�l}i��ve ��z��z r��� �z ��z ��  £ �£  ��� �z Âs��q ��qs�q�z�z
ÇÇ ��� ��£ {Æ{ ��rxz��s� pz� ���rq ��rvxr�q�o� ±����pz��z£
«��£ ��r Æ�r£ ºps ¼�pxs�zpz� ��r ��z�n�sqr����q�£ ´���qs���qr ox� �£   £  ���¦
{Æ{�£ Ä¦ �¡��� ºps {��s®z�pz�¦ {­wsp��r£  ¡¢�¡�� r��s��q�����s {�s���q ��r ±���qr¥
�prr��prr�r ��r {q��r¦ {­wsp��r£  ¡¢���¡� ���s��z�roxsr��s��q �z |sq£ � � uÆ{Æ{�
ºps ±��xs� �wd�hp_¦ Äz�£  ���¦ ��¡� epdrph~ Äz�£  ���¦ ���� r£ �p�� ��r Á´���q«Æ o£
�£   £  ���¦ {Æ{�£ Ä¦ �¡��¦ ��r ��� |zº����v�����q ��r Á�z�v���qo�sqs��r pz� ��� {��z¥
rq�z�pz� ���r�r «�sqs��r �ps�� ��� ºprq�z���� {��½s�� s����q£

¼��� Ç ���� {Æ{ ����s� ��z Á�z�v���qo�sqs��¦ ��s �®s ��z��s ��r ºn�� Ã��s� ��¥
r���xrr�z n�s�¦ ��s r��s��q�����z Èxs�¦ �zrxzrq�z �s ��r �p� pz��rq���q� ���q
��r���xrr�z ���q ¨��° �s ��q��z �p�� �®z����� ��r���xrr�z n�s��z ��zz¦ º���q
�p�� Ç � |�r£   ¯�qº   Á´���q«Æ§£ ¼��� Ç ��� |�r£ � {Æ{ ���q�z ��� «xsr��s��¥
q�z ®��s Á�z�v���qo�sqs��� �p�� �®s ��� ´���q �xsrqn�sqr����q�����s Æspz�rq®�¥
��¦ n�zz ��� Æspz�rq®��� ºps ¼pqºpz� �z ��z�� ®��sn����z� ��z�n�sqr����q¥
�����z {�qs��� o�sv���q�q n�s��z£ w�� ±����z ®��s ��� Á�z�v���q ���q�z z���q
�®s ��� Á���� ¨{ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Ä« ±  ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��¢��§ �ºn£ ���
ª�sqr����qr®��s��rrpz�� r£ ��ºp |z�£ �� ��£§£
" ju{ m{egu{�f� ��b� �le{gl{vp{lfi��ve �rq �� {Æ{ z���q ��rxz��sr ��s����q ¨o��£
���s �qn� Ç � |�r£ � Á´���q«Æ o£ �£   £  ���¦ {Æ{�£ Ä¦ �¡�� ��q �z��spz�§� r��
�rq ���x�� �z ��s ��o��¥±rvs£ �z�s��zzq ¨o��£ �]w\rjdmp_{�cddpd^ukpjd¦ {Æ{¦
©ÄÄ£¦ Ç ��  ±z£ ��§£ Æ���zrq�z� ��s ¬zq�sz����zrv���q �rq ��� Æ�r��q���q oxz
ºp� ¬zq�sz����z ���½s�z��z ¯����z pz� ±���q�z¦ ��� ��z�� �p� {�qs��� ��rx
����pq� pz� pz����pq� Æspz�rq®���¦ Æ�s�q�¦ ¯��q�pq prn£ ur ��v�����q r���¦
��z ¬���z� ��s o�sv���q�q�z¢��v���q�q�z ¯����z pz� ±���q� �z ��z�� r��s��q¥
�����z ´���qo�sqs�� ��z�p�rq�zr �zºp�®�s�z£



Á�z�¥ pz� Èxsrqn�sqr����q |z�£ ��³�� ± ��

¯¯� «|{� ��� ¼xo����s �¡¡� ¥p��v

" j{g ���ve�ulf ¨Ç ��  |�r£   ¯�qº � {Æ{§ ��zz¦ ���s �p° z���q �z Æ��� ��¥
rq���z¦ �s ��zz �p�� �z ��s ���sz���� oxz w��zrq���rqpz��z pz� Á�rq�z¦ º{
¯q�p�sz¦ ��rq���z£ {��� ´���qº�zr ��zz �r r��� �p�� p� ��z������ z���q zxq¥
n�z��� n����s���s�z�� z��� ���q��r��z�qq�z ����rr�z� Á��rqpz��z ��z���z
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��q ��s «�sv���qpz� ���z� ÁpÈ �¯o£ Ç �� ¬¯qÆ ¨r£ �n¼ {ÈÅ o£ �£  �£ �¡¡  « ±
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lx~ q�{h~o¥eo{ �~h p~fhx~�gd~hk��yfeo{ dmo �o�~h~o ²mhs~o �~h
§ef¥eo{g��~ht�ggeo{ ��zz �� u�zº������ r��n��s�� r��z� {����q r��� ��s «�s¥
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z���q ºn�r���z Å�pvq�sn�s�r��qs����z ��z�sr��qr pz� ¼���z�sn�s�r��qs����z
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��ssr���z��s Æ�r���r����q�s ¨{ÈÅ o£  �£ �£  ��� «ÄÄÄ ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ �¡¡¡¦
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o£ �£ �£  ��� Ä« ± � ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���� o£  �£ �£  ��� Ä« ±  �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ��� �n¼�
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Äz È����z ���r�s |sq ��zz ��s ´���qo�sqs�� �rqs���q���� z���q �z�s��zzq n�s��z�
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|zº����v�����q ��rq��q ¨Ç � ¼s£ � Á´���q«Æ� �| �ukgjr]{�ppmp_ ©©Ä£ Ç  �
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| �¡�§£ ª�s� ��� ��z�s ºn�������s���z ¿�qpzq�sz����sr����q ��s {�qs��� oxz ��¥
z�� ¿�qpzq�sz����s ��v���q�q¦ ��zz ���r ��r {�qs���r�p����� �ps�� ��� ¿�qpz¥
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«ÄÄÄ ±  �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���§£
l~h p~{hx|| �~h c~g~oftx�y~o p~fhx~�g{heo�t�{~ �rq z���q zps ��� ��s {�¥
qs���ro�sv���qpz� oxz {���pqpz�¦ rxz��sz �������s��°�z ��� ��s {�qs���r�p�¥
rv��qpz�¦ ��� ��s u�z�s�z�pz� ��z�r ¬zq�sz����zr ����z Æ�n��spz� oxz Æ�¥
r���r����qrs���q�z z��� Ç �¡ ¬�n¯qÆ¦ ��� ��s {�qs���r�p�����¦ ��� ��s
pz�zq���q�����z {�qs���r®��sqs��pz� �¯o£ Ç � |�r£ � ¨{ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Ä« ±
 ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦  ¡ � � ¡ ��§£ Äzrx��sz �½zz�z ���r��º®������ ±rvs£ pz� ���r¥
��º®������r ¯��s��qqp� �p�� ���s ��s�z��ºx��z n�s��z ���sºp ¨o��£ ºps |��s�z¥
ºpz� º{ {ÈÅ o£ �£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��� �n¼ �� �pr��¥
��z��z� ��q Ç � |�r£ �¦ Ç � |�r£   u¯qw« �È� ��ºp �s�q�r�� �ukgjr]{�ppmp_
©©Ä£ Ç  � ±z£ �¡§£ ¹� ��z ªÆ ��z� n�r�zq����� ¨~ zxqn�z����¦ pz�zq���s������
{ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Ä �¡ ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ��¡¦  �§ {�qs���r�spz����� �rq¦ s���q�q
r��� z��� ��z Æ�����z���q�z ��r ��zº��z�z È���r pz� �rq z��� ��� Æ�r��q����
��s «�s���qz�rr� ºp ��psq����z ¨{ÈÅ o£  �£   £  ��� «ÄÄÄ ± ���¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ
 ���¦ ���� ºp ��z n�r�zq�����z {�qs���r�spz�����z ��z�r ��v���q�q�z �p� {�¥
qs���r¢­�����qs���r {ÈÅ o£ ��£  ¡£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ��¡¦ ���§£ ª�¥
r�zq����� {�qs���r�spz����� r�z� ����z����r ��� ªÆ¦ ��� ºps uss����pz� ��r {�¥
qs���rºn���r �s�xs��s���� r�z� pz� ��z�z ��z ��rxz��s�r Æ�n���q �®s ���
{�qs���r�®�spz� ºp�x��q ¨{ÈÅ o£  �£ �£  ��� «ÄÄÄ ± �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦
���§£
¼��� ��s ±rvs£ ��r {ÈÅ ��rq���z ��� n�r�zq�����z {�qs���r�spz�����z ��z�r
��v���q�q�z ��z�n�sqr����q�����z {�qs���r oxs ����� �pr ��� ����z��z pz� qxq�z
Äzo�zq�s¦ n��s�z� ��°�������� Æspz����� ��s rx�£ u���zqp�r��qs���� ��s ����¥
z� Æspz� pz� {x��z �rq ¨r£ �n¼ {ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦
���¢�¡¡§£ uzqr������z� �rq z���q ��s ª�sq ¨�ºn£ ����z�z����r «xs��z��zr��z
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rq����s ±�r�so�z§¦ rxz��sz ��� Èpz�q�xz �®s ��z �p� {�qs��� ¨{ÈÅ o£  �£  �£  ���
© ± ��¢�¡¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��� �n¼� ��| �ukgjr]{�ppmp_ ©©Ä£ Ç  � ±z£ �¡�
�|�| �pdr]¦ Äz�£  ���¦ ���¢��¡� ¹Èw ¿®zrq�s o£ ��£  £  ���¦ w¯q±  ���¦ ����
r£ ���s z����x���z� ��zr��s�z��z� ��� �����q�s ª����s��r�������s���q§£ Äzrxn��q
�x��q �r �qn� �p� ��� Ès���¦ x� Æspz� pz� {x��z {�p��z� x��s {�p�sn�s¥
qpz�r��z� �rq¦ z���q �z ¨��| �ph^gwdd{�wap~ | ���§£ ¬u qs�qq ��� ��s {�psq���pz�
��� rp����q�o� u�zr���qºpz� ºps®��� �| x���z��s �ph^gwdd{�wap¦ | ���¦ nxz���
��� ª�sqr���qºpz� rx��s ��r ´���q�sr oxz {���pqpz� r��z rx��£
�e �~o c~g~oftx�y~o p~fhx~�g{heo�t�{~o �p� {�qs���� ���½s�z pzq�sr����¥
��z z��� u���zqp�r¥ pz� ¼���q����zqp�r��qs����z ¨º{ ´���q��qs����z¦ r£ {ÈÅ
o£  �£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ��� ��¡¡�§ oxs ����� �x���z�� ªÆ�
#ju{ �de�yqw�v{l ¨º{ {ÈÅ o£   £ �£  ��  ÄÄ ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ��¡� �®s ��z {�¥
qs���r����p� zxqn�z���� È�����z� o£  �£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦
�  ¦ �xsq �p�� �n¼ ºps Ès��� ��s ¯�����������q ��z�s ±�r�so����qpz� n�r�zq¥
�����s {�qs���r�spz�����z� pu z���q Æspz� pz� {x��z¦ ��s z���q �p� ��zpqºq
�rq¦ ���s n���z Ç � |�r£   ¯�qº � ºp� {« ���½sq¦ ��| nx�� �l_ihp{�jhhp_¦
�£ |p��£ �¡¡ ¦ ±z£ � �� ºps {���pqpz� ��s ¼pqº������z ��������z |z�£ ��§£

#ju{ �ugef�v�yefx{�wd}{ ¨ÈÆ {�£¥ª®sqq£ o£  �£ �£  ���¦ uÈÆ  ���¦ ���¦ s�s£§� ���
��z�s Æ�sqz�s�� {�qs���r����p�� pz� Æ�n���r��pr�s� ¹Èw ¿®zrq�s o£
��£  £  ���¦ w¯q±  ���¦ ���¦ ­¼s£ �� ºp ��z |prz����z¦ �xsq� ¯q���� z���q
���s ��� ���s��z� ºps o����xr�z {�n�sqr����qpz�¦ ��| �l_ihp{�jhhp_ ��¹
±z£ �  � ºps pz�zq���q����� {�qs���r®��sqs��pz�� �| �®s ��z È��� ��r «�s��p�r
��s Åx�rq���� ÈÆ ±���£¥´�£ o£ ��£ �£  ���¦ uÈÆ  ���¦  �� ¦ s�s£§¦ n�r ���s
z���q ����s ºn�z��z� �rq ¨r£ {ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���¢
�¡¡� �z ��s Åx�rq���� ��rq�z� zps ��z ¼pqºpz�rs���q§£

#j�f £lc{le�g }{f nlq�x{c{gp�x{lf zps �prz���rn��r�¦ oxs ����� ���s ��� ´���q¥
��qs����z£
{ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ��� ¨�¡¡§� r£ ºp� ����z��z pz� qxq�z Äzo�z¥
q�s ��z�r {�qs���rv���q�sr �p�� ±ÈÅ o£ ��£ �£  �� ¦ ±¯q{�£  �� ¦ ���� {ÈÅ o£
 �£ �£  ��  Ä« ± �¡�¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���¢���� o£ ��£  ¡£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ
 ��¡¦ ���� ºp ´���q��qs����z �p�� ¹Èw ¿®zrq�s o£ ��£  £  ���¦ w¯q±  ���¦ ���
­¼s£ �§¦ ��zz ���s ���z�r����r¦ n�zz �r �����q n����s��r�����q n�s��z ��zz ¨{ÈÅ o£
 �£ �£  ��  Ä« ± �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���� o£ �£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦   ¡�
�zrxzrq�z º{ {ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä« ±  ��¢�� {¯q{�£ ÄÄ¦ � �� q�z��zº���� |zz���� ��¥
z�s n�r�zq�����z {�qs���r�spz������ o£ ��£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ � �� q�z��z¥
º����� ¬z�zqr������z���q� o£  �£   £  ��� Ä« ±  ��¢� ¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �¡�� ´��s�� ��z�s
��n�s������z ±��qr��p�� z���q n�r�zq����� {�qs���r�spz������ o£  �£  ¡£  ��� Ä« ± ��¢
��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��¡� ����z��r pz� qxq�r Äzo�zq�s �� ��������z�z n�r�zq����� {�¥
qs���r�spz�����¦ nx��� �r �� u�zº������ �� Å�z����� �p� ��� zxs���� w�p�s oxz Á�z�¥
v���qo�sqs���z �®s ��� |zz���� ��s {�qs���r�xsq�®�spz� z���q r�������� �rq¦ n�zz ��r
����z�� pz� qxq� Äzo�zq�s o�s�p°�sq n�s�� o£ ��£  ¡£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ��¡¦
���� o£  �£ �£  ��  Ä« ± �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���� ��± z���q� �� ��������z�z z���q ¿�r���z�z
pz� Æ�s�q�¦ r£ �zqrvs����z� {ÈÅ o£  �£  �£  ��� Ä« ±  ¡�¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �¡¡� o£
�£ �£  ��� «ÄÄÄ ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ��¡¦  � � ÈÆ {�£¥ª®sqq£ o£  �£ �£  ���¦ uÈÆ  ���¦
���¦ s�s£� �pjdml_]dp_{�wd�hp_¦ Â�v£ �� ±z£ ��� {ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦
{¯q{�£ ÄÄ¦ �¡¡¢�¡  �n¼� ����z��r pz� qxq�r Äzo�zq�s ���½sq z���q ºp ��z n�r�zq�����
{�qs���r�spz�����z ��z�r ��z�n�sqr����q�����z {�qs���r£

§x�yf ¥e �~o c~g~oftx�y~o p~fhx~�g{heo�t�{~o ���½sq ��r ¬���p�o�s�½¥
��z¦ º{ ¿�rqq��s� ¨{ÈÅ o£  �£ �£  ��  Ä« ± �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���§¦ ��r ªx�z��¥
��p�� ��s Åx�rq���� ¨���£ �p�� |�q�zq����snx�zpz�§ rxn��rx z���q ���s¦ n�zz
��s ¼pqºpz�rn�sq z���q ���s ºps {�rq�p�spz� ��s�z��ºx��z n�s� ¨Ç ��
|�r£  �� ¹Èw ¿®zrq�s o£ ��£  £  ���¦ w¯q±  ���¦ ���¦ ­¼s£ �� ��������z ���z�
n�r�zq����� {�qs���r�spz������ x�z� ¬zq�sr�����pz� �z ªx�z¥ pz� ª�sqr����qr¥

j ��



± �� |z�£ � ³�� u�z�®z�q� �pr

j �� ¥p��v

����p�� �®s ��� |zz���� ��s Åx�rq���� ��r n�r�zq����� {�qs���r�spz����� zx��
{ÈÅ o£  �£  ¡£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��¡� �z |��s�zºpz� ºp� Á�z�¥
n�sqr����qrs���q ��������z �p�������z �ps�� {ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦
{¯q{�£ ÄÄ¦ ��� ��¡¡�§£ ª�s��z ª�sqr����qr����p�� z���q ��qo�sv���q�q¦ �®�sq ���r
z���q ºps |zz���� ��s {�qs���r�p�����¦ n�zz r�� ��p���� �� n�r�zq�����z pz¥
o�s�z��sq ������z pz� ��r���� ��� {��z���pz� ��r ´���qo�s���qz�rr�r ��s {�¥
qs��� ox� «�sv���q�s n����s �p���zx���z n�s��z ��zz ¨o��£ {ÈÅ o£
 �£ �£  ��� ��¹� o£  �£ �£ �¡¡¡ Ä« {  ¡�¢��¦ {ÈÅ¢¼« �¡¡¡¦  ���§£ w��r ��zz
�p�� r��z¦ n�zz ��s «�sv���q�s ��� ª�sqr����qr����p�� �z��sn��q�� o�s���q�q
x��s o�sv���q�q ¨��| �ukgjr]{�ppmp_ ©©Ä£ Ç  � ±z£ �� �| �l_ihp~ Äz�£  ���¦
��¡§£ È®s ��� |zz���� ��z�s {�qs���ro�sv���qpz� qsxqº È����zr ��z�s Åx�rq����¦
��z�r Äzo�zq�sr prn£ ÈÆ Å���ps� o£ �£   £  ���¦ uÈÆ  ���¦ ���¦ s�s£
®ss�f~hx~tt~ �° �½zz�z n�r�zq����� {�qs���r�spz�����z r��z¦ �®rr�z �r ���s
z���q£
¬u ºp ������z º{ ��� ¿����tpxq�z¦ n�zz ��s ��z�n�sqr����q����� {�qs��� zps �z {�ºp�
�p� ¿����n�sqr����q ¯�zz ����q� n���srvs®������ �ukgjr]{�ppmp_ ©©Ä£ Ç  � ±z£ �¡¦ ���
�����z�z� �®s ��� pz�zq���q����� {�qs���r®��sqs��pz� �l_ihp{�jhhp_¦ �£ |p��£ �¡¡ ¦
±z£ �  �� ºp Æ�n�s����qs����z ³ ����s��z�r zps ����z�q o�s��������s ³ �®s ��� �spz�¥
r�qº����� |zz���� n�r�zq�����s {�qs���r�spz����� {ÈÅ o£  �£  �£  ��� © ± ��¢�¡¦
{¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���£

~� ���v�~y�tf dmo p~fhx~�g{heo�t�{~o

Äz ��s ´s�À�r �����q ��s Á�z�¥ pz� Èxsrqn�sq ��� ��s «�sv���qpz� x�q ��zº��z�
ª�sqr����qr�®q�s ºps®��£ w�� ±���qr�x���z r�z� pzq�sr���������¦ �� z������¦ x�
�r r��� p� n�r�zq����� x��s z���q n�r�zq����� {�qs���r�spz�����z ��z���q£
���v�~y�tf c~g~oftx�y~h p~fhx~�g{heo�t�{~o} ª�s��z n�r�zq����� {�qs���r¥
�spz�����z ºps®�������q�z¦ ����q ���z� {�qs���ro�sv���qpz� oxs ¨o��£ ��� È������¥
rv���� ��� �jdrdp_¦ Äz�£  ���¦ ��¡§£ ¬u ����q ��z È��� ��r ±®�������qr �p�� ��zz
oxs¦ n�zz ��s «�sv���q�s r��� �z ��z�s n�r�zq�����z {�qs���r�spz����� ��r ¼pq¥
ºpz�rs���q oxs�����q£ w�� Ès��� ��r ±®�������qr n�r�zq�����s {�qs���r�spz���¥
��z ��qs���q ��� �p� {�qs����z ³ n�� ��s�����q ³ oxs ����� ��z Æspz� pz� {x��z£
w�� ±rvs£ ��r {ÈÅ ��qxzq z���z ��z�� vsxº�zqp���z ¿�°rq�� �p�� ��� ��rx�p¥
q�z Æs½°�z pz� ��� {xz�q�q ��s Æspz�rq®���¦ ��s®��s ��z�pr ���s �p�� ���
¿�°����������q ����s ¬�rq�z�� ��r u�zº������r£
{ÈÅ o£ �£ �£  ��  Ä« ±  ¡ ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �¡� ±®�������q oxz �¡ oÅ Æspz� pz�
{x��z ��± r��������� {ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Ä« ± ��¢� ¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ �¡� �n¼ �®s ��z�z È���
��s {�qs���ro�s�p°�spz� ��q ±®��v���q� ±®�������q oxz  � oÅ ��s�z�n�sq���� ª����¥
��z� pzr��������� {ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Ä« ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ �¡�� ±®�������q oxz
�¡ oÅ r��������� {ÈÅ o£  £ �£  ��¡ Ä« ± �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���� ±®�������q oxz  � oÅ
��� �zz���sz� ������n�sq���s {xz�q�q r��������� {ÈÅ o£ �£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦
{¯q{�£ ÄÄ¦ ���� ±®�������q oxz È�����z ��� oxsn����zx���z�s us��x��� ºps |���z¥
�pz� n�����z��s us��z �zrxn��q ��z ¯xz��s����¦ ��r �ps�� ��z Ès����qs�� z��� Ç  ��
|�r£ � ������q� pu ºp ¬zs���q �s�q�r�� �ukgjr]{�ppmp_ ©©Ä£ ±z£ �¡� ��s {ÈÅ ��q ���
ºps®�������q�z�z È�����z ��s��� ��r n�r�zq����� {�qs���r�spz�����z ��z��xs�z�q¦ n�¥
��z ��s {�rxz��s���q�z ��r È����r ���r ���s �®s pzr�������� �z��r���z£

Ä� ¯��s��qqp� n�s� º­ ��� |p���rrpz� o�sqs�q�z¦ ��° ��� ºps®�������q�z�z È��¥
���z z���q ���s ��r  ¡ oÅ �pr�����z �®s��z ¨�ukgjr]{�ppmp_ ©©Ä£ Ç  �
±z£ ��¦ n�zz �p�� ��q n��q�s�z ¿�°����z§£ w�� È�z«�sn£ rq���q pzq�s �spz�r�qº¥
�����s {�qxzpz� ��s «�s���qz�rr� ��r u�zº�������r �®s ��z ±�������� ��s�p� ��¦
��° Æspz�rq®��� ��r ºp  ¡ oÅ ��s ��r��s���z Æ�r��q������ ���z� n�r�zq�����
{�qs���r�spz����� ��srq����z¦ ®��s �¡ oÅ rq�qr ¨¹Èw ¿®zrq�s o£ ��£  £  ���¦
w¯q±  ���¦ ���¦ ­¼s£ �§£ ¬u rvs����z �®s ��z ¯q�z�vpz�q ��s ±rvs£ pz� ��s
È�z«�sn£ rxnx�� ��� Æ�r���qrvpz�q� ��s u�zº������xs��zq��spz� ��r �p�� ��s
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´s��q�������q�q pz� È��À�����q�q£ Å��sz��� ��zz �qn� ��s ±®�������q oxz Æ�¥
s�z�rq��z�¦ {s����¦ ¤���z� prn£ �p�� ��zz pzr�������� r��z¦ n�zz �s �¡ oÅ
®��srq���q ¨�zr�qºn��r� �®s ��� pz�zq���q����� {�qs���r®��sqs��pz� ���zrx
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r��z¦ n�zz r�� n���z ��s�s Á��� �qn� �®s ��� s���pz�r�xr� {�n�sqr����qpz� ��r
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�rq¦ �rq �s������¦ x� ��� ��rxz��sr �sx°�z {�qs����z �p�� ��z È�����z�zq��� oxz
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u�z� �n�z�r�p�����¦ r���rq n�zz r�� ��� «�sv���q�s z���q ��np°q r��z rx��q�
¨{ÈÅ o£ �£ �£  ��� Ä© ± �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��� ºp ��z�� Æ�n�s����qs���§¦
rx�� ���s º{ ��� ox��rq�z���� ��p����� ¬���rq��qpz� ¨z���q r��xz {�p�zqs��¦
{�p��z�����pz�¦ o��£ �ph^gwdd{�wap~ | �¡ �§ z���q ��qo�sv���q�q�s ª�sq¥
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®��sz����s ®��s����z��z�z ªÆ ��r �zqzx���z� ªÆ z���q ¨q�s��¥§���®zrq��q
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± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ �¡¡£

p~fhx~�gd~hk��yfeo{ xs qog�yte� �o p~fhx~�g~hc~h�} «�sv���q�q ��z us¥
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n�zz�s��qq�pz� z��� Ç � |�r£   ºps ±���zpz�r���s�zºpz� �®�s�z£ ur n�s� ��s�p� o�s¥
n��r�z¦ ��° ��� È�z«�sn£ ��� Æ�n�zz�s��qq�pz� z��� Ç � |�r£ � x��s ���£ �p�� ���
wps��r��z�qqr�qº��n�zz�s��qq�pz� �pr {��������qr�s®z��z ��z� ��������°��� «�sq���pz�
�p� ��� Á�p�º��q ��r ¼pqºpz�ro�sqs��r¦ �½��rq�zr ���s �p�  ¡ Ã��s� ºp��°q ¨�ph^gwdd{
�wap~ | ��� pzq�s {�ºp�z���� �p� ¹Èw Ès���ps�¢Â�s�rsp��¢¯qpqq��sq o£  �£  ¡£  �� ¦
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{ ÄÄ ¼s£ � �¦ Äz�£  ���¦ ��¦ ��zr���q���� ¼��°�s�p��r�zq���q�z pz� us���z�r ��s {rvs£
��s u¯q¥±���s�zq�z ��s Á�z��s o£ �£ �£³�£ �£  ��� ºp ´pz�q � pz� � ��s ­¹§¦ n�r ����s¥
��z�r s���q���� z���q ��r ��r����sq �sr����zq£ ±������°�� rx�� ��� |zz���� oxz Á�����¥
��s�� �pr��r���xrr�z r��z ¨�pjdml_]dp_¦ Â�v£ � ±z£ ��� o��£ �p�� {ÈÅ o£ � £  ¡£  ��¡
«ÄÄÄ ± � ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  �� ¦ ���§£

p~fhx~�g�eg{��~o eo� qog�y�||eo{gvmgf~o} uss���q�q ��s ´���q�s {�pq�z
�p� ��� Æspz� pz� {x��z ��r «�sv���q�sr¦ ��zz ��s «�sv���q�s ��� {��z��¥
�pz� ��r ´���qo�s���qz�r �z Å½�� ��r zx�� oxs��z��z�z �����z�z ª�sqr ��s
{�p�������q�z {u �sº����z£ uqn���� uzqr������pz�rº���pz��z r�z� |Â ��r «�s¥
v���q�sr ¨��| �ph^gwdd{�wap~ | ��¡§£ ª�z��q ��s «�sv���q�s |�rq�z�rº���pz¥
��z �p�¦ p� �qn� ��z ´���q�s ºps oxsº��q���z |p����� ��r ´���qo�s���qz�rr�r ºp
��n���z¦ rq���q �r r��� ���r��º®����� p� {| ��r «�sv���q�sr ��s¦ n�zz �s ���z�
{�qs���r�p������s���spz� ��������z ��q¦ �zrxzrq�z p� ªÂ ¨{ÈÅ o£
��£ �£  ��� «ÄÄÄ ±   �¢�¡¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ��¡¦ �xsq �p�� ºp� |�ºp�rº��qvpz�q¦
n�zz ��� |�rq�z�rº���pz� ��r Á���s�zq� �s�s���q n�s�� o£ �£ �£  ��� Ä« ± ���¢
� ¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��§£ w�s «�sv���q�s �s���q ��z Ès����qs�� z��� Ç  � |�r£ �
�s�r£ ���s z���q ��� «�s�®zrq��pz� z��� Ç ��� ¨{ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä« ±  �¢� ¦
{ÈÅ¢¼«  ���¦ ��� Å � � u¯qÅ  ���� Ç ��� |z�£ ��� �ukgjr]{�ppmp_ ©©Ä£
Ç ��� ±z£   §£ Ç ��� ���q zps zx�� ��r ºp� «� �¡¡¡£
�sg�f¥gf~e~htx�y pzq�s���q ��s «�sv���q�s ��z�r �p� {�qs���r ��q ��s «�sv���¥
qpz� ���z�z ��z�n�sqr����q����� {�qs��� �¯o£ Ç �� ¬¯qÆ¦ n��� �r �z ��s �®s ��r
¬¯qÆ ��°��������z �p� {�q�q��pz� ����q ¨{ÈÅ o£ � £ �£  ��¡ « ±   �¢��¦
{¯q{�£ ÄÄ¦ � �� o£ � £ �£  ��� ©Ä ± �¡¢�¡¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ��� ��º®����� ��z�r {�qs���r
�� ¯q���p� ��s |�n����pz�� |�r��z£ ��� |�r£ � ¬¯q±§£ «�s�p°�sq ���ºp�x���
��s «�sv���q�s ��z�n�sqr����q����� usº�p�z�rr� n��q�s¦ ��� �s ��r ¼�qps��v���q
oxz r��z�� ´���q�s �s���q�z ��q¦ rx ��q �s ���z�z ¬�r�qº �� ±����z ��z�r �p�
{�qs���r �¯o£ Ç �� ¬¯qÆ¦ rxz��sz ��z�z rx����z �¯o£ Ç � |�r£   ¬¯qÆ �pr���®�sq£
¬¬ �x��q ��� {�rq�p�spz� �®s Â���zpzq�sz����s �z {�qs���q ¨Ç  � ¬¯qÆ§£

�� ²mhs eo� �~�yfg|mt{~ �~h p~fhx~�g�e|{��~~hvtzheo{ �~g �~hkz�yf~hg

w�� {�qs���r�p������s���spz� �rq z���q �xs����®s�q�� ¨{ÈÅ o£  �£  ¡£  ��� Ä« ±
��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��¡¢���� o£ ��£ �£  ��� ÄÄÄ ±  ¡�¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦  �¦
�xsq �p�� ºps Ès��� oxz ­s�p pz� Æ��p��z� ±  �� |�r£ � ¯�qº � u¯q±§£
lx~ p~fhx~�g�e|{��~~hvtzheo{ ��zz �xz��p��zq ��������z n�s��z¦ �p° ���s
pz����z�q pz� ��z��pq�� �p°�s���� �s��zz��s r��z£
{ÈÅ o£  �£ �£  ��� «Ä ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄÄ¦ ���� o£  �£  ¡£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ
 ���¦ ��¡¢���� o£ ��£ �£  ���¦ {ÈÅ¢¼«  ��¡¦ � �� o£ ��£   £  ��  Ä« ± ��¢� ¦
{¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �� � o£ �£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦   ¡� o£ ��£   £  ��� Ä« ±
��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ���� o£  ¡£ �£  ��� Ä« {  ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ � �� �zqrvs�¥
���z� o£ �£  �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ���� o£  �£ �£  ��� © ±  ��¢��¦
{ÈÅ¢¼«  ���¦ ���¢���� ��ap_¦ Äz�£  ���¦ � �� ¼���n��r��rq ���� ¯qv��£� o��£ ���s �®s
{�qs���r�p����� oxs ���s��z� ºps {x��z��n�zz��rq�p�spz� ��  £ �£  ��¡ {¿ªÈ¯ o£
��£ �£  ���¦ {¯q{�£ Ä¦  ¡�¦ ­¼s£ �£

¼��� ��s x£ �£ ±rvs£ ��z®�q �qn� z���q ��� |z���� ��z�s �z��s�z {�sp�r��º����¥
zpz� x��s ��� �pxs�zpz� oxz ´���qº�zr�z �z ��s ¯q�p�s�s���spz� ºp ��z u�z¥
�®z�q�z �pr «p«£
{ÈÅ o£  �£  ¡£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��¡¢���� o£ ��£ �£  ��� ÄÄÄ ±  ¡�¢��¦
{ÈÅ¢¼«  ���¦  �� o£  £ �£  ��� Ä« { ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ���� �p�� ��� ¯q�p�s��s�¥
q�s� pzq�s��°q ��r È| ��� �zq�sz �z��n��r�z� ±®���s��� ¨±  �� |�r£ � ¯�qº � u¯q±§ ºps
Â��spz�¦ ��zz ���s�pr z���qr Æ���zq������r ��s�����q�q n�s��z¦ {ÈÅ o£ �£  �£  ��� Ä« ±
 ¡�¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ���£

j ��

��
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¼���q �prs�����z� �rq ��� �p°�spz� ��z�s �zqrvs����z��z ±���qr�zr���q ����z¥
®��s ��� È| x��s ��s |p°�zvs®�pz� ¨{ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ
 ���¦ ���¢���§¦ ��� {��zqs��pz� ��s |�q�srs�zq� ¨��º®����� ��r |zqs��r �p� ��z�
Á�z�������s�zq� ÈÆ {�£¥ª®sqq£ o£  �£ �£  ���¦ uÈÆ  ���¦  ��¦ ��ºp {ÈÅ o£
 ¡£ �£  ��� Ä« {  ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ � �� ¼�{ pz���s®z��q§ x��s ��s |z¥
qs�� �p� Á½r��pz� ��r Åx�o�s��s�r£
{ÈÅ o£ ��£   £  ��� Ä« ± ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ���� r��s n��q����z� ÈÆ ±���z��z�¥
´���º o£ ��£   £  ���¦ uÈÆ  ���¦ ���¦ ¼�{ pz���s®z��q¦ r£ {ÈÅ o£   £ �£  ��� Ä« {
 ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ � �¦ nxz��� ��z� ���s� {�qs���r�p������s���spz� ��z�r z���q
rq�p�s���� ��s�q�z�z ¯qv��£ �z ��s ¯q�p�s�s���spz� z���q ��r rx���� ��n�sq�q �rq¦ n��� |z¥
����z ºp uzqz����oxs��z��z �ºn£ ºp� |p�������n�zz ����q�z¦ r£ �������z®��s
{ÈÅ o£ � £  £  ��� Ä« ±  �¡¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���� ���z {�np°qr��z ��z�s Æ�n�zzo�sn�s�¥
����pz� �s�xs��s����� z��� ÈÆ ¿®zrq�s o£ �£ �£  ���¦ uÈÆ  ���¦  ¡ � s����q ��� �prq��¥
�pz� ºp ��z�s �s�z���z�s����z ¬zq�so�sv���qpz� z���q �®s ��� |zz���� ��z�s {�¥
qs���r�p�����£

²mhstmg~ p~fhx~�g�e|{��~~hvtzheo{} w�� {�qs���r�p������s���spz� ��zz
�ps�� ���n��� ª����zr�p°�spz� ����z®��s ��� È| �s�x���z£ ¯�� �rq z���q �p�
��� u¯qus���spz� ��r��s�z�q ¨rx ���s x���z��s ��� È�z«�sn£ ��q ¿�°����z �z ±
 �� |�r£ � ¯�qº � ��£ u¯q±§£ {�� {�qs���ro�sv���qpz� �ps�� ��z� ´�srÆ�r£ �ºn£
��z� ������rq���z�� Æ����zr����q ¨º{ {ÈÅ o£ ��£   £  ��  Ä« ± ��¢� ¦
{¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �� � us��z�����zr����q§ �p° ��� us���spz� oxz ����z ¿�qpzq�s¥
z����sz ��������z n�s��z ¨{ÈÅ o£  �£ �£  ��� «ÄÄÄ ± �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦
���� ��| �l_ihp{�jhhp_¦ �£ |p��£ �¡¡ ¦ ±z£ �¡� �§£ w�� |p������s���spz� n�s�q
q�q��rq�z�r���s®z��z� ��q u�z��z� ���� ºprq�z����z È|£
Ä� |zr�qº ���zrx {ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Ä ± ���¢�¡¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���� o£ �¡£ �£  ��� «ÄÄÄ ±
 ¡¡¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ��¡¦  ¡�� o£ �£ �£  ��� Ä« { ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ���� «�s�z��¥
�pz�rrq����¦ z���q �qn� ��� ��s {�n�sqpz�rrq���� ��r È|¦ ��| �ukgjr]{�ppmp_ ©©Ä£ Ç  �
±z£ ��� �| ÈÆ Â½�z o£  ¡£ �£  ���¦ uÈÆ  ���¦ ��� ¨�p����£ {ÈÅ o£ ��£   £  ��� Ä« ±
��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ���§¦ ��r ��z� |p������s���spz� ����z®��s ��� Á�z�n�sq¥
r����qr��s���q ��r |p������s���spz� ��z®��z ���°� ��� �½��s���q����� ¯�qp�q�xz �rq ���s
�zrxn��q �rqs���q���� z���q oxs�s�������£

w�� {�qs���r�p������s���spz� ��zz �p� ��z o�sv���q�q�z {�qs��� ��r��s�z�q
r��z pz� �p° r��� z���q �p� z���q ��qo�sv���q�q� È�����z ��º����z ¨{ÈÅ o£
 �£ �£ �¡¡¡ Ä« ± ��¢��¦ {ÈÅ¢¼« �¡¡¡¦  ���§£
jxo~ ���vcxhveo{ �~h p~fhx~�g�e|{��~~hvtzheo{ �x��q �spz�r�qº����
z���q �z {�qs���q£
{ÈÅ o£  �£  ¡£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��¡� o£  �£ �£  ��� Ä« ±  �¢� ¦ {ÈÅ¢
¼«  ���¦ ��� ±®����z�������pz� ��z�s uzqz����� o£ ��£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦
{¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���¦ o£ ��£  £  ��� Ä« ±  �¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ �¡ � o£   £ �£  ��� Ä« {
 �¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ � � �n¼� rxn��q ��� È�z«�sn£¦ È�z¿�z£ ¼±ª o£ ��£  �£  ���¦
{¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �¦ ��� us��qq�pz� ��r |p�������n�zzr �p� ��z�z ��z�rq�zr �s�� ¿xz�q�
ºps®�������z��z ���qvpz�q ºp��°q¦ ��z���q �r r��� ��������� p� ��� |zn�z�pz� ��z�r
us���spz�rr�qº�r ��s��rq��q¦ ��° r��� ��� �zqrvs����z��z ª�sq� �z ��z�� rx����z ���q¥
s�p� s������°�� ��p� o�s�z��sz¦ {ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Ä ± ���¢�¡¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���¢����
o£ ��£  £  ��� Ä« ±  �¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ �¡¡� o£   £ �£  ��� Ä« {  �¢��¦ {ÈÅ¢¼«
 ���¦ � �� r£ �p�� �ph^gwdd{�wap~ | ��¡� ±®��n�s�pz�£

lx~ ���vo�ys~ ~xo~h p~fhx~�g�e|{��~~hvtzheo{ �rq �s�r£ zps ºp��rr�� ¨{ÈÅ
o£ �£ �£  ��  Ä ±  � ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ��¡§¦ ��r r�� �p� ��z�z ºp�®z�q���z zx�� z���q
��z��qs�q�z�z ���qvpz�q ��������z nps�� ¨��| �l_ihp{�jhhp_¦ �£ |p��£ �¡¡ ¦
±z£ �¡��� �ph^gwdd{�wap~ | �� §£ ¬u ��zz ��� us���spz� pzn�s�r�� r��z¦ �qn�
n�zz r�� oxz ��z�� Æ�r����qrpz������z ��������z nps��£ u�z ¿�z��s���s���s
�p° r��� �ps�� r��z�z ��r�qº�����z «�sqs�q�s �p°�sz£
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�~hze�~heo{~o o��y p~fhx~�g�e|{��~} «�s�p°�sq ��s ¯qv��£ z��� |����� ��s
{�qs���r�p������s���spz� ªÆ r��z�r �s®��s�z {«¦ rx �rq ��� «�s�p°�spz� ���z
��qs��������s Æ�r����qroxs���� ���s£ w�s ��� ��s «�s�p°�spz� �sº���q� Â�p�vs��r
��zz ���x�� ��z �����z�z ª�sq ��s ªÆ ºp� ���qvpz�q ��s {�qs���r�p�����
����z��prr�z¦ n�zz ��s ¯qv��£ r��xz �����r ��� usn�sqpz� ����z �xzzq�¦ ���
ªÆ ºp ���r�� ´s��r ºp o�s��p��z
{ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Ä ± ���¢�¡¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���� ��| È�z«�sn£ ±  �� |�r£ � u¯q±� r£ �p��
��������z us��° ¼±ª o£ ��£  �£  ���¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ � rxn�� ºps ÁpÈ us��° ¼�r£ o£
 �£  �£  ���¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��� r£ ���s �qn� ºps ±®��n�s�pz� ±  �� |�r£ � ¯�qº �
u¯q±£

�x~�~h~h¨||oeo{ �~g p~fhx~�g} Ärq �� ���qvpz�q ��s «�sv���qpz� x��s ��¥
z��� ��� {�qs���r�p����� �s���sq nxs��z¦ ��zz z���q ºp ��z�� rv�q�s�z ���q¥
vpz�q n��s�z� ��s ´���q��p�º��q n����s ��� �{�qs���r�p�z����µ �s���sq n�s��z
¨��| �ph^gwdd{�wap~ | ���§£ ¼��� |���p� ��s ´���q ��zz ���x�� ��s �p� {�qs���
z�p �p���zx���z n�s��z ¨ºps {�n�sqpz� ��s ªÆ �z ��s us½��zpz�r����zº¦ Ç �
|�r£   ¼s£ �§£ Ärq ��s ´���qo�sqs�� �pr����p��z ¨���q����p�¦ ��zo�sz�������� {�¥
�z���pz�§¦ �rq ��z� �z��sn��q��� «�sv���qpz� z���q ����r���q��q pz� ���s �s��zz¥
��s¦ ��° ��s Æspz� pz� {x��z ��r���� o�s�p°�sq n�s�¦ ��zz ���s�z ��� {�qs���r¥
�p����� ºp r���z r��z ¨ÈÆ {�£¥ª®sqq£ o£  �£ �£  ���¦ uÈÆ  ���¦ ���¦ s�s£§£ Ärq
���r z���q ��s È��� pz� ��n�sqr����q�q ��s «�sv���q�s º{ ��z �p� {�qs��� n����s
r���rq¦ ��q ���r �spz�r�qº���� ºps Èx���¦ ��° ��� {p��n�sq� ��s ��r��z� ®��s��r¥
r�z ªÆ n��q�s���®�sq n�s��z ¨r£ �p�� �ph^gwdd{�wap~ | ���§£
jhsxffteo{ �~g p~fhx~�g�e|{��~{~cxoog} ª�s� ��s {�qs��� �p�������z x��s
o�s�p°�sq¦ �sº���q ��s Äz����s ��z�z z��� ÇÇ  �¦  � � |�r£  ³�¦ �� ���®zrq��q�z
Æ�n�zz£ w��r�s �rq rq�qr ���£ Ç � |�r£   ºp �s��qq��z£ ur ���q�z ��� Ç  �¦  � �
|�r£  ³�£ w�s |p�������n�zz �rq �z ��� ���r��º®����� ��°��������z «� ºp �s¥
��rr�z ¨o��£ �p�� Ç �� |�r£ � ¼s£   ¯�qº �§£ w�� |p����� ��zz r��� ��� È| ��r
z���qs������ ����zzq��nxs��z� ­�qr���� �¯o£ Ç  �� |�r£   ¼s£   |¹ ��srq����z£
Ärq ��º®����� ��r ��°��������z «� È�rqr�qºpz�ro�s���spz� ��z��qs�q�z¦ �rq pu
��z� {�rq�p�spz� z���q ���s �½����� ¨�| º{ �l_ihp{�jhhp_¦ �£ |p��£ �¡¡ ¦
±z£ �¡�� �u¦ ��� ���z�z¦ ��° pz����z��� oxz ��s Æ�n�zz�s��qq�pz�r�sq ��s
|p�������n�zz z��� ��� Æspz�r�qº ��r �xs�����z {���zº�zºpr����z��z�r �z
��s �srq�z zx�� x���z�z {���zº ��z�r Èx������sr �prºpn��r�z �rq� ��z� rx���� {�¥
��zº ���q �r ���s z���q ���s§£
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lx~ pe�y|�yheo{gk|tx�yf ���q ��q ´���q����zz �p� ��z ´���q�s ��z�r �p� {�¥
qs���r �ºn£ ­�����qs���r ®��s ¨Ç  �  |�r£ � |¹§£ ¿�q |���p� ��r ´���qo�s���qz�r¥
r�r �z��q ��� {p���®�spz�rv�����q �®s ��z ´���q��qs��� �p�� ��zz¦ n�zz ��s Äz¥
����s �zr�����°�z� ��z�z �z��s�z �p� {�qs��� v���q�q ¨{ÈÅ o£ ��£   £  ��� Ä« ±
���¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �� §£
l~h �z�yf~h ~h¥x~tf jxov�o|f~ �eg «e²� �s º���q ��� Ès®��q� ��r ´���q����z¥
rq�z��r¦ o�sn�sq�q ��� ¼pqºpz��z¦ ��rvxz��sq pz� n�sqr����q�q �p� ����z� ±���¥
zpz� pz� Æ����s ¨��ºp ��������z |z�£ ��§¦ �p�� n�zz �s ��z {�qs��� �®s r���
�p��spz� {�n�sqr����qpz�ro�sqs�� �¯o£ Ç ��� {Æ{ ��n�sqr����q�z ��°q ¨��|
�l_ihp{�jhhp_¦ �£ |p��£ �¡¡ ¦ ±z£ �¡�� r£ ���s ÈÆ ±���£¥´�£ o£  £  ¡£  ���¦ uÈÆ
�¡¡¡¦ � �¦ �p����x��z �ps�� {ÈÅ o£ ��£   £ �¡¡  Ä« ± � ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ �¡¡�¦
�� § x��s ��z�z «�sn��q�s ��zr�qºq£ w��r ���q �s�r£ �p�� �®s «�s�®qpz��z �®s ���
|p����� ��z�s {�q�q��pz� ¨ºps ¿�����p�����o�s�®qpz� �®s ��z� ��� ´���q�s ºp¥
��q���q� ±���s�zº��z�� r£ ÈÆ ±���£¥´�£ o£ ��£ �£  ���¦ uÈÆ  ���¦ ���¦ ±�o£¦ |º£
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{ÈÅ Ä« ± ��¢��§£ {�� ¬zq�so�sv���qpz� ��r {�qs���r �sº���q ����z����r ��s ¬z¥
q�sv���q�s �p� u�z�®z�q�£ |p�� ��s ¬zq�so�sv���q�s �sº���q �z Æ�rq��q ��s ´���q¥
��zz����z u�zz����z ��� ��z u�z�®z�q�z �pr ÁpÈ£ w�s ´���q�s ��z�r �p� {�¥
qs���r ��zz �p�� �z��sn��q {u �sº����z¦ º{¦ n�zz �s n���z ��s oxsº��q���z |p�¥
���� r��z�s ±���q� �pr ��� ´���qo�sqs�� x��s �pr ��z�� ��� ��z��s�p�q�z «xs¥
��p�rs���q �p� ��z ��z�n�sqr����q���� ��zpqºq�r Æspz�rq®�� |�rq�z�r�����s
�s���q ¨{ÈÅ o£ �£ �£  ��� Ä« ± ���¢� ¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��§£
w�s ´���qº�zr �rq {|¦ �p�� n�zz �s �qn� pzq�s |z���½s���z¦ ���s �pr ��qs���¥
�����z Æs®z��z �qn�r z���s���s ��r ®����� o�s��z��sq �rq ¨��| �pjdml_]dp_¢
xwj^uk¦ Â�v£ �� ±z£ ��§£ u�z {�p�xrq�zºpr��p° �®s ��z ox� «�sv���q�s
�ss���q�q�r {�qs���r����p�� ���½sq �spz�r�qº���� ºp ��z {| ¨��� Æ�n�zz�s��qq¥
�pz� z��� Ç � |�r£  � ±���zpz�r���s�zºpz�§£ Å�q ��s ´���q�s rxzrq��� ���¥
�pz�ro�sv�����qpz��z ®��szx���z¦ �½zz�z ���r� �� z������ {| ¨º{ ���sz��¥
�� ��s Æspz�rq�p�s� ¯���o�sr����spz�r���qs��� ��r u���zq®��sr� ��| �l_ihp{
�jhhp_¦ �£ |p��£ �¡¡  ±z£ � �§ x��s z���q ��º�����s r��z¦ �qn� n��� �r r��� p�
Á��rqpz��z ���£ Ç  � ¼s£ � ��z���q£ ¯q��q ��� ��z ����pz��z ��s «�srxs�pz�r¥
����z�� �� «xs��s�spz�¦ �rq ��� ±���qr�spz����� ���£ ���z ´���qo�s���qz�r¦ rxz¥
��sz ��z ª�sqr����qr®��s��rrpz�ro�sqs�� ¨|z�£ �� ��£§£ us���qpz�r�p�n�z�pz��z
��r ´���q�sr r�z� ��º�����s� {| ¨r£ º{ Ç ��� |�r£   ¯�qº � {Æ{§
{ÈÅ o£ �£ �£  ��  Ä« ± �¡¢�¡¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦  ��� o£ ��£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {ÈÅ¢
¼«  ���¦ ���� |p�n�z�pz��z �®s w����sz�p�spz�¦ ��� ��s ´���q�s ����s��z�r qsxqº
|zrvsp��r �pr �������s�z Æs®z��z ����z ��z «�sv���q�s z���q ���q�z� ����q� o£
 ¡£   £  ��� Ä« { ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ �� � |p�n�z�pz��z �®s w����sz�p�spz�¦ ºp
��s ��s ´���q�s z���q o�sv�����q�q �rq¦ ��r ºpr�qº�����r ´���q�zq���q ��q ���£ ��q�o�s ±| £́

|p�n�z�pz��z �p� ªÆ ��r «�sv���q�sr¦ ºp ��z�z ��s ´���q�s z���q o�sv�����¥
q�q �rq¦ �½zz�z r��� z��� Ç  � ¼s£ � ��r z���q ��º�����s ��srq����z¦ �zr��rxz��s�
n�zz oxz oxsz��s��z ��rqrq��q¦ ��° ��s ´���q�s ���z�z usr�qº�zrvsp�� ���q�z�
�����z n�s� ¨o��£ {ÈÅ o£ �£  �£  ��� «ÄÄÄ ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ � ¡� o£
�£ �£  ��  ��¹� o£ ��£ �£  ��� ��¹§£ w�� ��z��s�rq���z ´���q�s ��z�r �p� {�qs����r
�sn���r�z ���s º{ ��zz rx�xsq ��º�����s� {|¦ n�zz �s |p�n�z�pz��z ºps {x¥
��zo�s��rr�spz� q�q��q¦ ��� ��� �����z� ºp�pq� �x���z ¨¼�r£ ÈÆ o£
  £   £  ���¦ uÈÆ  ���¦ � �¦ s�s£§£ Å�q ��s ´���q�s ®��s r��z� ��r�qº����� «�s¥
v�����qpz� ��z�pr ��� ´�����q ºp us���qpz�r�p�n�z�pz��z ®��szx���z pz�
rq��q ��� ��r���� ��z usr�qº�zrvsp�� z��� Ç ��¡� {Æ{ ºp¦ �rq ���r�s |zrvsp��
���� ����zº��s�z��z ´���q�s ºp ��q�o��s�z£ Â½zz�z ���r� us���qpz�r�p�n�z�pz¥
��z ��r ´���qoxs�prº���pz� �p�����°q n�s��z¦ r�z� r�� ���� ����zº��s�z��z
´���q�s ��q�o ��ºp�s�zº�z ¨{ÈÅ o£  ¡£   £  ��� Ä« { ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦
�� §£ ª���z ��s |�r��s���pz�r�½��������q�z ��r ´���q�sr¦ �p�� ��� rx�£ ��r�s¥
z�s «�sv���qpz� ��r Äzo�zq�sr¦ �ºn£ ��z�s usz�p�spz�rs®��rq���pz�¦ ���q�z ���
�z |z�£ �� ��s��rq���q�z Æspz�r�qº�£ «�sº���q�q pzq�s z���z |z���½s���z ��s
«�sv���q�s �p� ´���qº�zr ��zz ���r ���£ ���� ´���q�s ºps |zz���� ��z�s {|
�®�s�z ¨�ph^gwdd{�wap~ | ���§£
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��yhx|ffes} �ph^gwdd¦ u�z�x���zrq�p�s����� {�psq���pz� ��s ���r�sz�z «�sv���qpz�µ
�p� Æspz� ��s z�p�z ±���qrvs���pz�¦ Äz� Á  ���¦ ���� �wd�hp_¦ �ps ¼�pxs�zpz� ��r
��z�n�sqr����q�����z ´���qs���qr¦ Äz�£  ���¦ ��¡� �phrkw\^¦ |p�����pz� rq����s ±�r�so�z
��� ��r�sz�s «�sv���qpz� �ps�� «�s�prq oxz |�q�o��spz�rn���s���q�z}¦ Äz�£  ���¦ � ��
�wvp¦ {���zº��spz� ���r�szµ ®��s����z�z Äzo�zq�sr ��� {�qs���ro�sv���qpz��z¦ Äz�£  ���¦
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� �� rp_^|¦ w�� ����zºrq�p�ss���q����� {���z��pz� ��r ��r�sz o�sv���q�q�z Æspz�rq®��r¥
�zo�zq�sr ³ ¬zq�s ��rxz��s�s {�s®��r���q��pz� ��s ¼�pxs�zpz� ��r ��z�n�sqr����q�����z
´���qs���qr¦ {{  ���¦ ���� e_pgp_¦ w�� {���zº��spz� ���r�szµ ��v���q�q�z Äzo�zq�sr �z
��s ���s��z�r����zº¦ Äz�£  ��¡¦ ���� �wap¦ usqs��rq�p�s����� Èx���z ��� ��r�sz�s ´���qpz�
oxz ��zpqº��s�z ª�sqr����qr�®q�sz ��r |z����o�s�½��zr¦ Äz�£  �� ¦  ��pjp_¦ w�� ����zº¥
rq�p�s����� {���z��pz� oxz Á�z�v���qo�sqs���z ��q ��r�sz�s «�sv���qpz�¦ Äz�£  ���¦ ��
�c^p_¦ w�� �sqs��rq�p�s����� {���z��pz� ��s ��r�sz�z «�sv���qpz�¦ ÅÁ{¯¥±�vxsq �
¨ ���§¦  ¡� �^]gp�p_¦ |�n����pz� ��z�n�sqr����q�����s ´���qo�s���qz�rr� ��q ��r�sz�s «�s¥
v���qpz�¦ Äz�£ �¡¡¡¦ �� �wd�hp_¦ u�r�sz� «�sv���qpz�� Æ�n�zzs����r��spz� ���� «�sv���¥
q�s �ps�� «�sº���q �p� ¯p�rq�zº�s���qpz�r�zrvsp��¦ È± �¡¡¡¦ ��£
�~hc�tfeo{g�oc~xgeo{~o} {¿È o£ � £ �£ �¡¡�¦ {¯q{�£ Ä¦ ���� ¼pqºpz�r®��s��rrpz� oxz
{�qs����z ��q ¯p�rq�zº�s���qpz�rv�����q ��r {�s���q��q�z¦ rx�£ ��r�sz� «�sv���qpz�£
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p~�~efeo{ eo� �~�yfg{heo�t�{~o �~h ~xg~ho~o �~hk��yfeo{} Ès®��s �p��
�� ��n�s������z {�s���� ®����� ¨{ÈÅ o£  �£  £  ��� Ä ��¢�� ¬¦ {¯q{�£ ÄÄÄ¦  ���
o£  �£ �£  ��� «ÄÄÄ ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ �¡�§¦ �rq ��� ��r�sz� «�sv���qpz� ��z� q¾¥
v�r��� Èxs� ��s ¼pqºpz�r®��s��rrpz� �z ��s Á�z�¥ pz� Èxsrqn�sqr����q£ Ä� ��¥
o��s���q �rq ���r�s ¯���o�s���q �z Ç ��� � {Æ{ ��s����q£ w��r� «xsr��s��q �sr�qºq�
��� ÇÇ ���³��� {Æ{ �È pz� �½rq� ����q ��r ��z�n�sqr����q����� ´���qs���q oxz
r��z�s ®��s�x���z�z ���qs���q�����z Æspz�����¦ p� ��� pzq�sz����zrs���q¥
�����z y��s��q�s ��s ´���q ���s Æ��qpz� ºp o�sr������z ¨�pr�®�s���� �wd�hp_¦
Äz�£  ���¦ ��¡ ��£ pz� È± �¡¡¡¦ ��§£ w�� ��r�sz� «�sv���qpz� ��z��q r��� �p°�s �z
��z È����z ��s {�qs���ro�sv���qpz� ¨r£ |z�£ �� ��£§ oxs ����� �p�� ���� rx�£
ª�sqr����qr®��s��rrpz�ro�sqs�� ¨r£ |z�£ �� ��£§£ wxsq n�s� �s oxz ��s ±rvs£ ��r
{ÈÅ ��r ¿�z��p� ���xs��sq¦ rx��sz ��r Äzo�zq�s z���q ®��s���z�q n�s� ¨r£
|z�£  ¡¡ �u§£
p~{hx|| �~h ~xg~ho~o �~hk��yfeo{} u�r�sz� «�sv���qpz� �rq ��� ���s��rrpz�
��r Äzo�zq�sr ºp� ¯���qºn�sq ��q ��s «�sv�����qpz�¦ �r ��� {��z���pz� ��s
´���q ºp� ¯���qºn�sq ºps®��ºp��n��s�z� ��s ´���q�s ��q ��r Äzo�zq�s �z ���
�prq�z� ºp �s���q�z pz� �z ��� ¬���z� ��p��z� ºp �sr�qº�z¦ ��s ��z ±����z ��¥
z�s xs�zpz�r��°���z ª�sqr����q �zqrvs���q£ w�� oxz ��� �z��r�����q�z ¯q®���
n�s��z ��q ��s u�zo�s����pz� �z ��r Äzo�zq�s u���zqp� ��r «�sv���q�sr
¨Ç ���� |�r£   pz� � {Æ{§£ w� ��� rq�£ ±���qr�x���z ��� {�qs���ro�sv���qpz�
pz� ª�sqr����qr®��s��rrpz� �� ��������z�z ������ r�z�¦ n�s� z����x���z� z�p¥
qs�� ox� ���s��rr�z�z �ºn£ ���sz����s ��rvsx���z£
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q|q�p~|e{oxg �~x ��~ht�gg~o�~o} w�� |�|¥{�s���q��pz� ��º®����� ��r ��r�sz
ºp� ¯���qºn�sq �zqrvs����z� z��� Ç ���� {Æ{ ®��s��rr�z�z qxq�z pz� ����z¥
��z Äzo�zq�sr ��r |z����o�s�½��zr ����q ���� ���s��rr�z��z ¨Ç � |�r£   ¼s£  ¦
Ç �§¦ pz� ºn�s �p�� �z ��z Äzo�zq�srq®���z¦ ��� ��s ���sz����s pzq�s {����¥
qpz� r��z�s usr�qºpz�rv�����q �z��r�����q ��q£ w�� ���s��rr�z��z rq��q �p��
��r ª���s���q z��� Ç � |�r£ � ºp£
uzqrvs����z� Ç ���� |�r£ � ¯�qº�   pz� � {Æ{� �l]�jm¦ Äz�£  ���¦ ���� ºp ´���qo�s¥
���qz�rr�z {ÈÅ o£ �£   £  ��� Ä � ¢�  ¦̄ {¯q{�£ ÄÄÄ  ���¦ � � o£ � £  �£  ��� Ä« ���¢��
¯¦ {¯q{�£ ÄÄÄ  ���¦  ��� o£ ��£ �£  ��� Ä« ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄÄ¦ ���� o£ �£ �£  ��� Ä ±  ��¢
��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ � �� o£ �£  �£  ��� Ä« ± � �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �� ¦ o£  �£ �£  ��� «ÄÄÄ ±
��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ �¡�� ���z n�sqr����q�����r u���zqp� ��r ´���q�sr¦ ��ºp �p�� |z�£ ���
o£ ��£ �£  ��� Ä« ±  ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �� ¨��§� o£ ��£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ
�¡¡¡¦ �¡�� �| ±ÈÅ o£  �£ �£  ���¦ ¯qpª  ��� ¼s£ ���� o£ �£ �£  ���¦ ±¯q{�£  ���¦ � ¡�
u���zqp� ��r ´���q�sr� �coogwdd¦ w¯q�¢|  ���¦ �¡¡� �phdp_¦ Äz�£  ��¡¦ �� �®s |�|¥
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{�s���q��pz� ��r ´���q�sr¢���sz����sr ��� �sr�qº��r�����q�z ªÆ¦ n�zz ��� ¼pq¥
ºpz�r��p�s ��s z�p �z��r�����q�z ªÆ z���q ��z��s �rq ��r ��� ±�rq��p�º��q ��r ´���qo�s¥
qs��r ÈÆ w®rr£ o£   £  �£  ���¦ uÈÆ  ���¦ ��¡ s�s£� {���rrpz�r�spz����� ��� �sr�qº��¥
r�����q�z ªÆ� |ÅÂ ��r ���sz����sr ¨´���q�sr§¦ �p�� �l_ihp{�jhhp_¦ �£ |p��£ �¡¡ ¦
±z£ � ��£

qvfxdx~heo{ ~xo~g �e�gf�o¥~hy�tfeo{g�ogkhe�yg} w�s |�| ��r ����zº��s�z¥
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��� ��z��s�rq���s ´���qpz� �pr£ w�� ����zq������ |p���rrpz� oxz �phdp_ ¨Äz�£  ��¡¦
�§¦ ��s ��� ��r�sz�s «�sv���qpz� n�sqr����q�����r u���zqp� ��r ´���q�sr pz� �zqrvs�¥
���z� ��r ���sz����sr �zz���q¦ ��°q �p°�s {�qs���q¦ ��° ��s Å�s�pr�����zrvsp��
��r ���s��rr�z��z z���q n�sqr����q���� n�sq�xr �rq¦ n�r ���s ��� |zz���� n�sqr����q¥
�����z u���zqp�r oxs�prr�qºq£ |p�� ��q ��� z�p�z ��z�n�sqr����q�����z ´���qs���q
���£ ÇÇ ��� ��£ {Æ{ ¨r��q  £ �£  ���§ ��zz ��z r���rq ��� ��z��s�s «�sqs��r��p�s z���q
ºps |zz���� n�sqr����q�����z u���zqp�r �x���z£ w�� z�p�z «xsr��s��q�z ��rr�z
z���q �s��zz�z¦ ��° r�� �zrxn��q �z ��s ��r��s���z ±���qr���� �qn�r o�s�z��sz nx��¥
q�z£

pxt�eo{ ~xo~h ���yf~ho~e~heo{gh��vgf~tteo{} w�s ´���q�s n�� ��s ���s¥
z����s ���� ª�sqr����qr®��s��rrpz�ro�sqs�� ��q z��� Ç ��� � |�r£ � ¯�qº  
{Æ{ ��r ¨��r�sz ®��szx���z�§ Äzo�zq�s �z ��� ¬���z� ��p��z� ºp �sr�qº�z¦
n�� �r ��z ±����z ��z�s xs�zpz�r��°���z ª�sqr����q �zqrvs���q£ ¼��� ��z
Æspz�r�qº�z ��s ±rvs£ ��r {ÈÅ ºps «�sv���qpz� ��q ��s z��� Ç � |�r£   ����z¥
º��s�z�� ���sz����s ��z� ��º®����� ��r ��r�sz ��v���q�q�q�z Äzo�zq�sr ��¥
rq���z�� ¯p�rq�zº�s���qpz�ro�sv�����qpz� �®s ����r ��zº��z� ªÆ ºp��rq�z ��r
Æ�n�zzr ��r ±®��rq���pz� ºp v�rr�o��s�z ¨Ç ��� |�r£   ÅÆ{¦ Ç � |�r£  §£
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{ÈÅ o£ �£   £  ��� Ä � ¢�  ¦̄ {¯q{�£ ÄÄÄ  ���¦ � ¦ �xsq �p�� ºps {�n�sqpz�� ª����s��¥
r�����pz�r�xrq�z pzq�s {�s®��r���q��pz� ��r ª�sq�����qr�s��r �� ���qvpz�q ��r ���s¥
��rrpz�r����zzr� o£ � £  �£  ��� Ä« ���¢�� ¦̄ {¯q{�£ ÄÄÄ  ���¦  ��� ��rq�q��q oxz {ÈÅ
o£ �£  �£  ��  «ÄÄÄ ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �� ¨��§� ��| �ukgjr]{�ppmp_ ©©Ä£ Ç  �
±z£ ��� {¿È o£ � £ �£ �¡¡�¦ {¯q{�£ Ä¦ ��� Ä£{£�� Ç � |z�£  ���� �l]�jm¦ Äz�£  ���¦ ���¦
���zq ������z¦ ��° ��� ±®��rq���pz� ��s ¼xs���¥|�| �zqrvs����z �®rr�� ���zrx �®s
��z�z È��� ��s �±���z�r���z Åx�®��s����µ ÈÆ ¿®zrq�s o£  �£  �£  ���¦ uÈÆ  ���¦
���¦ �p����£ oxz {ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Ä« ± � ¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦  ��¡� �s�q£ ºps ±rvs£
��r {ÈÅ �wvp¦ {{  ���¦ ���� rp_^| Äz�£  ���¦ � �� �ukhpjop_¦ Äz�£  ��¡¦ ���� ºps ±���¥
z�r���z Åx�®��s���� �ºn£ Åx��s��x���¦ |z�£   �� �p�� �ph^gwdd{�wap¦ | ��¡� �£

w�� ���s����� �p�®�spz� ºps usz�p�spz�rs®��rq���pz� �s�x��q ¨pzq�s {�s®��r���¥
q��pz� ��s �z��spz� ��� ��z ª����s��r�����pz�r�xrq�z§ �spz�r�qº���� ��z��s
z��� ��s ¼pqºpz�r��p�s ��r ��n������z ªÆ �ºn ��s w�p�s ��r ���s��rrpz�r¥
o�sqs��r¦ n�zz ���r� �®sº�s �rq ¨��| �pjdml_]dp_{�wd�hp_¦ Â�v£ �� ±z£ �� ��£§£
Ärq ��r ªÆ ���s�p��q ®��szx���z nxs��z¦ �rq ���r �®s ��� �p�®�spz� ºps
±®��rq���pz� ºp ��s®��r���q���z£
w�� ±®��rq���pz�r����pz� �®�sq �� ��������z�z ºp� �������z rq�£ us���z�r n��
��z��s� |�|¦ nx��� ����s��z�r p� ��� o�s�z��sq�z ª����s��r�����pz�r�xrq�z
¬zq�sr������ �zqrq���z �½zz�z£ u�z� ��z�s �zrxzrq�z �½������z ¯xz��s¥|�|
�zqrvs����z�� ¯q�p�s�zq��rqpz� �x��q ����s��z�r �z È����z ���r�s |sq z���q �z
{�qs���q£ w��r n�s� �s�q�r��sq¦ n��� ��s ���sz����s¢´���q�s ��r ox��� {�n�sq¥
r����qpz�rs�r��x qs��� pz� �p�� �®s ��z� ±�q�xz���r��spz�¦ ¿����z�r��spz� pz�
¿x��sz�r��spz� ��r ®��s��rr�z�z {�qs���r ��zqs�q�z �®rr� ¨�ph^gwdd{�wap¦
| ���§£ w���� n�s� pu ºp n�z�� ��n���q�q¦ ��° ��qºq�s� ¯xs�� �p�� ��z ���s��r¥
r�z��z¢«�sv���q�s qs���q pz� �zrxn��q ��� |zs��ºn�s�pz� rq�£ «�s�®zrq��pz�r¥
oxsr��s��q�z z���q �zr Á��s� ����z �p°£ ¯������q ��z ªÆ ��r ��r�sz ®��szx�¥
��z�z Äzo�zq�sr oxsº��q�� �pr¦ �®�sq ���r ºps us�½�pz� ��s ±®��rq���pz� ºp
���r�� ���qvpz�q �p� ��z ox���z ª����s��r�����pz�rn�sq£ Ärq ��r |prr������z
r��xz oxs��s ��r����s¦ ��zz ���r� us�½�pz� �p�� r��xz oxs��s �z {�qs���q
�x���z£ u�z�z �qn����z ���r��º®������z ¯�����zr�sr�qº¥ x��s «�sr����spz�r¥
�zrvsp�� �p° ��s ���sz����s¢´���q�s ��q�o��s�z ¨��| �ph^gwdd{�wap¦
| �� §£
¯������q ��r ªÆ ��� |���p� ��s ��qs���r��n½�z�����z ¼pqºpz�r��p�s z���q �pr
�ºn£ n�s� ox� ´���q�s¢���sz����s x�z� usr�qº��r�����pz� n��q�s��zpqºq¦
�x��q ���z� n��q�s� ±®��rq���pz�r����pz� �z {�qs���q£ w�� ±®��rq���pz� ��zz
r��� zps zx�� o�s�z��sz¦ n�zz ��º®����� ��s ª����s��r�����pz�r�xrq�z ��z�
�z��spz� ��zqs�qq ¨r£ �p�� �ph^gwdd{�wap¦ | �� §£
us���qpz�r�p�n�z�pz��z ��r ���sz����sr¢´���q�sr �p� ��r ®��s��rr�z� Äz¥
o�zq�s ��r ��n�������z |z����o�s�½��zr r�z� ��� ��� ��p��z�� {| ¨{¿È o£
� £ �£ �¡¡�¦ {¯q{�£ Ä¦ ��� Ä£{£�§£
p~gmo�~hy~xf~o �~x ox�yf �xt�o¥x~h~o�~s �z�yf~h} us��qq��q ��s ´���q�s¢
���sz����s r��z�z Æ�n�zz z��� Ç  �� �ºn£ Ç � |�r£ �¦ �x��q ��z� ±®��rq��¥
�pz�r����pz� z���q �z {�qs���q£ Ä� È��� ��r Ç � |�r£ � n�s�q r��� �rqs���q���� ���
usz�p�spz�ro�sv�����qpz� �srq �� ���qvpz�q ��s |zr�����pz� ��r usr�qº¥ªÆ
�pr¦ ��� ��r us�®��pz� ��r usz�p�spz�r�zrvsp��r �ºn£ ��r «xs�prº���pz� �p�
��z� �®z�q��� «�sv�����qpz� �zºpr���z �rq ¨��| �ph^gwdd{�wap¦ | ���§£ w�� È�z¥
«�sn£ ���zrq�z��q �r z���q¦ n�zz ��� ���s��z� oxz ��s Æ�n�zz�s��qq�pz� z���
Ç  �� ºps Æ�n�zz�s��qq�pz� z��� Ç � |�r£   ��� ��º®����� ��r ��r�sz�z Äzo�z¥
q�sr ºp v�rr�o��s�z�� usz�p�spz�ro�sv�����qpz� ��r ���sz����sr¢´���q�sr ��q
��� |zq��� ��r ¯���qºn�sqr ��r ��r�sz ®��s��rr�z�z Äzo�zq�sr �z��r�qºq n�s�¦
��s ��s ��r ºp� ���s��z� ������p��z�z ���s��rrpz�rº��q ºps ��r��q�z ���s��r¥
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rpz�rº��q �zqrvs���q ¨È�z¿�z£ ¼�r£ o£ �¡£ �£  ���¦ ¯quÂ u¯qÆ Ç  � ¼s£ ���� ��ºp
�p�� �ph^gwdd{�wap¦ | ���§£
p~x jhg~f¥eo{ �~g �xhfg�y�|fg{efg �ps�� ��z ���sz����s ¨Ç ��� � |�r£ �
{Æ{§ �rq ��� ´���q�sz�p�spz�rs®��rq���pz� ����z ��� |Â ��r ªÆ �p�ºp�½r�z
¨{ÈÅ o£ �£   £  ��� Ä � ¢�  ¯¦ {¯q{�£ ÄÄÄ  ���¦ � � o£ � £  �£  ��� Ä« ���¢�� ¯¦
{¯q{�£ ÄÄÄ  ���¦  �� pz� o£ �£  �£  ��  «ÄÄÄ ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��§£ u�z �q¥
n����s ®��sr����°�z��s {�qs�� �rq ��r ª�sq�pr������r�zrvsp�� ����z ��z ���s¥
����s ºp ��q�o��s�z pz� ��ºpr��s����z¦ n�zz ��r �sr�qº��r�����q� ªÆ ����z¥
®��s ��� �sr�qºq�z ªÆ ��z�z �½��s�z ª�sq�����qr�s�� �p�n��rq¦ �zrxzrq�z ����q
��z Æ�n�zz x��s «�s�prq ��r ���sz����sr¢´���q�sr oxs ¨�ph^gwdd{�wap¦
| ���¦ ���� �p�� ºps {�qs���ro�sv���qpz� �pjdml_]dp_{�wd�hp_¦ Â�v£ ��
±z£ ��§£ {�rq��q ��z ª�sq�pr������r�zrvsp�� ��r ���sz����sr¢´���q�sr ����z
��z ���s��rr�z��z¢«�sv���q�s¦ �rq ��s �zqrvs����z�� |�q�ovxrq�z º��q�zq�����
��r |p�n�z� ºp ��s®��r���q���z ¨o��£ �zqrvs����z� ��� ¯�������z��pz� ����
���s��rr�z��z¢«�sv���q�s¦ |z�£ ��§£
Ä� È��� ��s usr�qºpz� ��q ��s ���sz����s ºn�s ��z |p�n�z� �®s ��r usr�qº¥ªÆ ��¥
qs���z£ |p�� �rq �s �� ±����z ��r ���sz����o�sqs��r ºps pz�zq���q�����z ¼pqºpz�
���r�r ªÆ ���p�q£ |z r��� �½zzq� ��z ��r���� ��s�z ��z��z¦ ��° ��s ���sz����s
�zqrvs����z� ��z Æspz�r�qº�z ��r {ÈÅ¥{�r���£ o£ �¡£  £  ��� ¨Æs¯ �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦
�� ¦ �p�� {ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Ä© ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦  � � o��£ ��ºp �p�� ��� «xs¥
������r���®rr� {ÈÅ o£ ��£   £  ��� «Ä ± ��¢�� pz� o£ ��£   £  ��� «Ä ± �¢�¡� «Ä ±
��¢�¡§ ��º®����� ��r usr�qº¥ªÆ ºps |�| ��s���q��q n�s�£ |���s��z�r n�s��z ��� ox�
���sz����s �z��r�����q�z ¯q®��� ��q ��s u�zo�s����pz� �z ��r Äzo�zq�s u���zqp� ��r
���s��rr�z��z ¨Ç ���� |�r£ � ¯�qº � {Æ{§¦ pz� ºn�s �p�� �zrxn��q¦ ��r ��s� |zr����¥
�pz� x��s Å�srq���pz� ®��s ��� «�sv�����qpz� ��z�pr���q ¨{¿È o£ � £ �£ �¡¡�¦ {¯q{�£ Ä¦
��� Ä£{£�§£ �p��� ���q ��� ±®��rq���pz� ��r ���sz����sr n���z r��z�s usr�qºpz�ro�s¥
v�����qpz� ��z�s |�|¥{�s���q��pz� º��q���� pz� r������� oxs£ |z��sz����r n®s�� r���
��s ¨�pq��°�����§ |p�n�z� �®s ��r usr�qº¥ªÆ ���� ���sz����s ºn����� �prn�s��z¦
ºp� ��z�z �� ±®��rq���pz�rn���¦ ºp� �z��s�z �z Èxs� oxz |�|£ È®s ®��s ��� º�o��¥
s���q����� «�sv�����qpz� ��z�pr����z�� |ÅÂ ��q ��s ���s��rr�z�� ��z� ª�sq�pr¥
������ro�sv�����qpz� ºp v�rr�o��s�z pz� ��s ���sz����s ��z� �zqrvs����z�� Èxs��spz�
ºp ��q�o��s�z ¨{¿È o£ � £ �£ �¡¡� ��¹¦ �xsq �p�� ºps ¯�������z��pz� �z ��z �x���z��z
ª�£§£

�~hze�~heo{ �~g �xhfg�y�|fg{efg �eh�y �~o ��~ho~ys~h} «�s�p°�sq ��s
���sz����s �� ±����z r��z�s xs�zpz�r����°�z {�n�sqr����qpz� ¨Ç ��� �
|�r£   ¯�qº � {Æ{§ ��z ��r�sz ®��s��rr�z�r ªÆ¦ �rq ��r r��z �p� Å���r��r����q
pz� ��s us�½r ��� r��z�z u�z�®z�q�z �pr ÁpÈ ºp �s��rr�z ¨��| �l_ihp{�jhhp_¦
«ÄÄÄ£ ±z£ � � �§£ w�� |ÅÂ �®s ��z rx��zz �z��r�����q�r usr�qº¥ªÆ r�z� ®��s
��� �������q� usz�p�spz�rs®��rq���pz� ºp o�s�p���z£ Æ��£ �s���q r��� ��z Æ�¥
n�zz x��s «�s�prq¦ n�zz ��� ±®��rq���pz� ��q ��z |ÅÂ z���q ®��s��zrq���q
¨��| �ph^gwdd{�wap¦ | �� §£ {�º®����� ��z�s «�s�p°�spz� ��r ªÆ oxs |���p�
��s ��qs���r��n½�z�����z ¼pqºpz�r��p�s n�s� ��� |p���rrpz� o�sqs�q�z¦ ��°
��� ±®��rq���pz� ��r ºp� ox���z ª����s��r�����pz�rn�sq ��r ªÆ pzq�s {�s®��¥
r���q��pz� ��r ª�sq�����qr�s��r ��r ªÆ ��� ���s��rrpz�r����zz ºp��rq�z ��r
Æ�n�zzr �p�ºprqx���z �rq ¨�ph^gwdd{�wap¦ | �� §£
pxgy~hx{~ �~h~xo|��yeo{gh~{~teo{ �~h ²xo�~hc�} w�� x£�£ {���zº��spz�r¥
�spz�r�qº�¦ �� ¯��s��qqp� ��r r��n�s vs��q������ �s�q�r��sq¦ ¨º{ �ph^gwdd{�wap¦
| � �§¦ o�sr���z¦ n�zz «�sv���q�s pz� ´���q�s ��s� Æ�n�zz� z���q �ps�� {�¥
qs���ro�s�½��zro�s������ �s��qq��z£ È®s ���r�z È��� ����q ��� È�z«�sn£ ���£ ��z
´���q�s ºps |�| �z ��z ��r�sz ®��s��rr�z�z ªÆ ��r |z����o�s�½��zr ���p�q
¨Á�z��s�s��° o£  ¡£ �£  ���¦ {¯q{�£ ÄÄ¦  �� �«�£ Á�z��s�s��° o£  �£  �£ ��¦ {¯q{�£
ÄÄ  ���¦ ��� È�z¿�z£ ¼�r£ o£ �¡£ �£  ��� ¯quÂ u¯qÆ Ç  � ¼s£ ���§£ uzqrvs����z¥
��r �®s�q� �p�� �� ±����z ��s ª�sqr����qr®��s��rrpz� ���x�q�z ����z ¨o��£
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�zqrvs����z� ºps ¯�������z��pz� ���� ���s��rr�z��z¢«�sv���q�s |z�£ ��§£
w�� «�s��z����pz�rs����pz� ��z� ����s��z�r ���z� |zn�z�pz�¦ n�zz ��s ���s¥
z����s¢´���q�s r��z�z Æ�n�zz z��� Ç  �� �s��qq��q ¨È�z¿�z£ ¼�r£ o£
�¡£ �£  ���¦ ¯quÂ u¯qÆ Ç  � ¼s£ ���� ��| �ph^gwdd{�wap¦ | ���¦ ��� �£§£
¬u �zq���sq� ��� Å�z����pz� ��s È�z«�sn£ ��s Æspz����� �� Æ�r�qº ¨ºn��¥
���z� {ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Ä« ± � ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ �¡¡¡¦ ���� r£ �p�� |z�£ ��� �|
�ukgjr]{�ppmp_ ©©Ä£ Ç  � ±z£ ��� ºp��rr��� «�s��z����pz�£
w�r oxz ��s È�z«�sn£ r��z�sº��q ºps {��s®z�pz� �®s r��z� «�s��z����pz�rs����pz� �z¥
��ºx��z� ¬sq£ ��r {ÈÅ o£ �£ �£  ��� ¨Ä« �  ¢�� ¬¦ {¯q{�£ ÄÄÄ¦ ���§¦ ��r qsxqº ��s «�s¥
z��zpz� n�sqr����q�����z u���zqp�r ��r ���sz����sr¢´���q�sr ��rr�z |�|¥{�s���q�¥
�pz� �����q ��q ¨���®s �p�� n��q�s��z Â£ È£ �pdr]¦ Äz�£  ���¦ ���§¦ �rq �ps�� ���
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qs�� ��zz �� ®�s���z ��z�z ��r���r����qrs���q�����z u�zr����� ����z¦ n�zz ���
���s��rr�z��z ��z� Æ�n�zz��q�����pz� rxn�� u�z�s���r¥ pz� {�q�����pz�rs���q�
��z��s�p�q n�s��z ¨�wd�hp_¦ È±  ���¦ ���� ��z�s��� ºps |��s�zºpz� ����z®��s
��s Æ�r���r����q �ºn£ ¿�qpzq�sz����sr����q {ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä« ±   �¢��¦
{¯q{�£ ÄÄ¦ ��¡ ��� �§£
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w�� ¿�°����z¦ z��� ��z�z ��� ±rvs£ ��r {ÈÅ ��� ª�sqr����qr®��s��rrpz� ��ps¥
q���q¦ r�z� q���r |����qpz��z �pr ��z «xs�prr�qºpz��z �®s ��z� o�s�z��sq� u�z¥
�®z�q�ºps���zpz� ¨|z�£ �¡ ��£� �l]�jm¦ Äz�£  ���¦ ��� r���q �zrxn��q ��z�z
�n��rv��q ºn�r���z ��s ±rvs£ ��r {ÈÅ pz� ��s |p���rrpz� oxz �\aap �z �jaip¦
���sqs��pz� oxz u�z�pz�qrtp����z �� ¯q�p�ss���q¦ � ��£§¦ q���r �pr ��s ±rvs£ ��r
{ÈÅ ºps �rqs���q�����z |z�s��zzpz� oxz «�sqs���z ºn�r���z z���z |z���½s�¥
��z ¨��|�l]�jm¦ Äz�£  ���¦ ���§¦ x�z� ��° ����q ����s��z�r ��� ª�sqr����qr®��s¥
��rrpz� �p� ��z ´�srxz�z�s��r ��s z���z |z���½s���z x��s ��s ��z Åx��s��z
o�s�z�q n�s� ¨{ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä« ± ���¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �¡¢��� o£
 �£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ��¡¦ ���� o£ ��£   £  ��� Ä« ± ��¢��¦
{¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���� q�z��zº���� �| �ph^gwdd{�wap~ | ���� ��s ª�sqr����qr®��s¥
��rrpz�ro�sqs�� �rq �p�� �z ��s z�p�s�z ±rvs£ �z�s��zzq¦ º{ {ÈÅ o£ ��£ �£ �¡¡�
Ä« ± �¡¢¡¡¦ È± �¡¡�¦ �� §£
�xhfg�y�|fg��~ht�ggeo{gd~hfh�{ �tg �~ffeo{gvmogfhevfxmo} ¼��� ��s ±rvs£
��r {ÈÅ �rq ��s ª�sqr����qr®��s��rrpz�ro�sqs�� �z ��n�rr�� ¯�zz� ��z� {�ss��s�
����z z���q �sn®zr��q� �rqs���q����� Âxzr�tp�zº�z£ w�� |zz���� ��z�r ª�sq¥
r����qr®��s��rrpz�ro�sqs��r �x��q �zr��rxz��s� �p�� pz� ��zz �z {�qs���q¦
n�zz n���z ��s ±rvs£ ºp «�sqs��ro�s���qz�rr�z ºn�r���z z���z |z���½s���z
���z� ���s�z pz� ��z��pq���z «�s��z��spz��z ��rq���z ¨{ÈÅ o£ �£  ¡£  ��� Ä«
±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��§� ºp �����q�z �rq ���s ���s ��s «xss�z� ��s Äzz�z¥
��r���r����q �ºn ¿�qpzq�sz����sr����q¦ n�zz ��s oxz �����z u����qq�z ��n�sq¥
r����q�q� Æspz� pz� {x��z q���r ��� ��z�z u����qq�z¦ q���r ��� �z��s�z pz�
���£ q���r �����z ���½sq ¨��ºp |z�£  �� ��£§£ ª�sqr����qr®��s��rrpz�ro�sqs�� n�s�
��sz�s �z��zx���z¦ n�zz ��z ´���qo�sqs�� �rqs���q���� z���q �����q�q n�s�¦ �q¥
n� n��� ��s o�s��z��sq� �´���qº�zrµ ºp ��s�z� �rq x��s n���z «�srxs�pz�r���¥
s��q�sr ��� ws�qqo�s������ z���q rq�z����q ¨{ÈÅ o£ �£ �£  ��� Ä« ± � ¢��¦
{¯q{�£ ÄÄ¦ ���¢��� pz� ���� o£  �£ �£  ��� Ä« ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ � �¢� �� o£
��£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ � �� ¼�r ÈÆ o£  �£ �£  ���¦ uÈÆ  ���¦ ���¦
s�s� ��| �ph^gwdd{�wap~ | ����§£
¬zq�s Å�zn��r �p� ��� ±rvs£ ��r {ÈÅ ºp u����qq�z¥|s���qro�s���qz�rr�z �ºn£ ºp |pr¥
����pz�ro�sqs���z ºn�r���z u�q�sz pz� Â�z��sz¦ nxz��� pz®����� z���s���s |s���qr¥
�x�z ��zz ��s �rqs���q�����z |z�s��zzpz� ��r |s���qr¥ �ºn |pr����pz�ro�s���qz�rr�r
z���q �zq����zrq��q¦ n�zz ��r ¿�°o�s���qz�r ºn�r���z Á��rqpz� pz� Æ���z���rqpz�
z���q �p� ��z�z ��z���z��z s���qr��r����q�����z {�z�pz�rn����z r�����°�z ��°q ¨{ÈÅ o£
��£ �£  ��� Ä« ±  ¡�¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �¡� o£ ��£ �£  ��¡ Ä« ±   �¢�� {¯q{�£ ÄÄ¦ ���§¦
n�s� ��z �zqrvs����z� ºp ��s�z� o�s��z��sq�s ´���qº�zr ��r ��s |zz���� ��z�r ´���q¥
o�sqs��r z���q r�������� �z��r���z ¨�wd�hp_¦ È±  ���¦ ���§£ w�z��� ���� �r ��z �o�s¥
pz��®��q�z ´���qo�sqs��µ z���q£ ur �®s�� �®s ��� |zz���� ��r ª�sqr����qr®��s��r¥
rpz�ro�sqs��r ��s ���s��rrpz� oxz oxsz��s��z zps ��z� |�q�zq���r���rqpz� x��s ���r�s
��z����� Á��rqpz� ����z®��srq���z£

�f~tteo{o�ys~} ¬u �rq �zqr������z�¦ x� ��� ��s Æ���z���rqpz� �� n�¥
r�zq�����z ��s «�srxs�pz�r����z�� �� «xs��s�spz� rq��q£ ­sxqº ��s ���sz���
�½������z |zz���� ��z�r ª�sqr����qr®��s��rrpz�ro�sqs��r �p��spz� o�spz¥
��®��q�z ´���qo�sqs��r ��zz ��z� ���s��rrpz� z���q ��z���� pzq�srq���q n�s��z£
ur �®rr�z ��z��pq��� |z���qrvpz�q� ���s�®s oxs�����z ¨{ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä« ±
  �¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ��¡� o£  �£ �£  ��� Ä« ± ���¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦  �¢�¡� o£
 �£ �£  ��� Ä« ± ���¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ �¡¢��§£ {�� ª�sqr����qr®��s��rrpz� pz¥
q�s z���z |z���½s���z ���q�z pu¦ oxz ��s |z����rr�z���q ��s Æ���z���rqpz�
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����r���z¦ ��� ºps «�sv���qpz� ��s��rq���q�z Æspz�r�qº� ¨|z�£ �� ��£§£ w��
ª�sqr����qr®��s��rrpz� �p° q�qr������� �ps�����®�sq r��z ¨{ÈÅ o£ ��£ �£  ���
Ä« ± �¡�¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ��¡§¦ nxºp z��� |p���rrpz� ��r {ÈÅ �p�� ��¥
�½sq¦ ��° ��s ���sz����s ��� È| ����z®��s ��r rx����s �p�qs�qq£ ¼���zq����
��º®����� ��s |�|¥{�s���q��pz� ��rq���z ���z� ¬zq�sr������ ºps {�qs���ro�s¥
v���qpz� ¨{ÈÅ o£ ��£  £  ��� Ä« ±  ¡�¢�¡¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���¢���§¦ n�r����
���r��º®����� ��z� �����zr��� us��pq�spz� ��s���q��sq��q �rq ¨z���zq���� ºps ��¥
r�sz�z «�sv���qpz� ��r Äzo�zq�sr |z�£ �� ��£§£

�� ��f�~gf�o�gdmh�egg~f¥eo{~o �~g �xhfg�y�|fg��~ht�ggeo{gd~hfh�{g

��~h�tx�v ¥e �~o �mh�egg~f¥eo{~o} Äz ��s ±rvs£ ��r {ÈÅ ¨oxs ����� {ÈÅ o£
�£ �£  ��� Ä« ± � ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���¢��� �£� ��rq�q��q º{ oxz {ÈÅ o£  �£ �£  ���
Ä« ±  ¡�¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���� o£  �£ �£  ��� Ä« ± �¡¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦
���§ n�s� ��s ª�sqr����qr®��s��rrpz�ro�sqs�� �rqs���q���� �z�s��zzq¦ n�zz
# z��� ��z o�sqs�������z «�s��z��spz��z ��º®����� ��r �p� {�qs���r dl{lex{qequ�v
��� ���s��rrpz�rz����s ��r �����z��� ¼pqºpz�r¥ pz� Èsp��qº���pz�rs���q
�®s ��z�z z���q zps oxs®��s����z��z ���qs�p� z��� �p°�z ��z �s��zz��s ��z¥
��s�p�q n�s�¦

# ��r hux{ledp x��s ����z����r ��r «�s�®�pz�rs���q �p q{�{l}{l dl} eke{l £lc{le�g
�zq���q���� x��s pz�zq���q���� ®��sqs���z n�s�¦

# ��� �����z��� hlef�v{u}dlxf�{ydxluf ®��s r��q����� ºps È®�spz� ��r {�qs���r �s¥
�xs��s�����z ¿�°z����z ®��s��rr�z n�s�£

�o~of{~tftx�y~ ��~ht�ggeo{ �~h §ef¥eo{g�~|e{oxg} |�q�zq���r¨��z�����§���¥
rqpz��z ��r ���sz����sr ����z��prr�z ��� |zz���� ��s ¬z�zq���q�������q ��r
ª�sqr����qr®��s��rrpz�ro�sqs��r z���q¦ n��� �zrxn��q ��s ¬zq�s���qr¥ �ºn£ «�s¥
rxs�pz�r����z�� �� «xs��s�spz� rq��q ¨{ÈÅ o£ �£ �£  ��� ��¹� o£  �£ �£  ���
Ä« ��¢�  ¯¦ {¯q{�£ ÄÄÄ¦ �¡�§£ |z��s�sr��qr �rq ��r «�srvs����z oxz |�q�zq���r¥
¨��z�����z§���rqpz��z z���q «xs�prr�qºpz� �®s ��� �rqs���q����� |z�s��zzpz�
��r ª�sqr����qr®��s��rrpz�ro�sqs��r ¨�| �l]�jm~ Äz�£  ���¦ ��¡§£ Ä� ®�s���z
�½zz�z «�srxs�pz�r���rqpz��z �p�� ��z�� �z��s�z ��r ��� ���s��rr�z��z ºp¥
��r��q n�s��z ¨{ÈÅ o£ ��£   £  ��� Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���§£
" ��{gq�ffdlx }{f �qq{ulux{l �de�dlxfg{�vefz w�s {ÈÅ o�s��z�q ��� u�zs�p�pz� ��r
�����z���z ¼pqºpz�rs���qr ��q Èsp��qº���pz�rs���q �� {�qs���¦ ���£ �p�� ��
­�����qs���£
{ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ���� o£ �£ �£  ��� Ä« ± � ¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ ����
o£  �£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ��¡¦ ���� Èsp��qº���pz�rs���q �¯o£ Ç ��� {Æ{� o£
��£ �£  ��� Ä« { ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ���� �wd�hp_¦ È±  ���¦ ���� �qn� ��z�n�sq¥
r����q�����s {�qs��� ���� ���sz����s¦ �xsrqn�sqr����q�����s {�qs��� ���� ���s��rr�z¥
��z� ºp� ­�����qs��� º{ �p�� ¹Èw ¯qpqq��sq o£ ��£ �£  ���¦ w¯q�¢{  ���¦ �¡�� ºps
���s��rrpz� ��z�r �xsrqn�sqr����q�����z {�qs���r¦ �p�� �ph^gwdd{�wap~ | ����£

" ��{gq�ffdlx }{g b{f{lequ�v{l m{egu{�fxgdl}q�x{lz w��r r�qºq ºpz���rq oxs�pr¦ ��°
���� n�r�zq�����z {�qs���r�spz�����z ®��s��rr�z nps��z ¨{ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Ä«
± ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ¦ � �¢��  pz� |z�£ �� ��£� ºp� ±®�������q oxz �p� È�����z
º{ {ÈÅ o£  £ �£  ��¡ Ä« ± �¢�� {¯q{�£ ÄÄ¦ ���§£ ¼pqºpz�r®��sqs��pz� �ps��
«�s���qpz� ��z®�q z���q¦ n��� r�� z���q ��r Èsp��qº���pz�rs���q o�s��qq��q
¨{ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Ä« { ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ���¦ ���§£ |pr ��s «xs�prr�qºpz�
��s ���s��rrpz� ��r Èsp��qº���pz�rs���qr n�s� n��q�s ���x���sq¦ ��° ��z ��zº
x��s v�sº����zn��r� o�sv���q�q�s �p� {�qs��� z���q ºps {�n�sqr����qpz� ®��s��r¥
r�z n�s��z ��zz ¨�ph^gwdd{�wap~ | ����§£ w�� {�s���q��pz� ºps �����z���z
¼pqºpz� r�����°q ��� |zz���� ��z�s ¿�qpzq�sz����sr����q �pr ¨o��£ º{ {ÈÅ o£
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�£  ¡£  ��� Ä« ±  ��¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ��� ��º®����� Äzz�z��r���r����q ���
u����qq�z º{£ {ÈÅ o£  �£ �£  ��� Ä« ± ���¢��¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦  �§£
" ¢dg��{ueux{ ��{gq�ffdlx f�vw}qu�vz w�s {ÈÅ o�sz��zq ��� ºp �psº�s ���s��rrpz�
���� ���sz����s ��r ¬zq�sz����ss�r��x ¨{ÈÅ o£ ��£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦
{¯q{�£ ÄÄ¦ ���¢���§£ Ä� ¯��s��qqp� n�s� ��� |zr���q o�sqs�q�z¦ ��° ��zz ���z�
Æ�n�zz�sº���pz�r��r���q oxs����� ¨�wd�hp_¦ È±  ���¦ ���§£ {����r ®��sº�p�q
z���q£ {�s��qr ��q |���p� ��z�r ª�£ �½zz�z ���� n�r�zq�����z {�rq�z�q���� �zr��¥
rxz��s� ��z�n�sqr����q�����z ¬zq�sz����ss�r��xr �p�qs�q�z¦ �qn� ��� ª�qq�¥
spz�r����z�pz��z ºn�r���z ¯��q pz� uszq�¦ ��r ´s��rs�r��x prn£ Æ�n�zz�sº��¥
�pz�r��r���q r�qºq zps �z ��z�s ´sx�zxr��zqr�����pz� ��� ¿½��������q ��s
usº���pz� ��z�r ­xq����n�zzr oxs�pr£ u�z� rx���� ¿½��������q ��zz¦ �qn� oxz
¬z�szrq�������q ��s ���s��rrpz� ����r���z¦ oxz oxsz��s��z ��rq���z£
w�r us�xs��sz�r ��s º��q�����z ¼������q�����q ��s ���s��rrpz� rx�� x���z��s ¿�°�s�p¥
���z ��s��rq��q oxs��p��z¦ ��° ��� u�z�®z�q�ºps���zpz� z���q �psº�s�rq�� �� z��� ��s
rq�p�s���� �®zrq��rq�z Âxzrq����q�xz ��rq�p�sq n�s��z ��zz ¨o��£ �z��pqpz�rn��r�
�wd�hp_¦ È±  ���¦ ��� ��� �§£ «xsrxs�� ����z ¿�°�s�p�� �rq �pr Æs®z��z ��s Æ�����¥
��°�����q ��s {�rq�p�spz� ��� ±���qro�s���qz�rr�z pzq�s z���z |z���½s���z �� ´��qº�¦
z���zq���� ºps ¬zq�s��p�spz� ��s uszrq�������q ¨�� �pr����z��z� �����z�z� �wd�}
hp_¦ È±  ���¦ ���§£ w�r ���°�¦ ��° ��� ��z�z��s Ès����z �z ��� ¼������q�����q ��s
���s��rrpz� z���q ���r����z rqs�z��z «xs�prr�qºpz��z ���z®v�q n�s��z �½zz�z¦ n��
��� z���z |z���½s���z£ �ps Ès���¦ nx ��z�p ¨��� |z���½s���z§ ��� Æs�zº� ºps r����¥
�����z oxs®��s����z��z ���s��rrpz� ����q¦ ��q ��s {ÈÅ ��r��s zx�� z���q �z��®�q��
¯q���pz� ��zx���z¦ ����z����r ��� ���s��rrpz� �®s � Ã��s� �®s �prs�����z� �s���q�q
¨{ÈÅ o£ ��£ �£  ��� ��¹§£ ¬u n®s�� ��� ±rvs£ nx�� ��r q¾v�r��s�z�� Æs�zº� ��z�z ���q¥
s�p� oxz � Ã��s�z �������z ¨��| �pjdml_]dp_{�wd�hp_~ Â�v£ ��¦ ±z£ �� �| �ukgjr]{
�ppmp_ ©©Ä£ Ç  � ±z£ � � �qn� �³ � Ã��s�� eh�gjuk{�phrp_¦ Ç  � ±z£ ��� �³ � Ã��s��
pu ���z� |���z������q ox� |�q�s ��r ���s��rr�z��z¦ �|�l]�jm¦ Äz�£  ���¦ ���§£

" ju{ qwlx{gygufeux{ �ugef�v�yef��{gq�ffdlx �p° �� ���qvpz�q ��s ���s��rrpz� ����¥
r���q��q r��z£ ur rq½sq ��zz z���q¦ n�zz r�� r��� �psº�s�rq�� º�sr�����q¦ º{ ��� ­x�
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 �£ �£  ��� Ä« ± ��¢��¦ {ÈÅ¢¼«  ��¡¦ ���§ �p�� ��z� z���q �z���½s��� ´�srxz
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Á�z�¥ pz� Èxsrqn�sqr����q |z�£  ¡¡³ ¡  ± ��

¯¯� «|{� ��� ¼xo����s �¡¡� ¥p��v
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�pz�rs���qr �z��� ¿�°����µ ��r Ç ��� � {Æ{¦ n�r pu ���°q¦ ��° ��r Äzo�zq�s
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¼��� Ç  �� |�r£   ¨��È ��r ¯quzq�Æ  ���¢�¡¡¡¢�¡¡�§ �rq ��� wps��r��z�qqr¥
r�qº��n�zz�s��qq�pz� n���s �z ��z�z |pr��z�rn�sq zx�� �z ��r us�xs��sz�r �z¥
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n��q�s��z ��rq���z��z �p� {�qs��� �p�s���q�s���q x��s �p����q ¨{ÈÅ o£
��£  £  ��� Ä« ±  ¡�¢�¡¦ {¯q{�£ ÄÄ  ���¦ ���� o£  �£ �£  ��� Ä« ± �¡¢��¦
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�����z ´���q ��srq���q¦ nx��q r��� ��� �zqrvs����z�� |zn�z�pz� oxz ´���qs����pz��z
��zz �z���q�q¦ n�zz z���q ��s Æ�r���qrvpz�q ��s uzq���q�������q �zq����zrq��q£

²h~x�~fh�{ eo� �f~e~h~hsz�x{eo{} w�s ���s��rr�z�� ��zz �spz�r�qº����
��z Ès����qs�� z��� Ç  � |�r£ � ���zrvsp���z£ w��r r�qºq ���s oxs�pr¦ ��° vxr�¥
q�o� u�z�®z�q� �pr ÁpÈ oxs��z��z r�z�£ w�����z rq��q ��� ��� ��q ��� «�
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sung ist in der Rspr. des BFH gebilligt (zB BFH v. v. 16. 11. 1978 IV R 160/74,
BStBl. II 1979, 138; v. 30. 1. 1986 IV R 130/84, BStBl. II, 399, dazu Kanzler,
StEL 1986, 133 mit eingehenden Hinweisen zum Schrifttum und zu Verwal-
tungsanweisungen). Hat der �berlassende von diesem Wahlrecht Gebrauch ge-
macht, kann er bei �berlassung seines Betriebs davon absehen, die aus der (ei-
sernen) �berlassung des Vorratsverm½gens entstandene R®ckgabeforderung
gegen den �bernehmer zu aktivieren (f®r den Verpachtungsfall R 131 Abs. 2
Satz 9 EStR). Dies gilt auch bez®glich einer Sachwertforderung hinsichtlich
®berlassenen Umlaufverm½gens (glA Felsmann/Pape, A 657: keine stl. Folgen
beim Wechsel der Gewinnermittlung von § 4 Abs. 1 zu § 4 Abs. 3). Allerdings
ist er dann f®r die Zeit der �berlassung an diese Aus®bung seines Wahlrechts
gebunden (f®r den Fall der Betriebsverpachtung BFH v. 6. 12. 1984 IV R 212/
82, BStBl. II 1985, 391; v. 30. 1. 1986 IV R 130/84, BStBl. II, 399; Kanzler,
StEL 1986, 133). Haben �berlassender und �bernehmer in einem neben dem
�berlassungsvertrag geschlossenen Vertrag vereinbart, daß der �bernehmer bei
�bernahme f®r das Feldinventar und die stehende Ernte eine „Entsch�digung“
zahlt, geh½rt diese Entsch�digung wie vergleichsweise bei der Verpachtung zu
den Eink®nften aus LuF des �berlassenden. Ist weiterhin vereinbart, daß der
�berlassende bei Beendigung der �berlassung die Vorr�te und Feldbest�nde ge-
gen „Entsch�digung“ vom �bernehmer zur®cknimmt, gelten uE ebenfalls wie
im Verpachtungsfall (dazu BFH v. 29. 7. 1976 IV R 172/72, BStBl. II, 781) die
Grunds�tze des schwebenden Vertrags, dh, der �berlassende kann hierf®r we-
der eine R®ckstellung noch einen passiven Rechnungsabgrenzungsposten bil-
den.

Einstweilen frei.

4. Einkommensteuerliche Rechtsfolgen des Wirtschafts�berlassungs-
vertrags beim �bernehmer

a) Eink�nfte des �bernehmers

Von Besonderheiten abgesehen, die aus der Unentgeltlichkeit der Wirtschafts-
®berlassung folgen, ist im allgemeinen estrechtlich der �bernehmer eines luf.
Betriebs einem Betriebsp�chter gleichgestellt (vgl. BFH v. 23. 1. 1992 IV R 104/
90, BStBl. II 1993, 327; distanziert Felsmann/Pape, A 696 a).
Eink�nftezurechnung beim �bernehmer: Der estrechtlich beachtliche Wirt-
schafts®berlassungsvertrag hat die Zurechnung der Eink®nfte aus der Bewirt-
schaftung des luf. Betriebs beim �bernehmer zur Folge (zB BFH v. 24. 7. 1975
IV R 99/72, BStBl. II, 772; v. 5. 2. 1976 IV R 31/74, BStBl. II, 335; v.
19. 2. 1976 IV R 179/72, BStBl. II, 415/417; v. 23. 6. 1977 IV R 43/73,
BStBl. II, 719), soweit sie nicht dem �berlassenden zuzurechnen sind (dazu
Anm. 101). Er ist luf. Unternehmer in estrechtlichen Sinn (BFH v. 24. 7. 1975,
aaO).
�bergang der Buchf�hrungspflicht: Ist dem �bernehmer der Betrieb iSv.
§ 141 Abs. 3 AO im ganzen zur Bewirtschaftung ®berlassen, geht die etwaige be-
stehende Buchf®hrungspflicht gem. § 141 Abs. 3 AO auf ihn ®ber, ohne daß es
noch einer diesbez®glichen Feststellung des FA gem. § 141 Abs. 2 Satz 1 AO be-
darf (BMF v. 15. 12. 1981, BStBl. I, 878 Tz. 2.3; Schmidt/Seeger XXI. § 13
Rn. 42; Kanzler, FR 1992, 244; Wltzig, INF 1982, 441). Anders liegt es, wenn
dem �bernehmer nur ein Teilbetrieb ®berlassen ist. Hier bleibt eine etwaige
Buchf®hrungspflicht im Teilbetrieb des �berlassenden bestehen. Die Buchf®h-
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rungspflicht f®r den Teilbetrieb des �bernehmers wird, wenn er nicht schon
nach § 140 AO buchf®hrungspflichtig ist, erst durch Mitteilung nach § 141
Abs. 2 Satz 1 AO ausgel½st (BFH v. 24. 2. 1994 IV R 4/93, BStBl. II, 677).
Keine unentgeltliche Betriebs�bertragung: Dem �bernehmer ist der Betrieb
allerdings nur zur Bewirtschaftung ®berlassen. Es handelt sich noch nicht um
eine unentgeltliche Betriebs®bertragung iSv. § 6 Abs. 3 (§ 7 Abs. 1 EStDV aF;
s. auchMlrkle/Hiller, 8. Aufl 2001, Rn. 322; aA Pape, INF 1991, 49/51).

b) Ermittlung der Eink�nfte des �bernehmers: Das abnutzbare
Anlageverm¨gen

Soweit der �bernehmer, wie der P�chter, bewegliches Anlageverm½gen des
�berlassenden durch Kauf erworben hat, kann er von den AK bzw. vom Teil-
wert AfA vornehmen (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1, Nr. 5). Zu Erleichterungen bei
der Viehbewertung s. § 6 Anm. 731 ff. Wie der P�chter kann der �bernehmer
keine AfA an nur ®berlassenen abnutzbaren WG des Anlageverm½gens (zB Ge-
b�ude) vornehmen (§ 5 Anm. 1465 mwN; zur Sachbehandlung bez®glich des ei-
sern ®berlassenen Inventars Anm. 94). Er ist weder zivilrechtlich noch wirt-
schaftlich der Eigent®mer dieser WG.

Vgl. bez®glich der Wirtschafts®berlassung mit eisern ®berlassenem Inventar BFH v.
23. 1. 1992 IV R 104/90, BStBl. II 1993, 327 mit Anwendungsregelung BMF v.
29. 4. 1993, BStBl. I, 337: erstmals f®r nach dem 31. 12. 1993 beginnenden Wj., soweit
AfA, erh½hte AfA, Sonder-AfA bisher vom �bernehmer beansprucht werden konn-
ten; f®r den P�chter BFH v. 7. 3. 1957 IV 511/55 U BStBl. III, 392; v. 2. 11. 1965 I 51/
61 S, BStBl. III 1966, 61/63; BFH v. 21. 12. 1965 IV 228/64 S, BStBl. III 1966, 147;
BFH v. 17. 2. 1998 VIII R 28/95, BStBl. II, 505 (509); BMF v. 21. 2. 2002, BStBl. I,
262 (I.A.1.) zur sog. eisernen Verpachtung.

Notwendige Verwendungen des P�chters auf die Pachtsache hat der Verp�ch-
ter nach § 590b BGB zu ersetzen; nach § 591 Abs. 1 BGB hat der Verp�chter
dem P�chter bei Beendigung des Pachtverh�ltnisses andere als notwendige Ver-
wendungen, denen er zugestimmt hat, zu ersetzen, soweit die Verwendungen
den Wert der Pachtsache ®ber die Pachtzeit hinaus erh½hen. UE gilt Entspre-
chendes bei Wirtschafts®berlassung. In solchen F�llen ist der Aufwendungser-
satzanspruch des P�chters in H½he des Aufwands zu bilanzieren und bei Verrin-
gerung w�hrend der Pachtzeit zulasten des Gewinns zu mindern. Beabsichtigt
der Nutzungsberechtigte allerdings von vornherein auf den Ersatzanspruch zu
verzichten, so liegt eine gem. § 12 Nr. 2 nicht abziehbare Zuwendung an den
Verp�chter oder �berlassenden vor (BFH v. 28. 7. 1994 IV R 89/93 BFH/NV
1995, 379: gesetzlich unterhaltsberechtigter Eigent®mer). Der Verzicht kann
auch schl®ssigem Verhalten entnommen werden, wozu ua. der Nichtausweis ei-
nes entsprechenden Bilanzpostens und der entsprechende Sachvortrag der Be-
teiligten einen entsprechenden Hinweis liefern kann (BFH v. 28. 7. 1994 IV R
89/93 aaO).
Kein abschreibbares Nutzungsrecht des �bernehmers: Der bilanzierende
�bernehmer kann grunds�tzlich nicht ein Nutzungsrecht an den ®berlassenen
WG des abnutzbaren Anlageverm½gens aktivieren und abschreiben. Die AfA-
Berechtigung liegt beim �berlassenden (Anm. 87, 93); mangels eigenen Auf-
wands kann der �bernehmer daher nicht nochmals ein AfA-Volumen erhalten.

Vgl. BFH v. 26. 10. 1987 GrS 2/86, BStBl. II 1988, 348/353; Wltzig, INF 1982, 443,
allerdings mit der Erw�gung, daß Nutzungsrechte nicht die Eigenschaft von WG h�t-
ten, wenn der ganze Betrieb und nicht eine einzelne Sache unentgeltlich zur Nutzung
®berlassen wird. Dies gilt selbst dann, wenn sich der Wertverzehr beim �berlassenden
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etwa wegen Betriebsaufgabe in der Verm½genssph�re vollziehen und damit estrechtlich
nicht auswirken w®rde (vgl. BFH v. 30. 1. 1995 GrS 4/92, BStBl. II, 281 [284]).

Etwas anderes gilt nur, wenn der �bernehmer etwa mit eigenem Aufwand auf
dem Grund und Boden des �berlassenden abnutzbare WG schafft, zB ein Wirt-
schaftsgeb�ude errichtet. In F�llen dieser Art ist zivilrechtlich nach dem Willen
des �bernehmers nur von einer vor®bergehenden Verbindung mit dem Grund
und Boden und mithin von einem Scheinbestandteil iSv. § 95 Abs. 1 BGB aus-
zugehen, mit der Folge, daß der �bernehmer Eigent®mer des Geb�udes und da-
mit AfA-befugt ist (BFH v. 14. 4. 1988 IV R 160/84, BFH/NV 1989, 95 unter
Berufung auf BGH v. 12. 7. 1984 IX ZR 124/83, NJW 1985, 789; Holch in
M®nchKomm./BGB, § 95 Rn. 6). Ist das Geb�ude dagegen wesentlicher Be-
standteil des Grund und Bodens iSv. § 93 BGB, kommt allenfalls wirtschaft-
liches Eigentum des �bernehmers in Betracht.

So BFH v. 14. 4. 1988 IV R 160/84 aaO, allerdings im konkreten Fall mit unbefriedi-
gender Begr®ndung; die Annahme wirtschaftlichen Eigentums setzt voraus, daß der
Herausgabeanspruch des zivilrechtlichen Eigent®mers wirtschaftlich wertlos ist bzw.
daß der Nutzende den Eigent®mer f®r die gew½hnliche Nutzungsdauer von der Ein-
wirkung auf das WG wirtschaftlich ausschließen kann, zB BFH v. 22. 8. 1984 I R 198/
80, BStBl. II 1985, 126; zur Abgrenzung Scheinbestandteil, wirtschaftliches Eigentum
und Maßgeblichkeit zivilrechtlichen Eigentums auch BFH v. 26. 7. 1983 VIII R 30/82,
BStBl. II, 755).

Die Problematik ist uE durch die Entscheidung des Großen Senats des BFH
vom 30. 1. 1995 (GrS 4/92, BStBl. II, 281: kein Drittaufwand) entsch�rft.
Hiernach ist ganz allgemein auch f®r den Fall des Alleineigentums des Ver-
pflichteten (�berlassenden) der unentgeltlich Nutzungsbefugte, und damit
entsprechend auch der �bernehmer im Rahmen des Wirtschafts®berlassungs-
vertrags, berechtigt, f®r seine AK bzw. HK AfA auf ein Nutzungsrecht vorzu-
nehmen, bei Geb�uden nach den Vorschriften ®ber die Geb�ude-AfA.

BMF v. 5. 11. 1996, BStBl. I, 1257, dort auch zur Frage, wenn das Nutzungsverh�ltnis
vor Ablauf der betriebsgew½hnlichen ND des Geb�udes endet, sowie zur �bergangsre-
gelung im Verh�ltnis zu BMF v. 10. 7. 1984, BStBl. I, 460; glA Felsmann/Pape, A 699b.

c) �berlassenes Inventar des Umlaufverm¨gens beim �bernehmer

Vorrzte als Sachwertdarlehen: �berlassene, auch eisern ®berlassene (s.
Anm. 103) Inventarst®cke des Umlaufverm½gens sind, wie bei der Verpachtung
unter dem Gesichtspunkt des Sachwertdarlehens dem �bernehmer als wirt-
schaftlichem Eigent®mer auch dann zuzurechnen, wenn sich der �berlassende
das Eigentum vorbehalten hat (vgl. BFH v. 16. 11. 1978 IV R 160/74, BStBl. II
1979, 138; v. 6. 12. 1984 IV R 212/82, BStBl. II 1985, 391; v. 30. 1. 1986 IV R
130/84, BStBl. II, 399; zum Pachtverh�ltnis BMF v. 21. 2. 2002, BStBl. I, 262
[I.A.2.]). Hat der �bernehmer hierf®r an den �bergeber eine „Entsch�digung“
geleistet, handelt es sich grunds�tzlich um BA des �bernehmers (f®r Pachtver-
h�ltnisse BFH v. 28. 1. 1965 IV 341/64 U, BStBl. III 1966, 407; v. 29. 7. 1976 IV
R 172/72, BStBl. II 1976, 781). Bilanziert der �bernehmer, muß er diese WG
aktivieren (vgl. bei Pachtung eines luf. Betriebs BFH v. 16. 11. 1978 IV R 160/
74, BStBl. II 1979, 138 [140]; eines gewerblichen Betriebs BFH v. 30. 11 1965
I 70/60 S, BStBl. III 1966, 51: Bewertung nach § 6 Abs. 4 bei Wirtschafts®ber-
lassung, Wltzig, INF 1982, 443). Mit demselben Betrag hat er seine R®ckgabe-
verpflichtung zu passivieren (s. f®r Pachtverh�ltnisse BFH v. 16. 11. 1978 IV R
160/74 aaO; v. 5. 5. 1976 I R 166/74, BStBl. II, 717 [720]; v. 13. 1. 1959 I 44/57
U, BStBl. III, 197). Ist der �bernehmer bei Beendigung der Wirtschafts®berlas-
sung zur Zur®ckerstattung von Feldbest�nden zu gleichem Realwert verpflich-
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tet, so hat er den Aktivposten durch die j�hrliche Aktivierung seiner eigenen
Feldbestellungskosten bis zum Ende der �berlassung fortzuf®hren und diesem
grunds�tzlich den Passivposten jeweils anzugleichen (f®r Betriebsverpachtung
BFH v. 16. 11. 1978 IV R 160/74, BStBl. II 1979, 138 [141 f.]; R 131 Abs. 2
Satz 8 EStR;Wltzig, INF 1982, 443).
Bilanzierungswahlrechte der Finanzverwaltung: Mit Billigung der Rspr. des
BFH r�umt die FinVerw. dem �bernehmer bez®glich des ®berlassenen Inven-
tars, das zum (beweglichen Anlage- oder) Umlaufverm½gen geh½rt, ein Wahl-
recht ein, diese WG mit dem Wert anzusetzen, der sich aus jeweiligen Bewer-
tungswahlrechten ergibt, also zB das Feldinventar, die stehende Ernte, das
stehende Holz, die einj�hrigen Kulturen und die f®r die betriebliche Verwen-
dung vorgesehenen selbstgewonnenen Fr®chte mit 0 DM (vgl. BMF v.
15. 12. 1981, BStBl. I, 878 Tz. 3. 1. 3; R 131 Abs. 2 EStR; s. auch die Folgehand-
habung f®r den P�chter in R 131 Abs. 2 Satz 7 EStR: „Der P�chter eines Be-
triebs mit j�hrlicher Fruchtfolge kann von der Vereinfachungsregelung, die Ko-
sten der j�hrlichen eigenen Feldbestellung nicht zu aktivieren, nur dann
Gebrauch machen, wenn er auch die vom Verp�chter ®bernommenen Feldbe-
st�nde nicht aktivieren muß und sich f®r diese M½glichkeit entscheidet“), Tiere,
die zur Ver�ußerung, zur Verarbeitung oder zum Verbrauch im Betrieb be-
stimmt sind, ggf. statt Einzelbewertung mit Gruppenbewertung zum gewogenen
Durchschnittswert (vgl. § 240 Abs. 4 HGB; i. e. R 125 EStR bzw. H 125 EStH
iVm. Anhang 9 IV = BMF v. 19. 11. 2001, BStBl. I, 864; zur fr®heren Weisungs-
lage BMF v. 22. 2. 1995, BStBl. I, 179 Tz. 29; Wltzig, INF 1982, 443). Eine Pas-
sivierung der R®ckgabeverpflichtung ist dann aber nur mit 0 DM bzw. mit
Durchschnittswerten m½glich. Der �bernehmer ist an seine Wahl gebunden.

F®r Pachtverh�ltnisse BFH v. 16. 11. 1978 IV R 160/74, BStBl. II 1979, 138/141;
S�chs. FinMin. v. 29. 9. 1997 StEK EStG § 13 Nr. 651, je zu Feldbest�nden; Felsmann/
Pape, A 658, h�lt den Standpunkt des BFH, wonach der �bernehmer an seine zu Be-
ginn der �bernahme ausge®bte Wahl f®r die gesamte Dauer der �bernahme gebunden
ist, f®r nicht ®berzeugend. Nur ein st�ndiger Wechsel sei unzul�ssig. Gehe der Land-
und Forstwirt zul�ssigerweise zu einer anderen Bewertung ®ber, indem er zB das Feld-
inventar und die stehende Ernte nicht mehr bewertet oder den zun�chst mit den Wie-
derbeschaffungskosten bewerteten Viehbestand mit Durchschnittswerten ansetzt, sei
dann auch eine entsprechende Verminderung der Sachwertschuld notwendig, womit
der Vorgang erfolgsneutral sei.

Die f®r bilanzierende Landwirte zugelassene Viehgruppenbewertung kann sinn-
gem�ß auch bei der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 in Anspruch genommen
werden (R 125a Nr. 3 EStR: keine Aufzeichnungspflicht in ein Verzeichnis). Im
Schrifttum wird die Auffassung vertreten, daß eine korrespondierende Bilanzie-
rung beim �berlassenden/Verp�chter und beim �bernehmer/P�chter nicht
zwingend sei, da jeder bestehende Bewertungswahlrechte selbst�ndig aus®ben
k½nne (Wltzig, INF 1982, 437; Felsmann/Pape, A 659; dieser Aussage scheint
– von der Rechtm�ßigkeit entsprechender Wahlrechte abgesehen – auch die
Rspr. des BFH zuzuneigen, vgl. entsprechend BFH v. 17. 2. 1998 VIII R 28/95,
BStBl. II, 505; zur Betriebsaufspaltung etwa auch BFH v. 8. 3. 1989 X R 9/86,
BStBl. II, 714).

Einstweilen frei.
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d) Versorgungsleistungen an den �berlassenden bei Wirtschafts-
�berlassungsvertrag (Altenteilsleistungen)

Der Wirtschafts®berlassungsvertrag ist vor allem durch �bernahme von Versor-
gungsleistungen gekennzeichnet (s. Anm. 98 ff.; zu den Altenteilsleistungen auch
die Erl. im Rahmen der vorweggenommenen Erbfolge s. Anm. 133 ff.).
Abzug als Sonderausgaben: Versorgungsleistungen sind grunds�tzlich als
Sonderausgaben und nicht als BA abziehbar (§ 10 Abs. 1 Nr. 1 a; zur Bewertung
von Altenteilsleistungen zB OFD M®nchen v. 17. 6. 1996, StEK EStG § 13
Nr. 634).

So schon BFH v. 16. 9. 1965 IV 67/61 S, BStBl. III, 706. Allerdings hat es der BFH in
seinem Urt. v. 24. 9. 1998 IV R 1/98, BStBl. II 1999, 55/57 ausdr®cklich offengelassen,
ob die Leistungen nicht als BA einzuordnen sind; hierzu kritisch Schmidt/Seeger XXI.
§ 13 Rn. 42; zur Abgrenzung von BA s. auch BFH v. 28. 2. 2002 IV R 20/00, FR 2002,
841 mit Anm. v. Sch�nberg, HFR 2002, 588.

Art und Umfang der Leistungen: Nach der Rspr. des BFH kann der �ber-
nehmer bei einem Wirtschafts®berlassungsvertrag alle vertragsgem�ß ®bernom-
menen Leistungen als Sonderausgaben (dauernde Lasten) abziehen, sofern es
sich nicht um Unterhaltsleistungen handelt (BFH v. 28. 2. 2002 IV R 20/00, FR
2002, 8841; v. 18. 2. 1993 IV R 106/92, BStBl. II, 546 mwN). Die entsprechen-
de Verpflichtung muß im �bergabevertrag eindeutig und klar fixiert sein (BFH
v. 25. 8. 1999 X R 38/95, BStBl. II 2000, 21). Liegen diese Voraussetzungen
nicht vor, kommt ggf. ein Abzug der Aufwendungen als BA (HK) in Betracht
(zu Umbaumaßnahmen an der Wohnung des Hofeigent®mers BFH v. 28. 2.
2002 aaO mit Anm. v. Sch�nberg, HFR 2002, 588). Zu den als Sonderausgaben
abziehbaren Aufwendungen geh½ren auch Zahlungen aufgrund ®bernommener
Verpflichtungen (Verbindlichkeiten, Darlehenszinsen, Versicherungspr�mien,
½ffentliche Abgaben), auch wenn sie beim �berlassenden BA gewesen sind
(BFH v. 18. 2. 1993 IV R 106/92, BStBl. II 1993, 546; v. 18. 2. 1993 IV R 50/
92, BStBl. II, 548; dazu kritisch Felsmann/Pape, A 699: wirklichkeitsfremdes Er-
gebnis). Diese Aufwendungen sind zwar nicht als Altenteilsleistungen im enge-
ren Sinne aufzufassen, stellen sich aber auch nicht als Entgelt f®r die Wirt-
schafts®berlassung dar. Sie sind auch nicht durch den luf. Betrieb des
�bernehmers veranlaßt, sondern vergleichbar Versorgungsleistungen gegen Ver-
m½gens®bertragung.

Auch Schuldentilgungsleistungen sollen außer Ansatz bleiben, weil diese im Hinblick
auf die vorgesehene Hoferbfolge letztlich den Nutzungsberechtigten wirtschaftlich
nicht belasten (so Felsmann/Pape, A 697b). Dies setzt nat®rlich voraus, daß die Wirt-
schafts®berlassung tats�chlich zur Vorbereitung der Hoferbfolge eingesetzt ist. Ein
Schuldbeitritt f®hrt beim bilanzierenden �bernehmer nicht zum Ansatz einer Verbind-
lichkeit (BFH v. 18. 2. 1993 IV R 106/92, BStBl. II 1993, 546, dort auch zu den wider-
spr®chlichen Stimmen im Schrifttum). Alle an sich ber®cksichtigungsf�higen Leistun-
gen stellen nach dem Beschl. des Großen Senats des BFH v. 15. 7. 1991 insgesamt
grunds�tzlich dauernde Lasten dar (GrS 1/90, BStBl. II 1992, 78; BFH v. 18. 2. 1993
IV R 106/92 aaO stellte darauf ab, daß die Sach- und Geldleistungen erkennbar unter
dem Vorbehalt der Leistungsf�higkeit des Nutzungsberechtigten zu erbringen waren
und eine Anpassung an die Bed®rfnisse des Hofeigent®mers erlaubten).

Zwar hat sich der Große Senat des BFH f®r die Frage des Unterhaltscharakters
der Leistungen und damit deren Nichtabziehbarkeit nach § 12 Nr. 2 der bisheri-
gen Rspr. des BFH angeschlossen und einen wesentlichen Anhaltspunkt f®r den
Unterhaltscharakter darin gesehen, daß der Wert des ®bernommenen Betriebs-
verm½gens bei ®berschl�giger und großz®giger Berechnung weniger als die
H�lfte des Wertes der Rentenverpflichtung betr�gt, was aber f®r Hof�bergabever-
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trwge praktisch nicht bedeutsam sei (BFH v. 15. 7. 1991 GrS 1/90, BStBl. II
1992, 78 zu C. II. 4. c der Entscheidungsgr®nde). In Abgrenzung hierzu halten
die Entscheidungen des BFH v. 18. 2. 1993 IV R 106/92 (BStBl. II, 546), v.
18. 2. 1993 IV R 50/92 (BStBl. II, 548), v. 18. 2. 1993 IV R 51/92 (BFH/NV
1994, 14) den genannten Maßstab bei Wirtschafts�berlassung im Verh�ltnis zu § 12
Nr. 2 f®r entscheidungserheblich, weil die Wirtschafts®berlassung lediglich eine
Vorstufe zur Hof®bergabe darstelle (glA Bauer, INF 1994, 136; Schmidt/Seeger
XXI. § 13 Rn. 42).
UE ist die Differenzierung nicht einsichtig. Die Auffassung des BFH zur Wirt-
schafts®berlassung sollte sich allgemein und mithin auch f®r den Fall der vor-
weggenommenen Erbfolge durchsetzen. Nach den genannten Entscheidungen
des BFH ist f®r die Berechnung nicht der Pachtwert, sondern der Wert des Be-
triebsverm½gens zugrunde zu legen, wenn der �bernehmer die Leistungen an
den �berlassenden im Hinblick auf eine m½gliche endg®ltige �bertragung des
BV ®bernommen hat.

Einstweilen frei.

III. Nießbrauch bei Eink�nften aus Land- und Forstwirtschaft

Schrifttum:Woltmann, Nießbrauchs®bernutzung an Waldgrundst®cken – rechtliche, ins-
besondere einkommensteuerrechtliche Beurteilung INF L 1964, 1; Haupt, Zur steuerli-
chen Behandlung des Nießbrauchs an einem landwirtschaftlichen Betrieb, INF L 1966,
67; Krah, Nießbrauchsrecht und unentgeltliche �bertragung eines Betriebs, Teilbetriebs
oder Mitunternehmeranteils, INF 1973, 1041; Oswald, Zum Nießbrauch an Waldgrund-
st®cken, Der Forst- und Holzwirt, 1973, 356; Uelner, Fragen beim �bergang von Nut-
zungen in landwirtschaftlichen Betrieben, INF 1980, 1; Schleifer, Nutzungs®berlassun-
gen zwischen Familienangeh½rigen im Bereich der Landwirtschaft, INF 1980, 372;
Walter, Unternehmensnießbrauch, BB 1983, 1151; Schmidt, Nießbrauch zwischen Eltern
und Kindern, INF 1983, 583; Stephan, Die ertragsteuerliche Behandlung des Nießbrauchs
in der LuF, INF 1983, 588; Biergans, Der Nießbrauch an Einzelunternehmen und Mitun-
ternehmeranteilen in der Einkommensteuer, DStR 1985, 327; Felsmann, Einkunftsverla-
gerungen in der LuF an nahestehende Personen, INF 1986, 44; Feldhaus, Nießbrauchsbe-
stellung bei Hof®bergabe oder zur vorbereitenden Hofnachfolge, INF 1986, 457;
Westenberger, Nießbrauch an land- und forstwirtschaftlichem Betriebsverm½gen, INF
1987, 22; Binz/Sorg, Nießbrauchsvorbehalt als Instrument vorweggenommener Erbfolge
im Unternehmensbereich, BB 1989, 1521; Paus, Der Unternehmensnießbrauch, BB 1990,
1675; Pape, Folgen der Nutzungs®berlassung in der LuF bei Vereinbarungen zwischen
Angeh½rigen, INF 1991, 49; Sch�n, Der Nießbrauch an Sachen, K½ln 1992; A. S�ffing/
M. S�ffing, Schuldzinsenabzug bei Grundst®cks®bertragungen unter Nießbrauchsvorbe-
halt in vorweggenommener Erbfolge, DStR 1994, 1553; Ehlig, Steuerliche Zurechnung
von Grundst®cken im Privatverm½gen nach Schenkung im Wege vorweggenommener
Erbfolge unter Vorbehaltsklauseln, DStR 1996, 1629; Schulze zur Wiesche, Die ertrags-
teuerliche Behandlung von Nießbrauch und Treuhand am Mitunternehmeranteil, FR
1999, 281.
Verwaltungsanweisungen: BMF v. 15. 11. 1984, BStBl. I, 561; v. 21. 3. 1985, BStBl. I,
121; v. 13. 1. 1993, BStBl. I, 80; v. 22. 4. 1994, BStBl. I, 258.
Vgl. auch die Erl. zu § 2 Anm. 201 ff., zu Eink®nften aus LuF § 2 Anm. 232 ff.

1. Bedeutung und zivilrechtliche Grundlagen des Nießbrauchs in der
Land- und Forstwirtschaft

Bedeutung als Vorstufe zur Hof�bergabe: Auch der Nießbrauch an einem
LuF-Betrieb kann sich als Vorstufe der Hof®bergabe empfehlen (zur entspre-
chenden Bedeutung der Betriebsverpachtung s. Anm. 75 und der Wirtschaft-
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®berlassung s. Anm. 98; zur Beurteilung aus steuergestaltender Sicht K�hne/
Wesche, 433 f.). Denkbar ist auch die �bertragung von Gesellschaftsanteilen im
Rahmen der vorweggenommenen Erbfolge unter dem Vorbehalt des Nieß-
brauchs. Ist ein sog. Unternehmensnießbrauch (im Gegensatz zum Ertragsnieß-
brauch) an einem Gesellschaftsanteil bestellt worden, ist nach der Rspr. des
BFH grunds�tzlich davon auszugehen, daß Nießbraucher und Nießbrauchsbe-
steller als Mitunternehmer anzusehen sind (BFH v. 1. 3. 1994 VIII R 35/92,
BStBl. II 1995, 241, dazu Schulze zur Wiesche, FR 1999, 281, dort auch zur
Treuhand am Mitunternehmeranteil).
Zivilrechtliche Grundlagen: Wiewohl bewußt im BGB nicht geregelt, ist der
Nießbrauch an einem Unternehmen zivilrechtlich m½glich und zT gesetzlich
vorausgesetzt.

Vgl. etwa § 1055 Abs. 2 BGB, § 22 Abs. 2 HGB; BGH v. 18. 11. 1974 VIII ZR 236/73,
DB 1975, 146; Staudinger, BGB, Anh. zu §§ 1068, 1069 Rn. 24 ff., dort auch zur
Rechtsnatur; Petzold in M®nchKomm./BGB, 3. Aufl. 1997, § 1085 Rn. 7 ff.; BFH v.
4. 11. 1980 VIII R 55/77, BStBl. II 1981, 396.

Grunds�tzlich kommt ein Unternehmensnießbrauch dadurch zustande, daß zB
auch aufgrund eines Verm�chtnisses (BFH v. 4. 11. 1980 VIII R 55/77,
BStBl. II 1981, 396) dem Berechtigten der Nießbrauch an den einzelnen Gegen-
st�nden des Unternehmens (WG des BV) – entweder nach §§ 1030 ff. BGB oder
nach § 1085 BGB, wenn das Unternehmen das gesamte Verm½gen des Bestel-
lers ausmacht – einger�umt wird.

BFH v. 28. 11. 1974 I R 232/72, BStBl. II 1975, 498/500; v. 4. 11. 1980 VIII R 55/77,
BStBl. II 1981, 396; Biergans, DStR 1985, 328; ggf. entsteht dann dar®ber hinaus ein
einheitliches dinglich wirkendes Recht an dem Unternehmen als Ganzem, vgl. Staudin-
ger, BGB, Anh. zu §§ 1068, 1069 Rn. 29 f. mwN zur Gegenmeinung; zum Streitstand
bez®glich der Bestellung eines Nießbrauchs an dem Gesellschaftsanteil einer PersGes.
BFH v. 9. 4. 1991 IX R 78/88, BStBl. II, 809 (811 f.).

E Fruchtziehungsrecht in der Land- und Forstwirtschaft: Die genannten Grunds�tze
gelten auch f®r luf. Betriebe. Ist der Nießbrauch wie dargelegt bestellt, kommt
dem Nießbrauchnehmer bez®glich der Gegenst�nde ein Nutzungsrecht im Rah-
men einer ordnungsgem�ßen Bewirtschaftung zu, insbes. das Fruchtziehungs-
recht (§§ 99, 100 BGB, 954 ff. BGB). Der Begriff der Nutzungen iSv. § 100
BGB umfaßt den Gewinn eines Unternehmens (BFH v. 28. 1. 1992 VIII R 207/
85, BStBl. II, 605 iVm. BGH v. 3. 11. 1955 II ZR 261/54, DB 1956, 63 und
Holch in M®nchKomm./BGB, § 99 Rn. 9).
E Rechte und Pflichten des Nießbrauchers: Zu den zivilrechtlichen Folgen bei ®ber-
m�ßiger Nutzung trifft § 1039 Abs. 1 BGB Bestimmungen (dazu k½nnen etwa
außerordentliche Holznutzungen geh½ren, glA Felsmann, A 232). Der Nieß-
braucher erwirbt kein Eigentum an den Gegenst�nden, die estrechtlich zum An-
lageverm½gen geh½ren. Scheidet ein Gegenstand unter Surrogation (§§ 1075,
1079 BGB) aus, stehen dem Nießbraucher ebenso wiederum nur die Nutzungen
aus dem Surrogat zu (BFH v. 28. 1. 1992 VIII R 207/85, BStBl. II, 605/607).
Mit dem Nießbrauch belastete Sachen darf der Nießbraucher nicht ver�ußern,
umgestalten oder wesentlich ver�ndern (§ 1037 BGB). Fr®chte einer ®berm�ßi-
gen Fruchtziehung gelangen in das Eigentum des Nießbrauchers, er ist aber
dem Eigent®mer bei der Beendigung des Nießbrauchs zum Ersatz verpflichtet
(§ 1039 BGB; zur M½glichkeit des Ausschlusses einzelner Nutzungen, § 1030
Abs. 2 BGB, dazu zB Richter, StBp. 1974, 107 [108]). Der Nießbraucher ist im
Rahmen der gew½hnlichen Unterhaltung zu Ausbesserungen und Erneuerungen
verpflichtet (§ 1041 BGB). Bei Grundst®cken mit Inventar gehen ggf. von ihm
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angeschaffte Ersatzst®cke in das Eigentum des Nießbrauchbestellers ®ber
(§ 1048 Abs. 1 BGB).
Dem Nießbraucher kann gem. § 582 a BGB auch das Inventar zum Sch�tzwert
eisern ®berlassen sein (glA Felsmann/Giere, A 231; zur estrechtlichen Behand-
lung s. Anm. 92 f.). Nach § 1055 Abs. 2 BGB gelten beim Nießbrauch an einem
landwirtschaftlichen Grundst®ck die §§ 596 Abs. 1, 596 a BGB, beim Nieß-
brauch an einem Landgut die §§ 596 Abs. 1, 596 a, 596b BGB entsprechend.
Der Nießbrauchnehmer wird zivilrechtlicher Eigent®mer der verbrauchbaren
Sachen (§§ 1067, 92 BGB; dazu auch Staudinger, BGB, Rn. 34). Dabei handelt
es sich um die WG des Umlaufverm½gens, betrifft also etwa das Feldinventar,
die stehende Ernte, Vorr�te, Mastvieh, Betriebsmittel, Forderungen usw. Bei Be-
endigung des Nießbrauchs hat der Nießbraucher dem Nießbrauchsbesteller den
Wert zu ersetzen, den diese Gegenst�nde im Zeitpunkt der Nießbrauchsbestel-
lung hatten (§ 1067 BGB). Der Nießbrauch ist nicht ver�ußerlich und vererblich
(§§ 1059 Satz 1, 1061 BGB), kann aber zur Aus®bung ®berlassen werden
(§ 1059 Satz 2 BGB, dazu Anm. 115).
E Bestellung eines Bruttonießbrauchs: Der Nießbrauch kann gem. §§ 1041, 1047 als
Bruttonießbrauch bestellt werden, dh. der Nießbrauchgeber tr�gt abredegem�ß
die mit dem nießbrauchsbelasteten Gegenstand zusammenh�ngenden Kosten
und Lasten (vgl. zB zu einem in dieser Weise unentgeltlich bestellten Nieß-
brauch an einem Gegenstand des PV zugunsten einer unterhaltsberechtigten
Person BFH v. 13. 5. 1980 VIII R 128/78, BStBl. II 1981, 299).

2. Einkommensteuerrechtliche Beurteilung des Nießbrauchs

Die estrechtliche Beurteilung des Nießbrauchs h�ngt davon ab, ob der Nieß-
brauch entgeltlich oder unentgeltlich einger�umt wird (s. Anm. 117), ob er als
Zuwendungsnießbrauch entsteht (s. Anm. 117), etwa wenn der Hofinhaber sei-
nem m½glichen Hofnachfolger als Vorstufe des �bergangs einen Nießbrauch
am Hof bestellt, oder als Vorbehaltsnießbrauch, zB wenn der Hof im Wege der
vorweggenommenen Erbfolge ®bertragen wird (Anm. 128 ff.) und sich der
�bertragende den Nießbrauch hieran vorbeh�lt. Ein Verm�chtnisnießbrauch ist
namentlich auch bez®glich der AfA-Berechtigung dem Zuwendungsnießbrauch
gleichzustellen. In F�llen dieser Art vererbt der Erblasser etwa einen luf. Betrieb
und beschwert den oder die Erben, zB die Kinder, seinem ®berlebenden Ehe-
gatten den Nießbrauch an dem Betrieb zu bestellen.

Vgl. BFH v. 28. 9. 1993 IX R 156/88, BStBl. II 1994, 319, dazu BMF v. 22. 4. 1994,
BStBl. I, 258; BFH v. 20. 12. 1994 IX R 25/92, BFH/NV 1995, 595; v. 2. 3. 1995 IX R
69/93, BFH/NV 1996, 22: AfA nur, wenn Verm�chtnisnehmer HK selbst aufgewandt
hat; v. 28. 9. 1995 IV R 7/94 BStBl. II 1996, 440: luf. Betrieb; vgl. zum gesetzlich ange-
ordneten Fall des § 14 H½feO BFH BStBl. II 1996, 440 und Anm. 143.

Zwischen dinglichen und obligatorischen Nutzungsrechten besteht estrechtlich
grunds�tzlich kein Unterschied (vgl. etwa BFH v. 30. 7. 1985 VIII R 71/81,
BStBl. II 1986, 327; Biergans, DStR 1985, 327 f.; f®r eine Gleichsetzung des
„verungl®ckten“ dinglichen Nießbrauchs mit der Sachbehandlung bez®glich
Pacht bzw Nutzungs®berlassung Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 330).
underung der Eink�nftezurechnung: Die Nießbrauchsbestellung f®hrt nur
dann ganz oder teilweise zu einer �nderung der Zurechnung der luf. Eink®nfte,
wenn das Nutzungsrecht an WG des BV bestellt wird (dazu auch Walter, BB
1983, 1151), die einen luf. Betrieb darstellen und der Nießbraucher damit den
Tatbestand der Einkunftserzielung verwirklicht. Wird der Nießbrauch nur ganz
oder zum Teil an den Ertr�gnissen des luf. Betriebs bestellt (sog. Ertragsnieß-
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brauch), �ndert dies an der Zurechnung der luf. Eink®nfte nichts (§ 2
Anm. 245).

BFH v. 28. 11. 1974 I R 232/72, BStBl. II 1975, 498; v. 9. 4. 1991 IX R 78/88 BStBl. II,
809 (812) mwN; vgl. auch BFH v. 24. 11. 1967 VI R 274/66, BStBl. II 1968, 260; glA
Schmidt/Seeger XXI. Rn. 46; Felsmann/Giere, A 230; Entsprechendes gilt f®r den sog.
Quotennießbrauch, bei dem nach Maßgabe des § 1030 Abs. 2 BGB nur ein Teil des Er-
trags nießbrauchsbelastet ist, vgl. dazu BFH v. 13. 5. 1976 IV R 83/75, BStBl. II, 592.

Verpachten der Nießbrauchsberechtigte und der Eigent®mer den luf. Betrieb ge-
meinschaftlich an einen Dritten und vereinbaren sie, die Ertr�ge aus der Ver-
pachtung zu teilen, k½nnen diese Pachtertr�ge gemeinschaftliche Eink®nfte sein
(zu den Rechtsfolgen BFH v. 14. 11. 1979 I R 123/76, BStBl. II 1980, 432).
Nießbrauch zur Aus�bung: Der Nießbrauch kann zur Aus®bung ®bertragen
worden sein (§ 1059 Satz 2 BGB). Dies kann dazu f®hren, daß der zur Aus-
®bung des Nießbrauchs Berechtigte keine eigenen Eink®nfte erzielt, sondern
daß die Eink®nfte dem Nießbraucher als eigene (origin�re) zuzurechnen sind
und in der Weitergabe an den zur Aus®bung des Nießbrauchs Berechtigten eine
estrechtlich unbeachtliche Einkommensverwendung zu sehen ist (BFH v.
1. 2. 1972 VIII R 118/71, BStBl. II, 347; glA Felsmann/Giere, A 237). Je nach
Art und Inhalt kann der Berechtigte aber auch eigene Eink®nfte erzielen (BFH
v. 14. 11. 1979 I R 123/76, BStBl. II 1980, 432). Indiziell hierf®r ist, ob der Be-
rechtigte eine Rechtsstellung innehat, die es ihm gestattet, die Tatbestandmerk-
male zu verwirklichen, die nach dem EStRecht eine bestimmte Einkunftsart,
hier § 13, charakterisieren und ob er seine Rechtsstellung auch tats�chlich zur
Erzielung von Eink®nften ausnutzt (BFH v. 13. 5. 1980 VIII R 63/79, BStBl. II
1981, 295; v. 14. 11. 1979 I R 123/76 aaO sieht darin mehr als ein Indiz und gibt
dem ausschlaggebende Bedeutung; damit w®rden aber F�lle nicht erfaßt, in de-
nen sich der Berechtigte in dieser Rechtsstellung nur w�hnt, dazu Anm. 22 ff.).
Abholzungs- oder Ernterechte ohne Einfluß auf Zurechnung der Ein-
k�nfte: Wird vom Hofinhaber oder anl�ßlich der Hof®bergabe, der Erbausein-
andersetzung oder in Erf®llung eines Verm�chtnisses vom Hof®bernehmer bzw.
(Mit-)Erben etwa Geschwistern als weichenden Erben (nur) ein Abholzungs-
oder Ernterecht an luf. Fl�chen und kein Bewirtschaftungsrecht einger�umt,
f®hrt dies unabh�ngig davon, ob sich dieses Recht als dingliches oder schuld-
rechtliches Nutzungsrecht darstellt, nicht zur Beeinflussung der Eink®nfte-
zurechnung. Bei dem das Nutzungsrecht bestellenden Hof®bernehmer liegt viel-
mehr im Zeitpunkt der Aus®bung des Schlagrechts bzw. Ernterechts eine
Entnahme zur Tilgung einer privaten Verbindlichkeit (Teilwert: § 6 Abs. 1 Nr. 4)
vor, die zu entsprechenden BE f®hrt.

BFH v. 28. 8. 1952 IV 202/52 U, BStBl. III, 268; v. 20. 3. 1958 IV 275/57 U, BStBl. III,
226: Schenkung; v. 12. 8. 1965 IV 175/62 U, BStBl. III, 588; das bez®glich eines ver-
m�chtnisweise einger�umten Rechts abweichende BFH-Urt. v. 5. 8. 1971 IV 243/65,
BStBl. II 1972, 114 ist durch die Entscheidung des Großen Senats des BFH v.
5. 7. 1990 GrS 2/89, BStBl. II, 837 ®berholt, glA Felsmann/Giere, A 288a, 290. Eine
andere Beurteilung ist allerdings erforderlich, wenn sich der Hof®bergeber bei �berga-
be ein solches Nutzungsrecht vorbehalten hat, weil in diesem Fall der Hof®bernehmer
den Hof schon ohne diese Nutzungsm½glichkeit erhalten hat (Mitterpleininger in
L/B/P, § 13 Rn. 138 a: Gewinnermittlung nach dem Kj, keine Steuerbeg®nstigung nach
§ 34b). In F�llen dieser Art bezieht der Hof®bergeber bei Aus®bung seines Rechts uE
nachtr�gliche Eink®nfte aus LuF (Felsmann/Giere, A 289a, geht offenbar davon aus,
daß das stehende Holz usw. BV des Hof®bergebers geblieben ist).

Nießbrauch am Gesellschaftsanteil: Eine �nderung der Eink®nftezurech-
nung wird auch nicht bei einem Nießbrauch am „Gewinnstammrecht“ eines Ge-
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sellschafters einer PersGes. erreicht (BFH v. 9. 4. 1991 IX R 78/88, BStBl. II
1991, 809/812; glA Felsmann/Giere, A 265). Da der Nießbraucher nicht zivil-
rechtlicher und regelm�ßig auch nicht wirtschaftlicher Eigent®mer der nieß-
brauchsbelasteten Gegenst�nde des Anlageverm½gens ist, ist er nicht an den stil-
len Reserven dieser WG beteiligt (vgl. entsprechend f®r einen Nießbrauch am
Anteil einer PersGes. BFH v. 28. 1. 1992 VIII R 207/85, BStBl. II 1992, 605/
607 mwN, wonach allein das Recht zur Aus®bung von Stimmrecht noch nicht
zu wirtschaftlichem Eigentum f®hrt). Der Nießbrauch an dem Anteil an einer
PersGes. f®hrt nur dann zur Mitunternehmerstellung des Nießbrauchers, wenn
der Nießbraucher nach den allgemeinen Kriterien Mitunternehmerrisiko tr�gt
und Mitunternehmerinitiative entfalten kann (vgl. BFH v. 11. 4. 1961 I 129/60
U, BStBl. III, 352; v. 11. 4. 1973 IV R 67/69, BStBl. II, 528). In F�llen dieser Art
bleibt aber auch der Gesellschafter, dessen Anteil mit einem derartigen Nieß-
brauch belastet ist, Mitunternehmer (glA Felsmann/Giere, A 267). Es k½nnen
ihm etwa Gewinne aus der Aufdeckung von stillen Reserven aus WG des Anla-
geverm½gens zuzurechnen sein.
Nießbrauchsbestellung unter Angeh¨rigen: Wird der Unternehmensnieß-
brauch zwischen nahen Angeh½rigen vereinbart, ist die Rspr. des BFH zur
estrechtlichen Wirksamkeit von Vertragsverh�ltnissen zwischen nahen Angeh½-
rigen zu beachten.

ZB BFH v. 13. 5. 1980 VIII R 63/79, BStBl. II 1981, 295: keine Notwendigkeit der Be-
stellung eines Erg�nzungspflegers f®r die Dauer des an minderj�hrige Kinder bestellten
Nießbrauchs; v. 13. 5. 1980 VIII R 75/79, BStBl. II 1981, 297: Notwendigkeit eines
Pflegers bei Nießbrauchbestellung an mj. Kinder; vgl. entsprechend BFH v. 5. 7. 1984
IV R 57/82, BStBl. II 1986, 322; v. 30. 7. 1985 VIII R 71/81, BStBl. II 1986, 327; so-
wie Anm. 79 zur Verpachtung.

Fehlt es an einer der Anforderungen, kann die Annahme eines schuldrechtlichen
Nutzungsrechts in Betracht kommen, das ebenfalls als Grund f®r die ver�nderte
Zurechnung von Eink®nften ausreichen kann (BFH v. 14. 11. 1979 I R 123/76,
BStBl. II 1980, 432), oder die Annahme eines Pachtverh�ltnisses oder auch,
wenn das Entgelt f®r die Nutzungs®berlassung unangemessen niedrig ist, die
Annahme einer Wirtschafts®berlassung (glA Schmidt/Seeger XXI. § 13 Rn. 47;
Felsmann/Giere, A 271). Auch bei unentgeltlicher Nießbrauchsbestellung zu-
gunsten eines unterhaltsberechtigten Angeh½rigen wird grunds�tzlich keine
Mindestlaufzeit verlangt werden k½nnen, von Grenzen abgesehen, die etwa die
Ernstlichkeit der Vereinbarung oder die Abgrenzung zur Einkommensverwen-
dung setzen (vgl. das auf den Unternehmensnießbrauch nicht undifferenziert
®bertragbare BFH-Urt. v. 24. 11. 1967 VI R 274/66, BStBl. II 1968, 260; Fels-
mann/Giere, A 240, empfiehlt in F�llen dieser Art keine Laufzeit unter drei Jah-
ren bzw. keine Vereinbarung jederzeitiger K®ndbarkeit des Nießbrauchs; weiter-
gehend fr®her OFD K½ln v. 20. 3. 1973, BB 1973, 551: Mindestlaufzeit 5 Jahre).
Entstehung zweier Betriebe durch Nießbrauchsbestellung: Beim Unter-
nehmensnießbrauch entstehen grunds�tzlich zwei Betriebe, ein ruhender in der
Hand des Eigent®mers und Nießbrauchbestellers und ein wirtschaftender in der
Hand des Nießbrauchers.

GlA zB Kanzler, StEL 1987, 56; Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. B 88; nunmehr auch
Bl�mich/Selder, § 13 Rn. 33; zur �lteren Auff. der FinVerw.: Felsmann/Giere, A
255 ff.; Lademann/Hiller, § 13 Rn 159: Nießbraucher Alleinunternehmer. Dies gilt
auch im Fall der Hof®bergabe mit Nießbrauchsvorbehalt (BFH v. 26. 2. 1987 IV R
325/87, BStBl. II, 772; v. 15. 10. 1987 IV R 66/86, BStBl. II 1988, 260 [261]; v.
7. 12. 1995 IV R 109/94, BFH/NV 1996, 663).
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Grunds�tzlich kann wegen der weiteren Rechtsfolgen bez®glich des entgeltlich
bestellten Unternehmensnießbrauchs auf die Erl. zur Betriebsverpachtung
(Anm. 84 ff.) und bez®glich des unentgeltlich bestellten Unternehmensnieß-
brauchs auf die Erl. zur Wirtschafts®berlassung verwiesen werden
(Anm. 106 ff.), sofern nicht ganz ausnahmsweise aufgrund etwa der zivilrecht-
lichen Vorgaben Unterschiedlichkeiten auftreten (prinzipiell wohl glA Fels-
mann/Giere, A 253).

3. Einkommensteuerrechtliche Behandlung beim Nießbrauchsbesteller

Ist der Unternehmensnießbrauch gegen Entgelt einger�umt worden, ergeben
sich prinzipiell dieselben estrechtlichen Rechtsfolgen wie bei der Betriebsver-
pachtung (Anm. 84 ff.; glA Schmidt/Seeger XXI. § 13 Rn. 47; Mlrkle/Hiller,
8. Aufl. 2001, Rn. 328; Felsmann/Giere, A 250). Der Nießbrauchsgeber hat ein
Wahlrecht, ob der den Betrieb aufgibt oder nicht. In letzterem Fall hat er weiter-
hin einen luf. Betrieb und erzielt Eink®nfte aus LuF (glA Mlrkle/Hiller,
8. Aufl. 2001, Rn. 328). Bilanziert der Nießbrauchgeber, hat er den Anspruch
auf das Entgelt zu aktivieren und diesem Aktivposten ggf. einen Rechnungsab-
grenzungsposten gegen®ber zu stellen (zur Rechnungsabgrenzung im Rahmen
der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 s. Vor §§ 4, 5 Anm. 26; glA Schmidt/See-
ger XXI. § 13 Rn. 47). Bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 stellt das Entgelt
f®r den Nießbrauch BE dar (BFH v. 27. 6. 1978 VIII R 54/74, BStBl. II 1979,
332 betr. VuV).

4. Einkommensteuerrechtliche Behandlung beim Nießbrauchs-
berechtigten

Zurechnung der Eink�nfte: Der Unternehmensnießbrauch an einem luf. Be-
trieb, f®hrt dazu, daß dem Nießbraucher die aus diesem Betrieb erwirtschafteten
Eink®nfte aus LuF zuzurechnen sind (BFH v. 28. 9. 1995 IV R 7/94, BStBl. II
1996, 440: Verm�chtnisnießbrauch; BFH v. 28. 11. 1974 I R 232/72, BStBl. II
1975, 498/499: negativ bei einer nur schuldrechtlichen Teilhabe am Gewinn;
BFH v. 11. 4. 1973 IV R 67/69, BStBl. II 1973, 528: zum Nießbrauch an einem
Mitunternehmeranteil).

Zu den Ertr�gen geh½ren grunds�tzlich auch die ®berm�ßig gezogenen Fr®chte
(§ 1039 BGB), zB bei einem Forstbetrieb die ®ber den gew½hnlichen Holznutzungssatz
hinausgehenden Holznutzungen. Besteht der Nießbrauch an einem luf. Betrieb, oder
auch nur an einem Grundst®ck und verpachtet der Nießbraucher diesen Betrieb bzw.
dieses Grundst®ck an eine LuF betreibende PersGes., an der er selbst als Gesellschafter
beteiligt ist, sind ihm die Ertr�ge des Nießbrauchsrechts gem. § 13 Abs. 7 iVm. § 15
Abs. 1 Nr. 2 also solche aus LuF zuzurechnen (vgl. BFH v. 15. 9. 1971 I R 166/68,
BStBl. II 1972, 174).

Der entgeltlich bestellte Zuwendungsnießbrauch f®hrt beim bilanzierenden
Nießbraucher zur Aktivierung und Abschreibung der AK des Nießbrauchs-
rechts (Felsmann/Giere, A 268; wohl auch Schmidt/Seeger XXI. § 13 Rn. 47).
Verzicht auf Aktivierung, wenn der Nießbraucher �hnlich einem Pachtzinsver-
pflichteten zu laufenden Zahlungen verpflichtet ist (Felsmann/Giere, A 270).
Regelm�ßig erh�lt der an einem luf. Betrieb Nießbrauchsberechtigte luf. Ein-
k®nfte.
E Keine AfA-Befugnis des Nießbrauchers an WG des Anlageverm�gens: Der Zuwen-
dungsnießbraucher (mithin auch der Verm�chtnisnießbraucher) kann grunds�tz-
lich keine AfA auf die vorhandenen abnutzbaren WG des Anlageverm½gens be-
anspruchen (glA Bl�mich/Selder, § 13 Rn. 35). Der Nießbraucher ist
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grunds�tzlich weder zivilrechtlicher noch wirtschaftlicher Eigent®mer dieser
WG (aA Uelner, INF 1980, 1 [7]; Schleifer, INF 1980, 372 [375]; Westenber-
ger, INF 1987, 22 [29], f®r den Fall, daß Nießbrauch auf Lebenszeit des k®nfti-
gen Hoferben bestellt ist; vgl. zum Vorbehaltsnießbrauch BFH v. 26. 2. 1987 IV
R 325/84, BStBl. II, 772). Er hat auch nicht den entsprechenden Aufwand ge-
tragen (vgl. BFH v. 28. 9. 1993 IX R 156/88, BStBl. II 1994, 319; nach BMF v.
22. 4. 1994, BStBl. I, 258 Anwendung auf nach dem 31. 5. 1994 beurkundeten
Verm�chtnisnießbrauch; BFH v. 28. 9. 1995 IV R 7/94, BStBl. II 1996, 440 betr.
Verm�chtnisnießbrauch an luf. Betrieb). AfA-berechtigt ist vielmehr der Eigen-
t®mer, der den Nießbrauch zugewandt und die AK bzw. HK getragen hat.
E Der Eigent�mer erzielt Eink�nfte aus LuF, solange er keine Betriebsaufgabe er-
kl�rt (BFH v. 28. 9. 1995 IV R 7/94, BStBl. II 1996, 440; v. 25. 1. 1996 IV R 19/
94, BFH/NV 1996, 600: die Bestellung eines Verm�chtnisnießbrauchs begr®n-
det keine Betriebsaufgabe; grunds�tzlich glA Felsmann/Giere, A 253; die Frage,
ob das Wahlrecht erst mit Bestellung des Verm�chtnisnießbrauchs entsteht, hat
der BFH offengelassen).
Beim unentgeltlich bestellten Zuwendungsnießbrauch kommt eine Akti-
vierung und Abschreibung des Nießbrauchsrechts nicht in Betracht (glA
Schmidt/Seeger XXI. § 13 Rn. 50). Wie beim Wirtschafts®berlassungsvertrag (s.
Anm. 100) sind Altenteilsleistungen grunds�tzlich kein Entgelt.
Bei eiserner �berlassung des Inventars im Rahmen des Nießbrauchs soll die
bei Verpachtung von der FinVerw. gew�hrte Billigkeitsregelung zur AfA-Berech-
tigung bei Nichtbilanzierenden (Anm. 94) nicht angewandt werden k½nnen
(Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 328; aA Felsmann/Giere, A 254). UE fehlt
dieser Regelung ohnehin eine Rechtsgrundlage (s. Anm. 94).
Besonderheiten beim Vorbehaltsnießbrauch: Die Bestellung eines Vorbe-
haltsnießbrauchs am luf. Betrieb ist unentgeltlich.

BFH v. 5. 7. 1990 GrS 4–6/89, BStBl. II, 847; v. 26. 2. 1987 IV R 325/84, BStBl. II,
772, dort auch zur Anwendung des § 6 Abs. 3; L. Schmidt, DStR 1990, 611; aA Mlrk-
le/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 329–329d; G�rtzen, DStR 1994, 1553: Betriebs®bertra-
gung unter Vorbehalt des totalen Nießbrauchs keine Verm½gens®bergabe iSv. § 6
Abs. 3, fr®her § 7 Abs. 1 EStDV. Die Verpflichtung des Hof®bernehmers zur Nieß-
brauchsbestellung ist privater Art (BFH v. 26. 2. 1987 IV R 325/84, BStBl. II, 772: au-
ßerbetriebliche Last der privaten Verm½genssph�re).

E Der Vorbehaltsnießbraucher ist AfA-berechtigt, obwohl er nicht wirtschaftlicher Ei-
gent®mer der WG des BV geblieben ist (vgl. BFH v. 30. 1. 1995 GrS 4/92,
BStBl. II, 281 im Ergebnis best�tigt; v. 8. 12. 1983 IV R 20/82, BStBl. II 1984,
202/203; zur Abgrenzung s. BFH v. 26. 11. 1998 IV R 39/98, BStBl. II 1999,
263); er hat aber den entsprechenden Aufwand getragen (vgl. dazu zB BFH v.
23. 8. 1999 GrS 1/97, BStBl. II, 778 [780]).

BFH v. 28. 7. 1981 VIII R 35/79, BStBl. II 1982, 380; v. 16. 12. 1988 III R 113/85,
BStBl. II 1989, 764; v. 30. 1. 1995 GrS 4/92, BStBl. II, 281; v. 28. 5. 1998 IV R 31/97,
BFH/NV 1998, 1560/1562; v. 28. 5. 1998 IV R 31/97, BStBl. II, 286 (288); zur Frage
des wirtschaftlichen Eigentums bei Vorbehaltsnießbrauch BFH v. 26. 11. 1998 IV R
39/98, BStBl. II 1999, 263: nur in Ausnahmef�llen.

E Nutzungsrechte durch Investitionen des Nießbrauchers: Tr�gt der Nießbraucher aus
betrieblichem Anlaß auf eigene Rechnung AK oder HK f®r ein Geb�ude oder
einen Geb�udeteil, die im Eigentum Nießbrauchgebers stehen, hat er die durch
die Baumaßnahmen geschaffene Nutzungsm½glichkeit an dem fremden Geb�u-
de oder Geb�udeteil wie ein eigenes materielles WG mit den AK oder HK anzu-
setzen und nach den f®r Geb�ude geltenden Regelungen abzuschreiben.
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BFH v. 30. 1. 1995 GrS 4/92, BStBl. II, 281; v. 28. 9. 1995 IV R 7/94, BStBl. II 1996,
440; kein Drittaufwand; BMF v. 5. 11. 1996, BStBl. I, 1257, dort auch zur Frage, wenn
das Nutzungsverh�ltnis vor Ablauf der betriebsgew½hnlichen ND des Geb�udes endet
sowie zur �bergangsregelung im Verh�ltnis zu BMF v. 10. 7. 1984, BStBl. I, 460. Unter
Berufung auf BFH v. 11. 11. 1988 III R 268/84 (BStBl. II 1989, 872) wird die Auffas-
sung vertreten, daß der Ver�ußerungsgewinn/Entnahmegewinn des Nießbrauchsbe-
stellers bez®glich eines WG, bei dem die AfA dem Nießbraucher zusteht, buchtech-
nisch mittels einer Nutzungsentnahme zu neutralisieren ist (Mitterpleininger in
L/B/P, § 13 Rn. 210).

E Rheinische Hof�bergabe: �berl�ßt der (Vorbehalts-)Nießbraucher dem Hofeigen-
t®mer unentgeltlich oder entgeltlich die Bewirtschaftung, so ist dies grunds�tz-
lich auch estrechtlich anzuerkennen, wenn im ®brigen die Voraussetzungen f®r
die Anerkennung von Angeh½rigenvertr�gen erf®llt sind (sog. Rheinische Hof-
®bergabe).

BFH v. 8. 8. 1969 VI R 299/67, BStBl. II, 683; v. 17. 1. 1975 III R 114/73, BStBl. II,
402; v. 24. 3. 1976 I R 138/73, BStBl. II, 537, dort zur Sachbehandlung einer unge-
w½hnlich hohen Gegenleistung: Versorgungsabrede; v. 22. 7. 1980 VIII R 114/78,
BStBl. II 1981, 101 [103 f.]; v. 5. 7. 1984 IV R 57/82, BStBl. II 1986, 322; v. 30. 7. 1985
VIII R 71/81, BStBl. II 1986, 327; auch BFH v. 11. 11. 1988 III R 268/84, BStBl. II
1989, 872; v. 28. 5. 1998 IV R 31/97, BFH/NV 1998, 1560; Mitterpleininger in
L/B/P, § 13 Rn. 210a; K�hne/Wesche, 429: der Grund f®r die Konstruktion liegt darin,
daß bei Nießbrauchsverpachtung die H½he des Pachtzinses im Gegensatz zu Altenteils-
leistungen im Geltungsbereich der H½feordnung keiner gerichtlichen oder beh½rd-
lichen Genehmigung bedarf; Felsmann/Giere, A 247, A 253 zur Frage, ob in F�llen der
rheinischen Hof®bergabe in der Hand des Nießbrauchers bei fehlender Betriebsaufga-
beerkl�rung noch ein luf. Betrieb anzunehmen ist, was bei sofortiger Verpachtung
(wohl auch bei sonstiger �berlassung) des Nießbrauchsrechts zu verneinen sei, bei
sp�terer Verpachtung nach Eigenbewirtschaftung dagegen grunds�tzlich zu bejahen;
f®r den Fall, daß der Vorbehaltsnießbraucher eines Gegenstands die Nießbrauchsaus-
®bung an den Eigent®mer ®berl�ßt, BFH v. 11. 3. 1976 IV R 119/72, BStBl. II, 421;
aA Schmidt/Seeger XXI. § 13 Rn. 49; Wltzig, INF 1982, 445: wirtschaftliches Eigen-
tum des Hofeigent®mers mit der Folge des § 6 Abs. 3, fr®her § 7 Abs. 1 EStDV, und
dem Entfallen der AfA-Berechtigung des Nießbrauchers.

Einstweilen frei.

IV. Betriebsteilung in der Land- und Forstwirtschaft

Schrifttum: Lang, Die Buchf®hrungspflicht der Land- und Forstwirte – Zur Frage der
Befreiung durch Teilung des luf. Betriebs, INF 1981, 462; Biedermann, Die Betriebstei-
lung in der Landwirtschaft, INF 1983, 438; Felsmann, Einkunftsverlagerungen in der LuF
an nahestehende Personen, INF 1986, 44; Zeitler, Strategien gegen die Aufdeckung stiller
Reserven in der Landwirtschaft, INF 1988, 78 Freudenberg, Betriebsteilungen in der
LuF, INF 1989, 177; Feldhaus, Rechtanwendungsfragen zur Realteilung von land- und
forstwirtschaftlichen Mitunternehmerschaften gem. § 16 Abs. 3 EStG, HLBS-Report
2002, 167.
Verwaltungsanweisungen: OFD M®nster v. 7. 11. 1985, StEK EStG § 13 Nr. 459: Vor-
aussetzungen f®r die Anerkennung von Betriebsteilungen in der LuF.

1. Besondere Bedeutung der Betriebsteilung bei den Eink�nften aus
Land- und Forstwirtschaft

Beliebtes Gestaltungsmittel bei den Eink�nften aus LuF: Der Betriebstei-
lung kommt in der LuF aus stl. Gr®nden besondere Bedeutung zu, weil sie zu
mehreren kleineren betrieblichen Einheiten f®hrt und viele stl. Verg®nstigungen
an die Betriebsgr½ße gekoppelt sind. So k½nnen die Buchf®hrungsgrenzen un-
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terschritten (§ 141 AO) oder die Gewinnermittlung nach § 13a sowie betriebs-
bezogene StVerg®nstigungen (etwa §§ 13 Abs. 3, 14 a, dazu zB Zeitler, INF
1988, 78 [79], und zeitlich ausgelaufen § 34e) erreicht werden. Einfluß hat die
Betriebsgr½ße auch auf die Steuerung der degressiv gestalteten Fl�chendeckung
bei landwirtschaftlicher Tierzucht und Tierhaltung, bei Mitunternehmerschaften
wegen § 15 Abs. 3 Nr. 1, ggf. auch auf gewstl. und ustrechtliche Folgen, wie die
Vermeidung eines Gewerbebetriebs oder die Anwendung der Umsatzbesteue-
rung nach Durchschnittss�tzen gem. §§ 24, 24 a UStG (s. Biedermann, INF
1983, 439; Felsmann, INF 1986, 44). Diese stl. Ziele sind mit der Betriebsteilung
auch ohne Wechsel in der Person des Betriebsinhabers erreichbar. Der Umstand
allein, daß die Betriebsteilung nur durch stl. �berlegungen veranlaßt ist, steht ih-
rer Anerkennung nicht entgegen (vgl. schon BFH v. 22. 8. 1951 IV 246/50 S,
BStBl. III, 181; Leinglrtner, Kap. 14 Rn. 25). Die Teilung eines luf. Betriebs
kann aber auch dazu f®hren, daß F½rderungen verlorengehen, die an eine be-
stimmte Mindestgr½ße des Betriebs gebunden sind.
Wegen der ®berwiegend rein strechtlichen Ausrichtung der Betriebsteilung stellt
die Rechtsanwendungspraxis der FinVerw. relativ strenge Anforderungen an sie.
Die Betriebsteilung ist zudem agrarstrukturpolitisch unerw®nscht (K�hne/
Wesche, 306).
Abgrenzung der Betriebsteilung von anderen Formen: Die Betriebsteilung
kann als vertikale Aufteilung eines vorhandenen Betriebs in mehrere Betriebe
von der (horizontalen) Betriebsaufspaltung unterschieden werden. Es k½nnen
schon kraft Gesetzes, insbes. EStRechts, zwei Betriebe vorhanden sein oder als
vorhanden gelten, zB eine wegen fehlender Fl�chendeckung bez®glich eines von
mehreren Tierzweigen vorhandene landwirtschaftliche und eine gewerbliche
Tierzucht (s. Erl. zur Tierzucht; aber f®r PersGes. § 15 Abs. 3 Nr. 1, Erl. s. dort).
Kein eigentlicher Fall der Betriebsteilung ist die Betriebsverpachtung (Leinglrt-
ner, Kap. 14 Rn. 23), Wirtschafts®berlassung oder Nießbrauchsbestellung an ei-
nem ungeteilten luf. Betrieb, auch wenn ohne Betriebsaufgabeerkl�rung durch
den �berlassenden in seiner Hand ein ruhender Betrieb fortbesteht (aA Fels-
mann/Giere,A 290c, der hierin offenbar F�lle der Betriebsteilung sieht). Von ei-
nem Fall der Betriebsteilung ist aber wohl auszugehen, wenn etwa ein Ehegatte
dem anderen luf. Nutzfl�chen ®berschreibt und sie ohne eigene gesicherte
Rechtsposition nun f®r den anderen Ehegatten weiterbewirtschaftet (glA Fels-
mann/Giere, A 290o). Der andere Ehegatte erzielt in F�llen dieser Art dann
– jedenfalls nach hM – Eink®nfte aus LuF (Anm. 152), die betreffenden Fl�chen
scheiden bei der Berechnung der Fl�chendeckung einer etwaigen Tierzucht und
Tierhaltung des einen Ehegatten aus (so auch Felsmann/Giere, aaO). Eine Be-
triebsteilung kann etwa daneben durch Gr®ndung einer Gesellschaft mit Ange-
h½rigen und Einbringung entsprechender WG oder durch Aufl½sung einer Mit-
unternehmerschaft durch Realteilung usw. dargestellt werden (vgl. zB Felsmann,
INF 1986, 44 [45]).

2. Tatbestandsvoraussetzungen und Rechtsfolgen der Betriebsteilung

Eine Betriebsteilung ist estrechtlich nur anerkannt, wenn am Ende des Vorgangs
zwei Betriebe vorliegen. Dies ist vor allem problematisch, wenn keine �nderung
in der Betriebsinhaberschaft erfolgt (daher sehr zur®ckhaltend und bez®glich
luf. Teilbetrieben sogar ablehnend: Felsmann/Giere, A 290 i, 290 j; großz®giger
Leinglrtner, Kap. 14 Rn. 22 ff.). Dem Betriebsinhaber kann im ®brigen bei
Verflochtenheit seiner Bet�tigungen oder im Bereich der landwirtschaftlichen
bzw. gewerblichen Tierzucht und Tierhaltung kein Bestimmungsrecht von
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estrechtlicher Relevanz dar®ber zustehen, ob er seine Aktivit�ten in einem oder
in zwei oder mehreren Betrieben organisiert (Anm. 167; im Ergebnis glA OFD
M®nster v. 7. 11. 1985, StEK EStG § 13 Nr. 459, Tz. 3). Besteht diese Verfloch-
tenheit nicht, steht einer Betriebsteilung an sich nichts entgegen (glA Leinglrt-
ner, Kap. 14 Rn. 25). Diese Grunds�tze d®rften im allgemeinen auch zutreffen,
wenn vom Stpfl. ein weiterer Betrieb hinzuerworben wird (wohl keine diesbe-
z®gl. Ermittlungen von FG M®nchen v. 16. 3. 2001, EFG 2002, 1131, Rev.; Az.
des BFH IV R 27/02).
Eine abweichende Zurechnung der Eink�nfte (dazu allgemein Anm. 20 ff.)
kann nur erreicht werden, wenn eine �nderung in der Person des Betriebsinha-
bers eintritt (s. zu den Pr®fungsmaßgaben der FinVerw. in dieser Hinsicht zB
OFD M®nster v. 7. 11. 1985, StEK EStG § 13 Nr. 459, Tz. 2. 2. 1), zB durch
Einbringung eines zuvor vom Ursprungsbetrieb abgespaltenen Betriebs in eine
Mitunternehmerschaft (zu den diesbez®glichen Pr®fungsmaßgaben der FinVerw.
OFD M®nster v. 7. 11. 1985 aaO, Tz. 2. 2. 3).
Zur Anerkennung einer Betriebsteilung ist eine Gesamtschau mit mehr stati-
schen Elementen des Betriebsbegriffs erforderlich (dazu zB FG Schl.-Holst. v.
26. 11. 1985, INF 1986, 501, rkr., NZB unbegr®ndet, mit Anm. o.V., aaO, 504).
Maßgebend ist vor allem das Auftreten nach außen, die organisatorische Tren-
nung, Trennung der Wirtschaftsgeb�ude, Trennung der Arbeitskr�fte, des Inven-
tars, der Bankkonten, der Buchf®hrung, des Verkaufs und Einkaufs, Verrech-
nung der Maschinenverwendung bzw. des Lieferverkehrs zwischen den geteilten
Betrieben, Fehlen einer gemeinschaftlichen Tierzucht und Tierhaltung, Fehlen
einheitlicher F®tterungsanlagen, eigene G®lleentsorgung bei Tierzucht- und
Tierhaltungsbetrieben, getrennte Abrechnung des Gesch�ftsverkehrs zwischen
den geteilten Betrieben, getrennte Strom- und Wasserversorgung usw. (vgl. zB
OFD M®nster v. 7. 11. 1985, StEK EStG § 13 Nr. 459; glA Mlrkle/Hiller,
8. Aufl. 2001, Rn. 155). Bei Mitunternehmerschaften ist die Betriebsteilung
grunds�tzlich auch dann anzuerkennen, wenn nach der Teilung zwei Mitunter-
nehmerschaften mit denselben Mitunternehmern und denselben Beteiligungs-
verh�ltnissen vorhanden sind (dazu entsprechend BFH v. 21. 2. 1980 I R 95/76,
BStBl. II, 465; v. 19. 2. 1998 IV R 11/97, BStBl. II, 603; BMF v. 1. 12. 1980,
BStBl. I, 775).
Die Betriebsteilung unter nahen Angeh¨rigen ist estrechtlich vor allem dann
problematisch, wenn sie mit einer Ver�nderung der Inhaberschaft unter nahen
Angeh½rigen verkn®pft ist. Auch hier muß zur estrechtlichen Anerkennung die
entsprechende ernstliche Vereinbarung zivilrechtlich wirksam, klar geregelt und
vereinbarungsgem�ß tats�chlich durchgef®hrt werden sowie einem Drittver-
gleich standhalten.

Schl.-Holst. FG v. 26. 11. 1985, INF 1986, 501, rkr, NZB unbegr®ndet; zu den einzel-
nen Maßgaben eingehend zB OFD M®nster v. 7. 11. 1985 StEK EStG § 13 Nr. 459;
die estl. Unbeachtlichkeit schließt aber ggf. die ustrechtliche Beachtlichkeit nicht aus,
BFH v. 22. 6. 1989 V R 37/84, BStBl. II, 913; v. 22. 8. 1994 V B 179/93, BFH/NV
1995, 552.

Bei G®tergemeinschaft unter Ehegatten f®hrt die Ausgliederung forstwirtschaft-
lich genutzter Fl�chen aus dem Gesamtgut in das Vorbehaltsgut eines Ehegatten
nicht schon zu einer Betriebsteilung und der Existenz zweier Betriebe. Es
spricht vielmehr eine tats�chliche Vermutung daf®r, daß die bestehenden wirt-
schaftlichen Beziehungen aufrechterhalten bleiben und daß die ausgegliederten
Fl�chen nunmehr Sonder-BV des Ehegatten sind. Dabei stellt der BFH aus-
schlaggebend darauf ab, ob die Fl�chenbewirtschaftung weiterhin organisato-
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risch und sachlich verflochten ist (BFH v. 16. 2. 1995 IV R 62/94, BStBl. II,
592). Kann bei Ehegatten oder sonstigen nahen Angeh½rigen nicht von einer
Betriebsteilung ausgegangen werden, richtet sich die estrechtliche Beurteilung
nach den allgemeinen Grunds�tzen (Anm. 150 ff.), ggf. wird Mitunternehmer-
schaft angenommen (OFD M®nster v. 7. 11. 1985 aaO, unter Berufung auf
BFH v. 7. 10. 1982 IV R 186/79, BStBl. II 1983, 73: zur Ehegatten-Mitunter-
nehmerschaft).
Von Sonderrecht abgesehen kann uE mit den Maßgaben der Rspr. zur Anerken-
nung von Rechtsverh�ltnissen zwischen nahen Angeh½rigen auch die �bertra-
gung eines aus einer Betriebsteilung hervorgegangenen luf. Betriebs auf einen
Minderj�hrigen anerkannt werden, wenn die Bewirtschaftung eindeutig durch
diesen erfolgt, zB ®ber einen Verwalter oder im Rahmen eines Bewirtschaftungs-
vertrags (aA OFD M®nster v. 7. 11. 1985, StEK EStG § 13 Nr. 459, weil den
Kindern regelm�ßig die F�higkeit zur Bewirtschaftung fehle; Felsmann/Giere,
A 290k).
Folgen der Betriebsteilung: Neben bezweckten Folgen kann die Betriebstei-
lung auch zu unerw®nschten Ergebnissen f®hren, wie etwa der Aufdeckung still-
ler Reserven. Die Betriebsteilung f®hrt allerdings dann nicht zur Aufdeckung
stiller Reserven, wenn zwei Teilbetriebe verselbst�ndigt werden und entweder
beim bisherigen Betriebsinhaber verbleiben oder unentgeltlich ®bertragen wer-
den (§ 6 Abs. 3). UE gilt Entsprechendes, wenn aus einer PersGes. mit LuF und
Gewerbebetrieb der gewerbliche Teil ausgegliedert wird und von einem Gesell-
schafter allein als Einzelunternehmer oder von einer beteiligungsidentischen an-
deren PersGes. gef®hrt wird (glA Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 156 f.). UE
kann aber eine Betriebsteilung auch zu einer Betriebszerschlagung f®hren, mag
man dann auch nicht mehr von einer Betriebsteilung im eigentlichen Sinne spre-
chen.

Einstweilen frei.

V. Einzelrechtsnachfolge in den land- und forstwirtschaftlichen Betrieb:
Betriebs�bergabe, Betriebsverzußerung und Einbringung

Schrifttum: Pfalzgraf/Meyer, Einbringung von Einzelunternehmen in eine Personenge-
sellschaft, Neue Tendenzen zur Behandlung von Zuzahlungen ins Privatverm½gen, FR
1995, 529.

Betriebs�bergabe: �bergabe des luf. Betriebs im Ganzen liegt vor, wenn alle
wesentlichen Betriebsgrundlagen in einem einheitlichen wirtschaftlichen Vor-
gang auf den Erwerber ®bergehen. Ansonsten kann eine Betriebsaufgabe anzu-
nehmen sein.

Vgl. zB BFH v. 27. 7. 1961 IV 295/60 U, BStBl. III, 514; v. 9. 7. 1981 IV R 101/77,
BStBl. II 1982, 20; v. 1. 2. 1990 IV R 8/89, BStBl. II, 428; zur Betriebsaufgabe, v.
9. 7. 1981 IV R 101/77, BStBl. II 1982, 20 und die Erl. zu § 14. Zur Frage der wesent-
lichen/unwesentlichen Betriebsgrundlagen s. Anm. 81 f. Wird der Betrieb unentgeltlich
®bergeben, ist § 6 Abs. 3 zu beachten (BFH v. 27. 7. 1961 IV 295/60 U, BStBl. III, 514;
v. 7. 8. 1979 VIII R 153/77, BStBl. II 1980, 181).

Bedeutendster Fall der unentgeltlichen Betriebs®bergabe ist im Bereich der LuF
die sog. vorweggenommene Hoferbfolge (dazu Anm. 128 ff.). F®r die Gewinn-
ermittlung sind ggf. beim abziehenden und beim aufziehenden Betriebsinhaber
Rumpf-Wj. zu bilden (BFH v. 23. 8. 1979 IV R 95/75, BStBl. II 1980, 8). Beh�lt
der �bergeber ein Grundst®ck von untergeordneter Bedeutung zur®ck und be-
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wirtschaftet es weiterhin selbst, erfolgt keine Realisierung der stillen Reserven
(glA Schmidt/Seeger XXI. § 13 Rn. 67), ansonsten handelt es sich um eine Ent-
nahme, die ggf. zu einem nicht nach § 34 steuerbeg®nstigten Gewinn f®hrt
(BFH v. 19. 2. 1981 IV R 116/77, BStBl. II 1981, 566).
Betriebsverzußerung ist entgeltliche Betriebs®bergabe. Auch bei der Betriebs-
ver�ußerung ist wesentlich, daß das Eigentum an allen wesentlichen Betriebs-
grundlagen ®bergeht (zB BFH v. 28. 3. 1985 IV R 88/81, BStBl. II, 509). Die
Betriebsver�ußerung �ndert die Zurechnung der luf. Eink®nfte. Vgl. Erl. zu
§ 14.
Rechtsnachfolge nach dem UmwStG: Auch durch luf. Betriebe, Teilbetriebe
und Mitunternehmeranteile betreffende Einbringungsvorg�nge nach dem
UmwStG wird die Zurechnung von Eink®nften aus LuF ber®hrt. Wegen der
Einzelheiten s. die Erl. zu §§ 20 und 24 UmwStG. Zur Umwandlung einer LPG
in eine GmbH & Co. KG durch Teilung nach § 4 LwAnpG 1991 (v. 29. 6. 1990,
GBl. DDR I, 642; novelliert am 3. 7. 1991, BGBl. I, 1418) und ihre Bedeutung
f®r das Aktivierungswahlrecht beim Feldinventar zB FG MV v. 3. 7. 2002, EFG
2002, 1368, rkr.

Einstweilen frei.

VI. Sonderfall der vorweggenommenen Erbfolge in der
Land- und Forstwirtschaft

Schrifttum: K. F. Wendt, Nachfolgeregelungen in der LuF aus steuerlicher Sicht, INF
1983, 557; L�dtke-Handjery, Hof®bergabe als vertragliche und erbrechtliche Nachfolge,
DNotZ 1985, 232; Fassbender, Zur Hof®bergabe, DNotZ 1986, 67; Feldhaus, Erbaus-
einandersetzung bei landwirtschaftlichen Betrieben im Wandel der Rspr. des BFH, INF
1988, 419; Groh, Die vorweggenommene Erbfolge – ein Ver�ußerungsgesch�ft?, DB
1990, 2187; Kronthaler, Landgut, Ertragswert und Bewertung im b®rgerlichen Recht,
Diss. 1991 in Schriftenreihe des Instituts f®r Landwirtschaftsrecht der Universit�t G½ttin-
gen, Band 40; Mlrkle/Franz, Erbauseinandersetzung ®ber Betriebsverm½gen – vorweg-
genommene Erbfolge, BB 1991 Beilage 5; Hiller, Die Hof®bergabe im Spiegel der neuen
BFH-Rechtsprechung, INF 1991, 145; Felix, Einkommensteuer und vorweggenommene
Erbfolge: Die neue Rechtslage, K¤SDI 1991, 8426; Pape, Auswirkungen der Teilentgelt-
lichkeit bei Betriebs®bertragungen im Wege der vorweggenommenen Erbfolge, INF
1991, 221; Halbig, Vorweggenommene Erbfolge, INF 1991, 529; Stephan, Zum teilent-
geltlichen Erwerb eines Betriebs oder Mitunternehmeranteils bei Erbauseinandersetzung
und vorweggenommener Erbregelung, DB 1991, 2051; Schoor, Betriebs®bertragung im
Wege der vorweggenommenen Erbfolge, StBp. 1992, 29; Hiller, Die Hof®bergabe, INF
1993, 217 und 245; Mlrkle, Die teilentgeltliche Betriebs®bertragung im Rahmen der vor-
weggenommenen Erbfolge, DStR 1993, 1005; Obermeier, Ertragsteuerliche Behandlung
der vorweggenommenen Erbfolge, DStR 1993, 77; R�mer, Auswirkungen der Rspr. des
Großen Senats zur vorweggenommenen Erbfolge, HLBS-Report 3 (1993), 5; Schulze
zur Wiesche, Vorweggenommene Erbfolge und Erbauseinandersetzungvon Betriebsver-
m½gen, Mitunternehmeranteil und Beteiligungen an Kapitalgesellschaften, Die Wirt-
schaftspr®fung 1993, 593 und 629; Gebel, �bertragung eines Mitunternehmeranteils im
Wege vorweggenommer Erbfolge unter Zur®ckbehaltung von Sonderbetriebsverm½gen,
DStR 1996, 1880; Hiller/Weber, Gestaltungsm½glichkeiten bei Hof®bergabevertr�gen,
INF 1997, 680; Schulze zur Wiesche, Vorweggenommene Erbfolge und Erbauseinander-
setzung des Betriebsverm½gens nach dem Entwurf des UntStFG, FR 2001, 1096.
Verwaltungsanweisungen: BMF v. 13. 1. 1993, BStBl. I, 80 = StEK EStG § 7 Nr. 240;
v. 26. 8. 2002, BStBl. I, 893: Estrechtliche Behandlung wiederkehrender Leistungen im
Zusammenhang mit der �bertragung von Privat- oder Betriebsverm½gen.
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1. Zivilrechtliche Grundlagen der vorweggenommenen Erbfolge und
Bedeutung in der Land- und Forstwirtschaft

Die vorweggenommene Hoferbfolge ist zivilrechtlich nicht ausdr®cklich gere-
gelt (vgl. Palandt, BGB, 61. Aufl. 2002, Einl. vor § 1922 Rn. 3). Sie wird aber
zB in § 593a BGB und § 17 H½feO (v. 26. 7. 1976, BGBl. I, 1933) erw�hnt und
ist von großer praktischer Bedeutung. Zivilrechtlich unterliegt die vorwegge-
nommene Hoferbfolge nicht unmittelbar dem Erbrecht, weist aber familien-
und erbrechtliche Bez®ge auf.

BFH v. 15. 7. 1991 GrS 1/90, BStBl. II 1992, 78 (84) mwN; v. 4. 5. 1955 IV 57953 U,
BStBl. III, 302; zur zivilrechtlichen Einordnung mwN BGH v. 30. 1. 1991 IV ZR 299/
89, BGHZ 113, 310; wegen der Anwendbarkeit erbrechtlicher Vorschriften aufgrund
erbrechtlichen Bezugs der vorweggenommenen Hofererbfolge aber zB BGH v.
15. 4. 1964 V ZR 105/62, NJW 1964, 1323; v. 4. 5. 1964 III ZR 159/63, NJW 1964,
1414, dort auch zur zivilrechtlichen Ertragsbewertung eines Landguts; Kronthaler,
Landgut, 188 f., der angesichts der rechtlichen Unsicherheiten in vielen Bereichen und
von Nachabfindungssituationen empfiehlt, entsprechende ausdr®ckliche vertragliche
Regelungen zu treffen, zB auch ®ber die zeitliche Begrenzung von Nachabfindungsan-
spr®chen nach dem Muster des § 17 GrdstVG.

Der erbrechtliche Bezug kommt darin zum Ausdruck, daß die Verm½gens-
®bertragung die Vorwegnahme der k®nftigen Erbregelung bei wirtschaftlicher
Sicherung der Eltern bezweckt, wobei sich die Beteiligten von dem Gedanken
leiten lassen, den ®bertragenen Betrieb der Familie zu erhalten (BFH v.
15. 7. 1991 GrS 1/90, BStBl. 1992, 78 [84] mwN). Vor diesem Hintergrund han-
delt es sich um ein Rechtsgesch�ft („�bergabevertrag“) unter Lebenden das in
mannigfachen Gestaltungsformen auftreten kann. IdR handelt es sich um eine
Schenkung (§ 516 BGB: BFH v. 27. 2. 1992 X R 139/88, BStBl. II, 612 [613 f.])
unter Auflage (§ 525 BGB), namentlich zu Versorgungsleistungen gegen®ber
dem �bergeber oder Dritten, zur Einr�umung eines Nießbrauchs an den �ber-
geber (Vorbehaltsnießbrauch, zB BFH v. 26. 2. 1987 IV R 325/84, BStBl. II,
772), zu Ausgleichsleistungen etwa von Geschwistern des �bernehmers oder
auch zur Erf®llung von privaten Verbindlichkeiten. Ggf. stellt der Hof®bergabe-
vertrag eine gemischte Schenkung dar. Verm½gens®bergabe gegen Versorgungs-
leistungen ist mit strechtlicher Wirkung nicht nur im Wege der vorweggenom-
menen Erbfolge unter nahen Angeh½rigen, sondern grunds�tzlich auch unter
Fremden m½glich (BFH v. 16. 12. 1997 IX R 11/94, BStBl. II 1998, 718).
Der Ausgleich gegenlzufiger Interessen von �bergeber und �bernehmer
des Verm½gens ist nach BFH f®r den �bergabevertrag gegen Versorgungslei-
stungen typisch. Als wesentlicher Inhalt des �bergabevertrags m®ssen der Um-
fang des ®bertragenen Verm½gens, die H½he der Versorgungsleistung und die
Art und Weise der Zahlung vereinbart sein.

Mit der Bestimmung der Versorgungsleistungen nach Art und H½he sollen die Ver-
tragsschließenden ein wesentliches Kriterium festgelegt haben „f®r eine dem Rechts-
typus gem�ße bedarfs- und/oder leistungsabh�ngige Ab�nderbarkeit insbesondere der
H½he der Versorgungsleistungen“. Die Ab�nderbarkeit der Leistungen sei dann eine
rechtliche Eigenschaft, die, wenn nicht aus dem Wortlaut des Vertrags selbst, so doch
aus der Rechtsnatur des Versorgungsvertrags, dh. aus dem f®r diesen Rechtsgesch�fts-
typ geltenden dispositiven Recht folgt (BFH v. 15. 7. 1992 X R 165/90, BStBl. II, 1020
[1022]; letzteres ist uE zweifelhaft und angreifbar; es ist schwerlich vermittelbar, daß
festbestimmte Versorgungsleitungen eine stillschweigende Anpassungsklausel um-
fassen).

Formerfordernisse sind zu beachten. So bedarf der Hof®bergabevertrag zu sei-
ner Wirksamkeit der Schriftform, wenn Grundst®cke (§ 313 BGB) oder ggf.
auch GmbH-Anteile (§ 15 Abs. 3 GmbHG) ®bergehen. Entsprechendes gilt,
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wenn der Vertrag ein Schenkungsversprechen (§§ 518, 2301 BGB), testamentari-
sche oder erbvertragliche Bestimmungen (§§ 2231, 2276 BGB) oder einen Erb-
oder Pflichtteilsverzicht enth�lt.
Bedeutung in der Land- und Forstwirtschaft: Die vorweggenommene Hof-
erbfolge ist im Bereich b�uerlicher Familienbetriebe von h½chster Bedeutung.
Fr®here statistische Erhebungen, die allerdings noch nicht nach der gegenw�rtig
gebr�uchlichen Auff�cherung nach Unternehmensformen differenziert haben
(s. jetzt zB Stat. Bundesamt Fachserie 3, R. 2.1.1.2001), haben gezeigt, daß der
Generationenwechsel nahezu ausschließlich durch Hof®bergaben zu Lebzeiten
im 30j�hrigen Turnus erfolgt.

2. Grundlagen und �berblick zu den einkommensteuerlichen Problemen
der Hof�bergabe

Nach der Rspr. des BFH und der FinVerw. ist Verm½gens®bergabe im allgemei-
nen die Verm½gens®bertragung kraft einzelvertraglicher Regelung unter Leben-
den mit R®cksicht auf die k®nftige Erbfolge, bei der sich der Verm½gens®berge-
ber in Gestalt der Versorgungsleistungen (dazu Anm. 133 ff.) typischerweise
Ertr�ge seines Verm½gens vorbeh�lt, die nunmehr allerdings vom Verm½gens-
®bernehmer erwirtschaftet werden m®ssen (BFH v. 15. 7. 1991 GrS 1/90,
BStBl. II 1992, 78; ebenso BMF v. 26. 8. 2002, BStBl. I, 893 Tz. 3).
Unentgeltliche Betriebs�bertragung: Besteht das Verm½gen in einem luf.
(Teil-)Betrieb, so kommt es darauf an, daß in einem einheitlichen wirtschaftli-
chen Vorgang die wesentlichen Betriebsgrundlagen (vgl. Anm. 81) ®bergeben werden.
Nur in diesem Fall handelt es sich um eine unentgeltliche �bertragung, die nicht
zur Gewinnrealisierung f®hrt; die Versorgungsleistungen stellen weder Ver�uße-
rungsentgelt noch Anschaffungskosten dar (BFH v. 15. 7. 1991 GrS 1/90 aaO,
zu C II.1. c). Die �bertragung nur einzelner WG, wie Grundst®cke, f®hrt zur
Aufdeckung stiller Reserven (BFH v. 27. 8. 1992 IV R 89/90, BStBl. II 1993,
225 mwN).
Einheitlicher �bertragungsvorgang: Eine in mehrere, zeitlich aufeinander-
folgende Einzelakte aufgespaltene Gesamt®bertragung kann nur dann als ein-
heitlicher �bertragungsakt angesehen werden, wenn sie auf einem einheitlichen
Willensentschluß beruht und zwischen den einzelnen �bertragungsvorg�ngen
ein zeitlicher und sachlicher Zusammenhang besteht.

BFH v. 12. 4. 1989 I R 105/85, BStBl. II, 653: Zeitraum von 25 Monaten wegen der
Besonderheiten des Falls gerade noch ausreichend; vgl. auch BFH v. 14. 7. 1993 X R
74–75/90, BStBl. II 1994, 15 (18).

�bertragung der wesentlichen Betriebsgrundlagen: Werden Betriebsfl�-
chen zur®ckbehalten, die einerseits keine wesentlichen Betriebsgrundlagen dar-
stellen, andererseits aber noch zur Annahme eines luf. Betriebs ausreichen, k½n-
nen nach der vorweggenommenen Erbfolge zwei luf. Betriebe vorliegen (BFH
v. 29. 10. 1992 IV R 117/91, BFH/NV 1994, 533).
�bertragung unter Angeh¨rigen: Da die vorweggenommene Erbfolge in ein
landwirtschaftliches Anwesen zumeist unter nahen Angeh½rigen erfolgt, sind
auch die diesbez®glichen versch�rften Anforderungen an die estrechtliche Aner-
kennung zu beachten, dh, die jeweilige nicht r®ckwirkende Vereinbarung muß
klar, eindeutig, ernsthaft gewollt und durchgef®hrt sein.

ZB BFH v. 29. 1. 1992 X R 193/87, BStBl. II, 465; v. 15. 7. 1992 X R 165/90,
BStBl. II, 1020 (1022) mwN., dort vor allem auch zur Durchf®hrung des Vertrags und
zur R®ckwirkung; auch entsprechend zur Betriebsverpachtung Anm. 79; zur �nderung
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der Versorgungsvereinbarung ex nunc zB BFH v. 27. 8. 1996 IX R 86/93, BStBl. II
1997, 47. Eine Verm½gens®bergabe gegen Versorgungsleistungen ist mit strechtlicher
Wirkung grds. auch unter Fremden m½glich (BFH v. 16. 12. 1997 IX R 11/94, BStBl. II
1998, 718, einschr�nkend BMF v. 26. 8. 2002, BStBl. I, 893 Tz. 23 [„ausnahmsweise“],
vgl. zB auch Felsmann/K�nig, A 713.

Besonderer Er¨rterung bed®rfen die Fragen der Unentgeltlichkeit der �ber-
tragung (s. Anm. 130) und der Behandlung der ®bernommenen Altenteilslei-
stungen (s. Anm. 133 ff.).

3. Unentgeltlichkeit der Hof�bergabe

Die Unentgeltlichkeit der Verm½gens®bertragung ist Voraussetzung f®r die er-
w®nschte Buchwert®bertragung nach § 6 Abs. 3 (s. nachfolgend). Auch eine tei-
lentgeltliche �bergabe ist zul�ssig (s. u.).
Voll unentgeltliche Hof�bergabe: Die Vorwegnahme der Hoferbfolge
schließt begrifflich volle Entgeltlichkeit aus (vgl. auch BMF v. 13. 1. 1993, StEK
EStG § 7 Nr. 240 Tz. 2, 42). Bei der vorweggenommenen Erbfolge von Eltern
auf Kinder (bzw. im famili�ren Bereich) spricht eine widerlegliche Vermutung
f®r Unentgeltlichkeit.

BFH v. 23. 4. 1971 IV 201/65, BStBl. II, 686; v. 24. 8. 1972 VIII R 36/66, BStBl. II
1973, 111; v. 16. 11. 1972 IV R 38/68, BStBl. II 1973, 184; v. 22. 9. 1982 IV R 154/79,
BStBl. 1983, 99: im Verh�ltnis zu einer betrieblichen Ver�ußerungsrente; v. 25. 7. 1991
XI R 9/85, BFH/NV 1992, 30; v. 11. 9. 1991 XI R 20/89, BFH/NV 1992, 166 [168];
v. 29. 1. 1992 X R 193/87, BStBl. II, 465: widerlegliche Vermutung im Verh�ltnis zu ei-
ner betrieblichen Ver�ußerungsrente, Vermutung im Streitfall widerlegt; v. 16. 12. 1993
X R 67/92, BStBl. II 1996, 669; Vermietung bei Angeh½rigen widerlegt, wenn Leistung
und Gegenleistung nach kaufm. Gesichtspunkten abgewogen BMF v. 26. 8. 2002,
BStBl. I, 893 Tz. 4, Tz. 4 a: bei Fremden eine nur in Ausnahmef�llen widerlegbare Ver-
mutung f®r Entgeltlichkeit; zur Widerlegung BFH v. 26. 12. 1997 IX R 11/94, BStBl.
1998, 718.

E Die �bernahme betrieblicher Verbindlichkeiten oder negativen BV steht der Annah-
me der Unentgeltlichkeit nicht entgegen (BFH v. 23. 4. 1971 IV 201/65,
BStBl. II, 686; glA Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 415h, 417b). Im Zusam-
menhang mit der vorweggenommenen Hoferbfolge vereinbarte Versorgungslei-
stungen sind im allgemeinen keine Gegenleistungen.

BFH v. 5. 7. 1990 GrS 4–6/89, BStBl. II, 847 (852); v. 24. 4. 1991 XI R 9/84, BStBl. II,
794; v. 27. 2. 1992 X R 139/88, BStBl. II, 612 (614); zur Verfassungsm�ßigkeit dieser
grundlegenden Auffassung BVerfG v. 17. 12. 1992, 1 BvR 4/87, DStR 1993, 315 mit
Anm. P. Fischer; im ®brigen auch BMF v. 13. 1. 1993, StEK EStG § 7 Nr. 240 Tz. 25 f.,
zum sachlichen Umfang solcher Versorgungsleistungen und zur estrechtlichen Einord-
nung, nachfolgend Anm. 136 f. sowie Anm. 110; zur Anwendbarkeit von §§ 6 Abs. 3 –
fr®her 7 Abs. 1 EStDV –, 10d Abs. 1 EStDV BFH v. 15. 7. 1991 GrS 1/90, BStBl. II,
78 (83); v. 16. 12. 1993 X R 67/92, BStBl. II 1996, 669 (671): gilt auch im Verh�ltnis zu
nicht angeh½rigen �bernehmern.

Dies gilt insbes. auch dann, wenn die Leistungen zwar objektiv gleichwertig sind,
die Beteiligten aber nicht ausdr®cklich Leistung und Gegenleistung nach kauf-
m�nnischen Gesichtspunkten gegeneinander abgewogen haben und subjektiv
nicht von der Gleichwertigkeit der beiderseitigen Leistungen ausgegangen sind.

BFH v. 29. 1. 1992 X R 193/87, BStBl. II, 465 (467): keine Versorgungsleistungen,
wenn feststeht, daß die beiderseitigen Leistungen wie unter fremden Dritten gegenein-
ander abgewogen sind; v. 16. 12. 1993 X R 67/92, BStBl. II 1996, 669; v. 28. 7. 1983 IV
R 174/80, BStBl. II 1984, 97 (99 f.) bez®glich eines luf. Betriebs; Felsmann/K�nig,
A 704a; zur Sachbehandlung bei Mindestzeitrenten, verl�ngerten Leibrenten bzw. fest-
bestimmter Zeit BFH v. 31. 8. 1994 X R 58/92, BStBl. II 1996, 672; v. 31. 8. 1994 X R
44/93, BStBl. II 1996, 676: im Regelfall entgeltliches Ver�ußerungs-/Anschaffungsge-

§ 13 Anm. 129–130 Eink®nfte aus

130



HHR Lfg. 209 April 2003 Gmach

sch�ft gegen Ratenzahlungen, dazu BMF v. 26. 8. 2002, BStBl. I, 893 Tz. 22, 50; wohl
f®r den Fall, daß die vereinbarte Mindestzeit unter der durchschnittlichen Lebenserwar-
tung des Versorgungsempf�ngers liegt, FG Ba.-W®rtt. v. 26. 6. 1996, EFG 1996, 1026,
best. durch BFH v. 21. 10. 1999 X R 75/97, BStBl. II 2002, 650.

E Nutzungsrechte des �bergebers unschwdlich: Der Vorbehalt oder die Einr�umung
dinglicher oder obligatorischer Nutzungsrechte am ®bertragenen Verm½gen, zB
Wohnrecht, Nießbrauch, f®hrt ebenso nicht zur Entgeltlichkeit (BFH v.
5. 7. 1990 GrS 4–6/89, BStBl. II, 847; v. 10. 4. 1991 XI R 7, 8/84, BStBl. II,
791). Der Hof®bernehmer hat auch dann keine AK, wenn er im Hof®bergabe-
vertrag die Verpflichtung ®bernimmt, Dritte mit WG aus dem luf. Betrieb abzu-
finden (glAMlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 415 e).
E Buchwert�bergang als Rechtsfolge: Estrechtlich f®hrt die unentgeltliche �bertra-
gung eines luf. Betriebs im Wege der vorweggenommenen Erbfolge weder zu ei-
ner Entnahme noch zu einer Betriebsaufgabe, wohl aber zu einer Ver�nderung
der Eink®nftezurechnung. Der Betrieb wird strechtlich durch den Erwerber
fortgef®hrt. Da der �bergeber keinen Gewinn verwirklicht, muß der �berneh-
mer die Buchwerte des Rechtsvorg�ngers gem. § 6 Abs. 3 Satz 2 ®bernehmen
(BFH v. 26. 2. 1987 IV R 325/84, BStBl. II, 772 mwN zu § 7 EStDV). In Aus-
nahmef�llen ist eine Aufdeckung stiller Reserven allerdings erforderlich, so zB
bei Hof®bergabe an eine nach § 5 Abs. 1 Nr. 14 KStG stbefreite Genossen-
schaft (glA Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 408a). Die Buchwert®bertragung
erfaßt auch die R®cklagen nach §§ 6b, 6 c (zur Fortf®hrung bis zum Ablauf der
Reinvestitionsfrist BFH v. 22. 9. 1994 IV R 61/93, BStBl. II 1995, 367).
E �bertragungskosten keine Betriebsausgaben: Ist die Hof®bergabe voll unentgeltlich,
so k½nnen die dadurch veranlaßten Kosten (Notar, Grundbuch, Prozeßkosten),
nicht als BA ber®cksichtigt werden (glA Mlrkle/Hiller, Rn. 408; vgl. zum Erb-
fall entsprechend BFH v. 17. 10. 1991 IV R 97/89, BStBl. II 1992, 392 [395 f.]).
Teilentgeltliche Hof�bergabe: Eine vorweggenommene Hof®bergabe kann
auch teilentgeltlich erfolgen. F®r die stl. Behandlung ist dabei die zivilrechtliche
Beurteilung der Vorg�nge als gemischte Schenkung oder Schenkung unter Auf-
lage nicht ausschlaggebend, sondern vielmehr allein entscheidend, ob der Er-
werber eigene Aufwendungen erbringen muß, um das Verm½gen bzw. den je-
weiligen Verm½gensgegenstand zu erhalten (BFH v. 29. 10. 1991 VIII R 51/84,
BStBl. II 1992, 512 [513]).
E Art und Umfang der Entgeltleistungen: Im Hof®bergabevertrag auferlegte Aus-
gleichszahlungen und Abstandszahlungen k½nnen Entgelt sein, ebenso Anschaf-
fungsnebenkosten, die in diesem Zusammenhang anfallen (Notar, Gerichtsge-
b®hren). Entgelt kann auch in Form der �bertragung von WG vorliegen.
Entgelt kann die �bernahme von privaten Verbindlichkeiten darstellen (BFH v.
5. 7. 1990 GrS 4–6/89, BStBl. II, 847; v. 8. 11. 1990 IV R 73/87, BStBl. II 1991,
450 f®r eine vorweggenommene Hoferbfolge; BMF v. 13. 1. 1993, BStBl. I, 80
Tz. 27 ff.). Bei der Hof®bergabe neben Altenteilsleistungen vereinbarte unver-
zinsliche Geldanspr®che des �bergebers, die nur auf sein Verlangen zu erbrin-
gen sind und die mit seinem Tod erl½schen (Gutabstandsgelder), f®hren erst bei
ihrer Entstehung zu Ver�ußerungsentgelten des �bergebers und AK des �ber-
nehmers (BMF v. 13. 1. 1993 aaO Tz. 45; bzgl. der Abfindungen nach der H½-
feO aaO Tz. 44). Die FinVerw. geht von einem entgeltlichen Erwerb und damit
nicht mehr von einer vorweggenommenen Hoferbfolge aus, wenn das Entgelt
das stl. Kapitalkonto ®bersteigt (BMF v. 13. 1. 1993 aaO Tz. 35 ff.).
E Rechtsfolgen der Teilentgeltlichkeit der Hof�bergabe (Einheitstheorie des BFH): Bei der
teilentgeltlichen Hof®bergabe ist nach FinVerw. bezogen auf den unentgelt-
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lichen Teil des Erwerbs die Bemessungsgrundlage f®r die AfA fortzuf®hren, be-
zogen auf den entgeltlichen Teil des Erwerbs erfolgt eine Aufstockung (BMF v.
13. 1. 1993, BStBl. I, 80). Nach BFH kommt eine unterschiedliche Behandlung
des Gesch�fts beim Betriebs®bergeber und beim Betriebs®bernehmer nicht in
Betracht. Danach ist die Beurteilung als einheitliches entweder entgeltliches oder
unentgeltliches Gesch�ft beim Betriebs®bergeber und als teilentgeltliches Ge-
sch�ft beim Betriebserwerber mit der Folge unzul�ssig, daß dieser die Buchwerte
der ®bernommenen WG nur anteilig fortf®hrt und im ®brigen seine Aufwen-
dungen als AK aktiviert. Ist das Entgelt niedriger als der Nettobuchwert (Kapi-
talkonto), sind gem. § 6 Abs. 3 die Buchwerte fortzuf®hren.

Sog. Einheitstheorie: BFH v. 10. 7. 1986 IV R 12/81, BStBl. II, 811 (813 f.); v.
22. 9. 1994 IV R 61/93, BStBl. II 1995, 367 (371) unter 3., dort auch zur Frage des
Ver�ußerungsgewinns; Schmidt/Wacker XXI. § 16 Rn. 57 ff.; Mlrkle/Hiller, 8. Aufl.
2001, Rn. 418b; aA zB K�hne/Wesche, 436 f. Ist das Entgelt h½her, d®rfte der Vor-
gang wie ein vollentgeltlicher Vorgang zu behandeln sein (s. Schmidt/Wacker aaO).
Kosten der �bergabe k½nnen anteilig als AK zu behandeln sein (glA Mlrkle/Hiller,
8. Aufl. 2001, Rn. 417c).

Einstweilen frei.

4. Behandlung der Versorgungs- bzw. Altenteilsleistungen

Schrifttum ab 1992: Richter, Renten oder wiederkehrende Bez®ge? Es ist und bleibt ei-
ne (dauernde) Last, DStR 1992, 812; G. S�ffing, Der Rentenbeschluß des Großen Senats
des BFH, DB 1992, 61; Biergans/Koller, Verm½gens®bertragungen gegen private Versor-
gungsleistungen, DStR 1993, 741; Katterbe, Private Renten in der neueren Rspr. des
BFH, FR 1993, 623; Martin, Renten und andere wiederkehrende Leistungen bei Verm½-
gens®bertragungen, BB 1993, 1773; Meier, Die Besteuerung des Altenteils, INF 1993,
109; Seithel, Die FolgeRspr. des BFH ®ber Renten und dauernde Lasten im Anschluß an
die Entscheidungen des Großen Senats des BFH, kritische Anmerkungen, BB 1993, 473;
Seithel, Versorgungsleistungen bei Abl½sungen eines Vorbehalts- oder Verm�chtnisnieß-
brauchs, DStR 1993, 674; Weber-Grellet, Ver�ußerung – Versorgung – Unterhalt, Bei-
heft zu DStR Nr. 31/1993; Fischer, Wiederkehrende Bez®ge und Leistungen, 1994; Nie-
hues/Krlnke, Die steuerlichen Vorteile der dauernden Last und die wirtschaftlichen
Risiken des § 323 ZPO, DB 1994, 183; Stephan, Versorgungsleistungen aufgrund vorweg-
genommener Erbregelung, Erbvertrags oder testamentarischer Anordnung, DB 1996,
2149; ders. Einkommensteuerrechtliche Behandlung von wiederkehrenden Leistungen im
Zusammenhang mit der �bertragung von Privat- oder Betriebsverm½gen, DB Beilage
Nr. 4/97 Heft 9; Fischer, Die vorweggenommene Erbfolge nach dem „Rentenerlaß“ des
BMF v. 23. 12. 1996 (BStBl. I, 1508), Stbg 1997, 201; Korn, Beratungspraktische Erkennt-
nisse und Konsequenzen aus dem Renten-Erlaß der FinVerw. vom 23. 12. 1996, DStR
1997, 137; Wacker, Einkommensteuerliche. Behandlung wiederkehrender Leistungen bei
�bertragung von Betriebs- und Privatverm½gen, NWB F. 3, 9933; Weber-Grellet, Ver-
m½gens®bertragungen, Stbg. 1998, 14; Geck, Wiederkehrende Leistungen und Versor-
gungsvertrag bei „typus 2“, ZEV 2000, 135; Grune, Verm½gens®bergabe gegen Versor-
gungsleistungen, AktStR 2000, 195; Spiegelberger, Der Sonderausgabenabzug privater
Versorgungsrenten, DStR 2000, 1073; Weber-Grellet, Geltung der 50 %-Grenze, FR
2000, 276; Weimer, Anm. zum Vorlagebeschluß des X. Senats des BFH v. 10. 11. 1999,
MittRkNotK 2000, 114; Geck, Abziehbarkeit von Versorgungsleistungen, ZEV 2001, 127;
G�tz, Verm½gens®bergabe gegen ab�nderbare Versorgungsleistungen, KFR F 3 EStG
§ 10, 151; Groh, Abschied von der Verm½gens®bergabe gegen Versorgungsleistungen, FR
2001, 277; Hipler, Die Verm½gens®bergabe gegen Versorgungsleistungen vor der Typus-
2-Entscheidung des Großen Senats des BFH, DStR 2001, 1918; Bornheim, Vorwegge-
nommene Erbfolge bei Personenunternehmen, StbJb. 2001/2002, 163; Franz/Seitz, Die
Verm½gens®bergabe gegen Versorgungsleistungen im Umbruch, DStR 2002, 1745; Sera-
fini, Der Versorgungsvertrag auf dem Pr®fstand, ErbBrtg. 2002, 19; Stuhrmann, Die ein-
kommensteuerrechtliche Behandlung von Verm½gens®bergaben, ZEV 2002, 181.
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Verwaltungsanweisungen: BMF v. 26. 8. 2002, BStBl. I, 893: Estrechtliche Behandlung
wiederkehrender Leistungen im Zusammenhang mit der �bertragung von Privat- oder
Betriebsverm½gen.
Vgl. auch § 10 Anm. 54a und § 22 Anm. 94.

a) Zivil- und einkommensteuerrechtliche Grundlagen

Leistungen f®r die �bertragung des Betriebs k½nnen Versorgungsleistungen sein
(dazu Anm. 130).
Zivilrechtliche Grundlagen: Ein Anwendungsfall des Versorgungsvertrags
kann der Altenteilsvertrag sein (Art. 96 EGBGB, BFH v. 15. 7. 1991 GrS 1/90,
BStBl. II 1992, 78 [83] s. auch BFH v. 10. 11. 1999 X R 46/97, BStBl. II 2000,
497: Vorlage an GrS; ausf®hrlich zum Versorgungsvertrag/Altenteilsvertrag Pe-
cher in M®nchKomm./BGB, Art. 96 EGBGB Rn. 8, 16 f.). In aller Regel wer-
den dabei zugunsten des �bergebers bzw. seines Ehegatten lebensl�ngliche Al-
tenteilsleistungen vereinbart (zur stl. Behandlung k®rzerer Leistungen s. BMF v.
26. 8. 2002, BStBl. I, 893 Tz. 22, 50). Derartiges ist auch bei Wirtschafts®berlas-
sung ®blich (Anm. 100 f., 110). Die Verpflichtung zu Altenteilsleistungen kann
aber auch auf Erbvertr�gen, Verf®gung von Todes wegen usw. beruhen (vgl.
BFH v. 27. 2. 1992 X R 139/88, BStBl. II, 612; BMF v. 26. 8. 2002, BStBl. I, 893
Tz. 28 ff.). Altenteilsrechte k½nnen auch kraft Gesetzes entstehen (§ 14 Abs. 2
H½feO f®r den ®berlebenden Ehegatten, dazu zB BFH v. 22. 9. 1993 X R 48/
92, BStBl. II 1994, 107 [108]).
E Begriff der Altenteilsleistungen: Eine zivilrechtliche Legaldefinition des Begriffs
„Altenteil“ bzw. „Altenteilsvertrag“ oder „Altenteilsleistung“ gibt es nicht (vgl.
zB Palandt/Bassenge, BGB, 61. Aufl. 2002, Art. 96 EGBGB Anm. 1 und 2,
dort auch im Verh�ltnis zu landesgesetzlichen Regelungen; aaO, § 759 BGB
Anm. 2b). Altenteilsleistungen sind Versorgungsleistungen, die in Geld- und
Sachleistungen bestehen, zB �berlassung von Wohnung, Stellung von Bek½sti-
gung, Bekleidung, Pflege im Krankheitsfall, Taschengeld, die h�ufig anl�ßlich
der �bergabe von Verm½gensinbegriffen im Wege der vorweggenommenen
Erbfolge vereinbart werden, zB bei �bergabe eines luf. Betriebs (BFH v.
5. 7. 1990 GrS 4–6/89, BStBl. II, 847 [851]; vgl. auch BFH v. 15. 7. 1991 GrS
1/90, BStBl. II 1992, 78; auch die etwas anders orientierte Begriffsbestimmung
in BFH v. 9. 7. 1953 IV 530/52 U, BStBl. III, 244).

Die Besonderheit des �bergabevertrags im Rahmen einer vorweggenommenen Erb-
folge als Grundlage f®r Versorgungsleistungen der beschriebenen Art wird darin gese-
hen, daß er der folgenden Generation unter Vorwegnahme des Erbfalls das Nach-
r®cken in eine die Existenz wenigstens teilweise begr®ndende Wirtschaftseinheit
erm½glicht und gleichzeitig die Versorgung des �bergebers aus dem ®bernommenen
Verm½gen zumindest zu einem Teil sichert (BFH v. 5. 7. 1990 GrS 4–6/89, BStBl. II,
847 [851] unter Berufung auf einschl�gige Rspr. des BGH; zur Unentgeltlichkeit des
�bergabevertrags Anm. 127). Altenteilsleistungen k½nnen ggf. auch in einer einzigen
Nutzung/Leistung bestehen.

Nach der Rspr. des BFH zur Wirtschafts®berlassung k½nnen auch Versorgungs-
leistungen im weiteren Sinne gew�hrt werden (s. Anm. 101, 110). In j®ngerer
Zeit verschiebt sich das Gewicht der Altenteilsleistungen mehr und mehr auf
Geldleistungen.
Die einkommensteuerrechtliche Behandlung der Versorgungsleistungen
schließt nicht nahtlos an die zivilrechtlichen Voraussetzungen eines Altenteils-
vertrags bzw. Leibgedings an (s. BFH v. 5. 7. 1990 GrS 4–6/89, BStBl. II, 847
[852]; v. 15. 9. 2000 X R 147/96, BStBl. II 2001, 175 mwN. Ein Abschied von
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diesen Grunds�tzen ist entgegen Groh, FR 2001, 277, nicht erkennbar, s. P. Fi-
scher, FR 2001, 397). Bei den Leistungen anl�ßlich der Hof®bergabe sind Kauf-
preisraten von wiederkehrenden Bez®gen zu unterscheiden, die ihrerseits als be-
triebliche oder private Ver�ußerungs-, Versorgungs- oder Unterhaltsbez®ge
einzuordnen sein k½nnen (vgl. im einzelnen auch BFH v. 10. 11. 1999 X R 46/
97, BStBl. II 2000, 188 – Vorlage an GrS –, der in diesem Zusammenhang der
Vergleichsrechnung („Wert der Wirtschaftseinheit weniger als die H�lfte des
Werts der Gegenleistung“) keine Tatbestandsfunktion zuweist. Danach richtet
sich die Rechtsfolge des vollen Ansatzes beim Berechtigten und Abzugs beim
Verpflichteten oder nur der Ber®cksichtigung des Ertragsanteils.
E Versorgungsleistungen als wiederkehrende Bez�ge: Im Anschluß an die stRspr. des
BFH stellen nach Auffassung des Großen Senats des BFH Versorgungsleistun-
gen, die anl�ßlich der �bertragung von Verm½gen (im Umfang einer ganz oder
teilweise existenzsichernden Wirtschaftseinheit) im Wege der vorweggenomme-
nen Erbfolge vom �bernehmer zugesagt werden, weder Ver�ußerungsentgelt
noch AK, sondern als Leibrenten oder dauernde Lasten wiederkehrende Bez®ge
(§ 22 Nr. 1) und Sonderausgaben (§ 10 Abs. 1 Nr. 1 a) dar (zB BFH v.
15. 7. 1991 GrS 1/90, BStBl. II 1992, 78; v. 22. 9. 1993 X R 48/92, BStBl. II
1994, 107; zur Abgrenzung von betrieblichen Versorgungsleistungen BMF v.
13. 1. 1993, BStBl. I, 80 Tz. 26 mwN; Fischer, FR 2001, 397: „Der Sache nach
handelt es sich um steuerbare/abziehbare Unterhaltsleistungen“). Von Unter-
haltsleistungen iSv. § 12 Nr. 1 und Zuwendungen aufgrund freiwillig ®bernom-
mener Rechtspflicht iSv. § 12 Nr. 2 unterscheiden sich diese Leistungen darin,
daß sie als vorbehaltene Verm�gensertrwge eingeordnet werden (zB BFH v. 5. 7. 1990
GrS 4–6/89, BStBl. II, 847 [852]; v. 25. 11. 1992 X R 91/89, BStBl. II 1996,
666; v. 10. 11. 1999 X R 46/97, BStBl. II 2000, 188: „Doktrin“). Da sie keine
Gegenleistung des �bernehmers darstellen, m®ssen sie auch nicht vorab mit
dem Wert des ®bertragenen Verm½gens verrechnet werden (BFH v. 5. 7. 1990
GrS 4–6/89, BStBl. II, 847 [852] mwN; auch BFH v. 15. 7. 1991 GrS 1/90,
BStBl. II 1992, 78). Nach stRspr. des BFH wird auch der Erb- bzw. Pflichtteils-
verzicht gegen Abfindung als ein Fall der vorweggenommenen Erbfolge angese-
hen, wobei etwa wiederkehrende Leistungen als Abfindung estrechtlich unter
§ 22 Nr. 1 bzw. § 10 Abs. 1 Nr. 1 a fallen (BFH v. 7. 4. 1992 VIII R 59/89,
BStBl. II, 809 mwN, dort auch zur Zivilrechtslage; von einer Wertverrechnung
mit dem Wert der Gegenleistung wurde abgesehen, da der Verzicht zwar eine
Gegenleistung darstelle, der aber wirtschaftlich nicht bezifferbar sei). Die Vor-
aussetzungen k½nnen auch zwischen einander fremden Personen erf®llt sein
(BFH v. 16. 12. 1997 IX R 11/94, BStBl. II 1998, 718, dazu BMF v. 30. 10. 1998
BStBl. I, 1417).
E Abzugsverbot f�r alle anderen Versorgungsleistungen: In Abgrenzung hierzu folgert
die Rspr. des BFH, daß f®r alle anderen Verpflichtungen zu wiederkehrenden
Leistungen (zB Verpflichtung zu Versorgungsleistungen nach Erbfall aufgrund
testamentarischen Verm�chtnisses) insbes. § 12 Nr. 2 eingreift, weil in F�llen
dieser Art nicht vom Bild vorbehaltener Verm½gensertr�ge im Zusammenhang
mit einer Verm½gens®bergabe ausgegangen werden kann. Wiederkehrende Lei-
stungen, die der Erbe auf Grund eines Verm�chtnisses an einen Dritten zu zah-
len hat, sind mit dem Wert des empfangenen Verm½gens zu verrechnen. Sie sind
mangels wirtschaftlicher Belastung des Erben nicht als Sonderausgabe nach § 10
Abs. 1 Nr. 1 a abziehbar. Davon ausgenommen sind wiederkehrende Leistungen,
die bei einer Verm½gens®bergabe im Wege vorweggenommener Erbfolge zu
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Lebzeiten des Erblassers beim �bernehmer nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 a abziehbar
w�ren (BFH v. 27. 2. 1992 X R 139/88, BStBl. II, 612).
E Tatswchliche Durchf�hrung des �bergabevertrags: Der Verzicht des Berechtigten auf
Altenteilsleistungen f®hrt nicht zu stpfl. fiktiven Einnahmen beim Berechtigten
(Nds FG v. 14. 10. 1992, EFG 1994, 209, rkr. dort auch zum Verzicht als Ein-
kommensverwendung). Bei nahen Angeh½rigen ist zu beachten, daß der �ber-
gabevertrag auch hinsichtlich der Altenteilsleistungen den versch�rften Anforde-
rungen gen®gen muß, insbes. tats�chlich durchgef®hrt wird (BFH v. 15. 7. 1992
X R 165/92, BStBl. II, 1020 [1022], dort auch zum sog. R®ckwirkungsverbot; v.
24. 3. 1993 X R 4/92, BFH/NV 1993, 717).

Werden die auf der Grundlage eines Verm½gens®bergabevertrags geschuldeten Versor-
gungsleistungen nicht erbracht, entf�llt die Abziehbarkeit beim Verpflichteten und die
Steuerbarkeit beim Berechtigten (BFH v. 8. 9. 1993 X B 15/93, BFH/NV 1994, 99;
vgl. aber zu unregelm�ßigen Zahlungen BFH v. 10. 11. 1999 X R 46/97, BStBl. II
2000, 188). Die estrechtliche Anerkennung vertraglich geschuldeter Betr�ge, die nicht
zum F�lligkeitszeitpunkt ausgezahlt werden, sondern stehen bleiben, setzt bei nahen
Angeh½rigen einen Darlehensvertrag voraus, der insbes. hinsichtlich Verzinsung, Lauf-
zeit und R®ckzahlung des Darlehens einem Fremdvergleich standh�lt (BFH v.
24. 3. 1993 X R 4/92, BFH/NV 1993, 717). Unter bestimmten Voraussetzungen k½n-
nen �nderungsvereinbarungen hinsichtlich der Vorsorgungsleistungen ex nunc
estrechtlich anzuerkennen sein (vgl. BFH v. 27. 8. 1996 IX R 86/93, BStBl. II 1997, 47;
glA Felsmann/K�nig, A 716, bez®glich der nachtr�glichen Vereinbarung der Ab�nder-
barkeit entsprechend § 323 ZPO).

Die vorstehenden Grunds�tze sind in ihren Grundstrukturen vom BVerfG f®r
verfassungsm�ßig gehalten worden (BVerfG v. 17. 12. 1992 1 BvR 4/87, DStR
1993, 315).

b) Voraussetzung der �bergabe einer existenzsichernden
Wirtschaftseinheit

Das Bild der Rspr. von einer Verm½gens®bertragung unter Vorbehalt von Verm�-
gensertrwgen zur Versorgung des �bergebers (s. Anm. 129) setzt voraus, daß die
Versorgung des �bergebers aus dem ®bernommenen Verm½gen sichergestellt
werden kann (BMF v. 26. 8. 2002, BStBl. I, 893 Tz. 7 ff.: teilweise ger®gt; zur
Kritik besonders Weber-Grellet, Stbg. 1998, 14; ders. Anm. in FR 1998, 1003).
Land- und forstwirtschaftlicher Betrieb als existenzsichernde Grundlage:
Ein luf. Betrieb, der ®bergeben wird, ist im allgemeinen eine derartige existenz-
sichernde Wirtschaftseinheit (zur Abgrenzung BMF v. 26. 8. 2002, BStBl. I, 893
Tz. 5 ff., auch bei Pacht, vgl. BFH v. 13. 9. 2000 X R 147/96, BStBl. II 2001,
157), aus der die Versorgungsleistungen ganz oder zum Teil (zusammenfassend
BMF v. 26. 8. 2002, BStBl. I, 893 Tz. 17 ff.) erwirtschaftet werden k½nnen. Die
Annahme einer existenzsichernden Einheit scheitert bei hinl�nglichen Ertr�gen
f®r die Bedienung der Versorgungsleistungen nicht daran, daß der Wert des
®bernommenen Verm½gens weniger als die H�lfte des Werts der Gegenleistung
betr�gt (BFH v. 13. 9. 2000 X R 147/96, BStBl. II 2001, 175). Nicht als existenz-
sichernde Wirtschaftseinheit wird etwa ein Geldbetrag oder ertragloses Verm½-
gen angesehen.

Zum Geldbetrag vgl. BFH v. 27. 2. 1992 X R 136/88, BStBl. II, 609; v. 26. 11. 1997 X
R 114/94, DB 1998, 602; krit. BFH v. 10. 11. 1999 X R 46/97, BStBl. II 2000, 188;
nach Auffassung im BMF v. 26. 8. 2002 BStBl. I, 893 Tz. 10 aE unterliegen damit in
Zusammenhang stehende wiederkehrende Leistungen § 12 Nr. 2; der Standpunkt ist et-
wa dann zweifelhaft, wenn der Geldbetrag mit der Auflage ®bergeben wird, diesen
zinsg®nstig anzulegen, Hess. FG v. 25. 10. 1993, EFG 1994, 521, rkr.; nach Auffassung

E 141

Land- und Forstwirtschaft Anm. 133–134 § 13

134



E 142 Gmach

der FinVerw. sollen zB auch Wertpapiere und stille Beteiligungen kein Verm½gen in
vorstehendem Sinne darstellen k½nnen, BMF v. 26. 8. 2002, BStBl. I, 893 Tz. 10, dazu
aber BFH v. 2. 12. 1966 VI 365/65, BStBl. III 1967, 243.

Keine existenzsichernde Wirtschaftseinheit im vorgenannten Sinn wird
®bergeben, wenn etwa mit dem luf. Betrieb keine stpfl. Eink®nfte erzielt werden,
weil die Einkunfts- oder Gewinnerzielungsabsicht fehlt (BMF v. 26. 8. 2002,
BStBl. I, 893 Tz. 12) oder wenn sich der �bernehmer mittels eines Nießbrauchs
die gesamten Ertr�ge des luf. Betriebs vorbeh�lt (sog. Totalnießbrauch: BFH v.
25. 3. 1992 X R 100/91, BStBl. II, 803; v. 14. 7. 1993 X R 54/91, BStBl. II 1994,
19; zu Einschr�nkungen insoweit BMF v. 26. 8. 2002, BStBl. I, 893 Tz. 10). Eine
wiederkehrende Leistung iSv. § 10 Abs. 1 Nr. 1 a bzw. § 22 Nr. 1 kann aber dann
vorliegen, wenn zB im Verm½gens®bergabevertrag im Anschluß an einen befri-
steten Vorbehaltsnießbrauch zeitlich hieran anschließend eine Versorgungsrente
vereinbart und entsprechend dieser Vereinbarung verfahren wird (BFH v.
3. 6. 1992 X R 14/89, BStBl. II 1993, 23; v. 14. 7. 1993 X R 54/91, BStBl. II
1994, 19). Auch ein Nießbrauch selbst kann eine existenzsichernde Wirtschafts-
einheit darstellen, so daß im Rahmen einer Abl½sung des Nießbrauchs verein-
barte Versorgungsleistungen §§ 10 Abs. 1 Nr. 1 a bzw. § 22 Nr. 1 unterliegen
k½nnen (BFH v. 13. 10. 1993 X R 86/89, BStBl. II 1994, 451: allerdings nicht,
wenn das dingliche Recht keine existenzsichernde Wirtschaftseinheit darstellt;
im Streitfall verneint, da lediglich ein monatlicher Nutzungswert von 250 DM; v.
25. 11. 1992 X R 34/89, BStBl. II 1996, 663; v. 25. 11. 1992 X R 91/89,
BStBl. II 1996, 666). Zur Rechtsfolge, wenn die Verm½gensertr�ge nicht v½llig
zur Bedienung der Versorgungsleistungen ausreichen s. Anm. 136.

c) Abzug und Besteuerung der Versorgungsleistungen

Unter den genannten Voraussetzungen (namentlich: Verm½gens®bergabe gegen
Versorgungsleistungen) sind die Versorgungsleistungen (zum Begriff BFH v.
13. 9. 2000 X R 147/96, BStBl. II 2001, 175) beim verpflichteten �bernehmer
des Betriebs als Sonderausgaben nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 a (BFH v. 10. 11. 1999
X R 46/97, BStBl. II 2000, 188 stellt Streichung dieser Vorschrift zur Debatte)
abziehbar und beim berechtigten �bergeber als sonstige Eink®nfte zu versteu-
ern.

Vgl. zu den entsprechenden Folgerungen bei der Wirtschafts®berlassung Anm. 110;
beim unentgeltlichen Vorbehaltsnießbrauch Anm. 115 aE und zB BFH v. 10. 11. 1999
X R 46/97, BStBl. II 2000, 188. Liegen die genannten Voraussetzungen nicht vor, gel-
ten § 12 und die allg. Grunds�tze des EStRecht uneingeschr�nkt (BFH v. 26. 11. 1997
X R 114/94, BStBl. II 1998, 190; v. 10. 11. 1999 X R 46/97 aaO); insoweit kann nichts
anderes gelten als beim Erwerb gegen Einmalzahlung.

Korrespondenzerfordernis bei Erfassung von Eink�nften: Nach der Rspr.
liegen nur dann Eink®nfte eines Altenteilsberechtigten iSv. § 22 Nr. 1 Satz 1 vor,
wenn der Verpflichtete berechtigt ist, diese Leistungen als Sonderausgaben ab-
zuziehen (BFH v. 26. 7. 1995 X R 91/92, BStBl. II, 836; v. 26. 7. 1995 X R 113/
93, BStBl. II 1996, 157). Wird keine existenzsichernde Wirtschaftseinheit in vor-
stehendem Sinne ®bergeben, erfolgt die estrechtliche Sachbehandlung nach
§§ 12 Nr. 2, 22 Nr. 1 Satz 2 (zur Abziehbarkeit nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 a s. BFH
v. 27. 2. 1992 X R 139/88, BStBl. II, 612).
Grenzen der Sachbehandlung nach § 10 Abs. 1 Nr. 1a bzw. § 22 Nr. 1:
Grunds�tzlich kommt § 10 Abs. 1 Nr. 1 a bzw. § 22 Nr. 1 nur in Betracht, wenn
eine existenzsichernde Wirtschaftseinheit im Wege vorweggenommener Erbfol-
ge gegen Versorgungsleistungen ®bertragen wird; nicht etwa bei Verpflichtungen
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zu Versorgungsleistungen nach Erbfall aufgrund Verm�chtnisses (BFH v.
27. 2. 1992 X R 139/88, BStBl. II, 612: § 12 Nr. 2, dort aber auch zur Ausnah-
me). Versorgungsleistungen anl�ßlich einer vorweggenommenen Erbfolge zu-
gunsten eines Dritten hat der BFH nicht als vorbehaltene Verm½gensertr�ge ge-
w®rdigt und § 12 Nr. 2 angewandt (BFH v. 14. 12. 1994 X R 1–2/90, BStBl. II
1996, 680).
Die Fortf�hrung des Betriebs durch den �bernehmer ist Voraussetzung f®r
die Anwendung der §§ 10 Abs. 1 Nr. 1 a, 22 Nr. 1, was nicht wegen einer weite-
ren �bertragung im Wege der vorweggenommenen Erbfolge zu verneinen ist
(BMF v. 26. 8. 2002, BStBl. I, 893 Tz. 20). Kommt es dagegen zur Ver�ußerung
dieser Wirtschaftseinheit durch den �bernehmer, so kommt eine entsprechende
Sachbehandlung nicht mehr in Betracht (vgl. BFH v. 14. 2. 1996 X R 106/91,
BStBl. II, 687; entspr. BFH v. 17. 6. 1998 X R 104/94, BFH/NV 1998, 1563).
Nach Auffassung des BFH liegen schon dann nicht mehr Sonderausgaben (Ren-
te/dauernde Last) vor, wenn die existenzsichernde Einheit, die im Wege der vor-
weggenommenen Erbfolge ®bertragen wurde, vom �bernehmer ver�ußert
wird.

BFH v. 17. 6. 1998 X R 104/94, BFHE 186, 280 mit Anm. Weber-Grellet in FR
1998, 1000; v. 17. 6. 1998 X R 104/94, BFH/NV 1998, 1563; v. 17. 6. 1998 X R 129/
96, BFH/NV 1999, 294; v. 24. 2. 1999 X R 51/97, BFH/NV 1999, 1203; glA nunmehr
BMF v. 26. 8. 2002, BStBl. I, 893 Tz. 21 f., dort auch zur Teil®bertragung; aA FG M®n-
ster v. 8. 2. 1996, EFG 1997, 734, aufgeh. durch BFH v. 24. 2. 1999 X R 51/97 aaO.

�bertr�gt der �bernehmer den Betrieb im vorstehenden Sinne sch�dlich weiter,
liegen bei ihm nach der Auffassung der FinVerw. im Zeitpunkt der �bertragung
AK in H½he des nach den §§ 12 ff. BewG oder nach versicherungsmathemati-
schen Grunds�tzen ermittelten Kapital- oder Barwerts der wiederkehrenden
Leistungen ggf. zusammen mit gezahlten Abstands-/Gleichstellungsgeldern
bzw. ®bernommenen privaten Verbindlichkeiten vor (BMF v. 26. 8. 2002,
BStBl. I, 893 Tz. 21.11, dort auch zu weiteren Maßgaben mit Beisp.: aaO
Tz. 21.8 ff. zur Sachbehandlung in diesem Fall beim �bergeber – § 16 Abs. 1 –).
Betriebliche Verznderungen durch den �bernehmer sind im allgemeinen
unsch�dlich. Unsch�dlich ist es jedenfalls, wenn der �bernehmer den Betrieb
verpachtet (glA Felsmann/K�nig, A 712), wobei es uE nicht darauf ankommt,
ob die Aufgabe des Betriebs erkl�rt wird oder nicht.
Voraussetzung f�r eine Besteuerung der Versorgungsleistungen im Zu-
sammenhang mit einer Verm½gens®bertragung im Wege vorweggenommener
Erbfolge ist aber, daß das ®bergebene Verm½gen im Verh�ltnis zu den Versor-
gungsleistungen nennenswert ist. Ansonsten ®berwiegt der Unterhaltscharakter
(§ 12 Nr. 2). Der BFH nimmt ein nennenswertes Verm½gen an, wenn dessen
Wert im Zeitpunkt der Verm½gens®bergabe bei ®berschl�giger und großz®giger
Berechnung mindestens die H�lfte des Kapitalwerts der wiederkehrenden Lei-
stungen betr�gt; f®r Hof®bergabevertr�ge soll dieser Gesichtspunkt aber „prak-
tisch nicht bedeutsam“ sein.

BFH v. 15. 7. 1991 GrS 1/90, BStBl. II 1992, 78 (85) iVm. BFH v. 28. 7. 1983 IV R
174/80, BStBl. II 1984, 97; BFH v. 23. 1. 1992 XI R 6/87, BStBl. II, 526; zur Wertbe-
messung eines ®bertragenen Betriebs BFH v. 23. 1. 1964 IV 8/62 U, BStBl. III, 422; v.
30. 11. 1967 IV 1/65, BStBl. II 1968, 263. Die Einschr�nkung bei Hof®bergabevertr�-
gen ist uE nicht haltbar; zur Rspr. des BFH bei Wirtschafts®berlassung mit Altenteils-
leistungen, die sich von der genannten Entscheidung des GrS des BFH abgrenzt, s.
Anm. 110. Die FinVerw. beschr�nkt augenscheinlich die vorgenannte Wert®berpr®fung
auf ®bergebene Wirtschaftseinheiten ohne ausreichende Ertr�ge zur Bedienung der
Versorgungsleistungen (sog. Typus 2, s. BMF v. 26. 8. 2002, BStBl. I, 893 Tz. 17 f.).
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Keine Bed�rftigkeitspr�fung: Nach der Rspr. des BFH ist idR nicht zu pr®-
fen, ob der Verm½gens®bergeber auf die Versorgungsleistungen zur Bestreitung
seines Lebensunterhalts angewiesen ist (BFH v. 23. 1. 1992 XI R 6/87, BStBl. II,
526). Offen geblieben ist dabei, ob dies auch gilt, wenn es sich nach der H½he
der vereinbarten Leistungen schlechterdings nicht um Versorgungsleistungen
handeln kann.
Mehrere Versorgungsberechtigte, Dritte: Bei Altenteilsleistungen, die dem
Hof®bergeber und dessen Ehegatten als Gesamtberechtigten zustehen, beziehen
sowohl der Hof®bergeber als auch dessen Ehegatte sonstige Eink®nfte iSv. § 22
Nr. 1, die ihnen idR je zu H�lfte zuzurechnen sind (BFH v. 22. 9. 1993 X R
126/92, BStBl. II 1994, 107; dazu OFD Hannover v. 27. 12. 1993, StEK EStG
§ 13 Nr. 600; Felsmann/K�nig, A 714 a, bezieht diese Grunds�tze auch auf an-
dere Angeh½rige des Hof®bergebers). In diesen F�llen steht jedem der Gesamt-
berechtigten der Pauschbetrag des § 9 a Satz 1 Nr. 3 zu (BFH v. 22. 9. 1993 X R
126/92, BFH/NV 1994, 235). Werden Versorgungsleistungen an Großeltern im
Zusammenhang mit einer Verm½gens®bertragung von Eltern auf Kinder von
diesen ®bernommen, so sind die von den Kindern erbrachten Leistungen jeden-
falls dann als dauernde Last abziehbar, wenn zuvor die Eltern aufgrund einer
Verm½gens®bertragung durch die Großeltern zu diesen Leistungen verpflichtet
waren (BFH v. 23. 1. 1997 IV R 45/96, BStBl. II, 458 mit Anm. HFR 1997,
482): Verpflichtet sich der �bernehmer einer existenzsichernden Wirtschaftsein-
heit im �bergabevertrag, an einen familienfremden Dritten auf dessen Lebens-
zeit der H½he nach ab�nderbare wiederkehrende Leistungen (im Streitfall:
Sch½nheitsreparaturen) zu erbringen, f®hrt dies nicht zu einer abziehbaren dau-
ernden Last, sondern zu einer teilentgeltlichen Anschaffung des Verm½gens
(BFH v. 14. 12. 1994 X R 12/90, FR 1995, 503 mit krit. Anm. Weber-Grellet
und Replik P. Fischer, FR 1995, 583; zu Dritten auch Schmidt/Heinicke XXI.
§ 22 Rn. 84 mwN: ablehnend, anders aber zu § 10 LPartG; s. auch Schmidt/
Wacker XXI. § 16 Rn. 54). Wenn die Rspr. des BFH (zB v. 27. 2. 1992 X R
139/88, BStBl. II, 612 [615]; v. 16. 1. 1994 X R 54/92, BStBl. II, 633) Versor-
gungsleistungen zugunsten Dritter § 12 Nr. 2 unterworfen hat, ist hierf®r nach
dem Gesamtzusammenhang eine ®berzeugende Begr®ndung schwierig, zumal
die Rspr. des BFH eine Verm½gens®bergabe gegen Versorgungsleistungen in be-
sonderen F�llen auch unter Fremden f®r stl. beachtlich h�lt (BFH v. 16. 12. 1997
IX R 11/94, BStBl. II 1998, 718; dazu BMF v. 30. 10. 1998, BStBl. I, 1417; vgl.
zur Problematik auch Weinglrtner/Wendt, Kap. 52 Rn. 14). Allerdings kann
der gegenteilige Standpunkt bei entsprechender Gestaltung zu einer Aushebe-
lung des § 12 Nr. 2 f®hren und damit an sich nichtabziehbare Unterhaltsleistun-
gen nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 a abziehbar sein (vgl. BFH v. 27. 3. 2001, BFH/NV
2001, 1242; P. Fischer, FR 1992, 765).

d) Art und Umfang der Versorgungsleistungen

In Ankn®pfung an das Bild von den vorbehaltenen Verm½gensertr�gen
(Anm. 129) kann im gegebenen Zusammenhang nicht von entgeltlich im Aus-
tausch mit einer Gegenleistung entstandenen wiederkehrenden Leistungen ge-
sprochen werden.
Keine Wertverrechnung der Leistungen: Deshalb scheidet eine Verrechnung
des Werts der wiederkehrenden Leistungen mit dem Wert der Gegenleistung aus
(dazu zB BFH v. 13. 8. 1985 IX R 10/80, BStBl. II, 709) und die wiederkehren-
den Leistungen sind sofort nach § 22 Nr. 1 bzw. 10 Abs. 1 Nr. 1 a zu behandeln
(BFH v. 5. 7. 1990 GrS 4–6/89, BStBl. II, 847 f®r die �bergabe existenzsichern-
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den Verm½gens; v. 25. 3. 1992 X R 100/91, BStBl. II, 803 f®r die Beendigung ei-
nes Vorbehaltsnießbrauchs; v. 27. 2. 1992 X R 139/88, BStBl. II, 612). Die Ver-
sorgungsleistungen stellen regelm�ßig korrespondierend f®r § 22 Nr. 1 und § 10
Abs. 1 Nr. 1 a beim �bergeber und �bernehmer entweder in voller H½he zu be-
r®cksichtigende dauernde Lasten oder nur in H½he des Ertragsanteils zu erfas-
sende Leibrenten dar (BFH v. 26. 7. 1995 X R 113/93, BStBl. II 1996, 157; zu
Einschr�nkungen s. BFH v. 26. 1. 1994 X R 57/89, BStBl. II, 597).
Nach der Rspr. des BFH kann bei sachlichem Zusammenhang mit der ur-
spr®nglichen Verm½gens®bergabe eine nachtr�glich ex nunc vereinbarte Aus-
weitung der Versorgungsleistungen ggf. auch dann als dauernde Lasten zu be-
r®cksichtigen sein, wenn ihr Wert den Mietwert einer urspr®nglich der
�bergeberin zugewiesenen Wohnung ®bersteigt (BFH v. 27. 8. 1996 IX R 86/
93, BStBl. II 1997, 47). Diese Rspr. ist uE verallgemeinerungsf�hig (glA offen-
bar Felsmann/K�nig, A 715 a).
Abznderbarkeit der Leistungen erforderlich: Die Einordnung als dauernde
Last h�ngt von der Ab�nderbarkeit der Leistungen ab. Nach der Rspr. des BFH
ist dies bei Altenteilsleistungen regelm�ßig aus sich heraus der Fall (vgl. auch
BFH v. 15. 7. 1991 GrS 1/90, BStBl. II 1992, 78: einer Ab�nderungsklausel iSv.
§ 323 ZPO bedarf es nicht in jedem Fall; v. 11. 3. 1992 X R 141/88, BStBl. II,
499: vorweggenommene Erbfolge bei Einzelhandelsgesch�ft und privatem
Grundbesitz gegen lebensl�ngliche Geld-„Rente“; v. 25. 3. 1992 X R 38/86,
BFH/NV 1992, 595; v. 15. 7. 1992 X R 165/90, BStBl. II, 1021; v. 22. 9. 1993 X
R 48/92, BStBl. II 1994, 107), sofern die Unab�nderbarkeit nicht ausdr®cklich
vereinbart ist oder wenn sich die Unab�nderbarkeit daraus ergibt, daß die Lei-
stungen nicht aus den Ertr�gen des Verm½gens erbracht werden k½nnen und
deshalb kein typischer Versorgungsvertrag vorliegt (BFH v. 16. 12. 1993 X R
67/92, BStBl. II 1996, 669 iVm. BFH v. 23. 1. 1992 XI R 6/87, BStBl. II, 526).
Standpunkt der Finanzverwaltung (Typus 1 und 2): Sie unterscheidet be-
z®glich der ganz oder teilweise existenzsichernden Wirtschaftseinheiten solche,
deren Ertr�ge ausreichen, um die wiederkehrenden Leistungen zu erbringen
(„Typus 1“) von solchen, bei denen dies nicht der Fall ist, aber der Wert des ®ber-
gebenen Verm½gens im Zeitpunkt der Verm½gens®bergabe bei ®berschl�giger
und großz®giger Berechnung mindestens die H�lfte des Kapitalwerts der wie-
derkehrenden Leistungen betr�gt („Typus 2“). Die Ertr�ge sollen dabei auf der
Grundlage der stl. Eink®nfte zu ermitteln sein (BMF v. 26. 8. 2002, BStBl. I, 893
Tz. 14), was folgerichtig etwa zur Maßgeblichkeit der Gewinnermittlung nach
Durchschnittss�tzen f®hren m®ßte (so Felsmann/K�nig, A 707a), uE aber we-
gen der daraus folgenden nicht unbetr�chtlichen Verzerrungen bedenklich ist.
Der Nutzungswert der vom �bernehmer selbst genutzten Wohnung geh½rt
nicht zu den Ertr�gen des ®bergebenen Verm½gens (BFH v. 10. 11. 1999 X R
46/97, BStBl. II 2000, 188; BMF v. 26. 8. 2002 aaO Tz. 13, dort auch zur Woh-
nung des �bergebers. In F�llen des Typus 2 ergibt sich im Gefolge der Rspr. des
BFH (BFH v. 16. 12. 1993 X R 67/92, BStBl. II 1996, 669) auch nach Ansicht
der FinVerw. die Ab�nderbarkeit der Versorgungsleistungen nicht allein aus ihrer
Rechtsnatur als vorbehaltene Verm½gensertr�ge (BMF v. 26. 8. 2002 aaO Tz. 38,
zur M½glichkeit der Vereinbarung von § 323 ZPO sowie zu sonstigen Ausnah-
men, BMF v. 26. 8. 2002 aaO Tz. 39; zur nachtr�glichen Vereinbarung der Ab�n-
derbarkeit BFH v. 19. 9. 1980 VI R 161/77, BStBl. II 1981, 26; v. 12. 11. 1985
IX R 2/82, BStBl. II 1986, 261; v. 28. 1. 1986 IX R 12/80, BStBl. II, 348; die
Vereinbarung einer Wertsicherungsklausel reicht nicht aus, BFH v. 11. 3. 1992 X
R 141/88, BStBl. II, 499).
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Bei nur teilweise unentgeltlicher Hof®bergabe sollen nach Ansicht der FinVerw.
nach Kl�rung der Frage, ob Typus 1 oder 2 vorliegt, lediglich die auf den unent-
geltlichen Teil entfallenden Altenteilsleistungen als Sonderausgaben voll oder
mit dem Ertragsanteil abziehbar sein bzw. nach § 22 Nr. 1 angesetzt werden (s.
BMF v. 26. 8. 2002, BStBl. I, 893 Tz. 16 iVm. BMF v. 13. 1. 1993, BStBl. I, 80,
glA Schmidt/Seeger XXI. Rn. 68; Felsmann/K�nig, A 708). Liegt nicht einmal
Typus 2 vor, gelten § 12 und die allg. Grunds�tze des EStRechts (s. mwN BFH
v. 13. 9. 2000 X R 147/96, BStBl. II 2001, 175).
Kritik am Standpunkt der Finanzverwaltung: Den Typus 2 will der X. Senat
des BFH uE zu Recht mangels Rechtsgrundlage nicht anerkennen (BFH v.
10. 11. 1999 X R 46/97, BStBl. II 2000, 188, Vorlage an GrS, dort Az. GrS 1/
00, unter eingehender Auseinandersetzung mit bisheriger Rspr. und dem Schrift-
tum; glA zB Hipler, DStR 2001, 1918; aA zB Spiegelberger, DStR 2000, 1073).
Der X. Senat hat sich damit aber in einen Gegensatz zur Rspr. des XI. Senats
des BFH gebracht (BFH v. 23. 1. 1992 XI R 6/87, BStBl. II, 526; v. 29. 4. 1992
XI R 7/85, BFH/NV 1992, 734).
Die Bewertung unbarer Altenteilsleistungen richtet sich nach § 1 Abs. 1
SachBezVO.

BFH v. 23. 5. 1989 X R 34/86, BStBl. II, 784; v. 21. 6. 1989 X R 13/85, BStBl. II, 786;
zum Ansatz des erh½hten Werts des § 1 Abs. 2 SachBezVO f®r ein Altenteilerehepaar
BFH v. 18. 12. 1990 X R 151/88, BStBl. II 1991, 354; zur Bewertung der Altenteilslei-
stungen nimmt die FinVerw. f®r die VZ fortlaufend Stellung, zB OFD M®nchen v.
17. 6. 1996, StEK EStG § 13 Nr. 634; vgl. im einzelnen auch Felsmann/K�nig,
A 732 ff.

Wegen des Zeitpunkts der Sachbehandlung von Versorgungsleistungen nach
§ 10 Abs. 1 Nr. 1 a, 22 Nr. 1 gelten die Grunds�tze des § 11 (s. Erl. zu § 11).

5. Einzelfragen zu Altenteilsleistungen

Altenteilerwohnung: Im zeitlichen und sachlichen Geltungsbereich der Nut-
zungswertbesteuerung (dazu § 52 Abs. 15 idF vor dem StEntlG 1999/2000/
2002, jetzt auch § 13 Abs. 2 Nr. 2 und 4) war der Nutzungswert der Altenteiler-
wohnung auch bei dinglich gesichertem Wohnungsrecht bei den Eink®nften aus
LuF des Altenteilsverpflichteten (Hof®bernehmers) zu erfassen. Die unentgelt-
liche �berlassung der Wohnung an den oder die Altenteiler stellte eine Sachlei-
stung im Rahmen der Altenteilsleistungen dar, die grunds�tzlich als dauernde
Last nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 a abziehbar (zur Rechtslage nach dem EStG 1975
BFH v. 28. 7. 1983 IV R 174/80, BStBl. II 1984, 97; zur Bewertung im Fall des
§ 13a Abs. 7 idF vor dem StEntlG 1999/2000/2002 s. mwN BFH v. 26. 7. 1995
X R 91/92, BStBl. II, 836 [837]) und entsprechend beim Empf�nger als vorbe-
haltene Verm½gensertr�ge gem. § 22 Nr. 1 zu versteuern war (BFH v.
26. 7. 1995 X R 91/92, BStBl. II, 836 mwN). Hat sich der �bergeber eines luf.
Betriebs anl�ßlich der Verm½gens®bergabe gegen Versorgungsleistungen ein
Wohnungsrecht an einer Wohnung des ®bergebenen Verm½gens vorbehalten
und hat der �bernehmer beantragt, § 13 a Abs. 3 Nr. 4 und Abs. 7 idF vor dem
StEntlG 1999/2000/2002 (Nutzungswertbesteuerung) nicht mehr anzuwenden
(§ 52 Abs. 15 S�tze 4 und 6 idF vor dem StEntlG 1999/2000/2002), erfolgte
beim �bernehmer kein Ansatz eines Nutzungswerts, andererseits kam nach
Rspr. des BFH mit der wohl hM im Schrifttum mangels Aufwendungen ein Ab-
zug des Mietwerts als Sonderausgabe gem. § 10 Abs. 1 Nr. 1 a (dauernde Last)
nicht in Betracht.
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BFH v. 26. 7. 1995 X R 91/92, BStBl. II, 836 mwN zum Meinungsstand; v. 26. 7. 1995
X R 7/94, BFH/NV 1996, 392; die Gegenmeinung beruft sich darauf, daß der Ver-
pflichtete ein im Rahmen des § 10 Abs. 1 Nr. 1 a zu ber®cksichtigendes „Wertopfer“ er-
bringe, zB Fischer, Wiederkehrende Bez®ge und Leistungen, 1994, Rn. 397; Fels-
mann/Giere, Die neue Wohnraumbesteuerung in LuF, Rn. 145; Seithel, DStR 1980,
582 (585); wohl auch Schmidt/Seeger XXI. § 13 Rn. 190 „Altenteilsleistungen“: die
Bereicherung des Altenteilsberechtigten bleibe durch den Wegfall der Nutzungswertbe-
steuerung unver�ndert; hier wohl auch § 10 Anm. 59 f.

Der BFH beruft sich in diesem Zusammenhang darauf, daß der „Nutzungs-
nachteil“ als solcher bei �berlassung einer Wohnung des Verpflichteten an den
�bergeber keine Aufwendung iSv. § 10 Abs. 1 Nr. 1 a darstelle, dementspre-
chend andererseits beim Nutzungsberechtigten kein „Nutzungsvorteil“ nach
§ 22 Nr. 1 zu versteuern sei. Nach dem von der Rspr. gebilligten Bild vorbehal-
tener Verm½gensertr�ge bei �bergabe existenzsichernden Verm½gens (vgl. BFH
v. 5. 7. 1990 GrS 4–6/89, BStBl. II, 847 u. Anm. 129) erhalte der �bernehmer
bei vorbehaltener Wohnungsnutzung durch den �bergeber das Verm½gen von
vornherein das Verm½gen um das Nutzungsrecht gemindert. Abziehbar seien
demnach nur die mit der Nutzungs®berlassung zusammenh�ngenden Aufwen-
dungen, ein Abzug anteiliger AfA komme nicht in Betracht.
Entsprechendes muß f®r die F�lle nach Auslaufen der Nutzungswertbesteue-
rung gelten. Auch nach Auffassung der FinVerw. sind nur die mit der Nutzungs-
®berlassung tats�chlich zusammenh�ngenden Aufwendungen anzusetzen, zB
f®r Strom, Heizung, Wasser und Instandhaltungskosten, zu denen der �berneh-
mer sich verpflichtet hat. Ein Abzug anteiliger AfA und Schuldzinsen bzw. an-
teiliger – vor allem ½ffentlicher – Lasten des Grundst®cks, die vom �bernehmer
als Eigent®mer geschuldet werden, kommt hiernach nicht in Betracht (BMF v.
26. 8. 2002, BStBl. I, 893 Tz. 34 unter Berufung auf BFH v. 25. 3. 1992 X R
196/87, BStBl. II, 1012; zB auch Lademann/Hiller, § 13 Rn. 256a). Instandhal-
tungskosten d®rfen jedoch nur auf Versorgungsleistungen abgezogen werden,
soweit sie der Erhaltung des vertragsgem�ßen Zustands der Wohnung im Zeit-
punkt der �bergabe dienen (BFH v. 25. 8. 1999 X R 38/95, BStBl. II 2000, 21;
BMF v. 26. 8. 2002, BStBl. I, 893). Der Abzug anteiliger AfA/Schuldzinsen bzw.
Grundst®ckslasten kommt nicht in Betracht (BFH v. 25. 3. 1992 X R 196/87,
BStBl. II 1012; BMF v. 26. 8. 2002 aaO).
Pflege-, Beerdigungs- und Grabpflegekosten: Zu den Kosten f®r Pflege im
Krankheitsfall k½nnen auch die Aufwendungen zur Anstellung einer Pflegekraft
geh½ren (BFH v. 22. 1. 1992 X R 35/89, BStBl. II, 552, dort auch zur Bewer-
tung, nicht aber pers½nlich erbrachte Dienstleistungen, BFH v. 28. 7. 1983 IV R
174/80, BStBl. II 1984, 97). Keine Versorgungsleistungen in vorstehendem Sin-
ne liegen uE vor, wenn sich der Hof®bernehmer bereits im �bernahmevertrag
zur Tragung der Grabpflegekosten der Altenteiler verpflichtet und die Aufwen-
dungen dann auch tats�chlich tr�gt.

Im Ergebnis wohl glA Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 423; Schmidt/Seeger XXI.
§ 13 Rn. 68, wenn auch unter Bezugnahme auf das etwas anders liegende BFH-Urt. v.
4. 4. 1989 X R 14/85, BStBl. II, 779, best�tigt durch BFH v. 27. 2. 1992 X R 139/88,
BStBl. II, 612 (615): Grabpflege aufgrund testamentarischer Anordnung, Wertverrech-
nung mit dem Wert des Nachlasses; zu Beerdigungskosten vgl. BFH v. 20. 3. 1984 IX
R 8/80, BStBl. II 1985, 43: keine dauernde Last iSv. § 10 Abs. 1 Nr. 1 a.

Einstweilen frei.
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VII. Erbfolge in den land- und forstwirtschaftlichen Betrieb

Schrifttum: Groh, Die Erbauseinandersetzung im Einkommensteuerrecht, DB 1990,
2135; Felix, Hoferbfolge, Erbauseinandersetzung und Einkommensteuer, FR 1991, 613;
Hiller, Die Erbauseinandersetzung in der LuF, INF 1991, 100; Kempermann, Erbfolge in
hoffreies Verm½gen, FR 1991, 585; Meincke, Erbauseinandersetzung und vorweggenom-
mene Erbfolge im Einkommensteuerrecht, NJW 1991, 198; Ruban, Erbauseinanderset-
zung ®ber Betriebsverm½gen nach dem Beschluß des Großen Senats vom 5. 7. 1990,
DStR 1991, 65; Seeger, Erbauseinandersetzung und vorweggenommene Erbfolge im Ein-
kommensteuerrecht, DB 1992, 1010; Feldhaus, Landwirtschaftliche GbR in der Erb-
auseinandersetzung, INF 1993, 414; Hiller, Die Erbfolge in der LuF, INF 1993, 361 und
391; Bohlmann, Vermeidung der Zwangsentnahme von Sonderbetriebsverm½gen und
hofesfreiem Betriebsverm½gen bei der Erbfolge, BB 1994, 189.
Verwaltungsanweisungen: BMF v. 11. 1. 1993, BStBl. I, 62; v. 5. 12. 2002, BStBl. I,
1392.

1. Zivil- und einkommensteuerrechtliche Grundlagen

Erbrechtliche Grundlagen: Nach dem Tode einer nat®rlichen Person tritt der
gesetzliche oder durch Testament gewillk®rte Erbe im Wege der Gesamtrechtsnach-
folge in die Rechtsstellung seines Rechtsvorg�ngers ein (§ 1922 Abs. 1 BGB). Sind
mehrere Erben vorhanden, geht der ganze Nachlaß auf die Erbengemeinschaft
zur gesamten Hand ®ber (§§ 2032 ff. BGB). Dies gilt auch in Ansehung eines in
den Nachlaß fallenden luf. Betriebs bzw. die ihn ausmachenden Verm½gensge-
genst�nde (vgl. entsprechend BFH v. 21. 3. 1969 VI R 208/67, BStBl. II, 520)
oder eines Anteils an einer PersGes. mit einem luf. Betrieb (wenn die PersGes.
mit dem Erben fortgesetzt wird, BFH v. 26. 3. 1981 IV R 130/77, BStBl. II,
614; zu den Besonderheiten bei Erbengemeinschaft s. u.). Nicht Erbe ist der
Pflichtteilsberechtigte (§ 2303 BGB), der seinerzeit Erbersatzanspruchsberech-
tigte (§§ 1934 a ff. BGB, gestrichen durch ErbGleichG v. 16. 12. 1997, BGBl. I,
2968 mit Wirkung vom 1. 4. 1998, gilt aber noch f®r Altf�lle), der Verm�chtnis-
nehmer (§§ 2147 ff. BGB).
Die Erbfolge nach H½ferecht vollzieht sich nicht durch Gesamtrechtsnachfolge
(Universalsukzession) sondern Sondererbfolge (Spezialsukzession); vgl.
Anm. 143.
Einkommensteuerrechtliche Folgen: Soweit die Entstehung von Eink®nften
aus LuF noch auf die Bet�tigung des Erblassers zur®ckzuf®hren ist, erfolgt die
Zurechnung dieser Eink®nfte auf den oder die Erben, allerdings in ihrer Eigen-
schaft als Erben nach dem Erblasser (vgl. auch § 45 AO). Verfahrensrechtlich
hat dies etwa Bedeutung f®r die Adressierung des EStBescheids, materiellrecht-
lich f®r die Frage der Erbenhaftung. Ausnahmsweise kann noch in der Person
des Erblassers eine Betriebsaufgabe anzunehmen sein, zB dann, wenn der luf.
Betrieb an eine ½ffentlich-rechtliche K½rperschaft vererbt wird, bei der eine Be-
steuerung der stillen Reserven nicht stattfinden kann (BFH v. 19. 2. 1998 IV R
38/97, BStBl. II, 509 unter Bezugnahme auf § 4 Abs. 1 Satz 1 KStG).
E Erbgang keine Betriebsaufgabe sondern außerbetrieblicher Vorgang: Grunds�tzlich
f®hrt der Erbgang in Ansehung eines luf. Betriebs nicht zur Betriebsaufgabe
(BFH v. 19. 2. 1998 IV R 38/97 aaO, mwN, dort auch zu einem Ausnahmefall).
Da der Erbgang ein unentgeltlicher Vorgang ist, ist estrechtlich der Erbe bez®g-
lich des luf. Betriebs hinsichtlich der Bewertung der dort zusammengefaßten
WG an die vom bisherigen Betriebsinhaber nach den Vorschriften ®ber die Ge-
winnermittlung angesetzten Werte gebunden (§ 6 Abs. 3 Satz 2, fr®her § 7
Abs. 1 Satz 2 EStDV). Der Erbfall ist estrechtlich als privater außerbetrieblicher
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und unentgeltlicher Vorgang zu werten (BFH v. 26. 3. 1981 IV R 130/77,
BStBl. II, 614; v. 21. 3. 1969 VI R 208/67 BStBl. II, 520; dort auch zur Behand-
lung von Verm�chtnis-, Pflichtteils- und Erbersatzanspr®chen). Erbfallschulden
f®hren nicht zu AK (BFH v. 5. 7. 1990 GrS 2/89, BStBl. II, 837; v. 13. 9. 1994
X B 157/94, BFH/NV 1994, 384; v. 20. 12. 1994 IX R 113/92, BFH/NV 1995,
959; BMF v. 11. 1. 1993 BStBl. I, 62, Tz. 37, 67, 70). Die mit dem Erbfall ver-
bundenen Unkosten und Erbfallschulden ber®hren nicht die betriebliche Sph�re
und sind demnach nicht als BA abziehbar (BFH v. 6. 10. 1959 I 115/59 U,
BStBl. III 1960, 2; v. 1. 6. 1978 IV R 36/73, BStBl. II, 499: Testamentsvollstrek-
kerhonorare ggf. BA; v. 31. 7. 1985 VIII R 345/82, BStBl. II 1986, 139; v.
17. 10. 1991 IV R 97/89, BStBl. II 1992, 392 [395 f.] bez®glich eines Erbersatz-
anspruchs, dort auch zur Abgrenzung gegen®ber einem Vereinbarungsdarlehen).
Auch diesbez®gliche Finanzierungen sind nicht betrieblich veranlaßt und dem-
nach Finanzierungskosten grunds�tzlich keine BA.

Vgl. f®r den WK-Bereich BFH v. 14. 4. 1992 VIII R 6/87, BStBl. II 1993, 275; f®r den
BA-Bereich BFH v. 2. 3. 1993 VIII R 47/90, BStBl. II 1994, 619; v. 2. 3. 1995 IV R
62/93, BStBl. II, 413; vgl. dazu auch L. Schmidt, FR 1993, 683; Mlrkle, DStR 1994,
769; ders. in FS f®r L. Schmidt, 1993, 809; zur bislang gegenteiligen Rspr. des BFH s.
die Nachweise in BMF v. 11. 1. 1993, BStBl. I, 62 Tz. 37; die FinVerw. wendet die neu-
en Grunds�tze auf nach dem 31. 12. 1994 beginnende Wj. an, vgl. BMF v. 11. 8. 1994,
BStBl. I, 603.

E Ausnahmsweise entgeltliche Vorgwnge: Allerdings ist der Erwerb von WG oder
auch des luf. Betriebs durch einen Miterben aus dem Gesamthandsverm½gen ei-
ner Erbengemeinschaft kein dem Erbfall zuzuordnender unentgeltlicher Vor-
gang mehr (vgl. f®r den Fall einer Auseinandersetzung einer Erbengemeinschaft
im Wege der Zwangsversteigerung BFH v. 29. 4. 1992 XI R 3/85, BStBl. II,
727). Eink®nfte, die nach dem Tode des Erblassers aus dem Nachlaß erzielt wer-
den, sind auch im Falle der Anordnung einer Nachlaßverwaltung dem Erben zu-
zurechnen. Bei der auf diese Eink®nfte entfallenden ESt. handelt es sich um eine
Eigenschuld des Erben, f®r die die Beschr�nkung der Erbenhaftung nicht gel-
tend gemacht werden kann (BFH v. 28. 4. 1992 VII R 33/91, BStBl. II, 781; zur
Abgrenzung auch § 45 Abs. 2 Satz 1 AO).

2. Erbengemeinschaft als Mitunternehmerschaft

F�llt der bislang einzelunternehmerisch gef®hrte luf. Betrieb in das Gesamt-
handsverm½gen einer Erbengemeinschaft (§ 2032 Abs. 1 BGB), liegt nach der
Rspr. des BFH prinzipiell auch dann von vornherein eine Mitunternehmerschaft
vor, wenn sich die Miterben alsbald nach dem Erbfall auseinandersetzen (BFH
v. 25. 6. 1984 GrS 4/82, BStBl. II, 751; v. 5. 7. 1990 GrS 2/98, BStBl. II, 837
[842], dort auch eingehend zur fr®heren Rechtsauffassung der h½chstrichter-
lichen Rspr., die mit bestimmten Maßgaben eine Einheit von Erbfall und Erb-
auseinandersetzung f®r m½glich hielt).
Die laufenden Eink�nfte zwischen Erbfall und Erbauseinandersetzung sind
den Erben in Erbengemeinschaft zuzurechnen (BMF v. 17. 11. 1992, StEK
EStG § 4a Nr. 6). Die FinVerw. erkennt allerdings bez®glich des laufenden Ge-
winns eine zivilrechtlich verbindliche Auseinandersetzung binnen sechs Mona-
ten seit Erbfall als auf den Zeitpunkt des Erbfalls fallend an, wobei die Wertfin-
dung f®r die Auseinandersetzung auch noch nach Ablauf der Frist erfolgen
kann. Bei Teilungsanordnung kommt ggf. auch ein l�ngerer Zeitraum in Be-
tracht (BMF v. 17. 11. 1992 aaO; v. 5. 12. 2002, BStBl. I, 1392 unter Bezugnah-
me auf BFH v. 4. 5. 2000 IV R 10/99, BFH/NV 2000, 1039). Mitunternehmer-
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Miterbe kann auch ein Minderj�hriger sein (vgl. entsprechend BFH v.
10. 2. 1987 VIII R 297/81, BFH/NV 1987, 637). Die Erbengemeinschaft ist ein
einer Gesellschaft gleichgestelltes Gemeinschaftsverh�ltnis iSv. § 13 Abs. 7 iVm.
§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 (BFH v. 10. 2. 1987 VIII R 297/81 aaO; vgl. entspre-
chend auch zur G®tergemeinschaft Anm. 151).
Eine Erbengemeinschaft, wenn sie neben einem luf. Betrieb auch eine gewerb-
liche Bet�tigung vornimmt, unterliegt nicht der Abf�rberegelung des § 15 Abs. 3
Nr. 1 (vgl. entsprechend BFH v. 23. 10. 1986 IV R 214/84, BStBl. II 1987, 120;
s. Erl. zu Abs. 7). Ein luf. Betrieb kann auch ®ber l�ngere Zeit in der Rechtsform
der Erbengemeinschaft gef®hrt werden (vgl. entsprechend BFH v. 9. 7. 1987 IV
R 95/85, BStBl. II 1988, 245). Gem. §§ 2038 Abs. 2, 743, 748 BGB sind die
Miterben an den Ertr�gen und Aufwendungen nach Maßgabe ihrer Erbquote
beteiligt. Abweichende Vereinbarungen ®ber die Gewinnverteilung sind nicht
ausgeschlossen und estrechtlich relevant, wenn sie sich nicht als Einkommens-
verwendung darstellen. Insbes. sind Vereinbarungen zu beachten, die besondere
Leistungen eines Miterben f®r den Betrieb ber®cksichtigen, sei es durch einen
Gewinnvoraus, einen erh½hten Gewinnanteil oder durch besondere Verg®tun-
gen iSv. § 13 Abs. 7 iVm. § 15 Abs. 1 Nr. 2 (zu allem BFH v. 17. 10. 1991 IV R
97/89, BStBl. II 1992, 392 [396] mwN). Als Gewinn der Erbengemeinschaft
kommt auch ein Betriebsaufgabe- bzw. -ver�ußerungsgewinn in Betracht. Zur
verfahrensrechtlichen Sachbehandlung s. Anm. 32.
F�llt in das Gesamthandsverm½gen einer Erbengemeinschaft ein verpachteter
luf. Betrieb, bez®glich dessen die Betriebsaufgabe nicht erkl�rt wurde, erzielt die
Erbengemeinschaft weiterhin Eink®nfte aus LuF, wenn sich hieran nichts �ndert
(BFH v. 19. 1. 1960 I 163/59, HFR 1963, 388).
Abfindung von Miterben als entgeltlicher Vorgang: Findet ein Miterbe mit
seinen Mitteln, also nicht durch Ausgleich mit Verm½genswerten im Rahmen
der Erbauseinandersetzung (in F�llen dieser Art bleibt der Vorgang grunds�tz-
lich unentgeltlich, vgl. BFH v. 5. 7. 1990 GrS 2/89, BStBl. II, 837; v.
13. 12. 1990 IV R 107/89, BStBl. II 1992, 510 [511]), die anderen in Ansehung
des Hofes ab, was zB auch durch �bernahme von pers½nlichen Verbindlichkei-
ten des ausscheidenden Miterben geschehen kann (glA Mlrkle/Hiller, 8. Aufl.
2001, Rn. 434), handelt es sich um einen betrieblichen entgeltlichen Vorgang
(BFH v. 10. 12. 1975 I R 133/73, BStBl. II 1976, 368: Passivierung der eingegan-
genen Verbindlichkeiten und Ausweis der AK bez®glich der ®bernommenen
WG). Entsprechend realisieren sich bei den ausgezahlten Erben anteilig die stil-
len Reserven des BV (BFH v. 17. 2. 1965 I 400/62 U, BStBl. III, 354 dort auch
zur bilanziellen Behandlung). Bei einer Erbengemeinschaft mit Mischverm½gen
(luf. Betrieb, Gewerbebetrieb, andere Verm½genswerte) kann die Erbauseinan-
dersetzung unentgeltlich im Wege der Realteilung erfolgen (BFH v. 5. 7. 1990
GrS 2/89, BStBl. II, 837; vgl. entsprechend zur G®tergemeinschaft FG M®n-
chen v. 28. 6. 1993, FR 1993, 812, rkr.; BMF v. 11. 1. 1993, BStBl. I, 62
Tz. 33 ff.). Wird etwa in diesem Fall ein luf. Betrieb zugeteilt, gilt § 6 Abs. 3
(BMF v. 11. 1. 1993 aaO Tz. 33). Die Einr�umung eines Nutzungsrechts an ei-
nem Nachlaßgegenstand, zB eines Wohnrechts zugunsten eines Miterben, auch
wenn sie einen Mehrempfang ausgleicht, st½rt die Annahme einer unentgelt-
lichen Realteilung nicht (BFH v. 28. 11. 1991 XI R 2/87, BStBl. II 1992, 381; v.
12. 2. 1992 XI R 8/89, BFH/NV 1992, 460). Ist in F�llen dieser Art der luf. Be-
trieb verpachtet, hat nunmehr der Miterbe, der den Betrieb erhalten hat, das
Wahlrecht bez®glich der Betriebsaufgabe. Besteht der Nachlaß nur aus einem
luf. Betrieb und setzen sich die Miterben diesbez®glich im Wege der Realteilung
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auseinander, liegt regelm�ßig Betriebsaufgabe vor, wenn nicht Teilbetriebe real
geteilt werden k½nnen (glA Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 427).
Ggf. ist f®r den Fall, daß der Erblasser bez®glich eines Landguts ein �bernah-
merecht zugunsten eines Miterben bestimmt hat, zivilrechtlich § 2049 BGB zu
beachten. Danach wird das Landgut im Rahmen der Erbauseinandersetzung nur
mit dem Ertragswert ber®cksichtigt, der grunds�tzlich deutlich unter dem Ver-
kehrswert und regelm�ßig auch unter dem Buchwert liegt. Die weichenden Er-
ben erhalten in F�llen dieser Art eine geringere Abfindung, als ihrem Kapital-
konto entspricht. Ist dies der Fall, trifft auf den Betriebs®bernehmer § 6 Abs. 3
(fr®her § 7 Abs. 1 EStDV), mit der Folge der Buchwertfortf®hrung zu. Da keine
Buchwertabstockung erfolgt, erleiden die weichenden Erben keinen Ver�uße-
rungsverlust (BFH v. 7. 2. 1995 VIII R 36/93, BStBl. II, 770; BMF v.
11. 1. 1993, BStBl. I, 62, Tz. 95; glA Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 434d;
wegen des Pflichtteils, § 2312 BGB).
Die FinVerw. hat sich ausf®hrlich mit der ertragstl. Behandlung der Erbenge-
meinschaft und ihrer Auseinandersetzung befaßt (BMF v. 11. 1. 1993, BStBl. I,
62 ff.; auch BMF v. 11. 8. 1994, BStBl. I, 601, partieller Nichtanwendungserlaß
zu BFH v. 1. 12. 1992 VIII R 57/90, BStBl. II 1994, 607).

3. Versorgungsleistungen durch die Erben

Außerhalb der Verm½gens®bertragung im Wege der vorweggenommenen Erb-
folge kommt grunds�tzlich keine Sachbehandlung von Versorgungsleistungen
nach §§ 10 Abs. 1 Nr. 1 a, 22 Nr. 1 in Betracht (zu Versorgungsleistungen im Fall
der vorweggenommenen Erbfolge Anm. 133 ff.). Es handelt sich grunds�tzlich
um Zuwendungen aufgrund freiwillig begr®ndeter Rechtspflicht iSv. § 12 Nr. 2,
der auch im Rahmen von § 10 Abs. 1 Nr. 1 a zu beachten ist (BFH v. 27. 2. 1992
X R 139/88, BStBl. II, 612; bez®glich § 22 Nr. 1 dort Satz 2; nach BMF v.
23. 12. 1996, BStBl. I, 1508 Tz. 41 iVm. Tz. 42 ff. wohl Behandlung beim Ver-
pflichteten als AK; hiergegen Felsmann/K�nig, A 721b unter Bezugnahme auf
BMF v. 11. 1. 1993, BStBl. I, 62 Tz. 67). Davon ausgenommen sind allerdings
wiederkehrende Leistungen, die bei einer Verm½gens®bergabe im Wege vorweg-
genommener Erbfolge zu Lebzeiten des Erblassers beim �bernehmer nach § 10
Abs. 1 Nr. 1 a abziehbar w�ren (BFH v. 27. 2. 1992 X R 139/88 aaO). Die bishe-
rige Rspr. des BFH h�lt dies im Fall der verm�chtnisweisen Zuwendung von
Versorgungsleistungen nur im Hinblick auf erbberechtigte Personen f®r m½g-
lich, also den ®berlebenden Ehegatten des Erblassers (BFH v. 26. 1. 1994 X R
54/92, BStBl. II, 633) oder erbberechtigte Abk½mmlinge, nicht aber etwa die
Schwester des Erblassers (BFH v. 27. 2. 1992 X R 139/88, BStBl. II, 612). Nach
weiterer Rspr. kommt eine Sachbehandlung wie bei der vorweggenommenen
Erbfolge aber auch dann zum Zuge, wenn sowohl der Erbe als auch ein nach
ihm zum Alleinerben berufener Abk½mmling jeweils die Erbschaft ausschlagen,
um existenzsicherndes Verm½gen den Enkeln bzw. Kindern zukommen zu las-
sen, und wenn sich letztere verpflichten, dem zuerst berufenen Erben lebens-
l�ngliche Versorgungsleistungen zu zahlen. Dh., daß in F�llen dieser Art diese
Versorgungsleistungen beim Verpflichteten als Sonderausgaben (Leibrente oder
dauernde Last) abgezogen werden k½nnen (BFH v. 17. 4. 1996 X R 160/94,
BStBl. II 1997, 32). Allerdings setzt die ausnahmsweise Sachbehandlung etwa
aufgrund Erbfalls entstandener Versorgungsleistungen an erbberechtigte Ange-
h½rige voraus, daß der Empf�nger nicht seinerseits aufgrund gesetzlicher Erb-
folge, durch Erbeinsetzung oder Verm�chtnis existenzsicherndes Verm½gen er-
halten hat. In F�llen dieser Art besteht kein Versorgungsbed®rfnis (BFH v.
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26. 1. 1994 X R 54/92, BStBl. II, 633; Felsmann/K�nig, A 719, dehnt dies uE
nicht unangreifbar auch auf den Fall aus, daß der Versorgungsberechtigte des-
halb nicht versorgungsbed®rftig ist, weil er ®ber ausreichende eigene Eink®nfte
oder umfangreiches Verm½gen verf®gt).

4. H¨ferechtliche Besonderheiten: H¨feordnung und landesrechtliches
Anerbenrecht

Schrifttum: Hemmersbach, Diss. K½ln 1967, Der Ausgleichsanspruch der weichenden
Erben im H½ferecht und bei der Zuweisung; Lange/Wulff/L�dtke-Handjery, H½feord-
nung, 10. Aufl. 2001.

a) Hoferbfolge nach der H¨feO

Das H½ferecht enth�lt auch Regelungen von estrechtlicher Bedeutung.
Geltungsbereich der H¨feO: Aus dem in der ehemaligen britischen Besat-
zungszone geltenden H½ferecht (Hamburg, Nds., NRW und Schl.-Holst.) erge-
ben sich Einschr�nkungen der Grunds�tze f®r die Gesamtrechtsnachfolge (vgl.
im Verh�ltnis zum Erbrecht des BGB Palandt/Edenhofer, BGB, 61. Aufl.
2002, § 1922 Anm. 4b). F®r h½ferechtliche Regelungen ist vor allem die H½feO
(v. 24. 4. 1947, VOBl. B Rn. 33, idF des 2. Gesetzes zur �nderung der H½feO,
BGBl. I 1976, 881, zuletzt ge�ndert am 27. 6. 2000; zur Rechtsentwicklung, Pa-
landt/Edenhofer, 61. Aufl. 2002, Art. 64 EGBGB Anm. 2) anzuf®hren, die als
partielles Bundesrecht (Palandt/Edenhofer, BGB, 61. Aufl. 2002, Art. 64
EGBGB, Anm. 5) in den Bundesl�ndern Hamburg, Nds., NRW und Schl.-
Holst. gilt (zur Kommentierung der H½feO s. ua. Lange/Wulff/L�dtke-Hand-
jery, H½feO, 9. Aufl. 2001). Die H½feO betrifft luf. Betriebe mit einem Wirt-
schaftswert iSv. § 46 BewG von mindestens 10000 E. Auf Betriebe mit einem
Wirtschaftswert von 5000 E bis 10000 E bezieht sich die H½feO nur, wenn im
Grundbuch ein Hofvermerk eingetragen ist (§ 1 Abs. 1 H½feO; Mlrkle/Hiller,
8. Aufl. 2001, Rn. 443a).
Wesentlicher Regelungsgehalt und estrechtliche Folgen: Nach § 4 H½feO
f�llt der Hof als Teil der Erbschaft kraft Gesetzes nur einem der Erben (dem
Hoferben) zu (Spezialsukzession, zB BGH v. 7. 10. 1958 V BLw 27/58, BGHZ
28, 194 [199]). Es entsteht in Ansehung des Hofs keine Erbengemeinschaft
(BFH v. 26. 3. 1987 IV R 20/84, BStBl. II 1987, 561 mwN zum Meinungs-
stand). Im Verh�ltnis der Miterben untereinander tritt an seine Stelle der Hofes-
wert („gespaltener Nachlaß“, BMF v. 11. 1. 1993, BStBl. I, 62 Tz. 89). Falls der
Erblasser testamentarisch keinen wirtschaftsf�higen Hoferben bestimmt hat (§ 7
H½feO), ist der Hoferbe nach einer gesetzlichen Hoferbenordnung berufen
(§§ 5 f. H½feO).
E Die Abfindung bzw. ggf. Nachabfindung der weichenden Erben nach §§ 12, 13
H½feO stellt schon nach dem System der H½fO kein Entgelt f®r die Aufgabe ei-
ner Erbquote dar. Da es sich mithin bez®glich der Hofesnachfolge nach der H½-
feO um einen unentgeltlichen alleinigen Erwerb des Hofeserben handelt, ist er
nach § 6 Abs. 3, fr®her § 7 Abs. 1 EStDV, zur Fortf®hrung der Buchwerte ver-
pflichtet (glA Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 443b; Kempermann, FR 1991,
585). F�llt der Hof gem. § 4 H½feO nur einem Erben zu, soll eine Mitunterneh-
merschaft auch dann nicht in Betracht kommen, wenn ®ber die Person des zum
Hoferben Berufenen zun�chst Uneinigkeit besteht und deshalb bis zur Erteilung
des Hoffolgezeugnisses gemeinsame Bewirtschaftung beschlossen wird (BFH v.
26. 3. 1987 IV R 20/83, BStBl. II, 561).
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E Den weichenden Erben sind in §§ 12, 13 H½feO schuldrechtliche Abfindungsan-
spr®che in Geld zugesprochen, die als gesetzliche Verm�chtnisse einzuordnen
sind (BGH v. 7. 10. 1958 V BLw 27/58, BGHZ 28, 194 [200]; BMF v.
11. 1. 1993, BStBl. I, 62, Tz. 89). Ver�ußert der Hoferbe zu deren Bedienung luf.
Grundst®cke, wird der entsprechende ihm zuzurechnende Ver�ußerungsgewinn
nicht durch die Abfindungszahlung gemindert (entsprechend BFH v. 20. 1. 1966
IV 377/61, BStBl. III, 312; v. 26. 3. 1987 IV R 20/84, BStBl. II, 561; wegen des
Freibetrags nach § 14a Abs. 4 s. dort Anm. 163 aE). Zur Finanzierung der Ab-
findung aufgenommene Schulden sind keine Betriebsschulden, Finanzierungs-
kosten keine BA (BFH v. 25. 11. 1993 IV R 66/93, BStBl. II 1994, 623 mit
�bergangsregelung BMF v. 11. 8. 1994, BStBl. I, 603: f®r Wj., die nach dem
31. 12. 1994 beginnen).
E Bei einem Ehegattenhof f�llt der Anteil des Erblassers dem ®berlebenden Ehegat-
ten als Hoferben zu (§ 8 H½feO). Die H½feO enth�lt weitere Regelungen bei
Vererbung mehrerer H½fe (§ 9 H½feO), die ausnahmsweise Vererbung nach all-
gemeinem Recht (§ 10 H½feO), die Ausschlagung (§ 11 H½feO), die Abfindung
der Miterben nach dem Erbfall (§ 12 H½feO) ggf. mit Erg�nzung (§ 13 H½feO),
die Stellung des ®berlebenden Ehegatten (s. u.), die Nachlaßverbindlichkeiten
(§ 15 H½feO), die Beschr�nkung der Verf®gung von Todes wegen (§ 16 H½feO),
die �bergabe im Wege der vorweggenommenen Hoferbfolge (§ 17 H½feO) so-
wie die Zust�ndigkeit der Gerichte (§ 18 H½feO).
E Verwaltung und Nutznießung des �berlebenden Ehegatten: Nach § 14 H½feO steht
dem ®berlebenden Ehegatten des Erblassers, wenn der Hoferbe ein Abk½mm-
ling des Erblassers ist, grunds�tzlich bis zur Vollendung des f®nfundzwanzigsten
Lebensjahres des Hoferben gesetzlich die Verwaltung und Nutznießung am Hof
zu. Entsprechendes gilt nach Art. 64 EGBGB iVm. § 23 Abs. 1 Satz 1 Rhld.-Pf.
H½feO (v. 18. 4. 1967, GVBl., 138 mit �nderungen) landesrechtlich im Bundes-
land Rheinland-Pfalz (dagegen enth�lt zB die Hessische Landg®terordnung v.
1. 12. 1947, GVBl. 1948, 12, dort § 25 keine gesetzliches Nießbrauchs- oder Ver-
waltungsrecht, sondern nur Regelungen dazu, wenn dem ®berlebenden Ehegat-
ten ein solches Recht zustehen sollte). Besteht eine Verwaltung und Nutznie-
ßung iSv. § 14 Abs. 1 Satz 1 H½feO, sind dem Nutzungsberechtigten auch die
luf. Eink®nfte zuzurechnen (BFH v. 26. 3. 1987 IV R 20/84, BStBl. II, 561: kei-
ne Mitunternehmerschaft wegen gemeinsamer Bewirtschaftung mit dem Erben;
wohl aber bei entsprechender Vereinbarung; weitergehend wohl Schmidt/See-
ger XXI. § 13 Rn. 56 mwN). Der Nutzungsberechtigte hat eine dem Nießbrau-
cher (s. dazu Anm. 114 ff.) �hnliche Stellung (glA Schmidt/Seeger XXI. § 13
Rn. 54; Bl�mich/Selder, § 13 Rn. 38 f.; aA Felsmann/Giere, A 272, 274: eigen-
t®mer�hnliche, dem nicht befreiten Vorerben vergleichbare Stellung), die in der
estrechtlichen Sachbehandlung nach der Rspr. des BFH den Regeln des Zuwen-
dungsnießbrauchs folgt. Der Nutzungsberechtigte ist demnach bez®glich der
vorhandenen abnutzbaren WG des Anlageverm½gens nicht zur AfA befugt.

BFH v. 28. 9. 1995 IV R 7/94, BStBl. II 1996, 440; v. 18. 3. 1999 IV R 65/98, BStBl. II,
398; im Gegensatz zu vorbehaltenen Nutzungsrechten allgemein BFH v. 30. 1. 1995
GrS 4/92, BStBl. II, 281, dort und BMF v. 5. 11. 1996, BStBl. I, 1257 auch zur Ab-
schreibbarkeit von Eigenaufwand, den ein Stpfl. auf ein fremdes WG – Geb�ude –
tr�gt; aA FG M®nster v. 30. 9. 1971, EFG 1972, 175: AfA-berechtigt.

E Kein wirtschaftliches Eigentum des Nutzungsberechtigten: Der Nutzungsberechtigte
iSv. § 14 Abs. 1 Satz 1 H½feO ist weder zivilrechtlicher noch wirtschaftlicher Ei-
gent®mer der zum Anlageverm½gen des Hofs geh½renden WG, namentlich
auch nicht bez®glich des Grund und Bodens (BFH v. 28. 9. 1995 IV R 7/94,

E 153

Land- und Forstwirtschaft Anm. 143 § 13



E 154 Gmach

BStBl. II 1996, 440, unter Bezugnahme auf Lange/Wulff/L�dtke-Handjery,
H½feO, 9. Aufl. 2001 § 14 Rn. 29; v. 26. 3. 1987 IV R 20/84, BStBl. II, 561
[563]; Nds. FG v. 14. 3. 1974, EFG 1974, 526 rkr.; aA die fr®here Auffassung
der FinVerw. bez®glich anderer WG des Anlageverm½gens als Grund und Bo-
den, dazu die Darstellung bei Felsmann/Giere, A 275, 275 a; auch FG M®nster
v. 30. 9. 1971, EFG 1972, 175). Bez®glich der abnutzbaren WG des Anlagever-
m½gens ist der Hoferbe zur AfA berechtigt (BFH v. 28. 9. 1995 IV R 7/94
aaO). Durch Erl½se aus der Ver�ußerung von Grundst®cken verwirklicht der
Hoferbe den Tatbestand des § 13, auch wenn er wegen des Nutzungsrechts des
Nutzungsberechtigten ansonsten keine laufenden Eink®nfte aus LuF erzielt
(BFH v. 26. 3. 1987 IV R 20/84 aaO; v. 18. 3. 1999 IV R 65/98, BStBl. II, 398;
Nds. FG v. 14. 3. 1974 aaO). Das Auseinanderfallen von Zurechnung der Ein-
k®nfte aus LuF gem. § 14 H½feO auf den ®berlebenden Ehegatten und Ab-
schreibungsberechtigung auf den Hofeigent®mer kann zu stl. Nachteilen f®hren
und die �berlegung rechtfertigen, ob etwa das Verwaltungs- und Nutznießungs-
recht nach § 14 H½feO nicht baldm½glichst abbedungen wird (glA Felsmann/
Giere, A 276c). Ein entsprechendes Ergebnis kann ggf. durch Verpachtung des
Hofes an den Hofeigent®mer erreicht werden (glA Felsmann/Giere, A 276d).

b) Landesrechtliches H¨fe- und Anerbenrecht

Nach Art. 64 EGBGB bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften ®ber das An-
erbenrecht in Ansehung luf. Grundst®cke nebst deren Zubeh½r vom BGB un-
ber®hrt, wobei allerdings die Landesgesetze das Recht des Erblassers, ®ber das
dem Anerbenrecht unterliegende Grundst®ck von Todes wegen zu verf®gen,
nicht beschr�nken k½nnen.
Landesrechtliche Sonderregelungen gibt es in Bremen (BremH½feG v.
18. 7. 1899, GBl., 327), Hessen (HessLandg®terO v. 1. 12. 1947, GVBl. 1948,
12), Rheinland-Pfalz (H½feO v. 18. 4. 1967, GVBl., 138 mit �nderungen) und
zeitlich mit dem 31. 12. 2000 ausgelaufen (3. RBerG v. 18. 12. 1995, GBl. 1996,
29 ff.) in Ba.-W®rtt., wobei jeweils eigene Regelungen f®r die fr®heren L�nder
Baden (Badisches Gesetz, die geschlossenen Hofg®ter betreffend, v. 20. 8. 1898,
GVBl., 405, wiedereingef®hrt mit Gesetz v. 12. 7. 1949, GVBl. 1949, 288, mit
�nderungen), W®rttemberg-Baden (w®rttembergisch-badisches Gesetz ®ber das
Anerbenrecht idF v. 30. 7. 1948, RegBl., 165 mit �nderungen) und W®rttem-
berg-Hohenzollern (w®rttembergisch-hohenz. Gesetz ®ber das Anerbenrecht
idF v. 8. 8. 1950, RegBl., 279 mit �nderungen; dazu zB BGH v. 28. 1. 194 V ZR
90/92 NJW 1994, 3221 mit Anm. Sick, ZEV 1994, 242) vorlagen. Ansonsten
gibt es keine landesrechtlichen Sonderregelungen (vgl. Palandt/Edenhofer,
BGB, 61. Aufl. 2002, Art. 64 EGBGB Anm. 7, dort auch zum Beitrittsgebiet).

Nach Bremischem H�feG (§ 9 Abs. 1) f�llt der Hof nur einem Erben zu. § 14 des rhld.-pf.
Landesgesetzes ®ber die H½feO regelt die Erbfolge in gleicher Weise wie § 4 H½feO.
Nach Art. 9 des W®rttembergischen Anerbengesetzes erwarb der Anerbe das Eigentum
an dem Anerbengut mit dem Erwerb der Erbschaft. In den genannten Rechtsmaterien
ist demnach das System der Nachlaßspaltung wie in § 4 H½feO verwirklicht, weswegen
auf die entsprechenden Erl�uterungen verwiesen werden kann.
Nach der Hessischen Landg�terordnung (s. auch das Badische Hofg®tergesetz) gibt es keinen
berufenen Hoferben, sondern lediglich ein �bernahmerecht, weshalb der Hof mit dem
Erbfall zun�chst in die Erbengemeinschaft eingeht und deshalb mitunternehmerisch
gef®hrt wird (BMF v. 11. 1. 1990, BStBl. I, 62, Tz. 93; Felix, FR 1991, 613; Groh, DB
1990, 2135 [2137]). Eine Zurechnung der Ergebnisse auf den �bernahmeberechtigten
kommt uE auch dann nicht (oder allenfalls nur bei ganz kurzer Zeitspanne zwischen
Erbfall und �bernahme) in Betracht, wenn dieser schließlich sein �bernahmerecht gel-
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tend macht (aA Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 443d unter Berufung auf BFH v.
24. 9. 1991 VIII R 349/83, BStBl. II 1992, 330; in dem genannten Urteilsfall f®hrte
ausnahmsweise der Umstand, daß ein Betrieb verm�chtnisweise zugewandt war, bereits
im Zeitpunkt des Erbgangs zur Annahme wirtschaftlichen Eigentums des Verm�cht-
nisnehmers). Macht der Berechtigte von seinem �bernahmerecht Gebrauch und ist er
nur zu Abfindungen unter den Buchwerten der Kapitalkonten seiner Miterben ver-
pflichtet, gilt § 6 Abs. 3 (BFH v. 7. 2. 1995 VIII R 36/93, BStBl. II, 770 [772]).

Zuweisung eines Hofes nach Grundst�cksverkehrsgesetz: Wird bei einer
Erbengemeinschaft der Hof nach §§ 13 ff. des GrdstVG oder nach landesrecht-
lichen Anerbengesetzen (zB §§ 14 ff. der hess. Landg®terO) einem Miterben zu-
gewiesen, so wird die Alleinberechtigung eines Miterben an dem landwirtschaft-
lichen Betrieb erst nachtr�glich begr®ndet (s. auch § 14a Anm. 178). Es handelt
sich um eine besondere Form der Erbauseinandersetzung. Der Hof f�llt bis da-
hin in den allgemeinen Nachlaß und ist damit im Gesamthandseigentum der
Miterben (Palandt/Edenhofer, 61. Aufl. 2002, § 1922 BGB Anm. 4b). Bis zur
Zuweisung liegt Mitunternehmerschaft vor (vgl. BFH v. 26. 3. 1987 IV R 20/84,
BStBl. II, 561).

Einstweilen frei.

Anhang 3: Besonderheiten der Zurechnung land- und
forstwirtschaftlicher Eink�nfte unter nahen Angeh¨rigen

Schrifttum: Sch�tte, Familiengesellschaften in der Forstwirtschaft, INF L 1965, 65;
B�hmer, Das Gesetz ®ber den ehelichen G®terstand von Vertriebenen und Fl®chtlingen
vom 4. 8. 1969 (BGBl. I, 1067), INF 1969, 331; Schleifer, Nutzungs®berlassungen zwi-
schen Familienangeh½rigen im Bereich der Landwirtschaft, INF 1980, 372; K.F. Wendt,
Nachfolgeregelungen in der LuF aus steuerlicher Sicht, INF 1983, 557; Horn, Sog. „fakti-
sche Mitunternehmerschaft“ und Rechtsbeziehungen zwischen Ehegatten, BB 1984,
1352; Giere, Faktische Ehegattengesellschaft in der LuF, INF 1984, 532; Hiller/Weber/
Horn, Die Familiengesellschaft in der Landwirtschaft, INF 1985, 224; Felsmann, Ein-
kunftsverlagerungen in der LuF an nahestehende Personen, INF 1986, 44; Fichtelmann,
Ehegattenmitunternehmerschaft in der Landwirtschaft, DStZ 1986, 575; Herzig, Fakti-
sche Mitunternehmerschaft in der Landwirtschaft, BB 1986, 533; Hiller, Stillschweigende
Mitunternehmerschaft zwischen Ehegatten in der LuF, INF 1987, 247; ders. Arbeitsver-
h�ltnisse mit Kindern in der LuF, INF 1987, 273; ders., Arbeitsvertrag mit dem Ehegatten
in der LuF, INF 1987, 369; ders., Pachtvertr�ge mit dem Ehegatten in der LuF, INF 1987,
395; ders., Betriebsverpachtung in der LuF, INF 1987, 465; Neufang, Steuersparende Ar-
beitsverh�ltnisse mit Kindern, INF 1987, 543; Voss, Ehevertr�ge in steuerlicher Sicht, DB
1988, 1084; Mlrkle/Franz, Betriebliche Nutzung eines Ehegattengrundst®cks aus ein-
kommensteuerlicher Sicht, BB 1991, 661; Pape, Folgen der Nutzungs®berlassung in der
LuF bei Vereinbarungen zwischen Angeh½rigen, INF 1991, 49; Kanzler, Mitunterneh-
merschaften der Land- und Forstwirte – Zur Entwicklung eines einkommensteuerlichen
Sonderrechts, FS Ludwig Schmidt, M®nchen 1993, 379; Schwendy, Familiengesellschaft
und Gestaltungsmißbrauch, FS Ludwig Schmidt, 1993, 787; Stuhrmann, Einzelfragen zur
Familiengesellschaft, FS Ludwig Schmidt, 1993, 403; Giefers, Die Wahl der Rechtsform
f®r eine Familiengesellschaft, INF 1994, 144; Felix, Die steuerliche Anerkennung von
Rechtsverh�ltnissen unter Angeh½rigen, FR 1996, 729; Fichtelmann, Voraussetzungen
und Konsequenzen der verdeckten Mitunternehmerschaft, INF 1996, 257; Gosch, Der
BFH und der Fremdvergleich, DStZ 1997, 1; mlrkle, Brennpunkte der Abgrenzung zwi-
schen land- und forstwirtschaftlicher und gewerblicher T�tigkeit, DStR 1998, 1369; H�b-
ner-Weingarten, Die Beteiligung von Kindern als Kommanditisten, stille Gesellschafter
und Unterbeteiligte – grunds�tzliche Erw�gungen, ZEV 1999, 81.
Verwaltungsanweisungen: R und H 138a EStR, Stl. Anerkennung von Familiengesell-
schaften; H 126 EStR, Rechtsverh�ltnisse zwischen Angeh½rigen in einem landwirtschaftl.
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Betrieb; H 174a EStR, Ehelicher G®terstand; BMF v. 17. 6. 1991 BStBl. I, 598 betr. Hin-
weise f®r die stl. Gewinnermittlung f®r das erste Halbjahr 1990 im beigetretenen Teil
Deutschlands; BMF v. 15. 9. 1992, BStBl. I, 542 und v. 21. 12. 1992, BStBl. I 1993, 107 zu
den Folgen aus der �nderung des ehelichen G®terrechts im Beitrittsgebiet.
Zur Ver�nderung der Zurechnung von Eink®nften auch bei nahen Angeh½rigen durch
Verpachtung des Hofes (Anm. 75 ff.), Wirtschafts®berlassung (Anm. 98 ff.) und Nieß-
brauch (Anm. 114 ff.) s. dort.

I. Vorbemerkung und �berblick zur Zurechnung
land- und forstwirtschaftlicher Eink�nfte unter Angeh¨rigen

Die Eink®nfte aus LuF weisen einen weit st�rkeren Familienbezug auf als die
anderen betrieblichen Einkunftsarten (Kanzler in FS L. Schmidt, 1993, 379).
Dies liegt zum einen an der oftmals durch Erbfolge begr®ndeten Eigentums-
struktur, zum anderen bei b�uerlichen Familienbetrieben an dem Bem®hen, die
Hofnachfolge in der Familie zu sichern. Diese Besonderheiten erfordern Aus-
f®hrungen, die ®ber die allgemeinen Erl. zur Zurechnung in Anm. 20 ff. und die
Erl. zu § 2 Anm. 190 hinausgehen. Zu unterscheiden ist die Zurechnung der
Eink®nfte bei Ehegatten (Anm. 151 ff.) von der Zurechnung bei anderen Ange-
h½rigen (Anm. 160 ff.).
Vor allem bei Ehegatten wirft die Zurechnung der Eink®nfte aus LuF besondere
Fragen auf, die mit der Wahl des G®terstands (s. Anm. 151), besonderen Ver-
tragsformen (s. Anm. 152) oder auch mit estrechtlichen �berlegungen (s.
Anm. 153 ff.) zusammenh�ngen. Wegen der besonderen Bedeutung des Grund
und Bodens f®r die LuF sind die Fragen der Zurechnung von Eink®nften zT an-
ders gel½st, als bei den Eink®nften aus Gewerbebetrieb oder selbst�ndiger Ar-
beit.

II. Zurechnung der Eink�nfte aus land- und forstwirtschaftlichen
Betrieben unter Ehegatten

1. Bedeutung des ehelichen G�terstands

Wegen der Bedeutung des jeweiligen G®terstandes f®r die Zurechnung von Ein-
k®nften vgl. zun�chst § 2 Anm. 180 ff. Zu unterscheiden ist die (allgemeine)
G®tergemeinschaft von der fortgesetzten G®tergemeinschaft.
Eine G�tergemeinschaft (§§ 1408 ff., 1415 ff. BGB) kann ein den in § 13
Abs. 7 iVm. § 15 Abs. 1 Nr. 2 genannten Gesellschaftsverh�ltnissen vergleichba-
res Gemeinschaftsverh�ltnis und damit eine taugliche Grundlage f®r die Begr®n-
dung einer Mitunternehmerschaft darstellen (BFH v. 25. 6. 1984 GrS 4/82,
BStBl. II, 751 [768]). Dies gilt auch bez®glich eines in das Gesamtgut fallenden
luf. Betriebs (bzw. die diesen ausmachenden WG/Verm½gensgegenst�nde), da
es gerade bei einem luf. Betrieb neben der pers½nlichen Bet�tigung vor allem
auf den Einsatz des gemeinschaftlichen Verm½gens ankommt, worauf die Rspr.
des BFH in F�llen dieser Art entscheidungserheblich abstellt.

BFH v. 18. 2. 1959 VI D 1/58 S, BStBl. III, 263; auch v. 6. 8. 1959 IV 127/58 U,
BStBl. III, 408: Gewerbebetrieb und Errungenschaftsgemeinschaft; v. 1. 3. 1966 I 226/
64, BStBl. III, 277: Gewerbebetrieb; v. 5. 7. 1978 I R 97/75, BStBl. II 1979, 40; v.
23. 1. 1986 IV R 108/85, BStBl. II, 539; entsprechend auch BFH v. 22. 6. 1977 I R
185/75, BStBl. II, 836; v. 20. 3. 1980 IV R 53/76, BStBl. II, 634; v. 7. 10. 1982 IV R
186/79, BStBl. II 1983, 73; v. 7. 10. 1976 IV R 50/72, BStBl. II 1977, 201: Gewerbebe-
trieb und Errungenschaftsgemeinschaft; v. 4. 7. 1985 IV R 136/83, BStBl. II, 576, dort

§ 13 Anm. 149–151 Eink®nfte aus

150

151



HHR Lfg. 209 April 2003 Gmach

auch zum Ausnahmefall, daß der luf. Betrieb in das Vorbehaltsgut eines Ehegatten f�llt;
v. 16. 2. 1995 IV R 62/94, BStBl. II, 592; das Schrifttum allgemein zustimmend, etwa
Herzig, BB 1986, 533; auch BFH v. 4. 11. 1997 VIII R 18/95, BStBl. II 1999, 384:
G®tergemeinschaft unbeschr�nkt Stpfl. nach ausl�ndischem Recht.

Eine Mitunternehmerschaft ist nicht deshalb ausgeschlossen, weil nur ein Ehe-
gatte nach außen hin auftritt (glA Felsmann/Giere, Rn. 494). Grunds�tzlich ist
die Zurechnung der Eink®nfte auf die Ehegatten je zur H�lfte gerechtfertigt
(glA Felsmann/Giere, Rn. 495). § 15 Abs. 3 Nr. 1 gilt in F�llen dieser Art nicht,
da die Vorschrift nur PersGes. anspricht.
E Zurechnung von Beteiligungsgewinnen: Bei allgemeiner G®tergemeinschaft sind Ge-
winne aus der Beteiligung an einer PersGes. dem an dieser PersGes. beteiligten
Ehegatten allein zuzurechnen, da es sich hierbei um Eink®nfte aus dem Sonder-
gut handelt (vgl. § 1417 Abs. 2 BGB iVm. § 717 BGB und BFH v. 7. 3. 1961
I 287/60 U, BStBl. III, 253). F�llt die Beteiligung in das Gesamtgut, weil der Ge-
sellschaftsvertrag die �bertragung ausdr®cklich zul�ßt und die Beteiligung nicht
zum Vorbehaltsgut erkl�rt wurde, sind die Ehegatten Mitunternehmer der Pers-
Ges. (glA Leinglrtner/Zaisch, Kap. 15 Rn. 20 unter Bezugnahme auf BayOLG
v. 18. 12. 1980, DB 1981, 519). Wird ein Teil des Grund und Bodens zum Vor-
behaltsgut eines Ehegatten erkl�rt, aber weiterhin durch den gemeinsamen Be-
trieb bewirtschaftet, so f®hrt dies nicht zur Gr®ndung eines eigenst�ndigen Be-
triebs. Es liegt dann Sonderbetriebsverm½gen dieses Ehegatten vor. In F�llen
dieser Art spricht nach Auffassung des BFH eine tats�chliche Vermutung daf®r,
daß die bisher bestehenden wirtschaftlichen Beziehungen aufrechterhalten ge-
blieben sind (BFH v. 16. 2. 1995 IV R 62/94, BStBl. II, 592 betr. Forstbetrieb).
E Gewinnfeststellungsverfahren erforderlich: Der Streit um die estl. Auswirkungen der
G®tergemeinschaft zwischen Ehegatten ist auch dann Gegenstand des Verfah-
rens der gesonderten und einheitlichen Feststellung, wenn die Ehegatten zusam-
men zur ESt. veranlagt werden (BFH v. 23. 6. 1971 I B 16/71, BStBl. II, 730; v.
23. 1. 1986 IV R 108/85, BStBl. II, 539; zum Feststellungsverfahren allg.
Anm. 32, zu Besonderheiten bei Ehegatten Anm. 159).
E Bei Beendigung der G�tergemeinschaft, sei es zB durch Ehevertrag oder durch
Scheidung, entsteht in der Person des aus der Mitunternehmerschaft ausschei-
denden Ehegatten grunds�tzlich ein Ver�ußerungs- oder Aufgabegewinn (s. zur
zivilrechtlichen Auseinandersetzung §§ 1471 ff. BGB).
Sonderregelung f�r fortgesetzte G�tergemeinschaft: F�llt ein luf. Betrieb in
das Verm½gen einer fortgesetzten G®tergemeinschaft, gilt f®r die Zurechnung
der Eink®nfte die Sondervorschrift des § 28 (s. Erl. zu § 28) Hiernach gelten
Eink®nfte, die in das Gesamtgut fallen, als Eink®nfte des ®berlebenden Ehegat-
ten, wenn dieser unbeschr�nkt stpfl. ist. Die �bertragung eines betrieblichen
WG vom ®berlebenden Ehegatten auf den Abk½mmling beinhaltet allerdings
keine Entnahme (BFH v. 13. 5. 1966 VI 238/64, BStBl. III, 505). § 28 findet kei-
ne Anwendung auf den bei Aufl½sung einer fortgesetzten G®tergemeinschaft
– §§ 1483 ff. BGB – entstehenden Gewinn. Dieser ist vielmehr dem ®berleben-
den Ehegatten und den Abk½mmlingen nach Maßgabe ihrer Beteiligung am Ge-
samtgut zuzurechnen (BFH v. 12. 11. 1992 IV R 41/91, BStBl. II 1993, 430).
Dementsprechend hat verfahrensrechtlich seine Feststellung gesondert und ein-
heitlich zu erfolgen (§§ 179 Abs. 2 Satz 2, 180 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a AO).
Bei G�tertrennung und Zugewinngemeinschaft als einer besonderen Form
der G®tertrennung sind die Eink®nfte der Ehegatten grunds�tzlich gegeneinan-
der abzugrenzen (dazu § 2 Anm. 189), sofern nicht eine Nutzungs®berlassung

E 157

Land- und Forstwirtschaft Anm. 151 § 13



E 158 Gmach

oder eine Verbindung im Rahmen einer (ggf. konkludenten) Mitunternehmer-
schaft (Anm. 154) in Betracht kommt.
Errungenschaftsgemeinschaft: Bei Ehegatten im G®terstand der Errungen-
schaftsgemeinschaft (§§ 1519 ff. BGB aF) war ein zun�chst zum eingebrachten
Gut des Ehemanns geh½rendes Unternehmen – jedenfalls nach einer gewissen
Zeit – mangels entsprechenden Gegenbeweises zum ehelichen Gesamtgut zu
rechnen. Dies konnte zur Folge haben, daß die Eink®nfte aus dem Unterneh-
men beiden Ehegatten als Mitunternehmern zuzurechnen waren (BFH v.
2. 10. 1980 IV R 42/79, BStBl. II 1981, 63, dort auch zum zeitlichen Geltungs-
bereich der Errungenschaftsgemeinschaft).

2. Nutzungs�berlassungen unter Ehegatten

Ein Ehegatte kann in Ansehung etwa des luf. Betriebs des anderen Ehegatten
seine Arbeitskraft, Kapital, Inventar usw. auf famili�rer Basis ®berlassen. Die Be-
urteilung h�ngt vom Gesamtbild der Verh�ltnisse ab (glA Bl�mich/Selder, § 13
Rn. 45 aE). Ist dies der Fall, ist die �berlassung estrechtlich grunds�tzlich unbe-
achtlich. Im Ansatz gilt dies auch f®r derart ®berlassenen Grund und Boden
(vgl. BFH v. 31. 1. 1961 I 223/60 U, BStBl. III, 209 betr. Gewerbebetrieb).
Besondere Bedeutung des Grund und Bodens f�r die Land- und Forst-
wirtschaft: In der Rspr. des BFH ist aber bei LuF besonders beachtet, daß die
Bodenbewirtschaftung zu Ertr�gen in Gestalt von Fr®chten f®hrt. Diese Ertr�ge
sind nach der h½chstrichterlichen Rspr. in F�llen der �berlassung von Grund
und Boden grunds�tzlich dem ®berlassenden Ehegatten als Eink®nfte aus LuF
zuzurechnen (BFH v. 7. 10. 1982 IV R 186/79, BStBl. II 1983, 73; v. 2. 2. 1989
IV R 96/87, BStBl. II, 504; glAMlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 266; zur Ehe-
gatten-Mitunternehmerschaft s. Anm. 154; allg. krit. Schmidt/Seeger XXI. § 13
Rn. 61: neben Grund und Boden auch andere Faktoren zu beachten). Wegen
der M½glichkeit einer typisch stillen Gesellschaft zwischen dem Ehegatten mit
dem Betrieb einer LuF und dem anderen Ehegatten s. Anm. 161 aE.
Abschluß eines Nutzungs�berlassungsvertrags: Auch unter Ehegatten kann
es bez®glich eines luf. Betriebs kraft Vereinbarung etwa zu einem Pachtverh�lt-
nis (dazu allgemein Anm. 57 ff.), einer Wirtschafts®berlassung (Anm. 75 ff.), ei-
nem Nießbrauchsverh�ltnis (Anm. 95) oder einer sonstigen entgeltlichen oder
unentgeltlichen Nutzungs®berlassung kommen.

BFH v. 11. 3. 1965 IV 60/61 U, BStBl. III, 286; v. 17. 7. 1975 IV R 119/74, BStBl. II,
770; v. 30. 6. 1983 IV R 206/80, BStBl. II, 636; v. 14. 8. 1986 IV R 264/84, BStBl. II
1987, 20; zu den Besonderheiten bei Ehegattenvertr�gen f®r die stl. Gewinnermittlung
f®r das erste Halbjahr 1990 im beigetretenen Teil Deutschlands BMF v. 17. 6. 1991,
BStBl. I, 598, Tz. 7.

Wegen der besonderen N�he von Ehegatten und des ggf. dadurch verursachten
fehlenden Interessengegensatzes (vgl. dazu etwa L. Schmidt, FR 1974, 247) ver-
langt die stRspr. des BFH f®r die strechtliche Anerkennung, daß diese Rechts-
verh�ltnisse klar und eindeutig vereinbart sowie zivilrechtlich wirksam sind (dh.,
§ 41 AO wird insoweit nicht beachtet), tats�chlich vollzogen werden und einem
Fremdvergleich standhalten.

BFH v. 27. 2. 1986 IV R 205/84, BFH/NV 1986, 460: Pachtverh�ltnis; v. 2. 2. 1989 IV
R 96/87, BStBl. II, 504: sonstige Nutzungs®berlassung; zur Verfassungsm�ßigkeit die-
ser Rspr. s. BVerfG v. 7. 11. 1995 2 BvR 802/90, BStBl. II 1996, 34.

Zudem m®ssen diese Rechtsverh�ltnisse auch nachweisbar sein. Danach ist zwar
keine Schriftlichkeit zu fordern (aA f®r die unentgeltliche Nutzungs®berlassung
Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 264), aber aus Gr®nden der Rechtsklarheit
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und des Nachweises zu empfehlen (BFH v. 14. 8. 1986 IV R 341/84, BStBl. II
1987, 23; v. 2. 2. 1989 IV R 96/87, BStBl. II, 504).
Besteht kein Vertragsverh�ltnis der genannten Art und auch kein Gemein-
schaftsverh�ltnis (zur G®tergemeinschaft s. Anm. 151) bzw. kein Gesellschafts-
vertrag (s. Anm. 153) bzw. kann auch nicht aufgrund konkludenten Verhaltens
auf eine Mitunternehmerschaft geschlossen werden (s. Anm. 154), sind regelm�-
ßig dem Eigent®mer der luf. Fl�chen die Eink®nfte aus LuF zuzurechnen, auch
wenn dieser den Betrieb nicht selbst f®hrt, sondern durch einen anderen f®hren
l�ßt (zB BFH v. 17. 7. 1975 IV R 119/74, BStBl. II, 770; v. 30. 6. 1983 IV R
206/80, BStBl. II, 636; v. 30. 6. 1983 IV R 221/80, BStBl. II, 638 [639]; entspre-
chend f®r den Gewerbebetrieb BFH v. 31. 1. 1961 I 223/60, BStBl. III, 209; Be-
denken zB bei Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 135).
Nutzungs�berlassung einzelner Wirtschaftsg�ter: Ein Ehegatte kann auch
ein einzelnes WG an den anderen Ehegatten vermieten, verpachten oder unent-
geltlich zur Nutzung ®berlassen. Bewirtschaftet ein Ehegatte ohne oder mit ei-
nem luf. Betrieb faktisch auf familienrechtlicher Basis (also ohne daß sie ihm zur
Fruchtziehung durch Rechtsgesch�ft ®berlassen sind) luf. ertragsf�hige Grund-
st®cke (Abgrenzung etwa zu Hausg�rten), die im Eigentum des anderen Ehegat-
ten stehen, ist auch dieser andere Ehegatte f®r sich gesehen ein Land- und
Forstwirt, dem die entsprechenden Eink®nfte als luf. Eink®nfte zuzurechnen
sind (s. auch Anm. 154).

3. Ehegatten-Mitunternehmerschaft aufgrund Gesellschafts- oder
Gemeinschaftsverhzltnisses in der Land- und Forstwirtschaft

Mitunternehmerschaft kraft ausdr�cklicher Vereinbarung: Liegt nicht
schon kraft G®terstandes eine Mitunternehmerschaft vor (luf. Betrieb im Ge-
samtgut der Ehegatten bei G®tergemeinschaft s. Anm. 151), k½nnen die Ehegat-
ten eine PersGes. gr®nden und im Rahmen dieser Gesellschaft mitunternehmer-
schaftlich einen luf. Betrieb bewirtschaften (vgl. schon BFH v. 29. 5. 1956 I 26/
55 U, BStBl. III, 246; v. 26. 5. 1959 I 32/58 S, BStBl. III, 322 beide betr. das Ver-
h�ltnis Eltern/Kinder). Mitarbeit ist allerdings nicht zwingend; stellt sie den ein-
zigen Beitrag dar, darf sie allerdings nicht untergeordneter Art sein (BFH v.
3. 8. 1973 IV R 21/72, BStBl. II, 844). Es gen®gt auch eine rein kapitalistische
Beteiligung (vgl. BFH v. 29. 5. 1956 I 26/55 U, BStBl. III, 246). Auf die Frage,
wem die bewirtschafteten Fl�chen geh½ren, kommt es hierbei grunds�tzlich
nicht an. Ggf. geh½ren sie zum Sonder-BV eines Ehegatten-Gesellschafters
(BFH v. 16. 2. 1995 IV R 62/94, BStBl. II, 592).
E Zur Vermeidung von Mißbrwuchen wird nach stRspr. des BFH allerdings voraus-
gesetzt, daß das Gesellschaftsverh�ltnis klar und eindeutig geregelt ist. Ggf. kann
f®r die Auslegung urspr. unklarer Vereinbarungen die sp�tere tats�chliche
�bung der Parteien herangezogen werden. Gleichartige M�ngel unter Fremden
mindern deren Gewicht bei der W®rdigung (BFH v. 28. 6. 2002 IX R 68/99, FR
2002, 1075 zum Mietvertrag). Schriftlichkeit ist nicht zwingend (BFH v.
7. 3. 1961 289/60 U, BStBl. III, 351), aus Nachweisgr®nden aber empfehlens-
wert (vgl. entsprechend BFH v. 2. 2. 1962 III 472/59 U, BStBl. III, 159; v.
29. 1. 1976 IV R 73/73, BStBl. II, 324; zu Lockerungstendenzen im Bereich der
vorgeschriebenen Form BFH v. 13. 7. 1999 VIII R 29/97, BFH/NV 2000,
1154). Zudem muß der Gesellschaftsvertrag einem Fremdvergleich standhalten
und tats�chlich durchgef®hrt sein (vgl. zB entsprechend BFH v. 26. 8. 1958
I 116/58 U, BStBl. III, 445; v. 20. 2. 1959 VI 147/58 U, BStBl. III, 172; v.
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20. 2. 1975 IV R 62/74, BStBl. II, 569; zur Darstellung in der Buchf®hrung
BFH v. 31. 1. 1961 I 30/59 U, BStBl. III, 209; v. 27. 2. 1962 I 140/61 U,
BStBl. III, 214). Die geforderte Ernsthaftigkeit verlangt auch zivilrechtliche Wirk-
samkeit – § 41 AO ist nicht anwendbar – (f®r einen luf. Betrieb BFH v.
7. 10. 1982 IV R 186/79, BStBl. II 1983, 73; entsprechend f®r einen Gewerbe-
betrieb BFH v. 28. 1. 1988 IV R 198/84, BFH/NV 1988, 734 mwN; auch schon
BFH v. 10. 10. 1957 IV 25/57 U, BStBl. III, 419; zum luf. Pachtverh�ltnis ent-
sprechend Anm. 79), die Beteiligung am Gewinn und Verlust sowie an den k®nf-
tig anwachsenden stillen Reserven usw., so daß von Mitunternehmerrisiko und
Mitunternehmerinitiative ausgegangen werden kann.

Vgl. BFH v. 3. 8. 1973 IV R 21/72, BStBl. II, 844 f®r den Fall, daß in die Gesellschaft
nur Arbeitsleistung eingebracht wird; auch BFH v. 28. 1. 1971 IV 127/64, BStBl. II,
662; v. 1. 2. 1973 IV R 9/68, BStBl. II, 221; v. 11. 4. 1973 IV R 67/69, BStBl. II, 528:
Befugnis zur Stimmrechtsaus®bung; v. 30. 7. 1975 I R 174/73, BStBl. II, 818: minde-
stens der Stellung eines Kommanditisten vergleichbar.

E Gewinnverteilung: Nach stRspr. des BFH ist auch eine zwischen nahen Angeh½-
rigen vereinbarte Gewinnverteilung nach dem Maßstab einer unter fremden Per-
sonen ®blichen Gestaltung auf ihre Angemessenheit zu pr®fen (BFH v.
19. 1. 1993 VIII R 128/84, BStBl. II, 594 [599] mwN). Der Vereinbarung kann
grunds�tzlich keine R®ckwirkung beigelegt werden (zB BFH v. 21. 12. 1972 IV
R 194/69, BStBl. II 1973, 389; v. 12. 6. 1980 IV R 40/77, BStBl. II, 723).
E Geltungsbereich der Grundswtze: Die Grunds�tze zur Anerkennung von Vertr�gen
zwischen Ehegatten sind nicht auf Vertr�ge zwischen Partnern einer nichteheli-
chen Lebensgemeinschaft zu ®bertragen (BFH v. 14. 4. 1988 IV R 225/85,
BStBl. II, 670). Die genannten Voraussetzungen beziehen sich allerdings nur auf
Gesellschaftsvertr�ge, die die Eheleute nach außen hin wie Fremde abgeschlos-
sen und zum Gegenstand ihrer Rechtsbeziehungen gemacht haben. Im Rahmen
einer verdeckten Mitunternehmerschaft haben diese Voraussetzungen keine Be-
deutung (BFH v. 8. 11. 1995 XI R 14/95, BStBl. II 1996, 133). Liegt zwischen
den Ehegatten hiernach eine Mitunternehmerschaft vor, kommt dabei eine An-
erkennung eines Arbeitsverh�ltnisses des Mitunternehmer-Ehegatten nicht in
Betracht (f®r eine Innengesellschaft mit LuF BFH v. 30. 6. 1983 IV R 206/80,
BStBl. II, 636; entsprechend f®r einen Gewerbebetrieb BFH v. 28. 1. 1988 IV R
198/84, BFH/NV 1988, 734).
Auch eine Bruchteilsgemeinschaft (§§ 741 ff. BGB) kann Mitunternehmer-
schaft sein (BFH v. 25. 6. 1984 GrS 4/82, BStBl. II, 751; v. 6. 2. 1986 IV R 311/
84, BStBl. II, 455: von Ehegatten zu Miteigentum erworbene Blumeng�rtnerei;
v. 14. 8. 1986 IV R 341/84, BStBl. II 1987, 23). Da es sich insoweit nicht um
eine PersGes. iSv. § 15 Abs. 3 Nr. 1 (zur Verweisung s. Abs. 7) handelt, ist diese
Vorschrift hierauf nicht anwendbar.

4. Mitunternehmerschaft aufgrund Eigentums an den bewirtschafteten
Flzchen

Im Einklang mit dem Zivilrecht geht der BFH im allgemeinen nicht ohne weite-
res vom stillschweigenden Abschluß einer Ehegatten-Innengesellschaft oder
einem wirtschaftlich vergleichbaren Gemeinschaftsverh�ltnis als Grundlage f®r
eine Mitunternehmerschaft aus (zB BFH v. 27. 1. 1994 IV R 26/93, BStBl. II,
462 mwN), wiewohl er auch auf der Grundlage des BFH-Beschl. v. 25. 6. 1984
GrS 4/82 (BStBl. II, 751) m½glich ist (BFH v. 6. 2. 1986 IV R 311/84, BStBl. II,
455; Leinglrtner/Zaisch, Kap. 15 Rn. 10).
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Ehegatten-Innengesellschaft: Nach stRspr. des BFH ist jedoch eine Mitunter-
nehmerschaft zu bejahen, wenn die Ehegatten bei grunds�tzlich beiderseitiger
Mitarbeit (wobei der Beitrag des im Haushalt gebundenen Ehegatten weit gerin-
ger sein kann, BFH v. 6. 6. 1995 IV B 104/94, BFH/NV 1996, 27) in nennens-
wertem Umfang ihnen geh½renden luf. nutzbaren Grundbesitz zur gemeinsa-
men Erzielung von Fr®chten des Grund und Bodens (§§ 99, 100, 953, 956
BGB) und deren Verwertung und damit zur Erzielung von luf. Eink®nften zur
Verf®gung stellen. In F�llen dieser Art liegt nach Auffassung des BFH bei Ehe-
gatten partnerschaftliches Zusammenwirken und Mitarbeit auf (mit-)unterneh-
merischer Grundlage (Abgrenzung zum gegenseitigen Leistungsaustausch bzw.
zum rein famili�ren Beistand) und mithin eine gemeinsame Zweckverfolgung
iSd. §§ 705 ff. BGB vor.

BFH v. 10. 5. 1960 I 14/60 U, BStBl. III, 326; v. 27. 2. 1962 I 140/61 U, BStBl. III,
214; v. 29. 1. 1963 I 140/62, HFR 1963, 166; v. 17. 7. 1975 IV R 119/74, BStBl. II,
770; v. 14. 8. 1986 IV R 248/84, BStBl. II 1987, 17; v. 26. 11. 1992 IV R 53/92,
BStBl. II 1993, 395; v. 27. 1. 1994 IV R 26/93, BStBl. II, 462; v. 26. 5. 1994 IV R 134/
92, BFH/NV 1995, 114; v. 28. 7. 1994 IV R 81/93, BFH/NV 1995, 202; v. 6. 6. 1995
IV B 104/94, BFH/NV 1996, 27; Hinweis auf BGH v. 9. 10. 1974 IV ZR 164/73,
NJW 1974, 2278 bzw. v. 8. 7. 1982 IX ZR 99/80, BGHZ 84, 361/366; vgl. auch BGH
v. 10. 4. 1967 II ZR 162/65, DB 1967, 1579; BSG v. 16. 6. 1982 11 RA 42/81, HFR
1984, 240 mwN. Unter Betonung des familienrechtlichen Aspekts ablehnend das vom
BFH nur im Ergebnis best�tigte Urt. des FG Schl.-Holst. v. 23. 8. 1984 (EFG 1985,
175; BFH v. 14. 8. 1986 IV R 341/84, BStBl. II 1987, 23).

Die Rspr. des BFH geht dabei nicht von der Annahme einer faktischen Gesell-
schaft, sondern einer Innengesellschaft aus (BFH v. 6. 2. 1986 IV R 311/84,
BStBl. II, 455; Leinglrtner/Zaisch, Kap. 15 Rn. 9; Schmidt/Seeger XXI. § 13
Rn. 59; Kanzler, StEL 1986, 69; aA S�ffing, FR 1983, 591, Herzig, BB 1986,
533). Die Ehegatten-Innengesellschaft kommt danach nur dann konkludent zu-
stande, wenn die Zusammenarbeit der Ehegatten aus rein unternehmerischen
Gr®nden praktiziert wird und ®ber die Zusammenarbeit innerhalb der Ehe deut-
lich hinausgeht (BFH v. 14. 8. 1986 IV R 248/84, BStBl. II 1987, 17 [19]); v.
6. 6. 1995 IV B 104/94, BFH/NV 1996, 27), wobei das letzte Merkmal kaum
von Bedeutung ist (besonders deutlich BFH v. 6. 6. 1995 IV B 104/94 aaO).
Die Rspr. des BFH begr®ndet die Zurechnung der Eink®nfte auf die Ehegatten
als Mitunternehmer auch ohne Vorliegen eines schriftlichen Gesellschaftsver-
trags neben der gemeinsamen Mitarbeit vor allem mit der Eigent®merstellung
des f®r die LuF besonders bedeutsamen Grund und Bodens.

Vgl. BFH v. 10.5. 1960 I 14/60 U, BStBl. III, 326; v. 27. 2. 1962 I 140/61 U, BStBl. III,
214; v. 7. 10. 1982 IV R 186/79, BStBl. II 1983, 73; v. 30. 6. 1983 IV R 206/80,
BStBl. II, 636; v. 14. 8. 1986 IV R 341/84, BStBl. II 1987, 23; v. 27. 1. 1994 IV R 26/
93, BStBl. II, 462; dazu auch Anm. 23. Wegen der Bedeutung von Glash�usern bei ei-
ner G�rtnerei BFH v. 6. 2. 1986 IV R 311/84, BStBl. II, 455. Weitergehend, aber inso-
weit vom BFH abgelehnt Nds. FG v. 25. 8. 1992, EFG 1993, 303, wonach auch das Ei-
gentum an anderen wesentlichen Betriebsmitteln als Grund und Boden f®r die
Annahme einer Mitunternehmerschaft unter Ehegatten ausreichen kann. Gegen die
Einbeziehung zugepachteter Fl�chen BFH v. 26. 5. 1994 IV R 134/92, BFH/NV 1995,
114; Nds. FG v. 14. 2. 2001, EFG 2002, 171, NZB, Az. BFH IV B 105/01. Zum Son-
derfall der Baumschule s. Anm. 157 aE.

Auf die Gr®nde des Eigentumserwerbs der Ehegatten am Grund und Boden
kommt es dabei nicht an (BFH v. 30. 6. 1983 IV R 206/80, BStBl. II, 636: vom
Ver�ußerer war verlangt worden, daß die Ehegatten den luf. Betrieb zu Mit-
eigentum erwerben). Der Umstand, daß estrechtlich anzuerkennende Vereinba-
rungen zwischen nahen Angeh½rigen nachweisbar ernstlich und klar abgeschlos-
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sen, tats�chlich durchgef®hrt sein und einem Fremdvergleich standhalten m®s-
sen (BFH v. 14. 8. 1986 IV R 341/84, BStBl. II 1987, 23 mwN), schließt es nach
der Rspr. des BFH in diesem Zusammenhang nicht aus, daß diese auch still-
schweigend zustande kommen k½nnen (BFH v. 14. 8. 1986 IV R 248/84,
BStBl. II 1987, 17 [19] mwN). Im Rahmen einer verdeckten Mitunternehmer-
schaft unter Eheleuten haben diese Voraussetzungen nach der Rspr. des BFH
keine Bedeutung (BFH v. 8. 11. 1995 XI R 14/95, BStBl. II 1996, 133; aA
Horn, BB 1984, 1352; Herzig, BB 1986, 533).
Umfang des �berlassenen Grund und Bodens: Als nicht unerhebliche �ber-
lassung von Grund und Boden ordnet die Rspr. des BFH im allgemeinen die
�berlassung eigenen Grund und Bodens im Wert von mehr als 20 vH des ge-
meinen Werts des Hofes ein.

BFH v. 27. 2. 1962 I 140/61 U, BStBl. III, 214; v. 7. 10. 1982 IV R 186/79, BStBl. II
1983, 73; zugepachteter Grund und Boden gen®gt grunds�tzlich nicht als Grund f®r
die Annahme einer Innengesellschaft, BFH v. 7. 10. 1982 IV R 186/79, BStBl. II 1983,
73 (74); aA wohl H 126 EStR; Altehoefer/Fichtelmann, II. Rn. 697: mehr als 20 vH
des EW des Betriebs; weiterer aA Kanzler, FS f®r L. Schmidt, M®nchen 1993, 379
[386]; Lademann/ Hiller, § 13 Rn. 150a: Faustregel 10 vH der Nutzfl�che entspre-
chend den Grunds�tzen f®r wesentliche Betriebsgrundlagen; milde Kritik bei Bl�mich/
Selder, § 13 Rn 45.

Die FinVerw. folgt der Rspr. nur ansatzweise und stellt auf 20 vH des Einheits-
werts des Betriebs ab (H 126 EStR, Stichwort „Mitunternehmerschaft“; dagegen
Leinglrtner/Zaisch, Kap. 15 Rn. 9: sinnvoller w�re das Abstellen auf den Wirt-
schaftswert, wenn nicht gar auf den Grund und Boden selbst). UE besteht kein
beachtlicher Grund, von den Prinzipien der BFH-Rspr., wenn man ihnen ®ber-
haupt folgen will (zur Kritik s. nachfolgend), abzuweichen. Die Typisierung ist
sowieso schon sehr weit entwickelt. Im ®brigen schließt die Typisierung Ab-
weichungen im Einzelfall nicht aus. Entscheidend ist, ob die mitbewirtschafteten
Grundst®cke des Ehegatten als wesentliche Betriebsgrundlagen eingeordnet
werden k½nnen (glA Leinglrtner/Zaisch, Kap. 15 Rn. 9).
Der Geltungsbereich der Rechtsprechung zur Ehegatten-Innengesell-
schaft ist auf den Bereich der Eink®nfte aus LuF beschr�nkt, wobei die Diffe-
renzierung etwa zu den Eink®nften aus Gewerbebetrieb im wesentlichen auf der
Bedeutung des Grund und Bodens f®r die luf. Urproduktion beruht (Anm. 23);
ein solcher Differenzierungsgrund soll bei gewerblicher Bodenbewirtschaftung
bzw. gewerblicher Tierzucht und Tierhaltung fehlen (vgl. f®r den Fall einer ge-
werblichen G�rtnerei Nds. FG v. 13. 1. 1987, INF 1987, 329, rkr. glA Schmidt/
Seeger XXI., § 13 Rn. 62).
Erschwerter Ausschluß der Annahme einer Ehegatten-Mitunternehmer-
schaft: Bei Vorliegen der Voraussetzungen f®r eine Ehegatten-Innengesellschaft
geht der BFH „prima facie“ von der Lebenserfahrung entsprechenden Annah-
me einer Mitunternehmerschaft aus. Dies zu widerlegen, erfordert klare, eindeu-
tige, durchgef®hrte und nachweisbare anderweitige Vereinbarungen (BFH v.
14. 8. 1986 IV R 248/84, BStBl. II 1987, 17 [20]; v. 14. 8. 1986 IV R 264/84,
BStBl. II 1987, 20 [22]). Als solche Vereinbarung reicht die bloße Nutzungs-
®berlassung von einem Ehegatten geh½renden Grundst®cken an den anderen
nicht aus. Es muß vielmehr erkennbar sein, daß der ®berlassende Ehegatte
rechtlich und tats�chlich wie ein Verp�chter (es gen®gt auch die Einr�umung
eines dinglichen oder obligatorischen Nutzungsrechts, BFH v. 14. 8. 1986 IV R
248/84, BStBl. II, 17 [20]; glA Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 289c; Lade-
mann/Hiller, EStG § 13 Rn. 150 c aE) außerhalb des luf. Betriebs mit der Fol-
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ge steht, daß er mit seinem Grundbesitz nicht f®r die Verbindlichkeiten des Be-
triebes haftet und insgesamt auch kein Mitunternehmerrisiko tr�gt. Dies setzt
die Aufgabe der Beteiligung an der Ehegatten-Mitunternehmerschaft voraus, dh.
die Aufl½sung oder Abwicklung der Gesellschaft, insbes. die �berf®hrung der
Grundst®cke und Grundst®cksteile des Ehegatten in sein Privatverm½gen (BFH
v. 28. 7. 1994 IV R 81/93, BFH/NV 1995, 202; glA Mlrkle/Hiller, 8. Aufl.
2001, Rn. 289 c).

Als tats�chliche Umst�nde k½nnen daf®r neben der Nichtmitarbeit im luf. Betrieb die
fehlende Verf®gung ®ber betriebliche Geldmittel usw. in Betracht kommen (BFH v.
14. 8. 1986 IV R 248/84, BStBl. II, 17). Die Annahme der Mitunternehmerschaft kann
aber, wenn die Maßgaben der Rspr. des BFH erf®llt sind, nicht mit dem Nachweis eines
Arbeitsverh�ltnisses (glA Kanzler, StEL 1986, 69; aA Fichtelmann, INF 1986, 575)
oder eines Pachtverh�ltnisses bez®glich der Fl�chen eines Ehegatten widerlegt werden
(BFH v. 28. 7. 1994 IV R 81/93, BFH/NV 1995, 202: „Voraussetzung f®r die Aufgabe
der Beteiligung einer derartigen Ehegattengesellschaft ist die �berf®hrung der Grund-
st®cke des Ehegatten in sein Privatverm½gen“). Gemeinsames Auftreten der Ehegatten
nach außen in ihrer Eigenschaft als Mitunternehmer ist hiernach nicht n½tig (Schmidt/
Seeger XXI. § 13 Rn. 60). Der Nichtvollzug einer Innengesellschaft im Rahmen der
Buchf®hrung des luf. Betriebs ber®hrt deren Existenz nicht (BFH v. 10. 5. 1960 I 14/
60 U, BStBl. III, 326). Liegt eine Außen- oder Innengesellschaft vor, kann ein Arbeits-
verh�ltnis des Mitunternehmer-Ehegatten nicht anerkannt werden (BFH v. 30. 6. 1983
IV R 206/80, BStBl. II, 636; Hiller, INF 1987, 247). Auch wenn von einer Innenge-
sellschaft auszugehen ist, findet § 15 Abs. 3 Nr. 1 Anwendung (f®r eine atypisch stille
Gesellschaft BFH v. 10. 8. 1994 I R 133/93, BStBl. II 1995, 97, dort auch mit Nachwei-
sen zu den Gegenstimmen; glA Schmidt XXI. § 15 Rn. 187). Stirbt ein Ehegatte, sollen
dessen Erben bzw. eine Erbengemeinschaft in dessen Stellung als Mitunternehmer ein-
treten, wenn keine abweichenden vertraglichen Vereinbarungen getroffen sind (FG
Ba.-W®rtt. v. 18. 10. 1995, EFG 1996, 649 rkr.; glA Schmidt/Seeger XXI. § 13 Rn. 60).

Die Gewinnverteilung richtet sich bei einer Ehegatten-Innengesellschaft
nach dem tats�chlichen Einsatz des jeweiligen Ehegatten hinsichtlich Grund
und Boden, Mitarbeit, Kapitaleinsatz usw. (glA Leinglrtner/Zaisch, Kap. 15
Rn. 19). Nach der Rspr. des BFH sollen die Ehegatten entsprechend der gleich-
berechtigten Zusammenarbeit grunds�tzlich auch je zur H�lfte am Gewinn und
Verlust beteiligt sein (BFH v. 14. 8. 1986 248/84, BStBl. II 1987, 17). Dies steht
ua. auch im Gegensatz dazu, daß bei vereinbartem Gesellschaftsverh�ltnis zwi-
schen Ehegatten die Gewinnverteilung im Rahmen des Fremdvergleichs auf ihre
Angemessenheit hin zu pr®fen ist (BFH v. 19. 1. 1993 VIII R 128/84, BStBl. II,
594 [599] mwN).
Sind die Voraussetzungen f�r die Annahme einer Ehegatten-Innengesell-
schaft nicht erf�llt, so ist der eine Ehegatte selbst dann luf. Unternehmer,
wenn der andere Ehegatte dessen Fl�chen im Rahmen seines luf. Betriebs zwar
bewirtschaftet, diesbez®glich aber keine Nutzungs®berlassungsvertr�ge beste-
hen. So etwa, wenn die eingesetzten Nutzfl�chen eines Ehegatten nicht von er-
heblichem Gewicht sind (grunds�tzlich nicht mehr als 20 vH des gemeinen
Werts des Hofes; BFH v. 2. 2. 1989 IV R 96/87, BStBl. II, 504: 3 ha reichen
nicht, wenn der andere Ehegatte einen 65 ha Betrieb bewirtschaftet), gleichwohl
aber nachhaltige Ertr�ge abwerfen. Die rein faktische Bewirtschaftung durch
den nicht eigennutzungsbefugten Ehegatten geschieht dann im Rahmen der
ehelichen Lebensgemeinschaft auf famili�rer Grundlage (BFH v. 17. 7. 1975 IV
R 119/74, BStBl. II, 770; v. 2. 2. 1989 IV R 96/87, BStBl. II, 504; glA Schmidt/
Seeger XXI. § 13 Rn. 63; Bedenken bei Mitterpleininger in L/B/P, § 13
Rn. 135). Als Inhaber eines luf. Betriebs hat der andere Ehegatte luf. BV, die Ge-
winnermittlung ist f®r ihn gesondert durchzuf®hren. Scheitert die Annahme ei-

E 163

Land- und Forstwirtschaft Anm. 154 § 13



E 164 Gmach

ner Ehegatten-Innengesellschaft am Vorliegen eines Nutzungs®berlassungsver-
trags, so k½nnen die Betriebsverpachtungsgrunds�tze anwendbar sein (s.
Anm. 75 ff.). Andernfalls geh½ren die Fl�chen zum PV des ®berlassenden Ehe-
gatten (BFH v. 14. 8. 1986 IV R 264/84, BStBl. II 1987, 20 [23]).
Die Aufl¨sung oder Beendigung der Ehegatten-Mitunternehmerschaft
kommt namentlich dann in Betracht, wenn den versch�rften Anforderungen f®r
Angeh½rigenvertr�ge gen®gende Nutzungsvertr�ge geschlossen werden, wenn
der Fl�chenbeitrag eines Ehegatten unter die maßgebliche Grenze sinkt oder
keine Mitarbeit mehr vorliegt. Verpachtet ein Ehegatte seine Fl�chen an einen
Dritten, f®hrt dies ebenfalls zur Aufl½sung der Ehegatten-Mitunternehmerschaft
(glA Felsmann/Pape, A 610). Ggf. kommen in F�llen dieser Art bez®glich der
verpachteten Fl�chen die Anwendung der Grunds�tze ®ber die Betriebsverpach-
tung in Betracht (dazu Anm. 75 ff.).
Auch der Verkauf der Flwchen an den anderen Ehegatten f®hrt zur Beendigung
der Ehegatten-Innengesellschaft. Dabei sind allerdings die Maßgaben des
Fremdvergleichs zu beachten sind (BFH v. 18. 1. 1990 IV R 50/88, BFH/NV
1990, 693 mwN). Daf®r ist vor allem von Bedeutung, daß Leistung und Gegen-
leistung in einem einigermaßen abgewogenen Verh�ltnis zueinander stehen
(BFH v. 16. 7. 1969 I R 186/66, BStBl. II 1970, 56; v. 24. 10. 1978 VIII R 172/
75, BStBl. II 1979, 135; v. 3. 6. 1992 X R 14/89, BStBl. II 1993, 23). Eine still-
schweigend begr®ndete landwirtschaftliche Ehegatten-Mitunternehmerschaft
wird nicht dadurch beendet, daß einer der Ehegatten mit den Kindern eine wei-
tere PersGes. begr®ndet (BFH v. 28. 7. 1994 IV R 81/93, BFH/NV 1995, 202).
Besondere Maßgaben k½nnen zu beachten sein, wenn der Verkauf zu einer Be-
triebsteilung f®hren soll (Anm. 120).

Einstweilen frei.

5. Keine �bertragung der Grundsztze zur flzchenbezogenen Ehegatten-
Innengesellschaft auf andere Fzlle gemeinschaftlichen Einsatzes von
Wirtschaftsg�tern

Die Rspr. hatte sich wiederholt mit der Frage zu befassen, ob die Grunds�tze
zur fl�chenbezogenen Ehegatten-Innengesellschaft auch auf andere F�lle ge-
meinschaftlichen Einsatzes von Wirtschaftsg®tern zu ®bertragen sind.
Die gemeinschaftliche F�hrung eines Pachtbetriebs f®hrt nicht zu einer
Ehegatten-Innengesellschaft. Mitunternehmerschaft setzt hier regelm�ßig den
Abschluß eines Gesellschaftsvertrags voraus (schwankend Leinglrtner/Zaisch,
Kap. 15 Rn. 18). Er ist nicht schon darin zu erblicken, daß beide Ehegatten den
Pachtvertrag unterschrieben haben. Auch wenn beide Ehegatten den Pachtver-
trag abgeschlossen haben, im Betrieb mitarbeiten und ihnen jeweils ein erheb-
licher Teil des Inventars geh½rt, muß nicht unbedingt von einer Mitunterneh-
merschaft auszugehen sein (glA Leinglrtner/Zaisch, Kap. 15 Rn. 18).

Nach der Rspr. des BFH gen®gt es nicht, wenn der Ehegatte neben seiner Mitarbeit
wertm�ßig mehr als 20 vH des Hofeswerts an selbst angepachtetem oder mit ange-
pachtetem Grund und Boden zur Bewirtschaftung zur Verf®gung stellt (vgl. BFH v.
18. 4. 1961 I 139/60, INF L 1961, 253; v. 21. 2. 1961 I 250/60, HFR 1961, 102; v.
7. 10. 1982 IV R 186/79, BStBl. II 1983, 73; v. 27. 1. 1994 IV R 26/93, BStBl. II, 462;
v. 26. 5. 1994 IV R 134/92, BFH/NV 1995, 114; Leinglrtner/Zaisch, aaO; kritisch
Schmidt/Seeger XXI. § 13 Rn. 61). Keine Mitunternehmerschaft ist anzunehmen,
wenn der eine Ehegatte allein LuF auf eigenen und gepachteten Fl�chen betreibt, so-
dann der andere Ehegatte Eigent®mer der Pachtfl�chen wird, sich aber am Pachtver-
h�ltnis nichts �ndert (FG Rhld.-Pf. v. 12. 4. 1985, EFG 1985, 487 rkr.).
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Keine Mitunternehmerschaft ist auch anzunehmen, wenn ein Ehegatte Inhaber
eines luf. Betriebs ist und der andere Ehegatte Inhaber eines anderen, ggf. ge-
pachteten Betriebs (BFH v. 16. 6. 1994 IV R 71-72/93, BFH/NV 1995, 762).
Allerdings kann im Fall einer Betriebsanpachtung von einem Gesellschaftsver-
h�ltnis und mithin Mitunternehmerschaft ausgegangen werden, wenn die Ehe-
gatten nach außen als Inhaber des luf. Betriebs auftreten, wobei es dann auf die
ggf. fehlende entsprechende Darstellung in der Buchf®hrung nicht ankommt.
Wenn in F�llen dieser Art angenommen werden soll, daß ein Ehegatte seine Ge-
sellschaftsbeteiligung aufgegeben hat und fortan f®r den Betrieb als ArbN t�tig
ist, muß feststehen, daß und auf welchem Wege das Gesellschaftsverh�ltnis be-
endet worden ist (vgl. entsprechend f®r einen Gewerbebetrieb BFH v.
28. 1. 1988 IV R 198/84, BFH/NV 1988, 734).
Keine Ehegatten-Innengesellschaft durch Einbringung der Arbeitskraft
und Miteigentum am Inventar: Hat der BFH zun�chst offen gelassen, ob
man von einer Innengesellschaft ausgehen kann, wenn ein Ehegatte nur seine
Arbeitskraft einbringt bzw. Miteigent®mer des lebenden und toten Inventars ist
(BFH v. 17. 7. 1975 IV R 119/74, BStBl. II, 770), hat er dies in sp�teren Ent-
scheidungen bei kleinerem Grundst®ckseinsatz und Mitarbeit ohne Hinzutreten
weiterer Umst�nde verneint.

BFH v. 7. 10. 1982 IV R 186/79, BStBl. II 1983, 73; v. 2. 2. 1989 IV R 96/87, BStBl. II,
504 bzw. nur bei Gestellung des Inventars durch einen Ehegatten (BFH v. 26. 11. 1992
IV R 53/92, BStBl. II 1993, 395; aA Nds. FG v. 25. 8. 1992, EFG 1993, 303, aufgeh.
durch BFH v. 26. 5. 1994 IV R 134/92, BFH/NV 1995, 114; dem BFH zustimmend
Schmidt/Seeger XXI. § 13 Rn. 61); vgl. auch BFH v. 26. 5. 1994 IV R 134/92, BFH/
NV 1995, 114 bei Erwerb von Maschinen durch eine Ehegatten.

Auch die �berlassung von Kapital f®hrt nicht dazu, daß zwischen den Ehe-
gatten schon allein dadurch ein Gesellschaftsverh�ltnis und Mitunternehmer-
schaft anzunehmen ist (BFH v. 7. 10. 1982 IV R 186/79, BStBl. II 1983, 73; v.
14. 8. 1986 IV R 341/84, BStBl. II 1987, 23 mwN). Ebenso gen®gt nicht, daß
ein Ehegatte als Inhaber von Gesch�ftskonten auftritt (BFH v. 26. 5. 1994 IV R
134/92, BFH/NV 1995, 114). Zur stillschweigenden Begr®ndung einer Mitun-
ternehmerschaft zwischen Landwirts-Ehegatten gen®gt es auch nicht, daß dem
einen Ehegatten die Hofstelle oder ein Anteil daran ®bertragen wird, die land-
wirtschaftlich genutzten Fl�chen aber im Eigentum des anderen Ehegatten ver-
bleiben (BFH v. 27. 1. 1994 IV R 26/93, BStBl. II, 462). Wegen der M½glichkeit
einer typisch stillen Gesellschaft des Ehegatten mit einem luf. Betrieb und dem
anderen Ehegatten s. Anm. 161.
Sonderfall der Baumschule: Der BFH hat dar®ber hinaus Mitunternehmer-
schaft trotz Miteigentums der Ehegatten am Grund und Boden – im Gegensatz
etwa zu einer G�rtnerei (BFH v. 6. 2. 1986 IV R 311/84, BStBl. II, 455) – bei ei-
ner Baumschule mit der Begr®ndung verneint, daß die Erzeugnisse einer Baum-
schule weder wesentliche Bestandteile noch Fr®chte des zu ihrer Hervorbrin-
gung genutzten Grundst®cks darstellen, sondern daß es sich bei ihnen
zivilrechtlich um bewegliche Sachen handelt, die unabh�ngig von den Rechten
am genutzten Grundst®ck im Eigentum desjenigen bleiben, der sie zur Aufzucht
in das Grundst®ck eingef®gt hat. Der Miteigent®mer des Grundst®cks ist mithin
nicht ohne weiteres luf. Unternehmer (BFH v. 14. 8. 1986 IV R 341/84,
BStBl. II 1987, 23 mwN zur Zivilrechtsprechung).
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6. Kritik an der Rechtsprechung zur Ehegatten-Innengesellschaft in der
Land- und Forstwirtschaft

Kritik findet vor allem Anhaltspunkte bei der Rspr. des BFH zur Innengesell-
schaft zwischen Ehegatten. Ohne die besondere Bedeutung des Grund und Bo-
dens, der Eigentumsverh�ltnisse hieran und des daraus erwachsenden Fruchtzie-
hungsrechts im Bereich der LuF verkennen zu wollen (s. auch Anm. 23), stellt
sich uE dennoch die Frage, ob dieser Umstand tats�chlich zur Verankerung der
Rspr. des BFH zur Innengesellschaft bei Ehegatten im Bereich LuF ausreicht
bzw. sie notwendig macht.

Die FinVerw. folgt der Rspr. des BFH, vgl. H 126 EStH „Mitunternehmerschaft“. Das
Schrifttum ist gespalten. So h�lt etwa Leinglrtner/Zaisch, Kap. 15 Rn. 9 ff./15 die
Rspr. f®r vertretbar; glA etwa auch Schmidt/Seeger XXI. § 13 Rn. 59 ff.; Felsmann/
Giere,A 464 ff.; Freudenberg, INF 1989, 177 [179]. AA J�ptner, StRK-Anm. EStG
1975 § 13 Abs. 5 R. 2; Herzig, BB 1986, 533; zweifelnd Bl�mich/Selder, § 13 Rn. 45;
Kanzler, in FS f®r L. Schmidt, 1993, 379 ff.;M. Wendt, FR 1996, 265 [270]).

Eine unmittelbare gesetzliche Notwendigkeit f®r die Rspr. gibt es nicht (glA
Herzig, BB 1986, 533). Problematisch ist, ob sie dem jeweiligen Lebenssachver-
halt gerecht wird, wenn Ehegatten auf familienrechtlicher Grundlage wirtschaf-
ten und m½glicherweise sogar ausdr®cklich so wirtschaften wollen, sie aber da-
durch estrechtlich gegen ihren Willen und „prima facie“ in das Korsett einer
Mitunternehmerschaft gedr�ngt werden.

Vgl. zur Kritik auch FG Schl.-Holst. v. 23. 8. 1984, EFG 1985, 175. Auf die dort ange-
f®hrten Gr®nde hat sich der BFH auch sp�ter nicht eingelassen, sondern die Vorent-
scheidung aus anderen Gr®nden best�tigt (BFH v. 14. 8. 1986 IV R 341/84, BStBl. II
1987, 23).

Die Rspr. des BFH verlangt nur formal, daß die Zusammenarbeit der Ehegatten
deutlich ®ber eine bloß eheliche Zusammenarbeit hinausgeht (BFH v. 6. 6. 1995
IV B 104/94, BFH/NV 1996, 27). Die Grenzlinien der dargestellten Rspr. sind
daher zT schwer oder kaum noch vermittelbar. Stellt ein Ehegatte nur seine Mit-
arbeit, Kapital oder andere WG als Grund und Boden auf familienrechtlicher
Grundlage zur Verf®gung, zieht die Rspr. des BFH die Folgerung der Mitunter-
nehmerschaft regelm�ßig nur bei ausdr®cklich abgeschlossenem Gesellschafts-
vertrag (BFH v. 24. 10. 1961 I 147/61, HFR 1962, 188; v. 7. 10. 1982 IV R 186/
79, BStBl. II 1983, 73; zur Fragw®rdigkeit dieser Grenzziehung Schmidt/Seeger
XXI. § 13 Rn. 61, wenn auch mit dem Verlangen nach Ausweitung der hier kriti-
sierten Rspr.). Kaum noch verst�ndlich ist die Differenzierung bei Baumschulen
im Verh�ltnis zur ®brigen LuF. Schwer vermittelbar ist auch, daß die Grunds�tze
zur Ehegatten-Innengesellschaft schon bei anderen nahen Angeh½rigen nicht
mehr gelten sollen, „weil keine vergleichbare Interessengleichheit besteht“ (so
zB Felsmann/Giere, Rn. 475a). Nicht einsehbar ist auch der Widerspruch zur
Sachbehandlung bei den Eink®nften aus Gewerbebetrieb (Woerner, BB 1986,
2186, hat in diesem Zusammenhang die Frage gestellt, ob die Verh�ltnisse in der
Landwirtschaft wirklich so besonders gelagert sind). Dies gilt in besonderem
Maße dann, wenn (nur) wegen Zukaufs die Annahme eines Gewerbebetriebs ge-
rechtfertigt ist oder wenn bei Tierzucht und Tierhaltung die Fl�chendeckung ge-
rade nicht mehr f®r die Annahme einer landwirtschaftlichen Tierzucht und Tier-
haltung ausreicht. Es ist auch die Frage zu stellen, wie es bez®glich der
Mitunternehmerschaft der Ehegatten bestellt ist, wenn ein Tierzweig als gewerb-
lich einzuordnen ist, die anderen Tierzweige aber nicht. Kein entscheidungser-
hebliches Kriterium sollte es sein, daß die Rspr. des BFH ggf. die Besteuerung
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von stillen Reserven zB aus Grundst®cksverk�ufen des Ehegatten sichert, des-
sen Mitunternehmerstellung in Zweifel steht.

7. Verfahrensrechtliche Besonderheiten der Ehegatten-Innengesellschaft

Liegt zwischen Ehegatten Mitunternehmerschaft vor, kann von der an sich er-
forderlichen gesonderten und einheitlichen Feststellung der Eink®nfte (§§ 179
Abs. 2 Satz 2, 180 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a AO) abgesehen werden, wenn es sich
iSv. § 180 Abs. 3 AO um einen Fall von geringer Bedeutung handelt. Dies ist
nach der Rspr. des BFH der Fall, wenn die Eink®nfte leicht zu ermitteln und
nach einfachem Schl®ssel auf die Beteiligten zu verteilen sind und wenn vor al-
lem die Gefahr widerspr®chlicher Entscheidungen bei den Beteiligten gering
oder nahezu ausgeschlossen ist (BFH v. 3. 2. 1976 VIII R 29/71, BStBl. II, 396;
v. 26. 7. 1983 VIII R 28/79, BStBl. II 1984, 290; vgl. auch BFH v. 1. 6. 1989 IV
R 54/87, BFH/NV 1990, 634 zu Ehegatten-Grundst®cksgemeinschaften), nicht
also etwa, wenn str. ist, ob ®berhaupt estpfl. Eink®nfte vorliegen, an denen die
Ehegatten beteiligt sind, welcher Art sie sind oder ob ®berhaupt eine Mitunter-
nehmerschaft besteht (BFH v. 12. 11. 1985 IX R 85/82, BStBl. II 1986, 239; v.
17. 5. 1995 X R 64/92, BStBl. II, 640 [643]). Ein Fall geringer Bedeutung kann
namentlich bei Ehegatten-Mitunternehmerschaften in Ansehung eines luf. Be-
triebs gegeben sein, zB im Fall einer G®tergemeinschaft (BFH v. 4. 7. 1985 IV R
136/83, BStBl. II, 576), eines kleineren luf. Betriebs mit Gewinnermittlung nach
§ 13a oder bei verpachtetem Betrieb. Der an sich notwendige Hinweis auf den
Verzicht einer gesonderten und einheitlichen Feststellung ist dann entbehrlich,
wenn diese Absicht des FA dem Adressaten bereits bekannt oder auch ohne
schriftliche Begr®ndung ohne weiteres erkennbar ist (§ 121 Abs. 2 Nr. 2 AO),
etwa weil schon bislang so verfahren wurde (BFH v. 4. 7. 1985 aaO).

III. Zurechnung von Eink�nften aus Land- und Forstwirtschaft
bei sonstigen Angeh¨rigen

1. Einkommensteuerrechtliche Anerkennung von Vereinbarungen unter
Angeh¨rigen

Den strengen Anforderungen an die Anerkennung von Vertr�gen unter Ehegat-
ten (zB Anm. 153) unterliegen auch Vertr�ge zwischen nahen sonstigen Ange-
h½rigen (zB Kinder oder Eltern; s. auch BFH v. 5. 2. 1988 III R 234/84, BFH/
NV 1988, 628 zu Schwiegereltern und Schwiegerkindern).

Vgl. zB BFH v. 6. 7. 1995 IV R 79/94, BStBl. II 1996, 269; v. 26. 5. 1959 I 32/58 S,
BStBl. III, 322; v. 24. 7. 1975 IV R 99/72, BStBl. II, 772 zu einem Pachtvertrag zwi-
schen Vater und Sohn bez®glich eines luf. Betriebs; v. 30. 6. 1983 IV R 221/80,
BStBl. II, 638 zu einem Pachtvertrag oder einer Wirtschafts®berlassung zwischen Sohn
und Eltern; v. 29. 5. 1956 I 26/55 U, BStBl. III, 246 sowie H 126 EStH 1996 „Fami-
liengesellschaften“, „Mitunternehmerschaft“; ®berholt: BFH v. 17. 2. 1955 IV 520/53
U, BStBl. III, 102. Bei anderen, weniger nahen Angeh½rigen ist ein Interessengegensatz
zu unterstellen, der einen Fremdvergleich entbehrlich macht.

Unter diesen Voraussetzungen ist auch eine Innengesellschaft anzuerkennen (zB
BFH v. 6. 7. 1995 IV R 79/94, BStBl. II 1996, 269: zur Unterbeteiligung bzw.
atypisch stillen Gesellschaft; v. 29. 9. 1959 I 30/59 U, BStBl. III 1960, 44 zu
Ehegatten). Einer Gesellschaft kann die stl. Anerkennung nicht lediglich mit der
Begr®ndung versagt werden, daß außerbetriebliche, zB stl. und familienrecht-
liche Gesichtspunkte den Abschluß des Gesellschaftsvertrags veranlaßt haben
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(BFH v. 22. 8. 51 IV 246/50 S, BStBl. III, 181; R 138a Abs. 1 Allgemeines
Satz 2 EStR). Ist einem bestimmten Vertrag die stl. Anerkennung zu versagen,
so kann uU ein anderes, minderes Rechtsverh�ltnis anzuerkennen sein.

So etwa im Verh�ltnis der KG zur atypisch stillen Gesellschaft (BFH v. 29. 4. 1981 IV
R 131/78, BStBl. II, 663), der atypisch stillen zur stillen Gesellschaft (BFH v. 6. 7. 1995
IV R 79/94, BStBl. II 1996, 269 [272]; zur typisch stillen Gesellschaft unter nahen An-
geh½rigen zusammenfassend H 138 Abs. 4 EStR, zur Gewinnverteilung in diesem Fall
H 138a Abs. 5 EStR); unzul�ssig ist aber die Umdeutung in ein anderes Rechtsverh�lt-
nis, zB in ein partiarisches Darlehen (BFH v. 6. 7. 1995 IV R 79/94, BStBl. II 1996,
269 [272]; sch�rfer akzentuiert H 138a Abs. 2 EStH; uE ist der Unterschied der typisch
stillen Gesellschaft zum partiarischen Darlehen so gering, daß auch dieses Rechtsver-
h�ltnis noch in Erw�gung zu ziehen ist, so auch offenbar die dem bezeichneten Urt.
zugrundeliegende Vorinstanz). Allerdings sind auch hier die Maßgaben f®r Rechtsver-
h�ltnisse unter nahen Angeh½rigen zu beachten.

2. Land- und forstwirtschaftliche Mitunternehmerschaft unter
Angeh¨rigen

Die Eingehung einer Mitunternehmerschaft namentlich mit dem Hofnachfolger
kann sowohl stl., als auch betriebswirtschaftlich vorteilhaft sein. Denn einmal
l�ßt sich der Gewinn auf mehrere Stpfl. verteilen (zu weiteren Vorteilen bei Er-
trag- und ErbSt. H�bner-weingarten, ZEV 1999, 81), zum anderen tragen alle
Mitunternehmer die Nettoinvestitionen aus dem Gewinn, was zur Eind�mmung
des Privatverbrauchs f®hrt (dazu K�hne/Wesche, 408 ff. mit Beispielsrechnun-
gen).
Land- und forstwirtschaftliche Mitunternehmerschaften k½nnen als BGB-
Gesellschaft, OHG und KG sowie als atypisch stille Gesellschaft errichtet wer-
den. Ein Familienangeh½riger kann auch am Anteil an einer Mitunternehmer-
schaft ®ber eine LuF unterbeteiligt werden (zu den zivilrechtlichen Formen und
M½glichkeiten zB H�bner-Weingarten aaO), etwa in Form der atypisch stillen
Unterbeteiligung (BFH v. 21. 2. 1991 IV R 35/89, BStBl. II 1995, 449; v.
27. 1. 1994 IV R 114/91, BStBl. II, 635: Unterbeteiligung eines minderj�hrigen
Kindes; v. 2. 3. 1995 IV R 135/92, BStBl. II, 531).
Die zivilrechtliche Wirksamkeit wirft vor allem bei Abschluß eines Gesell-
schaftsvertrags bzw. bei der Aufnahme minderj�hriger Kinder in eine PersGes.
Probleme auf.

Vgl. BFH v. 29. 1. 1976 IV R 73/73, BStBl. II, 324; v. 29. 1. 1976 IV R 102/73,
BStBl. II, 328: Anerkennung einer Familien-PersGes. mit minderj�hrigen Kindern; v.
29. 1. 1976 IV R 97/74, BStBl. II, 332: schenkweise Aufnahme minderj�hriger Kinder;
BFH v. 8. 11. 1972 I R 227/70, BStBl. II 1973, 287: gesch�ftsunf�hige Kinder. Zur
Notwendigkeit der Beteiligung eines Erg�nzungspflegers bei Begr®ndung der Gesell-
schaft BFH v. 29. 1. 1976 IV R 102/73, BStBl. II, 328: keine Dauererg�nzungspfleg-
schaft; v. 5. 3. 1981 IV R 150/76, BStBl. II, 435; v. 9. 7. 1987 IV R 95/85, BStBl. II
1988, 245. Zur grunds�tzlichen Notwendigkeit eines Erg�nzungspflegers f®r Beschl®s-
se die in den Kernbereich der Gesellschafterrechte eingreifen oder die Gesellschafter-
stellung zum Nachteil der Kinder ver�ndern, str., zum Streitstand H�bner-Weingar-
ten, ZEV 1999, 81 (84 Fn. 35). Zur Notwendigkeit der vormundschaftsgerichtlichen
Genehmigung, die nicht als stillschweigend erteilt angesehen werden kann und die
strechtlich nicht zur®ckwirkt, wenn sie nicht unverz®glich nach Abschluß des Gesell-
schaftsvertrags beantragt und in angemessener Zeit erteilt wird, BFH v. 4. 7. 1968 IV
136/63, BStBl. II, 671; v. 1. 2. 1973 IV R 49/68, BStBl. II, 307; v. 8. 11. 1972 I R 227/
70, BStBl. II 1973, 287; v. 1. 2. 1973 IV R 49/68, BStBl. II, 307; H 138a Abs. 2 EStH
„Vormundschaftsgerichtliche Genehmigung“; vgl. auch f®r den Abschluß eines Miet-
verh�ltnisses BFH v. 23. 4. 1992 IV R 46/91, BStBl. II, 1024. Wird bez®glich eines Ge-
sch�ftsanteils an einer PersGes. ein Schenkungsversprechen abgegeben, bedarf es dies-
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bez®glich einer notariellen Beurkundung (§ 518 Abs. 1 BGB) wobei aber die Heilungs-
m½glichkeit nach § 518 Abs. 2 BGB besteht, nicht aber bei stiller Beteiligung, BFH v.
19. 9. 1974 IV R 95/73, BStBl. II 1975, 141; v. 8. 8. 1979 I R 82/76, BStBl. II, 768 zu
einer Unterbeteiligung; v. 13. 3. 1985 I R 94/81, BFH/NV 1986, 91; Umweg: Schen-
kung von Bargeld an Kind, womit es sich dann still beteiligt, FG N®rnb. v. 23. 6. 1988,
EFG 1989, 10, rkr.).

Auf das Motiv des Rechtsgesch�fts kommt es nicht an, so daß auch außerbe-
triebliche Gesichtpunkte die Anerkennung von Rechtsgesch�ften mit nahen An-
geh½rigen nicht st½ren (BFH v. 22. 8. 1951 IV 246/50 S, BStBl. III, 181; glA
Leinglrtner, Kap. 15 Rn. 30).
Die tatszchliche Durchf�hrung verlangt, daß alle Folgen aus dem Gesell-
schaftsverh�ltnis gezogen werden, etwa bei Gesellschaftsverh�ltnissen mit Kin-
dern, daß die Kinder die vereinbarten Einlagen auch tats�chlich erbringen, wo-
bei die Schenkung eines Gesellschaftsanteils von den Eltern an die Kinder
durch Umbuchung vom Kapitalkonto der Eltern auf das Kapitalkonto des Kin-
des (BMF v. 8. 12. 1975, BStBl. I, 1130) oder auch eine Leistung Dritter gen®gt
(vgl. zB BFH v. 13. 2. 1962 I 55/61 U, BStBl. III 1963, 84; v. 4. 8. 1971 I R 209/
69, BStBl. II 1972, 10; v. 1. 2. 1973 IV R 9/68, BStBl. II, 221; v. 1. 2. 1973 IV R
138/67, BStBl. II, 526). Sch�dlich ist es, wenn sich die Eltern die Verwaltung
des Mitunternehmeranteils vorbehalten (BFH v. 25. 6. 1981 IV R 135/78,
BStBl. II, 779). Der Gewinn aus einer Familien-PersGes. ist dem bisher als Al-
leininhaber t�tig gewesenen Gesellschafter zuzurechnen, wenn er tats�chlich
nicht auf die Gesellschafter aufgeteilt, sondern dem bisherigen Alleingesellschaf-
ter allein belassen worden ist (BFH v. 6. 11. 1964 VI 210/63 U, BStBl. III 1965,
52 und R 138a Abs. 1 EStR „Tats�chliche Gewinnaufteilung“).
Der Fremdvergleich erfordert, daß das Kind wenigstens die einem Komman-
ditisten vergleichbare Kontroll- und Einsichtsrechte hat und daß es an den stil-
len Reserven beteiligt ist.

BFH v. 22. 1. 1970 IV R 178/68, BStBl. II, 416: Abgrenzung zu § 12; v. 21. 2. 1974 IV
B 28/72, BStBl. II, 404; v. 18. 7. 1974 IV B 34/74, BStBl. II, 740: Abgrenzung zu § 12
Nr. 2; v. 20. 2. 1975 IV R 62/74, BStBl. II, 569; v. 29. 1. 1976 IV R 73/73, BStBl. II,
324: auf die Dauer der Minderj�hrigkeit befristete Gesellschafterstellung; v. 29. 1. 1976
IV R 102/73, BStBl. II, 328: Verpflichtung zum dauerhaften Stehenlassen erwirtschaf-
teter Gewinnanteile; v. 29. 1. 1976 IV R 97/74, BStBl. II, 332; v. 8. 2. 1979 IV R 163/
76, BStBl. II, 405; v. 3. 5. 1979 IV R 153/78, BStBl. II, 515; v. 5. 7. 1979 IV R 27/76,
BStBl. II, 670: darlehensweise Mittel®berlassung zum Erwerb von Kommanditeinlagen
durch Kinder zu nicht ®blichen Konditionen; v. 23. 6. 1976 I R 178/74, BStBl. II, 678:
unsch�dlich bloße M½glichkeit der Gesellschafterstellung des Kindes nach Erreichen
der Vollj�hrigkeit; v. 25. 6. 1981 IV R 61/78, BStBl. II 1982, 59; v. 29. 4. 1981 IV R
131/78, BStBl. II, 663, v. 15. 10. 1981 IV R 52/79, BStBl. II 1982, 342 und v.
5. 6. 1986 IV R 53/82, BStBl. II, 798, dort ua. auch zum Recht des Hinausdr�ngens
aus der Gesellschaft zum Buchwert durch K®ndigung, Abfindungsbeschr�nkung; v.
24. 7. 1986 IV R 103/83, BStBl. II 1987, 54; v. 16. 5. 1989 VIII R 196/84, BStBl. II,
877: Pflicht zur R®ck®bertragung von Gesellschaftsanteilen an den Schenker; H 138a
Abs. 2 „Verf®gungsbeschr�nkungen“ EStH; Leinglrtner/Zaisch, Kap. 15 Rn. 36;
H�bner-Weingarten, ZEV 1999, 81 (84); zu mit Gesellschaftsvertrag abdingbaren ge-
setzlichen Regelungen BMF v. 5. 10. 1989, BStBl. I, 378 und H 138a Abs. 2 „Allgemei-
nes“ Satz 3 EStH. Dies gilt entsprechend auch f®r Unterbeteiligungen, H 138a Abs. 2
„Allgemeines“ Satz 4 EStH.

Im Fremdvergleich reicht es bei LuF aus, daß ein als Gesellschafter aufgenom-
menes Kind als Beitrag lediglich seine Arbeitsleistung erbringt, wenn es nur an
dem zugleich erworbenen Gesellschaftsverm½gen und den anwachsenden stillen
Reserven beteiligt ist (BFH v. 3. 8. 1973 IV R 21/72, BStBl. II, 844; vgl. auch
den der BFH-Entscheidung v. 15. 11. 1952 I 133/52, BStBl. III 1953, 13 zu-
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grundeliegenden Sachverhalt). Bei der W®rdigung des Gesamtbilds in Grenzf�l-
len kann f®r die Anerkennung als Mitunternehmer sprechen, daß die Vertragsge-
staltung den objektiven Umst�nden nach darauf abgestellt ist, die Kinder oder
Enkel an das Unternehmen heranzuf®hren, um dessen Fortbestand zu sichern
(BFH v. 6. 4. 1979 I R 116/77, BStBl. II, 620). Dies ist nicht der Fall, wenn die
Kinder wegen ihres Alters nicht die f®r eine Heranf®hrung an das Unternehmen
erforderliche Reife besitzen (BFH v. 5. 7. 1979 IV R 27/76, BStBl. II, 670; auch
H 138a Abs. 2 „Alter des Kindes“ EStH).
Die vorstehenden Grunds�tze gelten auch f®r eine Unterbeteiligung (BFH v.
6. 7. 1995 IV R 79/94, BStBl. II 1996, 269; H 238a Abs. 2 „Unterbeteiligung“
EStH). Der Umstand, daß ein Vater seinem Kind eine Unterbeteiligung an sei-
nem Kommanditanteil schenkt, steht der Anerkennung dieser Unterbeteiligung
nicht entgegen. Eine R®ckfallklausel, nach der eine vom Vater zuvor geschenkte
Unterbeteiligung ersatzlos an diesen zur®ckf�llt, wenn das Kind vor dem Vater
stirbt und keine leiblichen ehelichen Abk½mmlinge hinterl�ßt, steht der strecht-
lichen Anerkennung dieser Unterbeteiligung nicht entgegen (BFH v. 27. 1. 1994
IV R 114/91, BStBl. II, 635, H 138a Abs. 2 „R®ckfallklausel“ EStH).
Die Gewinnverteilung muß angemessen sein (gleichermaßen f®r die typisch
stille Gesellschaft Leinglrtner/Zaisch, Kap. 15 Rn. 40). Die Angemessenheits-
pr®fung der Gewinnverteilung gr®ndet im Fremdvergleich (anders R 138a
Abs. 3 EStR: § 42 AO), f®hrt aber bei Unangemessenheit nicht zur Versagung
der strechtlichen Anerkennung der Gesellschaft (BFH v. 31. 3. 1961 I 259/60 U,
BStBl. III, 158; R und H 138a Abs. 3 EStR; Leinglrtner/Zaisch, Kap. 15
Rn. 30). Eine unangemessene Gewinnverteilung ist dementsprechend mit der
Maßgabe des jeweiligen Kapital- und Arbeitseinsatzes zu korrigieren (BFH v.
26. 5. 1959 I 32/58 S, BStBl. III, 322; v. 31. 1. 1961 I 259/60 U, BStBl. III, 58; v.
15. 10. 1970, IV R 134/70, BStBl. II 1971, 262).
E F�r die Angemessenheit sind die H½he des eingebrachten Kapitals, von wem es
eingebracht wurde (BFH v. 4. 6. 1973 IV R 26/68, BStBl. II, 866), der Wert der
zur Nutzung ®berlassenen WG, der Umfang und die Art der Mitarbeit (BFH v.
29. 5. 1972 GrS 4/71, BStBl. II 1973, 5), der Umfang der Haftung f®r Ge-
sch�ftsschulden, die Beteiligung an den stillen Reserven (BFH v. 29. 3. 1973 IV
R 158/68, BStBl. II, 489), die Rechtsstellung des aufnehmenden Gesellschafters
im Verh�ltnis zu den aufgenommenen Gesellschaftern (BFH v. 13. 3. 1980 IV R
59/76, BStBl. II, 437) usw. von Bedeutung (zusammenfassend BFH v.
29. 5. 1972 GrS 4/71 aaO; Leinglrtner/Zaisch, Kap. 15 Rn. 39; H 138a Abs. 3
EStH).
E 15 vH-Regelung:Wurde in der Gesellschaft nicht oder nur untergeordnet mitar-
beitenden Kindern, die angemessen entlohnt werden (BFH v. 5. 11. 1985 VIII R
275/81, BFH/NV 1986, 327), vom Betriebsinhaber ein Gesellschaftsanteil ge-
schenkt und beschr�nkt sich die Haftung des Kindes hierauf, ist nach der Rspr.
des BFH im allgemeinen nur ein Anspruch auf den Gewinn iHv. nicht mehr als
15 vH des gemeinen Werts des Gesellschaftsanteils angemessen (grundlegend
BFH v. 29. 5. 1972 GrS 4/71, BStBl. II 1973, 5; v. 27. 9. 1973 IV R 33/71,
BStBl. II 1974, 51; v. 26. 6. 1974 I R 206/67, BStBl. II, 676; v. 29. 1. 1976 IV R
89/75, BStBl. II, 374; glA zB Leinglrtner/Zaisch, Kap. 15 Rn. 39; H 138a
Abs. 3 „Allgemeines“ EStH).
E F�nf Wj. als Beurteilungszeitraum: Im Hinblick auf Gewinnschwankungen geht
die Rspr. des BFH f®r die Beurteilung der Angemessenheit einer Gewinnvertei-
lungsabrede von einem Beurteilungszeitraum von regelm�ßig f®nf Wj. aus, wo-
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bei auch alle im Zeitpunkt der Abrede bekannten Tatsachen sowie wahrschein-
liche zuk®nftige Entwicklungen zu ber®cksichtigen sind (BFH v. 29. 5. 1972
GrS 4/71, BStBl. II 1973, 5; v. 27. 9. 1973 IV R 33/71, BStBl. II 1974, 51; v.
26. 6. 1974 I R 206/67, BStBl. II, 676; v. 29. 1. 1976 IV R 89/75, BStBl. II,
374). Die vorstehenden Grunds�tze gelten f®r die Unterbeteiligung von Kindern
entsprechend (BFH v. 26. 6. 1974 I R 206/67, BStBl. II, 676; v. 24. 7. 1986 IV R
103/83, BStBl. II 1987, 54). Kann das Kind vereinbarungsgem�ß seinen
Gewinnanteil nicht oder nur im von den Eltern gebilligten Umfang verwenden,
kann die Mitunternehmerschaft nicht anerkannt werden (BFH v. 22. 1. 1970 IV
R 178/68, BStBl. II, 416; 4. 8. 1971 I R 209/69, BStBl. II 1972, 10).
Die R�ckwirkung von Gesellschaftsvertr�gen wird nicht anerkannt (BFH v.
21. 12. 1972 IV R 194/69, BStBl. II 1973, 389), auch nicht die R®ckbeziehung
der Aufnahme eines Gesellschafters (BFH v. 9. 10. 1986 IV R 259/84, BFH/
NV 1987, 567). Dies gilt auch f®r die Gewinnverteilung (BFH v. 12. 6. 1980
IV R 40/77, BStBl. II, 723: nach Ablauf des Wj; v. 7. 7. 1983 IV R 209/80,
BStBl. II 1984, 53: keine R®ckwirkung einer im Lauf des Wj. ge�nderten Ge-
winnverteilung auf den Beginn des Wj.; zur Ergebnisverteilung in gewerblich t�-
tigen PersGes. nach der Aufnahme weiterer Gesellschafter w�hrend eines Ge-
sch�ftsjahres Sommer, BB 1987, 307).
Grundsztze zur Ehegatten-Innengesellschaft nicht auf Angeh¨rige an-
wendbar: UE sind die von der Rspr. des BFH entwickelten Prinzipien zur In-
nengesellschaft bei Ehegatten bei Einsatz nicht unwesentlichen Grund und Bo-
dens (s. Anm. 154) auf sonstige nahe Angeh½rige nicht ®bertragbar (glA
offenbar Felsmann/Giere, Rn. 475/475a: keine �bertragung in vollem Umfang;
wohl auch Schmidt/Seeger XXI. § 13 Rn. 62; M. Wendt, FR 1996, 265 [270]).
Dies bedeutet aber nicht, daß Eltern und Kinder keine Innengesellschaft verein-
baren k½nnen (glA Leinglrtner/Zaisch, Kap. 15, Rn. 32).
Typisch stille Gesellschaften: Im Bereich der LuF sind auch typisch stille Ge-
sellschaften mit nahen Angeh½rigen m½glich, wenn sie den dargelegten erh½hten
Anforderungen gen®gen. Zwar k½nnen hier die §§ 230 ff. HGB nicht unmittel-
bar herangezogen werden; deren Inhalt ist aber im Rahmen eines Gesch�ftsver-
trags nach §§ 705 ff. BGB vereinbar (vgl. i.e. Leinglrtner/Zaisch, Kap. 15
Rn. 28 f.).

Dem Fremdvergleich st®nde etwa entgegen, wenn sich der Betriebsinhaber einseitige
R®cktrittsrechte vorbeh�lt, BFH v. 3. 5. 1979 IV R 153/78, BStBl. II, 515; bez®glich
des stillen Gesellschafters Entnahmebeschr�nkungen vorliegen, BFH v. 25. 9. 1969
IV R 179/68, BStBl. II 1970, 114; v. 3. 5. 1979 IV R 153/78, BStBl. II, 515; Kapital-
r®ckzahlung nach Beendigung der Gesellschaft erst nach l�ngerer Zeit, BFH v.
19. 12. 1979 I R 176/77, BStBl. II 1980, 242; vgl. im ®brigen zu den Einzelheiten ein-
gehend OFD M®nchen v. 4. 4. 1997, StEK EStG § 13 Nr. 640.

Unverzichtbar ist die Beteiligung am Gewinn (vgl. § 231 Abs. 2 HGB), da sonst
nur ein Darlehens- oder ein Arbeitsverh�ltnis vorliegen kann. Die Einlage des
stillen Gesellschafters besteht dabei zumeist neben einem geringen Kapitalbei-
trag in der Einbringung seiner Arbeitskraft (zu letzterem BFH v. 1. 12. 1983 I R
144/79, BStBl. II 1984, 373; v. 7. 2. 1968 I 233/64, BStBl. II, 356; OFD M®n-
chen v. 4. 4. 1997, StEK EStG § 13 Nr. 640 Nr. 2.2: nicht in einem Verh�ltnis
der �ber- und Unterordnung, sondern Partnerschaft; �berwachungs- und Mit-
spracherechte). Dadurch soll der stille Gesellschafter etwa anstelle von Eink®nf-
ten aus nichtselbst�ndiger Arbeit Eink®nfte aus Kapitalverm½gen erzielen, um
namentlich den Sparerfreibetrag (§ 20 Abs. 4) zu nutzen. F®r eine typisch stille
Beteiligung (vgl. zur Abgrenzung gegen eine atypisch stille Beteiligung etwa
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BFH v. 28. 1. 82 IV R 197/79, BStBl. II 1982, 389) hat die Rspr. andere Maßga-
ben der Angemessenheit der „Gewinnverteilung“ als bei der Mitunternehmer-
schaft zwischen Eltern und Kindern entwickelt (dazu BFH v. 29. 3. 1973 IV R
56/70, BStBl. II, 650 bei vom Betriebsinhaber geschenkter Beteiligung: 12 vH
vom Nennwert der Einlage; v. 14. 2. 1973 I R 131/70, BStBl. II, 395 bei nicht
geschenkter Beteiligung: 25 vH; BFH v. 16. 12. 1981 I R 167/78, BStBl. II 1982,
387 bis zu 35 vH bei zus�tzlicher Verlustbeteiligung); zur Abgrenzung von § 12
Abs. 2 zB BFH v. 12. 2. 1992 X R 121/88, BStBl. II, 468.

Einstweilen frei.

Anhang 4 zum Einleitungssatz des § 13 Abs. 1:
Abgrenzung der Eink�nfte aus Land- und Forstwirtschaft

von den Eink�nften aus Gewerbebetrieb

Schrifttum: Lederle, Der steuerunsch�dliche Zukauf im Gartenbau, INF L 1959, 179;
Heuser, Weinzukauf in Weinbaubetrieben und Gewerbesteuerpflicht, INF L 1960, 330;
Kutscher, Abgrenzung Landwirtschaft/Gewerbe-Einheitsbewertung und steuerliche Be-
handlung von landwirtschaftlichen Betrieben mit verst�rkter Tierzucht und Tierhaltung,
DStZ A 1964, 225; Knop, Land- und forstwirtschaftliche Nebenleistungen, insbesondere
Milchfuhren, DStR 1969, 148; Felsmann, Neue Abgrenzung des luf. Nebenbetriebs vom
Gewerbebetrieb, INF 1971, 337; Schwlr, Zur Abgrenzung Gewerbe – Landwirtschaft,
INF 1973, 433; o.V., Zur Abgrenzung des Gewerbebetriebs von der LuF, FR 1973, 425;
o.V., Zukauf fremder Erzeugnisse durch einen luf. Betrieb, FR 1973, 448; o.V., Zum Be-
griff des luf. Betriebs, FR 1974, 35; Faut, G�rtnereien, Betriebe der LuF oder Gewerbebe-
triebe im Hinblick auf die Folgen der unterschiedlichen Bodengewinnbesteuerung, DStR
1974, 18; Felsmann, Fragen zur Abgrenzung der Landwirtschaft vom Gewerbebetrieb,
INF 1975, 361; Leinglrtner, Blumeng�rtnerei als Landwirtschaft oder Gewerbebetrieb,
FR 1975, 240; Schellenberger, Blumeng�rtnerei als landwirtschaftlicher Betrieb oder Ge-
werbebetrieb, DStZ 1975, 149; Knobbe-Keuk, Zum Strukturwandelbeschluß des Großen
Senats, StuW 1976, 152; Leinglrtner, Stellungnahme zu wichtigen Fragen des Beginns
der Buchf®hrungspflicht f®r Land- und Forstwirte nach der AO 1977, INF 1977, 373;
Felsmann, Fragen zur Abgrenzung der LuF vom Gewerbebetrieb, INF 1978, 467; Josten,
Zur Frage der Abgrenzung zwischen Landwirtschaft und Gewerbe bei Friedhofsg�rtne-
reien INF 1979, 128; Ostermeier, Steuerliche Probleme im Zusammenhang mit der Zucht
und Haltung von Reitpferden, StBp 1979, 225; Mlrkle/Hiller, Steuerliche Behandlung
von Reitbetrieben, INF 1980, 337; Leinglrtner, Ausgew�hlte Fragen der Abgrenzung der
Eink®nfte aus LuF gegen®ber anderen Eink®nften und ihre steuerliche Auswirkung, INF
1981, 121; G�rtz, Nochmals: Steuersch�dlicher Zukauf, INF 1983, 569; Ostermeier, Zur
Problematik des steuerlichen Zukaufs bei Gartenbaubetrieben, INF 1983, 42; H. Richter,
Strukturwandel beim fortgesetzten Betrieb, DB 1983, 2047; Paus, Abgrenzung der Ein-
k®nfte aus LuF, StBp. 1984, 18; Breit, Herstellung bzw. Vermarktung von Sekt durch
Weinbaubetriebe – Gewerbe oder LuF?, INF 1984, 268; Feske, Steueroptimale Strukturie-
rung von Gartenbaubetrieben, INF 1988, 224; Hiller, Lohnunternehmer in der LuF, INF
1988, 177; Marre, Gewerbliche Beurteilung eines Reitbetriebs nach der neuesten Rspr.
des BFH, INF 1988, 298; ders., Pensionspferdehaltung als landwirtschaftlicher Reiterhof,
INF 1989, 347; Ranft, Grenzf�lle der Betriebsaufspaltung, DStZ A 1988, 79; Schindler,
Entsch�digungen f®r Pflegemaßnahmen und Nutzungsbeschr�nkungen im Umwelt- und
StRecht, StBp. 1988, 73; Mlrkle, Probleme der Abgrenzung der landwirtschaftlichen von
der gewerblichen T�tigkeit, INF 1989, 512; Engel, Die Be- und Verarbeitung land- und
forstwirtschaftlicher Erzeugnisse im Nebenbetrieb, INF 1991, 412; Halbig, Bodensch�tze
als ertragstl. Wirtschaftsg®ter, INF 1991, 322; Kronthaler, Landgut, Ertragswert und Be-
wertung im b®rgerlichen Recht, Diss. 1991; Wittich, Neue Probleme bei der Abgrenzung
Landwirtschaft/Gewerbe im Gartenbau, INF 1991, 242; Koepsell/Fischer-Tobies, Wind-
kraftanlagen in der LuF – auch ein steuerliches Problem, INF 1992, 409; Engel, Die Neu-
regelung der stl. Abgrenzung zwischen LuF und Gewerbe, INF 1995, 742; Handzik, die
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Einlage von Bodensch�tzen ins Betriebsverm½gen, FR 1995, 494; Paus, Einlage von Bo-
densch�tzen ins Betriebsverm½gen, INF 1995, 200; Engel, Abgrenzung zwischen Land-
wirtschaft und Gewerbe, NWB 1996 F. 3d, 577; Hiller, Die Abgrenzung der LuF vom
Gewerbe, StWa. 1996, 6; M. Wendt, Einkommensteuerliche Aspekte alter und neuer Ko-
operationsformen landwirtschaftlicher Betriebe, FR 1996, 265; Bracke, Abgrenzung der
LuF vom Gewerbe unter besonderer Ber®cksichtigung des Gartenbaus, INF 1997, 389;
Schild, Abgrenzung der LuF vom Gewerbe, DStR 1997, 642; Schild, Stl. Folgen der
Herstellung und des Vertriebs von Winzersekt durch Weinbaubetriebe, INF 1997, 421;
Ketteler, Landwirtschaftliche Direktvermarktung und ¤ffentliches Recht, Diss. in Sto-
ber (Hrsg.), Studien zum ½ffentliche Wirtschaftsrecht, K½ln 1998; Mlrkle, Brennpunkte
der Abgrenzung zwischen land- und forstwirtschaftlicher und gewerblicher T�tigkeit,
DStR 1998, 1369; v. Sch�nberg, Einkommensteuerrechtliche Aspekte der Direktvermark-
tung, Agrarrecht 2000, 37; Bolin, �berlegungen zur Einrichtung eines Hofladens im Hin-
blick auf eine m½gliche Gewerblichkeit, INF 2001, 365.
Verwaltungsanweisungen: BMF v. 31. 10. 1995, BStBl. I, 703, zur erstmaligen Anwen-
dung dieser Grunds�tze dort Abs. 12: Wirtschaftsjahre, die nach dem 31. 12. 1995 begin-
nen, auf Antrag in allen noch offenen Veranlagungsf�llen; gegen®ber diesem BMF mit
�nderungen und Erg�nzungen R 135 EStR 1996; OFD K½ln v. 21. 5. 1997, StEK EStG
§ 13 Nr. 649.

I. �berblick zur Abgrenzung der Eink�nfte
aus Land- und Forstwirtschaft von den Eink�nften aus Gewerbebetrieb

Die Abgrenzung der Eink®nfte aus Land- und Forstwirtschaft von den Eink®nf-
ten aus Gewerbebetrieb richtet sich danach,
p ob die mit einem luf. Betrieb erzielten Eink®nfte kraft Gesetzes bzw. Rechts-

form zu den Eink®nften aus Gewerbebetrieb geh½ren (Anm. 165),
p ob der Stpfl. nur einen Betrieb oder mehrere Betriebe f®hrt (Anm. 167 ff.),
p bei einem Betrieb luf. oder gewerbliche Eink®nfte zu bejahen sind (Anm. 168)

und
p welcher von zwei (oder mehreren) Betrieben zu luf. oder gewerblichen Ein-

k®nften f®hrt und ob der an sich gewerbliche Betrieb ein Nebenbetrieb iSv.
§ 13 Abs. 2 Nr. 1 sein k½nnte (Erl. s. dort).

Die Frage der gewerblichen Tierzucht und Tierhaltung ist in § 15 Abs. 4 geson-
dert geregelt (Erl. s. dort).

II. Eink�nfte aus Gewerbebetrieb kraft Gesetzes oder Rechtsform

Die Abgrenzung zu den Eink®nften aus Gewerbebetrieb (§ 15) stellt sich dort
nicht, wo das Rechtssubjekt schon kraft Gesetzes nur Eink®nfte aus Gewerbe-
betrieb erzielt. Dies gilt etwa f®r die nach HGB zur F®hrung von B®chern ver-
pflichteten K½rperschaften (§ 8 Abs. 2 KStG) sowie gewerblich gepr�gte Pers-
Ges. (§ 15 Abs. 3 Nr. 2), wiewohl auch in diesen F�llen ausnahmsweise die
Frage von Bedeutung sein kann, ob die Eink®nfte ohne die gesetzliche Einord-
nung als Eink®nfte aus Gewerbebetrieb ihrer Art nach luf. Eink®nfte w�ren.
Mangels wirtschaftlicher Eingliederung hat der BFH die Annahme einer Organ-
schaft zwischen einer als solche gewerblich t�tigen KapGes. als Organtr�ger
und einem luf. Einzelunternehmen als Organtr�ger abgelehnt (BFH v.
21. 6. 1972 I R 82/70, BStBl. II, 722; die Frage, ob dies bei einer KapGes. mit
einem luf. Betrieb m½glich w�re, ist soweit ersichtlich noch nicht entschieden;
Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. B 230, „Organschaft“, h�lt sie wohl auch dann
nicht f®r m½glich). Wird im Rahmen einer Betriebsaufspaltung (zu den Voraus-
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setzungen s. § 5 Anm. 1228) eine LuF vom Besitzunternehmen an eine Be-
triebs-KapGes. (GmbH) zur Bewirtschaftung verpachtet, bestimmt der gewerb-
liche Charakter der Betriebsgesellschaft die Qualifikation der Verpachtungst�tig-
keit (vgl. entsprechend BFH v. 18. 6. 1980 I R 77/77, BStBl. II 1981, 39; aA
Ranft, DStZ A 1988, 79). Bei Mitunternehmerschaften ist § 15 Abs. 3 Nr. 1 zu
beachten, wonach als Gewerbebetrieb in vollem Umfang die mit Eink®nfteerzie-
lungsabsicht unternommene T�tigkeit einer OHG, KG oder einer anderen Pers-
Ges. gilt, wenn die Gesellschaft auch eine T�tigkeit iSd. § 15 Abs. 1 Nr. 1 aus®bt
(s. Erl. zu Abs. 7).

III. Grundsztze und Bedeutung der Abgrenzung land- und
forstwirtschaftlicher von gewerblichen Eink�nften

Negativabgrenzung im Begriff des Gewerbebetriebs: Die estrechtliche Be-
griffsbestimmung des Gewerbebetriebs in § 15 Abs. 2 Satz 1 enth�lt ua. als ne-
gatives Merkmal die Wendung: „wenn die Bet�tigung weder als Aus®bung von
LuF noch .... anzusehen ist“. Umgekehrt war noch in § 26 Abs. 1 EStG 1925 (s.
Anm. 2) die LuF mit einem nicht abschließenden Katalog bestimmt, dem hinzu-
gef®gt war: „es sei denn, daß es sich um einen selbst�ndigen gewerblichen Be-
trieb handelt“. UE ist davon auszugehen, daß dadurch keine prinzipielle �nde-
rung in der Sache bewirkt werden sollte (vgl. dazu auch die Begr®ndung zu § 13
EStG 1934, RStBl. 1935, 41).
Der Begriff der Eink�nfte aus Land- und Forstwirtschaft ergibt sich, unge-
achtet negativer Abgrenzungsmerkmale in anderen Vorschriften, aus § 13 Abs. 1
und 2. Nach dem in § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 nach den typischen F�llen genann-
ten Auffangtatbestand geh½ren hierzu alle Betriebe (zum luf. Betrieb s.
Anm. 217), die Pflanzen und Pflanzenteile mit Hilfe der Naturkr�fte gewinnen
(Urproduktion); ferner geh½ren zu diesen Eink®nften mit bestimmten Maßga-
ben die Eink®nfte aus der Tierzucht und Tierhaltung (§ 13 Abs. 1 Nr. 1 S�tze 2
bis 5), die Eink®nfte aus sonstiger luf. Nutzung (§ 13 Abs. 1 Nr. 2), die Eink®nf-
te aus Jagd, wenn diese mit dem Betrieb einer Landwirtschaft oder einer
Forstwirtschaft im Zusammenhang steht (§ 13 Abs. 1 Nr. 3), die Eink®nfte be-
stimmter Realgemeinden (§ 13 Abs. 1 Nr. 4), sowie die Eink®nfte aus einem luf.
Nebenbetrieb (§ 13 Abs. 2 Nr. 1), bis zur Aufgabe der Nutzungswertbesteue-
rung der Nutzungswert der Wohnung (§ 13 Abs. 2 Nr. 2), danach noch Bau-
denkm�ler nach bundesrechtlichen Vorschriften bzw. die Produktionsaufgabe-
rente nach dem FELEG (§ 13 Abs. 2 Nr. 3).

Die Begriffsbestimmung in den EStR umschreibt im Einklang mit der Rspr. des BFH
den engeren, aber bedeutsamsten Teil des Begriffs der LuF als planm�ßige Nutzung
der nat®rlichen Kr�fte des Bodens, von Substraten und Wasser zur Erzeugung von
Pflanzen und Tieren sowie die Verwertung der dadurch selbst gewonnenen Erzeugnis-
se (R 135 Abs. 1 S�tze 1 und 2 EStR). So k½nnen etwa Eintrittsgelder f®r Besichtigun-
gen, zB bei einem Schloß, – von Liebhaberei abgesehen – nur Eink®nfte aus Gewerbe-
betrieb darstellen, weil sie mit einem derartigen Erzeugungsprozeß nichts zu tun haben
(vgl. BFH v. 1. 8. 1957 IV 399/55 U, BStBl. II, 355; v. 7. 8. 1979 VIII R 95/77,
BStBl. II 1980, 633; dazu auch OFD M®nchen v. 22. 1. 1986, DStR 1986, 226). Ande-
rerseits k½nnen auch Abschnitte des Erzeugungsprozesses luf. Bet�tigung darstellen, et-
wa Bodenmelioration, das (entgeltliche) Einsammeln, Abfahren und Sortieren organi-
scher Abf�lle (K®chenabf�lle, Kl�rschlamm, Maische usw.), das mit der Ausbringung
auf Fl�chen oder der Verf®tterung an Tierbest�nde (Verf®tterung von Schlempe) des
selbstbewirtschafteten luf. Betriebs in unmittelbarem sachlichem Zusammenhang steht
(R 135 Abs. 4 Satz 2 EStR; Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 165; Engel, INF 1995,
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742) usw. Je mehr dabei der Land- und Forstwirt aber in Konkurrenz zur gewerblichen
Wirtschaft tritt, zB zu gewerblichen M®llentsorgungsunternehmen, desto eher muß
von einer gewerblichen Bet�tigung ausgegangen werden (glA Felsmann/Giere, A 336).

Die Frage der Abgrenzung zu den Eink�nften aus Gewerbebetrieb kann
sich mehr oder minder scharf zu jeder Variante der vorgenannten Bet�tigungen
stellen (vgl. zB bez®glich Tierzucht und Tierhaltung Anm. 240 ff.). Sie kann be-
reits bei der Auseinandersetzung damit auftreten, ob ein Betrieb eines Stpfl. als
LuF oder als Gewerbebetrieb zu beurteilen ist. Probleme k½nnen dar®ber hinaus
vor allem dann entstehen, wenn der Land- und Forstwirt Aktivit�ten entfaltet,
die zwar im Zusammenhang mit seiner LuF stehen, aber nicht mehr als
LuF in vorstehendem Sinne bezeichnet werden k½nnen, zB bei Zukauf
fremder Erzeugnisse (Anm. 172 ff.), bei Weiterbearbeitung der Urproduktion
(Anm. 182 ff.), bei Ver�ußerung von Grundst®cken (zum gewerblichen Grund-
st®ckshandel Anm. 206 ff.) oder wenn luf. Aktivit�ten hinter gewerbliche zu-
r®ckzutreten beginnen (zB bei Dienst- und Werkleistungen, s. Anm. 183) usw.
Damit zusammenh�ngende Abgrenzungsfragen werden um so mehr hervortre-
ten, als der Druck namentlich auf die b�uerliche Landwirtschaft anh�lt und etwa
der Versuch unternommen wird, diesen Druck zB durch Selbst- bzw. Direktver-
marktung aufzufangen (dazu eingehend ketteler, Landwirtschaftliche Direkt-
vermarktung und ½ffentliches Recht, Diss. 1998, insbes. s. 61 ff.) oder andere
Einnahmequellen zu erschließen. Auch hat der Zwang zur zunehmenden Spe-
zialisierung zur Folge, daß sich die meisten Landwirte nicht mehr nur auf Ver-
brauch, Verarbeitung und Vertrieb selbst produzierter G®ter beschr�nken k½n-
nen, sondern darauf angewiesen sind, die eigene Produktion durch Zukauf
fremder Erzeugnisse oder durch zus�tzliche Leistungen anderer Art zu erg�n-
zen.
Verkehrsauffassung und Wettbewerbsneutralitzt als Abgrenzungskrite-
rien: Gerichte und Verwaltung haben bislang bei der Abgrenzung zum Gewer-
bebetrieb der Verkehrsauffassung eine maßgebliche Bedeutung einger�umt. An-
gesichts der geringen Griffigkeit dieses Kriteriums ist es uE zu begr®ßen, wenn
wie in der j®ngeren Rspr. des BFH daneben als weiterer Gesichtspunkt nament-
lich der Gedanke der Wettbewerbsneutralit�t des StR hinzutritt (glA Mlrkle,
DStR 1998, 1370). Der Gesichtspunkt der Wettbewerbsneutralit�t ist jedoch
nicht geeignet, eine Konkurrentenklage zu begr®nden, weil die Einkunftsrege-
lungen keine „drittsch®tzenden“ Normen sind (vgl. etwa BFH v. 15. 10. 1997
I R 10/92, BStBl. II 1998, 63).
Die Bedeutung der Unterscheidung luf von gewerblicher Einkunftserzielung
beruht auf zahlreichen estl. Verg®nstigungen, die Land- und Forstwirten zuste-
hen. Die Zuordnung zu Eink®nften aus LuF f®hrt zu den weitgehend wahl-
rechtsabh�ngigen Gewinnermittlungsmethoden nach §§ 4 Abs. 1 und Abs. 3 so-
wie § 13a und geringeren Anforderungen an die Buchf®hrungspflicht (s. Vor
§§ 4–7 Anm. 5 u. 30), zum Abzug der Freibetr�ge und Erm�ßigungen nach
§§ 13 Abs. 3, 13 a Abs. 6 und § 34e (bis VZ 2000), zur Gewerbesteuerfreiheit
aber auch zu einer besonderen Grundsteuerbelastung f®r luf. genutzten Grund-
besitz. Zu weiteren stl. Beg®nstigungen und außersteuerlichen Interessen s.
K�hne/Wesche, 60 f. Die estrechtl. Unterscheidung von LuF und Gewerbebe-
trieb hat grunds�tzlich keine Bedeutung f®r außerstrechtl. Rechtsgebiete, etwa
f®r den Begriff des Landguts iSv. § 2049 BGB im Verh�ltnis zum Gewerbebe-
trieb (vgl. Kronthaler, Landgut, 130 f. mwN).
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IV. Ein einheitlicher Mischbetrieb oder mehrere Betriebe, die land- und
forstwirtschaftliche oder gewerbliche Eink�nfte erwirtschaften

Ob bei luf. und gewerblichen Aktivit�ten ein einheitlicher Betrieb oder mehrere
Betriebe vorliegen, ist nach dem Gesamtbild der Verh�ltnisse zu entscheiden
(zB BFH v. 26. 2. 1976 VIII R 15/73, BStBl. II, 492 mwN; R 135 Abs. 1 Satz 3
EStR). Eine Gewerbeanmeldung ist jedenfalls kein Argument f®r die stl. Exi-
stenz zweier Betriebe. Demzufolge kann auch eine gewerberechtlich r®ckwir-
kende Anmeldung eines gesonderten Gewerbebetriebs die Besteuerung f®r die
Vergangenheit nicht beeinflussen (§ 38 AO, auch BFH v. 15. 11. 1956 IV 430/
55 U, BStBl. II 1957, 37).
Getrennte Beurteilung trotz zwischenbetrieblicher Beziehungen: Unter-
h�lt ein Stpfl. einen Gewerbebetrieb und einen luf. Betrieb, ist nach der Rspr.
des BFH (zB BFH v. 16. 12. 1965 IV 299/61 U, BStBl. III 1966, 193) f®r die
Frage der Art der erzielten Eink®nfte grunds�tzlich eine getrennte Beurteilung
geboten (zB BFH v. 7. 8. 1979 VIII R 95/77, BStBl. II 1980, 633: LuF und ge-
werblicher Betrieb „Schloßbesichtigung“; v. 12. 1. 1989 V R 129/84, BStBl. II,
432: Baumschule und Landschaftspflege, vgl. aber nachfolgend) und zwar selbst
dann, wenn eine zuf�llige, vor®bergehende wirtschaftliche Verbindung zwischen
ihnen besteht, die allerdings ohne Nachteil f®r diese Betriebe gel½st werden
kann.

StRspr. des BFH, zB BFH v. 23. 1. 1992 IV R 19/90, BStBl. II, 651; v. 27. 1. 1995 IV
B 109/94, BFH/NV 1995, 772: Gasthof und Landwirtschaft; glA R 135 Abs. 1 Satz 4
EStR; bei PersGes., bei der grunds�tzlich nur von einem einheitlichen Betrieb auszuge-
hen ist, ist § 15 Abs. 3 Nr. 1 zu beachten.

Erst recht gilt dies nat®rlich, wenn eine derartige Verbindung kaum oder gar
nicht besteht, zB im Verh�ltnis zu einem luf. Betrieb der gewerbliche Grund-
st®ckshandel des Stpfl., eine gewerbliche Bodenschatzausbeute, der Betrieb ei-
nes Campingplatzes usw. In allen diesen F�llen liegen zwei BV vor. Ein in bei-
den Betrieben genutztes WG geh½rt zu dem BV, in dem es ®berwiegend genutzt
wird. Die Verwendung im anderen Betrieb f®hrt zu einer gewinnerh½henden
Entnahme in H½he der Selbstkosten, beim anderen Betrieb zu einer Betriebs-
ausgabe. Bei Abgabe eigener Erzeugnisse des Betriebs der LuF etwa an ein ge-
trennt bestehendes Handelsgesch�ft (s. dazu zB Bolin, INF 2001, 365 [371])
sind diese mit dem Abgabepreis des Erzeugerbetriebs an Wiederverk�ufer anzu-
setzen (R 135 Abs. 6 Satz 5 EStR; zustimmend Felsmann/Giere, A 338b). F®r
jeden Betrieb ist eine Gewinnermittlung nach dem jeweils maßgeblichen Wj. zu
erstellen.
Einheitlicher Betrieb bei enger Beziehung verschiedener Tztigkeiten:
Liegt dagegen zwischen gewerblichen und luf. Aktivit�ten eine ®ber eine zuf�lli-
ge und vor®bergehende hinausgehende wirtschaftliche Beziehung im Sinne einer
planm�ßig im Interesse einer Hauptbet�tigung gewollte Verbindung vor, die
nicht ohne Nachteile f®r das Gesamtunternehmen gel½st werden kann, ist von
einem einheitlichen Betrieb auszugehen.

StRspr. zB BFH v. 16. 12. 1965 IV 299/61 U, BStBl. III 1966, 193; v. 15. 12. 1971 I R
49/70, BStBl. II 1972, 291 (292); v. 16. 12. 1976 V R 107/73, BStBl. II 1977, 273; v.
26. 2. 1976 VIII R 15/73, BStBl. II, 492; v. 13. 9. 1985 III R 193/81, BFH/NV 1986,
278; v. 16. 7. 1987 V R 22/78, BStBl. II 1988, 83; v. 12. 1. 1989 V R 129/84, BStBl. II,
432; v. 23. 1. 1992 IV R 19/90, BStBl. II, 651; v. 27. 1. 1995 IV B 109/94, BFH/NV
1995, 772; offenbar auch BFH v. 6. 12. 2001 V R 43/00, BStBl. II 2002, 701 (703); im
Ansatz auch schon RFH v. 19. 8. 1942 VI 455/41, RStBl., 1110.
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Dies ist vor allem dann der Fall, wenn ein einheitlicher Erfolg geschuldet oder
angeboten wird, der sowohl von luf. als auch gewerblichen Leistungen bestimmt
wird (BFH v. 16. 11. 1978 IV R 191/74, BStBl. II 1979, 246; dabei ist im Ver-
h�ltnis von luf. Betrieb und gewerblichem Be- und Verarbeitungsbetrieb in er-
ster Linie auf das Ausmaß abzuheben, in dem luf. Erzeugnisse an den Be- und
Verarbeitungsbetrieb geliefert werden, glA Lademann/Hiller, § 13 Rn. 186). In-
soweit muß die Anweisung der FinVerw. in R 135 Abs. 1 Satz 5 EStR („kann
eine einheitliche Beurteilung ... beider Betriebe ... rechtfertigen“) als unscharf be-
zeichnet werden (vgl. dagegen zB BFH v. 16. 12. 1965 IV 299/61 U, BStBl. III
1966, 193). Nur ein Indiz unter anderen f®r die Annahme eines einheitlichen Be-
triebs ist der Umstand, daß etwa s�mtliche landwirtschaftliche Erzeugnisse in ei-
nem Gewerbebetrieb verwertet werden (BFH v. 27. 1. 1995 IV B 109/94, BFH/
NV 1995, 772). Zu den Einzelheiten bei Zuk�ufen s. Anm. 172 ff.; bei Handels-
betrieben Anm. 176; bei Be- und Verarbeitung, Anm. 182; Dienst- und Werklei-
stungen, Anm. 183 und bei Strukturwandel, Anm. 184.
F�r eine Bagatellisierung schzdlicher Gewerbetztigkeit fehlt es an einer ge-
setzlichen Grundlage. Aus Gr®nden der Gleichm�ßigkeit der Besteuerung und
der Rechtssicherheit der Verh�ltnism�ßigkeit nur, soweit sie ein Absehen wegen
Geringf®gigkeit untermauert, daf®r allg. Mlrkle/Hiller, Rn. 165, 199 a) w�re
uE in F�llen dieser Art eine vorsichtig bemessene und mit einem Beurteilungs-
spielraum versehene gesetzliche Fixierung einer Unsch�dlichkeitsgrenze w®n-
schenswert (wohl glA Ketteler, Diss. 1998, 67 f.).
Bei an sich gewerblicher Be- und Verarbeitung, die auch nicht mehr als Neben-
betrieb iSv. § 13 Abs. 2 Nr. 1 (s. Erl. zu Abs. 2 Satz 1 Nr. 1) aufgefaßt werden
kann, geht die Rspr. des BFH von einem unsch�dlichen Bagatellbetrieb aus,
wenn dieser auch handwerksrechtlich so eingeordnet wird und die Umsatzgren-
zen f®r Kleinunternehmer nach § 19 Abs. 1 UStG nicht ®berschritten werden
(BFH v. 12. 12. 1996 IV R 79/95, BStBl. II 1997, 427; zur teilweisen Nichtan-
wendung durch die FinVerw. BMF v. 3. 6. 1997, BStBl. I, 629). F®r § 24 UStG
folgt dem der BFH allerdings mit der zweifelhaften Begr®ndung nicht, die Vor-
schrift sei als Ausnahmeregelung eng auszulegen und rechtfertige daher keine
Bagatellisierung (BFH v. 6. 12. 2001 V R 43/00, BStBl. II 2001, 701 [704]). Die
FinVerw. hat sich vor allem in R 135 EStR in vielf�ltiger Weise diesbez®glich
auch betragsm�ßig festgelegt und dies idR mit Verwaltungsvereinfachung be-
gr®ndet (vgl. zB R 135 Abs. 3 Satz 2 EStR: mit weiteren Maßgaben 10300 E
Umsatz).
UE ist Verwaltungsvereinfachung kein die StRAnwendung maßgeblich bestim-
mender Gesichtspunkt. Zweifelhaft ist auch, ob die Umsatzgrenzen f®r Klein-
unternehmer eine Bagatellisierung glaubw®rdig rechtfertigen und angesichts der
Gleichm�ßigkeit der Besteuerung haltbar sind. Gr½ßere Aussagekraft liefert in
diesem Zusammenhang schon die anzustrebende Wettbewerbsneutralit�t des
StR und zur Bagatellisierung die Frage der Geringf®gigkeit, die sich uE nur mit
einer Kombination aus absoluter und relativer (ggf. Umsatz-)Grenze ausdr®cken
l�ßt und die auch gegen®ber gewerblichen Kleinunternehmern Schutzfunktion
im Sinne einer Wettbewerbsneutralit�t des StR aufweisen muß (s. zur Kritik auch
Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 199 a; f®r Bagatellgrenze Felsmann/Giere,
A 335).
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V. Ein einheitlicher land- und forstwirtschaftlicher
oder gewerblicher Betrieb

Ist bei luf. und gewerblichen Aktivit�ten nach dem Gesamtbild der Verh�ltnisse
(s. Anm. 167) von einem einheitlichen Betrieb auszugehen, so stellt sich die Fra-
ge, ob ein luf. oder ein gewerblicher Betrieb vorliegt. Diese Frage ist gesetzlich
nicht geregelt und zwar auch nicht f®r PersGes. in § 15 Abs. 3 Nr. 1, weil diese
Regelung nicht gemischte T�tigkeiten betrifft (glA Schmidt XXI. § 15 Rn. 190;
Schulze zur Wiesche, FR 1986, 198 [199]).
Geprzge maßgebend: Die luf. oder gewerbliche Pr�gung ist nach der Rspr. das
maßgebende Kriterium f®r die Zuordnung zur Einkunftsart. Die Antwort rich-
tet sich haupts�chlich danach, ob sich eine luf. Aktivit�t einem Gewerbebetrieb
bzw. einer gewerblich t�tigen PersGes. als untergeordnet darstellt oder umge-
kehrt, bzw., welcher Unternehmensteil dem Unternehmen insgesamt das Gepr�-
ge gibt.

BFH v. 26. 11. 1964 IV 285/62 U, BStBl. III 1965, 90: Obsthof im Verh�ltnis zum
Obstgroßhandelsbetrieb; v. 11. 2. 1965 IV 285/63 HFR 1965, 459: Weing®ter von Ge-
sellschaftern einer KG, die eine gewerbliche Sektkellerei betreibt, dort allerdings noch
unter Zugrundelegung der ®berholten Bilanzb®ndeltheorie; v. 16. 12. 1965 UV 299/61
U, BStBl. III 1966, 193; v. 26. 2. 1976 VIII R 15/73, BStBl. II, 492: Friedhofsg�rtnerei,
die haupts�chlich der Grabpflege dient; v. 12. 1. 1989 V R 129/84, BStBl. II, 432:
Baumschule und Landschaftspflege; v. 23. 1. 1992 IV R 19/90, BStBl. II, 651 (652 f.);
FG Rhld.-Pf. v. 19. 6. 1975, EFG 1976, 21, rkr.: betr. Verkauf von Heilkr�utertees aus
selbsterzeugten Heilkr�utern.

Maßgebend sind hierbei die Verh�ltnisse mehrerer Jahre (s. zum Strukturwandel
Anm. 184). Allerdings vermitteln die Rechtsanwendung des BFH und die
Grunds�tze der FinVerw. den Eindruck, daß das Gepr�gemerkmal nicht ganz
gleichwertig angewandt wird, wenn f®r die Annahme eines einheitlichen Gewer-
bebetriebs nicht nur gefordert wird, daß das Gewerbe im Vordergrund steht,
sondern daß dabei gleichzeitig die luf. Bet�tigung die Bedeutung einer unterge-
ordneten Hilfst�tigkeit hat (BFH v. 27. 1. 1995 IV B 109/94, BFH/NV 1995,
772; R 135 Abs. 1 Satz 6 EStR).
Ob die Landwirtschaft als solche buchf®hrungspflichtig w�re oder nicht, ist un-
erheblich (BFH v. 16. 12. 1965 IV 299/61 U, BStBl. III 1966, 193; v. 27. 1. 1995
IV B 109/94, BFH/NV 1995, 772).
Entscheidung auf Grund Umsatzvergleichs: Die Rspr. des BFH hat in die-
sem Zusammenhang zT mit typisierenden Prozents�tzen aus den mit den jewei-
ligen Leistungen zusammenh�ngenden Ums�tzen auf das Gewicht der jeweili-
gen Bet�tigungen geschlossen (vgl. zB nachfolgend zum Zukauf). Dagegen hat
die Rspr. aber auch immer wieder betont, daß das Abstellen auf die Ums�tze al-
lein f®r die einheitliche Qualifizierung von nicht trennbaren an sich verschiede-
nen Einkunftsarten zugeh½rigen Bet�tigungen idR nicht gen®gt, da sich in dem
jeweiligen Umsatzanteil der Umfang der einzelnen T�tigkeitsarten nicht ein-
wandfrei widerzuspiegeln braucht.

BFH v. 7. 3. 1974 IV R 196/72, BStBl. II, 383; v. 16. 11. 1978 IV R 191/74, BStBl. II
1979, 246 (248); bez®glich Be- und Verarbeitung BFH v. 18. 1. 1962 V 200/58 S,
BStBl. II, 298; vgl. auch BFH v. 12. 3. 1992 V R 55/88, BStBl. II, 982, wo auch die Fra-
ge als entscheidungserheblich bezeichnet wurde, ob und inwieweit die jeweilige Bet�ti-
gung nach der Rechtsordnung anderen Unternehmern vorbehalten ist.

Die FinVerw. gibt grunds�tzlich dem Umsatzvergleich bzw. dem Einkaufswert/
Umsatzvergleich den Vorzug. Sie stellt bei der Ermittlung der Umsatzgrenzen
(s. dazu allgemein R 135 Abs. 1 Satz 8 EStR) auf die BE ohne USt. und nur auf
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Ums�tze ab, die nach dem UStG stpfl. sind und aus einer aktiven Bet�tigung des
Land- und Forstwirts herr®hren (kritisch Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001,
Rn. 199 c; Lademann/Hiller, § 13 Rn. 1661: f®r BE einschließlich USt.). Die
FinVerw. l�ßt demnach zB Pachteinnahmen, die Produktionsaufgaberente nach
dem FELEG und Gr®nbrachezusch®sse unber®cksichtigt. Ebenso soll der Ver-
kauf von Anlageg®tern, soweit er den j�hrlich ®blichen Umfang ®berschreitet,
außer Betracht bleiben (OFD K½ln v. 21. 5. 1997, StEK EStG § 13 Nr. 649; glA
Lademann/Hiller aaO).
UE bietet sich das grunds�tzliche Abstellen auf die entsprechenden Ums�tze an,
ohne daß dabei aber die Umst�nde des Einzelfalls aus dem Auge verloren wer-
den d®rfen. Eine weitere Vergr½berung und Vereinfachung k�me nur de lege fe-
renda in Betracht, etwa durch Gesetz oder ®ber eine auf eine entsprechende
Verordnungserm�chtigung gest®tzte VO (glA wohl Ketteler, Diss. 1998, 67).
Da es im Zusammenhang um Typisierung geht, sollten außergew½hnliche BE
ausgeschieden werden, zB grunds�tzlich Grundst®cksver�ußerungserl½se. Als
nicht außergew½hnlich k½nnen sich zB laufende Subventionen oder Erl½se aus
der Ver�ußerung von WG im Rahmen einer ordnungsgem�ßen Bewirtschaftung
darstellen (glA Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 199 c). Es wird auch die An-
sicht vertreten, daß je h½her der auf den Gewinnaufschlag entfallende Umsatz-
anteil ist, um so eher von einem Gewerbebetrieb auszugehen ist (ketteler aaO,
67).
Tierzucht und Tierhaltung: Die Grenzziehung zwischen landwirtschaftlicher
und gewerblicher Tierzucht und Tierhaltung hat der Gesetzgeber in Abs. 1 Nr. 1
S�tze 2–5 mit spezieller Rechtsfolge – bei fehlender Mindestfl�chendeckung
Differenzierung nach Tierzweigen – n�her und detaillierter geregelt. Es wird auf
die entsprechenden Erl. verwiesen (Anm. 245 ff.).

Einstweilen frei.

VI. Einzelfzlle landwirtschaftsfremder Nebentztigkeiten

1. Zukauf von Fremderzeugnissen als Ersatz f�r Urproduktion

a) Bedeutung des Zukaufs von Fremderzeugnissen bei der Abgrenzung
zum Gewerbebetrieb

Der Erwerb von Fremderzeugnissen kann auf zweierlei Weise zur Gewerblich-
keit f®hren. So kann durch Weiterverarbeitung zugekaufter Fremderzeugnisse
im luf. Betrieb die landwirtschaftstypische Urproduktion verdr�ngt oder durch
Absatz solcher Erzeugnisse ein Handelsgewerbe begr®ndet werden.
Erzeugung, Erwerb und Verkauf typischer Handelsware durch einen Land-
und Forstwirt f®hrt nach der FinVerw. zur Gewerblichkeit, ausgenommen sol-
che Handelswaren, die der Vervollst�ndigung einer f®r die Art des Erzeugerbe-
triebs ®blichen Produktpalette dienen, zB T½pfe und Erden in einer G�rtnerei,
sofern der hieraus erzielte Umsatz von untergeordneter Bedeutung ist (R 135
Abs. 5 Satz 3 EStR). Letztere sind dann wie fremde Erzeugnisse in nachstehen-
dem Sinne zu behandeln (R 135 Abs. 5 Satz 3 EStR: „dazu geh½ren auch“). Be-
reits diesen Maßgaben ist zu entnehmen, daß der Begriff des Zukaufs fremder
Erzeugnisse mit dem herk½mmlichen Sprachgebrauch dieser Begriffe nichts zu
tun hat. Da sie als zutreffende Auslegung des Gesetzes gedacht sind, sollte eine
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pr�zisere Formulierung erwogen werden, zB bedingt unsch�dlicher Zukauf/
sch�dlicher Zukauf.

Nach der urspr®nglichen Rspr. des BFH (BFH v. 2. 2. 1951 IV 250/50 U, BStBl. III,
65) gebieten die Gesichtspunkte der Gleichm�ßigkeit der Besteuerung und der Wettbe-
werbsneutralit�t des StR, den Zukauf fremder Erzeugnisse, der nur der Weiterver�uße-
rung dient, prinzipiell als gewerblich zu behandeln. Nur ein solcher Zukauf lasse die
Struktur eines luf. Betriebs unber®hrt, der sich als Aushilfe im Erzeugungsprozeß als
notwendig erweise und deshalb regelm�ßig nur unbedeutend sein k½nne. Dieser engere
Standpunkt ist sp�ter von der FinVerw. und der Rspr. erweitert worden (Abschn. 13
GewStR 1955/1958; BFH v. 12. 7. 1955 I 113/53, BStBl. III, 267; v. 6. 11. 1964 IV
110/62 U, BStBl. III 1965, 147), in seinen grunds�tzlichen Fundamenten aber weiter
tragf�hig.

Geht man verengend auf den Kernbereich der LuF davon aus, daß sie die plan-
m�ßige Nutzung der nat®rlichen Kr�fte des Bodens zur Erzeugung von Pflan-
zen und Tieren sowie die Verwertung der dadurch gewonnenen Erzeugnisse ist
(R 135 Abs. 1 Satz 1 EStR), kann der im Rahmen eines einheitlichen Betriebs
®ber den Erzeugungsprozeß notwendigen Umfang hinaus erfolgende dauernde
und nachhaltige Zukauf fremder Erzeugnisse dazu f®hren, daß Gewerblichkeit
eintritt.

Grundlegend BFH v. 2. 2. 1951 IV 250/50 U, BStBl. III, 65, mit Betonung der Ver-
kehrsanschauung, dort auch zur Frage der GewStPflicht der Forstbaumschule einer
OHG mit erheblichem Zukauf fremder Baumschulerzeugnisse; v. 12. 7. 1955 I 113/53
U, BStBl. III, 267: GewStPflicht einer G�rtnerei; v. 15. 11. 1956 IV 430/55 U,
BStBl. III 1957, 37, Verh�ltnis von Urerzeugung und betriebsnotwendigem Zukauf; v.
7. 3. 1957 IV 447/55 U, BStBl. III, 165, Frage des Zukaufs im Verh�ltnis zur Annahme
eines Nebenbetriebs; v. 30. 8. 1960 I 108/59 U, BStBl. III, 460, Landwirtschaft, G�rt-
nerei und Ladengesch�ft mit Zukauf; v. 27. 11. 1980 IV R 31/76, BStBl. II 1981, 518,
gemischter einheitlicher Betrieb mit Zukauf.

Nach den von der Rspr. des BFH bzw. der FinVerw. entwickelten Grunds�tzen,
die sich insoweit jedenfalls in den allgemeinen Aussagen im wesentlichen dek-
ken, kommt Gewerblichkeit dann in Betracht, wenn im Rahmen des eigentlichen
luf. Betriebs
– ®ber den betriebsnotwendigen Umfang ein Zukauf fremder Erzeugnisse (s.
Anm. 173)

– dauernd und nachhaltig erfolgt (s. Anm. 174) und
– gewisse Grenzen ®berschreitet (s. Anm. 174).
Rechtsfolge bei schzdlichem Zukauf: Die Frage, ob die Gewerblichkeit auf-
grund des Zukaufs den gesamten luf. Betrieb infiziert, ist mit den allgemeinen
Grunds�tzen f®r einen einheitlichen Betrieb zu beurteilen, wonach entweder ein
luf. Betrieb oder ein Gewerbebetrieb vorliegt. So geht die Rspr. des BFH bei
bloßem Zukauf im Rahmen des Erzeugerbetriebs von einem Betrieb aus und
ordnet bei nachhaltigem Zukauf fremder Erzeugnisse ®ber das betriebsnotwen-
dige Maß hinaus prinzipiell den ganzen bislang luf. Betrieb als Gewerbebetrieb
ein (grundlegend BFH v. 2. 2. 1951 IV 250/50 U, BStBl. III, 65: Forstbaum-
schule; zweifelnd Nds. FG v. 4. 5. 2000, EFG 2001, 51, Rev. Az. V R 43/00).
Dem folgt das Schrifttum (vgl. zB Bolin, INF 2001, 365 [370] und wohl auch
die FinVerw., obwohl die EStR hierzu keine ausdr®ckliche Stellung nehmen (vgl.
R 135 Abs. 1 und 5 EStR 1996, dagegen noch Abschn. 135 Abs. 4 Satz 3 EStR
1990).
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b) Gewerblichkeit durch nicht betriebsnotwendigen Zukauf und Zukauf
betriebsuntypischer Fremderzeugnisse

Nur nicht betriebsnotwendiger Zukauf kann bei Vorliegen der ®brigen Voraus-
setzungen zur Gewerblichkeit eines luf. Betriebs f®hren.
Nicht betriebsnotwendig sind fremde Erzeugnisse im allgemeinen dann,
wenn sie nicht im eigenen Betrieb des Stpfl. bei der Bewirtschaftung des Bodens
oder der landwirtschaftlichen Tierhaltung verwendet werden (BFH v. 11. 10.
1988 VIII R 419/83, BStBl. II 1989, 284). Entsprechende Grunds�tze gelten et-
wa f®r die Binnenfischerei, die Imkerei usw. (s. die Erl. zu § 13 Abs. 1 Nr. 2
iVm. § 62 BewG, aber auch im Bereich der luf. Nebenbetriebe (s. die Erl. zu
§ 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1).
Betriebsnotwendig sind alle zugekauften fremden Erzeugnisse, die im luf. Be-
trieb f®r Erzeugungsprozesse eingesetzt werden. Ihr Zukauf ist unsch�dlich und
spricht demnach nicht gegen die Annahme eines luf. Betriebs. So zB der Erwerb
von Saatgut, Zwiebeln, Stecklingen, Jungpflanzen, Jungtieren (BFH v.
27. 4. 1955 IV 72/54 U, BStBl. III, 223; R 135 Abs. 5 Satz 1 EStR), wenn damit
weitere Erzeugung verkn®pft ist, also Einsatz des Saatguts und der Jungpflanzen
zur Erzeugung von Pflanzen bzw. Erntegut, der Jungtiere etwa zur Mast, was
durch Mindestverweildauer (Vieh drei Monate, Abschn. 1.03 Abs. BewRL) indi-
ziert oder durch Gewichtszuwachs (FG Bremen v. 27. 6. 1986, EFG 1986, 601:
Forellenzucht) erkennbar sein kann (Lademann/Hiller, § 13 Rn. 171 spricht
vom Dienen f®r den Erzeugungs- und Veredelungsprozeß zumindest f®r eine
volle Produktionsstufe; letzteres erscheint aber wiederum nicht ganz einfach be-
stimmbar). Entsprechendes gilt etwa auch f®r den Zukauf von Bruteiern, die in
der betriebseigenen Br®terei ausgebr®tet werden und die Jungtiere sodann der
ebenfalls betriebseigenen M�sterei oder einer Legehennenfarm zugef®hrt wer-
den. Zum nicht sch�dlichen Zukauf soll die �bernahme luf. Erzeugnisse von
anderen Land- und Forstwirten im Rahmen von Erzeugergemeinschaften nach
dem Marktstrukturgesetz (v. 26. 9. 1990, BGBl. I, 2135) geh½ren (Kleeberg in
K/S/M, § 13 Rn. B 105).
Betriebsnotwendigkeit kann aber bei Erzeugnissen, bei denen die Urproduktion
abgeschlossen ist, grunds�tzlich nicht mehr gegeben sein (Felsmann/Giere,
A 296 a). Entsprechendes gilt, wenn mit an sich urproduktionsf�higen Erzeug-
nissen von vornherein keine Ingangsetzung eines Erzeugungsprozesses, sondern
Weiterverkauf beabsichtigt ist (BFH v. 2. 2. 1951 IV 250/50 U, BStBl. III, 65).
Mit diesen Maßgaben d®rften etwa von G�rtnereien zugekaufte Erdpflanzen,
die diese auf Hydrokultur umstellen, noch zum Erzeugungsprozeß zu rechnen
sein (glA Felsmann/Giere, A 296d).
Zukauf fremder Erzeugnisse ist uE nicht nur der Erwerb fremder WG. Als
„Zukauf“ kann sich auch die �bertragung von WG aus einem Gewerbebetrieb
des Stpfl. in seinen luf. Betrieb darstellen (glA Lademann/Hiller, § 13
Rn. 171q; Felsmann/Giere,A 298 a: auch aus einem eigenen Erzeugerbetrieb im
Ausland; vgl. zur Bewertung R 135 Abs. 6 Satz 5 EStR). UE kann auch die
�bernahme von WG, f®r die der Land- und Forstwirt sogar noch ein Entgelt er-
h�lt, nach den Zukaufsregeln zu behandeln sein.

So zB die �bernahme von Abf�llen (Maische, Kl�rschlamm usw.), die er nicht in sei-
nem Urproduktionskreislauf einsetzt (wegen der diesbez®glichen Abgrenzung zum Ne-
benbetrieb s. Erl. zu Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, dort auch zum Standpunkt der FinVerw.), son-
dern sie ggf. nach Be- und Verarbeitung nicht nahezu ausschließlich im eigenen Betrieb
der LuF verwendet, sondern sie zum Teil oder ganz an einen eigenen Gewerbebetrieb
(zB gewerbliche Tierzucht oder Tierhaltung) oder an andere Betriebe weitergibt (im Er-
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gebnis offenbar ebenso die FinVerw., R 135 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 EStR; glAMlrkle/Hil-
ler, 8. Aufl. 2001, Rn. 165, die bez®glich der Sch�dlichkeit f®r die Anwendung der
30 vH-Grenze im Umsatzvergleich eintreten; Felsmann/Giere, A 337: die Weitergabe
von mehr als 10 vH der gewonnenen Erzeugnisse ist sch�dlich).

Fremde Erzeugnisse iSd. Rspr. des BFH sind solche, die in einem fremden
Betrieb hergestellt werden (BFH v. 11. 10. 1988 VIII R 419/83, BStBl. II 1989,
284 [285]). Deutlicher ist es, in dem vorliegenden Zusammenhang von fremden
Erzeugnissen dann zu sprechen, wenn es sich nicht um solche Erzeugnisse han-
delt, die im eigenen Betrieb im Wege des Erzeugungsprozesses weitergez®chtet
bzw. bearbeitet werden, und die nach der Verkehrsauffassung und dem Gedan-
ken der Wettbewerbsneutralit�t noch als luf. Produkte zu qualifizieren sind
(Leinglrtner, Kap. 12 Rn. 33; BFH v. 12. 12. 1996 IV R 78/95, BStBl. II 1997,
427). Als fremde Erzeugnisse m®ssen auch solche gelten, die der Stpfl. von ei-
nem seiner Betriebe in den anderen ®bertr�gt (s. auch zum Zukauf). Keine frem-
den Erzeugnisse liegen aber etwa bei Kostpflanzen von Baumschulbetrieben
vor, wenn der Kostnehmer eine R®cklieferungsverpflichtung gegen®ber dem
Kostgeber hat (BFH v. 16. 12. 1976 V R 115/71, BStBl. II 1977, 272; H 135
EStR „Baumschulen“: eigene und keine fremden Erzeugnisse; f®r die Ausdeh-
nung dieser Grunds�tze auf andere Gartenbaubetriebe, wie zB Blumen- und
Staudeng�rtnereien, sowie f®r den Vermehrungsanbau von Saatzuchten Fels-
mann/Giere, A 296c). Bei einem Weinbaubetrieb mit nicht unbedeutenden eige-
nen Fl�chen, zu dessen Produktionsprozeß traditionell auch die Verarbeitung
der Trauben zu Wein (Keltern, kellerm�ßige Behandlung) als integrierter Be-
standteil geh½rt (f®r die Annahme eines Bestandteils des Urproduktionsprozes-
ses Leinglrtner/Stalbold, Kap. 5 Rn. 20; offengeblieben in BFH v.
11. 10. 1988 VIII R 419/83, BStBl. II 1989, 284 [286]; aA die Annahme als Be-
standteil des eigentlichen Urproduktionsprozesses BFH v. 27. 2. 1987 III R
270/83, BFH/NV 1988, 85; v. 27. 11. 1997 V R 78/93, BStBl. II 1998, 359
[360] beil�ufig), stellt die Verarbeitung von Trauben, die der Winzer als Entgelt
(statt in Geld) f®r verpachtete Weinbaufl�chen erh�lt (sog. Pachttrauben), keinen
f®r die Annahme von LuF sch�dlichen Zukauf dar (BFH v. 27. 2. 1987 III R
270/83, BFH/NV 1988, 85; Leinglrtner/Stalbold, Kap. 5 Rn. 20). Sch�dlich
kann aber wohl ggf. der Zukauf von Trauben, Mosten und Weinen anderer Win-
zer zur Weinerzeugung sein (BFH v. 11. 10. 1988 VIII R 419/83, BStBl. II 1989,
284; v. 27. 2. 1987 III R 270/83, BFH/NV 1988, 85, mit einer Absage an die
Auffassung, daß die Weinerzeugung als letzter Akt der luf. Urproduktion den
Zukauf von Trauben, Mosten und Weinen anderer Winzer einschließe, so aber
zB Heuser, INF L 1960, 330).
Betriebstypischer bzw. -untypischer Zukauf: Nach Auffassung der FinVerw.
liegt dann Zukauf fremder Erzeugnisse vor, wenn diese, wiewohl an sich luf.,
nicht betriebstypisch sind. Der Zukauf und die Vermarktung betriebsuntypi-
scher Erzeugnisse f®hrt zur Gewerblichkeit (Ausnahme bei Sortimentsabrun-
dung mit den Maßgaben der R 135 Abs. 5 Satz 3 EStR). Dabei soll bei gleichzei-
tiger landwirtschaftlicher Bet�tigung m½glichst in einen gewerblichen
Handelsbetrieb und einen landwirtschaftlichen Teil zu trennen sein (OFD K½ln
v. 21. 5. 1997, StEK EStG § 13 Nr. 649, Tz. 3.1 bis 3.3 mit Beispielen). Nach
Verwaltungsansicht bezieht sich der bis zu einem bestimmten Grad unsch�d-
liche Zukauf fremder f®r die Weiterver�ußerung bestimmte Erzeugnisse nur auf
betriebstypische Erzeugnisse, die nicht im eigenen Betrieb im Wege des Erzeu-
gungsprozesses bearbeitet werden, und die nach der Verkehrsauffassung noch
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als luf. Produkte zu qualifizieren sind (R 135 Abs. 5 Satz 2 EStR; OFD K½ln v.
21. 5. 1997, StEK § 13 Nr. 649, Tz. 3).
F®r die Frage, was betriebstypische Erzeugnisse sind, kann nach FinVerw. zT
und mit Einschr�nkungen als Anhaltspunkt auf die Definition der Nutzungen
und Nutzungsteile nach dem Bewertungsrecht verwiesen werden (§ 34 Abs. 2
Nr. 1 Buchst. a–d und § 62 Abs. 1 BewG), wobei bei g�rtnerischer Nutzung auf
eine Differenzierung nach Nutzungsteilen verzichtet wird (R 135 Abs. 5 EStR;
dazu auch Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 194; Lademann/Hiller, § 13
Rn. 171k: Zukauf und Ver�ußerung von Rosen eines Nelken erzeugenden Gar-
tenbaubetriebs ist demnach bis zu einer bestimmten Grenze unsch�dlicher Zu-
kauf fremder Erzeugnisse; kritisch Felsmann/Giere, A 299 mit Beispielen).
Stellungnahme: Mit den Begriffen des betriebstypischen bzw. betriebsuntypi-
schen Zukaufs ist uE wenig gewonnen. Sie sind schwer bestimmbar und zeigen
keine klare Kontur auf, wie bspw. bei der g�rtnerischen Nutzung im Verh�ltnis
zu anderen Bet�tigungen. Stellt man diesbez®glich auf den konkreten Betrieb ab
(so zB Felsmann/Giere, A 299, allerdings mit Einschr�nkungen in A 300), ge-
langt man zu Einzelfallabgrenzungen, die Kasuistik und – im Vergleich unterei-
nander – Verst�ndnisschwierigkeiten hervorrufen (vgl. die Beisp. bei Bolin, INF
2001, 365 [368]). Eine Verobjektivierung f®hrt andererseits, falls sie zu grob aus-
f�llt, zu unbefriedigenden Ergebnissen, etwa daß bei einem Nur-Landwirt auch
der Zukauf (und Absatz) von Holz als forstwirtschaftliches Produkt betriebsty-
pisch w�re. Da nicht in Abrede zu stellen ist, daß auch die Eigenart des zuge-
kauften Produkts f®r die Abgrenzung von LuF und Gewerbebetrieb einen Hin-
weis f®r die Abgrenzung LuF/Gewerbebetrieb liefern kann, sollte uE eine
verobjektivierte gem�ßigte Konkretisierung Platz greifen, etwa in dem Sinne,
daß grds. alles betriebstypisch ist, was beispielsweise iSv. Abs. 1 Nr. 1 ein Nur-
Landwirt, Nur-Forstwirt, Weinbauer usw. (ggf. auch kumulierend) mit dieser Art
von Bet�tigung zu erzeugen vermag.

Damit w�re etwa bei einem reinen Gr®nlandbetrieb mit Milchviehhaltung der Handel
mit zugekauften Mastschweinen noch betriebstypisch (aA Felsmann/Giere, III., A 299,
Beispiel 2; Bolin, INF 2001, 365 [369]). Dabei wird nicht verkannt, daß auch nach Auf-
fassung der FinVerw. eine gewisse Sortimentsabrundung als f®r die Betriebstypik un-
sch�dlich anzusehen ist (R 135 Abs. 5 Satz 3 EStR), etwa, wenn ein Obstbaubetrieb in
geringem Umfang auch S®dfr®chte zukauft und ver�ußert und damit untergeordnete
Ums�tze erzielt (glA wohl Felsmann/Giere, aaO, Beispiel 4 iVm. A 300; aA Lade-
mann/Hiller, § 13 Rn. 171k).

Sodann stellt sich die weitere Frage, inwieweit ein an sich gewerblicher Handel
die Landwirtschaft gewerblich infiziert, oder ob es sich dabei um einen selbst�n-
digen Gewerbebetrieb handelt. Bei Annahme eines einheitlichen Betriebs h�ngt
uE die Intensit�t eines Zukaufs als sch�dlich neben dem Umfang des Zukaufs
auch davon ab, wie weit das jeweilige zugekaufte Produkt von dem typischen Er-
zeugungsprozeß etwa im Sinne der Bet�tigungen von Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 ent-
fernt ist. Die Frage, ob zwei Betriebe vorliegen, n�mlich ein luf. und ein gewerb-
licher, kann nur nach objektiven Kriterien beurteilt werden (dazu Anm. 167),
wobei nicht das Bestreben maßgeblich sein kann, „m½glichst“ zu trennen (so
aber OFD K½ln v. 21. 5. 1997, StEK EStG § 13 Nr. 649, Tz. 3.1 bis 3.3 mit Bei-
spielen). Es liegen entweder getrennte Betriebe vor oder nicht.
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c) Umfang des schzdlichen Zukaufs (Umsatzgrenzen und andere
Vereinfachungsregelungen)

Zur Abgrenzung des sch�dlichen vom unsch�dlichen Zukauf bedienen sich
Rspr. und FinVerw. bestimmter Umsatzgrenzen, die nachhaltig ®berschritten
sein m®ssen.
Das Erfordernis der Nachhaltigkeit des Zukaufs, der den Strukturwandel
zum Gewerbebetrieb bewirkt, vermeidet ebenso wie die Nachhaltigkeit im Ge-
werbebetriebsbegriff (§ 15 Abs. 2 S. 1) oder bei �berschreiten der Tierbestands-
grenzen (Abs. 1 Nr. 1 S. 4 iVm. § 51 Abs. 2 S. 1 BewG; Anm. 262) eine wieder-
holte und zuf�llige Umqualifizierung von Eink®nften (BFH v. 30. 8. 1960 I 108/
59 U, BStBl. III, 460 [461]).
Umfang des schzdlichen Zukaufs: Als unsch�dlich sieht der BFH nur Zu-
k�ufe unter 20 vH und unter besonderen Umst�nden h½chstens 30 vH des Ge-
samtumsatzes an.

BFH v. 2. 2. 1951 IV 250/50 U, BStBl. III, 65 – dort auch zur Entwicklung der Rspr.;
die Rspr. des RFH setzte die Grenze bei 50 vH, zB RFH v. 2. 8. 1939 VI 507/38,
RFHE 47, 182; v. 12. 7. 1955 I 113/53 U, BStBl. III, 267; v. 18. 1. 1962 V 200/58 S,
BStBl. II, 298; v. 27. 11. 1980 IV R 31/76, BStBl. II 1981, 518; v. 11. 10. 1988 VIII R
419/83, BStBl. II 1989, 284 (286).

Der Vergleich erfolgt f®r jeden einzelnen Betrieb des Stpfl., nicht aber f®r Teil-
betriebe und Betriebsteile (glA Felsmann/Giere, A 302 a). F®r die Umsatzgrenze
sind die BE ohne USt. maßgebend. Erfaßt werden alle Einnahmen, unabh�ngig
von der UStPflicht und ohne R®cksicht auf Steuerbarkeit oder Steuerbefreiung
nach EStG; zB die Produktionsaufgaberente (Erl. zu Abs. 2 S. 1 Nr. 3), Gr®n-
brachezusch®sse oder Erl½se aus Anlageverk�ufen (Bolin, INF 2001, 365
[368]).
Die FinVerw. geht allgemein von der Grenze von h½chstens 30 vH aus, bis zu
der sie aus Vereinfachungsgr®nden grunds�tzlich noch einen Betrieb der LuF
anerkennt (R 135 Abs. 5 Satz 4 EStR; FinMin. Nds. v. 10. 11. 1981, FR 1981,
591; bereits BMF v. 9. 8. 1974, BStBl. I, 635; dies steht im Gegensatz zu
Abschn. 1.03 Abs. 1 Satz 4 BewRL, die noch den Standpunkt des BFH wieder-
geben; die Grenze wird von der FinVerw. auch im Beitrittsgebiet angewandt, zB
FinMin. Brandenb. v. 15. 7. 1992, BB 1992, 1543). Allerdings soll diese Verein-
fachungsregelung nur Anwendung finden, wenn der Umsatzanteil, der auf die
Ver�ußerung der Fremderzeugnisse entf�llt, nicht erkennbar ®berwiegt (R 135
Abs. 5 Satz 5 EStR). Nach FinVerw. ist Erkennbarkeit nicht gegeben, wenn der
Umsatzanteil, der auf die Ver�ußerung von Fremderzeugnissen entf�llt, wegen
der vorliegenden tats�chlichen Verh�ltnisse im Betrieb nur im Wege der Nach-
kalkulation oder mit einem großen Unsicherheitsfaktor zu ermitteln ist. In F�l-
len dieser Art wendet die FinVerw. die Vereinfachungsregelung des R 135 Abs. 5
Satz 4 EStR insgesamt nicht an, da der Stpfl. f®r s�mtliche steuermindernden
Umst�nde die objektive Feststellungslast trage (im Ergebnis glA Felsmann/Gie-
re, A 302 a; Bolin, INF 2001, 365 [368 f. mit Beisp.]). Das gelte auch f®r Sch�t-
zungsf�lle (OFD K½ln v. 21. 5. 1999, StEK § 13 Nr. 649, Tz. 3.4).
Die nunmehr gefestigte Rspr. des BFH mißt die Grenze von 20 vH bzw. 30 vH
am Verh�ltnis der auf dem Zukauf beruhenden Ums�tze zum Gesamtumsatz
(Umsatzvergleichsverfahren).

StRspr. des IV. Senats des BFH, zB BFH v. 27. 11. 1980 IV R 31/76, BStBl. II 1981,
518; v. 11. 10. 1988 VIII R 419/83, BStBl. II 1989, 284; offen geblieben in BFH v.
5. 11. 1974 VIII R 254/71, BStBl. II 1975, 118; aA noch der I. und V. Senat des BFH,
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BFH v. 12. 7. 1955 I 113/53 U, BStBl. III, 267; v. 18. 1. 1962 V 200/58 S BStBl. III,
298 (299): Einkaufswert/Gesamtumsatz.

Dagegen begn®gt sich die FinVerw. aus „Vereinfachungsgr®nden“ (s. dazu auch
BMF v. 28. 7. 1981, INF 1981, 468) f®r ihre starre 30-vH-Grenze mit dem Ver-
h�ltnis des Einkaufswerts der zugekauften fremden Erzeugnisse zum Gesamt-
umsatz (Einkaufswert-Umsatzverfahren; zustimmend Kleeberg in K/S/M, § 13
Rn. B 104, allerdings lediglich mit der Begr®ndung der angeblich leichteren
Handhabbarkeit; Wittich, INF 1991, 242), was bei h½heren Aufschl�gen zu
deutlich unzutreffenden Ergebnissen f®hren kann (BFH v. 27. 11. 1980 IV R
31/76, BStBl. II 1981, 518 mwN; v. 11. 10. 1988 VIII R 419/83, BStBl. II 1989,
284 [287]: der auf die zugekauften Erzeugnisse entfallende Umsatzanteil wird
durch Kostenfaktoren erheblich beeinflußt, was nat®rlich im Einkaufswert der
fremden Erzeugnisse keinen Niederschlag findet; auch die Ausf®hrungen von
Schild, DStR 1997, 642 [644 ff.], der hierdurch auch die Zukaufsgrenzen zT
deutlich heraufgesetzt sieht).
Der Standpunkt der FinVerw. ist mithin schon deshalb abzulehnen, weil sie
nicht vergleichbare Gr½ßen in Beziehung zueinander setzt (glA FG K½ln v.
9. 12. 1999, EFG 2000, 488, rkr.; Leinglrtner, Kap. 12 Rn. 34; Felsmann/Gie-
re, A 306, 307 a f.). Allerdings darf an dieser Stelle nicht verschwiegen werden,
daß die FinVerw. diese Vereinfachungsregelung nur zur Anwendung bringt,
wenn der Umsatzanteil, der auf die Ver�ußerung der Fremderzeugnisse entf�llt,
nicht erkennbar ®berwiegt (R 135 Abs. 5 Satz 5 EStR; zur Frage, wann Erkenn-
barkeit vorliegt, Schild, DStR 1997, 642 [645], der daf®r eintritt, dieses Wort als
„deutlich“ zu verstehen). Es ist zu fragen, warum man nicht gleich ganz auf die
Linie des BFH eingeschwenkt ist.
10-vH-Grenze f�r betriebsuntypische Handelswaren: Zus�tzlich zur 30-vH-
Grenze h�lt die FinVerw. den Zukauf betriebsuntypischer Handelswaren (dazu
oben) zur Vervollst�ndigung der ®blichen Produktpalette (zB T½pfe und Erden
in einer G�rtnerei, R 135 Abs. 5 Satz 3 EStR) f®r die Annahme eines luf. Be-
triebs nur dann f®r unsch�dlich, wenn der Einkaufswert dieser Handelswaren
10 vH des Gesamtumsatzes nicht ®bersteigt (R 135 Abs. 5 Satz 3 EStR). Das
�berschreiten dieser Grenze ist offenbar nach dem Standpunkt der FinVerw.
auch dann sch�dlich, wenn zusammen mit den betriebstypischen Zuk�ufen die
30-vH-Grenze gewahrt ist. Wenn man den Typisierungen ®berhaupt folgt (zur
Kritik entsprechend Anm. 178), ist die versch�rfende Erg�nzung bez®glich be-
triebsuntypischer Handelswaren sachgem�ß, denn diese Handelswaren sind
noch weiter von luf. Produkten entfernt und stehen unmittelbar in Konkurrenz
zum Warensortiment reiner Handelsbetriebe.
Werden betriebsuntypische Waren zugekauft, die nicht unter vorstehende Maß-
gaben fallen, also etwa typische Handelswaren ohne die Funktion einer Sorti-
mentsabrundung, geht die FinVerw. offenbar ohne jegliche Einschr�nkung von
Sch�dlichkeit aus (glA Felsmann/Giere, A 301, der aber bei „vollkommen unter-
geordneter Bedeutung“ f®r eine geringf®gige Bagatellgrenze eintritt). In F�llen
dieser Art stellt sich dann aber auch noch die Frage, ob LuF und Gewerbebe-
trieb getrennt sind.
Die allgemeinen Grunds�tze f®r die Grenzziehung namentlich bei Zukauf gelten
auch f®r die F�lle des § 13 Abs. 1 Nr. 2 iVm. § 62 Abs. 1 BewG (vgl. f®r Binnen-
fischerei BFH v. 15. 11. 1956 IV 430/55 U, BStBl. III 1957, 37).
Verhzltnis der Umsatzgrenzen zu weiteren Vereinfachungsregelungen
der FinVerw.: Neben der Abgrenzung f®r sch�dlichen Zukauf hat die FinVerw.
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in R 135 EStR zahlreiche weitere sog. Vereinfachungsregelungen getroffen, die
im einzelnen zu einer zT erheblichen Beg®nstigung der Stpfl. f®hren k½nnen.
Die FinVerw. gew�hrt die in den einzelnen Abs�tzen des R 135 EStR enthalte-
nen „Vereinfachungsregelungen“ grunds�tzlich nebeneinander, nur dann aber
nicht, wenn innerhalb eines Absatzes der R 135 EStR mehrere Betragsgrenzen
f®r den gleichen Sachverhalt genannt werden, zB bei Verwendung von WG au-
ßerhalb des Betriebs in R 135 Abs. 9 EStR 2001 (s. etwa das Beispiel zu OFD
K½ln v. 21. 5. 1997, StEK EStG § 13 Nr. 649).

Beispiel: Ein Getreidebaubetrieb erzeugt 100 t Getreide, 40 t davon werden in einem
Nebenbetrieb (Kornbrennerei) zusammen mit 35 t zugekauftem Getreide verarbeitet.
Neben dem Verkauf der restlichen 60 t selbsterzeugten Getreides verkauft der land-
wirtschaftliche Betrieb noch weitere 25 t Getreide, die er ebenfalls zugekauft hat.
Sowohl der Hauptbetrieb „Getreideanbau“ als auch der Nebenbetrieb „Kornbrenne-
rei“ sind der LuF zuzuordnen, da in beiden F�llen die in R 135 Abs. 3 und 5 angegebe-
nen Grenzen nicht ®berschritten werden. Zwar sind insgesamt 60 t Getreide zugekauft
worden – bei einer Eigenproduktion von nur 100 t –, im Hauptbetrieb lag jedoch der
Umsatz aus zugekauften Erzeugnissen iSv. R 135 Abs. 5 EStR unter 30 vH und im Ne-
benbetrieb wurden ®berwiegend eigene Erzeugnisse iSv. R 135 Abs. 3 EStR verarbeitet.
Bei der Pr®fung der Umsatzgrenze des R 135 Abs. 5 Satz 4 EStR sind in diesen F�llen
die in den Nebenbetrieb ®berf®hrten Erzeugnisse des Hauptbetriebs in den Gesamt-
umsatz des Hauptbetriebs einzubeziehen.

Einstweilen frei.

2. Handelsbetriebe des Land- und Forstwirts

a) Ein einheitlicher land- und forstwirtschaftlicher oder gewerblicher
Betrieb bei erh¨htem Absatz von Eigenerzeugnissen

Die Vermarktung der Eigenerzeugnisse eines luf. Betriebs ist nicht gewerblich,
unabh�ngig davon, ob die Produkte direkt vom Hof, in einem eigenen Laden,
im Groß- und Einzelhandel oder auf dem Wochenmarkt bzw. im Großmarkt
verkauft werden (grundlegend BFH v. 30. 8. 1960 I 108/59 U, BStBl. III, 460; v.
12. 12. 1996 IV R 78/95, BStBl. II 1997, 427; v. Sch�nberg, Agrarrecht 2000,
39). Sch�dlich ist aber ein zu umfangreicher Zukauf (s. Anm. 172 ff.), wobei uE
prinzipiell keine Einschr�nkungen wegen der Erwartungshaltung der Kund-
schaft oder wegen Existenzgef�hrdung zu machen sind (s. aber bei ganz unter-
geordneter Bedeutung Anm. 167 aE; entsprechend f®r die Verkaufsstellen von
Biobauern Felsmann/Giere, A 325). Verkauft der Verp�chter Produkte, die er
als Naturalpacht erworben hat, so vermarktet er keine Eigenerzeugnisse.

GlA Lademann/Hiller, § 13 Rn. 170c, wenn auch mit dem nicht zutreffenden Hinweis
auf BFH v. 21. 2. 1980 V R 113/73, BStBl. II, 613; ein anderer Fall kann vorliegen,
wenn der Verp�chter eines luf. Grundst®cks Naturalpacht im Rahmen des eigenen Er-
zeugungsprozesses einsetzt, zB bez®glich Pachttrauben, dazu BFH v. 27. 2. 1987 III R
270/83, BFH/NV 1988, 85, zu Unrecht kritisch Lademann/Hiller, § 13 Rn. 170c.

Vermarktung mit sonstigem Warenumsatz: Bedient sich der Land- und
Forstwirt beim Absatz seiner Produkte eines eigenen Ladengesch�fts, eines eige-
nen Einzelhandels oder Großhandels mit sonstigem Warenumsatz, so k½nnen
diese Aktivit�ten zusammen mit der luf. Bet�tigung einen einheitlichen Betrieb
oder getrennte Betriebe mit luf. oder gewerblichen Eink®nften (BFH v.
27. 11. 1980 IV R 31/76, BStBl. II 1981, 518) oder einen luf. Nebenbetrieb iSv.
Abs. 2 Nr. 1 bilden (zu letzterem s. Erl. zu Abs. 2 Satz 1 Nr. 1; s. auch
Anm. 164).
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Einheit von Handelsbetrieb und land- und forstwirtschaftlichem Betrieb:
Nach der weitgehend typisierenden Rspr. des BFH, deren Grunds�tze die Fin-
Verw. noch zus�tzlich deutlich von der Einzelfallbeurteilung abgesetzt hat
(R 135 Abs. 6 Satz 2 Nr. 1 EStR), bilden Handelsgesch�ft und luf. Betrieb dann
eine Einheit, wenn im Durchschnitt der Jahre, also nachhaltig (dazu Anm. 174),
mehr als etwa 40 vH der luf. Erzeugnisse im Laden umgesetzt werden. Der La-
den habe dann f®r die LuF eine so wesentliche Funktion, daß er nicht mehr als
selbst�ndig beurteilt werden k½nne.

BFH v. 30. 8. 1960 I 108/59 U, BStBl. III, 460: G�rtnerei und LuF mit Ladengesch�ft;
v. 26. 11. 1964 IV 285/62 U, BStBl. III 1965, 90: Obsthof und Obstgroßhandel; v.
6. 11. 1964 IV 110/62 U, BStBl. III 1965, 147: Friedhofsg�rtnerei mit Ladengesch�ft
und sonstigen Leistungen; v. 11. 2. 1965 IV 285/63, HFR 1965, 459: Weingut als not-
wendiges BV der gewerblichen Sektkellerei; v. 27. 11. 1980 IV R 31/76, BStBl. II 1981,
518: G�rtnerei mit Ladengesch�ft, Wochenmarktstand, Verkaufstelle, allerdings mit der
Einschr�nkung, daß dies nur idR gilt und daß die Eigenerzeugung mit dem Ladenge-
sch�ft wirtschaftlich eng verbunden sein muß; kritisch BFH v. 19. 5. 1971 IV R 156–
157/67, BStBl. II 1972, 8.

Werden dagegen im Durchschnitt der Jahre 60 vH und mehr der luf. Erzeugnis-
se nicht ®ber das Ladengesch�ft abgesetzt, liegt nach Ansicht des BFH bez®glich
des Ladengesch�fts ein Gewerbebetrieb vor (BFH v. 30. 8. 1960 I 108/59 U,
BStBl. III, 460). Bei der dann notwendigen Errechnung des Gewinns aus dem
Ladengesch�ft sind nach der Auffassung des BFH die Erzeugnisse aus der LuF
mit den Preisen anzusetzen, die der Stpfl. h�tte zahlen m®ssen, wenn er die Wa-
ren im Großhandel erworben h�tte (BFH v. 30. 8. 1960 I 108/59 U aaO). Dies
hat die FinVerw. und ihr folgend das Schrifttum uE zeitgem�ß und ohne ent-
scheidenden Unterschied in der Sache dahingehend modifiziert, daß die eigenen
Erzeugnisse mit dem Abgabepreis des Erzeugerbetriebs an Wiederverk�ufer an-
zusetzen sind (R 135 Abs. 6 Satz 5 EStR). Besteht ein luf. Nebenbetrieb, ist nach
Auffassungen im Schrifttum das �berschreiten der 40-vH-Grenze f®r diesen
Nebenbetrieb gesondert zu pr®fen (vgl. Felsmann/Giere, A 320, 321).
Stellungnahme: Wenigstens in dieser Allgemeinheit ist uE die Pr�misse des
BFH angreifbar, daß ein Handelsgesch�ft des Stpfl. bei Absatz von mehr als
40 vH der eigenen luf. Produkte f®r die LuF eine so wesentliche Funktion habe,
daß dann dieses Handelsgesch�ft nicht mehr als selbst�ndig beurteilt werden
k½nne. Man sollte uE mit diesem Mittel nicht die Antwort auf die Frage verstel-
len, ob mit den allgemeinen Kriterien beurteilt ein oder mehrere Betriebe des
Stpfl. vorliegen (dazu Anm. 167 f.).

So tendenziell fr®her allgemein RFH v. 10. 5. 1927, RFHE 21, 176; v. 2. 11. 1938,
RStBl. 1939, 231; v. 2. 8. 1939 VI 507/38, RStBl. 1940, 113; auch die Erw�gungen im
BFH-Urt. v. 16. 12. 1976 V R 107/73, BStBl. II 1977, 273; f®r einen Sonderfall R 135
Abs. 6 Satz 4 Nr. 2 EStR 1996, wo die FinVerw. uE mit logischem Bruch zu ihrer son-
stigen Ansicht zum Handelsgesch�ft mit einem Mal f®r die Annahme von zwei Betrie-
ben darauf abstellt, daß die Betriebsf®hrung des Erzeugerbetriebs von dem Handelsge-
sch�ft unabh�ngig ist und beide Betriebe auch nach der Verkehrsauffassung als zwei
selbst�ndige Betriebe nach außen auftreten; kritisch offenbar auch Felsmann/Giere,
A 321). Obwohl bei einer gewerblichen Brennerei anfallende Schlempe Futter f®r eine
landwirtschaftliche Bullenmast bildete, ist etwa das FG D®ss. in einer Entscheidung
zur Ansicht gelangt, daß zwei selbst�ndige Betriebe vorliegen, wobei die Brennerei
nicht als landwirtschaftlicher Nebenbetrieb der Tierhaltung anzusehen sei (FG D®ss. v.
12. 6. 1967, Inf. L 1968, 263). Im Verh�ltnis von LuF zu einem Verarbeitungsbetrieb
hat es der BFH ausdr®cklich abgelehnt, allein von den Warenlieferungen zwischen bei-
den Betrieben auf ein einheitliches gewerbliches Unternehmen zu schließen (BFH v.
19. 5. 1971 IV R 156–157/67, BStBl. II 1972, 8; vgl. auch BFH v. 13. 9. 1985 III R
193/81, BFH/NV 1986, 278).
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Zu ber®cksichtigen ist auch, daß luf. Erzeugnisse auch anderweit abgesetzt wer-
den k½nnen und daß die Belieferung eines Handelsgesch�fts mit luf. Erzeugnis-
sen auch aus fremder Hand erfolgen kann und mithin die Belieferung aus selbst
erzeugten Produkten keinen entscheidenden Hinweis dazu liefert, ob beide Akti-
vit�ten mit oder ohne Nachteil voneinander zu trennen sind. Folgt man dem
hier vertretenen Ansatz und gelangt so ggf. auch bei Absatz von mehr als 40 vH
der luf. Erzeugnisse ®ber das Handelsgesch�ft zur Annahme zweier Betriebe,
kann sich das an sich gewerbliche Handelsgesch�ft mit den Maßgaben des
Abs. 2 Nr. 1 als Nebenbetrieb zur LuF darstellen (s. Erl. zu Abs. 2 Satz 1 Nr. 1).
Weitere Fzlle der Einheit von Handelsbetrieb und land- und forstwirt-
schaftlichem Betrieb: �ber die vorgenannten vom BFH entwickelten Grund-
s�tze hinaus nimmt die FinVerw. auch dann einen einheitlichen Betrieb zwischen
LuF und Handelsgesch�ft an, wenn die eigenen Erzeugnisse des Betriebs zwar
nicht zu mehr als 40 vH ®ber das Handelsgesch�ft abgesetzt werden, der Wert
des Zukaufs fremder Erzeugnisse aber 30 vH des Umsatzes des Handelsge-
sch�fts nicht ®bersteigt (R 135 Abs. 6 Satz 2 Nr. 2 EStR 1996; diese Richtlinie
geht auf die Entschließung der obersten FinBeh. der L�nder v. 15. 12. 1971
BStBl. I, 643, dort B I [1] b zum BewG zur®ck; der FinVerw. folgt etwa Fels-
mann/Giere, A 316).

Diese Auffassung der FinVerw. ist uE abzulehnen. Denn der Wert des Zukaufs fremder
Erzeugnisse im Rahmen eines Handelsgesch�fts l�ßt keine Aussage dar®ber zu, ob ein
einheitlicher Betrieb vorliegt, sondern nur dazu, ob ein Betrieb als gewerblich einzustu-
fen ist oder nicht (so schon RFH v. 19. 8. 1942 VI 455/41, RStBl. 1942, 1110, best�tigt
von BFH v. 19. 5. 1971 IV R 156–157/67 aaO; offenbar f®r die m½gliche Annahme ei-
nes Nebenbetriebs in diesen F�llen Leinglrtner, Kap. 12 Rn. 37).

Wie dargelegt ergibt sich aus der Rspr. des BFH, daß ein Handelsgesch�ft neben
einer LuF selbst�ndiger Gewerbebetrieb sein soll, wenn die eigenen Erzeugnisse
des Betriebs der LuF zu nicht mehr als 40 vH ®ber das Handelsgesch�ft abge-
setzt werden. Die FinVerw. nimmt dies aber nur an, wenn der Wert des Zukaufs
fremder Erzeugnisse (dazu Anm. 172 ff.) 30 vH des Umsatzes des Handelsge-
sch�fts ®bersteigt (R 135 Abs. 6 Satz 4 Nr. 1 EStR 1996).

Der Standpunkt der FinVerw. ist uE nicht stichhaltig. Der Umfang des Zukaufs frem-
der Erzeugnisse ber®hrt nicht die Frage, ob ein oder mehrere Betriebe vorliegen (aA
offenbar Felsmann/Giere, A 320), sondern nur die Frage ob ein einheitlicher Betrieb
oder einer von mehreren gewerblich ist oder nicht.

Die FinVerw. geht dann vom Handelsgesch�ft als selbst�ndigem Gewerbetrieb
aus, wenn die eigenen Erzeugnisse des Betriebs der LuF zwar zu mehr als 40 vH
®ber das Handelsgesch�ft abgesetzt werden, diese jedoch im Verh�ltnis zur ge-
samten Absatzmenge des Handelsgesch�fts nur von untergeordneter Bedeutung
sind (Felsmann/Giere, A 320: nicht mehr als 25 vH der gesamten Absatzmenge
des Handelsgesch�fts, bemessen nach dem Umsatz), die Betriebsf®hrung von
Erzeugerbetrieb und Handelsgesch�ft unabh�ngig ist und beide Betriebe nach
der Verkehrsauffassung als zwei selbst�ndige Betriebe nach außen auftreten
(R 135 Abs. 6 Satz 4 Nr. 2 EStR).
Kritik am Mengenvergleich: Nach Rspr. und FinVerw. ist die Frage, ob Han-
delsgesch�ft und luf. Betrieb eine Einheit bilden oder nicht, grunds�tzlich davon
abh�ngig, ob der Absatz selbsterzeugter Produkte ®ber das Handelsgesch�ft
dort 40 vH ®bersteigt. Maßgebend ist hiernach ein Mengenvergleich. Dagegen
wird im Schrifttum (zB Felsmann/Giere, A 327 ff., dort auch mit Beispielen) gel-
tend gemacht, daß dieser reine Mengenvergleich im allgemeinen nicht praktika-
bel sei. Vielmehr sei regelm�ßig ein Umsatzvergleich (netto ohne USt.) durchzu-
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f®hren. Dem entsprechenden Umsatz des Erzeugerbetriebs sei der Wert der im
Handelsgesch�ft umgesetzten Eigenerzeugnisse hinzuzurechnen, wobei diese
Erzeugnisse mit dem Wert anzusetzen seien, den der Stpfl. bei einer Lieferung
im Großhandel an einen Wiederverk�ufer erzielt h�tte. Außergew½hnliche Um-
s�tze des luf. Betriebs m®ßten außer Betracht bleiben.

b) Einkunftsart der Betriebe nach Anwendung der 40-vH-Grenze

Liegt wegen �berschreitens der 40-vH-Grenze (s. Anm. 176) ein einheitlicher
Betrieb vor, so h�ngt die Frage, ob dieser Betrieb LuF oder Gewerbe ist, davon
ab, ob die Zukaufsgrenzen f®r Fremderzeugnisse nachhaltig ®berschritten wer-
den (s. Anm. 172 ff.). Bei Unterschreiten liegt ein einheitlicher Betrieb der LuF
vor (BFH v. 27. 11. 1980 IV R 31/76, BStBl. II 1981, 518 geht offenbar bez®g-
lich des Handelsgesch�fts vom Vorliegen eines Nebenbetriebs iSv. Abs. 2 Nr. 1
aus; die Nebenbetriebsfrage stellt sich uE aber nur bei einem selbstst�ndigen
Handelsgesch�ft, vgl. Erl. zu Abs. 2 Nr. 1). Bei �berschreiten liegt ein einheit-
licher Gewerbebetrieb vor (BFH v. 12. 7. 1955 I 113/53 U, BStBl. III, 267; v.
15. 11. 1956 IV 430/55 U, BStBl. III 1957, 37; v. 27. 11. 1980 IV R 31/76 aaO;
auch R 135 Abs. 6 Satz 3 EStR; Leinglrtner, Kap. 12 Rn. 38 ff. mit Beispielen).
Die Annahme eines einheitlichen Betriebs kann durch Verpachtung oder unent-
geltliche �berlassung des Handelsgesch�fts an Angeh½rige vermieden werden,
wobei eine unentgeltliche �berlassung ohne Gewinnrealisierung allerdings vor-
aussetzt, daß es sich bei dem ®berlassenen Handelsgesch�ft um einen Teilbetrieb
handelt (§ 6 Abs. 3). Denkbar w�re auch, den luf. Betrieb einzelunternehme-
risch, das Handelsgesch�ft mitunternehmerisch zu f®hren. Setzt der LuF (Ein-
zelunternehmen) seine Produkte zu mehr als 40 vH ®ber eine KapGes. (GmbH)
ab, deren Anteile er beispielsweise allein h�lt, l�ßt sich wegen der rechtlichen Ei-
genst�ndigkeit der KapGes. keine Einheit von LuF und KapGes. herstellen. Es
liegt in F�llen dieser Art auch keine Betriebsaufspaltung vor, sofern keine Be-
herrschung gegeben ist bzw. keine wesentlichen Betriebsgrundlagen ®berlassen
sind (zur Problematik Leinglrtner, Kap. 14 Rn. 28 unter Bezugnahme auf BFH
v. 25. 10. 1988 VIII R 339/82, DStR 1989, 40 bez®glich einer Tierhaltungs-
GmbH neben einem landwirtschaftlichen Einzelunternehmen; Ders. aaO auch
zur Frage der Organschaft).
Liegen zwei Betriebe vor, weil die 40 vH-Grenze nicht erreicht wird, so ist der
Erzeugerbetrieb luf. Betrieb oder Gewerbebetrieb, wenn die Zukaufsgrenzen
f®r Fremderzeugnisse ®berschritten sind (s. Anm. 172 ff.; vgl. auch R 135 Abs. 6
Satz 3 EStR). Nach aA soll das selbst�ndig zu beurteilende Handelsgesch�ft ein
Gewerbebetrieb sein, wenn es die Zukaufsgrenzen ®berschreitet, dagegen luf.
Nebenbetrieb iSv. Abs. 2 Nr. 1, wenn es sie einh�lt (Leinglrtner, Kap. 12
Rn. 35, 41). Dem kann dann gefolgt werden, wenn man in F�llen dieser Art die
Tatbestandsmerkmale nach Abs. 2 Nr. 1 als erf®llt ansieht (Erl. s. dort). Werden
luf. Betrieb und gewerbliches Handelsgesch�ft im Rahmen einer PersGes. unter-
halten, so ist die gesamte T�tigkeit gewerblich (§ 15 Abs. 3 Nr. 1).

c) Stellungnahme zur Typisierung bei Handelsbetrieben in der Land-
und Forstwirtschaft

Vgl. zun�chst zur typisierenden Betrachtungsweise Ruppe, Einf. ESt.
Anm. 675 ff., vor allem Anm. 677.
Die vorstehend dargelegten Typisierungen zum Handelsgesch�ft sollten den
Blick auf den Einzelfall und dessen Eigenheiten nicht v½llig verstellen (die Aus-

E 189

Land- und Forstwirtschaft Anm. 176–178 § 13

177

178



E 190 Gmach

f®hrungen gelten entsprechend f®r die Typisierung beim Zukauf fremder Er-
zeugnisse, Anm. 172 ff.). Es ist f®r die Rechtsanwendung kaum noch nachvoll-
ziehbar, wenn in diesem Zusammenhang von der FinVerw. eine angemessene
Beurteilung nach dem Gesamtbild der Verh�ltnisse verlangt wird (R 135 Abs. 1
Satz 3 EStR), dieses Verlangen aber anschließend durch sehr schematische Typi-
sierungen deutlich konterkariert wird (Abl. mat. Typisierungen Ruppe aaO; aA
wohl v. Sch�nberg, Agrarrecht 2000, 37). Es gibt zu denken, wenn beispielswei-
se bei der Frage, ob Handelsgesch�ft und luf. Betrieb einen einheitlichen Betrieb
bilden oder nicht, nur auf den Absatzumfang selbstgewonnener luf. Erzeugnisse
abgestellt wird und Gesichtspunkte wie eine einheitliche Betriebsf®hrung, eine
einheitliche Buchf®hrung, ein einheitlicher Personaleinsatz, die Intensit�t der
Verbindung der verschiedenen Aktivit�ten, die Beziehung zur Urproduktion
oder nicht usw. damit gleichsam in einer ganz bestimmten Richtung vermutet
werden (im Zusammenhang kritisch BFH v. 19. 5. 1971 IV R 156–157/67,
BStBl. II 1972, 8; im Ansatz wie hier wohl auch Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. B
112). Im Zusammenhang ist etwa auch schwer vermittelbar, warum im Verh�lt-
nis Handelsgesch�ft und luf. Betrieb derart starke Typisierungen eingef®hrt sind,
nicht aber beim n�chstverwandten Verh�ltnis von Be- und Verarbeitung zum
luf. Betrieb (Anm. 182). Dies soll nicht in Abrede stellen, daß schon wegen eines
noch einsehbaren und ®berschaubaren Vollzugs gewisse Schematisierungen hin-
genommen werden m®ssen (die Typisierungen eher bef®rwortend Leinglrtner,
Kap. 12 Rn. 36; zur Begr®ndung der Typisierungen BFH v. 27. 11. 1980 IV R
31/76, BStBl. II 1981, 518). Sie sollten nur nicht so strikt genommen werden,
wie von der FinVerw. in R 135 Abs. 5 und 6 EStR vorgegeben. Daf®r scheinen
auch in der h½chstrichterlichen Rspr. Anhaltspunkte gegeben zu sein (BFH v.
27. 11. 1980 IV R 31/76 aaO; s. aber BFH v. 29. 11. 2001 IV R 91/99, BStBl. II,
221 [223] in Anlehnung an die Rspr. des LSt.-Senats). Es ist uE gerechtfertigt,
die schematisierenden Gesichtspunkte lediglich als Indizien einzusetzen, die
aber im Einzelfall die Beurteilung nach allen Umst�nden des Einzelfalls nicht
v½llig ausschalten sollten (Ruppe, aaO; glA wohl Felsmann/Giere, A 321).

Einstweilen frei.

3. Be- und Verarbeitungsbetriebe des Land- und Forstwirts

Ist die Be- und Verarbeitung noch Teil des Erzeugungsprozesses, wenn auch
nicht mehr Teil der Urproduktion, wie etwa beim Weinbaubetrieb die Verarbei-
tung der selbsterzeugten Trauben zu Wein bis hin zur Abf®llung (Anm. 227), so
liegt keine gewerbliche T�tigkeit vor. Die Be- und Verarbeitung eigenerzeugter
luf. Produkte zur Verwendung im Betrieb geh½rt zur luf. Bet�tigung. Keine Be-
und Verarbeitung liegt vor, wenn luf. Produkte nur abgesetzt werden (BFH v.
12. 12. 1996 IV R 78/95, BStBl. II 1997, 427 [429]), auch wenn damit gewisse
Dienstleistungen (zB eine Verpackung) verbunden sind.
Ein oder mehrere Betriebe bei Be- und Verarbeitung: Die Frage, ob bez®g-
lich luf. oder gewerblicher be- und verarbeitender und eigentlicher luf. Bet�ti-
gungen (zB Metzgerei und an sich landwirtschaftliche Rinderhaltung) eines
Stpfl. ein oder mehrere Betriebe vorliegen, ist grunds�tzlich nach den allgemei-
nen Kriterien zu beurteilen (Anm. 167 f.). Typisierungen wie im Verh�ltnis von
Handelsgesch�ft und luf. Betrieb (dazu Anm. 176 ff.) hat die Rspr. des BFH
nicht entwickelt (BFH v. 19. 5. 1971 IV R 156–157/67, BStBl. II 1972, 8; vgl.
auch BFH v. 11. 10. 1988 VIII R 419/83, BStBl. II 1989, 284 [286]; Felsmann/
Giere, A 338 a). Dies scheitert wohl auch an praktischen Schwierigkeiten. Maß-
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gebend sind die Umst�nde des Einzelfalls. Ein einheitlicher gewerblicher oder
luf. Betrieb liegt daher mit den allgemeinen Maßst�ben (Anm. 167) vor, wenn
die Verbindung des Verarbeitungsbetriebs mit der Landwirtschaft nicht nur zu-
f�llig und vor®bergehend, sondern planm�ßig, im Interesse des Hauptbetriebs
gewollt ist.

BFH v. 16. 12. 1965 IV 299/61 U, BStBl. III 1966, 193: Landwirtschaft im Verh�ltnis
zu Metzgerei und Gastwirtschaft; BFH v. 15. 11. 1956 IV 430/55 U, BStBl. III 1957,
37: Binnenfischerei und Fischbackk®che). Hierbei k½nnen eine einheitliche Buchf®h-
rung, ein einheitlicher Personaleinsatz, die wechselseitige Verwendung von Abf�llen
und Ertr�gen (BFH v. 16. 12. 1965 aaO) usw. eine Rolle spielen. Naturgem�ß kann
auch das Ausmaß von Bedeutung sein, in dem Erzeugnisse des luf. Betriebs an den
Verarbeitungsbetrieb geliefert werden (BFH v. 13. 9. 1985 III R 193/81, BFH/NV
1986, 278: landwirtschaftliche Rinderhaltung im Verh�ltnis zu einer Metzgerei, die Er-
l½se f®r die an die Metzgerei gelieferten Rinder betrugen nur 3 vH der Gesamterl½se
der Metzgerei, weswegen der BFH getrennt von einer LuF und einem Gewerbebetrieb
ausging). Dieser Umstand wird von der Rspr. des BFH aber nicht f®r allein entschei-
dend gehalten. Hiernach kann es sogar sein, daß ein luf. Betrieb selbst dann als selb-
st�ndiger Betrieb zu qualifizieren ist, wenn die gesamten Erzeugnisse im eigenen ge-
werblichen Verarbeitungsbetrieb des Stpfl. abgesetzt werden (BFH v. 19. 5. 1971 IV
R 156–157/67, BStBl. II 1972, 8: „Aus dem Umfang der Warenlieferungen zwischen
beiden Betrieben – Sch�ferei und Hammelschl�chterei – allein kann idR nicht auf ein
einheitliches gewerbliches Unternehmen geschlossen werden“). Dementsprechend ist
der Vorschlag (Felsmann/Giere, A 338a), von zwei nicht im Verh�ltnis von Haupt-
und Nebenbetrieb stehenden Betrieben auszugehen, wenn der luf. Erzeugerbetrieb die
Eigenerzeugung zu mehr als 40 vH an den gewerblichen Be- oder Verarbeitungsbetrieb
liefert, diese Lieferung jedoch im Verh�ltnis zur gesamten be- oder verarbeiteten Roh-
stoffmenge nur von untergeordneter Bedeutung ist (Vorschlag: weniger als 25 vH),
von der Rspr. nicht best�tigt worden.

Einheitlicher Betrieb ist als gewerblich oder landwirtschaftlich zu beur-
teilen: Sind luf. und verarbeitende Aktivit�ten als ein einheitlicher Betrieb auf-
zufassen, stellt sich uE die Nebenbetriebsfrage nicht (s. die Erl. zu Abs. 2 Satz 1
Nr. 1; die Rspr. des BFH ist dazu uE nicht einheitlich; die FinVerw. scheint die
Frage der Be- und Verarbeitung nur unter dem Gesichtspunkt des Nebenbe-
triebs aufzufassen, R 135 Abs. 3 EStR). Der gesamte Betrieb ist nach dem Ge-
samtbild der Verh�ltnisse danach zu beurteilen, ob er einen luf. Betrieb oder ei-
nen Gewerbebetrieb bildet. Dies h�ngt uE auch davon ab, ob die neben der
eigentlichen luf. Aktivit�t stattfindende Be- und Verarbeitung zu einem Produkt
anderer, n�mlich gewerblicher Marktg�ngigkeit wird oder nicht (zur Grenzzie-
hung s. Erl. zu Abs. 2 Satz 1 Nr. 2), schließlich welche Bet�tigung dem Betrieb
das Gepr�ge gibt. Findet bei einem einheitlichen Betrieb mit LuF und Be- und
Verarbeitung ein �bergangsprozeß statt, ist die Frage, ab wann der �bergang
von der LuF zum Gewerbebetrieb oder umgekehrt vollzogen ist, nach den Re-
geln ®ber den Strukturwandel zu entscheiden (s. Anm. 184).
Stellen Be- und Verarbeitung und LuF keine Einheit dar, bildet die LuF, sofern
die Zukaufsgrenzen nicht ®berschritten sind (Anm. 172 ff.), einen luf. Betrieb.
Die Be- und Verarbeitung kann selbst�ndiger Gewerbebetrieb oder Nebenbe-
trieb iSv. Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 sein.

4. Absatz land- und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse in Verbindung mit
Dienst- und Werkleistungen

Abgrenzungsfragen zwischen gewerblicher und luf. Bet�tigung stellen sich auch
beim Absatz luf. Erzeugnisse ®ber Dienst- und Werkleistungen (zB Landschafts-
und Friedhofsg�rtnereien, Besen- und Straußwirtschaften).
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Grundsztzlich land- und forstwirtschaftliches Hilfsgeschzft: Dienst- und
ggf. auch kleinere Werkleistungen, die im Zusammenhang mit dem Absatz von
luf. Produkten anfallen, geh½ren noch zur LuF (bei Dienstleistungen im Zusam-
menhang mit dem Absatz eigener luf. Erzeugnisse zum Vertrieb auch RFH v.
10. 10. 1935 VI A 173/35, RStBl. 1936, 186; BFH v. 7. 3. 1957 IV 447/55 U,
BStBl. III, 165 [167]). Besteht keine solche enge Bindung zum luf. Betrieb, so
sind Dienst- und Werkleistungen grunds�tzlich eine gewerbliche Bet�tigung (glA
R 135 Abs. 7 Satz 1 EStR). Dies gilt erst recht, wenn neben entsprechenden
Dienst- und Werkleistungen keine luf. Erzeugung stattfindet. Namentlich im
Zusammenhang mit Gartenbau und Baumschulen (Anm. 230) greift das Berufs-
bild der damit befaßten Personen (G�rtner) weit ®ber die Befassung mit luf. Er-
zeugung und Verwertung hinaus und umfaßt auch an sich gewerbliche (aus-
nahmsweise selbst�ndige iSv. § 18) Dienst- und vor allem Werkleistungen, wie
etwa die Gestaltung, Errichtung und Pflege von Garten- und Friedhofsanlagen
bzw. Gr�bern.

Leinglrtner/Stalbold, Kap. 5 Rn. 22; zur Abgrenzung des freiberuflichen Gartenar-
chitekten zur gewerblichen Bet�tigung BFH v. 16. 3. 1962 IV 318/59 U, BStBl. III,
302; vgl. entsprechend auch zur Abgrenzung vom freiberuflichen und gewerblichen
Reitunterricht im Zusammenhang mit Pferdehaltung BFH v. 16. 11. 1978 IV R 191/
74, BStBl. II 1979, 246.

Ein einheitlicher Betrieb liegt bei untrennbarer Verflechtung der Dienst- und
Werkleistungen mit der Urproduktion vor.

Dies ist etwa der Fall, wenn in einer G�rtnerei bzw. Baumschule erzeugte Pflanzen im
Rahmen der Dienst- und Werkleistungen vermarktet werden, zB bei einer Friedhofs-
g�rtnerei, bei der die erzeugten Pflanzen bei Grabpflegearbeiten eingesetzt werden
(BFH v. 27. 4. 1955 IV 72/54 U, BStBl. III, 223; v. 26. 2. 1976 VIII R 15/73, BStBl. II,
492), bei einer Baumschule, bei der die erzeugten Gew�chse zur Landschaftgestaltung
verwendet werden (BFH v. 12. 1. 1989 V R 129/84, BStBl. II, 432), bei einem Garten-
bauunternehmen, bei der Pflanzen bei Gartengestaltungen verwendet werden (BFH v.
27. 9. 1963 VI 304/62 U, BStBl. III, 537). In diesen einheitlichen Betrieb d®rfte auch
ein vorhandenes Ladengesch�ft einzubeziehen sein, wenn es auch der Entgegennahme
von Auftr�gen f®r den Gartenbau, die Grabpflege usw. dient (glA Lademann/Hiller,
§ 13 Rn. 173; aA Josten, INF 1979, 128).

E Nach der Rspr. des BFH ver�ndert aber nicht jede �bernahme einer mit dem
luf. Betrieb zusammenh�ngenden gewerblichen Dienst- und Werkleistung die
Struktur des einheitlichen Betriebs von LuF hin zum Gewerbebetrieb (zur
Friedhofsg�rtnerei mit Grabpflege BFH v. 26. 2. 1976 VIII R 15/73, BStBl. II,
492; v. 6. 11. 1964 IV 110/62 U, BStBl. III 1965, 147: v. 18. 7. 1957 IV 319/54,
StRK, GewStG § 2 Abs. 1 R. 74; v. 27. 4. 1955 IV 72/54 U, BStBl. III, 223).

Nach BFH v. 6. 11. 1964 IV 110/62 U aaO ist der gesamte einheitliche Betrieb als Ge-
werbebetrieb einzuordnen, wenn die Ums�tze aus der Grabpflege nachhaltig 50 vH
der Gesamtums�tze ®bersteigen und im Umsatz die Verg®tung f®r Leistungen und
nicht f®r Lieferungen selbstgezogener Pflanzen ®berwiegen. Entsprechende Grund-
s�tze hat der BFH auf Landschaftsg�rtnereien angewandt (BFH v. 27. 9. 1963 VI 304/
62 U, BStBl. III, 537; v. 6. 10. 1966 I R 24/66, BStBl. III, 678; v. 28. 7. 1987 V B 68/86
BFH/NV 1988, 198). In einer anderen Entscheidung hat der BFH allerdings nicht al-
leinentscheidend auf Umsatzanteile abgestellt, sondern zus�tzlich darauf, welche Bet�-
tigung dem Betrieb unter Ber®cksichtigung aller Umst�nde des Einzelfalls das Gepr�ge
gibt (BFH v. 26. 2. 1976 VIII R 15/73, BStBl. II, 492; vgl. zur eingeschr�nkten Bedeu-
tung der Ums�tze in diesem Zusammenhang Anm. 166 f.; aA wohl Leinglrtner/Stal-
bold, Kap. 5 Rn. 25 f.). Im Streitfall lag bei einer Friedhofsg�rtnerei der Anteil an
Dienst- und Werkleistungen (zu welchen auch die Bindereiartikel gerechnet werden,
FG D®ss. v. 14. 1. 1970, EFG 1970, 406) einschließlich der Lieferung an zugekauften
Gegenst�nden nur bei 40 vH. Dennoch hat der BFH Gewerbebetrieb angenommen,
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weil die selbsterzeugten Pflanzen nahezu ausschließlich im Rahmen der Friedhofsg�rt-
nerei eingesetzt wurden und mithin letztere dem Betrieb das Gepr�ge gebe. Das Urteil
wird teilweise so kommentiert, daß es auch mit den dort vertretenen Grunds�tzen je-
denfalls dann bei der Anwendung der allgemeinen 50 vH-Grenze verbleibt, wenn min-
destens 10 vH der selbsterzeugten Pflanzen direkt vom Erzeugerbetrieb bzw. einem
luf. Ladengesch�ft ver�ußert werden (Felsmann/Giere, A 312c, mit Beispielen in
A 312e ff.).

E Die FinVerw. rechnet Dienstleistungen (wohl auch Werkleistungen) aus Ver-
einfachungsgr®nden der LuF zu, wenn im Zusammenhang mit diesen Dienstlei-
stungen die Ums�tze aus selbstgewonnenen luf. Erzeugnissen ®berwiegen und
der Umsatz aus diesen Dienstleistungen 50 vH des Gesamtumsatzes des Be-
triebs nicht ®bersteigt (R 135 Abs. 7 Satz 2 EStR; H 135 EStH „Grabpflege,
Gartenanlagen“; zweifelhaft d®rfte die Sachbehandlung bei Durchf®hrung von
Fleurop-Blumenvermittlungsgesch�ften sein, die die FinVerw. aber dann nicht
als gewerbliche T�tigkeit behandelt, wenn sich die Mengen der Auftragentgegen-
nahme und -ausf®hrung regelm�ßig ausgleichen, FinMin. Ba.-W®rtt. v.
7. 11. 1969, LandwKartei AI 2; glA Lademann/Hiller, § 13 Rn. 178). Der
„Umsatz aus Dienstleistungen“ soll die Summe aus dem Umsatz der Arbeitslei-
stung und dem Umsatz aus den eingesetzten zugekauften Erzeugnissen sein,
wobei die Eigenerzeugnisse außer Betracht bleiben und bei einer einheitlichen
Rechnungsstellung ggf. mit dem Selbstkostenpreis herauszurechnen sind, OFD
K½ln v. 21. 5. 1997, StEK EStG § 13 Nr. 649 Tz. 4). Liege hiernach aber eine
gewerbliche T�tigkeit vor, sei zu pr®fen, ob Erzeugerbetrieb und Dienstlei-
stungsbetrieb einen einheitlichen Betrieb oder zwei selbst�ndige Betriebe dar-
stellten (R 135 Abs. 7 Satz 3 EStR). Dabei sei von einem einheitlichen Gewerbe-
betrieb auszugehen, wenn der Umsatz aus Dienstleistungen mehr als 50 vH des
Gesamtumsatzes betrage (R 135 Abs. 7 Satz 4 EStR).
Getrennte Betriebe (LuF und Gewerbebetrieb) hat der BFH (BFH v.
12. 1. 1989 V R 129/84, BStBl. II, 432) bei einem Baumschulbetrieb bejaht, des-
sen Inhaber f®r eine Stadt landschaftspflegerische Arbeiten (Rasenm�hen, Hek-
kenschneiden etc) ®bernommen hatte, obwohl die Stadt Hauptabnehmer der im
Baumschulbetrieb gezogenen Pflanzen war. Auf der Grundlage, daß die entspre-
chenden Leistungen auf getrennten Auftr�gen beruhten, die keinen engen inne-
ren Zusammenhang aufwiesen, ist dem uE zuzustimmen. In F�llen dieser Art
liegen demnach ein luf. Betrieb und ein Gewerbebetrieb vor.
Unter den Voraussetzungen des § 13 Abs. 2 Nr. 1 k½nnen die Dienst- und Werk-
leistungen ggf. als luf. Nebenbetrieb eingeordnet werden (f®r m½glich gehalten
von BFH v. 26. 2. 1976 VIII R 15/73, BStBl. II, 492 [493]; uE im Ergebnis zu-
treffend, allerdings ist die zum Nebenbetrieb in BFH v. 12. 1. 1989 V R 129/84
aaO angelegte Systematik nicht zutreffend; s. Anm. 310 ff.).
Der Absatz selbst erzeugter Getrznke iVm. besonderen Leistungen ist ge-
werblich (R 135 Abs. 8 EStR). So bei Besen- oder Straußwirtschaften, die Spei-
sen und zugekaufte Getr�nke anbieten oder auch anl�ßlich von Weinproben (aA
Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 192 a, die bei Weinproben noch Urproduk-
tion annehmen). Nach neuerer Ansicht der FinVerw. liegt zwar grunds�tzlich
eine gewerbliche T�tigkeit vor, die aber dann aus Vereinfachungsgr®nden der
LuF zuzurechnen sei, wenn der Umsatz aus diesen besonderen zus�tzlichen Lei-
stungen nicht 50 vH des Umsatzes der Besen- oder Straußwirtschaft und nicht
51500 E im Wj. ®bersteigt (R 135 Abs. 8 Satz 3 EStR in Abkehr von der bisheri-
gen Handhabung, die auf die Notwendigkeit einer gastst�ttenrechtlichen Kon-
zession abhob dazu Lademann/Hiller, § 13 Rn. 175 a ff.; zum gastst�ttenrecht-
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lichen Hintergrund Schild, DStR 1997, 642 [647]). Sind diese Grenzen ®ber-
schritten, sei zu pr®fen, ob Erzeugerbetrieb und Leistungen einen einheitlichen
Betrieb oder zwei selbst�ndige Betriebe darstellen, wobei von einem einheit-
lichen Gewerbebetrieb auszugehen sei, wenn der Umsatz aus Dienstleistungen
mehr als 50 vH des Gesamtumsatzes betr�gt (R 135 Abs. 8 Satz 4 iVm. Abs. 7
S�tze 3 und 4 EStR).
Stellungnahme: Unter dem Gesichtspunkt der Wettbewerbsneutralit�t des StR,
den der BFH uE zutreffend im Zusammenhang bei be- und verarbeitenden Ne-
benbetrieben herangezogen hat (BFH v. 12. 12. 1996 IV R 78/95, BStBl. II
1997, 427; s. Anm. 319), erscheinen die Grenzziehungen des BFH und der EStR
als zu großz®gig, gar als Subvention (so Schild, DStR 1997, 642 [647]). Zutref-
fend w�re die Einzelfallpr®fung oder die Schaffung einer allgemeinen recht-
lichen Regelung f®r die Annahme unsch�dlicher an sich gewerblicher Dienst-
und Werkleistungen.
Dienst- bzw. Werkleistungen mit Zukauf von Fremderzeugnissen: Im
®brigen k½nnen in vorstehendem Umsatzvergleich nur Dienst- bzw. Werklei-
stungen stehen, die einen unmittelbaren Zusammenhang mit dem Absatz selbst-
erzeugter luf. Produkte aufweisen. Die Relation zu anderweitiger luf. Bet�tigung
scheidet aus (glA Felsmann/Giere, A 311). �berschreitet der Zukauf
(Anm. 172 ff.) die 30 vH- bzw. 10 vH-Grenze, f®hrt dies bei einem einheitlichen
Betrieb unabh�ngig von der vorgenannten �berwiegensfrage bei Dienst- und
Werkleistungen uE zur Annahme eines Gewerbebetriebs (glA Felsmann/Giere
aaO A 312a; Lademann/Hiller, § 13 Rn. 173a). Unterschreitet der Zukauf die
Grenzen von 30 vH bzw. 10 vH, aber zusammen mit den Dienst- und Werklei-
stungen die Grenze von 50 vH, liegt uE bei einem einheitlichen Betrieb eben-
falls Gewerbebetrieb vor (glA Felsmann/Giere aaO A 313b). Was die Festlegun-
gen der FinVerw. zum Absatz selbsterzeugter Getr�nke in Verbindung mit
besonderen Leistungen betrifft, zB bei Besen- und Straußwirtschaften, finden
diese uE im Gesetz keine St®tze (kritisch auch Felsmann/Giere, A 311b; ohne
Stellungnahme Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 192 a). Unverst�ndlich ist es
uE, wenn die FinVerw. die Frage, ob ein einheitlicher Gewerbebetrieb vorliegt,
von der H½he des Umsatzes aus Dienstleistungen abh�ngig macht. Letzteres
pr�gt ggf. einen einheitlichen Betrieb als gewerblich, begr®ndet aber nicht die
Einheitlichkeit (dazu Anm. 167 f.; offenbar glA Felsmann/Giere aaO, A 311c).
�berhaupt ist die Frage, ob ein oder mehrere Betriebe vorliegen, aus Gr®nden
der Logik vorrangig zu pr®fen.
Zur Vermeidung der Annahme eines einheitlichen Betriebs durch Gestaltung s.
Anm. 177.

5. Wechselfzlle zwischen Land- und Forstwirtschaft und Gewerbebetrieb
(Strukturwandel)

Der Wechsel zum Gewerbebetrieb bei �berschreiten der Zukaufsgrenzen,
�bergang zum Handelsgesch�ft und zu Be- und Verarbeitungsbetrieben (und
umgekehrt) hat weitreichende Folgen f®r die StBelastung und die Art der Ge-
winnermittlung.
Der Strukturwandel wird oft unbeabsichtigt eintreten, kann aber auch absicht-
lich erfolgen (so in BFH v. 27. 11. 1980 IV R 31/76, BStBl. II 1981, 518 [522])
und f®hrt nicht zur Betriebsaufgabe oder Entnahme des dem Betrieb dienenden
Grund und Bodens (grundlegend BFH v. 7. 10. 1974 GrS 1/73, BStBl. II 1975,
168).
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Zum Strukturwandel allg. schon BFH v. 7. 3. 1957 IV 447/55 U, BStBl. III, 165; v.
4. 2. 1976 IV R 113/74, BStBl. II, 423; einer G�rtnerei vom Gewerbebetrieb mit Ge-
winnermittlung nach § 5 zum luf. Betrieb mit Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 idF
bis zum Inkrafttreten des Zweiten St�ndG 1971 BFH v. 7. 10. 1974 GrS 1/73,
BStBl. II 1975, 168; auch BFH v. 26. 4. 1979 IV R 108/75, BStBl. II, 732 f®r den Fall
der schenkweisen �berlassung eines gewerblichen Teilbetriebs, der vom Beschenkten
als luf. Betrieb fortgef®hrt wird; vgl. allgemein zur Frage der Entnahme bei Struktur�n-
derung R 14 Abs. 2 Satz 2 EStR.

Solange das Wohngeb�ude noch zum luf. BV geh½rte, h�tte es bei Strukturwan-
del zum Gewerbebetrieb aus dem BV ausscheiden m®ssen (arg. Abs. 2 Nr. 2
aF). Die FinVerw. hatte jedoch zugelassen, daß der Stpfl. sein eigenen Wohn-
zwecken dienendes Wohngeb�ude weiterhin als BV behandelte (f®r eine Fortgel-
tung dieser Grunds�tze auch nach dem 31. 12. 1986 Felsmann/K�nig, A
1303a). Nach Ablauf der �bergangsregelung in § 52 Abs. 15 gilt dies nur noch
f®r Wohnungen, die Baudenkm�ler sind (Abs. 2 Nr. 2).
Die Nachhaltigkeit der �nderung ist nach Rspr. und FinVerw. Voraussetzung
f®r die Annahme eines Strukturwandels (zur Nachhaltigkeit bei �berschreitung
der Zukaufsgrenzen s. Anm. 174). Der Begriff der Nachhaltigkeit steht in un-
mittelbarer Beziehung zum Begriff der nachhaltigen Bet�tigung iSv. § 15 Abs. 2
Satz 1 (BFH v. 4. 2. 1976 I R 113/74, BStBl. II, 423 zu § 1 Abs. 1 Satz 1
GewStDV). Im Fall der Beurteilung des Strukturwandels ist grunds�tzlich auf
das luf. Wj. abzustellen. Nachhaltig heißt fortwirkend („dauerhaft“: R 135
Abs. 2 Satz 1 EStR), was nicht bei nur vor®bergehendem �berschreiten etwa
der Zukaufsgrenze vorliegt, wohl aber bei regelm�ßig wiederkehrendem �ber-
schreiten (glA Felsmann/Pape, A 56). An sich kommt es f®r die Nachhaltigkeit
auf die H½he der �berschreitung nicht an, wenn sie nur tats�chlich fortwirkend
vorliegt (s. aber nachfolgend zur Einschr�nkung dieser Aussage).
Den Eintritt der Nachhaltigkeit des Wechsels sieht die Rspr. des BFH diffe-
renziert, ausgehend von der unterschiedlichen subjektiven Entscheidungssituati-
on beim Spfl., die nach objektiven Merkmalen beurteilt wird. Der BFH unter-
scheidet hiernach zwei Fallgruppen:
E Sofortiger Strukturwandel, der zB auch w�hrend eines Wj. eintreten kann, etwa
wenn der Betriebsinhaber aufgrund von (langfristigen) Investitionen und sonsti-
gen Maßnahmen zu erkennen gibt, daß er seinen luf. Betrieb nunmehr als ge-
werblichen Betrieb fortf®hrt (glA Felsmann/Giere, A 294).

Vgl. etwa BFH v. 27. 11. 1980 IV R 31/76, BStBl. II 1981, 518 (522): Kauf eines
Grundst®cks, Anmeldung eines gewerblichen Handels mit Obst, Gem®se, S®dfr®chten
und Blumen auf diesem Grundst®ck, Ausweitung des Zukaufs fremder Erzeugnisse
auf ®ber 30 vH; BFH v. 4. 2. 1976 I R 113/74, BStBl. II, 423: Errichtung eines Stallge-
b�udes zur H�hnchenmast, womit bei Kapazit�tsauslastung die Tierbestandsgrenze
deutlich ®berschritten wird; BFH v. 9. 5. 1996 V R 118/92, DStZ 1996, 710 = BFH-R
1996, 386; glA FinMin. Brandenburg v. 15. 7. 1992, StEK EStG § 13 Nr. 570; FinMin.
NRW v. 29. 11. 1977 INF 1978, 128.

UE ist grunds�tzlich nur auf die Nachhaltigkeit des �berschreitens etwa der Zu-
kaufsgrenze und nicht auf die Erheblichkeit abzustellen (aA offenbar R 135
Abs. 2 Satz 2 EStR;Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 141b). Eine geringf®-
gige �berschreitung kann aber bei der vorliegenden Fallgruppe ggf. die Frage
der Nachhaltigkeit insoweit beeinflussen, als damit nicht mehr sicher der einheit-
liche Entschluß des Stpfl. belegt werden kann, die Grenze nachhaltig zu ®ber-
schreiten. In F�llen dieser Art kann die FinVerw. vorl�ufige Veranlagungen
durchf®hren, die einen l�ngeren Beurteilungszeitraum offenhalten. Die Beurtei-
lung erfolgt dann r®ckwirkend.
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Vgl. BFH v. 5. 11. 1974 VIII R 254/71, BStBl. II 1975, 118 mit Anm. Schellenberger,
DStZ 1975, 149 und Leinglrtner, FR 1975, 240; v. 28. 7. 1987 V B 68/86, BFH/NV
1988, 198 (201 f.); aA R 135 Abs. 2 Satz 3 EStR; Felsmann/Giere, A 294: bei geringer
Erheblichkeit Beurteilung nach den Grunds�tzen ®ber den allm�hlichen Strukturwan-
del, dann aber offenbar r®ckwirkend; Ders., A 294a.

E Allmwhlicher Strukturwandel liegt nach der Rspr. des BFH vor, wenn etwa das
�berschreiten der Zukaufsgrenze aufgrund eines B®ndels von Einzelmaßnah-
men allm�hlich erfolgt, die erst in ihrem Zusammenhang erkennen lassen, ob
und von welchem Zeitpunkt an sie zu einer Umqualifizierung der Einkunftsart
f®hren. Die Rspr. hebt hier f®r die Beurteilung der Nachhaltigkeit – betriebsbe-
zogen – auf die Verh�ltnisse in einem Zeitraum von drei bis vier Jahren ab.

BFH v. 5. 11. 1974 VIII R 254/71, BStBl. II 1975, 118 (119) mwN: Beurteilungszeit-
raum kann auch k®rzer sein; v. 7. 10. 1974 GrS 1/73, BStBl. II 1975, 168; 4. 2. 1976
I R 113/74, BStBl. II, 423; v. 27. 11. 1980 IV R 31/76, BStBl. II 1981, 518 (522); zur
�lteren Rspr. zB BFH v. 5. 8. 1954 IV 91/54 U, BStBl. III, 259.

Die FinVerw. folgt der Rspr. nur im Ansatz. Zun�chst sieht sie f®r den Beurtei-
lungszeitraum nur einen Dreijahreszeitraum vor (R 135 Abs. 2 S�tze 3 und 4
EStR; dazu auch FinMin. Sachsen v. 13. 7. 1994, StEK EStG § 13 Nr. 607: Im
Beitrittsgebiet bleiben die Wj., die vor dem 1. 1. 1992 begonnen haben, bei der
Berechnung des Dreijahreszeitraums außer Betracht). Nach BFH soll die Beob-
achtung im Beurteilungszeitraum kl�ren, ob von Anfang an (ex tunc) ein luf. Be-
trieb oder ein Gewerbebetrieb vorliegt (BFH v. 5. 11. 1974 VIII R 254/71,
BStBl. II 1975, 118 [119]; die Frage ist nicht entscheidungserheblich gewesen in
BFH v. 4. 2. 1976 I R 113/74, BStBl. II, 423; v. 27. 11. 1980 IV R 31/76,
BStBl. II 1981, 518). Dagegen nimmt die FinVerw. erst nach Ablauf des Zeit-
raums von drei Jahren einen Strukturwandel an ex nunc, wobei der Zeitraum ob-
jektbezogen ist und beim Wechsel des Betriebsinhabers nicht neu beginnt
(R 135 Abs. 2 S�tze 3 und 4 EStR). Da lediglich die Beurteilung der Nachhaltig-
keit zun�chst unsicher ist, diese Unsicherheit aber durch die Beobachtung eines
Beurteilungszeitraums logischerweise von Anfang an beseitigt wird, kann uE der
Auffassung der FinVerw. nicht gefolgt werden (glA Felsmann/Giere, A 294a;
aA zB Bolin, INF 2001, 365 [370]).
Der Rechtsnachfolger tritt in den Beurteilungszeitraum ein, ungeachtet, ob es
sich um eine unentgeltliche (§ 6 Abs. 3) oder entgeltliche Rechtsnachfolge han-
delt (f®r letzteres uU aA Felsmann/Giere, A 294). Der Beurteilungszeitraum be-
ginnt demnach nicht neu.
Bei Betriebsverpachtung ohne Aufgabeerkl�rung (s. Anm. 84–87) schl�gt der
Strukturwandel des Pachtbetriebs nicht auf den Verpachtungsbetrieb durch, weil
sich die Vermutung, der Betrieb werde nach der Verpachtung vom Eigent®mer
fortgef®hrt, auf den luf. Betrieb bezieht (glA Felsmann/K�nig, A 1288). Daraus
folgt allerdings die Zwangsbetriebsaufgabe des Verpachtungsbetriebs, wenn der
Strukturwandel beim P�chter eine Wiederaufnahme des luf. Betriebs unm½glich
macht.
Zum Strukturwandel bei nachhaltigem �berschreiten der Tierbestandsgrenzen
bei Tierhaltung und Tierzucht s. Anm. 262.

6. Außerbetriebliche Dienst- und Werkleistungen als Lohnunternehmer

Schrifttum: Boller, Das Mitglieds- und Beitragsrecht land- und forstwirtschaftlicher
Lohnunternehmen, SozVers 1971, 39; Schinke, Kooperation beim Maschineneinsatz in
der Landwirtschaft, ZfgG 29 (1979) 119; Hiller, Lohnunternehmer in der LuF, INF
1988, 177.

§ 13 Anm. 184 Eink®nfte aus
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a) Dienst- und Werkleistungen als Betriebshelfer

Dienst- oder Werkleistungen des Land- und Forstwirts f®r den eigenen luf. Be-
trieb sind luf. Bet�tigung. Solche Leistungen k½nnen zB auch darin bestehen,
daß der Landwirt zum Absatz seiner Produkte eine Werbe- und Vertriebsorgani-
sation aufgebaut hat.

Vgl. zB RFH v. 10. 10. 1935, RStBl. 1936, 186; BFH v. 7. 3. 1957 IV 447/55 U,
BStBl. III, 165 (167): „Jeder Betriebsinhaber will die ihm zur Verf®gung stehenden
WG ertragbringend verwenden oder verwerten; das Streben nach Gewinn sowie die
Ausnutzung einer Konjunktur m®ssen einem Landwirt ebenso wie einem Gewerbetrei-
benden zugestanden werden, ohne daß deshalb sein Betrieb steuerlich seinen Charakter
�ndert“.

Werden solche Leistungen auch Dritten angeboten, so kann die T�tigkeit ge-
werblich sein.
Nach Auffassung der FinVerw. ist die Bet�tigung des Land- und Forstwirts
außerhalb seines Betriebs entweder eine luf. oder eine gewerbliche T�tigkeit
(R 135 Abs. 10 Satz 1 EStR). Aus Vereinfachungsgr®nden wird die Frage, ob
eine gewerbliche T�tigkeit vorliegt, nicht gepr®ft, wenn typisch luf. Dienstlei-
stungen f®r andere Betriebe der LuF erbracht werden.

Nach R 135 Abs. 9 Satz 5 EStR „gelten“ als andere Betriebe der LuF auch K½rper-
schaften, Verm½gensmassen und Personenvereinigungen, sofern sich deren Bet�tigung
auf LuF beschr�nkt, gemeint wohl auch luf. Betriebe von juristischen Personen des ½f-
fentlichen Rechts (Lademann/Hiller, § 13 Rn. 176d), und die Ums�tze daraus nicht
mehr als ein Drittel des Gesamtumsatzes und nicht mehr als 51500 E im Wj. betragen
(R 135 Abs. 10 Satz 2 Nr. 3 EStR); die mit Wirkung f®r nach dem 31. 12. 1995 begin-
nenden Wj. g®ltige absolute Grenze soll im Hinblick auf die großen luf. Betriebe des
Beitrittsgebiets bzw. der neuen Bundesl�nder eingef®gt worden sein (Lademann/Hil-
ler, § 13 Rn. 176c). Die Unterstellung der FinVerw., daß luf. Bet�tigung vorliege, hat
historische Wurzeln. Fr®here Weisungen wollten zwar die Frage, ob die T�tigkeit eines
Landwirts etwa als Betriebshelfer im Maschinen- und Betriebshilfering einen Gewerbe-
betrieb darstellt, an sich nach dem Gesamtbild des Einzelfalls beurteilt haben, haben
dieses Gesamtbild aber idR i.S. einer selbst�ndigen Hilfs- und Nebent�tigkeit des Land-
wirts unterstellt (FinMin. Bayern v. 3. 3. 1976, StEK EStG § 13 Nr. 252).

Nach Auffassung der FinVerw. liegt auch dann keine gewerbliche Bet�tigung
vor, wenn typische luf. Dienstleistungen f®r andere landwirtschaftsfremde Be-
triebe erbracht werden und die Ums�tze daraus nicht mehr als ein Drittel des
Gesamtumsatzes und insgesamt nicht mehr als 10300 E im Wj. betragen (R 135
Abs. 10 Satz 3 EStR). Diese Vereinfachungsregelungen k½nnen aber nicht in
Anspruch genommen werden, soweit die Betragsgrenzen f®r die Verwendung
von WG außerhalb des Betriebs (Anm. 186) bereits ausgesch½pft sind (R 135
Abs. 10 Satz 5). Die FinVerw. wendet die genannten Richtlinien entsprechend
auf im Betrieb ohne Arbeitsvertrag besch�ftigte Angeh½rige an, wenn sie als Be-
triebshelfer bei einem anderen selbst�ndigen Land- und Forstwirt t�tig werden
(OFD N®rnberg v. 10. 3. 1983 StEK EStG § 13 Nr. 401).
Als typisch land- und forstwirtschaftliche Tztigkeiten werden solche im
Rahmen des unmittelbaren luf. Erzeugungsprozesses aufgefaßt, zB. Feldbestel-
lung, Erntearbeiten, Tierf®tterung und Tierpflege, Betriebshilfe, ggf. auch die
Ausf®hrung eines Bewirtschaftungsvertrags, landschaftsbezogene T�tigkeiten
wie zB die Pflege von Biotopen, Naturschutzgebieten, Deichen usw., nicht aber
handwerkliche Leistungen, zB auch das Schlachten oder sonstige als gewerblich
angesehene Leistungen, wie zB Straßen-, Graben- Schneer�umungsarbeiten oder
F�kalientransporte f®r ½ffentlichrechtliche Arbeitgeber, T�tigkeiten f®r Freizeit-
anlagen (BMF v. 12. 7. 1989, BStBl. I, 257; dazu auch FG Schl.-Holst. v.
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22. 11. 1984, EFG 1985, 495, rkr.: Fuhr- und sonstige Dienstleistungen eines
Landwirts f®r Dritte), Bauleistungen usw. Die T�tigkeiten d®rfen hiernach nicht
auf nichtselbst�ndiger Basis ausgef®hrt sein (Felsmann/Giere, A 355d;
Abschn. 67 LStR).

b) Außerbetriebliche Verwendung von Wirtschaftsg�tern

Wenn ein Land- und Forstwirt WG, zB Maschinen, ausschließlich zur außerbe-
trieblichen Verwendung anschafft, liegt insoweit regelm�ßig von vornherein ein
Gewerbebetrieb vor.

BFH v. 15. 11. 1956 IV 61/55 U, BStBl. III 1957, 26: Transport von Milch anderer
Landwirte zur Molkerei; v. 23. 1. 1992 IV R 19/90, BStBl. II, 651: Anschaffung eines
Forstspezialschleppers durch einen Nur-Landwirt f®r die T�tigkeit als Holzr®cker in
fremden Diensten; R 135 Abs. 9 Satz 1 EStR; glAM. Wendt, FR 1996, 265 (275).

Rechtsprechung: Der BFH hatte, gest®tzt auf §§ 7 und 9 VOL (v. 2. 6. 1949,
WiGBl., 95), nachhaltige entgeltliche Fuhrleistungen eines Landwirts f®r andere
unter Ausnutzung eines ohnehin vorhandenen Fuhrparks dann nicht als Gewer-
bebetrieb eingeordnet, wenn sie luf. „Nebenleistungen“ von „geringer wirt-
schaftlicher Bedeutung“ darstellen (BFH v. 15. 11. 1956 IV 61/55 U, BStBl. III
1957, 26). Fuhrleistungen f®hrten nach § 7 VOL wie Sonderkulturen und Ne-
benbetriebe zu einem Zuschlag, wenn die Einnahmen hieraus j�hrlich insgesamt
300 DM oder mehr betrugen. Die geringe wirtschaftliche Bedeutung bemaß der
BFH nach der H½he der Ums�tze und der Eink®nfte und deren Verh�ltnis zu
den Ums�tzen und Eink®nften des landwirtschaftlichen Betriebes (BFH v.
15. 11. 1956 IV 61/55 U aaO; zur Tauglichkeit des Umsatzvergleichs,
Anm. 166 f.).
Bis zum StEntlG 1999/2000/2002 war die Grundlage f®r diese Rspr. des BFH
entfallen. § 13a aF enthielt keine den §§ 7 und 9 VOL entsprechende Regelung
f®r „Fuhrleistungen“, sondern bezog sich nur auf bestimmte Sondernutzungen
und Betriebsvorg�nge. Gleichwohl wurde die Rspr. des BFH weiter angewandt
(FG Schl.-Holst. v. 22. 11. 1984, EFG 1985, 495, rkr. unter Berufung auf das uE
®berholte BFH-Urteil v. 15. 11. 1956 VI 61/55 U, BStBl. III 1957, 26; Mlrkle/
Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 170). UE �ndert hieran auch § 13a Abs. 6 Nr. 3 EStG
idF des StEntlG 1999/2000/2002 nichts. Danach sind Gewinne aus Dienstlei-
stungen und vergleichbaren T�tigkeiten in den Durchschnittssatzgewinn einzu-
beziehen, denn auch diese m®ssen, wie das Gesetz selbst klarstellt, dem Bereich
der LuF zuzurechnen sein und d®rfen nicht f®r andere Betriebe der LuF er-
bracht werden (einschr�nkend m½glicherweise BFH v. 23. 1. 1992 IV R 19/90,
BStBl. II, 651).
Finanzverwaltung: Nach Auffassung der FinVerw. liegt eine luf. oder eine ge-
werbliche T�tigkeit vor, wenn ein Land- und Forstwirt WG auch außerhalb sei-
nes Betriebs verwendet, indem er sie Dritten entgeltlich ®berl�ßt bzw. mit ihnen
f®r Dritte Dienst- und Werkleistungen erbringt (R 135 Abs. 9 Satz 2 EStR; zu
bloßen luf. Dienstleistungen ohne Verwendung von WG des luf. Betriebs, s.
Anm. 196). Dies soll nur typisch luf. Maschinen und Ger�te erfassen, nicht etwa
der Pkw, auch nicht von Fall zu Fall angemietete Maschinen und Ger�te (Fels-
mann/Giere, A 349).
Die FinVerw. pr®ft aus Vereinfachungsgr®nden die Frage, ob eine gewerbliche
T�tigkeit vorliegt, nicht, wenn die WG neben der eigenbetrieblichen Nutzung
ausschließlich f®r andere Betriebe der LuF verwendet werden und die Ums�tze

§ 13 Anm. 185–186 Eink®nfte aus

186



HHR Lfg. 209 April 2003 Gmach

daraus nicht mehr als ein Drittel des Gesamtumsatzes und nicht mehr als
51500 E im Wj. betragen.

R 135 Abs. 9 Satz 5 EStR. Bsp.: Transport von Milch zur Molkerei oder von Zuckerr®-
ben zur Fabrik jeweils gegen Entgelt f®r andere Landwirte, s. dazu OFD Chemnitz v.
14. 7. 1992, StEK EStG § 13 Nr. 572. Unter andere Betriebe der LuF sollen auch luf.
Betriebe bzw. Teilbetriebe von K½rperschaften, Verm½gensmassen und Personenver-
einigungen fallen (vgl. Abschn. 28 Satz 3 KStR; dazu OFD Chemnitz aaO), wohl auch
luf. Betriebe von ½ffentlichrechtlichen K½rperschaften (Lademann/Hiller, § 13
Rn. 176d). Felsmann/Giere, A 352, konstatiert in diesem Punkt eine großz®gige Hal-
tung der FinVerw. und rechnet selbst (aaO, A 353) die T�tigkeit der luf. Maschinenringe
oder staatliche Forst�mter hierher. Die Begrenzung der FinVerw. auf ein Drittel des
Gesamtumsatzes wurde von FG Rhld.-Pf. v. 12. 9. 1989, EFG 1990, 233 gehalten; die
Entscheidung ist vom BFH aus anderweitigen Gr®nden aufgehoben worden, weshalb
er hierzu nicht Stellung genommen hat, s. BFH v. 23. 1. 1992 IV R 19/90, BStBl. II,
651. Bei der Pr®fung dieser Umsatzgrenze sind auch die Ums�tze aus T�tigkeiten ohne
Maschineneinsatz iSv. R 135 Abs. 10 EStR sowie die Ums�tze aus von der FinVerw. ba-
gatellisierten (dazu nachfolgend) an sich sch�dlichen T�tigkeiten einzubeziehen (s. dazu
auch Felsmann/Giere, A 352 ff.). Als eigenbetriebliche Nutzung soll dabei eine gering-
f®gige Nutzung (auch weniger als 10 vH) ausreichen (s. etwa FinMin. Bayern v.
11. 1. 1990 mitgeteilt in ESt-Kartei OFD M®nchen/N®rnberg, § 13 Karte 1. 3. 1; dort
positiv auch zur Anwendung auf Mitunternehmerschaften; ablehnend Mlrkle/Hiller,
8. Aufl. 2001, Rn. 170; kritisch auch Felsmann/Giere, A 349/350: nicht weniger als
bzw. mindestens 10 vH der Gesamtnutzung).

E Eine Vereinfachung soll außerdem auch bei Maschineneins�tzen ohne oder mit
Dienstleistungen gelten, die nicht f®r andere Betriebe der LuF erbracht werden
(zB Abfuhr von Kl�rschlamm f®r die Gemeinde, Anfuhr von Zuckerr®ben im
Dienste der Zuckerr®benfabrik; Straßenreinigungs- und Schneer�umungsarbei-
ten, Pflege ½ffentlicher Gr®nanlagen, Sportpl�tze, Freizeitparks usw., BMF v.
12. 7. 1989, BStBl. I, 257), allerdings unter der engeren Voraussetzung, daß die
Ums�tze daraus insgesamt nicht mehr als 10300 E im Wj. betragen (diesen Be-
trag h�lt Pelka, DB 1996, 699 bei großen Betrieben f®r zu niedrig; dabei sollte
uE nicht ®bersehen werden, daß weder f®r diesen noch f®r einen anderen Betrag
ein Anhaltspunkt im Gesetz vorliegt und man allenfalls allgemein bei – relativer
und absoluter – Geringf®gigkeit eine derzeit vertretbare L½sung finden kann;
vgl. im ®brigen zu einem Anwendungsfall StEL 1992, 20). Im Schrifttum wird
außerdem in F�llen dieser Art verlangt, daß die ausge®bte T�tigkeit in einem ob-
jektiven Zusammenhang mit der LuF steht, was der Fall sein soll, wenn der
Land- und Forstwirt bei seiner T�tigkeit f®r Nicht-Land- und Forstwirte typi-
sche luf. Maschinen und Ger�te eines luf. Betriebs verwendet (Felsmann/Giere,
A 352 a).
Sch�dlich ist nur ein nachhaltiges �berschreiten der Umsatzgrenzen (Felsmann/
Giere, A 352 a, 353d: dort auch zur Entwicklung der Verwaltungsauffassung;
zum Strukturwandel Anm. 195). Dar®ber hinaus wird verlangt, wenn ®ber den
Maschineneinsatz Arbeitskraft bzw. auch von ArbN eingesetzt wird, daß diese
ArbN in nicht unerheblichem Umfang auch T�tigkeiten im luf. Betrieb des Stpfl.
aus®ben (Felsmann/Giere, A 353 a).
E Schwdliche Nebentwtigkeit f�hrt zu getrennten Betrieben: Setzt ein Land- und Forst-
wirt Maschinen mit oder ohne Dienstleistungen bei anderen Land- und Forst-
wirten aber auch außerhalb davon ein und ®berschreitet er bei letzteren nachhal-
tig die Umsatzgrenze von 10 300 E, so geht die FinVerw. wohl davon aus, daß
nicht zwingend ein einheitlicher Gewerbebetrieb vorliegt, sondern trennt, wo es
nur geht, in eine luf. und in eine gewerbliche Bet�tigung (ESt-Kartei OFD M®n-
chen/N®rnberg § 13 Karte 3.1; so auch Felsmann/Giere, A 353c). Die Verein-
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fachungsanweisungen von R 135 Abs. 9 S�tze 3 bis 5 EStR sollen bei WG, die
Nebenbetrieben zuzurechnen sind, und bei der Beherbergung von Fremden
keine Anwendung finden (R 135 Abs. 9 Satz 6 EStR).

c) Stellungnahme zur Sachbehandlung der Lohnunternehmer

Die gesetzliche Grundlage der Verwaltungsrichtlinien ist weitgehend fragw®rdig
(M. Wendt, FR 1996, 265 [277]; Leinglrtner, Kap. 13 Rn. 21 aE: bedenklich;
ohne Auseinandersetzung mit der Frage Schmidt/Seeger XXI. § 13 Rn. 88; of-
fenbar f®r eine großz®gige Regelung, wenn auch mit anderen Maßst�ben als von
der FinVerw. angezogen, Kleeberg in K/S/M, § 13 B 109). Ein Blick in die Ent-
wicklung zeigt die Br®chigkeit. Die vorangegangene Weisungslage der Verwal-
tung wollte zwar zB die Frage, ob die T�tigkeit eines Landwirts als Betriebshel-
fer im Maschinen- und Betriebshilfering einen Gewerbebetrieb darstellt, an sich
nach dem Gesamtbild des Einzelfalls beurteilen haben, hat dieses Gesamtbild
aber idR im Sinne einer selbst�ndigen Hilfs- und Nebent�tigkeit des Landwirts
ohne weiteres unterstellt (zB FinMin. Bayern v. 3. 3. 1976, StEK EStG § 13
Nr. 252).
Leistet ein Land- und Forstwirt außerhalb eines Betriebs gegen Entgelt Dienste
oder erbringt er gar Werkleistungen, geh½rt uE die Einnahmen hieraus, von ge-
ringer wirtschaftlicher Bedeutung abgesehen (zur Bagatellisierung Anm. 164),
grds. zu den Eink®nften aus Gewerbebetrieb, ausnahmsweise zu den Eink®nften
aus nichtselbst�ndiger Arbeit

GlA M. Wendt, FR 1996, 265 [266 f.]; OFD Frankfurt v. 19. 2. 1991, StEK EStG § 13
Nr. 550 Tz. 3 bez®glich Dienstleistungen zur Herrichtung und Pflege einer Golfplatz-
anlage; Bl�mich/Selder, § 13 Rn. 156, der allerdings nur den Maßstab von 10 vH Um-
satz am Gesamtumsatz hervorhebt; Lademann/Hiller, § 13 Rn. 179: Gewerblichkeit
des „Ernteunternehmers“, Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 170: außerbetriebliche
Verwendung von WG; vermittelnd bei außerbetrieblicher Verwendung von WG Mar-
tens in L/B/P, § 13 Rn. 148 zur vorausgegangen Weisungslage. Dienstleistungen eines
Land- und Forstwirts, die er außerhalb seines Betriebs erbringt, k½nnen nicht anders
behandelt werden, wie die entsprechenden Dienstleistungen eines Nichtlandwirts und
Nichtforstwirts, zB die eines „Lohn“dreschers mit seiner Dreschmaschine, BFH v.
13. 9. 1994 X B 157/94, BFH/NV 1995, 385: Gewerbebetrieb; Ernte von Reetwuchs
durch einen Dritten, FG Schl.-Holst. v. 22. 11. 1984, EFG 1985, 495, rkr.

Darauf, ob die Dienstleistung f®r LuF typisch sind, zB wenn der Land- und
Forstwirt als Betriebshelfer im Rahmen eines Maschinen- oder Betriebshilferings
bei einem anderen Land- und Forstwirt t�tig wird, kommt es uE nicht an (aA
Bl�mich/Selder, § 13 Rn 156; wohl zB auch Lademann/Hiller, § 13
Rn. 176a ff.).
Nat®rlich wird bei Hinzutreten gewerblich orientierter Ums�tze die Gewerblich-
keit in estrechtlichem Sinne besonders deutlich, etwa bei handwerklichen Werk-
leistungen, bei denen aufgrund der Begriffsbestimmung in § 13 Abs. 2 Nr. 1
Satz 2 die Einordnung als luf. Nebenbetrieb grds. ausscheidet, oder bei Dienst-
und Werkleistungen in Verbindung mit der Lieferung zugekaufter Produkte (zB
Spritz-, D®ngemittel, Saatgut). Allerdings kann der Land- und Forstwirt die An-
wendung der Richtlinienregelung der FinVerw. und die Unterordnung unter
seine luf. T�tigkeit hinsichtlich des Zukaufs von Produkten leicht dadurch errei-
chen, daß er den Dienst- und Werkleistungsempf�nger dazu veranlaßt, das Be-
n½tigte selbst zuzukaufen (W. Wendt, FR 1996, 265 [278], h�lt auch den Ein-
kauf durch den Land- und Forstwirt im Namen des Leistungsempf�ngers f®r
ausreichend), ein Umstand, der zeigt, wie fragw®rdig die Abgrenzung der Fin-
Verw. ist. Gewerblichkeit ist auch dann anzunehmen, wenn ein verwendetes WG
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nur gewerblich einsetzbar ist. In F�llen dieser Art scheint auch die FinVerw. ge-
nerell von Gewerblichkeit auszugehen (vgl. M. Wendt, FR 1996, 265 [278] oder
das WG nur unter Ber®cksichtigung der außerbetrieblichen T�tigkeit angeschafft
wurde (s. BFH v. 23. 1. 1992 IV R 19/90, BStBl. II, 651: Nur-Landwirt mit ei-
gens angeschaffter Maschine als Holzr®cker f®r Dritte; R 135 Abs. 9 Satz 1
EStR; glA Leinglrtner, Kap. 13 Rn. 14). Etwas schwieriger d®rfte die Abgren-
zung sein, wenn ein WG ®ber den betriebsnotwendigen Bestand hinaus zur Aus-
f®hrung von Aktivit�ten außerhalb des luf. Betriebs erworben wird, weil dies
eine Bestimmung des betriebsnotwendigen Bestands erfordert (BFH v.
23. 1. 1992 aaO: gewerblich; v. 15. 11. 1956 IV 61/55 U, BStBl. III 1957, 26).
Planm�ßige und nachhaltige �berlassung von ArbN des Land- und Forstwirts
ist uE unabh�ngig davon, ob diese anderen luf. Betrieben ®berlassen werden
oder nicht, Gewerbebetrieb (glA Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 175). Wird
ein ArbN des Land- und Forstwirts als Betriebshelfer in einem anderen luf. Be-
trieb t�tig (zur Qualifizierung von ArbN�berlassung als Gewerbebetrieb s. M.
Wendt, FR 1996, 265 [277], kommt es nach Auffassung der FinVerw. f®r die
Frage, wer den LStAbzug vorzunehmen hat, entscheidend darauf an, ob der ab-
stellende Land- und Forstwirt oder der Einsatzbetrieb die Verg®tung hierf®r ab-
rechnet (OFD N®rnb. v. 10. 3. 1983, StEK EStG § 13 Nr. 401; aA M. Wendt,
aaO: der �berlassende verliert seine ArbG-Stellung grds. nicht).
Soll ein außerbetrieblich eingesetztes WG noch zur eigenbetrieblichen luf. Be-
st�tigung geh½ren, wird uE zu Recht im Schrifttum verlangt, daß es grds. zu
mehr als der H�lfte eigenbetrieblich genutzt sein muß.

Leinglrtner, Kap. 13 Rn. 15; Lademann/Hiller, § 13 Rn. 176a; M. Wendt, FR 1996,
265 [266]; aA – teils resignierend – Felsmann/Giere unter Berufung auf R 13 Abs. 1
EStR, wonach die Zugeh½rigkeit eines WG zum gewillk®rten BV eine eigenbetriebliche
Nutzung von mindestens 10 vH voraussetzt, wobei aber nicht ber®cksichtigt ist, daß
das WG bei Vorliegen eines Gewerbebetriebs zu dessen BV geh½rt, s. Lademann/Hil-
ler aaO. Bei außerbetrieblichem Einsatz eines WG ®berwiegt entweder der eigenbe-
triebliche luf. oder der außerbetriebliche gewerbliche Einsatz.

Werden bewegliche betriebliche Anlageg®ter (Maschinen) etwa zur Auslastung
außerbetrieblich vermietet, kann dies zur Annahme eines (eigenst�ndigen) Ge-
werbebetriebs f®hren (nach Ansicht der FinVerw. nur, wenn die Grenzen des
R 135 Abs. 9 EStR ®berschritten sind). Diese WG werden uE dann notwendiges
BV diese Gewerbebetriebs, wenn sie ®berwiegend in diesem Gewerbebetrieb
genutzt werden (aA M. Wendt, FR 1996, 265 [275]) zwingend nur, wenn sie zu
weniger als 10 vH f®r den eigenen luf. Betrieb genutzt werden; zur Frage der
Entnahme in diesem Fall R 14 Abs. 2 Satz 2 EStR.
Wenn die FinVerw. innerhalb der von ihr verf®gten Umsatzgrenzen aus „Verein-
fachungsgr®nden“ nicht pr®ft, ob eine gewerbliche T�tigkeit vorliegt, kann nach
Grund und H½he eine gesetzliche St®tze auch angesichts des geltenden Untersu-
chungsgrundsatzes nicht mehr festgestellt werden. Dies wird auch nicht dadurch
verdeckt, daß mit der 51500 E-Grenze in den EStR erstmals eine Obergrenze
eingef®hrt wurde (Felsmann/Giere, A 351, h�lt dies f®r eine erhebliche Ent-
sch�rfung der Situation).

7. �berbetriebliche Zusammenarbeit (Maschinen- und
Transportgemeinschaften)

Schrifttum: Wegener, Die ertragsteuerliche und umsatzsteuerliche Behandlung von Zuk-
kerr®bentransportgemeinschaften, HLBS-Report 3 1994, 17; Ders.. Steuerklippen beim
R®bentransport, top agrar 6 1994, 38.
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Verwaltungsanweisungen: OFD N®rnb. v. 6. 8. 1991, DStR 1991, 1492: Landwirt-
schaftliche Maschinengemeinschaften – Abgrenzung zum Gewerbebetrieb; OFD Chem-
nitz v. 14. 7. 1992 StEK EStG § 13 Nr. 572.

Sind Maschinenringe k½rperschaftlich organisiert, stellt sich die Frage der Ein-
kommensbesteuerung bei ihnen nicht (vgl. dazu zB K�hne/Wesche, 379). Sie
sind mit bestimmten Maßgaben gem. § 5 Abs. 1 Nr. 14 KStG von der KSt. be-
freit.
Kostengemeinschaft kein Gewerbebetrieb: Erwerben Land- und Forstwirte
Maschinen in Bruchteilsgemeinschaft (entsprechend gilt dies uE, von § 15
Abs. 3 Nr. 1 abgesehen, f®r PersGes.), f®hrt dies dann nicht zur Annahme eines
Gewerbebetriebs, wenn die Gemeinschaft die Maschinen nur kostendeckend
den Gemeinschaftern ®berl�ßt, wobei diese Gemeinschafter auch KapGes.
– mit LuF – sein k½nnen (OFD Chemnitz v. 14. 7. 1992 StEK EStG § 13
Nr. 572; Leinglrtner, Kap. 12 Rn. 16 f., dort auch zur Bilanzierung; Felsmann/
Giere, A 355a, h�lt die Beteiligung eines Gewerbetreibenden an der Maschinen-
gemeinschaft f®r sch�dlich). Es handelt sich dann um Hilfst�tigkeiten gegen®ber
den luf. Betrieben der Gemeinschafter, bei denen es an Gewinnerzielungsabsicht
(dazu Anm. 60 ff.) und Teilnahme am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr fehlt
(vgl. BFH v. 14. 4. 1972 IV R 172/69, BStBl. II, 599 [601]; zur USt.: BFH v.
1. 10. 1998 V R 31/98, DB 1999, 265: M�hdrescher).

Nach der FinVerw. liegt eine Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr nur
vor, wenn die Maschinengemeinschaft auch Leistungen gegen Entgelt gegen®ber nicht-
beteiligten Land- und Forstwirten erbringt (OFD N®rnberg v. 6. 8. 1991, DStR 1991,
1492 = StEK § 13 Nr. 552, dazu kritisch Lademann/Hiller, § 13 Rn. 166 f.; s. zur wei-
teren Sachbehandlung auch FinMin. Sachsen v. 6. 7. 1992, DB 1992, 1654). Dh., daß
nach Auffassung der FinVerw. bereits untergeordnete entgeltliche �berlassungen an
nichtbeteiligte Land- und Forstwirte zur Annahme eines Gewerbebetriebs f®hren (vgl.
auch M. Wendt, FR 1996, 265 [280]; bei Bruchteilsgemeinschaften aber nicht wegen
§ 15 Abs. 3 Nr. 1, da diese nicht unter diese Regelung fallen, s. Anm. 511; dagegen
Felsmann/Giere, A 355a; Leinglrtner, Kap. 12 Rn. 19: nicht nur in Ausnahmef�llen).
Die Drittelgrenze in R 135 Abs. 9 Satz 3 EStR wird von der FinVerw. hier nicht beach-
tet (vgl. FinMin. Bayern v. 18. 6. 1991, mitgeteilt in ESt-Kartei OFD M®nchen/N®rn-
berg § 13 Karte 1. 3. 4, dort auch zu einer H�rtefallregelung der FinVerw.; zur Entwick-
lung der Weisungslage Felsmann/Giere, A 355a).

Bei Gemeinschaften mit Gewinnerzielungsabsicht kommt es f®r die Frage
der Abgrenzung vom Gewerbebetrieb darauf an, wann eine Teilnahme am allge-
meinen (wirtschaftlichen) Verkehr anzunehmen ist. Von diesem Ansatzpunkt
geht auch die FinVerw. aus. Nach der Rspr. des BFH (vgl. zB BFH v. 9. 7. 1986
I R 85/83, BStBl. II, 851) ist dies der Fall, wenn „die T�tigkeit des Stpfl. nach
außen hin in Erscheinung tritt und sich an eine – wenn auch begrenzte – Allge-
meinheit wendet“. Diese Voraussetzungen k½nnen uE auch im Verh�ltnis zwi-
schen einer Gemeinschaft oder Gesellschaft und den Gemeinschaftern oder Ge-
sellschaftern erf®llt sein, so daß in F�llen der vorliegenden Art bei Vorliegen
von Gewinnerzielungsabsicht gegen das Ergebnis der FinVerw. grunds�tzlich
Gewerbebetrieb anzunehmen ist.

GlA Leinglrtner, Kap. 12 Rn. 17; Lademann/Hiller, § 13 Rn. 166 a; M. Wendt, FR
1996, 265 [280]; allgemein kritisch bei umfangreicher T�tigkeit Mlrkle/Hiller, 8. Aufl.
2001, Rn. 172; vgl. im ®brigen entsprechend f®r Laborgemeinschaften von �rzten
BFH v. 22. 12. 1993 I R 62/93, BStBl. II 1994, 352; H 136 EStH 1996 Stichwort „Heil-
berufe“). Ist hiernach an sich von einem Gewerbebetrieb auszugehen, kann uU ein Ne-
benbetrieb iSv. § 13 Abs. 2 Nr. 1 vorliegen (Leinglrtner, Kap. 12 Rn. 21; daf®r an-
scheinend allgemein Schmidt/Seeger XXI. § 13 Rn. 87; aus ustrechtl. Sicht gegen die
Annahme eines Nebenbetriebs FG Brandenburg v. 23. 2. 1994, EFG 1994, 726, rkr.,
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dazu die Bemerkung aus prozeß½konomischen Gr®nden in BFH v. 26. 10. 1995 XI
R 26/94, BFH/NV 1996, 444), wenn einerseits die Bet�tigung nicht im Rahmen des
luf. Produktionsprozesses des einzelnen beteiligten Land- und Forstwirts, sondern auf
einem f®r den Nebenbetrieb typischen Feld stattfindet (dazu Anm. 357; glA Lade-
mann/Hiller, § 13 Rn. 166c).

Bilanzierungsfragen der Maschinengemeinschaft: Bei den Gemeinschaf-
tern ist der Miteigentumsanteil an der Maschine oder der Anteil an einem An-
schaffungsdarlehen als WG zu behandeln (Leinglrtner, Kap. 12 Rn. 16;
M. Wendt aaO, mwN). Hiervon kann der einzelne Gemeinschafter Sonderab-
schreibungen (zB § 7g; § 4 F½rdG) oder diesbez®glich Gewinnabz®ge (§ 5
F½rdG, bei Gewinnermittlung nach § 13a) vornehmen (glA Felsmann/Giere, A
355). Liegt ein Gewerbebetrieb vor, sind Dienstleistungen von Land- und Forst-
wirten f®r den gewerblichen Maschinenring solche f®r einen Gewerbebetreiben-
den und entsprechend zu beurteilen (Anm. 186). Verfahrensrechtlich kann f®r
Maschinengemeinschaften grunds�tzlich vor allem wegen der Aufteilung der
laufenden Betriebskosten gem. § 180 Abs. 2 iVm. § 1 Abs. 1 Nr. 1 der dazu er-
gangenen VO (v. 19. 12. 1986, BGBl. I, 2663, BStBl. I 1987, 2) eine gesonderte
Feststellung auch dann getroffen werden, wenn man nicht vom Vorliegen eines
Gewerbebetriebs auszugehen hat (s. aber BMF v. 5. 12. 1990, BStBl. I, 764
Tz. 1b; zur ustrechtlichen Seite etwa K�hne/Wesche, 378).
Transportgemeinschaften und sonstige Zusammenschl®sse von Land- und
Forstwirten (etwa f®r die gemeinsame Errichtung einer G®lleanlage, Kompostie-
rungsanlage usw.) unterliegen denselben Grunds�tzen. Erbringen Transportge-
meinschaften zB von Zuckerr®benanbauern oder von Milchbauern ihre Leistun-
gen nur kostendeckend und ausschließlich gegen®ber ihren Gemeinschaftern, so
handelt es sich um Hilfst�tigkeit gegen®ber den landwirtschaftlichen Betrieben
der Gemeinschafter (OFD Chemnitz v. 14. 7. 1992, StEK EStG § 13 Nr. 572).
Wenn allerdings die Zuckerr®benliefervertr�ge gegen®ber der Zuckerfabrik eine
Lieferung ab Hof vorsehen, wird die Transportgemeinschaft nicht f®r die Ge-
meinschafter, sondern f®r die Fabrik t�tig. Sie wird dann von der FinVerw. we-
gen der Gleichm�ßigkeit der Besteuerung und des Gebots gleicher Wettbe-
werbsbedingungen nicht zur Landwirtschaft gerechnet.

FinMin. Bayern v. 3. 2. 1988, mitgeteilt in ESt.-Kartei OFD M®nchen/N®rnberg, § 13
Karte 1. 3. 2. Die Transportgemeinschaft wird nach Auffassung der FinVerw. nicht da-
durch gewerblich, daß an ihr auch Gewerbebetriebe kraft Rechtsform beteiligt sind, die
im ®brigen die Merkmale von luf. Betrieben aufweisen (OFD Chemnitz v. 14. 7. 1992,
StEK EStG § 13 Nr. 572; vgl. zur ustrechtlichen Seite der Transportgemeinschaften
zB K�hne/Wesche, 381.

Einstweilen frei.

8. Vermietungstztigkeit des Landwirts

Schrifttum: Hiller, Ferien auf dem Bauernhof, INF 1987, 411; Becker/Urbahns, Zur
Gewerblichkeit der Ferienwohnungsvermietung, DStZ 1998, 863
Verwaltungsanweisungen: H 137 Abs. 2 EStR.

Unter welcher Einkunftsart die Einnahmen eines Land- und Forstwirts aus der
Vermietung von Wirtschaftsgeb�uden, Zimmern, Wohnungen und Grundst®k-
ken zu erfassen sind, h�ngt unter Ber®cksichtigung der Subsidiarit�tsklausel des
§ 21 Abs. 3 wesentlich davon ab, ob die entsprechenden WG solche des luf. BV
sind oder nicht (s. zB Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 156). Nach der Be-
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griffsbestimmung in § 13 Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 liegt diesbez®glich jedenfalls kein
luf. Nebenbetrieb vor.
Die Vermietung land- und forstwirtschaftlicher Wirtschaftsgebzude und
Grundst�cke f®hrt grunds�tzlich zu Eink®nften aus LuF, wenn diese Geb�ude
luf. BV sind. Bei PV erzielt der Stpfl. Eink®nfte aus VuV (vgl. dazu BFH v.
10. 12. 1964 IV 167/64 U, BStBl. III 1965, 377 iVm. BFH v. 19. 1. 1982 VIII B
57/80, BStBl. II, 526). Ausnahmsweise kann die Vermietung aber auch zu Ein-
k®nften aus Gewerbebetrieb f®hren, zB wenn der Stpfl. als gewerblicher Lager-
halter zu beurteilen ist (§ 416 HGB; glA Felsmann/Giere, A 365, 365a).
Vermieten Land- und Forstwirte luf. Grundverm½gen kurz- oder l�ngerfristig
an Dritte, die darauf beispielsweise einen Campingplatz, einen Parkplatz, einen
Golfplatz usw. betreiben, geh½ren die Einnahmen hieraus zu den Eink®nften
aus LuF, solange man nicht davon ausgehen kann, daß die entsprechenden
Grundst®cke aus dem luf. BV entnommen worden sind. Dementsprechend sind
auch Aufwendungen hierauf grunds�tzlich BA, wenn sie der Erzielung von BE
dienen.

OFD Frankfurt v. 19. 2. 1991, StEK EStG § 13 Nr. 550 Tz. 2, dort unter Bezugnahme
auf BFH v. 10. 12. 1964 IV 167/64, BStBl. III 1965, 377 auch zu der Frage, ob sich
durch die Verpachtung bisher eigenbewirtschafteter Fl�chen zu Golfplatzzwecken bei
Zurechnung der Pachteinnahmen zum Betrieb das Gesamtbild der luf. T�tigkeit im
einzelnen Fall wesentlich �ndert; OFD N®rnberg v. 3. 12. 1986 StEK § 13 Nr. 482; vgl.
auch BFH v. 29. 4. 1999 IV R 49/97, FR 1999, 816, dort auch zur Frage der BA; glA
Leinglrtner/Zaisch, Kap. 13 Rn. 26; Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 197 aE; ein-
schr�nkend Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 156g, der auch die Dauer der �ber-
lassung gewichtet sehen m½chte und, wenn keine geordnete luf. Nutzung mehr m½g-
lich ist, grunds�tzlich Eink®nfte aus Gewerbebetrieb annimmt.

Gew�hrt der Stpfl. einem Dritten aus außerbetrieblichen Gr®nden ganz oder
teilweise die unentgeltliche Nutzung, liegt eine Nutzungsentnahme vor (§ 6
Abs. 1 Nr. 4). Die entsprechende Anwendung von § 21 Abs. 2 Satz 2 lehnt der
BFH ab (BFH v. 29. 4. 1999 IV R 49/97, FR 1999, 816 mit Anm. Kanzler, die-
ser insbes. zur Bewertung und zur zeitlichen Zuordnung der Nutzungsentnah-
me).
Betreibt der Land- und Forstwirt selbst den Parkplatz, Campingplatz usw., so
hat er Eink®nfte aus Gewerbebetrieb.

Vgl. BFH v. 6. 10. 1982 I R 7/79, BStBl. II 1983, 80; v. 27. 1. 1983 IV R 215/80,
BStBl. II, 426; H 137 (2) EStR bzgl. Campingpl�tzen; OFD Frankfurt v. 19. 2. 1991,
StEK EStG § 13 Nr. 550: Golfplatz, �berf®hrung des Grund und Bodens f®hrt zu kei-
ner Gewinnverwirklichung, vgl. entsprechend BFH v. 17. 8. 1972 IV R 26/69,
BStBl. II, 903; Leinglrtner, Kap. 13 Rn. 27 bzgl. Golfplatz; Mitterpleininger in
L/B/P, § 13 Rn. 156g bzgl. Parkplatz.

Dies ist auch der Fall, wenn der Land- und Forstwirt Standpl�tze ganz ®berwie-
gend an Dauercamper vermietet, die Jahresvertr�ge abschließen und sie h�ufig
erneuern, und ihnen zus�tzliche Nebenleistungen anbietet, wie Wasch-, Dusch-
und Toilettenr�ume, Trinkwasserversorgung, Stromversorgung f®r die Gesamt-
anlage und die einzelnen Standpl�tze, Abw�sser- und M®llbeseitigung, Platzpfle-
ge und Platz®berwachung (BFH v. 27. 1. 1983 IV R 215/80 aaO; glA Felsmann/
Giere, A 369; Leinglrtner, Kap. 13 Rn. 27). Die Verpachtung des Betriebs
f®hrt zu keiner Aufl½sung der stillen Reserven, solange nicht von einer Betriebs-
gabe auszugehen ist (OFD Frankfurt v. 19. 2. 1991 aaO). Allein schon vom Ob-
jekt her ist idR ein Gewerbebetrieb bei der Vermietung von Ausstellungsr�u-
men, Messest�nden und bei der st�ndig wechselnden kurzfristigen Vermietung
von S�len, zB f®r Konzerte, gegeben (s. auch R 137 Abs. 2 EStR).
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Die Beherbergung von Gzsten und der Betrieb einer Gastwirtschaft f®hrt
neben der LuF zu einem selbst�ndigen Gewerbebetrieb (Hiller, INF 1987,
411). Ein luf. Nebenbetrieb iSv. § 13 Abs. 2 Nr. 1 kommt selbst dann nicht in
Betracht, wenn mehr als 50 vH des Wareneinsatzes vom luf. Betrieb in eine
Gastwirtschaft ®berf®hrt werden (Leinglrtner, Kap. 13 Rn. 29). Da eine Gast-
wirtschaft keinen Handelsbetrieb darstellt, kommen die hierf®r bestehenden
Verwaltungsgrunds�tze (R 135 Abs. 6 EStR) jedenfalls nicht unmittelbar in Be-
tracht. Allerdings wird im Schrifttum die Meinung vertreten, daß entsprechend
diesen Grunds�tzen eine Einheit zwischen LuF und Gastwirtschaft bestehe,
wenn mehr als 40 vH der Erzeugnisses des landwirtschaftlichen Betriebes ®ber
die Gastwirtschaft umgesetzt werden und außerdem 30 vH der gesamten Ab-
satzmenge der Gastwirtschaft ®bersteigen (so etwa Leinglrtner, Kap. 13
Rn. 29). UE ist dies problematisch, da die Leistungen einer Gastwirtschaft, die
wesentlich auch Dienstleistungen umfassen, schwerlich mit dem genannten Pro-
zentvergleich abgeglichen werden k½nnen. Anders kann die Sache bei einer
Landwirtschaft mit Metzgerei liegen (BFH v. 13. 9. 1985 III R 193/81, BFH/
NV 1986, 278; glA Leinglrtner, Kap. 13 Rn. 30). Vermietet der Land- und
Forstwirt in seinem luf. Anwesen langfristig eine Wohnung aus dem zum Privat-
verm½gen geh½renden Wohngeb�ude (vgl. § 52 Abs. 15 aF bzw. § 13 Abs. 2
Nr. 2 idF des StEntlG 1999/2000/2002), erzielt er Eink®nfte aus VuV (vgl. ent-
sprechend zB BFH v. 25. 6. 1976 III R 167/73, BStBl. II, 728; v. 28. 6. 1984 IV
R 150/82, BStBl. II 1985, 211; v. 11. 7. 1984 I R 182/79, BStBl. II, 722; glA
Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 156). Vermietet der Land- und Forstwirt in
kurzfristigem Wechsel Zimmer oder Wohnungen an Ferieng�ste, liegt unter Be-
r®cksichtigung aller Umst�nde des Einzelfalls (BFH v. 25. 11. 1988 III R 37/86,
BFH/NV 1990, 36) prinzipiell Gewerbebetrieb vor, wenn die R�ume bzw. Woh-
nungen hotelm�ßig bereitgehalten werden, wenn Zusatzleistungen erbracht wer-
den, die auch bei Fremdenpensionen ®blich sind.

BFH v. 13. 11. 1996 XI R 31/95, BStBl. II 1997, 247; v. 19. 1. 1990 III R 31/87,
BStBl. II, 383; v. 11. 7. 1984 I R 182/79, BStBl. II, 722; v. 28. 6. 1984 IV R 150/82,
BStBl. II 1985, 211; v. 21. 12. 1976 VIII R 27/72, BStBl. II 1977, 244; v. 25. 6. 1976 III
R 167/73, BStBl. II, 728; zB Gew�hrung von Mahlzeiten, Bereithalten von Getr�nken,
laufende Raumpflege, G�stebetreuung usw.; auch H 137 EStR Stichworte „Ferienwoh-
nung“, „Fremdenpension“; nicht die Vermittlung von touristischen Freizeitangeboten,
BFH BFH/NV 1990, 36; tendenziell eher gegen die Annahme von Gewerblichkeit
Becker/Urbahns, DStZ 1998, 863.

Die Gew�hrung nur von Fr®hst®ck wird um so weniger pr�gend angesehen, je
geringer die Zahl der vermieteten Unterk®nfte ist (Mlrkle/Hiller, 8. Aufl.
2001, Rn. 197; Felsmann/Giere, A 367, geht davon aus, daß nach Ansicht der
FinVerw. bereits die Gew�hrung eines Fr®hst®cks sch�dlich ist). Ein anzuneh-
mender Gewerbebetrieb ist getrennt von seinem luf. Betrieb vorhanden, wenn
sich nicht ausnahmsweise der ganze luf. Betrieb zum Gastbetrieb wandelt (glA
Mlrkle/Hiller aaO). Auch die Vermietung nur einer Ferienwohnung vermag
einen Gewerbebetrieb zu begr®nden, wenn etwa die Wohnung in einem Ferien-
gebiet im Verband mit einer Vielzahl gleichartig genutzter Wohnungen einer ein-
heitlichen Wohnanlage liegt sowie die Werbung f®r kurzfristige Vermietung an
laufend wechselnde Mieter und die Verwaltung einer Feriendienstorganisation
®bertragen sind (BFH v. 19. 1. 1990 III R 31/87, BStBl. II, 383 mwN; glA Lein-
glrtner, Kap. 13 Rn. 25).
E Die FinVerw. nimmt aus Vereinfachungsgr®nden keine gewerbliche, sondern
luf. T�tigkeit an, wenn weniger als vier Zimmer oder weniger als sechs Betten
zur Beherbergung von Fremden bereitgehalten werden und keine Hauptmahl-
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zeit gew�hrt wird (R 135 Abs. 12 Satz 2 EStR; Abschn. 1.07 Abs. 7 BewRL; pro-
noncierter und mit weiteren Maßgaben zu § 24 UStG: Abschn. 264 Abs. 3
UStR).

Die bei Verwendung von WG außerhalb des luf. Betriebs zur Abgrenzung vom Gewer-
bebetrieb bestimmten Umsatzgrenzen (R 135 Abs. 9 S�tze 3 bis 5 EStR), finden bei
der Beherbergung von Fremden keine Anwendung (R 135 Abs. 9 Satz 6 EStR). Da-
durch soll erreicht werden (s. dazu Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 156d), daß
Landwirte in touristisch attraktiven Gebieten ohne Abh�ngigkeit von einer Umsatz-
grenze die gleiche Anzahl von Fremdenzimmern noch luf. nutzen k½nnen wie Land-
wirte in touristisch weniger attraktiven Gebieten.

UE ist der Standpunkt der FinVerw. ungenau und widerspricht der geltenden
Rechtslage (kritisch schon Hiller, INF 1987, 411). Er k½nnte im Ansatz nur zu-
treffen, wenn der Land- und Forstwirt aus seinem zum BV geh½renden Wohn-
geb�ude (l�ngstens nur bis Vz 1998, § 52 Abs. 15 aF, jetzt auch § 13 Abs. 2 Nr. 2
idF des StEntlG 1999/2000/2002) oder aus einem betrieblichen Geb�ude Zim-
mer oder Betten bereith�lt. Insoweit sah der BFH schon vor Inkrafttreten des
§ 4 Abs. 1 Satz 4 von einem Ausscheiden aus dem BV ab, obwohl die Vermie-
tung mit dem Betrieb einer LuF nichts zu tun hat.

„Geduldetes BV“: BFH v. 9. 1. 1964 IV 274/63 U, BStBl. III, 97; v. 4. 10. 1968 IV
221/65, BStBl. II 1969, 35; v. 4. 11. 1982 IV R 159/79, BStBl. II 1983, 448; vgl. ent-
sprechend f®r die Bestellung von Erbbaurechten an zum luf. BV geh½rendem Bauland
durch einen bilanzierenden Land- und Forstwirt an Dritte BFH v. 20 11. 1980 IV
R 126/78, BStBl. II 1981, 398, vgl dazu mwN auch BFH v. 22. 4. 1998 XI R 28/97,
BStBl. II, 665; glA Hiller, INF 1987, 411; Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 197; La-
demann/Hiller, § 13 Rn. 177 a.

Einstweilen frei.

9. Verwertung von Bodenschztzen

Schrifttum: Felsmann, Einkommensteuerliche Fragen beim Abschluß von Kiesausbeute-
vertr�gen, INF 1973, 553; Burhoff, Rspr. zur Einkommens-Besteuerung der Land- und
Forstwirtschaft, INF 1975, 241; Streck/Stahl, Steuerfreie Kiesverk�ufe, INF 1976, 457;
Kass�hlke, Der P�chter eines Mineralgewinnungsrechts als wirtschaftlicher Eigent®mer,
INF 1980, 239; Pape, Krumenverzehr durch Substanzausbeute als Werbungskosten, INF
1982, 317; Reinberg, Verwertung von Bodensch�tzen, Stbg. 1984, 312; Tess, Die Besteue-
rung der Bodensch�tze; Schulze-Buschhoff, Bodensch�tze und Einkommensteuer, INF
1984, 241; Knobbe-Keuk, Die Einkommensbesteuerung der entgeltlichen �berlassung
von Bodensubstanz, DB 1985, 144; Meyer, Estl. Behandlung von Substanzausbeutever-
tr�gen, DStR 1986, 422; Borggreve, Einkommensbesteuerung des Entgelts f®r Boden-
sch�tze, DB 1985, 1661; Schuhmann, Zur estrechtl. Behandlung der Bodensch�tze, StBp.
1987, 1;Wollny, Eink®nfte aus VuV bei einer Kiesausbeute; Anmerkung zum BFH-Urteil
vom 29. 10. 1985 IX R 60/82, BB 1986, 992; Hiller, Ausbeute von Bodensch�tzen, INF
1988, 60; Pflug, Stl. Gestaltungsm½glichkeiten bei entdeckten Bodensch�tzen, INF 1989,
2; Glanegger, Grund und Boden in der Bilanz des Landwirts, DStZ 1989, 132; Hiller,
Die Ver�ußerung von Bodensch�tzen, INF 1990, 337; Halbig, Bodensch�tze als ertragstl.
Wirtschaftsg®ter, INF 1991, 322; Gschwendner, Zur Absetzung f®r Substanzverringe-
rung bei im Privatverm½gen entdeckten und in das Betriebsverm½gen eingelegten Boden-
sch�tzen – zugleich Anmerkung zum BFH-Urteil vom 19. 7. 1994 VIII R 75/91 –, DStZ
1994, 713; Paus, Einlage von Bodensch�tzen ins Betriebsverm½gen, INF 1995, 200;
Handzik, Die Einlage von Bodensch�tzen ins Betriebsverm½gen, FR 1995, 494; Beiser,
Nutzungseinlagen sind Aufwendungseinlagen – Kritik an der Bodenschatz-Rspr. des
BFH, DStR 1995, 635; Paus, Einlage von Bodensch�tzen ins Betriebsverm½gen, INF
1995, 200; Sydow, Die Entstehung des „Bodenschatzes“ als selbst�ndig bewertbares Wirt-
schaftsgut, DB 1998, 2237.
Verwaltungsanweisungen: H 164a EStR; BMF v. 7. 10. 1998, BStBl. I, 1221.

Vgl. im ®brigen auch die Erl. zu § 21 Anm. 66 ff.
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a) Rechtsentwicklung und Grundbegriffe der Verwertung
von Bodenschztzen in der Land- und Forstwirtschaft

Rechtsentwicklung: Nach § 26 Abs. 1 Nr. 5 EStG 1925 geh½rten Eink®nfte
aus Torfstich und der Gewinnung von Steinen und Erden zu den luf. Eink®nf-
ten. Das EStG 1934 brachte insoweit eine grundlegende, heute noch beachtliche
�nderung: Die Regelung des § 26 Abs. 1 Nr. 5 EStG 1925 wurde aufgehoben
und die Eink®nfte aus gewerblicher Bodenbewirtschaftung, zB aus Bergbauun-
ternehmen und aus Betrieben zur Gewinnung von Torf, Steinen und Erden, so-
weit sie nicht luf. Nebenbetriebe sind, den Eink®nften aus Gewerbebetrieb zu-
gerechnet (§ 15 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 EStG 1934). Zur Rechtsentwicklung
eingehend: BFH v. 9. 5. 1957 IV 186/56 U, BStBl. III, 246; auch die Begr®n-
dung zu § 13 EStG 1934 RStBl. 1935, 41).
Der Begriff des Bodenschatzes ist weit auszulegen. Es geh½rt alles dazu, was
aus der dem Menschen zug�nglichen Erdkruste gewonnen werden kann, also zB
Erze und andere Mineralien, Gesteine, Ziegellehm, Kies, Sand, Torf, Mergel
usw. (BFH v. 9. 5. 1957 IV 186/56 U, BStBl. III, 246 [249]). F®r die gegenw�rti-
ge Rechtssituation ist zun�chst die bergrechtliche Ausgangslage zu beachten. Da
bergfreie Bodensch�tze nicht im Verf®gungsrecht des Grundst®ckseigent®mers
stehen, k½nnen sie nicht in der Hand eines Stpfl., auch nicht eines Land- und
Forstwirts, WG sein. Bei Grundeigent®mermineralien liegt das durch bundesge-
setzliches Bergrecht nicht eingeschr�nkte Verf®gungsrecht hier®ber beim Eigen-
t®mer des Grund- und Bodens.

§ 3 Abs. 2 BBergG v. 18. 8. 1980, BGBl. I, 1310 mit �nderungen, in Kraft getreten
1. 1. 1981; zu den urspr®nglichen Maßgaben des Inkrafttretens in den L�ndern des Bei-
trittsgebiets, Anlage I Kap. V Sachgeb. D Abschn. III Nr. 1 Buchst. a des Einigungs-
vertrags v. 31. 8. 1990, BGBl. II, 885, 1004; aufgrund des Gesetzes zur Vereinheit-
lichung der Rechtsverh�ltnisse bei Bodensch�tzen v. 15. 4. 1996, BGBl. I, 602, sind die
genannten Maßgaben des Einigungsvertrags unter Ber®cksichtigung der Bestimmun-
gen in § 2 des Gesetzes v. 15. 4. 1996 nicht mehr anzuwenden, zur Bestandsschutzrege-
lung dort und BMF v. 7. 10. 1998, BStBl. I, 1221: bergfrei im Betrittsgebiet hiernach
zB auch hochwertige Kiese und Sande. Art. 67 EGBGB ist durch das BBergG ®ber-
holt, Art. 68 EGBGB weitgehend, s. auch § 3, § 176, §§ 114 ff. und §§ 39 ff. BBergG.

Bodenschatz als Wirtschaftsgut: Als vom Grund und Boden zu unterschei-
dendes WG tritt der Bodenschatz regelm�ßig erst in Erscheinung, wenn der Ei-
gent®mer (oder bei �berlassung ein Dritter) mit der Verwertung beginnt, das ist
regelm�ßig mit Beginn der Aufschließung oder wenn mit ihr zu rechnen ist
(BFH v. 6. 12. 1990 IV R 3/89, BStBl. II 1991, 346 mwN).

Vgl. auch BFH v. 14. 2. 1978 VIII R 176/73, BStBl. II, 343; v. 28. 5. 1979 I R 66/76,
BStBl. II, 624; v. 14. 10. 1982 IV R 19/79, BStBl. II 1983, 203; v. 1. 7. 1987 I R 197/
83, BStBl. II, 865; v. 13. 9. 1988 VIII R 236/81, BStBl. II 1989, 37; v. 7. 12. 1989 IV
R 1/88, BStBl. II 1990, 317; v. 26. 11. 1993 III R 58/89, BStBl. II 1994, 293 mwN; v.
19. 7. 1994 VIII R 75/91, BStBl. II, 846 v. 4. 9. 1997 IV R 88/96, BStBl. II 1998, 657;
BMF v. 7. 10. 1998, BStBl. I, 1221.

E Nach der FinVerw. entsteht der Bodenschatz als selbst�ndig bewertbares WG
sp�testens in dem Zeitpunkt, in dem alle zum Abbau notwendigen ½ffentlich-
rechtlichen Erlaubnisse, Genehmigungen, Bewilligungen oder sonstigen beh½rd-
lichen Maßnahmen erteilt worden sind. Die Entdeckung des Bodenschatzes
oder allein die Tatsache des Bekanntseins reicht f®r die Annahme eines WG
noch nicht aus. Ein Grundst®ckskaufvertrag macht den Bodenschatz noch nicht
zum WG, wenn feststeht, daß ein Abbau rechtlich nicht m½glich und vom Er-
werber auch nicht beabsichtigt ist (zur Bedeutung der Absicht des Erwerbers
BFH v. 6. 12. 1990 IV R 3/89, BStBl. II 1991, 346) und zwar selbst dann, wenn
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mit R®cksicht auf den Bodenschatz ein h½herer qm-Preis bezahlt wird (BFH v.
29. 10. 1993 III R 36/93, BFH/NV 1994, 473). Der BFH hat sich aber nun
– zum Teil aA bisherige Rspr. – dahin entschieden, daß ein Bodenschatz im Re-
gelfall auch ohne bereits erteilte Abbaugenehmigung als WG greifbar wird,
wenn das Grundst®ck unter gesonderter Berechnung eines Kaufpreises f®r den
Bodenschatz an einen Abbauunternehmer zur alsbaldigen Ausbeutung ver�u-
ßert wird (s. auch BFH v. 23. 6. 1977 IV R 17/73, BStBl. II 1977, 825; v.
18. 3. 1980 VIII R 148/78, BStBl. II 1981, 794), es sei denn, daß nicht in abseh-
barer Zeit mit einem Beginn der Aufschließung gerechnet werden kann, etwa
weil dies der Erwerber nicht beabsichtigt (s. auch BFH v. 29. 10. 1993 III R 36/
93, BFH/NV 1994, 473) oder auch in der Vorstellung des Erwerbers dem Ab-
bau rechtliche Hindernisse entgegenstehen.

BFH v. 4. 9. 1997 IV R 88/96, BStBl. II 1998, 657 in Abgrenzung zu BFH v. 7. 12.
1989 IV R 1/88, BStBl. II 1990, 317 bzw. auch BFH v. 17. 1. 1991 IV R 12/89,
BStBl. II, 566, mwN zur bisherigen Rspr.; jetzt auch die FinVerw., BMF v. 7. 10. 1998,
BStBl. I, 1221 Tz. 2b mit �bergangsregelung in Tz. 4 gegen®ber der bisher gegenteili-
gen Auffassung in BMF v. 9. 8. 1993, BStBl. I, 678: nur auf nach dem 6. 11. 1998 ge-
troffene Vereinbarungen.

Wiewohl eine Wasserquelle in dem Sinne kein Bodenschatz ist, richtet sich die
stl. Behandlung ihrer entgeltlichen �berlassung an einen Dritten nach den f®r
die entgeltliche �berlassung von Bodensch�tzen vergleichbaren Grunds�tzen
(BFH v. 30. 10. 1967 VI 331/64, BStBl. II 1968, 30: Eink®nfte aus VuV).
Materielles oder immaterielles Wirtschaftsgut: Der VIII. Senat des BFH hat
in seiner Entscheidung v. 19. 7. 1994 VIII R 75/91 (BStBl. II, 846) die Auffas-
sung vertreten, daß estrechtlich der Bodenschatz nicht als materielles WG in Ge-
stalt von Bodenbestandteilen greifbar wird, sondern daß maßgeblich die Nut-
zungsberechtigung ist und es sich mithin grunds�tzlich um ein immaterielles
WG handelt, was negative Folgerungen hinsichtlich eines Einlagewerts nach § 6
Abs. 1 Nr. 5 nach sich zieht. Diese Rspr. soll nicht im Gegensatz zu bisheriger
Rspr. des BFH stehen (vgl. etwa BFH v. 26. 11. 1993 III R 58/89, BStBl. II
1994, 293) weil es sich anders als etwa im Fall des III. Senats im Fall des
VIII. Senats um die isolierte Einlage eines Bodenschatzes gehandelt hat (BFH v.
19. 7. 1994 VIII R 75/91, BStBl. II, 846 [849]; dazu mit Recht kritisch Fels-
mann/K�nig, A 1173b). UE trifft die Auffassung des VIII. Senats allgemein zu
(glA Felsmann/K�nig aaO, A 1174).
Aufwendungen auf den Bodenschatz: Aufschließungskosten sind grunds�tz-
lich AK oder HK des Bodenschatzes. Sind sie vergeblich und beziehen sie sich
auf PV, soll grunds�tzlich kein Abzug als vergebliche WK m½glich sein, wenn
nicht feststeht, ob ein Abbau durch Ver�ußerung oder durch Nutzungs®berlas-
sung erfolgt. Dagegen sollen bei geplantem Selbstabbau im Rahmen eines Ge-
werbebetriebs oder eines luf. Nebenbetriebs diese vergeblichen Aufwendungen
in jedem Fall BA darstellen (Felsmann/K�nig, A 1174a).
Wegen der Absetzungen f®r Substanzverringerung nach § 7 Abs. 6. Nach § 11d
Abs. 2 EStDV sind bei Bodensch�tzen, die der Stpfl. auf einem ihm geh½renden
Grundst®ck im PV entdeckt hat, AfS nicht zul�ssig.

Zur Behandlung der Wertminderung des Grund und Bodens, Anm. 204 und zur Be-
messung der H½he von WK in F�llen dieser Art s. RFH v. 28. 3. 1928 VI A 310/27,
RStBl., 279; BFH v. 21. 10. 1960 VI 169/59 S, BStBl. III 1961, 45; v. 10. 7. 1963 IV
365/59, BStBl. III 1964, 116.
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b) Die Selbstausbeute von Bodenschztzen durch den
Land- und Forstwirt

Beutet der Land- und Forstwirt den Bodenschatz ®berwiegend f®r Zwecke sei-
nes luf. Betriebs selbst aus, kommt die Annahme eines luf. Nebenbetriebs iSv.
§ 13 Abs. 2 Nr. 1 in Betracht. Das WG „Bodenschatz“ ist notwendiges BV des
luf. Betriebs.

Vgl. BFH v. 23. 6. 1977 IV R 17/73, BStBl. II, 825 betr. Abbauunternehmen; glA
BMF v. 9. 8. 1993, StEK EStR § 4 BetrVerm. Nr. 65; dagegen BFH v. 19. 1. 1982 VIII
B 57/80, BStBl. II 1982, 526: gewillk®rtes BV; keine AfS in F�llen dieser Art, sofern
man davon ausgeht, daß das WG „Bodenschatz“ im BV entstanden ist, BFH v.
19. 7. 1994 VIII R 75/91, BStBl. II, 846; v. 13. 9. 1988 VIII R 236/81, BStBl. II 1989,
37; v. 28. 5. 1979 I R 66/76, BStBl. II, 624, aber auch sofern man davon ausgeht, daß
das WG im PV entstanden ist und eingelegt wird, BFH v. 19. 7. 1994 VIII R 75/91,
BStBl. II, 846: Bodenschatz ist immaterielles Nutzungsrecht, das nicht mit dem Teil-
wert eines materiellen WG in ein BV des Nutzungsberechtigen eingelegt werden kann;
grunds�tzlich aA Knobbe/Keuk, DB 1985, 148; K�rner/Weiken, BB 1988, 1006;
Gschwendtner, DStZ 1994, 713; Handzik, FR 1995, 496.

Selbstausbeute im land- und forstwirtschaftlichen Neben- oder im Ge-
werbebetrieb: Auch der dar®ber befindliche Grund und Boden ist notwendiges
BV des luf. Betriebs (glA Leinglrtner, Kap. 13 Rn. 62), der auch dann als sol-
cher existiert, wenn die Ackerkrume beiseite geschoben wurde, um den Abbau
des Bodenschatzes zu erm½glichen. Die Eigenschaft als Nebenbetrieb endet,
wenn der Land- und Forstwirt das Mineral noch selbst ausbeutet, die gewonne-
nen Substanzen aber zu 50 vH und mehr an Dritte ver�ußert (R 135 Abs. 3
Satz 3 EStR). Es liegt dann Gewerbebetrieb vor. Kann bei Selbstausbeute nicht
von vornherein von einem luf. Nebenbetrieb ausgegangen werden, etwa weil die
Ver�ußerung der gewonnenen Bodensch�tze an Dritte beabsichtigt ist, liegt Ge-
werbebetrieb vor. Der Bodenschatz hat sich dann ggf. im (notwendigen) BV die-
ses Gewerbebetriebs konkretisiert. In der Rspr. des BFH wird es f®r m½glich ge-
halten, daß sich der Bodenschatz als WG zuvor im PV gebildet hat und dieses
WG sodann in das gewerbliche BV eingelegt wurde mit der Folge, daß dann
vom Einlagewert AfS vorgenommen werden k½nnen.

BFH v. 26. 11. 1993 III R 58/89, BStBl. II 1994, 293; glA FG M®nchen v.
21. 11. 1997, EFG 1998, 635 mit Hinweis auf das seines Erachtens divergierende
BFH-Urteil v. 19. 7. 1994 VIII R 75/91, BStBl. II, 846; mit anderem Ansatz BMF v.
9. 8. 1993, BStBl. I, 678, wonach es darauf ankommen soll, ob das Grundst®ck, in dem
der Bodenschatz ruht, bei Entstehen des WG „Bodenschatz“ zum BV oder PV geh½rt,
dagegen mit Recht Felsmann/K�nig, A 1190.

Grund und Boden im gewerblichen Ausbeutebetrieb: Wird der Boden-
schatz im Tagebau abgebaut, ist auch das WG Grund und Boden (ohne Ge-
winnrealisierung) notwendiges BV dieses Gewerbebetriebs, da ohne dessen Ein-
satz im Gewerbebetrieb der Abbau nicht m½glich w�re (glA Leinglrtner,
Kap. 13 Rn. 62, der dies allerdings damit begr®ndet, daß Bodenschatz und
Grund und Boden zivilrechtlich eine Einheit bilden; aA hier bis Lfg. 116 Mai
1976 § 13 Anm. 23). Als gewillk®rtes BV eines luf. Betriebs kommen Boden-
sch�tze regelm�ßig nicht in Betracht, weil diese grunds�tzlich nicht objektiv ge-
eignet sind, dem luf. Betrieb zu dienen und diesen zu f½rdern.

BFH v. 14. 10. 1982 IV R 19/79, BStBl. II 1983, 203 mwN: Salzgerechtigkeit, noch als
Grundeigent®mermineral; v. 28. 10. 1982 IV R 73/81, BStBl. II 1983, 106 mwN: Sand
und Kies; v. 16. 12. 1982 IV R 200/79, BStBl. II 1983, 373: Erd½l, noch als Grund-
eigent®mermineral; v. 14. 10. 1982 IV R 19/79, BStBl. II 1983, 203: Salzabbaugerech-
tigkeit, noch als Grundeigent®mermineral; Schmidt/Seeger XXI. § 13 Rn. 109 h�lt
diese Auffassung des BFH f®r eine „Analogieerw�gung“.
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Erfolgt der Abbau unter Tage (und handelt es sich ausnahmsweise um ein
Grundeigent®mermineral) und wird der Grund und Boden weiterhin luf. ge-
nutzt, bleibt der Grund und Boden auch luf. BV.

c) Verwertung der Bodenschztze durch Dritte

Der Land- und Forstwirt kann Bodensch�tze durch Ver�ußerung oder durch
Nutzungs®berlassung des Grund und Bodens an Dritte verwerten.
Verzußert der Land- und Forstwirt ein luf. Grundst®ck und entgilt der Kauf-
preis den darunter befindlichen Bodenschatz mit ab, so f®hrt der auf den Bo-
denschatz entfallende Kaufpreis nicht zu Einnahmen aus LuF. Liegt kein priva-
tes Ver�ußerungsgesch�ft iSv. § 23 Abs. 1 vor (s. dazu OFD Koblenz v. 2. 5.
2000, StEK § 13 Nr. 674; BMF v. 16. 1. 2001, StEK § 23 Nr. 51), so handelt es
sich um eine private Verm½gensumschichtung.

BFH v. 19. 7. 1994 VIII R 75/91, BStBl. II, 846 und Anm. 206; Leinglrtner, Kap. 13
Rn. 70; demgegen®ber die mit St�ndG v. 18 7. 1958, BGBl. I, 473, BStBl. I, 412 mit
Wirkung ab dem VZ 1958 gestrichene Vorschrift § des 17a EStG 1955 bis 1957, wo-
nach zu den Eink®nften aus Gewerbebetrieb auch der Gewinn aus der Ver�ußerung
von Bodensch�tzen geh½rte, die nicht zu einem BV geh½rten.

Gilt der Kaufpreis den Bodenschatz mit ab, wird man regelm�ßig auch dann da-
von ausgehen k½nnen, daß das WG Bodenschatz schon in Erscheinung getreten
ist, wenn die Abbaugenehmigung noch aussteht (BFH v. 4. 9. 1997 IV R 88/96,
BStBl. II 1998, 657 in Abgrenzung zu BFH v. 7. 12. 1989 IV R 1/88, BStBl. II
1990, 317). Die FinVerw. nimmt im Anschluß an Rspr. des BFH (BFH v.
19. 7. 1994 VIII R 75/91, BStBl. II, 846 [848] mwN) einen Kaufvertrag ®ber die
im Boden befindlichen Mineralien oder sonstigen Bestandteile grunds�tzlich nur
an, wenn der Grund und Boden mitver�ußert wird oder die einmalige Lieferung
einer fest begrenzten Menge von Bodenbestandteilen Gegenstand des Vertrags
ist (H 164a EStH). Ausnahmsweise kann auch die entgeltliche �berlassung einer
bestimmten Menge von Bodensch�tzen ohne �bereignung des Grundst®cks als
Verkauf und mithin als nicht stbarer Vorgang in der privaten Verm½genssph�re
zu behandeln sein (zur Abgrenzung zB BFH v. 12. 12. 1969 VI R 197/67,
BStBl. II 1970, 210; v. 12. 1. 1972 I R 220/69, BStBl. II, 433).
Ackerkrume oder Grasnarbe als selbstzndiges Wirtschaftsgut: UE ist es
denkbar, daß das Entgelt auch etwas anderes als das Grundst®ck und den Bo-
denschatz betreffen kann, etwa die Ackerkrume oder die Grasnarbe, die dann
ausnahmsweise als WG in Erscheinung treten.

F®r den Regelfall verneint die Rspr. des BFH die WG-Eigenschaft von Ackerkrume
und Grasnarbe neben dem WG Grund und Boden: BFH v. 9. 5. 1957 IV 186/56 U,
BStBl. III, 246 (249); v. 24. 3. 1982 IV R 96/78, BStBl. II, 643 im Verh�ltnis zu einer
Dienstbarkeit f®r eine unter dem Boden verlegte Ferngasleitung; v. 16. 2. 1984 IV
R 229/81, BStBl. II, 424 bez®glich Grasnarbe f®r einen Ver�ußerungsvorgang; BFH v.
20. 5. 1965 IV 43/65 U, BStBl. III, 446 zum Bodenzustand „Geil und Gare“ als Eigen-
schaft des Grund und Bodens; generell unter Berufung auf diese Rspr. des BFH gegen
die WG-Eigenschaft Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 208; Lademann/Hiller, § 13
Rn. 206; Schmidt/Seeger XXI. § 13 Rn. 145 f®r die Gleichsetzung von Ackerkrume
und Grund und Boden als WG, sobald der Bodenschatz in Verkehr gebracht ist; Lein-
glrtner, Kap. 13 Rn. 62, 69.

So ist uE etwa die Entsch�digung f®r eine durch Bohrr®ckst�nde vollst�ndig
verdorbene Ackerkrume luf. Hilfsgesch�ft (insoweit unklar Leinglrtner,
Kap. 13 Rn. 69) und f®hrt demnach zu Einnahmen aus LuF (zu einer diesbez®g-
lichen Billigkeitsregelung der FinVerw. bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1
und 3 BMF v. 29. 2. 1972, BStBl. I, 102). Die �ltere Rspr. des BFH (BFH v.
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21. 10. 1960 VI 169/59 S, BStBl. III 1961, 45; v. 10. 7. 1963 IV 365/59 U,
BStBl. III 1964, 116), die diesen Vorgang zu den Eink®nften aus VuV rechnete,
kann nach Beginn der Bodengewinnbesteuerung ab 1. 7. 1970 nicht aufrecht-
erhalten werden (glA Leinglrtner, Kap. 13 Rn. 69; vgl. entsprechend f®r einen
Fall der entgeltlichen Ausbeute®berlassung mit Oberfl�chenentsch�digung BFH
v. 15. 3. 1994 IX R 45/91, BStBl. II, 840 [842]; Entsch�digungen eines Abbau-
unternehmens, die dieses neben dem Pachtzins f®r den Ertragsausfall bezahlt,
als luf. Einnahmen, BFH v. 14. 10. 1982 IV R 19/79, BStBl. II, 203).
Entgeltliche Ausbeute�berlassung: Der Grundst®ckseigent®mer (oder sonst
ggf. auch obligatorisch Berechtigte, BFH v. 26. 10. 1971 VIII R 137/70,
BStBl. II 1972, 215; v. 4. 2. 1975 VIII R 71/70, BStBl. II, 529) kann das Aufsu-
chungs- und Gewinnungsrecht entgeltlich an einen Dritten ®berlassen. Zivil-
rechtlich handelt es sich dabei grunds�tzlich um einen Pachtvertrag (BGH v.
17. 3. 1982 VIII ZR 281/81, NJW 1982, 2062). EStrechtlich rechnet die Gegen-
leistung idR gem. § 21 Abs. Nr. 1 zu den Eink®nften aus VuV.

BFH v. 16. 10. 1997 IV R 5/97, BStBl. II 1998, 185; v. 12. 7. 1963 VI 324/61 U,
BStBl. III, 435: auch dann, wenn eine Kiesgrube sich auf dem Gebiet einer LuF befin-
det, die als Liebhaberei zu werten ist; v. 12. 1. 1972 I R 220/69, BStBl. II, 433; v.
8. 9. 1971 I R 175/68, BStBl. II 1972, 22: aus der Sicht des BewG; v. 12. 12. 1969 VI
R 197/67, BStBl. II 1970, 210; v. 12. 1. 1972 I R 220/69, BStBl. II, 433; v. 5.6. 1973
VIII R 118/70, BStBl. II, 702; BVerfG v. 24. 2. 1978 1 BvR 114/75, HFR 1978, 251; v.
10. 2. 1987 1 BvR 482/86, INF 1987, 213: verfassungsrechtlich unbedenklich; § 11d
Abs. 2 EStDV: keine AfS, dazu auch Leinglrtner, Kap. 13 Rn. 74; aA Knobbe-Keuk,
DB 1985, 144; zur Abgrenzung gegen®ber Entsch�digungen f®r entgangene oder ent-
gehende Einnahmen aus der Bewirtschaftung der Fl�chen BFH v. 15. 3. 1994 IX
R 45/91, BStBl. II, 840.

In Abgrenzung zum Kaufvertrag gilt dies auch dann, wenn das Ausbeute-
recht zeitlich kurz begrenzt ist, der Berechtigte im Ausbeutevertrag aber Ver-
pflichtungen ®bernimmt, die f®r einen Kaufvertrag atypisch sind (BFH v.
12. 12. 1969 VI R 197/67, BStBl. II 1970, 210 mwN: trotz Bezeichnung als
Kaufvertrag; vgl. auch BFH v. 2. 3. 1966 VI 161/65, BStBl. III, 364; vgl. bez®g-
lich der sog. Einheits-Ausbeutevertr�ge f®r bimsf®hrende Grundst®cke in Rhld-
Pf. auch Felsmann/K�nig, A 1200; Ders. zu Kaufvertr�gen peu � peu, aaO,
A 1228). Mit der wirtschaftlichen Betrachtungsweise behandelt die Rspr. des
BFH die entgeltliche �berlassung eines Grundst®cks zur Hebung der in ihm ru-
henden Bodensch�tze beim �berlassenden auch dann als Verpachtung, wenn
das Grundst®ck zwar b®rgerlichrechtlich ®bereignet wird, die Vertragsteile aber
die R®ck®bereignung nach Beendigung der Ausbeute an den �berlassenden
(BFH v. 5. 10. 1973 VIII R 78/70, BStBl. II 1974, 130; verfassungsgem�ß,
BVerfG v. 3. 6. 1992 1 BvR 583/86, HFR 1993, 36; zum Wiederkauf iSv. § 497
BGB glA Felsmann/K�nig, A 1227) oder mit Willen des �berlassenden an ei-
nen Dritten vereinbaren (BFH v. 25. 6. 1985 IX R 60/82, BFH/NV 1986, 74;
Felsmann/K�nig, A 1227b). Bei einer R®ck®bereignungsvereinbarung mit einer
Steuerklausel soll letztere unbeachtlich sein, wenn sie dem FA nicht offenbart
wird (BFH v. 24. 11. 1992 IX R 30/88, BStBl. II 1993, 296; aA die Vorentschei-
dung FG D®ss. v. 22. 10. 1987, EFG 1988, 307; H 164a EStR; zustimmend
Felsmann/K�nig, A 1227c.
UE ist diese Begr®ndung zweifelhaft; entscheidend d®rfte sein, zu welchem
Zeitpunkt eine Steuerklausel, wenn ®berhaupt, zu wirken beginnt, dazu auch
§ 38 AO). Die Vereinbarung eines Vorkaufsrechts zugunsten des �berlassenden
spricht f®r sich allein nicht gegen die Annahme eines Kaufvertrags (Leinglrt-
ner, Kap. 13 Rn. 65; vgl. im ®brigen zur Annahme von Kaufvertr�gen in diesem
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Zusammenhang BFH v. 13. 11. 1964 VI 208/63, HFR 1965, 209; v. 26. 3. 1957
V 286/56, HFR 1963, 273; v. 2. 3. 1966 VI 161/65, BStBl. III, 364). Es kann
aber bei Hinzutreten weiterer Umst�nde auch in F�llen dieser Art ggf. auf eine
bloße Grundst®cks®berlassung zur Substanzausbeute geschlossen werden (BFH
v. 21. 7. 1993 IX R 9/89, BStBl. II 1994, 231; H 164a EStR; glA Felsmann/K�-
nig, A 1227 a).
Einnahmen aus Nutzungs�berlassung f�hren zu Eink�nften aus VuV:
Da der Bodenschatz im Fall der �berlassung des Ausbeuterechts an Dritte nicht
zum BV des luf. Betriebs geh½rt, kommen daraus erwachsende Erl½se nicht als
BE des luf. Betriebs in Betracht (anders etwa bei Oberfl�chenentsch�digungen,
die der Landwirt daneben erh�lt, dazu BFH v. 15. 3. 1994 IX R 45/91, BStBl. II,
840; H 164a EStR; zu Entsch�digungen als luf. BE auch Anm. 44 ff.). Der Bo-
denschatz kann wegen der aus § 13 Abs. 1 erkennbaren Beschr�nkungen des
Umfangs des luf. BV auch nicht als gewillk®rtes BV – bei Gewinnermittlung
nach § 4 Abs. 3 schon von vornherein nicht m½glich – behandelt werden (BFH
v. 19. 1. 1982 VIII B 57/80, BStBl. II, 527; v. 28. 10. 1982 IV R 73/81, BStBl. II
1983, 106; v. 16. 12. 1982 IV R 200/79, BStBl. II 1983, 373; FG Schl.-Holst. v.
3. 11. 1982 EFG 1983, 233, rkr.; ablehnend Knobbe/Keuk, DB 1985, 144), was
mangels Anschaffungskosten im PV (BFH v. 28. 10. 1982 IV R 73/81, BStBl. II
1983, 106 [108]) und mangels Ansatzes eines Einlagewerts (BFH v. 28. 10. 1982
IV R 73/81 aaO) vor allem negative Auswirkungen in Bezug auf die AfS nach
§ 7 Abs. 6 hat.

Leinglrtner, Kap. 13 Rn. 66; AfS kann auch nicht dadurch erreicht werden, daß der
Stpfl. Grund und Boden und Bodenschatz unentgeltlich auf eine GmbH & Co KG
®bertr�gt, Ders. aaO Rn. 74, dort auch zu weiteren nicht anzuerkennenden Gestaltun-
gen; die Entdeckung eines Bodenschatzes ist auch keine Anschaffung oder Herstellung
iSd. § 6 Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 Buchst. a; vgl. entsprechend BFH v. 1. 7. 1987 I R 197/83,
BStBl. II, 865 bez®glich einer juristischen Person des ½ffentlichen Rechts; zur Einlage
nach § 6 Abs. 1 Nr. 5 BFH vom 19. 7. 1994 VIII R 75/91, BStBl. II, 846, wonach kein
materielles, sondern ein immaterielles WG vorliegt.

Entschzdigungen f�hren zu Eink�nften aus VuV: Ebenso stellen die Verg®-
tung und die Pauschalentsch�digung, die ein Landwirt von einem Erd½lunter-
nehmen daf®r erh�lt, daß er ihm die Aussolung der unter seinem Grundbesitz
liegenden Salzst½cke und die dadurch entstehenden unterirdischen Hohlr�ume
als beh�lterlose Tiefspeicher zur Lagerung von Erd½l ®berl�ßt, in ihrer Gesamt-
heit Eink®nfte aus VuV dar (BFH v. 14. 10. 1982 IV R 19/79, BStBl. II 1983,
203). Nach allgemeiner Meinung liegt in der entgeltlichen �berlassung eines
Ausbeuterechts keine Verm½gensumschichtung (zB Leinglrtner, Kap. 13
Rn. 64; aA Knobbe-Keuk, DB 1985, 144). Erfolgt wegen des Zuflußprinzips
(§ 11) eine Zusammenballung der Einnahmen, weil etwa der Pachtzins voraus-
bezahlt wird, erlaubt die FinVerw. zur Vermeidung von H�rten entweder die
gleichm�ßige Verteilung auf die voraussichtliche Dauer der Ausbeute oder ent-
sprechend der tats�chlichen Jahresf½rdermenge (vgl. FinMin. Nds. v. 10. 6.
1963, INF 1963, 236). Verpachtet der Land- und Forstwirt nur das Ausbeute-
recht, ohne den Grund und Boden mitzuver�ußern, so bleibt der Grund und
Boden luf. BV, wenn seine luf. Nutzung wieder in Betracht kommen kann.

Offen geblieben in BFH v. 12. 12. 1969 VI R 197/67, BStBl. II 1970, 210 (212) und
der Land- und Forstwirt den Grund und Boden nicht entnimmt (keine „Zwangsent-
nahme“ BFH v. 7. 12. 1989 IV R 1/88, BStBl. II 1990, 317; v. 30. 11. 1989 IV R 49/
88, BFH/NV 1991, 363; v. 15. 3. 1994 IX R 45/91, BStBl. II, 840 [842; glA Leinglrt-
ner, Kap. 13 Rn. 69; Felsmann/K�nig, A 1219).
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Bei einer Entnahme, die grunds�tzlich m½glich ist, ist bez®glich eines auf den
1. 7. 1970 mit dem doppelten Ausgangsbetrag nach § 55 Abs. 1 bewerteten
Grund und Bodens im Fall eines Buchverlusts die Verlustausschlußklausel des
§ 55 Abs. 6 Satz 1 zu beachten (s. auch Felsmann/K�nig, A 1222). Ist der Grund
und Boden BV geblieben, geh½ren Entsch�digungen f®r die Oberfl�che, auch
f®r die �berlassung von landwirtschaftlichen Grundst®cken zur Ablagerung et-
wa von Bohrr®ckst�nden, die Dritte im Rahmen des Abbaus von Bodensch�t-
zen an den Land- und Forstwirt zahlen, zu den Eink®nften iSv. § 13. Sie stellen
nicht etwa die Gegenleistung f®r die �berlassung und Nutzung von Grundst®k-
ken dar, die mit der �berlassung aus dem luf. BV ausgeschieden sind.
Die fr®here Rspr. des BFH (Eink®nfte aus VuV: BFH v. 21. 10. 1960 VI 169/59,
BStBl. 1961, 45 f®r Erd½lausbeute; dort auch zur Abgrenzung gegen®ber nicht stpfl. Ent-
sch�digung; v. 10. 7. 1963 IV 365/59 U, BStBl. III 1964, 116), die noch § 4 Abs. 1 Satz 5
EStG aF ber®cksichtigte, wonach der Wert des Grund und Bodens, der zum Anlagever-
m½gen geh½rte, außer Ansatz blieb, ist mit dem Wegfall dieser Vorschrift seit 1. 7. 1970
®berholt (f®r eine Oberfl�chenentsch�digung BFH v. 15. 3. 1994 IX R 45/91, BStBl. II,
840 [842]; glA Felsmann/K�nig, A 748, 1204; Leinglrtner, Kap. 13 Rn. 69; aA Schmidt/
Seeger XXI. § 13 Rn. 110 mwN zur Rspr. des RFH).
Entschzdigungen f�r ausbeutebedingte Wertminderungen: Entsprechen-
des gilt, wenn der Land- und Forstwirt f®r die Minderung oder Vernichtung der
Ackerkrume im Zuge der Ausbeutung eine Entsch�digung erh�lt (glA Fels-
mann/K�nig, A 1224b). In H½he der Teilwertabschreibung auf den Grund und
Boden oder, wenn man davon ausgehen kann, daß die Ackerkrume mit der Ent-
sch�digung als selbst�ndiges WG in Erscheinung tritt, auf die Ackerkrume, liegt
dann eine BA vor (s. auch Felsmann/K�nig, A 1220, A 1221, der unter Beru-
fung auf BFH v. 24. 5. 1989 I R 213/85, BStBl. II 1990, 8 daf®r eintritt, den
Vorgang bez®glich des Grund und Bodens als Nutzungsentnahme einzuordnen
und die entsprechenden Selbstkosten als WK bei den Eink®nften aus VuV zu
ber®cksichtigen, bzw. eine Entsch�digung nur in H½he abz®glich dieser Selbst-
kosten als BE zu erfassen, vgl. aaO, A 1224b).

Ist der Grund und Boden nach der Ausbeute nicht mehr luf. nutzbar, billigt die Rspr.
des BFH dem Land- und Forstwirt diesbez®glich eine Teilwertabschreibung nach § 6
Abs. 1 Nr. 2 zu (zur Anwendung der Verlustausschlußklausel nach § 55 Abs. 6 Lein-
glrtner, Kap. 13 Rn. 69), der aber deshalb eine gewinnerh½hende Entnahme nach § 4
Abs. 1 Satz 1 und 2 gegen®berzustellen sei, weil die Verm½gensminderung nicht durch
den Betrieb der LuF veranlaßt ist, sondern durch den Ausbeutevertrag und mithin
grunds�tzlich zu Werbungskosten bei den Eink®nften aus VuV f®hrt (BFH v.
16. 10. 1997 IV R 5/97, BStBl. II 1998, 185: f®r vor dem 1. 7. 1970 erworbenen Grund
und Boden ist dann auch bei den WK bez®glich der Eink®nfte aus VuV die Verlustaus-
schlußklausel des § 55 Abs. 6 Satz 2 zu beachten).

Einstweilen frei.

10. Gewerblicher Grundst�ckshandel von Land- und Forstwirten

Schrifttum: Leinglrtner, Die Gewerbsm�ßigkeit der Grundst®cksverk�ufe von Landwir-
ten nach der Rspr. des BFH, FR 1970, 310; Ders. FR 1970, 441; Ders., INF 1981, 121,
125; Kr�ger, Zur Abgrenzung von privater Verm½gensverwaltung und gewerbliche Be-
triebst�tigkeit bei An- und Verkauf von Grundst®cken, BB 1974, 1342; P. Fischer, Ge-
werbliche Bet�tigung am Grundst®cksmarkt, FR 1995, 803; G. S�ffing, Gewerblicher
Grundst®ckshandel, DStZ 1996, 353; Schmidt-Liebig, Gewerbliche und private Grund-
st®cksgesch�fte mit Erbbaurechten, FR 1998, 177; Ders., Neue Verwaltungsanweisungen
zum gewerblichen „Grundst®ckshandel“, INF 1998, 257.
Verwaltungsanweisungen: H 32, 134 a, 137 Abs. 1 EStR 1996; BMF v. 20. 12. 1990,
BStBl. I, 884 (Abgrenzung zwischen privater Verm½gensverwaltung und gewerblichem
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Grundst®ckshandel); BMF v. 16. 12. 1998, FR 1999, 222 (Frage der �bergangsregelung
zum BFH-Urteil vom 14. 1. 1998 X R 1/96).

a) Abgrenzung zur Verm¨gensverwaltung

Bei einem Land- und Forstwirt stellt sich die Frage des Grundst®ckshandels na-
mentlich in seiner Abgrenzung zum Gewerbebetrieb im allgemeinen aus der
Sicht eines luf. Betriebsverm½gens (vgl. BFH v. 31. 5. 2001 IV R 73/00,
BStBl. II, 673). Hierf®r kann die Abgrenzung von privater Verm½gensverwal-
tung und gewerblichem Grundst®ckshandel allenfalls begrenzte Hinweise lie-
fern. Diese Abgrenzung hat mit der Entscheidung des Großen Senats des BFH
v. 10. 12. 2001 GrS 1/98 (BStBl. II 2002, 291) einen gewissen Abschluß gefun-
den.

Vgl. zu dieser Entscheidung zBWG, DStR 2002, 492; Tiedtke, DB 2002, 652; Kemper-
mann, FR 2002, 455; Ders., DStR 2002, 785; Schlehe, IBR 2002, 294; G. S�ffing, DB
2002, 964; Bloehs, BB 2002, 1068.

Im Verh�ltnis zur privaten Verm½gensverwaltung aber auch zum Merkmal der
Nachhaltigkeit (vgl. § 15 Abs. 2; die nachfolgend dargestellte Drei-Objektgrenze
stellt keine Mindestgrenze in Bezug auf dieses Merkmal dar) wird f®r die Annah-
me eines gewerblichen Grundst®ckhandels nicht danach unterschieden, ob es
um seinen bloßen Handel mit Grundst®cken oder um eine grundst®cksbezoge-
ne Wertsch½pfung durch Bebauung geht. F®r beide F�lle hat der Große Senat
des BFH seine eigene Rspr. (BFH v. 3. 7. 1995 GrS 1/93, BStBl. II, 617) im An-
satz dahingehend best�tigt, daß die Grenze von der privaten Verm½gensverwal-
tung zum Gewerbebetrieb dann ®berschritten ist, wenn nach dem Gesamtbild
der Best�tigung und unter Ber®cksichtigung der Verkehrsauffassung die Ausnut-
zung substantieller Verm½genswerte durch Umschichtung gegen®ber der Nut-
zung von Grundbesitz i.S. einer Fruchtziehung aus zu erhaltenden Substanzwer-
ten zB durch Selbstnutzung oder Vermietung) entscheidend in den Vordergrund
trifft. In gewisser Typisierung nimmt er die Wahrung dieser Grenze im An-
schluß an seine bisherige Rspr. (BFH v. 9. 12. 1986 VIII R 317/82, BStBl. II
1988, 244) dann im allgemeinen noch an, wenn weniger als vier Objekte der be-
zeichneten Art ver�ußert werden. Werden dagegen innerhalb eines engen zeit-
lichen Zusammenhangs – idR f®nf Jahre – zwischen Anschaffung bzw. Errich-
tung und Verkauf mindestens vier Objekte ver�ußert, kann von einem
gewerblichen Grundst®ckshandel ausgegangen werden. Zahl der Objekte und
zeitlicher Zusammenhang haben allerdings nur indizielle, wenn auch gewichtige
Bedeutung f®r Annahme oder Ablehnung eines Gewerbebetriebs. So kann auch
aus anderen ganz besonderen Gr®nden auf eine von Anfang an bestehende oder
fehlende Ver�ußerungsabsicht und von da her auf einen gewerblichen Grund-
st®ckshandel oder dessen Fehlen zu schließen sein. Die Objektgrenze wirkt nach
dieser Rspr. im ®brigen nicht als Freigrenze. Es ist denkbar, daß bei einer Ver�u-
ßerung von weniger als vier Objekten besondere Umst�nde auf eine gewerbliche
Bet�tigung schließen lassen (vgl. zB BFH v. 9. 12. 2002 VIII R 40/01, FR 2003,
454; v. 18. 9. 2002 X R 5/00, FR 2003, 296).

Die genannten Grunds�tze gelten f®r einen Land- und Forstwirt jedenfalls dann, wenn
sich der Grundst®ckshandel neben seiner LuF durch den Erwerb und die Ver�ußerung
von nicht luf. genutzten Grundst®cken aus dem Privatverm½gen und nicht aus dem
luf. BV heraus entwickelt; zur Unterscheidung BFH v. 17. 12. 1970 IV R 286/66,
BStBl. II 1971, 456 [458]. Zu Recht wird darauf hingewiesen, daß die Frage des ge-
werblichen Grundst®ckshandels aus dem Privatverm½gen heraus durch § 23 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 idF des StEntlG 1999/2000/2002 zum Teil – nicht zB bez®glich der
GewSt. – entsch�rft ist, s. zB Kempermann, FR 2002, 455 [456], der darauf hinweist,
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daß bei Verlusten wegen § 23 Abs. 3 Satz 6 sogar ein Interesse an der Einordnung als
Gewerbebetrieb besteht. Gegenstand des Gewerbebetriebs kann ggf. auch der Erwerb
und die Ver�ußerung ganzer luf. Betriebe sein, vgl. BFH v. 28. 6. 1984 IV R 156/81,
BStBl. II, 798 [800].

b) Verzußerung land- und forstwirtschaftlicher Flzchen als Hilfsgeschzft

Ver�ußert ein Land- und Forstwirt ihm geh½rende luf. genutzte Grundst®cke,
entf�llt aus der Sicht des luf. Betriebs grunds�tzlich die Frage nach der Abgren-
zung zur privaten Verm½gensverwaltung, wenn es sich diesbez®glich um luf. BV
handelt (BFH v. 5. 10. 1989 IV R 35/88, BFH/NV 1991, 317; aA Felsmann/
Giere, 373).

Diese Frage wird durch die Frage nach der Grenze zwischen noch dem luf. Betrieb
oder solchen einem selbst�ndigen Gewerbebetrieb zuzurechnenden Grundst®cksge-
sch�ften ersetzt, wof®r uE allerdings durchaus die Trennlinien zwischen Verm½gens-
verwaltung und Gewerbebetrieb in einer Parallelwertung herangezogen werden k½nn-
ten; s. zur Abgrenzung im einzelnen BFH v. 28. 9. 1987 VIII R 306/84, BFH/NV
1988, 301.

Ver�ußert ein Land- und Forstwirt namentlich seit langem (zum Zeitmoment
entsprechend zB BFH v. 6. 4. 1990 III R 28/87, BStBl. II, 1057) von ihm luf.
genutzte Grundst®cke aus seinem luf. BV, handelt es sich um Anlageverm½gen
betreffende (BFH v. 31. 5. 2001 IV R 73/00, BStBl. II, 672; H 32 EStR) Hilfsge-
sch�fte seines luf. Betriebs. Die Eigenschaft als Anlageverm½gen des luf. Be-
triebs wird etwa nicht durch den �bergang zur Brachlage der Grundst®cke oder
einer Verkaufsabsicht ber®hrt (BFH v. 31. 5. 2001, aaO). Der Umstand, daß der
Land- und Forstwirt zu seinem luf. BV geh½renden Grundbesitz parzelliert und
die Parzellen mit hohem Gewinn ver�ußert, �ndert am Charakter eines luf.
Hilfsgesch�fts nichts (bgl. BFH v. 7. 2. 1973 I R 210/71, BStBl. II, 642; v.
28. 6. 1984 IV R 156/81, BStBl. II, 798; v. 5. 10. 1989 IV R 35/88, BFH/NV
1991, 317; v. 31. 5. 2001 IV R 73/00, BStBl. II, 673; BMF v. 29. 10. 1979,
BStBl. I, 639). Auch wenn der Land- und Forstwirt neben seinem luf. Betrieb ei-
nen gewerblichen Grundst®ckshandel unterh�lt, sind Grundst®cksver�ußerun-
gen aus seinem luf. BV grunds�tzlich als luf. Hilfsgesch�fte zu beurteilen (vgl.
BFH v. 22. 5. 1987 III R 212/83, BFH/NV 1987, 717).
Handelt es sich um luf. Hilfsgesch�fte, sind deren Ergebnisse seit 1. 7. 1970 –
Fortfall der urspr®nglichen Bewertungsfreiheit des im Anlageverm½gen befind-
lichen Grund und Bodens – im Rahmen der Eink®nfte aus LuF zu erfassen,
BFH v. 28. 6. 1984 BStBl. II, 798 (799), dort auch zu § 4 Abs. 1 Satz 5 aF. Wenn
der Grund und Boden vor dem 1. 7. 1970 angeschafft wurde, sind die Maßga-
ben des § 55 zu ber®cksichtigen, s. dort. Auf das Urt. des BFH v. 28. 6. 1984,
aaO, bezieht sich f®r die Abgrenzung zum gewerblichen Grundst®ckshandel
auch H 135 EStH „Grundst®cksverk�ufe“. Vgl. auch BFH v. 26. 3. 1987 IV
R 20/84, BStBl. II 561 bez®glich des Hoferben nach der H½feO neben einem
Nutzungsberichtigten nach § 14 Abs. 1 Satz 1 H½feO.

c) Grundst�ckshandel außerhalb land- und forstwirtschaftlicher
Hilfsgeschzfte

Nach Auffassung der Rspr. des BFH liegen keine Hilfsgesch�fte vor, wenn der
Land- und Forstwirt wiederholt innerhalb eines ®berschaubaren Zeitraums luf.
Grundst®cke oder Betriebe in Gewinnabsicht ver�ußert, die er bereits in der Ab-
sicht einer Weiterver�ußerung erworben hat (BFH v. 28. 6. 1984 IV R 156/81,
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BStBl. II, 798). In F�llen dieser Art geh½ren uE die Grundst®cke von vorn-
herein zum BV eines gewerblichen Grundst®ckshandels.
Ein gewerblicher Grundst®ckshandel kann sich aber auch aus der LuF heraus
entwickeln, n�mlich dann, wenn der Land- und Forstwirt nach Maßgabe aller
einschl�gigen Umst�nde in ihrer Zusammenschau (BFH v. 29. 8. 1973 I R 214/
71, BStBl. II 1974, 6; v. 10. 12. 1998 III 61/97, BStBl. II 1999, 390 [393 f.]) eine
®ber die Parzellierung und Ver�ußerung hinausgehende Aktivit�t entfaltet oder
®ber einen beauftragten Dritten entfalten l�ßt (BFH v. 13. 3. 1969 IV R 132/68,
BStBl. II, 483; v. 14. 11. 1972 VIII R 71/72, BStBl. II 1973, 239, je die Erschlie-
ßung betreffend; v. 29. 3. 1973 I R 90–91/71, BStBl. II, 682: den Verkauf betref-
fend), insbesondere die Aufstellung eines Bebauungsplans betreibt und/oder
sich aktiv an der Erschließung des bisher luf. genutzten Areals als Baugel�nde
beteiligt. Dann sind die daraufhin erfolgenden Grundst®cksver�ußerungen keine
luf. Hilfsgesch�fte mehr, sondern Gegenstand eines selbst�ndigen Grundst®cks-
handels.

Allg.: BFH v. 26. 1. 1961 IV 138/58, HFR 1961, 219; v. 28. 9. 1961 IV 5/59 U,
BStBl. III 1962, 32; v. 5. 12. 1968 IV R 164/68, BStBl. II 1969, 236 und v. 13. 3. 1969
IV R 132/68, BStBl. II, 483; v. 7. 2. 1973 I R 210/71, BStBl. II, 642; v. 29. 8. 1973 IR
214/71, BStBl. II 1974, 6; v. 28. 6. 1984 IV R 156/81, BStBl. II, 798 mwN. Aktivit�t
zur Aufstellung eines Bebauungsplans: vgl. entsprechend BFH v. 22. 10. 1969 I R 61/
68, BStBl. II 1970, 61; v. 7. 2. 1973 I R 210/71, BStBl. II, 642. Betreiben der Aufstel-
lung eines Bebauungsplans und/oder aktive Beteiligung an der Erschließung zum
„oder“ besonders deutlich BFH v. 5. 10. 1989 IV R 35/88, BFH/NV 1991, 317; BFH
v. 28. 9. 1987 VII R 306/84, BFH/NV 1988, 310, allerdings mit zweifelhaftem Ergeb-
nis; s. auch BFH v. 29. 8. 1973, aaO; v. 28. 9. 1987 VIII R 306/84, BFH/NV 1988,
301: maßgebliche Mitwirkung bei der Vorbereitung der k®nftigen Erschließung. Auch
Verpflichtung des Stpfl. zur Tragung von Erschließungskosten gegen®ber der Gemein-
de ®ber das gesetzlich Notwendige hinaus.

Eine solche zus�tzliche T�tigkeit kann auch darin bestehen, daß der Landwirt
die Parzellenk�ufer vertraglich verpflichtet, die Erschließungskosten ®ber ihre
gesetzlichen Beitragskosten hinaus zu tragen oder die Architektenauftr�ge aus-
schließlich den Personen zu erteilen, die auch in seinem Interesse den Parzellie-
rungs- und Bebauungsplan angefertigt haben (BFH v. 5. 12. 1968 BStBl. II
1969, 236; vgl. auch BFH v. 14. 11. 1972 VIII R 71/72, BStBl. II 1973, 239)
oder wenn die K�ufer von Miteigentumsanteilen an einem Grundst®ck zur Er-
richtung eines Geb�udes mit ETWen nach den Pl�nen des Ver�ußerers ver-
pflichtet werden (zB BFH v. 5. 10. 1989 IV R 35/88, BFH/NV 1991, 317; v.
16. 4. 1991 VIII R 74/87, BStBl. II, 844). Die dem Land- und Forstwirtschaft
zuzurechnende Aktivit�t kann auch von einer Grundst®ckserschließungsgesell-
schaft erbracht werden, in die Landwirte zur Durchf®hrung des Umlegungsver-
fahrens Grundst®cke ihres Betriebsverm½gens einbringen und daf®r baureife
Grundst®cke zur®ckerhalten (BFH v. 6. 2. 1986 IV R 133/85, BStBl. II, 666,
dort auch zur rechtlichen Identit�t der eingebrachten und der zur®ckerhaltenen
Grundst®cke). Der Umstand, daß der Land- und Forstwirt die Verkaufserl½se
im luf. Betrieb anlegt, steht der Annahme eines gewerblichen Grundst®ckshan-
dels nicht entgegen (BFH v. 5. 12. 1968 IV R 164/68, BStBl. II 1969, 236).

Zwar hat der BFH mit Urt. v. 17. 12. 1970 IV R 268/66 (BStBl. II 1971, 456) entschie-
den, daß nach dem Gesamtbild der T�tigkeit das Vorliegen eines gewerblichen Unter-
nehmens zu verneinen sein kann, wenn ein Landwirt bei der Ver�ußerung von Grund-
st®cken ®ber die Parzellierung hinaus noch eine T�tigkeit entwickelt. Der BFH hat
diese Entscheidung sp�ter aber als Sonderfall bezeichnet, die keiner Verallgemeinerung
zug�nglich sei (BFH v. 5. 10. 1989 IV 35/88, BFH/NV 1991, 317). Nach weiterer
Rspr. des BFH soll der Abschluß eines Vertrags mit der Gemeinde zur Abl½sung des
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Erschließungsbeitrags f®r sich genommen nicht ausreichend sein, um eine aktive Betei-
ligung an der Erschließung annehmen zu k½nnen. Entscheidend sei vielmehr, auf
wessen Initiative das Vertragswerk zustande gekommen ist. Auch ein mit dem Grund-
st®cksnachbarn vorgenommener Grundst®ckstausch zur Bereitstellung der als Straßen-
zufahrt ben½tigten Fl�che an die Gemeinde reicht nur dann aus, wenn er einer Baupla-
nungs- oder Erschließungsinitiative des Stpfl. entspringt (BFH v. 28. 9. 1987 VIII
R 306/84, BFH/NV 1988, 301).

Eine ®ber das luf. Hilfsgesch�ft hinausgehende und im Hinblick auf einen Ge-
werbebetrieb grundlegende Aktivit�t ist auch darin zu erblicken, wen der Land-
und Forstwirt nach Erschließung von Gel�nde Bauparzellen ganz oder teilweise
selbst mit Reihenh�usern, Eigentumswohnungen usw. bebaut und sie in zeit-
lichem Zusammenhang – bis zu etwa f®nf Jahren – damit ver�ußert.

BFH v. 29. 3. 1973 I R 90–91/71, BStBl. II, 682; v. 8. 8. 1979 I R 186/78, BStBl. II,
106; vgl. auch BFH v. 8. 7. 1982 IV R 20/78, BStBl. II, 700; BMF v. 20. 12. 1990,
BStBl. I, 884 Tz. 18 mwN. Die Annahme eines gewerblichen Grundst®ckshandels ist
dabei nicht deshalb ausgeschlossen, weil zum Verkauf bestimmte Wohngeb�ude vom
Verk�ufer mit seiner Familie vor®bergehend bewohnt werden (BFH v. 11. 4. 1989 VIII
R 266/84, BStBl. II, 621). In einer Parallelwertung zur privaten Verm½gensverwaltung
kann uE bei Parzellierung und Bebauung von luf. Grundst®cken die sog. Drei-Objekt-
Grenze (dazu zusammenfassend BFH v. 3. 7. 1995 GrS 1/93, BStBl. II, 617 (619); v.
10. 12. 2001 GrS 1/98, BStBl. II 2002, 291) insoweit von Bedeutung sein, ob die dar-
aus erzielten Ergebnisse bei den Eink®nften aus LuF oder bei den Eink®nften aus Ge-
werbebetrieb zu erfassen sind.

Allein die Bestellung von Erbbaurechten an bislang luf. Grundbesitz f®hrt nicht
zur Annahme eines gewerblichen Grundst®ckshandels (BFH v. 10. 12. 1992 IV
R 115/91, BStBl. II 1993, 342; isoliert betrachtet w®rde es sich um VuV han-
deln, s. auch Schmidt-Liebig, FR 1998, 177 [178]), und zwar auch dann grds.
nicht, wenn der Land- und Forstwirt vorbeschriebene Aktivit�ten entfaltet hat
(glA OFD Berlin v. 25. 3. 1986, StEK EStG § 21 Nr. 199), es sei denn, daß er
mit der Erbbaurechtsbestellung eine umfangreiche Nebent�tigkeit ®bernommen
hat oder alsbald nach der Erbbaurechtsbestellung die parzellierten Grundst®cke
an die Erbbauberechtigten oder an Dritte ver�ußert oder mit der Erbbaurechts-
bestellung auch das wirtschaftliche Eigentum an dem Grundst®ck auf den Be-
rechtigten ®bergeht.

BFH v. 30. 7. 1965 VI 288/63, BStBl. III, 613 v. 10. 12. 1998 III R 61/97, BStBl. II
1999, 390 (396); Bl�mich/Stuhrmann, § 15 Rn. 135; Schmidt-Liebig, FR 1998, 177
(179 f.). Liegt umgekehrt bereits ein gewerblicher Grundst®ckshandel vor, f®hrt allein
die Bestellung von Erbbaurechten auch an allen zugeh½rigen Grundst®cken nicht zur
Aufgabe dieses Gewerbebetriebs, BFH v. 22. 4. 1998 XI R 28/97, BStBl. II, 665; vgl.
auch BFH v. 10. 4. 1990 VIII R 133/86, BStBl. II, 961. Bietet der Land- und Forstwirt
nach Aktivit�ten zur Baureifmachung (s. o.) Grundst®cksparzellen wahlweise zum Ver-
kauf oder eine Erbbaurechtsbestellung an, liegt einheitlich Gewerbebetrieb vor, vgl.
entsprechend auch BFH v. 28. 1. 1988 IV R 2/85, BFH/NV 1989, 580.

Auf die Gr®nde, die den Verkauf der Objekte veranlaßt haben, kommt es eben-
sowenig an wie auf die Motive, die zur Aufnahme des gewerblichen Grund-
st®ckshandels gef®hrt haben.

Zu der Frage der Gr®nde BFH v. 5. 12. 1968 IV R 164/68, BStBl. II 1969, 236; v.
13. 3. 1969 IV R 132/68, BStBl. II, 483; v. 17. 12. 1970 IV R 286/66, BStBl. II 1971,
456; v. 15. 12. 1971 I R 179/68, BStBl. II 1972, 279; v. 8. 8. 1979 I R 186/78, BStBl. II
1980, 106. Zu den Motiven BFH v. 29. 3. 1973 I R 90–91/71, BStBl. II, 682 (684); v.
8. 8. 1979 I R 186/78, BStBl. II 1980, 106; v. 12. 9. 1995 IX R 140/92, BStBl. II, 839
(40); v. 23. 2. 1998 XB 136/97, BFH/NV 1998, 1084; v. 29. 10. 1998 XI R 58/97,
DStR-E 1999, 176; Krankheit als Anlaß der Ver�ußerung; der andeutungsweise aA von
BFH v. 17. 12. 1970 IV R 286/66, BStBl. II 1971, 456 kann uE nicht zugestimmt wer-
den; wie hier auch Felsmann/Giere, Rn. 378 aE.

E 217

Land- und Forstwirtschaft Anm. 208 § 13



E 218 Gmach

Der Beginn der gewerblichen T�tigkeit wird mit objektiven Umst�nden mar-
kiert, vor allem mit der Fertigstellung der Baupl�ne, wobei es auf das Vorliegen
rechtlicher Hindernisse zu deren Verwirklichung nicht ankommt, wenn eine ge-
wisse Wahrscheinlichkeit f®r deren Wegfall besteht.

Zu den objektiven Umst�nden BFH v. 30. 11. 1977 I R 115/74, BStBl. II 1978, 193;
dort auch zu bestehenden rechtlichen Hindernissen des Vorhabens; Fertigstellung der
Baupl�ne BFH v. 9. 2. 1983 I R 29/79, BStBl. II, 451; v. 13. 3. 1952 IV 39/51,
BStBl. III, 120: die auf die Er½ffnung eines Gewerbebetriebs gerichtete vorbereitende
T�tigkeit ist bereits Gewerbebetrieb; zum Ende des gewerblichen Grundst®ckshandels
und den entsprechenden Rechtsfolgen zB BFH v. 28. 1. 1988 IV R 2/85, BFH/NV
1989, 580.

Liegt nach den vorstehenden Ausf®hrungen Gewerbebetrieb vor, werden die
betreffenden Grundst®cke BV des Gewerbebetriebs, und zwar in Gestalt von
Umlaufverm½gen (dazu BFH v. 16. 1. 1969 IV R 34/67, BStBl. II, 375; v.
23. 1. 1991 X R 105–107/88, BStBl. II, 519; v. 18. 4. 1991 IV R 6/90, BStBl. II,
584 (585) mwN; H 32 EStR; diese Einordnung f®hrt ua. zum Ausschluß der Be-
g®nstigungen nach §§ 6b, 6 c, BFH/NV 1989, 580). Der Vorgang erfolgt gege-
benenfalls auch schrittweise (BFH v. 25. 6. 1985 VIII R 14/84, BFH/NV 1985,
73; im Zusammenhang ist zur Abgrenzung vom Anlageverm½gen auf R 32
Abs. 1 Satz 8 EStR hinzuweisen). Der betroffene Grund und Boden wird damit
vom luf. BV zu gewerblichem BV, und zwar auch dann, wenn der Land- und
Forstwirt die Grundst®cke noch weiterhin luf. nutzen sollte (glAMitterpleinin-
ger in L/B/P, § 13 Rn. 155d. Mit der �berf®hrung der Grundst®cke in gewerb-
liches BV ist allerdings mit den Maßgaben des § 6 Abs. 5 idF des StEntlG 1999/
2000/2002 grunds�tzlich keine Aufdeckung stiller Reserven verbunden.

OFD Kiel v. 23. 10. 2001, StEK EStG § 13. Nr. 687, dort auch zu § 23 Abs. 1. Nach
Auffassung von Schmidt/Glanegger XVIII. § 6 Rn. 513 sei an dem Wahlrecht nach
R 14 Abs. 2 EStR f®r Vorg�nge vor dem 1. 1. 1999, die stillen Reserven vorher in der
LuF aufdecken zu k½nnen, aus Billigkeitsgr®nden festzuhalten (dagegen BMF v.
22. 7. 1999, FR 1999, 1013). UE kann sich ein solcher Billigkeitsgrund aber allenfalls
nach den Umst�nden des Einzelfalls darstellen. Die Aufdeckung noch in der LuF w®r-
de im Rahmen des gewerblichen Grundst®ckshandels zu h½heren Buchwerten f®hren
(vgl. aber Mitterpleininger aaO, der unter Bezugnahme auf § 4 Abs. 1 Nr. 1 und 2
WertV v. 6. 12. 1988, BGBl. I, 2209, meint, daß bei noch luf. Nutzung die Teilwerte
nur geringf®gig h½her liegen k½nnen) und mithin einem geringeren gewerblichen Ge-
winn; andererseits entfiele aber die Beg®nstigung nach §§ 6b, 6 c.

Die Ver�ußerung der Objekte des Umlaufverm½gens ist weder nach §§ 16, 34
beg®nstigt noch rechtlich von der Gewerbeertragssteuer freigestellt (BFH v.
25. 1. 1995 X R 76–77/92, BStBl. II, 388; v. 9. 9. 1993 IV R 30/92, BStBl. II
1994, 105, dort auch f®r den Fall, daß im Zusammenhang mit der Aufgabe eines
Grundst®ckshandels die bisher nicht verkauften ETWen im ganzen an einen ge-
werblichen Abnehmer ver�ußert werden; s. auch BFH v. 29. 9. 1976 IV R 81/
73, BStBl. II, 721).
Gewinnermittlung durch Bestandsvergleich ist erforderlich, wenn das Ausmaß
der geplanten Baumaßnahmen und der Umfang der Vermarktung einen in kauf-
m�nnischer Weise eingerichteten Gesch�ftsbetrieb erfordern (FG M®nster v.
24. 4. 1995, EFG 1996, 423, rkr.). Nach Ansicht des BFH konnte der Stpfl. den
Gewinn dann im Wege der Einnahme-�berschuß-Rechnung ermitteln, wenn
der gewerbliche Grundst®ckshandel mit dem seinerzeit g®ltigen Rechtsmaßstab
minderkaufm�nnisch ausge®bt wurde (Aufhebung der Regelung ®ber den Min-
derkaufmann in § 4 HGB mit Wirkung zum 1. 7. 1998 durch das Handelsrechts-
reformG v. 22. 6. 1998, BGBl. I, 1474). Die Frage der Buchf®hrungspflicht be-
stimmt sich nach § 1 Abs. 2 HGB und § 141 AO. Besteht hiernach keine Pflicht,
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muß die diesbez®gliche Wahl zu Beginn des jeweiligen Gewinnermittlungszeit-
raums ausge®bt sein, die Mitteilung hier®ber kann noch im finanzgerichtlichen
Verfahren erfolgen (BFH v. 1. 10. 1996 VIII R 40/94, BFH/NV 1997, 403 un-
ter Aufhebung von FG Berlin v. 20. 4. 1993, EFG 1994, 148).

Einstweilen frei.

Erlzuterungen zu Abs. 1 Nr. 1:
Eink�nfte aus dem Betrieb von Landwirtschaft,

Forstwirtschaft, Weinbau, Gartenbau, ua.

A. Kernbereich der Eink�nfte aus Land- und Forstwirtschaft
(§ 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1)

Schrifttum: Breit, Herstellung bzw. Vermarktung von Sekt durch Weinbaubetriebe – Ge-
werbe oder LuF?, INF 1984, 268; Herder, Steuerfragen im Gartenbau, INF 1985, 488;
Fekse, Steueroptimale Strukturierung von Gartenbaubetrieben, INF 1988, 224; Wittich,
Neue Probleme bei der Abgrenzung Landwirtschaft/Gewerbe im Gartenbau, INF 1991,
242; Herder, Aktuelles Steuerrecht im Gartenbau, INF 1991, 481; Schmitt, Zur interper-
sonalen �bertragung stiller Reserven, Diss. Passau, 1992; Schindler, Neuanlage von
Fischteichen in rechtlicher und steuerrechtlicher Hinsicht, StBp. 1993, 155; Bracke, Ab-
grenzung der LuF vom Gewerbe unter besonderer Ber®cksichtigung des Gartenbaus,
INF 1997, 389; Schild, Steuerliche Folgen der Herstellung und des Vertriebs von Winzer-
sekt durch Weinbaubetriebe, INF 1997, 421; Bracke, Bewertung mehrj�hriger Baumschul-
kulturen nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 EStG, INF 1997, 490; Schild, Pacht- und Bewirtschaf-
tungsvertr�ge im Weinbau., INF 1997, 549; Glanegger, Einkommensteuerrechtliche
Funktionen der Betriebsaufgabe, DStR 1998, 1329; L�schen/Willenborg, Pferdezucht
und -haltung zwecks Ausbildung zu Reit- und Leistungssportzwecken – Landwirtschaft
oder Gewerbebetrieb, INF 1999, 577; Woltmann, Zur Notwendigkeit der Wiedereinf®h-
rung der Waldwertminderung nach R 212 Abs. 1 EStR 1963–1998, INF 2001, 553; Buob,
Nochmals: Zur Notwendigkeit der Wiedereinf®hrung der Waldwertminderung nach
R 212 Abs. 1 EStR 1963–1998, INF 2001, 681; Hiller, Nochmals: Die Waldwertminde-
rung nach R 212 Abs. 1 EStR 1996, INF 2002, 9.

I. �bersicht zu Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 und Bedeutung der Aufzzhlung

Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 bestimmt einen wesentlichen Teilbereich der Eink®nfte aus
LuF. Hierzu geh½ren die Eink®nfte aus dem Betrieb von Landwirtschaft
(Anm. 218), Forstwirtschaft (Anm. 222 ff.), Weinbau (Anm. 227), Gartenbau
(Anm. 230) und aus allen Betrieben, die Pflanzen und Pflanzenteile mit Hilfe
der Naturkr�fte gewinnen (Anm. 231). Dem Gesetzeswortlaut ist zu entnehmen,
daß es sich bei Letzterem um einen Auffangtatbestand handelt, dem in der vor-
angangenen Aufz�hlung typische Beispiele vorangestellt sind.
Als teilweise Bestimmung der Eink®nfte aus LuF dient die Vorschrift u. a. auch
der Abgrenzung gegen®ber den Eink®nften aus Gewerbebetrieb (dazu
Anm. 164 ff.).
Sind die Merkmale des Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 erf®llt, so liegen Eink®nfte aus LuF
iSv. § 2 Abs. 1 Nr. 1 vor. Diese Rechtsfolge ist Abs. 1 Nr. 1 vorangestellt.
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II. Tatbestandsvoraussetzungen des Abs. 1 Nr. 1 Satz 1

1. Eink�nfte aus dem „Betrieb von“ Landwirtschaft

Die gesetzliche Wendung „aus dem Betrieb von Landwirtschaft“ usw. kann vom
Sprachgebrauch her darauf hindeuten, daß der Begriff „Betrieb“ als substanti-
vierte Ableitung der T�tigkeit „betreiben“ verwendet wird; anders etwa der
Sprachgebrauch in § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1, wo von „allen Betrieben, die Pflan-
zen und Pflanzenteile mit Hilfe der Naturkr�fte gewinnen“, die Rede ist, oder
auch § 24 Abs. 2 Satz 1 UStG: „Als land- und forstwirtschaftlicher Betrieb gel-
ten ....“. Dies bedeutet aber zugleich, daß das Betreiben von Landwirtschaft iSv.
§ 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 grunds�tzlich als Betrieb einer Landwirtschaft aufzufas-
sen ist. Entsprechend der Begriffsbestimmung des Gewerbebetriebs in § 15
Abs. 2 Satz 1 („Bet�tigung“) ist auch hier der Betriebsbegriff vorwiegend t�tig-
keitsbezogen bestimmt (Vor §§ 4–7 Anm. 86 mwN). Ohne luf. T�tigkeit kann
kein luf. betriebliches Verm½gen entstehen (vgl. Schmitt, Zur interpersonalen
�bertragung stiller Reserven, 94 ff. mwN).
Den tztigkeitsbezogenen Betriebsbegriff stellt auch der BFH heraus, wonach
ein luf. Betrieb vorliegt, wenn eine selbst�ndige nachhaltige Bet�tigung (auf dem
Gebiete der Urproduktion) mit der Absicht, Gewinn zu erzielen, unternommen
wird (BFH v. 3. 3. 1988 IV R 90/85, BFH/NV 1989, 90; vgl. f®r den funktionel-
len Unternehmensbegriff beim Gewerbebetrieb BFH v. 25. 6. 1984 GrS 4/82,
BStBl. II, 751 [762 f.]; zur notwendigen Unternehmerinitiative und zum Unter-
nehmerrisiko Anm. 22). Muß der Betrieb daher nicht als alleinige Existenz-
grundlage dienen (mißverst�ndlich im Zusammenhang Kleeberg, in K/S/M,
§ 13 Rn. B 4) so kann die Gr½ße des Betriebs hinsichtlich der bewirtschafteten
Fl�chen nur ausnahmsweise von Bedeutung sein (zB beim Forstbetrieb
Anm. 223). Allerdings setzt die Erzeugung von Pflanzen und Pflanzenteilen ein
Substrat voraus, auf dem dies geschehen kann. Grunds�tzlich geschieht Urpro-
duktion auf Grund und Boden, dem deshalb in der LuF besondere Bedeutung
zukommt (Anm. 23; s. aber R 135 Abs. 1 Satz 2 EStR: „Als Boden gelten auch
Substrate und Wasser“). F®r den Betriebsbegriff ergibt sich hieraus, daß neben
der Nutzung als T�tigkeit gerade auch im Bereich der LuF Wirtschaftsg®ter (vor
allem Grund und Boden) vorhanden sein m®ssen, die entsprechend genutzt
werden k½nnen.

Vgl. auch Begr®ndung zum EStG 1924, RTDrucks III 1924/25 Nr. 795, 40: „... die Er-
werbs- und Berufst�tigkeit (ist) ein ohne dieser T�tigkeit gewidmetes Verm½gen regel-
m�ßig nicht m½glich. Bei Landwirtschaft und Gewerbebetrieb bedarf dies keiner n�he-
ren Erl�uterung. Allerdings ist ein voller Besatz mit Betriebsmitteln f®r die Annahme
eines luf. Betriebs nicht notwendig (zB BFH v. 21. 12. 1965 III 291/62 U, BStBl. III
1966, 138; v. 9. 12. 1986 VIII R 26/80, BStBl. II 1987, 342).

Bestimmt die T�tigkeit zwar wesentlich, ob ein luf. Betrieb vorhanden ist oder
nicht, so f®hrt umgekehrt die Beendigung einer aktiven luf. Bet�tigung nicht
ohne weiteres zu einer Zwangsbetriebsaufgabe, zB beim Verp�chter eines luf.
Betriebs (Anm. 83 ff.). Dazu bedarf es einer Betriebsver�ußerung oder -aufgabe.
Gewinnermittlungsbezogener Betriebsbegriff: Neben dem t�tigkeitsbezoge-
nen Betriebsbegriff kann es auch auf mehr statische Elemente ankommen (zB
BFH v. 24. 4. 1969 IV R 202/68, BStBl. II, 397; BFH v. 17. 12. 1997 I R 95/96,
BStBl. II 1988, 260/261 mwN zur Rspr. des IV. Senats des BFH zu § 16 Abs. 1
Nr. 1), wenn es zB darum geht, ob in der Hand des Stpfl. ein oder mehrere luf.
Betriebe vorliegen. Dazu im einzelnen Vor §§ 4–7 Anm. 88 ff.
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Danach kommt es auf alle Umst�nde des Einzelfalls an, ob von einer s�chlichen,
organisatorischen und personellen Verflechtung auszugehen ist.

Vgl. BFH v. 12. 1. 1983 IV R 177/80, BStBl. II, 425; v. 14. 9. 1965 I 64/63 U,
BStBl. III, 656 zum Gewerbebetrieb; BFH v. 26. 10. 1989 IV R 25/88, BStBl. II 1990,
373 zum Teilbetrieb; maßgebend ist die r�umliche Zusammengeh½rigkeit der bewirt-
schafteten Fl�chen (BFH v. 27. 10. 1983 IV R 217/81, BStBl. II 1984, 364: 10 km;
Schl.-Holst. FG v. 18. 9. 1986, EFG 1987, 117, rkr.: 90 km; FG Ba.-W®rtt. v.
16. 12. 1994 9, EFG 1995, 644, rkr.: 80 bzw. 110 km; BFH v. 10. 4. 1997 IV R 48/96,
BFH/NV 1997, 749: 82 km.

Typisierungen zB in Anlehnung an § 51a Abs. 1 Nr. 3 BewG: 40 km bei Tier-
zucht- und Tierhaltungskooperationen – sind mit BFH v. 10. 4. 1997 IV R 48/
96, BFH/NV 1997, 749 abzulehnen, da sie zu sehr die betriebliche Originalit�t
und die notwendige Gesamtbetrachtung vernachl�ssigen; aA Felsmann/Pape,
A 23 und A 25, zum forstwirtschaftliche Streubesitz aber ausnahmsweise 100
km, der einheitliche Maschineneinsatz, die zentrale Funktion der Wirtschaftsge-
b�ude, die Frage, ob die Bewirtschaftung auch in betriebswirtschaftlicher Hin-
sicht aus einer Hand erfolgt (zur Maßgeblichkeit eines Betriebswerks oder Be-
triebsgutachtens bei einem forstwirtschaftlichen Betrieb RFH v. 28. 9. 1939 III
198–200/39, RStBl. 1939, 1157; Felsmann/Pape aaO, A 26) bzw. erfolgen kann
(RFH v. 15. 3. 1934 IV A 70/34, RStBl., 696; v. 28. 9. 1939 aaO), ob G®lle aus
Tierzucht und Tierhaltung auf ggf. weiter entfernte Fl�chen ausgebracht wird,
usw. (vgl. zB BFH v. 27. 10. 1983 IV R 217/81, BStBl. II. 1984, 364, dort auch
zur Frage eines einheitlichen Betriebs mit zwei Teilbetrieben). Dabei ist zu be-
r®cksichtigen, daß den einzelnen Merkmalen unterschiedliches Gewicht zukom-
men kann (BFH v. 26. 10. 1989 IV R 25/88, BStBl. II 1990, 373). Der Betriebs-
begriff nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 ist nicht mit dem Begriff der Betriebsst�tte
nach § 12 AO identisch (dazu etwa BFH v. 5. 6. 1986 IV R 338/84, BStBl. II,
661).
Betrieb und Teilbetrieb: Der luf. Betrieb kann aus mehreren Teilbetrieben be-
stehen, wenn ein mit einer gewissen Selbst�ndigkeit ausgestatteter, organisch ge-
schlossener Teil des Gesamtbetriebs vorliegt, der f®r sich allein lebensf�hig ist,
dh., wenn von ihm seiner Struktur nach eine eigenst�ndige betriebliche T�tigkeit
ausge®bt werden kann. Dies setzt eine Untereinheit im Sinne eines selbst�ndigen
Zweigbetriebs im Rahmen eines Gesamtunternehmens voraus, die auch als eige-
nes Unternehmen bestehen k½nnte (BFH v. 9. 11. 1995 IV R 96/93, BFH/NV
1996, 316; v. 29. 4. 1993 IV R 88/92, BFH/NV 1994, 694; v. 26. 10. 1989 IV
R 25/88, BStBl. II 1990, 373). Dagegen werden von der Rspr. des BFH an das
Vorhandensein eines forstwirtschaftlichen Teilbetriebs erheblich geringere An-
forderungen gestellt, weil hier das Forstareal mit seinem Baumbestand den Be-
trieb verk½rpert.

BFH v. 5. 11. 1981 IV R 180/77, BStBl. II 1982, 158; v. 17. 1. 1991 IV R 12/89,
BStBl. II, 566; v. 9. 11. 1995 IV R 96/93, BFH/NV 1996, 316; s. auch Anm. 222. Diese
Unterschiede k½nnen namentlich im Hinblick auf § 6 Abs. 3 von Bedeutung sein (BFH
v. 9. 11. 1995 IV R 96/93 aaO).

Die Formulierung „aus dem Betrieb von ...“ in § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 korre-
liert mit dem nachfolgenden Katalog „Landwirtschaft“ usw. Sind in dem Betrieb
mehrere dieser F�lle erf®llt und ist der Betrieb einheitlich, wenn auch mit meh-
reren Teilbetrieben zu sehen, so ist diese Mischform als solche auszudr®cken, et-
wa als Betrieb der LuF, der Landwirtschaft mit Weinbau usw.

Teilweise aA Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 7; Felsmann/Pape, A 10: Es wird
idR nur ein luf. Betrieb vorliegen, der jedoch stl. danach zu beurteilen ist, welcher Be-
triebszweig dem Gesamtbetrieb das Gepr�ge gibt; in diese Richtung ging auch etwa
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das BFH-Urteil v. 19. 9. 1952 III 224/51 U, BStBl. III, 284: Gem®sebau mit Obstbau,
das die Sache allerdings aus der bewertungsrechtlichen Sicht beurteilt hat.

Ob „reine“ Forstwirtschaft oder „reiner“ Weinbau vorliegt, ist zB im Rahmen
des § 8 c Abs. 1 Nr. 2 und 3 sowie Abs. 2 S�tze 1 und 3 EStDV von Bedeutung.
Die Frage, ob Teilbetriebe oder gar selbst�ndige Betriebe in der Hand eines
Stpfl. vorliegen, kann etwa f®r die Beurteilung der Gewinnerzielungsabsicht we-
sentlich werden (vgl. BFH v. 13. 12. 1990 IV R 1/89, BStBl. II 1991, 452 f®r –
unrentable – Landwirtschaft, Obstbau und – rentable – Forstwirtschaft). Sie ist
uE danach zu beurteilen, ob nach dem Gesamtbild der Verh�ltnisse ein einheit-
licher Betrieb vorliegt (s. Anm. 167). So stellt etwa eine zu einer Landwirtschaft
zugeh½rige kleinere Bauernwaldung regelm�ßig einen unselbst�ndigen Betriebs-
teil einer vorhandenen Betrieb LuF dar, weshalb sich die Frage der Gewinn-
erzielungsabsicht diesbez®glich regelm�ßig er®brigt (glA Mitterpleininger in
L/B/P, § 13 Rn. 9 a; aber Anm. in HFR 1991, 477). Bei Tierzucht und Tierhal-
tung ist die Frage des einheitlichen Betriebs, von § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 5 abge-
sehen, schon im Gesetz entschieden. Denn Tierzucht und Tierhaltung iSv. § 13
Abs. 1 Nr. 1 S�tze 2 bis 4 sind zur Landwirtschaft akzessorisch (vgl. BFH v.
19. 7. 1955 I 203/53 U, BStBl. III, 281). Auch die Jagd iSv. § 13 Abs. 1 Nr. 3
stellt keinen eigenen luf. Betrieb dar, sondern muß einen Zusammenhang zu ei-
nem Betrieb der Landwirtschaft oder Forstwirtschaft aufweisen.
Bezogen auf die Gewinnerzielungsabsicht hat die Rspr. des BFH eine in der
Hand eines Stpfl. liegende LuF getrennt beurteilt, obwohl offenbar Verklamme-
rungen nach vorstehenden Ausf®hrungen vorlagen, und dies mit der v½llig un-
terschiedlichen betriebswirtschaftlichen Sicht begr®ndet (BFH v. 13. 12. 1990
IV R 1/89, BStBl. II 1991, 452; uE ist die Frage der Gewinnerzielungsabsicht
nur bedingt von einer betriebswirtschaftlichen Sicht abh�ngig, s. Anm. 60 ff.).

Zum Begriff der LuF s. allg. Anm. 40; zur Abgrenzung der Eink®nfte aus Gewerbebe-
trieb, Anm. 164 ff., zur Zurechnung der Eink®nfte aus LuF Anm. 20 f.

2. Der Betrieb von Landwirtschaft

Der Begriff der Landwirtschaft iSv. Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 ist in engstem Sinne
aufzufassen (Anm. 20 ff., dort auch zur gebr�uchlichen zusammenfassenden Be-
stimmung des weiteren Begriffs „Land- und Forstwirtschaft“). Nicht dazu geh½-
ren die im Gesetz nachfolgenden aufgez�hlten typischen F�lle, deren Betrieb zu
Eink®nften aus LuF f®hrt, also Forstwirtschaft, Weinbau, Gartenbau. Ebenso
sind die in Abs. 1 Nr. 2 bis 4 angef®hrten Bet�tigungen nicht Landwirtschaft in
dem hier vorliegenden engen Sinn. Abs. 2 erkl�rt sogar ausdr®cklich die dort er-
w�hnten Eink®nfte nur „auch“ zu Eink®nften iSv. Abs. 1. Tierzucht und Tier-
haltung nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 S�tze 2 bis 5 sind zwar eng mit der Landwirt-
schaft verbunden. Denn Tierzucht und Tierhaltung sind iS dieser Vorschriften
ohne Landwirtschaft iSv. § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 nicht denkbar ist (s. zur An-
bindung der Tierzucht und Tierhaltung an die regelm�ßig landwirtschaftlich ge-
nutzte Fl�che Anm. 254 ff.; vgl. auch BFH v. 16. 11. 1978 IV R 191/74,
BStBl. II 1979, 246 [247]). Dennoch ist Tierzucht und Tierhaltung nicht eigent-
lich Landwirtschaft (aA Lademann/Hiller, § 13 Rn. 165 a). Mit diesen negati-
ven Voraussetzungen kann man Landwirtschaft iSv. § 13 Abs. 1 Nr. 1 in der eng-
sten Form dahingehend auffassen, daß mit Hilfe der nat®rlichen Kr�fte des
Bodens der Grund und Boden mit Gewinnerzielungsabsicht selbst�ndig, nach-
haltig und unter Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr Pflanzen
und Pflanzenteile gewonnen und verwertet werden (vgl. etwa BFH v. 5. 11. 1981
IV R 180/77, BStBl. II 1982, 158 [159] in Abgrenzung zur Forstwirtschaft; vgl.
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auch Anm. 40). Dabei ist die Abgrenzung zum Auffangtatbestand des § 13
Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 fließend und uE von einer herk½mmlichen traditionellen
Sichtweise bestimmt. H�ufig wird nicht zwischen Landwirtschaft in engstem
Sinne und sonstiger Urproduktion iSd. Auffangtatbestands unterschieden (zB
Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001 Rn. 165; Leinglrtner/Stalbold, Kap. 5 Rn. 5 be-
z®glich S�mlingsaufzucht). Die Unterscheidung kann aber bei der Mindestfl�-
chendeckung iSv. Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 praktische Bedeutung haben, wo es auf
den Umfang regelm�ßig landwirtschaftlich genutzter Fl�chen ankommt. Es
d®rfte etwa die Erzeugung von Pflanzen und Pflanzenteilen mit Hilfe der Natur-
kr�fte auf anderer Grundlage als Grund und Boden, n�mlich sonstigen Substra-
ten, Wasser (R 135 Abs. 1 Satz 2 EStR), unter den Auffangtatbestand des § 13
Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 fallen und nicht Landwirtschaft in engstem Sinne darstellen
(aA wohl Felsmann/Pape, A3: bodenlose Anzucht von Keimsprossen).
Entsprechendes k½nnte f®r nicht den Kernbereich von Landwirtschaft betref-
fenden Bet�tigungen gelten, wie etwa die Vermehrung von Saatgut in Vermeh-
rungsbetrieben (RFH v. 3. 12. 1928 I A 248/28, RStBl. 1929, 186: Saatzucht; s.
dazu OFD Magdeburg v. 3.4.2000, StEK § 13 Nr. 673: sonstige landw. Nutzung
iSv. Abs. 1 Nr. 2, nicht R 135 EStR; v. 23. 11. 1933 III A 227/33, RStBl. 1934,
148: Samenzucht), das Z®chten von Pflanzen zur Gewinnung neuer Pflanzen-
sorten, Herstellung von Getreidekeimlingen, die Aufzucht von S�mlingen einer
Baumschule durch einen Kostnehmer, auch wenn nicht er das Aufzucht- und
Vermarktungsrisiko tr�gt, sondern der Kostgeber, die Pilzzucht in Kellern, K�-
sten, Stroh, Dung oder auf Baumst�mmen. Samenzucht ist ohnehin ®ber § 13
Abs. 1 Nr. 2 iVm. § 62 Abs. 1 BewG gesetzlich gesondert erfaßt. Keine Form
von Landwirtschaft bzw. ihr verwandten Bet�tigungen sind chemische Produk-
tionsverfahren, dh., wenn Pflanzen ausschließlich oder ®berwiegend mit Hilfe
nichtorganischer Stoffe erzeugt werden (glA Lademann/Hiller, § 13
Anm. 165).
Bedeutung der Flzchengr¨ße: Nach der Rspr. des BFH setzt die Annahme ei-
nes landwirtschaftlichen Betriebs grunds�tzlich weder eine Mindestgr½ße der
bewirtschafteten Fl�chen noch einen vollen landwirtschaftlichen Besatz (Be-
triebsgeb�ude, Inventar usw.) voraus. Nicht zum landw. BV geh½rt idR die Woh-
nung des Landwirts bzw. der dazugeh½rende Grund und Boden (s. die Erl. zu
Abs. 2 Nr. 2 sowie OFD Koblenz v. 23. 2. 2000, StEK § 13 EStG Nr. 672: ua.
bei G�rten Aufgriffsgrenze 1000 qm).

Vgl. BFH v. 24. 11. 1994 IV R 53/94, BFH/NV 1995, 592; v. 12. 11. 1992 IV R 41/
91, BStBl. II 1993, 430; v. 17. 1. 1980 IV R 33/76, BStBl. II, 323/325; v. 21. 12. 1965
III 291/62 U, BStBl. III 1966, 138; v. 31. 3. 1955 IV 134/54 U, BStBl. III, 150: Bewirt-
schaftung von St®ckl�ndereien.

E Der BFH hat allerdings die Aufnahme eines luf. Betriebs etwa in Abgrenzung
zu einer nur privaten Gartennutzung idR von einer selbstbewirtschafteten Fl�-
che von mindestens 3000 qm abh�ngig gemacht (BFH v. 9. 12. 1986 VIII R 26/
80, BStBl. II 1987, 342; v. 29. 10. 1992 IV R 117/91, BFH/NV 1994, 533; v.
24. 11. 1994 IV R 53/94, BFH/NV 1995, 592, dort auch zur Frage der Beteili-
gung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr).
E Die FinVerw. bejaht typisierend einen landwirtschaftlichen Betrieb bei einer
selbstbewirtschafteten Fl�che von mindestens 3000 qm (vgl. BMF v. 18. 4.
1972, StEK EStG § 13 Nr. 198; auch ESt-Kartei OFD M®nchen/N®rnberg
§ 13 Karte 17.1). Allerdings ®bersieht auch die FinVerw. nicht, daß f®r die An-
nahme von Eink®nften aus LuF und damit f®r die Annahme eines luf. Betriebs
der Umfang der Fl�chen iVm. mit der Intensit�t der Nutzung mit dem Merkmal
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der Gewinnerzielungsabsicht verbunden ist (dazu Anm. 60 ff.). So beansprucht
wirtschaftlich sinnvolle Landwirtschaft, die zB extensiv auch auf Geringstland
iSv. § 44 BewG erfolgen kann (BFH v. 11. 12. 1997 IV R 4/95, BFH/NV 1998,
947 [949], mit einschr�nkendem Hinweis auf die Gewinnerzielungsabsicht; v.
8. 11. 1979 IV R 42/78, BStBl. II 1980, 147: Kultivierung des Grund und Bo-
dens f®r intensivere Nutzung), mehr Grund und Boden als Weinbau oder eine
�hnlich intensive Nutzungsart (BFH v. 1. 2. 1990 IV R 8/89, BStBl. II, 428; vgl.
auch BFH v. 9. 12. 1986 VIII R 26/80, BStBl. II 1987, 342). Anders mag es sich
verhalten, wenn bei einem schon l�nger vorhandenen luf. Betrieb nachtr�glich
die Gewinnerzielungsabsicht entf�llt.

BFH v. 12. 11. 1992 IV R 41/91, BStBl. II 1993, 430; v. 29. 10. 1981 IV R 138/78,
BStBl. II 1982, 381: Ablehnung der Annahme einer Betriebsaufgabe wegen nachtr�g-
lichen Fortfalls der Gewinnerzielungsabsicht; zur Notwendigkeit der gesonderten und
ggf. einheitlichen Feststellung des Unterschiedsbetrags zwischen dem gemeinen Wert
und dem nach § 4 Abs. 1 anzusetzenden Wert f®r jedes WG des Anlageverm½gens § 8
der VO zu § 180 Abs. 2 AO.

Reichen bei einer Betriebsverkleinerung die noch vorhandene Fl�chen f®r die er-
tragreiche Bewirtschaftung nicht mehr aus, so kann nach der Rspr. des BFH
nicht von einer Betriebsaufgabe ausgegangen werden; dies auch dann, wenn we-
niger als 3000 qm selbstbewirtschafteter Fl�chen vorliegen.

BFH v. 24. 11. 1994 IV R 53/94, BFH/NV 1995, 592 mwN; zur Betriebsaufgabe, die
Erl�uterungen zu § 14; aA Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 164: Betriebsaufgabe,
wenn die bewirtschaftete Fl�che durch Ver�ußerung oder Entnahme auf unter 30 Ar
verkleinert wird.

Landwirtschaftliches Wirtschaftsjahr und Buchf�hrungspflicht: Das Wj.
bestimmt sich nach § 4a Abs. 1 Nr. 1. Nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 EStDV k½nnen Be-
triebe mit einem Futterbauanteil von 80 vH und mehr der Fl�che der landwirt-
schaftlichen Nutzung den Zeitraum vom 1. 5. bis 30. 4. bestimmen (s. Erl. zu
§ 4a). Zur Buchf®hrungspflicht s. BMF v. 15. 12. 1981, BStBl. I, 878 und
Anm. 28. Zur Behandlung der Milchreferenzmenge als immaterielles WG mwN
OFD Koblenz v. 2. 5. 2000, StEK § 13 Nr. 674, dort auch zum Zur®ckerr®ben-
lieferrecht.

Einstweilen frei.

3. Eink�nfte aus dem Betrieb von Forstwirtschaft

Schrifttum bis 1979: Adomat, Zur Frage der Aktivierung der Erstaufforstungskosten,
INF L 1959, 131; Buschhoff, Die Besteuerung forstwirtschaftlicher Eink®nfte bei buch-
f®hrenden und nichtbuchf®hrenden Forstwirten (1959); B�hring, Behandlung der Auf-
forstungskosten, DStZ A 1960, 66; Blcker, Zur Frage der Gewinnermittlung in der Forst-
wirtschaft, INF L 1960, 218; Kroth, Die Systeme der Waldbesteuerung und die
steuerliche Belastung privater Forstbetriebe in einigen europ�ischen L�ndern, 1962; Pl�k-
kebaum, Lineare und degressive AfA von den Herstellungskosten f®r Waldwege, INF L
1962, 280; L/B/P, Aktivierung von Erst- und Waldanschaffungskosten, INF L 1963, 225;
Buob, Die Abschreibung auf das stehende Holz, INF L 1964, 193; Felsmann, Die Ab-
schreibung des stehenden Holzes, INF L 1964, 273; Held, Nochmals: Die Abschreibung
auf das stehende Holz, StBp. 1964, 301; Buob, Die estl. Behandlung der Bestockung, StBp.
1965, 37; Schindler, Die Bewertung der Rund- und Schnittholzvorr�te in der Steuerbilanz
des Land- und Forstwirts, BB 1966, 1020; Adomat, Die steuerliche Bewertung der unver-
kauften Restbest�nde an eingeschlagenem Holz in der Bilanz des buchf®hrenden Forst-
wirts, INF L 1967, 97; Vangerow, Zur Bewertung des geschlagenen Holzes beim Land-
und Forstwirt, StuW 1967 Sp. 273; W. Wendt, Die Aktivierung von Kalamit�tsholz, INF
L 1967, 309; Ders., Nochmals: Die Aktivierung von Kalamit�tsholz, StBp. 1967, 254;
Buob, Waldwertabschreibung nach Abschn. 212 Abs. 1 EStR, StuW 1967, 674, Stbg 1982,
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177, Stbg. 1983, 25; Felsmann, Das Gesetz zum Ausgleich von Sch�den infolge besonde-
rer Naturereignisse in der Forstwirtschaft – Forstsch�den-Ausgleichsgesetz –, INF L
1969, 289; BMF-Schriftenreihe, Heft 15, Ertragslage und StBelastung der Forstbetriebe
(1970); Schwenke, StBelastung und Leistungsf�higkeit der Forstbetriebe, DStZ A 1971,
36; Felsmann, Die Betriebsausgaben-Pauschs�tze nach § 4 Forstsch�den-Ausgleichsge-
setz, INF 1973, 457; Adomat, Zur Anwendung der Betriebsausgaben-Pauschs�tze des
Forstsch�denausgleichsgesetzes, INF 1974, 217.
Schrifttum ab 1980: Schindler, Waldkauf in Frankreich unter Ber®cksichtigung des Pro-
gressionsvorbehalts und der Gewinnermittlung nach deutschem Steuerrecht, RIW/AWD
1980, 559; Brandm�ller, Zeitpunkt der Bildung einer R®cklage nach § 3 des Forstsch�-
den-Ausgleichsgesetzes, BB 1981, 826; Mlrkle/Hiller, EStl. Privilegien der Forstwirt-
schaft, INF 1983, 1; Schindler, Bildung einer R®ckstellung f®r Wiederaufforstungsko-
sten, BB 1985, 239; Roland, EStrechtliche �nderungen durch das Gesetz zur �nderung
des Forstsch�den-Ausgleichsgesetzes, DStZ 1985, 552; Gast, Zur Anwendung des Forst-
sch�den-Ausgleichsgesetzes f®r das Forst-Wj. 1985, INF 1986, 39; Buob, Wald als Liebha-
berei?, INF 1987, 386; Schindler, Begriff des Waldes, der Forstwirtschaft, des forstwirt-
schaftl. Betriebs und Teilbetriebs aus der Sicht der Waldgesetze und des EStRechts, StBp.
1986, 224; Ders. Zul�ssigkeit und Bewertung einer R®ckstellung f®r Wiederaufforstungs-
verpflichtung nach neuester Auffassung der FinVerw., StBp. 1988, 205; Ders., Die Be-
schr�nkung des ordentlichen Holzeinschlags nach dem Forstsch�den-Ausgleichsgesetz,
StBp. 1989, 59; Ders. Einschlagsbeschr�nkung 1990 nach dem Forstsch�den-Ausgleichs-
gesetz, StBp. 1990, 79; Ders., Keine Bewertung des �berbestandes von Kalamit�tsholz in-
folge Orkansch�den 1990, StBp. 1991, 8; Ders., Kalamit�tsfolgehiebe i. S. d. § 5 Abs. 2
Forstsch�den-Ausgleichsgesetz, StBp. 1991, 83; Hiller, Hintergrund zum Forstsch�den-
Ausgleichsgesetz, INF 1989, 169; Ders. Die Sturmsch�den 1990 in der Forstwirtschaft,
INF 1990, 265; Schindler, Kalamit�tsfolgehiebe iSd. § 5 Abs. 2 Forstsch�den-Ausgleichs-
gesetz, StBp. 1991, 83; Koepsell/Tobies, Kollision der Gewinnermittlungsgrunds�tze mit
der Vereinfachungsregelung zur Waldwertminderung, INF 1995, 422; Voss, Forstsch�den-
ausgleichsgesetz und Betriebsausgaben-Pauschsatz, StBp. 1998, 74; Kleeberg, Der Bilanz-
posten „stehendes Holz“ in der Forstwirtschaft bei fehlendem Bestandsvergleich, FR
1998, 189; Hiller, Nochmals: Der Bilanzposten „stehendes Holz“ in der Forstwirtschaft,
Replik auf Kleeberg, FR 1998, 189; Bolin/Butke, Abgrenzung der Eink®nfte aus LuF zur
Liebhaberei, INF 2000, 70.
Verwaltungsanweisungen: R 212 EStR; H 212 EStR; OFD Kiel v. 3. 5. 1990, StEK
EStG § 13 Nr. 538: Estrechtliche Behandlung von Entsch�digungen in der Forstwirt-
schaft.

a) Begriff der Forstwirtschaft

Grunds�tzlich liegt ein Betrieb der Forstwirtschaft iSv. § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1
vor, wenn die nat®rlichen Kr�fte des Grund und Bodens mit der Absicht der
Gewinnerzielung selbst�ndig und nachhaltig und im allgemeinen unter Beteili-
gung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr dazu genutzt werden, Wald-
erzeugnisse, insbes. Nutzh½lzer zu gewinnen und zu verwerten.

BFH v. 18. 3. 1976 IV R 52/, BStBl. II, 482; v. 26. 6. 1985 IV R 149/83, BStBl. II, 549:
nicht Weihnachtsbaumkultur, aber Anm. 231; v. 15. 10. 1987 IV R 91/85, BStBl. II
1988, 257; v. 13. 4. 1989 IV R 30/87, BStBl. II, 718; Felsmann/Pape, Einkommensbe-
steuerung der Land- und Forstwirte, A 11.

Eigenstzndiger steuerlicher Begriff der Forstwirtschaft: Einer st�rkeren
Orientierung des Begriffs Forstwirtschaft iSv. § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 an die Be-
griffsbestimmung der Waldgesetze des Bundes und der L�nder steht die unter-
schiedliche Zwecksetzung dieser Rechtsmaterien entgegen (so zutreffend BFH
v. 13. 4. 1989 IV R 30/87, BStBl. II, 718 [720] mwN). Die Anforderungen an
die Annahme eines forstwirtschaftlichen Betriebs sind demnach gering. Nicht
vorausgesetzt ist etwa st�ndige Bearbeitung und Bestandspflege.
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Vgl. BFH v. 5. 11. 1981 IV R 180/77, BStBl. II 1982, 158/160; v. 17. 1. 1991 IV R 12/
89, BStBl. II, 566; v. 16. 2. 1995 IV R 62/94, BStBl. II, 592; Kleeberg, in K/S/M, § 13
Rn. B 9; Leinglrtner/Stalbold, Kap. 5 Rn. 6; vgl. auch Anm. 223 zum aussetzenden
Betrieb.

Erwerb und Verzußerung forstwirtschaftlicher Flzchen: Von Eink®nften
aus einem Betrieb von Forstwirtschaft ist auch auszugehen, wenn ein bisheriger
Nicht-Forstwirt Forstfl�chen mit schlagreifem Holz erwirbt, diese aberntet und
sie sogleich wieder aufforstet oder in landwirtschaftliche Nutzfl�chen umwan-
delt, nicht aber, wenn die Fl�chen f®r andere als luf. Zwecke bestimmt sind (glA
Felsmann/Pape, A 16, 18 a). Ohne Bedeutung ist grunds�tzlich auch, ob der
Forstbesitzer das Holz selbst einschl�gt und ver�ußert oder ob er sog. Selbst-
erwerbern das Trennungs- und Aneignungsrecht f®r bestimmte B�ume entgelt-
lich ®berl�ßt (glA Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. B 9).
Aus den geringen Anforderungen an die Annahme eines forstwirtschaftlichen
Betriebs l�ßt sich aber vor allem unter Angeh½rigen nicht ohne weiteres folgern,
daß etwa mit Blick auf die Buchf®hrungspflicht und § 51 EStDV durch eine
Aufteilung von Fl�chen eine Vielzahl von Betrieben oder Teilbetrieben gewon-
nen werden kann, wenn weiterhin eine sachlich und organisatorisch verflochtene
einheitliche Bewirtschaftung erfolgt (BFH v. 16. 2. 1995, IV R 62/94, BStBl. II,
592; zur Betriebsteilung Anm. 120 f.; zum Teilbetrieb s. auch Anm. 217). Allein
die �berlassung des Rechts auf Abholzung schlagreifen Holzes durch den Inha-
ber eines Forstbetriebs f®hrt beim Abholzungsberechtigten nicht zur Annahme
eines forstwirtschaftlichen Betriebs (BFH v. 28. 8. 1952 IV 202/52 U, BStBl. III,
268).

b) Der forstwirtschaftliche Betrieb

Lange Umtriebszeiten und schwankende Ertr�ge bei stetigem Aufwand, aber
uU auch aufwandslose Ertr�ge durch das nat®rliche Wachstum des Holzes ha-
ben zu einem besonderen, eigenst�ndigen forstwirtschaftlichen Betriebsbegriff
gef®hrt.
Unterscheidung von Nachhaltsbetrieben und aussetzenden Betrieben: In
der Rspr. des RFH und BFH wurde zwischen Nachhaltsbetrieben und ausset-
zenden Betrieben unterschieden.

Vgl. im Zusammenhang mit der Frage des Teilbetriebs etwa RFH v. 28. 1. 1942 VI
456/41, RStBl., 90; BFH v. 9. 12. 1960, IV 67/58 U, BStBl. III 1961, 124; v. 5. 11. 1981
IV R 180/77, BStBl. II 1982, 158 (160); v. 17. 1. 1991 IV R 12/89, BStBl. II, 566; v.
16. 2. 1995 IV R 62/94, BStBl. II, 592; auch Bl�mich/Selder, § 13 Rn. 67.

Die Unterscheidung ist von geringer praktischer Bedeutung. Dies hat die j®nge-
re Rspr. des BFH insbesondere auch f®r die Unterscheidung beim Teilbetrieb
herausgestellt (BFH v. 17. 1. 1991 IV R 12/89, BStBl. II, 566; anders noch BFH
v. 9. 12. 1960 IV 67/58 U, BStBl. III 1961, 124; auch § 34b Anm. 92).
Nachhaltsbetriebe sind gr½ßere forstwirtschaftliche Betriebe, die aufgrund ih-
rer Aufforstung nach einem Betriebsplan ®ber zahlreiche Altersklassen an
Baumbest�nden verf®gen, so daß grunds�tzlich j�hrliche Holzernten m½glich
sind (§ 34b Anm. 92; Leinglrtner/Stalbold, Kap. 5 Rn. 9). Bei Betrieben die-
ser Art werden regelm�ßig WG und Personal f®r die andauernde Bewirtschaf-
tung vorhanden sein, wie Betriebsgeb�ude, maschinelle Vorrichtungen und
Forstarbeiter usw.
Aussetzende Betriebe sind solche, bei denen zwischen der Aufforstung zu ei-
ner Waldfl�che und der Holzernte je nach der Umtriebszeit ein l�ngerer, regel-
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m�ßig ®ber Jahrzehnte reichender, Zeitraum vergehen kann. Neben der Be-
standspflege, die oftmals folgenlos f®r die Annahme eines forstwirtschaftlichen
Betriebs vernachl�ssigt wird (BFH v. 18. 3. 1976 IV R 52/72 BStBl. II, 482: Wal-
dung mit etwa 10 ha), kommen insoweit kaum weitere Arbeiten in Betracht,
weshalb hier ein wesentlich geringerer Einsatz von s�chlichen und personellen
Mitteln erforderlich ist. Die Holzernte erfolgt h�ufig durch Kahlhieb.

Typische aussetzende Betriebe sind die sog. Bauernwaldungen (sofern nicht nur Bestand-
teil des landwirtschaftlichen Betriebs), die oft ®ber Jahrzehnte hinweg bis zur Haupt-
nutzung keine nennenswerten Ertr�ge abwerfen und daher nur nebenher zusammen
mit einer Landwirtschaft oder auch mit einem l�ndlichen Gewerbe betrieben werden
k½nnen (BFH v. 18. 3. 1976 IV R 52/72, BStBl. II, 482 und v. 5. 11. 1981 IV R 180/
77, BStBl. II 1982, 158; FG Ba.-W®rtt. v. 28. 3. 2000, EFG 2001, 434, rkr.).

Ein forstwirtschaftlicher Nebenbetrieb iSv. § 13 Abs. 2 Nr. 1 (Anm. 310 ff.)
kann vorliegen, wenn das Holz in einer eigenen oder uU auch ®berbetrieblich
gef®hrten S�gerei zu Brettern, Bohlen, Balken und Latten weiterbearbeitet wird.
Die Gr¨ße der Forstflzche ist praktisch dann ohne Bedeutung, wenn sie mit
einem landwirtschaftlichen Betrieb (Anm. 218) verbunden ist (sog. Bauernwal-
dung; s. o.). GlA Felsmann/Pape, A 14; offenbar auch BFH v. 7. 3. 1985 IV
R 161/81, BStBl. II, 449 (551); v. 30. 5. 2001 VI R 178/99, HFR 2001, 862 mit
Anm. Dagegen kann die Gr½ße der Forstfl�che zusammen mit anderen Krite-
rien namentlich f®r die Frage der Gewinnerzielungsabsicht (dazu allgemein
Anm. 60 ff.) eine gewisse Bedeutung entfalten.

GlA wohl Frotscher/Kuhlmann, § 13 Rn. 125; anders Leinglrtner/Stalbold, Kap. 5
Rn. 7, Schmidt/Seeger XXI. § 13 Rn. 30: Betrieb der Forstwirtschaft erfordert gewisse
Mindestgr½ße; auch BFH v. 5. 11. 1981 IV R 180/77, BStBl. II 1982, 158 (160); v.
13. 4. 1989 IV R 30/87, BStBl. II, 718 mwN, andererseits BFH v. 16. 3. 1963 IV 25/
60, HFR 1984, 194.

Forstbetrieb und Liebhaberei: Bei kleineren Fl�chen kann sich das Problem
der Gewinnerzielungsabsicht stellen. Denn in F�llen dieser Art liegt es nicht
ohne weiteres auf der Hand, daß mit der Aufforstung ein ins Gewicht fallender
wirtschaftlicher Totalgewinn erzielt werden kann (BFH v. 13. 4. 1987 IV R 30/
87, BStBl. II, 718; v. 30. 5. 2001 IV R 178/99, HFR 2001, 862 mit Anm.; bei
2 ha an selbst. Teilbetrieb zweifelnd BFH v. 18. 5. 2000 IV R 28/98, BFH/NV
2000, 1455; zur Abstufung Bolin/Butke, INF 2000, 70 [74]). Der BFH hat einen
Forstbetrieb zB bei einer Aufforstung einer Fl�che von 0,7 ha durch Berufs-
fremde haupts�chlich zum Zwecke der Unkrautunterdr®ckung oder als Umgriff
um ein EFH verneint, und zwar um so mehr mit dem zus�tzlichen Argument,
wenn der Waldbestand bei Ver�ußerung des Grund und Bodens im Entgelt
nicht zum Ausdruck kommt (BFH v. 7. 3. 1985 IV R 161/81, BStBl. II, 449
[551]). Auch die fehlende M½glichkeit oder die Erschwerung der forstwirtschaft-
lichen Bewirtschaftung durch andere Nutzungen kann darauf hindeuten, daß
kein Forstbetrieb (mehr) vorliegt (BFH v. 15. 10. 1987 IV R 91/85, BStBl. II
1988, 257). Planm�ßige Aufforstung ist ein gewichtiges (BFH v. 13. 4. 1989 IV
R 30/87, BStBl. II, 718) aber nicht unbedingt ausschlaggebendes Indiz f®r die
Annahme eines Forstbetriebs (BFH v. 26. 6. 1985 IV R 149/83, BStBl II, 549;
FG Ba.-W®rtt. v. 28. 3. 2000, EFG 2001, 434, rkr.). Entsprechendes gilt f®r Be-
wirtschaftungsmaßnahmen (BFH v. 30. 5. 2001 IV R 178/99, HFR 2001, 862;
vgl. zu weiteren Kriterien Bolin/Butke, INF 2000, 70 [74]). Ein Forstbetrieb
kann ab einer gewissen Gr½ße des Grund und Bodens auch bei Samenanflug
oder Stockausschlag gegeben sein (BFH v. 13. 4. 1989 IV R 30/87 aaO; v. 18. 5.
2000 IV R 27/98, BStBl. II, 524), und zwar selbst dann, wenn von vornherein
die Absicht besteht, die betreffenden Fl�chen zu ver�ußern (BFH v. 26. 6. 1985
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IV R 149/83 aaO). Die H½he der bei Verkauf der Fl�chen realisierten stillen Re-
serven im Verh�ltnis zu dem aus dem Verkauf des aufstehenden Holzes erzielten
Gewinns bietet schon deshalb kein Argument f®r oder gegen die Annahme ei-
nes Forstbetriebs, weil der Preis f®r den Grund und Boden von außerbetrieb-
lichen Faktoren (Bauland usw.) abh�ngig sein kann (BFH v. 13. 4. 1989 IV
R 30/87 aaO [720]).
Die FinVerw. will dagegen offenbar aus Gr®nden der Verwaltungs½konomie
mehr von Pauschalierungen ausgehen (vgl. zB FinMin. Bayern v. 24. 6. 1986
ESt-Kartei OFD M®nchen/N®rnberg, § 13 EStG Karte 13.3; OFD N®rnberg
v. 22. 7. 1986 StEK EStG § 13 Nr. 476). Derartige Pauschalierungen finden
keine St®tze im Gesetz. Das Unterschreiten eines durchschnittlichen Jahresge-
winns von 1000 DM schließt die Annahme eines Forstbetriebs keinesfalls gene-
rell aus (BFH v. 14. 7. 1988 IV R 88/86, BFH/NV 1989, 771), macht allerdings
etwa in Bezug auf die Frage der Gewinnerzielungsabsicht aber eine verst�rkte
Pr®fung nach den Verh�ltnissen des Einzelfalls erforderlich.
Ausgehend von der Entscheidung des Großen Senats des BFH vom 25. 6. 1984
GrS 4/82 (BStBl. II, 751), wonach es f®r die Gewinnerzielungsabsicht auf das
Streben nach einem Totalgewinn von der Gr®ndung des Betriebs bis zu seiner
Ver�ußerung, Aufgabe oder Liquidation ankommt, stellt die Rspr. des BFH
ebenso f®r einen Forstbetrieb auf eine Gesamtbetrachtung des Waldes von der
ersten Aufforstung der Best�nde bis zur Holzernte ab. Dies gilt auch f®r Bauern-
waldungen (sofern nicht nur Bestandteil des landwirtschaftlichen Betriebs), die
nur einige oder wenige Altersklassen von Baumbest�nden aufweisen und wo aus
der Sichtweise eines einzelnen Jahres die Gewinnerzielungsabsicht nicht ohne
weiteres sinnf�llig ist (BFH v. 17. 1. 1991 IV R 12/89, BStBl. II, 566 [568]; v.
26. 6. 1985 IV R 149/83, BStBl. II, 549). Auch wenn der gegenw�rtige Inhaber
der Forstfl�che wegen der langen Umtriebszeit nicht derjenige ist, dem die
Holzernte zuf�llt, nimmt er doch am Wertzuwachs in Gestalt des nat®rlichen
Zuwachses des Holzes teil.

BFH v. 18. 3. 1976 IV R 52/72, BStBl. II, 482; v. 26. 6. 1985 IV R 149/83, BStBl. II,
549; und v. 17. 5. 1994 IV B 76/93, BFH/NV 1994, 855. Zu Umtriebszeiten von l�ng-
stens 60 bis 240 Jahren: Kleeberg in K/S/M, EStG § 13 Rn. B 194 unter Berufung auf
Speidel, Forstliche Betriebswirtschaftslehre, 177, Bieger, Die forstliche Umtriebszeit
als betriebswirtschaftliches Problem, 43.

Ein Forstwirt, der seinen Gewinn nicht nach § 4 Abs. 1 oder 3 ermittelt, kann
mangels nachgewiesener Verluste nicht geltend machen, sein Betrieb sei eine
estrechtlich irrelevante Liebhaberei (BFH v. 18. 5. 2000 IV R 27/98, BStBl. II
2000, 524).

c) Grundsztze forstwirtschaftlicher Gewinnermittlung

Die Gewinnermittlung des forstwirtschaftlichen Betriebs unterliegt einer ganzen
Reihe von Besonderheiten.
Dem Forst-Wirtschaftsjahr liegt ein 3-faches Wahlrecht zugrunde. Nach § 4 a
Abs. 1 Nr. 1 hat er den Gewinn f®r das Normal-Wj. des Land- und Forstwirts
zu ermitteln, kann bei reiner Forstwirtschaft nach § 8c Abs. 1 Nr. 2 (zur erstma-
ligen Anwendung § 84 EStDV) das Forst-Wj. vom 1. 10. bis 30. 9. bestimmen
oder nach § 8c Abs. 2 Satz 1 auch das Kj. als Wj. w�hlen (BFH v. 23. 9. 1999 IV
R 4/98, BStBl. II 2000, 5 auch zum Verh�ltnis der Wahlrechte zueinander und
zur Umstellung des Wj.; im ®brigen s. § 4 a Anm. 20 f.).
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Wegen der Buchf®hrungspflicht, BMF v. 15. 12. 1981, BStBl. I, 878, dort im Rahmen
von Tz. 3 auch zu den besonderen Maßgaben f®r forstwirtschaftliche Betriebe, insbes.
auch zum Anbauverzeichnis.

Die Bestandsaufnahme braucht sich bei Land- und Forstwirten, die nach
§ 141 Abs. 1 Nr. 1, 3 oder 5 AO zur Buchf®hrung verpflichtet sind, nicht auf
das stehende Holz zu erstrecken (§ 141 Abs. 1 Satz 4 AO). Dies gilt nicht f®r
freiwillig Buchf®hrende bzw. nach § 140 AO Buchf®hrungspflichtige (Dumke,
INF 1978, 153), ohne diese Einschr�nkung BMF v. 15. 12. 1981, BStBl. I, 878).
Gleichwohl sind AK stl. von Bedeutung (BFH v. 10. 11. 1994 IV R 68/93,
BStBl. II 1995, 779 [780]). Als Bestandaufnahme bez®glich des stehenden Hol-
zes iSv. § 141 Abs. 1 Satz 4 AO ist nach uE zutr. Auffassung nur der Holzzu-
wachs gemeint. Da diesbez®gliche Gewinne ohnehin nicht als nicht realisierte
Gewinne ausgewiesen werden d®rfen, erscheint § 141 Abs. 1 Satz 4 AO ent-
behrlich (vgl. zu allem Hiller, FR 1998, 512 mwN; Lademann/Hiller, § 13
Anh. Landw. Buchf. Rn. 122 ff.; vgl. auch BFH v. 19. 12. 1962 IV 268/59 S,
BStBl. III 1963, 357).
Das stehende Holz ist ein neben dem Grund und Boden und den zur Holzab-
fuhr angelegten Waldwegen (abnutzbares WG des Anlageverm½gens, RFH v.
17. 11. 1943 VI 19/43, RStBl. 1944, 50) selbst�ndig bewertbares nicht abnutzba-
res WG des Anlageverm½gens, das erst mit der F�llung der Baumst�mme Um-
laufverm½gen wird.

§ 6 Abs. 1 Nr. 2; ua. auch § 6b Abs. 1 Satz 1; BFH v. 7. 5. 1987 IV R 150/84, BStBl. II,
670; v. 29. 9. 1966 IV 166/62, BStBl. III 1967, 3; vgl. auch schon RFH v. 11. 12. 1929,
RStBl. 1930, 214 (217); v. 17. 11. 1943 VI 19/43, RStBl. 1944, 50, glA Kleeberg, FR
1998, 189; Hiller, FR 1998, 512; zum DMBilG, Er½ffnungsbilanz auf den 1. 7. 1990,
Lademann/Hiller, § 13 Rn. 231.

Als Wirtschaftsgut ist das stehende Holz in seiner Gesamtheit zu beurteilen
(so wohl BFH v. 19. 12. 1962 IV 268/59 S, BStBl. III 1963, 357 [359]; R 212
Abs. 1 Satz 3 EStR). In engerem Sinne kann WG auch der Baumbestand eines
abgrenzbaren Anpflanzungsgebiets mit m½glichst gleichen objektiven Eigen-
schaften sein.

Lage, Holzarten, Alterklassen; zum Nutzungs- und Funktionszusammenhang als ver-
bindendes Element eines WG: BFH v. 26. 11. 1973 GrS 5/71, BStBl. II 1974, 132;
Felsmann/Giere, B 778, 779; Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 10a; gegen die Ein-
beziehung von Altersklassen Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001 Rn. 454; Hiller, FR 1998,
512 (513): Die Bestockung eines geschlossenen Waldgebiets; tendenziell aA Kleeberg
in K/S/M, § 13 Rn. B 195, mit Hinweis auf BMF-Schriftenreihe Heft 15, 23 f., und
Ders., FR 1998, 189: WG ist der einzelne Baum, vom Sonderfall der Monokultur und
des Plantagenwaldes abgesehen, Ders. aber in K/S/M aaO Rn. B 196: WG im estl.
Sinne ist bei Nachhaltsbetrieben das stehende Holz bezogen auf die kleinste forstliche
Planungseinheit, bei aussetzenden Betrieben ggf. das einzelne Waldst®ck.

Die Zuf�hrung von Forstflzchen zu betriebsfremden Zwecken ist idR eine
gewinnrealisierende Entnahme, wenn der Vorgang nicht als Betriebs- oder Teil-
betriebs®bertragung gewertet werden kann (glA Felsmann/Pape, A 19; vgl. bei
erheblicher Umgestaltung auch BFH v. 18. 5. 2000 IV R 27/98, BStBl. II, 524).
Zu einer gewinnrealisierenden Entnahme kommt es auch, wenn das geschlagene
Holz f®r private Zwecke verwendet wird (s. Mitterpleininger in L/B/P, § 13
Rn. 9 e). Eine Gewinnrealisierung hat auch dann zu erfolgen, wenn ein WG in
ein BV anderer Einkunftsart ®berf®hrt wird und dadurch die Besteuerung der
stillen Reserven entfallen w®rde (vgl. auch § 6 Abs. 5 Satz 1).

Dies hat der BFH etwa f®r den Fall angenommen, daß aus dem forstbetrieblichen Teil
eines luf. Betriebs, f®r den der Gewinn nach § 4 Abs. 3 zu ermitteln war, geschlagenes
Holz zur dortigen Verwendung an den landwirtschaftlichen Teil eines Betriebs abgege-
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ben wurde, der seinen Gewinn nach Durchschnitts�tzen ermittelte (BFH v. 22. 5. 1969
IV 31/65, BStBl. II, 584, im Streitfall noch VOL; der BFH hielt es in einem Fall dieser
Art f®r gerechtfertigt, insoweit wegen der von der VOL vorgeschriebenen unterschied-
lichen Gewinnermittlungsart beider Betriebsteile strechtlich als von getrennten Betrie-
ben auszugehen). Anders w�re es zu beurteilen gewesen, wenn das Holz etwa im forst-
wirtschaftlichen Betriebsteil verwendet worden w�re. Denn dann h�tte die
Grundbetragsfiktion nicht eingegriffen. Die AfA bez®glich des WG, in das das Holz
eingegangen ist, muß dann von den tats�chlichen Aufwendungen ausgehen; bez®glich
des Holzes w�ren dies die HK des Holzes, die ein buchf®hrender Forstwirt ansetzen
m®ßte (BFH v. 29. 9. 1966 IV 166/62, BStBl. III 1967, 3; aA die Sch�tzung des Holz-
wertes mit dem Marktpreis mwN Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 9e).

Zu den Ertrzgen aus Forstwirtschaft z�hlen die Erl½se aus Holzverkauf (Holz
auf dem Stamm oder geschlagenes, entrindetes und handels®blich zugeschnitte-
nes Rohholz). Bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 entsteht nach Auffassung
der FinVerw. die BV-Mehrung grunds�tzlich in dem Wj., in dem das Holz vom
Grund und Boden getrennt wird (R 212 Abs. 1 Satz 1 EStR; s. auch RFH v.
17. 11. 1943 VI 19/43 RStBl. 1944, 50). Dagegen wird eingewandt, daß damit
zu Unrecht nicht realisierte Gewinne ausgewiesen w®rden (vgl. BFH v.
27. 2. 1986 IV R 52/83, BStBl. II, 552). Die auf den Waldbestand entfallenden
AK mindern den entstehenden Gewinn (BFH v. 10. 11. 1994 IV R 68/93,
BStBl. II 1995, 779). Da wegen der langen Umtriebszeit die Feststellung der HK
schwierig ist, werden sie idR ausgehend von den erzielbaren Holzpreisen abz®g-
lich eines Abschlags von 30 bis 40 vH gesch�tzt (s. dazu Kleeberg in K/S/M,
§ 13 Rn. B 211: „wobei auf das jeweilige Preisniveau und die f®r den Forstwirt
gegebene Gewinnchance R®cksicht zu nehmen ist“). Bei Verwendung von Holz
zur Herstellung von eigenen Anlageg®tern muß dieses aktiviert werden (glA
OFD Hannover v. 22. 6. 1970, StEK EStG § 13 Nr. 172; Kleeberg aaO Rn. B
212). Bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 sind die Einnahmen aus dem Holz-
verkauf im Wj. des Zuflusses der Erl½se zu erfassen. Auch der Verkauf der
Holzabf�lle (Rinde f®r Rindenmulch, S�gesp�ne, S�gemehl usw.) f®hrt zu Erl½-
sen aus Forstwirtschaft. Dazu werden auch Einnahmen aus der Ver�ußerung
der Baumfr®chte und der Fr®chte des Waldbodens, zB von Moos, Gras, Laub,
Nadeln, Pilzen, Beeren, Eicheln, Bucheckern, Tannenzapfen usw. gerechnet.

Die FinVerw. hat eingehend zur estrechtlichen Sachbehandlung von Erl½sen und Ent-
sch�digungen im Bereich Forstwirtschaft Stellung genommen (OFD Kiel v. 3. 5. 1990,
StEK EStG § 13 Nr. 538), insbes. bei Waldverk�ufen (zur Aufteilung des Kaufpreises
auf Grund und Boden und aufstehendem Holz zB auch Hess. FG v. 20. 10. 1988 III
172/81, EFG 1989, 99; FG Ba.-W®rtt. v. 5. 6. 1997, EFG 1997, 1364 rkr.; im Verh�lt-
nis zu anderen WG Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 460), Enteignungen, Hiebun-
reifeentsch�digungen, Entsch�digungen f®r Rand- und Folgesch�den, Wirtschaftser-
schwernisse, f®r den Bau von Leitungen (vgl. dazu auch BFH v. 16. 2. 1970 I 42/68,
BStBl. II, 419; v. 20. 1. 1983 IV R 158/80, BStBl. II, 413), Man½versch�den, f®r eine
Wertminderung des Grund und Bodens, Holzeinschlag zur Unzeit.

Zu den Betriebsausgaben geh½ren die ®blichen Aufwendungen f®r Betriebs-
mittel, ebenso Kosten f®r Pflege, S�uberung und L�uterung. Auch die Aufwen-
dungen f®r die Erstellung eines Betriebswerks oder Betriebsgutachtens (§§ 34b
Abs. 4 Nr. 1, 68 EStDV) bzw. die Standortkartierung durch eigenes Personal wie
auch durch fremde Sachverst�ndige k½nnen sofort abziehbare BA darstellen,
wenn darin lediglich ein durch den Betrieb selbstgeschaffener Wert oder Vorteil
vorliegt (vgl. § 5 Abs. 2 und entsprechend BFH v. 26. 8. 1992 I R 24/91,
BStBl. II, 977; zur Aktivierung eines Betriebswerks bzw. Betriebsgutachtens, das
mit einem Forstbetrieb entgeltlich erworben wurde, DB 1986, 834).
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Forst-Betriebsausgabenpauschale: Nach § 51 EStDV kann bei forstwirt-
schaftlichen Betrieben, die nicht zur Buchf®hrung verpflichtet sind und den Ge-
winn nicht nach § 4 Abs. 1 ermitteln, zur Abgeltung der BA auf Antrag ein
Pauschsatz von 65 vH der Einnahmen aus der Holznutzung abgezogen werden.
Der Pauschsatz zur Abgeltung der BA betr�gt 40 vH, soweit das Holz auf dem
Stamm verkauft wird. Durch die Anwendung dieser Pauschs�tze sind die BA im
Wj. der Holznutzung einschließlich der Wiederaufforstungskosten unabh�ngig
von dem Wj. ihrer Entstehung abgegolten. Zu den Einnahmen, von der die Pau-
schale berechnet wird, geh½ren auch Ausgleichszahlungen, die Forstwirte zum
Ausgleich von Orkansch�den f®r die Entrindung und Naßlagerung von Holz er-
halten haben (FG Ba.-W®rtt. v. 29. 7. 1999, EFG 1999, 1068, rkr.). Nach § 51
Abs. 4 EStDV ist klargestellt, daß diese Regelung nicht f®r die Ermittlung des
Gewinns aus Waldverk�ufen gilt. Nach FinVerw. ist die Minderung der AK oder
HK nach R 212 Abs. 1 EStR idF der ESt�R 1998 (Minderung der AK oder HK
um 3 vH f®r Wj., die vor dem 1. 1. 1999 begonnen haben) abgegolten, wenn die
BA nach § 51 EStDV oder § 4 FSchAusglG (dazu nachfolgend) mit einem
Pauschbetrag abgezogen werden. Der BA-Pauschbetrag wird im ®brigen durch
Beihilfen im Zusammenhang mit dem Aufarbeiten von Windbr®chen gemindert
(vgl. OFD Hannover v. 23. 10. 1974, FR 1975, 16; OFD M®nster v. 4. 6. 1975,
FR 1975, 427).
Die Frage, ob § 51 EStDV hinl�nglich durch eine Erm�chtigungsgrundlage ge-
deckt ist, ist in BFH v. 16. 2. 1995, IV R 62/94, BStBl. II, 592, offen geblieben;
zur Kritik an § 51 EStDV s.Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 459).

d) Behandlung von Aufforstungs- und Waldanschaffungskosten

Aufforstungskosten k½nnen Anschaffungskosten oder Erhaltungsaufwand sein.
Unterschieden werden die Erstaufforstungskosten (zum Begriff Leinglrtner/
Wendt, Kap. 44 Rn. 3) von den Nachaufforstungs- und Wiederaufforstungsko-
sten.
Erstaufforstungskosten und Waldanschaffungskosten sind als HK oder
AK bez®glich des WG „stehendes Holz“ einzuordnen.

BFH v. 19. 12. 1962 IV 268/59 S, BStBl. III 1963, 357; v. 16. 6. 1971 IV R 84/70,
BStBl. II 1972, 451; v. 18. 1. 1990 IV R 50/88, BFH/NV 1990, 693; dies gilt ggf. nach
Maßgabe der R 34 EStR auch f®r die von Dritten gew�hrte Zusch®sse.

Diese Kosten sind grunds�tzlich zu aktivieren.
BFH v. 19. 12. 1962 IV 268/59 S, BStBl. III 1963, 357; v. 19. 12. 1962 IV 257/60 S,
BStBl. III 1963, 361; v. 6. 12. 1972 IV R 4–5/72, BStBl. II 1973, 293 (294 f.), dort vor
allem auch zur Sachbehandlung bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3, dazu ebenda
Satz 4 und R 16 Abs. 3 Satz 4 EStR; v. 10. 11. 1994 IV R 68/93, BStBl. II 1995, 779; v.
11. 11. 1993 IV R 125/90, BStBl. II 1994, 629; H 212 EStH; Hiller, FR 1998, 513;
Kleeberg in K/S/M, Rn. B 197.

Nach der Rspr. des BFH k½nnen Erstaufforstungskosten im Entstehungsjahr
abgezogen werden, wenn sie innerhalb eines bereits bestehenden forstwirt-
schaftlichen Betriebs anfallen und unter Ber®cksichtigung des gesamten Auffor-
stungsprogramms nicht zu einer erheblichen Vermehrung des Waldbestandes
f®hren.

BFH v. 19. 12. 1962 IV 268/59 S, BStBl. III 1963, 357; zur Erheblichkeit der Vermeh-
rung zB OFD Hannover v. 6. 9. 2001, StEK EStG, § 5 Buchf. Nr. 58, Leinglrtner/
Wendt, Kap. 44 Rn. 3: Vergr½ßerung der Forstfl�che um mehr als 10 vH; Frotscher/
Kuhlmann, § 13 Rn. 156: j�hrlich mehr als 5 ha oder 5 vH, im Verlauf zusammengeh½-
render Jahre um mehr als 10 ha oder 10 vH; Kleeberg in K/S/M, Rn. B 197, Vermeh-
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rung des Waldbestands um etwa 10 bis 15 vH innerhalb f®nf aufeinanderfolgender Wj.
oder eine 10 ha ®bersteigende, innerhalb eines Wj. erstaufgeforstete Fl�che.

Nachaufforstungskosten, zB. wegen Kaninchen- und Wildfraß oder Orkan-
sch�den usw., sind grunds�tzlich laufender Aufwand (Schmidt/Seeger XXI.
§ 13 Rn. 94; Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 456; Mitterpleininger in L/B/P,
§ 13 Rn. 11).
Wiederaufforstungskosten k½nnen sich als Erhaltungsaufwendungen und da-
mit als sofort abziehbare BA darstellen, wenn in dem einheitlichen WG „stehen-
des Holz“ einzelne B�ume gef�llt und diesbez®glich wieder aufgeforstet wird
(BFH v. 19. 12. 1962 IV 268/59 S, BStBl. III 1963, 357, aber Vorbehalt, wenn
Wiederaufforstungskosten ein erhebliches Maß annehmen). Bei Kahlhieb eines
mit vorstehenden Maßgaben als eigenes WG anzusehendes Waldst®cks k½nnen
die Wiederaufforstungskosten aber auch (nachtr�gliche) HK sein (glA Hiller,
FR 1998, 512 [513]) Die FinVerw. h�lt Wiederaufforstungskosten generell f®r
sofort abziehbaren Aufwand (vgl. R 212 Abs. 1 Satz 4 EStR). UE ist der Stand-
punkt der FinVerw. nicht ®berzeugend.

Vgl. BFH v. 10. 11. 1994 IV R 68/93, BStBl. II 1995, 779; vgl. auch FG M®nster v.
19. 5. 1993, EFG 1994, 33, rkr. geworden; Schmidt/Seeger XXI. § 13 Rn. 98; Mitter-
pleininger in L/B/P, EStG § 13 Rn. 11; wie die Verwaltung Mlrkle/Hiller, 8. Aufl.
2001 Rn. 456.

Besteht nach den einschl�gigen Waldgesetzen eine Wiederaufforstungsverpflich-
tung, kommt mit den entsprechenden Maßgaben eine R®ckstellung in Betracht
(glA Mlrkle/Hiller aaO; Felsmann/Giere, B 822 a; Hiller, FR 1998, 512
Fn. 21), sofern nicht von HK auszugehen ist (BFH v. 1. 4. 1981 I R 27/79,
BStBl. II, 660 [662]). Wird ein erworbener Holzbestand durch Kahlschlag ver-
ringert, so mindern die anteiligen AK den Erl½s aus der Ver�ußerung des Holzes
(BFH v. 10. 11. 1994 IV R 68/93, BStBl. II 1995, 779; vgl. generell zur Ber®ck-
sichtigung der AK und HK R 212 Abs. 1 Satz 2 EStR).
Bei Kahlschlag wesentlicher abgrenzbarer Waldfl�chen ist eine Buchwertminde-
rung m½glich; in die HK des zur Ver�ußerung bestimmten Holzvorrats gehen
die auf den geschlagenen Waldbestand entfallenden AK ein und zwar auch dann,
wenn von der zur Vereinfachung ergangenen Verwaltungsregelung in R 212
Abs. 1 S�tze 4 und 5 EStR idF der ESt�R 1998 (dazu nachfolgend) Gebrauch
gemacht wurde (BFH v. 10. 11. 1994 IV R 68/93, BStBl. II 1995, 779; schon
RFH v. 11. 12. 1929, RStBl. 1930, 214; v. 23. 1. 1930. RStBl., 216). Die FinVerw.
ließ f®r Wj, die vor dem 1. 1. 1999 begonnen haben, aus Vereinfachungsgr®nden
die j�hrliche Minderung der aktivierten AK oder HK jedes nach objektiven Kri-
terien abgrenzbaren Baumbestandes um 3 vH zu (Waldwertminderung, R 212
Abs. 1 S�tze 4 und 5 idF der ESt�R 1998, wobei diese Pauschalierung aber mit
abgegolten war, wenn bei der Gewinnermittlung BA nach § 51 EStDV in H½he
eines Pauschbetrags abgezogen werden (R 212 Abs. 1 Satz 6 EStR idF der
ESt�R 1998). Nach der Rspr. des BFH, die die Frage der generellen Rechtm�-
ßigkeit der Verwaltungsregelung dahingestellt ließ, durfte die 3 vH-Regelung der
FinVerw. jedenfalls nicht zu einem offensichtlich falschen Ergebnis f®hren.

BFH v. 7. 2. 1985 IV R 56/82, BFH/NV 1986, 664; v. 10. 11. 1994 IV R 68/93,
BStBl. II 1995, 779 (781); zu einem derartigen Fall Mitterpleininger in L/B/P, § 13
Rn. 10a; aA FG N®rnb. v. 2. 2. 1983, EFG 1983, 403: Verwaltungsregelung ®berhaupt
ohne Grundlage im Gesetz; FG M®nster v. 19. 5. 1993, EFG 1994, 33, wobei es nach
Auffassung der Revisionsentscheidung auf diese Frage im Streitfall nicht angekommen
ist, vgl. BFH BStBl. II 1995, 779; Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 455 mwN; f®r
eine Streichung ist eingetreten: Hiller, FR 1998, 512 (514); dagegen hielt und h�lt
Kleeberg in K/S/M, Rn. B 199 die Verwaltungsregelung f®r „bew�hrt und praktikabel“.
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Zum Streitstand auch Woltmann, INF 2001, 553; Buob, INF 2001, 681; Hiller, INF
2002, 9.

Aufwendungen f®r Drahtumz�unungen um aufgeforstete Fl�chen sind beweg-
liche WG des Anlageverm½gens und auf die ND abzuschreiben (BFH v. 19. 12.
1962 IV 257/60 S, BStBl. III 1963, 361 [362]).

e) Besonderheiten nach dem Forstschzdenausgleichsgesetz

Schrifttum: Roland, Einkommensteuerrechtliche �nderungen durch das Gesetz zur �n-
derung des Forstsch�den-Ausgleichsgesetzes, DStZ 1985, 552; Gast, Zur Anwendung des
Forstsch�den-Ausgleichsgesetzes f®r das Forstwirtschaftsjahr 1985, INF 1986, 39;
Schindler, Die Beschr�nkung des ordentlichen Holzeinschlages nach dem Forstsch�den-
Ausgleichsgesetz, StBp. 1989, 59; Hiller, Hintergrund zum Forstsch�den-Ausgleichsge-
setz, INF 1989, 169; Schindler, Einschlagsbeschr�nkung 1990 nach dem Forstsch�den-
Ausgleichsgesetz, StBp. 1991, 83; Ders., Kalamit�tsfolgehiebe iSd. § 5 Abs. 2 Forstsch�-
den-Ausgleichsgesetz, StBp. 1991, 83; Voss/Steinle, Begriffliche Abgrenzung und steuer-
liche Beurteilung von Kalamit�tsfolgehieben in privaten Forstbetrieben, INF 1994, 235;
Voss, Steuerrechtliche Besonderheiten der Stammholzeinlagerung nach Forstkalamit�ten
in privaten Forstbetrieben, StBp. 1995, 221, 254, 272; Ders., Forstsch�denausgleichsgesetz
und Betriebsausgabenpauschsatz, StBp. 1998, 74; zu weiterem Schrifttum s. auch oben vor
Anm. 222; Hiller, Die Einschlagsbeschr�nkung 1999/2000 nach dem FSchAusglG, INF
2000, 330.
Verwaltungsanweisungen: OFD Hannover v. 9. 1. 1992, StEK EStG § 13 Nr. 586; v.
29. 3. 2000, StEK EStG § 13 Nr. 676; v. 7. 6. 2000, StEK EStG § 13 Nr. 677.

Zu bestimmten Maßnahmen bei Forstsch�den ist das Forstsch�denausgleichsge-
setz ergangen. Zweck dieses Gesetzes ist es, St½rungen des Rohholzmarktes
durch außerordentliche Holznutzungen zu vermeiden.

FSchAusglG v. 26. 8. 1985, BGBl. I, 1757, BStBl. I, 592 mit �nd. durch Ges. v.
7. 11. 1991, BGBl. I, 2062, zur fr®heren Rechtslage, Ges. v. 29. 8. 1969, BGBl. I, 1533;
BStBl. I, 513; zum Zweck der �nd. BTDrucks. 10/3271; zuletzt ge�ndert durch Ges. v.
24. 3. 1999, BGBl. I, 1756; zum zeitlichen Anwendungsbereich allgemein Felsmann/
K�nig, A 1106 ff.; §§ 3 bis 7 sind in ihrer vom 1. 9. 1985 an geltenden Fassung erstmals
f®r Wj. anzuwenden, die nach dem 31. 12. 1984 enden, § 11a FSchAusglG; keine Gel-
tung f®r ausl�ndische Betriebe oder Betriebsst�tten, Lademann/Hiller, § 13 Anhang
FSchAusglG Anm. 3a; entsprechend BFH v. 4. 12. 1979 VIII R 125/78, BStBl. II, 97.

Beschrznkung des Holzeinschlags: Nach § 1 FSchAusglG kann nach be-
stimmten Voraussetzungen (s. ua. § 1 Abs. 4 FSchAusglG: 70 vH des Nutzungs-
satzes iSv. § 34b Abs. 4 Nr. 1) durch VO der Holzeinschlag beschr�nkt werden.

Vgl. zB VO v. 21. 11. 1991, BGBl. I 1992, 2128; zu den jeweils ergangenen VO Lade-
mann/Hiller, § 13 Anh. FSchAusglG Rn. 6 ff. (10 ff.); Felsmann/K�nig, A 1107 ff.; zu
weiteren Anwendungsf�llen OFD Hannover v. 29. 3. 2000, StEK § 13 Nr. 676.

Der Zweck besteht darin, nach Kalamit�tsnutzungen eine erhebliche und ®ber-
regionale St½rung des Rohholzmarktes durch außerordentliche Holznutzungen
zu vermeiden und dadurch zu verhindern, daß die Lage der Forstwirtschaft
durch derartige Sch�den langfristig verschlechtert und die ordnungsgem�ße, zu
seiner Erhaltung unerl�ßliche Bewirtschaftung des Waldes gef�hrdet wird
(BTDrucks. V/4070; wegen des Fehlens von Sanktionsm½glichkeiten kritisch
Lademann/Hiller, § 13 Anh. FSchAusglG Rn. 2a). Forstwirte, die nicht zur
Buchf®hrung verpflichtet sind, k½nnen in der VO von der Einschlagsbeschr�n-
kung ausgenommen werden, wenn das Holzaufkommen dieser Forstwirte die
Marktst½rung nur unerheblich beeinflußt. Hiller, INF 1989, 169, h�lt den
Zweck der Marktregulierung lediglich f®r ein Feigenblatt bez®glich der mit dem
FSchAusglG eingef®hrten weiteren Steuerverg®nstigungen.
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Bildung einer R�cklage: Stpfl., die Eink®nfte aus dem Betrieb von Forstwirt-
schaft beziehen (auch wenn diese gewerbliche sind, Mlrkle/Hiller, 8. Aufl.
2001, Rn. 472) und den Gewinn nach § 4 Abs. 1 ermitteln (auch freiwillig, nicht
Vollsch�tzung), k½nnen nach § 3 Abs. 2 Satz 1 FSchAusglG eine gewinnmin-
dernde R®cklage bilden, die in der absoluten H½he und in den j�hrlichen Zuf®h-
rungen beschr�nkt ist (zur fr®heren Rechtslage, die erheblich ung®nstiger war,
Lademann/Hiller, § 13 Anhang FSchAusglG Rn. 17). Insgesamt darf die R®ck-
lage 100 vH der nutzungssatzm�ßigen Einnahmen nicht ®bersteigen, j�hrlich
d®rfen 25 vH der im Durchschnitt der vorangegangenen drei Wj. erzielten Ein-
nahmen zugef®hrt werden, soweit sie nicht auf einer �berschreitung des Nut-
zungssatzes – § 34b Abs. 4 Nr. 1 – beruhen.

Zu dem Begriff „nutzungssatzm�ßige Einnahme“ nach § 3 Abs. 1 Satz 3 FSchAusglG
OFD Hannover v. 7. 6. 2000, StEK EStG § 13 Nr. 677; Lademann/Hiller, § 13 An-
hang FSchAusglG Rn. 18; Felsmann/K�nig, A 1119.

Durch die Bildung der R®cklage entsteht eine BA im Wj. der Zuf®hrung. Diese
BA darf auch zur Entstehung bzw. Erh½hung eines Verlusts f®hren (s. auch
Felsmann/K�nig, A 1116). Die BA z�hlt zu den gem. § 34b Abs. 2 Nr. 2 auf die
einzelnen Holznutzungen zu verteilenden Aufwendungen (OFD Hannover v.
9. 11. 1992, aaO, Abschn. II Tz. 3 a; dort unter 3b zur Aufl½sung der R®cklage).
Bildung eines Ausgleichsfonds: Die R®cklage ist nach § 3 Abs. 2
FSchAusglG nur zul�ssig, wenn mindestens in gleicher H½he ein betrieblicher Aus-
gleichsfonds gebildet wird (dazu auch Felsmann/K�nig, A 1118 a, 1121).

Nach der FinVerw. muß als Voraussetzung f®r die R®cklage die Zahlung an den be-
trieblichen Ausgleichsfonds bis zum Bilanzstichtag in H½he der R®cklage geleistet sein
(OFD Hannover v. 7. 6. 2000, StEK EStG § 13 Nr. 677 unter II.; aA Brandm�ller,
BB 1981, 826; Lademann/Hiller, § 13 Anhang FSchAusglG Rn. 19; Bl�mich/Selder,
§ 13 Rn. 325: im Zeitpunkt der Erstellung des Jahresabschlusses). Der Fonds dient der
Bereitstellung von Mitteln zur jederzeitigen Verwendung im Schadensfall. Nach Fin-
Verw. k½nnen in den Fonds nicht Inhaber- und Orderschuldverschreibungen aufge-
nommen werden, die ohne staatliche Genehmigung ausgegeben wurden (zu den n�he-
ren Maßgaben des Fonds s. auch OFD Kiel v. 11. 2. 1997, StEK EStG § 13 Nr. 644).
Die Inanspruchnahme des Fonds ist an bestimmte gesetzliche Maßgaben gebunden
(§ 3 Abs. 3 FSchAusglG, dazu Lademann/Hiller, § 13 Anhang FSchAusglG Rn. 23,
der ua. eine unsch�dliche Verwendung dann nicht f®r m½glich h�lt, wenn die Ein-
schlagsbeschr�nkung vollst�ndig mißachtet wurde oder wenn der Forstbetrieb nach § 1
Abs. 5 FSchAusglG von der Einschlagsbeschr�nkung vollst�ndig befreit worden ist;
Felsmann/K�nig, A 1122 ff.).

Bei sch�dlicher Verwendung des Ausgleichsfonds ist die R®cklagenaufl½sung als
nicht beg®nstigter laufender Gewinn des Wj. zu erfassen (OFD Hannover v.
7. 6. 2000, StEK EStG § 13 Nr. 677). Außerdem wird nach § 3 Abs. 4 Satz 2
FSchAusglG ein VZ-bezogener Zuschlag zur ESt. oder KSt. (keine Gewinn-,
sondern eine Steuererh½hung) iHv. 10 vH des Teil der aufgel½sten R®cklage er-
hoben, der nicht auf nach § 3 Abs. 3 FSchAusglG zugelassenen Zwecke entf�llt.
Die R®cklage ist in H½he der in Anspruch genommenen Fondsmittel zum Ende
des Wj. der Inanspruchnahme gewinnerh½hend aufzul½sen (§ 3 Abs. 4 Satz 1
FSchAusglG; auch OFD Hannover aaO, wenn zwar die R®cklage ganz oder teil-
weise aufgel½st wird, aber die Fondsmittel unber®hrt bleiben).
R�cklage unbeachtlich f�r Buchf�hrungsgrenze: Die R®cklage nach § 3
Abs. 1 des FSchAusglG ist bei der Berechnung der in § 141 Abs. 1 Nr. 5 AO be-
zeichneten Grenze f®r die Buchf®hrungspflicht nicht zu ber®cksichtigen (§ 3
Abs. 5 FSchAusglG; dazu Felsmann/K�nig, A 1127), und zwar sowohl die BA
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im Wj. der Bildung der R®cklage als auch die BE im Wj. der Aufl½sung (OFD
Hannover v. 9. 1. 1992, StEK EStG § 13 Nr. 586, Abschn. II. Tz. 4).
Pauschsztze f�r nichtbuchf�hrende Forstwirte: Nach § 4 FSchAusglG (dazu
OFD Hannover v. 7. 6. 2000, StEK EStG § 13 Nr. 677; OFD M®nchen v. 30. 6.
2000, StEK EStG § 13 Nr. 678; Felsmann/K�nig, A 1128 ff.) k½nnen nicht zur
Buchf®hrung verpflichtete und auch nicht tats�chlich nach § 4 Abs. 1 gewinn-
ermittelnde Stpfl. mit Eink®nften aus dem Betrieb von Forstwirtschaft im Wj.
einer Einschlagsbeschr�nkung (dazu Schindler, StBp. 1990, 79) nach § 1
FSchAusglG zur Abgeltung der BA einen Pauschsatz von 90 vH der Einnahmen
aus den Holznutzungen absetzen, 65 vH, soweit das Holz auf dem Stamm ver-
kauft wird. Dies gilt auch f®r solche Forstwirte, die nach § 1 Abs. 5 FSchAusglG
zwar nicht unter die Einschlagsbeschr�nkung fallen, diese Beschr�nkung jedoch
freiwillig befolgen. Die Pauschs�tze werden unabh�ngig davon gew�hrt, ob or-
dentliche oder außerordentliche Holznutzungen gezogen werden (BFH v.
25. 8. 1983 IV R 193/80, BStBl. II, 757). Bez®glich der Bemessungsgrundlage
ist auf die im Zeitraum der Einschlagsbeschr�nkung erzielten Einnahmen aus
Holznutzungen abzustellen (s. BFH v. 25. 8. 1983 IV R 193/80 aaO; glA Lade-
mann/Hiller, § 13 Anhang FSchAusglG, Rn. 35).

Hierzu geh½ren nach FinVerw. neben den Einnahmen aus ordentlichen und außeror-
dentlichen Holznutzungen auch Einnahmen aus Holznutzungen, die auf einen Ein-
schlag in vorangegangenen Wj. zur®ckzuf®hren sind, sowie Einnahmen aus Holzarten,
f®r die keine Einschlagsbeschr�nkung besteht (OFD Hannover v. 9. 11. 1992, aaO,
Abschn. III., dort auch zum abweichenden Gewinnermittlungszeitraum).

UE k½nnen die BA-Pauschs�tze unter dem Gesichtspunkt des Gesetzeszwecks,
St½rungen des Rohholzmarkts durch außerordentliche Holznutzungen zu ver-
meiden (s. o.), hingenommen werden. Die Regelung des § 4 FSchAusglG geht
davon aus, daß im Wj. einer Einschlagsbeschr�nkung entsprechend geringere
Einnahmen aus Holznutzung erzielt werden als in normalen Jahren. Zum Aus-
gleich dieser Mindereinnahmen l�ßt sie erh½hte BA-Pauschs�tze zu (OFD M®n-
chen v. 3. 1. 1992, StEK EStG § 13 Nr. 582). Wird die Einschlagsbeschr�nkung
nicht eingehalten, werden die Pauschs�tze nicht gew�hrt (OFD Hannover v.
7. 6. 2000, StEK EStG § 13 Nr. 677; glA Schmidt/Seeger XXI. § 13 Rn. 102,
wenn auch unzutreffend unter Bezugnahme auf § 4 Abs. 2 FSchAusglG). Nach
FinVerw. ist mit der Inanspruchnahme der BA-Pauschs�tze nach § 51 EStDV
oder § 4 FSchAusglG die nach R 212 Abs. 1 S�tze 4 und 5 EStR f®r bis vor dem
1. 1. 1999 begonnene Wj. zul�ssige Minderung der AK oder HK eines Waldes
abgegolten (R 128a EStR).
Aktivierungswahlrecht f�r Kalamitztsholz: Nach § 4a FSchAusglG (vgl. da-
zu Felsmann/K�nig, A 1132 a f.) haben nach § 4 Abs. 1 bilanzierende Stpfl. mit
Eink®nften aus einem Betrieb von Forstwirtschaft bez®glich des eingeschlage-
nen und unverkauften Kalamit�tsholzes ein Aktivierungswahlrecht. An die ein-
mal vorgenommene Wahl der Bewertung, Teilbewertung oder Nichtbewertung
ist der Stpfl. gebunden (OFD Hannover, aaO, Abschn. IV Tz. 2). Aktiviert der
Stpfl. nicht, f®hrt die Ver�ußerung des Kalamit�tsholzes zu einem Gewinn, der
gem. § 5 Abs. 1 FSchAusglG iVm. § 34b Abs. 3 Nr. 3 Buchst. c) einem erm�ßig-
ten Steuersatz unterliegt. UE kann der Gewinn um die Kosten, die bei Aufarbei-
tung des Holzes angefallen sind, gemindert werden. Diese Beg®nstigung scheint
gesetzlich gewollt (glA Hiller, INF 1990, 267; aA Schmidt/Seeger XXI. § 13
Rn. 103 mit der Erw�gung, daß durch die Nichtaktivierung diese Kosten bereits
konsumiert seien und § 4a FSchAusglG lex specialis gegen®ber § 4 Abs. 1 sei).
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Beg�nstigter Steuersatz nach § 5 FSchAusglG: Im ®brigen ordnet § 5
Abs. 1 FSchAusglG im Wj. einer Einschlagsbeschr�nkung f®r jegliche Kalami-
t�tsnutzung einheitlich den nach § 34b maßgeblichen Steuersatz an (s. § 34b
Anm. 79 f. mwN; OFD Hannover v. 7. 6. 2000, StEK EStG § 13 Nr. 677
Abschn. V). Nach § 5 Abs. 2 FSchAusglG k½nnen Kalamit�tsnutzungen, die in
den Folgejahren gezogen werden und im urs�chlichen Zusammenhang mit einer
Kalamit�tsnutzung stehen (zu Kalamit�tsfolgehieben, BFH v. 11. 4. 1961 I 138/
60 S, BStBl. III, 276), welche in der Zeit der Einschlagsbeschr�nkung angefallen
ist, estl. so behandelt werden, als w�ren sie im Jahr der Einschlagsbeschr�nkung
mit der ersten Mitteilung des Schadensfalls angefallen (s. § 34b Anm. 80 mwN).

4. Eink�nfte aus Weinbau

Schrifttum: Fasold, Zur Zul�ssigkeit des h½heren stl. Teilwerts bei Weinbaubetrieben,
BB 1957, 428; Breit, Herstellung bzw. Vermarktung von Sekt durch Weinbaubetriebe –
Gewerbe oder LuF?, INF 1984, 268; Schild, Steuerliche Folgen der Herstellung und des
Vertriebs von Winzersekt durch Weinbaubetriebe, INF 1997, 421 Ders., Pacht- und Be-
wirtschaftungsvertr�ge im Weinbau, INF 1997, 549.
Begriff des Weinbaus: Unter Weinbau ist die Gewinnung von Weintrauben
durch Bodenbewirtschaftung einschließlich der Verarbeitung der Trauben zu
Traubensaft und Wein bis zur Abf®llung zu verstehen.

Keltern, kellerm�ßige Behandlung; vgl. BFH v. 27. 11. 1997 V R 78/93, BStBl. II 1998,
359; v. 11. 10. 1988 VIII R 419/83, BStBl. II 1989, 284: die Frage des Nebenbetriebs
ist offen geblieben; v. 27. 2. 1987 III R 270/83, BFH/NV 1988, 85, Anm. Kanzler,
StEL 1987, 39; v. 11. 10 1988 VIII R 419/83, BStBl. II 1989, 284; vgl. aus bewertungs-
rechtlicher Sicht auch § 56 BewG sowie FinVerw., gleichlautende Erlasse v. 16. 4. 1997,
BStBl. I, 543 [550]; zur Vermehrung und Veredelung der Reben, wenn sie ®berwiegend
f®r den Eigenbedarf erfolgt Abschn. 1. 10 BewRL: Weinbau.

UE folgt schon aus dem Begriff „Weinbau“, daß die Erzeugung von Wein aus
den Trauben nicht lediglich luf. Nebenbetrieb iSv. § 13 Abs. 2 Nr. 1 ist (s. Erl. zu
Abs. 2 Nr. 1, dort auch zur Weiterverarbeitung zu Winzersekt und Schaumwein
usw.; zum Verh�ltnis zu einer Besen- oder Straußwirtschaft Anm. 183). Nach
der Rspr. stellt diese Bet�tigung nur deshalb LuF dar, weil es sich dabei um die
Verarbeitung von Erzeugnissen handelt, die im Wege der eigenen Urproduktion
(im engeren Sinne) gewonnen wurden. Ist ein solcher Zusammenhang nicht ge-
geben oder wird er durch Zuk�ufe, die ®ber das betrieblich notwendige Maß
hinausgehen, ®berlagert, so kann von einer der LuF arttypischen T�tigkeit nicht
mehr gesprochen werden (BFH v. 11. 10. 1988 VIII R 419/83, BStBl. II 1989,
284; G�rtz, INF 1983, 569; zu weiteren Einzelheiten, zB Pachttrauben,
Anm. 173). Ist der Weinbau als untergeordneter Betrieb dermaßen mit einem
Weinhandelsbetrieb verflochten, daß er als im Interesse der Hauptt�tigkeit ge-
wollt einzustufen ist, liegt ein einheitlicher Gewerbebetrieb vor (RFH v. 2. 11.
1938, RStBl. 1939, 231, wenn auch mit der Diktion des Weinguts als „Nebenbe-
trieb“; entsprechend f®r einen Obsthof bez®glich eines Obstgroßhandelsbe-
triebs BFH v. 26. 11. 1964 IV 285/62 U, BStBl. III 1965, 90; auch entsprechend
zu dem Weinbaubetrieb einer Mitunternehmerschaft im Verh�ltnis zu ihrem
Weingroßhandel mit Sektkellerei BFH v. 11. 2. 1965 IV 285/63, HFR 1965,
459).
Besonderheiten weinbaulicher Gewinnermittlung: Das Wj. richtet sich bei
Weinbaubetrieben nach § 4 a Abs. 1 Nr. 1. Nach § 8c Abs. 1 Nr. 3 EStDV (zur
erstmaligen Anwendung § 84 EStDV) k½nnen Betriebe mit reinem Weinbau den
Zeitraum vom 1. 9. bis 31. 8. als Wj. bestimmen. F®r die Umstellung auf das Wj.

§ 13 Anm. 226–227 Eink®nfte aus
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des § 8 c Abs. 1 Nr. 3 ist bei einem Betrieb mit reinem Weinbau § 8c Abs. 2
Satz 3 EStDV zu beachten (s. Erl. zu § 4 a EStG). Wegen des Umfangs der
Buchf®hrungspflicht bei Weinbaubetrieben s. BMF v. 15. 12. 1981, BStBl. I,
878.
Wirtschaftsgut des Anlageverm¨gens ist nicht der einzelne Rebstock, son-
dern die Rebanlage, uE im allgemeinen differenziert nach Art, Ertragsf�higkeit
und Alter. Zu diesen abnutzbaren WG des Anlageverm½gens geh½ren neben
den Pflanzen auch St®tzen, Abz�unungen zum Schutz vor Wildverbiß, die Um-
gestaltung des naturgewachsenen Grund und Bodens in der Weise, die erst ein
wirtschaftlich sinnvolle Bepflanzung erm½glicht.

BFH v. 30. 11. 1978 IV R 43/78, BStBl. II 1979, 281 mwN; RFH v. 11. 10. 1939,
RStBl. 1940, 28; vgl. zur USt. auch BFH v. 8. 11. 1995 XI R 63/94, BStBl. II 1996, 114
(117); auch Sauer, FR 1988, 535; zur ND f®r AfA die AfA-Tabelle Weinbau und Wein-
handel, BStBl. I 1992, 3; zur Fertigstellung BMF v. 17. 9. 1990, BStBl. I, 420: Dauerkul-
turen. Wegen der Sachbehandlung von Wiederbepflanzungsrechten im Weinbau OFD
Koblenz v. 2. 5. 2000, StEK EStG § 13 Nr. 674.

Einstweilen frei.

5. Eink�nfte aus Gartenbau

Schrifttum: Schley, Einzelfragen bei der Pr®fung g�rtnerischer Betriebe, StBp. 1963, 130;
Leinglrtner, Blumeng�rtnerei als Landw. oder Gewerbebetrieb, FR 1975, 240; Janssen,
Zur StPflicht des Friedhofgartenbaus, Inst. f. StRecht d. Univ. K½ln, Bd. 45; Faus, G�rtne-
reien, Betriebe der LuF oder Gewerbebetriebe, DStR 1974, 18; Leinglrtner, Die Blumen-
g�rtnerei als Landwirtschaft oder Gewerbebetrieb, FR 1975, 240; Josten, Zur Frage der
Abgrenzung zwischen Landwirtschaft und Gewerbe bei Friedhofsg�rtnereien, INF 1979,
128; Ostermeier, Zur Problematik des steuersch�dlichen Zukaufs bei Gartenbaubetrie-
ben, INF 1983, 42; Herder, Steuerfragen im Gartenbau, INF 1985, 488; Fekse, Steuerop-
timale Strukturierung von Gartenbaubetrieben, INF 1988, 224; Herder, Aktuelles Steuer-
recht im Gartenbau, INF 1991, 481; Bracke, Abgrenzung der LuF vom Gewerbe unter
besonderer Ber®cksichtigung des Gartenbaus, INF 1997, 389.

a) Erweiterter Begriff des Gartenbaus

Mit dem StBereinG 1999 (v. 22. 12. 1999, BGBl. I, 2601; BStBl. I 2000, 13) wur-
den in Abs. 1 Nr. 1 die Alternativen „Obstbau, Gem®sebau und Baumschulen“
gestrichen, die seither (ab dem VZ 2000) in Angleichung an die bewertungs-
rechtliche Definition des Gartenbaus dem Gartenbau als Oberbegriff unterlie-
gen (BTDrucks. 14/1514 Art. 1 Nr. 7 unter Bezugnahme auf §§ 61, 125 Abs. 6
Nr. 3, 142 Abs. 2 Nr. 4 BewG). Folgerungen ergeben sich hierbei ua. f®r das Wj.
beim Gem®sebau, f®r das nunmehr nach § 8c Abs. 2 Satz 1 EStDV abweichend
von § 4a Abs. 1 Nr. 1 der �bergang auf das Kj. als Wj. m½glich ist, was bisher
auch schon f®r den Obstbau und Baumschulen galt. Im Rahmen des Bewer-
tungsrechts bleibt die bisherige Unterscheidung, wenn auch unter dem Oberbe-
griff des Gartenbaus, bedeutsam (§§ 61, 125 Abs. 6 Nr. 3, 142 Abs. 2 Nr. 4
BewG).

b) Begriff des Gartenbaus im engeren Sinn

Unter Betrieb von Gartenbau iSv. § 13 Abs. 1 Nr. 1 verstand man bis zum StBe-
reinG 1999 (nur) die verfeinerte Bodenbewirtschaftung zur Gewinnung hoch-
wertiger pflanzlicher Bodenerzeugnisse (zB Blumen) und deren Verwertung.
Verwertung kann auch die (entgeltliche) �berlassung an Selbstpfl®cker sein
(Abschn. 1.11 Abs. 3 BewRL; glA Bl�mich/Selder, § 13 Rn. 71). Unter Garten-
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bau im engeren Sinn f�llt etwa jegliche Pflanzenzucht in Gew�chsh�usern (RdF
v. 8. 8. 1935 zum RBewG, RStBl., 1077, hiernach auch die Pilzzucht in Kellern)
bzw. Folienanlagen oder eine Champignonzucht (BFH v. 20. 1. 1955 V 120/54
U, BStBl. III, 93; FG N®rnb. v. 25. 7. 1952, BB 1953, 256, rkr.; aA Kleeberg in
K/S/M, § 13 Rn. B 18, der Pilzzucht im Auffangtatbestand erfaßt). Erfolgt die
Zucht auf Substraten (R 135 Abs. 1 Satz 2 EStR) liegt uE die Einordnung unter
den Auffangtatbestand des § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 n�her. Chemische oder bio-
chemische Produktionsverfahren scheiden schon von vornherein f®r die Annah-
me von LuF aus (s. auch Anm. 218).
Die Gewinnung von Gartenfr®chten im Hausgarten des Land- und Forstwirts
stellt nicht Gartenbau, sondern eine Bet�tigung im Zusammenhang mit der
Wohnung des Land- und Forstwirts dar (RFH v. 18. 10. 1933, RStBl. 1934, 43;
glA zB Bl�mich/Selder, § 13 Rn. 72).
Der enge Begriff des Gartenbaus deckt nur einen Teilaspekt des Berufsbilds des
G�rtners ab. Dieses Berufsbild umfaßt dar®ber hinaus oftmals auch Dienst- und
Werkleistungen, etwa bei der Gestaltung, Errichtung und Pflege von Garten-
und Friedhofsanlagen, Landschaftsgestaltung usw., und macht eine besonders
genaue Abgrenzung zum Gewerbebetrieb erforderlich.

Zur stl. Einordnung von luf. Bet�tigungen und Dienst- bzw. Werkleistungen,
Anm. 183, 197; Friedhofs- und Landschaftsg�rtnereien sind regelm�ßig Gewerbebe-
triebe, BFH v. 12. 1. 1989 V R 129/84, BStBl. II, 432; auch Wittich, INF 1991, 242;
Herder INF 1991, 481; Bracke, INF 1997, 389.

Das Wirtschaftsjahr des Gartenbaubetriebs richtet sich nach § 4a Abs. 1
Nr. 1. Gartenbaubetriebe k½nnen gem. § 8 c Abs. 2 Satz 1 auch das Kj. als Wj.
bestimmen. F®r die Umstellung ist § 8 c Abs. 2 Satz 2 EStDV zu beachten (zur
erstmaligen Anwendung von § 8c Abs. 2 EStDV in der derzeit g®ltigen Fassung,
§ 84 EStDV). Zur Buchf®hrungspflicht, BMF v. 15. 12. 1981, BStBl. I, 878, dort
Tz. 3.2 zur Bewertung von Pflanzenbest�nden und Kulturen und Tz. 3. 3. 2 zu
den Anbauverzeichnissen der g�rtnerischen Betriebe. Zur Bewertung von Topf-
pflanzen FinMin. NRW v. 16. 7. 1984, INF 1984, 503.

c) Begriff des Obstbaus als Teil des Gartenbaus

Obstbau ist die planm�ßige Gewinnung und Verwertung von Obst. Zum Obst-
bau wird auch der feldm�ßige Anbau von Erdbeeren und Strauchbeerenobst ge-
rechnet (zB Mitterpleininger in L/B/P, EStG § 13 Rn. 14). Darauf, ob die
Fr®chte vom Obstbauern oder von Selbstpfl®ckern geerntet werden, kommt es
nicht an (s. auch Abschn. 1.11 Abs. 3 BewRL). Nicht unmittelbar zum Obstbau
geh½rt das Keltern von Obst (dies steht im Gegensatz zum Weinbau, der auch
die Weinerzeugung mitumfaßt, dazu Anm. 240). Die Verarbeitung von Obst zu
Most und Apfelwein ist aber ggf. landwirtschaftlicher Nebenbetrieb iSv. § 13
Abs. 2 Nr. 1 (glA zB Mlrkle/Hiller, Rn. 179). Nicht Obstbau, sondern ggf. zur
Landwirtschaft geh½rig ist der extensive Obstbau, dh. Streupflanzungen (Obst-
b�ume und -str�ucher, die einzeln auf Acker, Gr®nland oder an Wegr�ndern an-
gebaut sind; aus bewertungsrechtlicher Sicht FinVerw., gleichlautende L�nder-
erlasse v. 16. 4. 97, BStBl. I, 543 [552]). Dementsprechend geht die Rspr. des
BFH davon aus, daß eine Obstplantage nur dann einen Betrieb iSv. § 13 Abs. 1
Nr. 1 Satz 1 darstellen kann, wenn ihre Nutzung bei realistischer Beurteilung Er-
tr�ge abwerfen kann, die als Einnahmequelle von Gewicht sein k½nnen (BFH v.
19. 1. 89 IV R 62/88, BFH/NV 1989, 775: Kiwi-Zucht, Verkauf von 10 bis 20
Zentnern Obst allein reichen daf®r nicht aus).

§ 13 Anm. 231–232 Eink®nfte aus
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Zum Anbauverzeichnis beim Obstbau BMF v. 15. 12. 1981, BStBl. I, 878.
Wirtschaftsgut des Anlageverm¨gens ist die Obstbauanlage, uE differenziert
nach Art, Ertragsf�higkeit und Alter (glA Mitterpleininger in L/B/P, EStG
§ 13 Rn. 14a; zur Aktivierung Geisler, INF 1983, 281; s. auch R�bke, INF
1991, 337; FinMin. Schl.-Holst., StEK EStG § 4 Buchf. Nr. 59: nur bei einigem
Gewicht). Zu den abnutzbaren WG des Anlageverm½gens geh½ren neben den
Pflanzen auch St®tzen, Abz�unungen zum Schutz vor Wildverbiß, die Umgestal-
tung des naturgewachsenen Grund und Bodens in der Weise, die erst eine wirt-
schaftlich sinnvolle Bepflanzung erm½glicht

BFH v. 30. 11. 1978 IV R 43/78, BStBl. II 1979, 281 mwN; RFH v. 11. 10. 1939,
RStBl. 1940, 28; BMF v. 17. 9. 1990 BStBl. I 1990, 420; auch zum Weinbau Anm. 241;
zur Behandlung von Pflege- und Gemeinkosten BMF v. 15. 12. 1981, BStBl. I, 878;
R�bke, INF 1991, 337; zur Fertigstellung BMF v. 17. 9. 1990, BStBl. I, 420; zur ND
BStBl. I 1992, 420.

IdR sind Kulturen von Obstbaubetrieben mehrj�hrige Kulturen oder Dauerkul-
turen, weshalb etwa das Aktivierungswahlrecht nach R 131 Abs. 2 Satz 3 EStR
(in entsprechender Anwendung) f®r das Feldinventar und die stehende Ernte re-
gelm�ßig ausscheidet (Mitterpleininger in L/B/P, EStG § 13 Rn. 14).

d) Begriff des Gem�sebaus als Teil des Gartenbaus

Nach der Rspr. des BFH ist der Gem®sebau durch die besondere Intensit�t der
Bodenbearbeitung gekennzeichnet, die in dem Verh�ltnis der Glas- zu den Frei-
landfl�chen, der Gr½ße der Treib- und Kalth�user und dem ®berwiegenden An-
bau von Frischgem®se im Fr®h- und Sp�therbst zum Ausdruck kommt.

BFH v. 19. 9. 1952 III 224/51 U, BStBl. III, 284 zum BewG; zum Anbau von Kohl
Nds. FG v. 6. 6. 1989, EFG 1989, 558, rkr.; wegen der Abgrenzung des luf Gem®se-
baus vom Gewerbebetrieb bei Zukauf, allgemein Anm. 172 ff. und BFH v. 17. 11. 1960
IV 57/60 StRK GewStG § 2 Abs. 1 R. 127.

Werden demnach etwa Gem®searten nach landwirtschaftlicher Anbaumethode
im Rahmen der Fruchtfolge als Hauptkultur angebaut, zB Kopfkohl, Pfl®ckerb-
sen, Pfl®ckbohnen, handelt es sich um eine landwirtschaftliche Bet�tigung
(Abschn. 6.07 Abs. 1 Nr. 1 BewRL). Die Rspr. hat den Gem®segarten (und
Obstgarten) eines Gutsbesitzers als Bestandteil seines landwirtschaftlichen Be-
triebs aufgefaßt (RFH v. 18. 10. 1933, RStBl. 1934, 43; BFH v. 18. 9. 1952 IV
105/52 U, BStBl. III, 307); darauf, ob die Erzeugnisse zum Eigenverbrauch be-
stimmt sind, kommt es nicht an. Die ®blichen Hausg�rten eines LuF stellen nun-
mehr aber regelm�ßig (s. aber § 13 Abs. 2 Nr. 2 idF des StEntlG 1999/2000/
2002) weder Gem®sebau (noch Gartenbau) noch Landwirtschaft dar, sondern
sind Teil der Wohnung des Land- und Forstwirts und geh½ren demnach sp�te-
stens mit Ablauf des Kj. es 1998 nicht mehr zum luf BV.
Vgl. BMF v. 15. 12. 1981, BStBl. I, 878, dort TNr. 3.2 zur Bewertung von Pflan-
zenbest�nden und Kulturen und TNr. 3. 3. 2 zum Anbauverzeichnis beim Ge-
m®sebau.

e) Baumschulen als Teil des Gartenbaus

Der Betrieb von Baumschulen ist vom Forstbetrieb abzugrenzen. Bei Baum-
schulbetrieben werden mit Hilfe der Naturkr�fte Junggeh½lze (neben Forst-,
Obst-, Ziergeh½lzen auch sonstige Geh½lze, wie Rosen usw) aus S�mlingen, Ab-
legern und Stecklingen auch zur Veredelung erzeugt und verwertet (s. zu den
Geh½lzgruppen Abschn. 6.50 BewRL). Ohne daß sich an der Eigenschaft als luf
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Baumschulbetrieb etwas �ndert, d®rfen die S�mlinge auch zugekauft werden,
weil S�mlinge am Anfang des luf Erzeugungsprozesses einer Baumschule stehen
(s. auch Anm. 172 ff.). Umgekehrt k½nnen S�mlinge einer Baumschule auch als
Kostpflanzen zur Aufzucht an andere Betriebe gegeben werden, ohne daß dies
am luf Charakter der Baumschule etwas �ndert (zum Kostvertrag eingehend
BFH v. 16. 12. 76 V R 115/71, BStBl. II 1977, 272 mwN; auch BFH v. 19. 7. 62
V 145/59 U, BStBl. III, 543).
Kostpflanzen bleiben eigene Erzeugnisse, wenn die in Kost gegebenen S�mereien
oder Pflanzen in der Verf®gungsgewalt des Kostgebers (Baumschule) bleiben
und der Kostnehmer die R®cklieferungsverpflichtung gegen®ber dem Kostge-
ber hat. Dabei kommt es nicht darauf an, daß der Kostgeber die hingegebenen
Pflanzen im eigenen Betrieb erzeugt hat (H 135 EStH).
Pflanzgwrten von Forstbetrieben, deren Erzeugnisse ®berwiegend f®r den eigenen
Bedarf verwendet werden, sind Bestandteil (ggf. auch Teilbetrieb) des Forstbe-
triebs.
Aus dem Umstand, daß die Erzeugnisse einer Baumschule zivilrechtlich weder
wesentliche Bestandteile noch Fr®chte des zu ihrer Hervorbringung genutzten
Grundst®cks darstellen, sondern daß sie bewegliche Sachen auch nach ihrer Ein-
f®gung in das Grundst®ck zur Aufzucht bleiben und Umlaufverm½gen sind (s.
BFH v. 3. 12. 70 IV R 170/67, BStBl. II 1971, 321), hat der BFH bei (Mit-)Ei-
gentum von Ehegatten an den gemeinsam bewirtschafteten Fl�chen nicht wie
sonst im Bereich der LuF prima facie auf das Vorliegen einer Mitunternehmer-
schaft in Gestalt einer Innengesellschaft geschlossen (BFH v. 14. 8. 86 IV
R 341/84, BStBl. II 1987, 23 mwN).
Besonderheiten der Gewinnermittlung von Baumschulbetrieben: BMF v.
22. 2. 1995, BStBl. I, 179 TNr. 3.2 zur Bewertung von Pflanzbest�nden und
Kulturen, TNr. 3. 3. 2 zum Anbauverzeichnis; v. 17. 1. 2002, StEK EStG § 4
Buchf. Nr. 59: Vereinfachungsregelung zur Bewertung mehrj�hriger Baumschul-
kulturen in den Wj. 1997/98 bis 2000/01. Baumschulkulturen geh½ren zum
Umlaufverm½gen (BFH v. 3. 12. 1970 IV R 170/67, BStBl. II 1971, 321). Die
Kosten f®r die Erstanlage der Pflanzbest�nde sind grds. aktivierungspflichtig.
F®r die Bewertung mehrj�hriger Baumschulkulturen hat die FinVerw. eine Ver-
einfachungsregelung getroffen.

BMF v. 21. 3. 97, StEK EStG § 4 Buchf. Nr. 44: f®r die Wj 1997/1998 (1998) bis
2001/2002 (2002); zu deren Handhabung sowie den Neuerungen gegen®ber bisherigen
Regelungen Bracke, INF 1997, 490, sowie aus dem �lteren Schrifttum Devermann,
INF 1990, 293; Herder, INF 1991, 481; zum Begriff der mehrj�hrigen Baumschulkul-
tur Nds. FG v. 11. 1. 94, EFG 1994, 560; Hess. FG v. 17. 2. 97, EFG 1997, 945, best�-
tigt von BFH v. 23. 4. 98 IV R 25/97, BFH/NV 1998, 1470; BMF v. 21. 3. 97, BStBl. I,
369.

Diese Vereinfachungsregelung schließt die Einzelbewertung durch den Stpfl.
nicht aus (s. Mitterpleininger in L/B/P, EStG § 13 Rn. 16a), ist praktisch aber
wohl allein von Bedeutung (Rausendorf, INF 1977, 509). Die Wiederaufschu-
lung eines ger�umten Baumschulquartiers f®hrt wegen der Zugeh½rigkeit der
Baumschulkulturen zum Umlaufverm½gen nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 zur Aktivie-
rung der entsprechenden AK und HK, wobei gegen eine Sch�tzung dieser Ko-
sten in Anlehnung an die Fl�che mittels ha-Richts�tzen von der Rspr. keine
grunds�tzlichen Bedenken erhoben werden (BFH v. 3. 12. 70 IV R 170/67,
BStBl. II 1971, 321). Verluste von Pflanzen, zB aufgrund Frostsch�den, f®hren
grds. zu sofort abziehbaren BA (glA Mitterpleininger in L/B/P, EStG § 13
Rn. 16a).

§ 13 Anm. 234 Eink®nfte aus
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6. Betriebe, die Pflanzen und Pflanzenteile mit Hilfe der Naturkrzfte
gewinnen

Bedeutung der Tatbestandsvariante: Die Regelung in Abs. 1 Nr. 1 Satz 1,
wonach Betrieben, die Pflanzen und Pflanzenteile mit Hilfe der Naturkr�fte ge-
winnen, Eink®nfte aus LuF beziehen, hat mehrfache Bedeutung. Daraus folgt
zum einen, daß der vorangehende Katalog nicht abschließend ist und der Ge-
setzgeber einen Auffangtatbestand vorgesehen hat. Bedeutsam ist weiterhin, daß
der Auffangtatbestand den Kernbereich der luf. Urproduktion definiert. Zum
Begriff des Betriebs s. Anm. 217.
Pflanzen sind im allgemeinen autotrophe Lebewesen, dh., sie bauen mit Hilfe
des Sonnenlichts im Wege der Photosynthese ihre organische K½rpersubstanz
aus unbelebtem, anorganischem Material auf. Damit schaffen die Pflanzen die
Existenzvoraussetzungen f®r die heterotrophen Tiere und Menschen sowie eini-
ge heterotrophe Pflanzen. Da sich im Sinne des Auffangtatbestands von § 13
Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 die Hilfe der Naturkr�fte auf die Gewinnung von Pflanzen
und Pflanzenteilen bezieht, sind zwar grunds�tzlich alle f®r das Leben allgemein
bedeutsamen Naturkr�fte mit angesprochen, dabei vor allem aber der f®r die
pflanzliche Existenz notwendige Grund und Boden, was aber die Gewinnung
von Pflanzen und Pflanzenteilen auf anderen Substraten nicht ausschließt (R
135 Abs. 1 Satz 2 EStR).
Das „Gewinnen“ von Pflanzen und Pflanzenteilen mit Hilfe der Natur-
kr�fte ist gleichbedeutend mit Erzeugen bzw. mit Pflanzenbau. Darunter wird
der Anbau von Kulturpflanzen verstanden (vgl. Meyers Enzyklop�disches Lexi-
kon, Stichw. Pflanzenbau). An das Gewinnen von Pflanzen ist dabei keine hohe
Anforderung zu stellen, namentlich was Anbau und dergleichen betrifft. Daher
kann etwa durch Samenanflug ein Forstbetrieb entstehen (BFH v. 13. 4. 1989 IV
R 30/87, BStBl. II, 718 und v. 18. 5. 2000 IV R 27/98, BStBl. II, 524). Nur wer
Pflanzen oder Pflanzenteile erzeugt und verwertet, erzielt Eink®nfte iSv. § 13
Abs. 1 Nr. 1 Satz 1. Erzeugen und verwerten meint zurechenbar erzeugen und
verwerten (Anm. 20 ff.).

So erf®llt jemand zB die Voraussetzungen des Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 nicht, der aufgrund
j�hrlich neu abgeschlossener Vertr�ge lediglich den herangewachsenen Reet erntet und
ver�ußert, denn er gewinnt nicht Pflanzen und Pflanzenteile mit Hilfe der Naturkr�fte
(Schl.-Holst. FG v. 22. 11. 1984, EFG 1985, 495, rkr.). Er ist mit dieser T�tigkeit ge-
werblich t�tig. Anders, wenn die Reetfl�chen zu den Nutzfl�chen dessen geh½ren, der
das Reet gewinnt. Das kann etwa auch der Fall sein, wenn ®ber die entsprechenden Fl�-
chen ein Nutzungsvertrag ®ber l�ngere Zeit vorliegt, der auch zur Instandhaltung und
Pflege dieser Fl�chen verpflichtet (Schl.-Holst. FG v. 18. 3. 1992, EFG 1993, 351, rkr.
betr. USt.).

Einzelfzlle der Gewinnung von Pflanzen und Pflanzenteile mit Hilfe der
Naturkrzfte: Im einzelnen ist es nicht einfach, zu bestimmen, was unter den
Auffangtatbestand des § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 fallen kann. UE geh½rt dazu die
Gewinnung von Christb�umen auf Christbaumplantagen, die weder Forstwirt-
schaft noch sonstige Nutzung nach Abs. 1 Nr. 2 iVm. § 62 Abs. 1 BewG ist; aus
bewertungsrechtlicher Sicht wird von der FinVerw. die Weihnachtsbaumkultur aber
in die sonstige luf. Nutzung – § 62 BewG, dazu § 13 Abs. 1 Nr. 2 – einbezogen
(gleichlautende L�ndererlasse v. 16. 4. 1997, BStBl. I, 543 [553]; dazu FG Ba.-
W®rtt. v. 20. 9. 2001, EFG 2002, 307; aus der Sicht der Waldgesetze zB Bay.
OLG v. 18. 12. 1991, HLBS-Report 1993, 68). Ferner die Erzeugung von Gras-
soden f®r Sportstadien oder Golfpl�tze. Pflanzenerzeugung auf Hydrokulturbasis
kann bereits unter eine der im Katalog von Abs. 1 Satz 1 ausdr®cklich genann-
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ten Erzeugungsarten fallen, uE aber nicht unter Landwirtschaft im engeren
Sinn. Besteht der Hauptanteil der Bet�tigung lediglich in der Umstellung zuge-
kaufter Pflanzen auf Hydrokultur, kann nicht mehr von einer luf. Erzeugung ge-
sprochen werden.

Die Erzeugung von Regenw®rmern und Regenwurmhumus f�llt nicht unter den Auf-
fangtatbestand, da hier nicht Pflanzen und Pflanzenteile mit Hilfe der Naturkr�fte ge-
wonnen werden. Entsprechendes gilt f®r die Herstellung von Blumenerde aus Stallmist
und Zus�tzen (FG M®nster v. 10. 4. 1968, EFG 1968, 438, rkr.; aber zur Pilzerde bei
Champignonzucht: FG Nds. v. 29. 6. 1961, EFG 1962, 137, rkr.). Allerdings kann die
Erzeugung integrierter Bestandteil von Gartenbau bzw. Landwirtschaft usw. sein, wenn
die verwendete organische Substanz ®berwiegend im eigenen Betrieb gewonnen wird
und die Erzeugnisse (Regenw®rmer und Humus) dort verwendet werden. Nach der
FinVerw. kann die Erzeugung Nebenbetrieb iSv. § 13 Abs. 2 Nr. 1 sein, wenn die ver-
wendete organische Substanz ®berwiegend im eigenen Betrieb erzeugt wird und die er-
zeugten Regenw®rmer und der Regenwurmhumus ®berwiegend f®r die eigene Verwen-
dung bestimmt sind. Die Erzeugung und Verwertung ist jedenfalls gewerblich, wenn
die eingesetzte organische Substanz zu weniger als 50 vH aus dem eigenen Betrieb
stammt, dh., zugekauft ist, und die Erzeugnisse ®berwiegend f®r den Verkauf bestimmt
sind (OFD Koblenz v. 22. 6. 1988 DStZ E 1988, 244).

Einstweilen frei.

B. Eink�nfte aus Tierzucht und Tierhaltung
(§ 13 Abs. 1 Nr. 1 Sztze 2–5)

Schrifttum: Kutscher, Abgrenzung Landwirtschaft/Gewerbe – Einheitsbewertung und
stl. Behandlung von landwirtschaftl. Betrieben mit verst�rkter Tierzucht und Tierhaltung,
DStZ 1964, 225; Diekmann, Stl. Abgrenzung zwischen landwirtschaftl. und gewerbl. T�-
tigkeit bei Aufzucht fremder Tiere, INF 1970, 511; Scharfenberg, Behandlung von Lege-
hennen als geringwertige Wirtschaftsg®ter, INF 1971, 27; Felsmann, Abgrenzung der
landwirtschaftl. von der gewerbl. Tierhaltung, INF 1970, 347 und INF 1971, 337; Plate,
Die stl. empfehlenswerten Gesellschaftsformen in der Landwirtschaft, Stbg. 1971, 221;
W.Wendt, Abgrenzung zwischen landwirtschaftl. und gewerbl. Tierzucht und Tierhaltung
bei verschiedenen Haltungsformen der Junghennenaufzucht, INF 1971, 49; W. Wendt,
Abgrenzung gewerbl. und landwirtschaftl. Tierzucht und Tierhaltung bei Betrieben, die
fremde Tiere halten, INF 1971, 529; Felsmann, Kooperationsm½glichkeiten bei landwirt-
schaftl. Tierzucht und Tierhaltung, INF 1972, 433; Schwlr, Zur Abgrenzung Gewerbe-
Landwirtschaft, INF 1973, 433; Felsmann, Fragen zur Abgrenzung der Landwirtschaft
vom Gewerbebetrieb, INF 1975, 361; Pape, Fischzucht als landwirtschaftl. T�tigkeit, INF
1977, 559; Ostermeier, Steuerliche Probleme im Zusammenhang mit der Zucht und Hal-
tung von Reitpferden, StBp. 1979, 225; Ders., Nochmals: Reitpferde und Steuerrecht,
INF 1981, 78; Felsmann, Pferdezucht als gewerbliche Bet�tigung?, INF 1980, 488;
Mlrkle/Hiller, Steuerliche Behandlung von Reitbetrieben, INF 1980 S 337; Ostermeier,
Nochmals: Reitpferde und Steuerrecht, INF 1981, 78; Marrz, Betriebe mit Pferdehaltung:
Landwirtschaft oder Gewerbe?, INF 1981, 204; Feldhaus, Ertragsteuerliche Behandlung
der Milchrente, INF 1985, 49; Milch, Stl. Abgrenzung zwischen landwirtschaftl. und ge-
werblicher Tierhaltung, INF 1985, 193; Becker, Aggregation von Tierbest�nden mit Hilfe
eines Kennzahlenschl®ssels, Agrarwirtschaft 1988, 207; May, Der Vieheinheitenschl®ssel:
Kritik, Novellierungsvorschl�ge, Auswirkungen alternativer �nderungen, G½ttingen 1988;
Engel, Die Fehler im Vieheinheitenschl®ssel, INF 1988, 53; Kleeberg, Die Besteuerung
der Gehegehaltung von Wildtieren, INF 1988, 370;Marrz, Gewerbliche Beurteilung eines
Reitbetriebs, INF 1988, 298; Ders., Pensionspferdehaltung als landwirtschaftl. Reiterhof,
INF 1989, 347; Engel, Bewertungs-Ratgeber in der Tierhaltung, II., 1995; Hiller, Er-
tragsteuerliche Bewertung von Tieren, INF 1995, 161; Raupach, Das Pferd im Steuer-
recht, Pferde Zucht und Haltung 2/1997, 96 (= FS f®r Ludwig Schmidt, 1993); Glier/
Schmid, Einkommensbesteuerung, Einheitsbewertung und Bedarfsbewertung f®r die
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Erbschaft- und Schenkungsteuer bei der Landwirtschaft, Wolfs Steuerleitf�den; Hiller,
Der IV. Senat im Labyrinth der eigenen Rspr. zur Bewertung von Tieren, INF 1997, 557.
Verwaltungsanweisungen: R 124a, H 124a, R 125, H 125, R 125a; BMF v. 14. 11.
2001, BStBl. I, 864, zur Bewertung von Tieren in luf. t�tigen Betrieben nach § 6 Abs. 1
Nr. 1 und 2.

I. Allgemeine Erlzuterungen zu den Tierzucht-
und Tierhaltungsregelungen

1. Rechtsentwicklung von § 13 Abs. 1 Nr. 1 Sztze 2–5

EStG 1934 v. 16. 10. 1934 (RGBl. I, 1005; RStBl., 1261): Das EStG 1934 rech-
nete in § 13 Abs. 1 Nr. 2 zu den Eink®nften aus LuF „Eink®nfte aus Tierzucht,
Viehm�stereien, Abmelkst�llen, Gefl®gelfarmen und �hnlichen Betrieben, wenn
zur Tierzucht oder Tierhaltung ®berwiegend Erzeugnisse verwendet werden, die
im eigenen landwirtschaftlichen Betrieb gewonnen sind“.
StundG v. 18. 7. 1958 (BGBl. I, 473; BStBl. I, 412): In Anlehnung an die Rspr.
des BFH (BTDrucks. 3/448, 10) unterschied das Gesetz erstmals land- und
forstwirtschaftliche „Eink®nfte aus der Tierzucht und Tierhaltung dieser Betrie-
be, wenn die f®r die Tierzucht und Tierhaltung erforderlichen Erzeugnisse ®ber-
wiegend in diesen Betrieben gewonnen werden k½nnen“ (§ 13 Abs. 1 Nr. 1) von
den Eink®nften „aus Tierzuchtbetrieben, Viehm�stereien, Abmelkst�llen, Gefl®-
gelfarmen und �hnlichen Betrieben, wenn zur Tierzucht oder Tierhaltung ®ber-
wiegend Erzeugnisse verwendet werden, die im eigenen Betrieb mit Hilfe der
Naturkr�fte gewonnen sind“.

Hier hat sich der BRat nur zum Teil durchsetzen k½nnen. Er hat schon zu diesem Zeit-
punkt die vollst�ndige und heute g®ltige abstrakte Fl�chendeckungsl½sung verfolgt
(BTDrucks. 3/260 Anlage 2, 68: „Es soll auf den Umfang der selbsterzeugten Futter-
mittel nicht ankommen“; ablehnend seinerzeit die BReg. aaO Anlage 3, 74). Die Gesetz
gewordene Fassung beruhte auf einem Vorschlag des Finanzausschusses (BTDrucks.
3/448, 33), der von der Vorstellung ausging, daß die Tierzucht- und Tierhaltungsbe-
triebe iSv. § 13 Abs. 1 Nr. 2 nach der Verkehrsanschauung nicht ohne weiteres zur
Landwirtschaft gerechnet werden k½nnten (zu BTDrucks. 3/448, 10).

GDL v. 15. 9. 1965 (BGBl. I, 350; BStBl. I, 552): Die systematische Grundlage
des heutigen Rechtszustands in Abs. 1 Nr. 1 S�tze 2 und 3 – von der Bemessung
der Mindestfl�chendeckung abgesehen – hat iVm. �nderung des BewG (dazu
BTDrucks. IV/1488) das Ges. ®ber die Ermittlung des Gewinns aus der LuF
nach Durchschnitts�tzen gebracht (s. auch die Verweisung in § 13 Abs. 1 Nr. 1
Satz 4 auf § 39a Abs. 2 bis 5 BewG idF des Ges. zur �nd. des BewG v.
13. 8. 1965, BGBl. I, 851 = § 51 Abs. 2 bis 5 BewG 1965; vgl. dazu auch
BTDrucks IV/3568; zum Inkrafttreten §§ 11, 12 GDL). Der bisherige § 13
Abs. 1 Nr. 2 wurde gestrichen, die nachfolgenden Nr. entsprechend angepaßt.
Seither gen®gt f®r die Annahme landwirtschaftlicher Tierzucht bzw. Tierhaltung
das Vorhandensein regelm�ßig landwirtschaftlich genutzter Fl�chen (abstrakte
Mindestfl�chendeckung), auf die Futterzeugungsm½glichkeiten, den Umfang der
tats�chlichen Eigenfutterverwendung sowie den Umfang des Futtermittelzu-
kaufs kommt es nicht an.
Ges. zur underung und Ergznzung bewertungsrechtlicher Vorschriften
und des EStG v. 22. 7. 1970 (BGBl. I, 1118; BStBl. I, 911): Im Gleichklang mit
der �nderung des § 51 Abs. 1 BewG wird die f®r die Mindestfl�chendeckungs-
regelung bis 30. 6. 1998 g®ltige Fassung des § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 Gesetz (da-
zu BTDrucks. VI/914). Sie hat bei der Staffelung der H½chstgrenzen von VE
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die Klein- und Mittelbetriebe gegen®ber dem bisherigen Rechtszustand weiter
beg®nstigt.
BewundG v. 27. 7. 1971 (BGBl. I, 1157; BStBl. I, 360): An § 13 Abs. 1 Nr. 1
Satz 4 wurde der jetzt noch geltende Satz 5 an- und im BewG § 51a BewG ein-
gef®gt. Beide Vorschriften gehen nach einem von der BReg. zun�chst abgelehn-
ten Vorstoß des BRats (BTDrucks. VI 1888 Anl. 2 und 3) auf die Fassung des
Finanzausschusses zur®ck (BTDrucks. VI/2334, 4 ff., 8). Nach § 52 Abs. 17
Satz 5 ist § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 5 erstmals f®r Wj. anzuwenden, die nach dem
31. 12. 1971 enden. § 51a BewG wurde durch das Agrarsozialreformgesetz
1995 v. 29. 7. 1994 (BGBl. I, 1890; BStBl. I, 543) und das Gesetz zur Anpassung
steuerlicher Vorschriften der LuF v. 29. 6. 1998 (BGBl. I, 1692; BStBl. I, 930)
ge�ndert.
EGAO 1977 v. 14. 12. 1976 (BGBl. I, 3341; I 1977, 667; BStBl. I, 694; I 1977,
294): Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 wird als Verweisung zu § 51 Abs. 2 bis 5 BewG gefaßt
(einschließlich der sp�ter wieder abgeschafften Verweisung auf die vom Senat
von Berlin [West] erlassenen Rechtsverordnungen).
Einigungsvertrag v. 31. 8. 1990 (BGBl. II, 885; BStBl. I, 654): Der Rechtszu-
stand ist auf Einzelunternehmen bzw. PersGes. ®bertragen worden, die im Ge-
biet der ehemaligen DDR und Berlin-Ost Tierzucht und Tierhaltung betreiben,
was zugunsten der abstrakten Mindestfl�chendeckung vor allem die nach dem
StR der DDR erforderliche Voraussetzung entfallen ließ, daß das Futter f®r die
Tierzucht und Tierhaltung ®berwiegend im eigenen Betrieb erzeugt werden muß
(s. auch Glier/Schmid, 19. Aufl 2001, Nr. 131).
Ges. zur Anpassung steuerlicher Vorschriften der Land- und Forstwirt-
schaft v. 29. 6. 1998 (BGBl. I, 1692; BStBl. I, 930): Mit Wirkung f®r Wj., die
nach dem 30. 6. 1998 beginnen (§ 52 Abs. 15 a), wurden die Tierbestandsgren-
zen in § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 auf f®nf Staffeln und in Staffel drei und vier ge-
gen®ber der bisherigen Staffel drei sowohl bez®glich der Fl�che als auch bez®g-
lich der VE je ha deutlich erweitert. Entsprechende �nderungen wurden in § 51
und § 51a BewG vorgenommen.

2. Bedeutung und Verfassungsmzßigkeit des Abs. 1 Nr. 1 Sztze 2–5

Die Bedeutung der Tierzucht und Tierhaltungsvorschriften liegt haupt-
s�chlich in der Abgrenzung von den Eink®nften aus Gewerbebetrieb und mithin
auch der GewStPflicht (zB BFH v. 4. 2. 1976 I R 113/74, BStBl. II, 423), die Re-
gelungen haben aber etwa auch Bedeutung f®r die Gewinnermittlungsart (§ 13a
Abs. 1 Nr. 3, dazu BFH v. 17. 10. 1991 IV R 134/89, BStBl. II 1992, 378). Der
Gesetzgeber hat zum Schutz der b�uerlichen Landwirtschaft und im Interesse
einer bodenbezogenen Tierzucht und Tierhaltung festgelegt, daß diese nur dann
LuF sind, wenn die Zahl des gehaltenen oder erzeugten Viehs eine am Umfang
der landwirtschaftlichen Nutzfl�che ausgerichteten Grenze nicht ®berschreitet.
�ber § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 iVm. § 51 Abs. 2 bis 5 BewG ergibt sich eine Ver-
klammerung mit dem Bewertungsrecht sowie gem. § 24 Abs. 2 Nr. 2 UStG eine
Verbindung mit der USt. (s. zB BFH v. 15. 10. 1993 V B 72/93 BFH/NV 1994,
666). Die Regelungen des Abs. 1 S�tze 2 bis 4 und die in Satz 5 in Bezug genom-
menen §§ 51, 51 a BewG sind namentlich auch als Wettbewerbsschutz f®r die
b�uerliche Veredelungswirtschaft konzipiert worden.

Ob die Tierzucht und Tierhaltungsregelungen diesem Ziel gerecht geworden sind, wird
zB unter Hinweis auf die weithin gewerblich gewordene Gefl®gelhaltung bzw. das Wir-
ken anderer Faktoren bezweifelt: Umweltschutz solle nicht ®ber StR betrieben werden,
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sondern ®ber einschl�gige Regelungen, wie zB G®lle-VOen. Vergleichbare Regelungen
wie die genannten gebe es im EU-Raum nicht. F®r die Beibehaltung der gegenw�rtigen
Regelung, die allerdings zugunsten kleinerer Betriebe und der Betriebe in den neuen
Bundesl�ndern verbessert werden sollte, spreche die gewstl. Differenzierung (K�hne/
Wesche, 71 f.). Die genannten Zweifel sind ihrerseits zweifelhaft (s. zur Gegenposition
etwa BTDrucks. 13/10315, 4 – abgelehnter Entschließungsantrag der SPD – ua. Be-
r®cksichtigung des biologisch-technischen Fortschritts in der Landwirtschaft und in
der Tierern�hrung, Herstellung einer leistungs- und wettbewerbsf�higen, marktorien-
tierten Landwirtschaft iVm. Umweltvertr�glichkeit).

Die zu Tierhaltungskooperationen ergangene Vorschrift des Abs. 1 Nr. 1 Satz 5
soll aus agrarpolitischen Gr®nden (BReg. BTDrucks. VI/1888 Anl. 3) die b�uer-
liche Veredelungswirtschaft f½rdern (BRat in BTDrucks. VI/1888 Anl. 2). Unter
Beseitigung bisheriger stl. Benachteiligung wegen der Einordnung der Eink®nfte
als solche aus Gewerbebetrieb (BTDrucks. VI/1888 Anl. 3) und zur Sicherstel-
lung stl. Neutralit�t (BTDrucks. VI 2334 A 2, B 2) sollen Eink®nfte aus mitun-
ternehmerischer Tierzucht und Tierhaltung auch ohne eigene Fl�chendeckung
in der Mitunternehmerschaft dann landwirtschaftliche Eink®nfte sein, wenn die
Maßgaben des § 51a BewG erf®llt sind (FinAussch. BTDrucks. VI/2334, 3:
„Bei der Neuregelung wurde im Grundsatz davon ausgegangen, daß die Koope-
ration selbst keine eigenen Fl�chen bewirtschaftet“).

Die perfektionistischen Voraussetzungen des § 51a BewG sollen insbes. auch Miß-
brauch ausschließen (BReg. BTDrucks. VI/1888 Anl. 3; FinAussch. BTDrucks. VI/
2334, 2; Wolter, DStZ A 1971, 327). Abs. 1 Nr. 1 Satz 5 iVm. § 51a BewG erfasst
nicht den Zusammenschluß von Landwirten zur Tierzucht und Tierhaltung in einer
PersGes. unter Einbringung ihrer Fl�chen, als Gesamthands- oder Sonderbetriebsver-
m½gen. Denn in diesem Fall verf®gt die Gesellschaft ®ber eigene VE. Der Unterschied
zu § 13 Abs. 1 Nr. 1 S�tze 2 bis 4 liegt haupts�chlich darin, daß es sich dort um einem
landwirtschaftlichen Betrieb zugeh½rige Eink®nfte aus Tierzucht und Tierhaltung han-
delt (Anm. 245 ff.), w�hrend nach Satz 5 Tierzucht und Tierhaltung im Rahmen eines
eigenen Betriebs einer Gesellschaft vorliegt. Die Sonderregelung soll den Verdr�n-
gungswettbewerb gewerblicher Tierzucht und Tierhaltung verhindern helfen (Wolter,
DStZ A 1971, 326).

Verfassungsmzßigkeit der Tierzucht und Tierhaltungsregelungen: Die ty-
pisierende Abgrenzung der landwirtschaftlichen Eink®nfte aus Tierzucht und
Tierhaltung begegnet an sich keinen verfassungsrechtlichen Bedenken. Im Rah-
men der weiten Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers ist es mit agrarpolitischen
�berlegungen auch haltbar, daß fl�chenm�ßig kleinere Betriebe eine intensivere
landwirtschaftliche Tierhaltung betreiben k½nnen. Die Typisierung des Umrech-
nungsschl®ssels f®r Tierbest�nde in VE nach dem Futterbedarf gem. § 13
Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 iVm. § 51 Abs. 4 Satz 1 BewG und Anl. 1 zum BewG ver-
st½ßt vom System her nicht gegen den Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG
(zum BewG BFH v. 8. 12. 1993 II R 35/90, BStBl. II 1994, 152). Verfassungs-
rechtlich zweifelhaft ist aber die Anwendung des Umrechnungsschl®ssels nach
Anl. 1 zum BewG, da hier die v½llig veralteten Stichtagsverh�ltnisse zum
1. 1. 1964 zugrunde liegen (dazu Anm. 260 f.).
Gegen die Regelung des Abs. 1 Nr. 1 Satz 5 bestehen uE im allgemeinen keine
verfassungsrechtlichen Bedenken. Zu diesem Ergebnis ist man offenbar nach
besonderer Pr®fung bereits im Gesetzgebungsverfahren gelangt (BTDrucks.
VI/1888 Anlage 3). Wegen § 51a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1b BewG s. Anm. 270.

E 245

Land- und Forstwirtschaft Anm. 241 § 13



E 246 Gmach

a) Verhzltnis der Tierzucht- und Tierhaltungsregelungen zur
gewerblichen Tierzucht und Tierhaltung (§ 15 Abs. 4 Satz 1 und 2)

Nach § 15 Abs. 4 d®rfen Verluste aus gewerblicher Tierzucht oder gewerblicher
Tierhaltung weder mit anderen Eink®nften aus Gewerbebetrieb noch mit Ein-
k®nften aus anderen Einkunftsarten ausgeglichen werden; sie d®rfen auch nicht
nach § 10d abgezogen werden. Die Verluste mindern jedoch nach Maßgabe des
§ 10d die Gewinne, die der Stpfl. in vorangegangenen und in sp�teren Wj. aus
gewerblicher Tierzucht oder gewerblicher Tierhaltung erzielt hat oder erzielt
(zur Verfassungsm�ßigkeit der Vorschrift BFH v. 5. 2. 1981 IV R 163/77,
BStBl. II, 359 zur Vorl�uferregelung des § 2 a EStG 1971). Die Vorschrift dient
dem Schutz der landwirtschaftlichen Tierzucht und Tierhaltung (BTDrucks.
VI/1934; VI/2350, 3, 6). Zu den allg. Verlustausgleichsbeschr�nkungen nach
dem EStG idF des StEntlG 1999/2000/2002 zB Leinglrtner/Stalbold, Kap. 8
Rn. 1 ff.
Gewerbliche Tierzucht oder gewerbliche Tierhaltung mit Bezug zur Ur-
produktion: § 15 Abs. 4 erfaßt jede Tierzucht oder Tierhaltung, der nach § 13
Abs. 1 Nr. 1 S�tze 2 bis 5 iVm. §§ 51, 51 a BewG keine ausreichenden landwirt-
schaftlichen Nutzfl�chen als wenigstens abstrakte Futtergrundlage (dazu
Anm. 256) zur Verf®gung stehen (BFH v. 12. 8. 1982 IV R 69/79, BStBl. II
1983, 36 zu § 2a EStG 1971).

Betreibt ein Viehh�ndler neben einer Großschl�chterei in erheblichem Umfang auch
eine Viehmast, ohne die f®r eine landwirtschaftliche Bet�tigung erforderliche Futter-
grundlage zu haben, sind die aus der Tierhaltung resultierenden Verluste gem. § 15
Abs. 4 nicht ausgleichsf�hig und nicht abziehbar (BFH v. 21. 9. 1995 IV R 96/94,
BStBl. II 1996, 85).

Unter Tierzucht und Tierhaltung iSv § 15 Abs. 4 ist – von der Fl�chendeckung
abgesehen – dasselbe zu verstehen, wie im Rahmen von § 13 Abs. 1 Nr. 1
S�tze 2 bis 5. Ist die an sich bei voller Fl�chendeckung als landwirtschaftlich ein-
zuordnende Tierzucht und Tierhaltung einer PersGes. nur wegen § 15 Abs. 3 als
gewerblich zu behandeln, so ist der Schutzzweck des § 15 Abs. 4 nicht tangiert
und demnach diese Vorschrift nicht anwendbar.

GlA Leinglrtner/Stalbold, Kap. 8 Rn. 12; vgl. f®r die offen gelassene Fragestellung,
ob die Zucht von Vollblut- und Traberpferden landwirtschaftlich oder gewerblich ist,
BFH v. 2. 2. 1989 IV R 109/87, BFH/NV 1989, 692 zu § 15 Abs. 2 EStG 1975. Ent-
sprechendes gilt etwa f®r eine gewerblich t�tige PersGes., die f®r die Entwicklung eines
besonderen Fleischrindes eine Rinderzucht auf ausreichender Futtergrundlage betreibt
(BFH v. 1. 2. 1990 IV R 45/89, BStBl. II 1991, 625); zur Legehennenhaltung etwa: FG
Nds. v. 18. 3. 1981, EFG 1981, 626, rkr; zur Pferdezucht: FG K½ln v. 3. 11. 1988, EFG
1989, 176, Rev. zur®ckgenommen; § 15 Abs. 4 schließt demnach bspw. nicht an § 13
Abs. 1 Nr. 2 an, vgl. auch FG Bremen v. 27. 6. 1986, EFG 1986, 601.

Tierzucht und Tierhaltung ohne Bezug zur landwirtschaftlichen Urpro-
duktion fallen daher von vornherein nicht unter § 15 Abs. 4. Hierbei handelt es
sich um sonstige gewerbliche Tierzucht und Tierhaltung. Gewerbliche Lohnm�-
sterei kann dagegen dem beschr�nkten Verlustausgleichsverbot des § 15 Abs. 4
unterliegen (glA Leinglrtner/Stalbold, Kap. 8 Rn. 12). Vgl. im ®brigen Erl. zu
§ 15 Abs. 4.
Nicht unter § 15 Abs. 4 Satz 1 f. fallen zB die Produktion von Eintagsk®ken: BFH v.
14. 9. 1989 IV R 88/88, BStBl. II 1990, 152 mit Anm. Kanzler, FR 1990, 18, Zucht und
Haltung fleischfressender Tiere; BFH v. 29. 10. 1987 VIII R 272/83, BStBl. II 1988, 264,
wo das Verlustausgleichsverbot des § 2a EStG 1971 auf fleischfressende Pelztiere er-
streckt wurde.

Einstweilen frei.
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II. Eigenbetriebliche Eink�nfte aus Tierzucht und Tierhaltung
(§ 13 Abs. 1 Nr. 1 Sztze 2–4)

1. �berblick zu den Tierzucht- und Tierhaltungsregelungen

Die Rechtsfolge ist den Regelungen vorangestellt (Anm. 246): Danach geh½ren
zu den Eink®nften aus LuF auch solche aus Tierzucht und Tierhaltung
(Anm. 247), soweit sie mit der Landwirtschaft zusammenh�ngen (Anm. 248 f.)
und der in VE umgerechnete Tierbestand (Anm. 260) eine bestimmte Mindest-
fl�chendeckung (Anm. 254) nicht nachhaltig ®berschreitet (Anm. 262).

2. Rechtsfolge des § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2

Nach Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 geh½ren „zu diesen Eink®nften auch die Eink®nfte
aus der Tierzucht und Tierhaltung, wenn ...“.
Notwendiger Zusammenhang der tierbezogenen mit landwirtschaft-
lichen Eink�nften: Als „zu diesen Eink®nften geh½ren auch“ sind nur diejeni-
gen im Zusammenhang mit Landwirtschaft und nicht mit den ®brigen in § 13
Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 genannten Aktivit�ten zu verstehen, da das Gesetz in der
Folge auf einen Zusammenhang mit der landwirtschaftlichen Urproduktion und
insbes. f®r die Mindestfl�chendeckung auf eine regelm�ßig landwirtschaftlich ge-
nutzte Fl�che abstellt.

Demnach hat etwa ein Nur-Forstwirt keine Eink®nfte aus landwirtschaftlicher Tier-
zucht und Tierhaltung (unklar in BFH v. 30. 9. 1980 VIII R 22/79, BStBl. II 1981, 210
[21]), wenngleich Tiere zu seinem BV geh½ren k½nnen (zB Zugtiere). Auch wenn ein
Verp�chter seines landwirtschaftlichen Betriebs noch Eink®nfte aus Landwirtschaft
iSv. Abs. 1 Nr. 1 bezieht (dazu Anm. 75 ff.), kann eine in seiner Hand bestehende Tier-
zucht oder Tierhaltung ohne zur®ckbehaltene Fl�chen mangels Fl�chendeckung nur
gewerblich sein. Entsprechendes gilt, wenn der Landwirt seine Fl�chen bzw. seinen Be-
trieb in eine Mitunternehmerschaft eingebracht hat (durch Eigentums®bertragung oder
sonstige entgeltliche oder unentgeltliche Nutzungs®berlassung; zu den Einbringungs-
werten ggf. § 24 UmwStG) und daneben noch als Einzelunternehmer Tierzucht oder
Tierhaltung betreibt (glA FinMin. Nds. v. 29. 11. 1973 StEK BewG 1965 § 51 Nr. 8),
wenn der eine Ehegatte einen landwirtschaftlichen Betrieb innehat, der andere (oder et-
wa der Sohn) daran nicht beteiligt ist und eine Tierzucht und Tierhaltung betreibt. Hier
ergeben sich stl. Gestaltungsm½glichkeiten.

Abgrenzung zum Gewerbebetrieb: Bei der Rechtsfolgenbestimmung des § 13
Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 handelt es sich trotz der Verwendung der Worte „geh½ren
auch“ nicht um eine gesetzliche Fiktion, sondern um letztlich eine in weiten Tei-
len typisierende und mit agrarpolitischen Erw�gungen durchsetzte Abgrenzung
der landwirtschaftlichen Tierzucht und Tierhaltung gegen die gewerbliche
(BTDrucks. IV/1488, 45). Tierzucht und Tierhaltung ist (von Liebhaberei abge-
sehen) dann in seiner Gesamtheit Gewerbebetrieb, wenn keine landwirtschaft-
lichen Nutzfl�chen als Futtergrundlage vorhanden sind (BFH v. 16. 11. 1978 IV
R 191/74, BStBl. II 1979, 246; v. 12. 8. 1982 IV R 69/79, BStBl. II 1983, 36).
Tierzucht und Tierhaltung ohne jedwede Fl�chendeckung kann mithin nicht
landwirtschaftlicher Betrieb oder Teilbetrieb sein (m½glicherweise aA Kleeberg
in K/S/M, § 13 Rn. B 24). Geh½rt sie zu einer Landwirtschaft, ist sie unselbst�n-
diger Betriebsteil.

BFH v. 19. 7. 1955 I 203/53 U, BStBl. III, 281; aus bewertungsrechtlicher Sicht FG
M®nchen v. 19. 7. 1984, EFG 1985, 11, rkr; dagegen aber BFH v. 30. 1. 1986 IV
R 270/84, BStBl. II, 516 [518]: Pferdehaltung als Teilbetrieb; zur Rechtsfolge bei nach-
haltigem �bersteigen der Mindestfl�chendeckung s. Anm. 275 ff. Dies schließt aber
nicht aus, daß unter Ber®cksichtigung aller Umst�nde des Einzelfalls nach der Ver-
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kehrsanschauung aber zB auch je ein gewerblicher und ein landwirtschaftlicher Betrieb
vorliegen k½nnen, wenn die Betriebe eindeutig getrennt gef®hrt werden, Leinglrtner/
Stalbold, Kap. 6 Rn. 3; zB BFH v. 21. 9. 1995 IV R 96/94, BStBl. II 1996, 85.

Tierzucht und Tierhaltung nie gesonderte Liebhaberei: Demnach kann
Tierzucht und Tierhaltung in dem Fall, daß sie unselbst�ndiger Betriebsteil einer
Landwirtschaft ist, grunds�tzlich nicht isoliert als Liebhaberei oder Gewerbebe-
trieb eingeordnet werden (BFH v. 30. 1. 1986 IV R 270/84, BStBl. II, 516). F®r
die Frage der Liebhaberei ist die Totalgewinnprognose auf den gesamten Betrieb
zu beziehen (OFD Frankfurt. v. 3. 11. 1981 INF 1982, 91 zur Behandlung von
Pferdezucht). Sind regelm�ßig landwirtschaftlich genutzte Fl�chen vorhanden
und ®bersteigt die Anzahl der VE nachhaltig die im Gesetz genannten Grenzen,
richtet sich die Rechtsfolge nach Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 iVm. § 51 Abs. 2 BewG.
Hiernach geh½ren nur die Zweige des Tierbestands zur landwirtschaftl. Nutzung
(= Eink®nfte zu den Eink®nften aus Landwirtschaft), deren VE zusammen
diese Grenze nicht ®berschreiten (§ 51 Abs. 2 Satz 1 BewG), wobei die Maßga-
ben nach § 51 Abs. 2 S�tze 2 bis 4 BewG sowie nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 4
iVm. § 51 Abs. 3 und 4 BewG zu beachten sind (dazu Anm. 260). Es ist deshalb
nicht zutreffend, daß Tierbest�nde stets in vollem Umfang der gewerblichen
Nutzung zuzurechnen sind, wenn die Anzahl der maßgebenden VE die Min-
destfl�chendeckung nach Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 ®bersteigt (mißverst�ndlich BFH v.
17. 10. 1991 IV R 134/89, BStBl. II 1992, 378).

3. Eink�nfte aus Tierzucht und Tierhaltung
(Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 Halbs. 1)

a) Art und Umfang der Eink�nfte aus Tierzucht und Tierhaltung

Eink®nfte als Gewinne oder Verluste aus Tierzucht und Tierhaltung werden
nach § 4 Abs. 1 oder Abs. 3 und bei geringen Fl�chen und Tierbest�nden nach
§ 13a ermittelt. Da es sich bei landwirtschaftlicher Tierzucht und Tierhaltung
um einen unselbst�ndigen Teil des Betriebs einer Landwirtschaft handelt
(Anm. 246), wird die Frage der Gewinnermittlungsart, von § 13a Abs. 1 Nr. 3
abgesehen, grunds�tzlich von den Verh�ltnissen des gesamten Betriebs be-
stimmt.
Beim Betriebsverm¨gensvergleich nach § 4 Abs. 1 ist die Tierherde kein ein-
heitliches WG, sondern besteht aus einer Vielzahl unterschiedlicher WG (BFH
v. 1. 7. 1981 I R 148/78, BStBl. II 1982, 246; v. 6. 8. 1998 IV R 67/97, BFH/
NV 1999, 251). Vieh kann Anlage- und Umlaufverm½gen sein und zwischen
beiden Verm½gensarten wechseln. So steht bei weiblichen Rindern erst mit der
Geburt des ersten Kalbs endg®ltig fest, ob sie sich als Milchvieh und damit als
Anlageverm½gen eignen (vgl. BFH v. 9. 12. 1988 III R 72/86, BStBl. II 1989,
244; v. 15. 5. 1997 III R 143/93, BStBl. II 1998, 575). Der doppelten Zweckbe-
stimmung des Zuchtviehs als Anlage- und Umlaufverm½gen, also der Nutzung
dieser Tiere zur Produktion und als Schlachtvieh, entspricht es, bei den AfA
auch einen Restwert (sog. Schlachtwert) zu ber®cksichtigen (BFH v. 15. 2. 2001
IV R 19/99, BStBl. II 2001, 549 mwN und Anm. Kanzler, FR 2001, 651). An-
kn®pfend an § 240 Abs. 4 HGB l�ßt die FinVerw. zur Erleichterung der Bewer-
tung von Vieh idR eine Gruppenbewertung der Tiere nach Tierarten und Alters-
klassen mit einem gewogenen Durchschnittswert zu.

R 125 EStR iVm. Anhang 9 = BMF v. 14. 11. 2001, BStBl. I, 864, dort ua. auch zur Be-
wertungsstetigkeit, Tz. 19 f.; zur Anwendung auf Anlageverm½gen, Tz. 21 ff., und Um-
laufverm½gen, Tz. 29, zum sachlichen und zeitlichen Geltungsbereich, Tz. 30 ff., letzte-
rer mit �bergangsregelung zur bisherigen Weisungslage; zur Viehbewertung
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ausf®hrlich § 6 Anm. 729–735. Zum �bergang von der Gruppenbewertung zur Einzel-
bewertung BFH v. 15. 2. 2001 IV R 19/99, BStBl. II, 549; v. 15. 2. 2001 IV R 5/99,
BStBl. II, 548, Anm. Kanzler in FR 2001, 651.

Bei Einnahmen�berschußrechnung gelten vergleichbare Grunds�tze mit be-
stimmten Maßgaben, wie der F®hrung laufender Verzeichnisse bei Tieren im
Anlageverm½gen (R 125a EStR). Einnahmen aus Tierzucht und Tierhaltung
entstehen zB bei der Ver�ußerung gezogener oder gehaltener Tiere, zB von
Pferden aus einer Pferdezucht (BFH v. 16. 11. 1978 IV R 191/74, BStBl. II
1979, 246) oder Schlachtvieh. Auch die Eink®nfte aus einer Pferdepension
(BFH v. 16. 11. 1978 IV R 191/74, BStBl. II 1979, 246) oder Lohntierzucht
bzw. Lohntierhaltung geh½ren hierher. Darauf, ob die Zucht und Haltung un-
mittelbar auf Einkunftserzielung gerichtet ist, stellt uE das Gesetz aber nicht ab.

Der BFH ordnet wohl die Ver�ußerung von Nutztieren durch einen Landwirt als Hilfs-
gesch�ft – aus dem Betrieb von Landwirtschaft – iSv. Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 ein (s. BFH v.
19. 7. 1990 IV R 82/89, BStBl. II 1991, 333 [336]). Jedenfalls erzielt etwa der Nur-
Forstwirt, da er ®ber keine regelm�ßig landwirtschaftlich genutzten Fl�chen verf®gt,
beim Verkauf von bisher zum Holzr®cken eingesetzten Pferden keine Einnahmen iSv.
§ 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2, sondern solche aus einem Hilfsgesch�ft seines forstwirtschaft-
lichen Betriebs (mißverst�ndlich Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. B 24).

Eink�nfte aus Tierprodukten (Milch oder Eier) geh½ren ebenfalls zu den
Eink®nften aus Tierhaltung. Bei entgeltlicher Verwertung von Milch ist die Be-
schr�nkung auf Anlieferungsrechte zu beachten.

Milch-Garantiemengen-VO – MGV – v. 25. 5. 1984, BGBl. I, 720; v. 30. 8. 1989,
BGBl. I, 1654; v. 24. 9. 1993, BGBl. I, 1659; vgl. im Zusammenhang mit dem Wert
von Gr®nlandfl�chen BFH v. 5. 3. 1998 IV R 23/96, BFH/NV 1998, 1029. Nach § 7
Abs. 2 a Nr. 1 MGV v. 24. 9. 1993 sind Anlieferungsreferenzmengen isoliert ®bertragen
oder f®r mindestens zwei 12-Monatszeitr�ume pachtweise ®berlassen. Die Entgelte
sind keine BE aus Tierzucht, sondern aus luf. Hilfsgesch�ft, und damit grds. als solche
zu erfassen (zu den Einzelheiten BMF v. 2. 2. 1995 StEK EStG § 13 Nr. 615, BStBl. I,
148, dort auch zur Sachbehandlung bei § 13a: grds. Abgeltung mit dem Grundbetrag,
sowie zur Einschr�nkung bez®glich des Geltungsbereichs: nicht bei �bertragungen
von Referenzmengen nach § 16g MGV in dem in Art 3 des Einigungsvertrags genann-
ten Gebiet).

Die Milchabgabe bei �berproduktion ist bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1
und 3 BA, bei Gewinnermittlung nach § 13a mit dem Grundbetrag abgegolten.
Auch die Milchrente, die ggf. f®r die Aufgabe der Milcherzeugung gezahlt wird
(vgl. VO ®ber die Gew�hrung einer Verg®tung f®r die Aufgabe der Milcherzeu-
gung f®r den Markt idF der Bekanntmachung v. 24. 7. 1987, BGBl. I, 1699 mit
�nderungen) stellt BE dar (mit dem Grundbetrag abgegolten bei Gewinnermitt-
lung nach § 13a; zur Tarifbeg®nstigung FG Ba.-W®rtt. v. 8. 11. 1994, EFG
1995, 674, rkr.).
Die betriebliche Veranlassung ist Voraussetzung der Erfassung landwirt-
schaftlicher Eink®nfte aus Tierzucht und Tierhaltung iSv. Abs. 1 Nr. 1 Satz 2.
H�lt sich der Landwirt ein Reitpferd allein zu seinem eigenen privaten Vergn®-
gen, so geh½rt das Tier nicht zum BV. Die darauf entfallenden Aufwendungen
sind keine BA seiner Landwirtschaft (vgl. zB BFH v. 28. 11. 1985 IV R 178/83,
BStBl. II 1986, 293 [296]; nach BFH v. 30. 1. 1986 IV R 270/84, BStBl. II, 516
Liebhaberei). Andererseits f®hrt der Umstand, daß diese Tiere auf Betriebs-
grundst®cken weiden, nicht zur Entnahme dieser Grundst®cke (BFH v.
30. 1. 1986 IV R 270/84 aaO). H�lt ein Nichtlandwirt auf vorhandenen Fl�chen
ohne regelm�ßige landwirtschaftliche Bewirtschaftung einige Pferde nur f®r die
eigene Freizeitgestaltung, fehlt es bereits an einem landwirtschaftlichen Betrieb,
in die jede landwirtschaftliche Tierzucht oder Tierhaltung eingegliedert sein
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muß (aus bewertungsrechtlicher Sicht FG M®nchen v. 19. 7. 1984, EFG 1985,
11, rkr. und Anm. 246, 249).

b) Landwirtschaftliche Tierzucht und Tierhaltung

Die Eink®nfte aus Tierzucht und Tierhaltung iSd. Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 m®ssen
landwirtschaftliche Eink®nfte sein und sind daher von gewerblicher Tierzucht
und Tierhaltung abzugrenzen.
Tierzucht ist umgangssprachlich die planm�ßige Paarung von Tieren zur Er-
zeugung von Nachkommen, insbes. unter Selektion bestimmter erblicher Eigen-
schaften oder Merkmale zum Nutzen des Menschen oder der Befriedigung sei-
ner sonstigen Bed®rfnisse (Freude). Tierzucht (und Tierhaltung) iSv. Abs. 1
Nr. 1 Satz 2 hat demgegen®ber insofern eine eingeschr�nkte Bedeutung (s. BFH
v. 30. 9. 1980 VIII R 22/79, BStBl. II 1981, 210), als sie an sich in einem land-
wirtschaftlichen Veranlassungszusammenhang (also nicht Freude) eine Bezie-
hung zur landwirtschaftlichen Urproduktion aufweisen muß (dazu Anm. 246,
249). Von Tierzucht (und auch Tierhaltung) l�ßt sich bereits nach dem allgemei-
nen Verst�ndnis nur hinsichtlich lebender, nicht aber ungeborener Tiere spre-
chen.

Unterh�lt ein Stpfl. ohne Landwirtschaft eine Br®terei, in der K®ken aus Bruteiern ge-
wonnen und als Eintagsk®ken weiterver�ußert werden, stellt dies keine landwirtschaft-
liche Tierzucht (oder Tierhaltung) dar, auch wenn das Produkt der Br®terei ein Tier ist.
Denn der Schwerpunkt der Bet�tigung bezieht sich hier auf die ungeborenen Tiere, die
sich aus dem Eidotter ern�hren und demnach keine Beziehung zur landwirtschaftlichen
Urproduktion aufweisen. Eine Br®terei ist aber dann Bestandteil einer vorhandenen
Landwirtschaft, wenn die K®ken aus in eigenen landwirtschaftlichen Gefl®gelst�llen er-
zeugten Bruteiern gewonnen werden bzw. als Legehennen oder Masttiere im eigenen
Betrieb weiterverwendet werden (insoweit glA FG Nds. v. 27. 6. 1995, EFG 1995, 910,
best�tigt von BFH v. 27. 5. 1998 II R 38/96, BFH/NV 1998, 1338). Zur Landwirt-
schaft „mag auch noch die Gewinnung und Ver�ußerung von K®ken aus Eiern eigener
Legehennen“ des Landwirts geh½ren (dazu insgesamt BFH v. 14. 9. 1989 IV R 88/88,
BStBl. II 1990, 152; aA BFH v. 27. 5. 1998 II R 38/96, BFH/NV 1998, 1338: landwirt-
schaftlicher Nebenbetrieb; zur Frage der Nebenbetriebseigenschaft bei zwischenge-
schalteter Mitunternehmerschaft s. die Erl. zu Abs. 2 Nr. 1; bei �berwiegen des Zu-
kaufs von Bruteiern ist bei einheitlichem Betrieb der gesamte Betrieb gewerblich, bei
Annahme von an sich zwei Betrieben, nur die Br®terei, letzteres offenbar im allgemei-
nen bejahend Lademann/Hiller, § 13 Rn. 40; zur Gewerblichkeit bei nicht ausreichen-
der Fl�chendeckung, Anm. 262).

Die FinVerw. geht grunds�tzlich noch von Tierzucht aus, wenn sich die Zugeh½-
rigkeit der Tiere zum Betrieb auf eine Mastperiode oder auf einen Zeitraum von
weniger als einem Jahr beschr�nkt und diese danach verkauft oder verbraucht
werden (R 124a Abs. 1 Satz 2 EStR).
Tierhaltung ist nach dem gew½hnlichen Sprachgebrauch die �bernahme der
Obhut ®ber ein Tier (s. Brockhaus, „Tierhalter“). Wie bei der Tierzucht ist auch
die Tierhaltung iSv. Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 dadurch eingeschr�nkt, daß sie einen
landwirtschaftlichen Veranlassungszusammenhang (also nicht Freude, Sport, bei
Jagd liegt ggf. ein Zusammenhang nach Abs. 1 Nr. 3 vor, Anm. 290 ff.) und eine
Beziehung mit der landwirtschaftlichen Urproduktion aufweisen muß (dazu
Anm. 246, 249). Andererseits l�ßt nach hM Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 die Annahme
landwirtschaftlicher Tierhaltung auch dann noch zu, wenn der gew½hnliche
Sprachgebrauch hierin m½glicherweise keine Landwirtschaft mehr sehen w®rde
(zB Anm. 250: Pferdevermietung oder Ausbildung zum Rennpferd). Bei der
Tierhaltung ist die Artgerechtigkeit der Haltung zu ber®cksichtigen. Deshalb
k½nnen etwa bei Reitpferdehaltung Reitanlagen und Reithalle noch als unselb-

§ 13 Anm. 247–248 Eink®nfte aus

248



HHR Lfg. 209 April 2003 Gmach

st�ndige Bestandteile der Tierhaltung eingeordnet werden. Dies trifft auch auf
Pensionstierzucht und Pensionstierhaltung zu (BFH v. 23. 9. 1988 III R 182/84,
BStBl. II 1989, 111 [113]; aA BFH v. 16. 11. 1978 IV R 191/74, BStBl. II 1979,
246 [247]).
Zugekaufte Tiere geh½ren grunds�tzlich nur dann zur landwirtschaftlichen
Tierhaltung und Tierzucht, wenn dieser Zukauf betrieblich veranlaßt ist, zB
wenn die Tiere entweder im eigenen Betrieb verwendet werden oder – bei Mast-
vieh – einen nennenswerten Zuwachs erfahren (vgl. dazu etwa Abschn. 1.03
BewR L; glA Schmidt/Seeger XXI. § 13 Rn. 78).
Eine wirtschaftliche Verbindung mit einem bestimmten landwirtschaft-
lichen Betrieb ist Voraussetzung daf®r, ob man iSv. Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 von ei-
ner landwirtschaftlichen Tierzucht oder Tierhaltung ausgehen kann (Anm. 246,
249). Bei weiter r�umlicher Entfernung der Tierzucht und Tierhaltung von ei-
nem landwirtschaftlichen Betrieb kann ein eigenst�ndiger und ggf. mangels Fl�-
chendeckung gewerblicher Betrieb vorliegen.

Schl.-Holst. FG v. 18. 9. 1986, EFG 1987, 117, rkr: Legehennenfarm im Wege der
Lohntierhaltung 10 und 90 km vom viehlos bewirtschafteten landwirtschaftlichen Be-
trieb entfernte gewerbliche Tierhaltung; FG M®nster v. 11. 5. 1999, EFG 1999, 954,
rkr: 30 km, Beurteilung nach Gesamtumst�nden. Nach der Rspr. des BFH ist insoweit
eine Gesamtbetrachtung der betrieblichen Verh�ltnisse maßgeblich (BFH v. 10. 4. 1997
IV R 48/96, BFH/NV 1997, 749; aA Felsmann/Pape, A 23, der in Anlehnung an
§ 51a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BewG eine nicht starr zu verstehende 40 km-Grenze vor-
schl�gt; Nds. FG v. 7. 9. 1993, EFG 1994, 83 und Schmidt/Seeger XXI. § 13 Rn. 81,
gehen noch weiter und sind f®r eine analoge Anwendung von § 51a Abs. 1 Satz 1
Nr. 3 BewG, vgl. dagegen BFH v. 10. 4. 1997 aaO).

F®r eine auch im Falle der Lohntierzucht bzw. Lohntierhaltung zu untersuchen-
de Verklammerung k½nnen neben r�umlicher N�he der Futtermitteleinsatz aus
eigener Erzeugung, das Ausbringen der G®lle auf den landwirtschaftlich genutz-
ten Fl�chen, der einheitliche Einsatz von Arbeitskr�ften und Maschinen usw.
sprechen (zu weiteren Merkmalen Leinglrtner/Stalbold, Kap. 6 Rn. 3 ff;
M. Wendt, FR 1996, 265 [277]), mag jedem einzelnen dieser Umst�nde f®r sich
gesehen auch keine letztentscheidende Bedeutung zukommen. UU ist es vorteil-
haft, eine Lohntierzucht oder Lohntierhaltung als eigenst�ndigen Betrieb zu f®h-
ren, wenn in der Hand des Stpfl. nur ein Tierzweig vorhanden ist, der unter Ein-
beziehung der Lohntierzucht oder Lohntierhaltung die Mindestfl�chendeckung
(Anm. 254) nachhaltig ®bersteigt. Es kann sich auch die Frage stellen, ob die ne-
ben dem vorhandenen Gewerbebetrieb auf eigenen Fl�chen betriebene Tiermast
Teil des einheitlichen Gewerbebetriebs darstellt (im Verh�ltnis zu einem Vieh-
handel BFH v. 16. 12. 1976 V R 107/73, BStBl. II 1977, 273). Unter Ber®cksich-
tigung aller Umst�nde des Einzelfalls kann nach der Verkehrsanschauung aber
auch je ein gewerblicher und ein landwirtschaftlicher Betrieb vorliegen, wenn
die Betriebe eindeutig getrennt gef®hrt werden (Leinglrtner/Stalbold, Kap. 6
Rn. 3; zB BFH v. 21. 9. 1995 IV R 96/94, BStBl. II 1996, 85).
Das Eigentum an den gez�chteten oder gehaltenen Tieren ist grunds�tz-
lich ohne Bedeutung. Bez®glich der Annahme von landwirtschaftlicher Tier-
zucht und Tierhaltung differenziert weder der allgemeine Sprachgebrauch
(Brockhaus, Stichwort Tierhalter) noch das Gesetz danach, wem die gez®chte-
ten oder gehaltenen Tiere geh½ren. Deshalb ist zB auch die sog. Pensionstierhal-
tung, also das Unterstellen und F®ttern fremder Tiere gegen Entgelt bei Vorlie-
gen der fl�chenm�ßigen Voraussetzungen idR als Tierhaltung iSv. § 13 Abs. 1
Nr. 1 Satz 2 anzusehen (BFH v. 16. 11. 1978 IV R 191/74, BStBl. II 1979, 246;
v. BFH v. 23. 9. 1988 III R 182/84, BStBl. II 1989, 111). Entsprechendes gilt f®r
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die Lohntierzucht oder Lohntierhaltung (Nds FG v. 7. 3. 1988, EFG 1988, 518,
rkr. mit der Argumentation aus dem Begriff „Tierbestand“ iSv. § 13a Abs. 1
Nr. 3 bzw. § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 3).
Der Landwirtschaftsbezug der Tierzucht und Tierhaltung (s. Anm. 246,
249) erfordert nicht, daß die Tierzucht und Tierhaltung f®r die Landwirtschaft
typisch sein muß.

So wohl auch BFH v. 23. 9. 1988 III R 182/84, BStBl. II 1989, 111; aA Felsmann/Pape,
A 32; ®berholt BFH v. 19. 7. 1955 I 203/53/U, BStBl. II, 281: Differenzierung zwi-
schen Zubeh½rtierhaltung und spezieller Tierhaltung; letztere geh½rte nach der seiner-
zeitigen Rechtslage nur dann zur Landwirtschaft, wenn das Futter tats�chlich im we-
sentlichen aus dem Boden gewonnen wurde; die Frage ist in BFH v. 30. 8. 1980 VIII
R 22/79, BStBl. II 1981, 210 angeschnitten worden, aber offen geblieben; Mitterplei-
ninger in L/B/P, § 13 Rn. 20 verlangt bei Tierzucht und Tierhaltung zur Freizeitgestal-
tung, daß diese Tiere landwirtschaftstypsch sind.

Letzter Akt der Tierzucht und Tierhaltung ist der Verkauf der lebenden oder
ggf. der geschlachteten Tiere, sofern es sich nicht um ein landwirtschaftliches
Hilfsgesch�ft handelt. Die Schlachtung kann im Rahmen des landwirtschaft-
lichen Betriebs aber auch einer als gewerblich zu beurteilenden Schlachterei er-
folgen (BFH v. 14. 9. 1989 IV R 88/88, BStBl. II 1990, 152 [153]). Das Zerlegen
get½teter Tiere bei Mastschweinen in H�lften oder bei Rindern in Viertel kann
mit dieser Maßgabe noch als landwirtschaftlich angesehen werden.

FinMin. v. 8. 7. 1975, StEK BewG 1965 § 34 Nr. 29; FinMin. NRW v. 28. 4. 1977, INF
1978, 173), weil damit noch nicht in wesentliche Konkurrenz zum Metzger- und Flei-
scherhandwerk eingetreten wird (glA Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 182), eine wei-
tere Be- und Verarbeitung, zB zu Wurst, ist als gewerblich zu beurteilen (BFH v.
12. 12. 1996 IV R 78/95, BStBl. II 1997, 427, dazu aber BMF v. 3. 6. 1997, BStBl. I,
629: teilweise Nichtanwendung; glA Glier/Schmid, 19. Aufl 2001, Nr. 66; zur Be- und
Verarbeitung auch Anm. 182 – Abgrenzung zum Gewerbebetrieb – u. Anm. 319 ff. –
Nebenbetrieb).

c) Zusammenhang der Eink�nfte aus Tierzucht und Tierhaltung
mit anderen Betztigungen

Eink®nfte aus Tierzucht und Tierhaltung sind stets gewerblich, wenn sie geson-
dert erzielt werden. Als landwirtschaftliche Eink®nfte m®ssen sie mit der land-
wirtschaftlichen Urproduktion zusammenh�ngen. Der Zusammenhang mit an-
deren Bet�tigungen kann ebenfalls zur Gewerblichkeit f®hren.
Notwendiger Zusammenhang mit der Urproduktion: Die Rechtsfolge aus
Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 tritt nur ein, wenn die Eink®nfte aus Tierzucht und Tierhal-
tung einen Zusammenhang mit der landwirtschaftlichen Urproduktion aufwei-
sen (BTDrucks. IV/1488, 46; BFH v. 7. 10. 1977 III R 13/75, BStBl. II 1978,
89; v. 30. 9. 1980 VIII R 22/79, BStBl. II 1981, 210; s. auch Anm. 248). Dieser
Zusammenhang ist nicht im Sinne einer strengen Kausalit�t bzw. Finalit�t zu
verstehen. Das Gesetz bringt die Notwendigkeit des Zusammenhangs der Tier-
zucht und Tierhaltung mit der Urproduktion auch nur abstrakt mit der Ankn®p-
fung an den Futterbedarf (Anm. 260) oder einer regelm�ßig landwirtschaftlich
genutzten Mindestfl�che je Vieheinheit zum Ausdruck („wenn ....“ = Mindest-
fl�chendeckung; dazu Anm. 257; auch BFH v. 16. 11. 1978 IV R 191/74,
BStBl. II 1979, 246). Ob tats�chlich selbst erzeugtes oder nur zugekauftes Futter
verwendet wird, ist unerheblich. Wurzelt der Futterbedarf aber nicht in landwirt-
schaftlicher Urproduktion, kommt landwirtschaftliche Tierzucht und Tierhal-
tung nicht in Betracht.

§ 13 Anm. 248–249 Eink®nfte aus
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Vgl. etwa BFH v. 14. 9. 1989 IV R 88/88, BStBl. II 1990, 152: Erzeugung von K®ken,
die als Eintagsk®ken ver�ußert werden; deren Nahrungsgrundlage ist der Eidotter; zu
den Fleischfressern, auch nachfolgend Anm. 253. Der III. Senat des BFH hat bei typi-
scherweise in landwirtschaftlichen Betrieben gehaltenen Tieren (Anm. 253) den Zu-
sammenhang als indiziert angesehen, wenn nach den gesetzlichen Maßgaben eine aus-
reichende Futtergrundlage vorhanden ist (BFH v. 23. 9. 1988 III R 182/84, BStBl. II
1989, 111).

Der Zusammenhang von (landwirtschaftlicher) Tierzucht und Tierhal-
tung mit anderen Betztigungen kann zu gewerblichen Eink®nften f®hren.
H�lt der Landwirt etwa Pferde und vermietet sie, so stellt dies aber nach der
Rspr. des BFH noch keine gewerbliche Bet�tigung dar.

BFH v. 16. 7. 1987 V R 22/78, BStBl. II 1988, 83; v. 24. 1. 1989 VIII R 91/83,
BStBl. II, 416; aA Mlrkle/Hiller, INF 1980, 337; Ostermeier, StBp. 1979, 225; kri-
tisch bei Pferdevermietung Gmach, INF 1990, 79; Kanzler, StEL 1989, 19. Allein die
Zurverf®gungstellung von Reitanlagen oder einer Reithalle an die Eigent®mer von
Pensionspferden ist nach der Rspr. des BFH unsch�dlich (BFH v. 23. 9. 1988 III
R 182/84, BStBl. II 1989, 111; glA Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. B 110; K�hne/We-
sche, 75 f., die aus ½konomischer Sicht ®berhaupt f®r eine großz®gige Sachbehandlung
zugunsten der Annahme einer landwirtschaftlichen Bet�tigung eintreten; wohl auch
Leinglrtner/Stalbold, Kap. 6 Rn. 25).

Erteilung von Reitunterricht auf einem Reiterhof ist allerdings keine Form der
Tierhaltung iSv. § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2, weil die hierzu verwendeten Pferde in-
soweit nur die zur Vermittlung von Reitf�higkeiten erforderlichen Unterrichts-
mittel sind (BFH v. 16. 11. 1978 IV R 191/74, BStBl. II 1979, 246 [247]; v.
16. 7. 1987 V R 22/78, BStBl. II 1988, 83 [86]) und demnach der Zusammen-
hang mit der landwirtschaftlichen Urproduktion fehlt. Die Erteilung von Reit-
unterricht ist grunds�tzlich freiberuflich iSv. § 18, es sei denn daß der Unterricht
®ber angestellte Reitlehrer erfolgt und der Betriebsinhaber insoweit nicht als lei-
tend und eigenverantwortlich eingeordnet werden kann (gewerblich, zu den Ein-
zelheiten s. Erl. zu § 18). Treffen untrennbar landwirtschaftliche Tierhaltung
und gewerbliche Bet�tigungen zusammen, betrachtet die Rspr. des BFH diese
Bet�tigungen einheitlich (dazu allgemein Anm. 167) nach dem pr�genden
Schwerpunkt als landwirtschaftlich oder als gewerblich.

BFH v. 16. 11. 1978 IV R 191/74, BStBl. II 1979, 246 (248): Gewerbebetrieb, da
Schwerpunkt gewerblicher Reitunterricht; v. 16. 7. 1987 V R 22/78, BStBl. II 1988, 83
(86): aus ustrechtlicher Sicht nicht Landwirtschaft, da Schwerpunkt Reitunterricht; v.
23. 9. 1988 III R 182/84, BStBl. II 1989, 111 (113): Landwirtschaft, da Schwerpunkt
Einstallung, F®tterung und Pflege der Pensionsreitpferde, dazu auch OFD M®nchen v.
31. 1. 1994, StEK EStG § 13a Nr. 131, dort auch zum Zusammentreffen mit Gastst�t-
te, Beherbergung, Reitunterricht; v. 19. 7. 1990 IV R 82/89, BStBl. II 1991, 333 (336):
Pferdezucht und Rennstall Gewerbebetrieb, da letzterer das Gepr�ge gibt; auch
Abschn. 264 Abs. 4 Satz 3 UStR: Viehhandel und Schlachtviehm�stung zum Verkauf
einheitlicher Gewerbebetrieb; zum Gesichtspunkt des Nebenbetriebs iSv. § 13 Abs. 2
Nr. 1 Anm. 377.

Gesonderte Beurteilung landwirtschaftsbezogener Freizeitangebote: Ein
daneben bestehendes weitergehendes Angebot an Sport- und Freizeitaktivit�ten
kann getrennt zu beurteilen sein (BFH v. 23. 9. 1988 III R 182/84, BStBl. II
1989, 111 [113]). Der Betrieb einer Pferdepension und das Halten eigener Pfer-
de k½nnen daher auch einen – von der Landwirtschaft gel½sten – einheitlichen
Gewerbebetrieb bilden, wenn etwa auf den fremden und den eigenen Pferden
Reitunterricht erteilt wird und dar®ber hinaus Reitanlagen (zB turnierm�ßig aus-
gebaute Reit- und Springbahn) zur Verf®gung gestellt werden oder wenn der
Stpfl. den Eigent®mern der Pferde weitere wesentliche Leistungen anbietet, die
mit der landwirtschaftlichen Urproduktion nichts mehr zu tun haben, zB gast-
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wirtschaftliche Leistungen, und diese im Rahmen eines einheitlichen Betriebs er-
folgen (BFH v. 16. 7. 1987 V R 22/78, BStBl. II 1988, 83; OFD M®nchen v.
9. 4. 1985 StEK § 13a Nr. 81). Ist nach den vorstehenden Grunds�tzen ein Ge-
werbebetrieb anzunehmen, kann dennoch daneben betriebene Bodenbewirt-
schaftung Landwirtschaft sein (BFH v. 16. 7. 1987, BStBl. II 1988, 83 [86]). Der
Verwaltungsstandpunkt zur Abgrenzung der landwirtschaftlichen Pferdehaltung
ist in OFD Frankfurt vom 3. 11. 1981 (StEK EStG § 13 Nr. 376) zusammenfas-
send dargestellt.
Zur Pferdehaltung s. auch Anm. 250.

d) Zweck der Tierzucht und Tierhaltung

Nach der Rspr. des BFH kommt es allgemein und auch f®r die Frage des Zu-
sammenhangs mit der landwirtschaftl. Urproduktion auf den Zweck der Tier-
zucht und Tierhaltung nicht an.

BFH v. 23. 9. 1988 III R 182/84, BStBl. II 1989, 111; wohl auch BFH v. 24. 1. 1989
VIII R 91/83, BStBl. II, 416; v. 2. 2. 1989 IV R 109/87, BFH/NV 1989, 692; vgl. etwa
auch Leinglrtner/Stalbold, Kap. 6 Rn. 1 ff.; aA aber BFH v. 30. 9. 1980 VIII R 22/
79, BStBl. II 1981, 210.

Keine Zweckorientierung erforderlich: Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 erfordert danach
keine Zweckorientierung (Finalit�t) zur Landwirtschaft, wenn nur der Zusam-
menhang mit der landwirtschaftlichen Urproduktion gegeben ist. Dies erm½g-
licht eine Anpassung an den Wandel der Verh�ltnisse (BFH v. 24. 1. 1989 VIII
R 91/83, BStBl. II, 416 [419]), was gesetzlich gewollt scheint. Auch die Rechts-
entwicklung des § 13 (Anm. 1) zeigt die Abwendung der Annahme landwirt-
schaftlicher Tierzucht und Tierhaltung vom Bild des autarken Bauernhofs hin
zu spezialisierten modernen Betriebsformen. Die gesetzlich notwendige Min-
destfl�chendeckung ist abstrakt und bedeutet nicht, daß aus den Fl�chen das
Futter f®r die Tierzucht und Tierhaltung gewonnen werden muß (Anm. 256).
Demzufolge ist auch die Anbindung der Fl�chenberechnung an eine regelm�ßig
landwirtschaftlich genutzte Fl�che nicht geeignet, ein Argument f®r eine beson-
dere Zweckorientierung der Tierzucht und Tierhaltung auf die Landwirtschaft
zu liefern.
Nach zutreffender Meinung ist es f®r die Annahme einer landwirtschaftlichen
Tierzucht und Tierhaltung iSv. Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 nicht entscheidend, ob hier-
aus Nahrungsmittel f®r den menschlichen Verzehr hergestellt werden (Fels-
mann, INF 1980, 488; aA Mlrkle/Hiller INF 1980, 337; Ostermeier, StBp.
1979, 225).
Einzelfzlle fehlenden Landwirtschaftsbezugs betreffen vor allem die in der
Landwirtschaft nicht mehr unmittelbar eingesetzten Pferde.
E Pferdehaltung: Die Rspr. des BFH ordnet wegen der nicht notwendigen Orien-
tierung auf die Landwirtschaft die Vermietung von Pferden zu Reitzwecken bei
vorhandener fl�chenm�ßiger Futtergrundlage noch als landwirtschaftlich ein,
wenn keine weiteren ins Gewicht fallenden Leistungen erbracht werden, die
nicht der Landwirtschaft zuzurechnen sind.

BFH v. 24. 1. 1989 VIII R 91/83, BStBl. II, 416; v. 16. 11. 1978 IV R 191/74,
BStBl. 1979, 246; so auch Schl.-Holst. FG v. 4. 4. 1984, EFG 1985, 11 aA sp�ter vom
BFH aufgehobenes Urteil desselben Gerichts v. 14. 12. 1982 III 177/80, EFG 1983,
283; im Schriftum etwa Leinglrtner, Kap. 13 Rn. 38; Felsmann/Pape, Rn. A 361,
32 ff., 358 ff.; Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. B 110; offen geblieben in BFH v.
23. 9. 1988 III R 182/84, BStBl. II 1989, 111; aA – gewerblich – FinVerw., zB OFD
Frankfurt v. 12. 2. 1981, INF 1981, 210 und v. 3. 11. 1981, INF 1982, 91; Mlrkle/Hil-
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ler, (8. Aufl. 2001, Rn. 189; Ostermeier, StBp. 1979, 225; Seeger, INF 1984, 193;
Kanzler, StEL 1989, 19; Gmach, INF 1990, 79 – letzterer unzutreffend f®r seinen ge-
genteiligen Standpunkt zitiert von Kleeberg aaO Rn. 242.

Geht man davon aus, daß auch die landwirtschaftliche Pferdehaltung nicht auf
die Landwirtschaft zweckorientiert, sondern lediglich die Mindestfl�chendek-
kung gewahrt sein muß, steht die Vermietung der Pferde nicht der Annahme
entgegen, daß die Pferdehaltung landwirtschaftlich ist. Eine andere Frage ist, ob
unter Pferdehaltung (vgl. zum Begriff der Tierhaltung allgemein Anm. 248)
noch die Vermietung der Pferde verstanden werden kann, was uE grunds�tzlich
zu verneinen ist. Auch wenn man aber mit der hM die Pferdevermietung noch
als landwirtschaftlich begreift, kann sie als solche organisatorisch ausgegliedert
und gesondert gewerblich betrieben werden.
E Pferdezucht: Auch die Zucht von Pferden und die Ausbildung zu Reit-, Renn-
und Turnierpferden kann landwirtschaftliche Tierzucht und Tierhaltung darstel-
len, wenn die Mindestfl�chendeckung erreicht wird.

Diese Auffassung ist etwa in BFH v. 23. 7. 1981 IV R 156/76, BStBl. II, 672 f®r ein
Vollblutgest®t gedanklich vorausgesetzt; FG Ba.-W®rtt. v. 21. 10. 1987, EFG 1988,
118, rkr., BFH v. 2. 2. 1989 IV R 109/87, BFH/NV 1989, 692, wobei die Frage dort
aber offen geblieben ist; FG K½ln v. 3. 11. 1988 5 K 317/84, EFG 1989, 176, Rev. zu-
r®ckgenommen: Ausbildung zu Rennpferden; FG M®nster v. 9. 6. 1983., INF 1984,
164; Marrz, INF 1981, 204; Bl�mich/Selder, § 13 Rn. 88. F®r die VZ 1961–1974 war
nach § 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. t iVm. § 82c EStDV 1961 bis 1974 f®r an sich als Lieb-
habereibetriebe zu wertende Vollblutzuchten unter bestimmten Voraussetzungen die
Zuordnung von Verlusten zu den Eink®nften aus Landwirtschaft zugelassen.

Allerdings muß Liebhaberei (dazu Anm. 60 ff.) ausgeschlossen sein (zB BFH v.
28. 11. 1985 IV R 178/83, BStBl. II 1986, 293; v. 2. 1989, IV R 109/87, BFH/
NV 1989, 692 und v. 3. 11. 1993 II B 129/92, BStBl. II 1994, 201 betr. BewG).
Soweit etwa bez®glich der Ausbildung zu Reit-, Renn- und Turnierpferden eine
gegenteilige Auffassung vertreten wird (OFD Frankfurt v. 3. 11. 1981 StEK
EStG § 13 Nr. 376; auch OFD Koblenz v. 8. 5. 1989, DStR 89, 681; Mlrkle/
Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 188; Lademann/Hiller, § 13 Rn. 20d; Glier/Schmid,
19. Aufl 2001, Nr. 66), ist zwar unverkennbar, daß die Ausbildung zum Reit-,
Renn- und Turnierpferd und die Teilnahme an Turnieren und Rennen regelm�-
ßig nicht mehr auf die Landwirtschaft zweckorientiert ist (besonders deutlich
aus bewertungsrechtlicher Sicht FG M®nster v. 9. 6. 1983, INF 1984, 164). Hier-
auf kommt es aber – wie dargelegt – nicht an (s. auch L�schen/Willenborg,
INF 1999, 577). Auch der Umstand, wann ein Reit-, Renn- und Turnierpferd et-
wa iSv. § 6 Abs. 1 Nr. 1 und 2 hergestellt ist (dazu zB BMF v. 14. 11. 2001,
BStBl. I, 864 Tz. 8), ist f®r die hier gestellte Frage unergiebig. Allerdings kann
die Ausbildung und die Teilnahme an Turnieren und Rennen uE nur noch dann
als landwirtschaftlich eingeordnet werden, wenn die ausgebildeten Tiere zum
Verkauf bestimmt sind. Denn dann kann sich der Vorgang noch als die Verede-
lung eines landwirtschaftlichen Produkts zur Erh½hung von Verkaufschancen
darstellen.

GlA Felsmann/Pape, A 33a; Bl�mich/Selder, § 13 Rn. 88. UE kann eine solche Ver-
edelung auch im Rahmen eines luf. Nebenbetriebs iSv. Abs. 2 Nr. 1, auch kooperativ
zwischen mehreren Landwirten, erfolgen. Dagegen ist die Zucht und das Halten von
Pferden im Rahmen eines daf®r pr�genden Trabrennstalls auch bei hinl�nglicher Fl�-
chendeckung nicht Landwirtschaft, sondern Gewerbebetrieb oder Liebhaberei (BFH v.
19. 7. 1990 IV R 82/89, BStBl. II 1991, 333 [336]; Entsprechendes muß f®r einen
Renn-, Spring- und Turnierpferdestall gelten). Die Ausbildung fremder Pferde, wenn
sie nicht in Pension aufgenommen sind, ist grunds�tzlich gewerblich (wenn daneben ei-
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gene Tiere ausgebildet werden ggf. gewerblicher und luf. Betrieb oder ein Betrieb mit
der Gepr�gefrage).

Vatertiere, Besamungsstation: Da es nur auf den Zusammenhang mit der
landwirtschaftlichen Urproduktion und nicht auf eine Zweckorientierung zur
Landwirtschaft ankommt, kann bei Vorliegen der ®brigen Voraussetzungen das
Halten von Vatertieren unter landwirtschaftlichen Tierzucht iSv. § 13 Abs. 1
Nr. 1 Satz 2 fallen, und zwar auch dann, wenn fremde Muttertiere gedeckt wer-
den. Deshalb kann auch eine Besamungs- bzw. auch Embryotransferstation
landwirtschaftliche Tierzucht sein (RFH v. 7. 11. 1940 III 85/40, RStBl. 1941,
156: Deckhengste; BFH v. 19. 7. 1955 I 203/53 U, BStBl. III, 281: Hengst-
station; FinMin. Schl.-Holst. v. 1. 3. 1973, StEK BewG 1965 § 51 Nr. 2 und
Leinglrtner/Stalbold, Kap. 6 Rn. 19).
Weitere Grenzfzlle: Die Auffassung, daß es bei der Tierzucht und Tierhaltung
iSv. Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 nur auf den Zusammenhang mit der landwirtschaftlichen
Urproduktion, aber nicht auf eine Zweckorientierung zur Landwirtschaft an-
kommt, ist aber nicht immer konsequent durchgehalten. Dies zeigt etwa das Bei-
spiel der Haltung pflanzenfressender Tiere (fleischfressende Tiere k½nnen nicht
landwirtschaftlich gehalten werden, s. Anm. 253) in Wildparks zur entgeltlichen
Zurschaustellung. Hier wird auch bei Fl�chendeckung Gewerbebetrieb ange-
nommen.

Schmidt XXI. § 15 Rn. 106; Leinglrtner/Stalbold, Kap. 6 Rn. 26: es fehle an der
planm�ßigen Nutzung der nat®rlichen Kr�fte des Bodens zur Futtermittelgewinnung,
der Gewinn werde nicht durch die Verwertung der Tiere oder tierischer Produkte er-
zielt; dem k½nnte entgegengehalten werden, daß es auf Futtermittelgewinnung nicht
ankommt, sondern lediglich auf eine Mindestfl�chendeckung und daß etwa auch bei
Pferdevermietung die Gewinne nicht durch die Verwertung der Tiere oder der tieri-
schen Produkte erzielt werden; Lademann/Hiller, § 13 Rn. 44 mit Betonung auf der
Entgeltlichkeit.

Dies kann uE stichhaltig nur damit begr®ndet werden, daß der Zweck dieser
Tierhaltung in der Hauptsache in der entgeltlichen und mithin gewerblichen
Zurschaustellung der Tiere besteht. Entsprechendes gilt etwa f®r die Differen-
zierung einer Taubenzucht zur Fleischerzeugung im Verh�ltnis zur Erzeugung
von Brieftauben (Anm. 253). Auch wenn die Zucht von Tieren, die sp�ter etwa
an Laboratorien zu Versuchszwecken abgegeben werden, nicht unter Abs. 1
Nr. 1 Satz 2 fallen soll, selbst wenn es sich um Tiere handelt, die landwirtschaft-
lich gez®chtet und gehalten werden k½nnten.

So wohl Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. B 25; Leinglrtner/Stalbold, Kap. 6 Rn. 18, der
diese Frage allerdings nur im Kontext mit fleischfressenden Tiere behandelt, mit bei
der Brieftaubenhaltung erkennbarer Distanzierung; Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001,
Rn. 166; aA wohl Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 20, l�ßt sich dies uE nur stich-
haltig mit der fehlenden Zweckorientierung zur Landwirtschaft begr®nden (glA Glier/
Schmid, 19. Aufl 2001, Nr. 66).

Einstweilen frei.

e) Bodenabhzngigkeit der zur Tierzucht und Tierhaltung geeigneten
Tierarten

Aus der Fl�chenbindung landwirtschaftlicher Tierzucht und Tierhaltung
(Anm. 254) folgt, daß nur Tiere iSv. Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 gez®chtet oder gehalten
werden k½nnen, die in Bezug zur landwirtschaftlichen Urproduktion (Futter-
erzeugung) stehen.

§ 13 Anm. 250–253 Eink®nfte aus
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Inlzndischer Maßstab zur Beurteilung bodenabhzngigen Viehs: Der BFH
legt der Beurteilung, welche Vieharten als bodenabh�ngige Tiere anzuerkennen
sind, den herk½mmlichen Begriff der deutschen Landwirtschaft zu Grunde, wie
er sich im kontinentaleurop�ischen Bereich entwickelt hat (BFH v. 30. 9. 1980
VIII R 22/79, BStBl. II 1981, 210). UE ist nicht auf die �blichkeit sondern viel-
mehr darauf abzustellen, ob eine Tierart unter den ½rtlichen klimatischen Bedin-
gungen die Eignung zu landwirtschaftlicher Zucht und Haltung besitzt. Nach
BFH (aaO) aber fielen etwa Strauße nicht unter den Begriff der landwirtschaft-
lichen Tierzucht und Tierhaltung.
Nach Rechtsprechung und Finanzverwaltung ist der Kreis der Tiere, die
sich f®r die landwirtschaftliche Tierzucht und Tierhaltung eignen, eingeschr�nkt.
Anhaltspunkte daf®r liefert Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 iVm. § 51 Abs. 2 bis 5 BewG mit
Anl. 1 und 2 sowie R 124a EStR, wo entsprechende Tierarten genannt sind
(Rindvieh, Schweine, Schafe, Ziegen, Pferde, Gefl®gel, Kaninchen, Damtiere,
auch Lamas und Alpakas).

Der Katalog ist nicht abschließend (BFH v. 30. 9. 1980 VIII R 22/79, BStBl. II 1981,
210: zB auch Esel, Maulesel und Maultiere; FinMin. NRW v. 11. 8. 1995, StEK BewG
§ 51 Nr. 46: Strauße; Leinglrtner/Stalbold, Kap. 6 Rn. 18: Schwarzwild, Fasanen, al-
lerdings nicht die Haltung in Wildparks; Felsmann/Pape A 32a: Kaninchen zur Erzeu-
gung von Fleisch und Wolle oder zur Zucht; Aufzucht von Schnecken, soweit sie zum
menschlichen Verzehr bestimmt sind).

Nicht zur Landwirtschaft geh¨rt etwa die Zucht von Zierfischen, regelm�ßig
auch nicht die Zucht und Haltung exotischer Tiere (glA Leinglrtner/Stalbold,
aaO), die ohne besondere Vorkehrungen hier nicht lebensf�hig sind und schon
deshalb den notwendigen Zusammenhang zur ½rtlichen Urproduktion nicht
aufweisen k½nnen. Bei der Vogelzucht und -haltung ist zu unterscheiden.

Eine Singvogel- oder Brieftaubenzucht und -haltung (aus kfz-strechtlicher Sicht BFH
v. 22. 9. 1992 VII R 45/92, BStBl. II 1993, 200; Nds. FinMin. v. 22. 3. 1978, StEK
EStG § 13 Nr. 300) weist den zu fordernden Zusammenhang mit der landwirtschaft-
lichen Bodennutzung nicht auf (FG N®rnb. v. 22. 9. 1992, StED 1993, 80; Nds. Fin-
Min. v. 22. 3. 1978, DStZ B, 138). Bei einer Taubenzucht zur Fleischerzeugung kann er
bestehen (glA Leinglrtner/Stalbold, Kap. 6 Rn. 18). Bei einer Katzen- oder Hunde-
zucht fehlt der Zusammenhang mit der landwirtschaftlichen Bodennutzung (glA
Felsmann/Pape, A 32b), allerdings soll ausnahmsweise die Annahme eines landwirt-
schaftlichen Nebenbetriebs denkbar sein (§ 13 Abs. 2 Nr. 1, dazu BFH v. 30. 9. 1980
VIII R 22/79, BStBl. II 1981, 210 [212]; bei einer gr½ßeren Hundezucht ablehnend
Leinglrtner/Stalbold, Kap. 6 Rn. 18; nicht aber ein landwirtschaftlicher Hauptbe-
trieb, aA Strutz, Komm. zum EStG 1925 § 26 Rn. 12). Auch das Halten von Katzen
zur M�usevertilgung bzw. von Hunden als Hofhund, H®terhund oder f®r die Jagd iSv.
§ 13 Abs. 1 Nr. 3 (zur Unterscheidung BFH v. 30. 9. 1980 VIII R 22/79, BStBl. II
1981, 210 [212]) stellt keine Tierhaltung iSv. § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 dar (mißverst�nd-
lich Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. B 23). Die Haltung dieser Tiere paßt nicht in das
Schema der Mindestfl�chendeckung bzw. den Zusammenhang mit der Urproduktion
(offenbar glA Leinglrtner/Stalbold, Kap. 6 Rn. 18 ff.); Katzen und Hunde sind dem-
nach nicht in VE umzurechnen. Eine andere Frage ist, ob diese Tiere allgemein zum
Betriebsverm½gen eines landwirtschaftlichen Betriebs geh½ren bzw. ob die Kosten f®r
einen Jagdhund bei den Eink®nften aus Jagd iSv. § 13 Abs. 1 Nr. 3 zu ber®cksichtigen
sind (dazu Anm. 318).

Fleischfressenden Tieren fehlt grds. der notwendige Zusammenhang mit der
landwirtschaftlichen Urproduktion.

Leinglrtner, INF 1988, 387; Schmidt XXI., § 15 Rn. 106; Leinglrtner/Stalbold,
Kap. 6 Rn. 18; Bl�mich/Selder, § 13 Rn. 85, und zwar auch dann, wenn sie aus
Schlachtabf�llen (Tiere oder Fische) ern�hrt werden.
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Eine Ausnahme l�ßt sich uE entgegen der BFH-Rspr. auch nicht aus Abs. 1
Nr. 1 Satz 4 iVm. § 51 Abs. 5 BewG f®r fleischfressende Pelztiere herleiten, weil
hier im allgemeinen nicht, wie § 51 Abs. 5 Satz 2 BewG es verlangt, „die erfor-
derlichen Futtermittel ®berwiegend von den vom Inhaber des Betriebs landwirt-
schaftlich genutzten Fl�chen gewonnen sind“.

So auch Begr. zu § 13 EStG 1934, RStBl. 1935, 41; R�ssler/Troll, BewG/VStG, § 51
Rn. 6; aA BFH v. 30. 9. 1980 VIII R 22/79, BStBl. II 1981, 210; v. 28. 10. 1987 VIII
R 272/83, BStBl. II 1988, 264; Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. B 25; Mlrkle/Hiller,
8. Aufl. 2001, Rn. 183; Lademann/Hiller, § 13 Rn. 45: namentlich bez®glich solcher
Pelztiere, die zT Fleisch-, zT Pflanzenfresser sind, zB Waschb�ren. Zweifelnd aber der
IV. Senat des BFH (v. 14. 9. 1989 IV R 88/88, BStBl. II 1990, 152), auf den die alleini-
ge Zust�ndigkeit f®r Fragen der Abgrenzung zur gewerblichen Tierzucht und -haltung
®bergegangen ist.

Allein der Umstand, daß Felle gewonnen werden, begr®ndet noch keinen Zu-
sammenhang mit der Urproduktion (so aber Glier/Schmid, 19. Aufl 2001,
Nr. 67 zu Abs. 5, aA Dies. Nr. 131). § 51 Abs. 5 Satz 2 BewG wird deshalb nicht
hinf�llig, weil es auch pflanzenfressende Pelztiere gibt (BFH v. 29. 10. 1987 VIII
R 272/83, BStBl. II 1988, 264 [266] mwN unter Hinweis auf Sumpfbiber, Chin-
chilla, Kaninchen und Karakulschafe; iE glA Mitterpleininger in L/B/P, § 13
Rn. 20a).

4. Tatbestandsvoraussetzungen der Mindestflzchendeckung
(Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 Halbs. 2)

a) Wirtschaftsjahr als Bemessungszeitraum f�r Mindestflzchen
und Tierbestand

Nach Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 ist die Mindestfl�chendeckung ebenso wie der Tierbe-
stand nach den Verh�ltnissen „im Wirtschaftsjahr“ zu beurteilen.
Die Mindestflzchendeckung „im Wirtschaftsjahr“ („wenn im Wj ...“) soll
mehr oder minder zuf�llige Ergebnisse des Stichtagsprinzips vermeiden
(BTDrucks. IV 1488, 46). Das Normal-Wj. des Landwirts grunds�tzlich reicht
vom 1. 7. bis zum 30. 6. des Folgejahrs (s. § 4 a Anm. 24 ff.). Da es auf die Ver-
h�ltnisse „im“ Wj. ankommt, kann uE nur die Fl�che ber®cksichtigt werden, die
das ganze Wj. ®ber regelm�ßig landwirtschaftlich bewirtschaftet wurde, also
nicht die im Lauf des Wj. von der regelm�ßigen Bewirtschaftung ausgenomme-
nen Fl�chen (aA BFH v. 13. 7. 1989 V R 110–112/84 BStBl. II, 1037 betr. USt.
den Wj.-Bezug nicht beachtend). Die Absicht der regelm�ßigen Bewirtschaftung
reicht nach dem Gesetzeswortlaut nicht aus, so daß die gegen Ende des Wj. zu-
gepachteten und f®r die regelm�ßige Bewirtschaftung erst vorgesehenen Fl�chen
nicht einzubeziehen sind (zT aA Felsmann/Pape, A 57). H�rten treten idR inso-
weit nicht auf, da es f®r das �berschreiten der Mindestfl�chendeckung auf
Nachhaltigkeit ankommt (Anm. 256). Dagegen sind zugepachtete Fl�chen, bei
denen die Bewirtschaftung aufgenommen wurde, zu ber®cksichtigen (glA Lein-
glrtner/Stalbold, Kap. 6 Rn. 31, 34, 36; Schmidt/Seeger XXI. § 13 Rn. 81).
Die Feststellung des maßgeblichen Tierbestands „im Wirtschaftsjahr“
soll anders als eine stichtagsbezogene Beurteilung die Feststellung einer nachhal-
tigen Erzeugung und Haltung gew�hrleisten (BTDrucks. IV 1488, 46). F®r den
Tierbestand kommt es auf die erzeugten und gehaltenen Tiere ohne R®cksicht
auf die Eigentumsverh�ltnisse an (s. BFH v. 16. 11. 1978 IV R 191/74, BStBl. II
1979, 246 betr. zu Pensionstiere und Anm. 248). Daher sind auch Tiere in Lohn-
tierzucht oder Lohntierhaltung in den Tierbestand einzubeziehen.
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BFH v. 14. 4. 1988 IV R 40/86, BStBl. II, 774; Nds. FG v. 7. 3. 1988, EFG 1988, 518;
im Ergebnis wohl auch Nds. FG v. 18. 3. 1981, EFG 1981, 626; aA Bl�mich/Selder,
§ 13 Rn. 100: im Regelfall nur Zurechnung beim Eigent®mer der Tiere, da dieser das
wirtschaftliche Risiko bez®glich der Aufzucht bzw. Haltung tr�gt; Mitterpleininger in
L/B/P, § 13 Rn. 33: Zurechnung beim Lohntierz®chter/-halter bedenklich.

Nach FinVerw. sollen diese Tiere allerdings auch im Tierbestand des Eigen-
t®mers zu erfassen sein (FinMin. Nds. v. 16. 6. 1971, INF 1971, 370; glA Klee-
berg in K/S/M, § 13 Rn. B 38; Lademann/Hiller, § 13 Rn. 39; Frotscher/
Kuhlmann, § 13 Rn. 153). Dagegen wird eingewandt, daß eine Zurechnung
nach den Grunds�tzen des § 39 AO nur beim Eigent®mer oder beim Aufz®ch-
ter erfolgen d®rfe (M. Wendt, FR 1996, 265 [278] Fn. 127; vgl. zu weiteren an-
gedachten Differenzierungen K. F. Wendt, INF 1971, 49). UE unzutreffend,
denn auch wenn die Fl�chendeckung nach Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 als abstrakte Re-
gelung nicht verlangt, daß das Futter f®r den erzeugten und gehaltenen Tierbe-
stand auf den Fl�chen gewonnen werden muß, so bezieht sich die Fl�chendek-
kung doch konkret auf den unmittelbar damit im Zusammenhang stehenden
Tierbestand. Tierbestand, der in Zusammenhang mit anderen Fl�chen steht,
kann demnach hierin nicht einbezogen werden. UE kommt es daher auf die
(auch wirtschaftlichen) Eigentumsverh�ltnisse insoweit nicht an. Der Tierbe-
stand ist daher stets einem BV zuzurechnen. Allerdings ist bei einem Wechsel
w�hrend des Wj. die Erfassung beim Lohntierz®chter bzw. Lohntierhalter und
beim Eigent®mer zutreffend, wobei uE die Zeitanteile bei der Berechnung der
VE zu ber®cksichtigen sind.
Mindestzeitraum von 3 Monaten: Aus dem Zusammenhang von Tierbestand
und Mindestfuttergrundlage und damit dem Zusammenhang zur Urproduktion
in Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 folgt auch, daß (vor allem bei Mast) nur solche Tiere zum
Tierbestand geh½ren, die sich aufgrund einer bestimmten Verweildauer im land-
wirtschaftlichen Betrieb als Teil landwirtschaftlicher Veredelung darstellen.

Vgl. Abschn. 1.03 Abs. 1 Satz 3 BewRL: „... Vieh, das zur Nutzung mindestens 3 Mo-
nate im Betrieb verbleibt oder bis zur Verkaufsreife gehalten wird, sind keine fremden
Erzeugnisse“; Nds. FG v. 8. 9. 1994, EFG 1995, 232, rkr.: Fische bei Zucht und Pro-
duktion von Speisefischen, die im Betrieb nur eine Verweildauer von 15 Tagen haben,
sind fremde Erzeugnisse; Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 182: bei Vieh Mindestver-
weildauer drei Monate, bei Schweinen eine volle Produktionsphase; Lademann/Hiller,
§ 13 Rn. 31; Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 19b.

b) Maßgeblichkeit des durchschnittlichen Viehbestands

Die Feststellung des Tierbestands erfolgt gesetzes- und zweckentsprechend f®r
jeden Tierzweig unter Ber®cksichtigung der Fl�chenabh�ngigkeit (Anm. 260) ge-
sondert. Die FinVerw. erfaßt die nachhaltig im Wj. erzeugten und im Durch-
schnitt gehaltenen Tiere (in R 124a Abs. 1 Satz 1 EStR). Obwohl sich dies we-
der aus § 51 BewG noch aus der Anl. 1 zum BewG ergibt, handelt es sich um
eine zutreffende Gesetzesauslegung (vgl. BFH v. 17. 10. 1991 IV R 134/89,
BStBl. II 1992, 378; glA Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 22; Schmidt/See-
ger XXI. § 13 Rn. 83).
Bei erzeugten Tieren ist grds. vom regelm�ßig und nachhaltig im Wj. erzeug-
ten Tierbestand auszugehen (R 124a Abs. 1 Satz 1 Halbs. 1 EStR). Als erzeugt
bezeichnet die FinVerw. Tiere, deren Zugeh½rigkeit zum Betrieb sich auf eine
Mastperiode oder auf einen Zeitraum von weniger als einem Jahr beschr�nkt
und die danach verkauft oder verbraucht werden.

R 124a Abs. 1 Satz 2 EStR, zum Katalog der F�lle R 124a Abs. 1 Satz 5 Nr. 2 EStR;
die FinVerw. stellt damit nicht eigentlich auf die erzeugten Tiere, sondern wohl aus Ver-
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einfachungsgr®nden auf die verkauften bzw. verbrauchten Tiere ab, auch Leinglrtner/
Stalbold, Kap. 6 Rn. 46; Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 22; Schmidt/Seeger
XXI. § 13 Rn. 83 bezieht nicht ganz zutreffend die Erfassung nach der Erzeugung aus-
schließlich auf Masttiere.

Zum Tierbestand geh½ren auch geschlachtete und, soweit dies nicht gewerblich
ist, zerlegte sowie notgeschlachtete Tiere. Verendete Tiere bleiben außer Be-
tracht (glA Leinglrtner/Stalbold, Kap. 6 Rn. 46), weil ihre Erzeugung nicht
abgeschlossen wurde (Felsmann/Pape, A 47). Die hiernach insgesamt im Lauf ei-
nes Wj. erzeugten Tiere des jeweiligen Tierzweigs bilden die Grundlage f®r die
Umrechnung in VE nach dem Umrechnungsschl®ssel (zur Erfassung von Jung-
masth®hnern nach der Zahl der Durchg�nge, OFD Hannover v. 16. 5. 1988,
DStZ E 1988, 283).

Nach der FinVerw. ist abweichend von der Grundregel f®r Mastrinder mit einer Mast-
dauer von weniger als einem Jahr, bei K�lbern und Jungvieh, bei Schafen unter einem
Jahr und bei Damtieren unter einem Jahr wie bei gehaltenen Tieren stets vom Jahres-
durchschnittsbestand auszugehen (R 124a Abs. 1 Satz 4 EStR, best�tigt von BFH v.
17. 10. 1991 IV R 134/89, BStBl. II 1992, 378 [379], entgegen der ausdr®cklichen Be-
kundung des IV. Senats wohl aA BFH v. 13. 7. 1989 V R 110–112/84, BStBl. II, 1036
[1039]; der V. Senat hat der Rechtsauffassung des IV. Senats aber zugestimmt, aaO,
380). Hiernach ist Rindermast bei einer ®ber die Vormastphase (regelm�ßig 5–6 Mo-
nate, ausnahmsweise auch l�nger, Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 22) hinausge-
hende Mast bei einer Mastdauer mit weniger als einem Jahr mit dem Durchschnittsbe-
stand der Rinder zu erfassen, bei einer Mastdauer von einem Jahr und mehr mit der
Erzeugung (s. auch R 124a Abs. 1 Satz 5 Nr. 1 EStR „Masttiere“ bzw. Nr. 2 „Rind-
vieh/Masttiere“). K�lber in einer Vormastphase von 6 Monaten sind demnach nach
dem Durchschnittsbestand mit 0,3 VE./. 2 = 0,15 VE je Tier zu erfassen (zu weiteren
Einzelheiten zB FinMin. Nds. v. 17. 4. 1980, StEK BewG 1965 § 51 Nr. 16; Mitter-
pleininger in L/B/P, § 13 Rn. 22). Ob K�lber in einer Vormast zur Rindermast stehen
oder einer eigenst�ndigen K�lbermast dienen ist nach dem Alter und Gewicht der Tie-
re sowie dem Mastziel abzugrenzen (FG M®nster v. 26. 11. 1991, EFG 1992, 537 rkr.).

Bei gehaltenen Tieren ist generell der Durchschnitt der im Wj. gehaltenen
Tiere maßgebend (R 124a Abs. 1 Satz 3 EStR). Im Regelfall kann hierf®r der
halbe Anfangs- und Endbestand angesetzt werden, wofern nicht erhebliche Be-
standsschwankungen eine etwa monatliche Ermittlung des Durchschnittsbe-
stands erforderlich machen (glA Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 22). Ein
Katalog der nach dem Durchschnittsbestand eines Wj. zu erfassenden Tiere fin-
det sich in R 124a Abs. 1 Satz 5 Nr. 1 EStR. Zuchttiere und andere Tiere, bei
denen der Ansatz nach dem Bestand erfolgt, sind zeitanteilig zu erfassen, wenn
sie nicht das ganze Jahr ®ber gehalten werden (Leinglrtner/Stalbold, Kap. 6
Rn. 46). Bei Legehennen kommt wegen der großen Schwankungen als durch-
schnittlicher Bestand der Anfangsbestand zuz®glich aller Monatsbest�nde geteilt
durch 13 in Betracht, ggf. aber auch der halbierte Anfangs- und Endbestand ei-
nes Wj. (glA Felsmann/Pape, A 49a, Beisp. in A 49b). Verendete Tiere, deren
VE nach dem Jahresdurchschnittsbestand zu ermitteln sind, werden entspre-
chend ihrer Verweildauer im Betrieb ber®cksichtigt.

c) Vom Betriebsinhaber regelmzßig landwirtschaftlich genutzte Flzchen

Die Fl�chenberechnung iSv. Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 kn®pft an den Begriff der vom
Betriebsinhaber regelm�ßig landwirtschaftlich genutzten Fl�che an.
Vom Inhaber des Betriebs genutzte Fl�chen sind Maßstab f®r die Berechnung
des zul�ssigen Viehbestands. Zum Betriebsinhaber s. Anm. 20 ff.
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Die Flzchenberechnung ist betriebsbezogen (glA Lademann/Hiller, § 13
Rn. 25; Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. B 30). Danach k½nnen nur dem landwirt-
schaftlichen Betrieb zugeh½rige Fl�chen in die Berechnung einbezogen werden.

Zum Betriebsbegriff, s. Anm. 217 und zur Mitunternehmerschaft s. Erl. zu Abs. 7; zur
Entfernungsproblematik zB BFH v. 19. 5. 1982 II R 116/79, BStBl. II, 665: 75 km zu
weit; v. 12. 6. 1995 V B 33/95, BFH/NV 1996, 191; FG N®rnb. v. 1. 8. 1995, EFG
1996, 1028, rkr.; Nds. FG v. 12. 10. 2000, EFG 2002, 622, Rev. BFH IV R 55/01; ge-
gen eine starre Entfernungsbegrenzung Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. B 30.

Regelmzßig genutzt sind nachhaltig genutzte Fl�chen. Bewirtschaftet der
Landwirt Fl�chen jeweils etwa im j�hrlichen Austausch mit unbewirtschafteten
(oder bspw. auch g�rtnerisch genutzten), kann die regelm�ßig genutzte Fl�che
zB aus dem Durchschnitt der letzten drei Jahre ermittelt werden (Leinglrtner/
Stalbold, Kap. 6 Rn. 37). �berl�ßt ein Landwirt nur kurzfristig etwa im Pacht-
wege Grund und Boden zum Anbau einer Zwischenfrucht, beeintr�chtigt dies
die Annahme regelm�ßig, dh. nachhaltig genutzter Fl�chen bei ihm nicht (glA
M. Wendt, FR 1996, 265 [275]).
Genutzte Flzchen sind eigengenutzte Fl�chen, was nicht vorliegt, wenn das
volle Bewirtschaftungsrisiko bei einem anderen liegt (glA Nds. FG v. 12. 10.
2000, EFG 2002, 622, Rev. BFH IV R 55/01; Schmidt/Seeger XXI. § 13
Rn. 81; Leinglrtner/Stalbold, Kap. 6 Rn. 34: �berlassung des gesamten Ern-
teertrags an den, der das Feld bestellt hat, Kostpflanzung beim Kostnehmer und
Bewirtschaftungsvertr�ge). Die Fl�chen k½nnen eigene, zugepachtete, an den
Stpfl. ®berlassene usw. Fl�chen sein, ggf. auch im Ausland angrenzende Fl�chen
(glA Lademann/Hiller, § 13 Rn. 24 mit der Maßgabe, daß das Besteuerungs-
recht beim deutschen Fiskus liegt), wenn sie vom Inland aus bewirtschaftet wer-
den und mit den inl�ndischen Fl�chen einen einheitlichen landwirtschaftlichen
Betrieb bilden (FinMin. Nds v. 31. 10. 1974, StEK EStG § 13 Nr. 236; Lein-
glrtner/Stalbold, Kap. 6 Rn. 31; Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. B 28; Fels-
mann/Pape, A 40; Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001, Rn. 183). Auf die Intensit�t der
Nutzung kommt es grunds�tzlich nicht an, so daß auch die Brachlage aus wirt-
schaftlichen Gr®nden zu den genutzten Fl�chen z�hlt (s. nur BFH v. 31. 5. 2001
IV R 73/00, BFHE 195, 551 betr. Nutzungs�nderung mwN; s. u. „Nutzungs�n-
derung“).
Landwirtschaftlich genutzte Flzchen sind die mit landwirtschaftlicher Ur-
produktion eigenbewirtschaftete Fl�chen. Die Frage der landwirtschaftlich ge-
nutzten Fl�chen kann zum Teil in Anlehnung an das BewG beantwortet werden,
wenngleich keine Bindung an die Einheitsbewertung besteht.

Vgl. BFH v. 22. 9. 1992 VII R 45/92, BStBl. II 1993, 200; tendenziell aA Leinglrtner/
Stalbold, Kap. 6 Rn. 25; Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 30, der offenbar, wenn
auch ohne Bindung, enger an die landwirtschaftliche Nutzung im Sinne des BewG an-
schließt. Zum Begriff der Landwirtschaft s. Anm. 218.

Landwirtschaftlich genutzte Grundst®cke, die nur wegen § 69 BewG als Grund-
verm½gen bewertet wurden, sind demnach einzubeziehen (glA Leinglrtner/
Stalbold, Kap. 6 Rn. 33). UE sind landwirtschaftlich genutzt alle Fl�chen, die
zum notwendigen BV der Landwirtschaft geh½ren oder geh½rten, w®rden sie
sich im Eigentum des Betriebsinhabers befinden. Zu den landwirtschaftlich ge-
nutzten Grundst®cken geh½ren hiernach Hof- und Geb�udefl�chen einschließ-
lich Scheunen, Hausg�rten (bis 10 Ar; arg. § 40 Abs. 3 Satz 2 BewG) und die
Wohnung des Landwirts mit dem dazugeh½renden Umgriff, soweit noch Abs. 2
Nr. 2 eingreift (s. die Erl. dort), Wirtschaftswege, Hecken, Gr�ben, Grenzraine,
soweit sie der Landwirtschaft dienen, Wasserfl�chen, soweit sie nicht Unland
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sind oder zur sonstigen luf. Nutzung iSv. § 62 BewG geh½ren (entsprechend
§ 40 Abs. 3 BewG), landwirtschaftliche Sonderkulturen (glA Schmidt/Seeger
XXI. § 13 Rn. 81; Lademann/Hiller, § 13 Rn. 24).
Nicht regelmzßig landwirtschaftlich genutzt und damit nicht in die Fl�chen-
berechnung einzubeziehen sind nachhaltig verpachtete Fl�chen (BFH v.
29. 6. 1988 X R 33/82, BStBl. II, 922). Nicht landwirtschaftlich genutzt sind
Fl�chen der sonstigen landwirtschaftlichen Nutzung (arg. § 13 Abs. 1 Nr. 2 iVm.
§ 62 BewG), Abbauland, forstwirtschaftlich genutzte Fl�chen (schon daran h�tte
eventuell die Sache im Fall BFH v. 12. 6. 1995 V B 33/95 BFH/NV 1996, 191
scheitern k½nnen, wo nach Sachverhaltsangabe vom Stpfl. ein Teich- und Forst-
gut f®r die Mindestfl�chendeckung einer Schweinemast herangezogen wurde),
Geringstland, Unland, weinbaulich genutzte Fl�chen, dem Gartenbau (und da-
mit auch dem Gem®sebau, Baumschulen und grunds�tzlich auch dem Obstbau)
dienende Fl�chen. Obstbaufl�chen, die regelm�ßig landwirtschaftlich unterge-
nutzt werden, werden von der FinVerw. mit der halben, Almen und Hutungen
mit 1/4 der Fl�che angesetzt (R 124a Abs. 3 EStR; auch BTDrucks. IV/1488,
45, dort allerdings gegen den Ansatz von Hutungen). Werden zB bei einem
Obstbaubetrieb Fl�chen landwirtschaftlich untergenutzt, liegt eben kein reiner
Obstbaubetrieb vor, weshalb landwirtschaftliche Tierzucht und Tierhaltung iSv.
§ 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 grds. m½glich ist. Bei sonstigen Bet�tigungen iSv. § 13
Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 kann eine ganz untergeordnete Tierzucht und Tierhaltung,
die ggf. ihre Futtergrundlage zB in betrieblichen Abf�llen findet, unsch�dlich
sein, namentlich, wenn sie im wesentlichen der Eigenversorgung dient (glA La-
demann/Hiller, § 13 Rn. 38). Liegt zB ein reiner forstwirtschaftlicher Betrieb
vor, sind etwa zum Holzr®cken gehaltene Pferde schon mangels regelm�ßig
landwirtschaftlich genutzter Fl�chen keine Tierhaltung iSv. § 13 Abs. 1 Nr. 1
Satz 2 (mißverst�ndlich Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. B 24), geh½ren aber selbst-
verst�ndlich zum Betriebsverm½gen des forstwirtschaftlichen Betriebs (s. dazu
auch Anm. 222).
Bei Nutzungsznderungen, wie Fl�chenstillegungen stellt die FinVerw. darauf
ab, ob sich die Maßnahme in einer Umbewertung nach dem BewG etwa hin zu
Geringstland (§ 44 BewG) oder Unland (§ 45 BewG) niedergeschlagen hat (so
aus bewertungsrechtlicher Sicht zB Zusatz der OFD Hannover zum Erlaß des
FinMin. Nds. v. 2. 6. 1986 DStZ E, 363; Glier/Schmid, 19. Aufl. 2001, Nr. 66).
Deshalb sind nach der FinVerw. auf Grund ½ffentlicher F½rderungsprogramme
stillgelegte Fl�chen, zB Fl�chenstillegungsprogramme, Gr®nbrachenprogramme,
FELEG, zun�chst noch regelm�ßig landwirtschaftlich genutzte Fl�chen (R 124a
Abs. 3 EStR; so auch Felsmann/Pape, A 38; im Ergebnis auch Mitterpleinin-
ger in L/B/P, § 13 Rn. 29, weil die Stillegungsaktionen der Verringerung der Er-
zeugung von Marktordnungsprodukten und nicht der Einschr�nkung der tieri-
schen Veredelung dienten). UE ist diese Ansicht bei nachhaltiger Stillegung
abzulehnen. Da der Begriff der regelm�ßigen landwirtschaftlich genutzten Fl�-
chen in § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 zeitgleich und identisch mit dem Begriff in § 51
Abs. 1 Satz 1 BewG eingef®hrt wurde, liegt es nahe, hierin nichts Unterschied-
liches zu verstehen. Da sich der Begriff im BewG aber nur in § 51 Abs. 1 Satz 1
BewG findet, ist es uE schon bewertungsrechtlich nicht zwingend, nur auf die
bewertungsrechtliche Einordnung von Fl�chen zum Stichtag und nicht auch auf
die tats�chlichen Verh�ltnisse abzustellen. Dies gilt erst recht f®r die eigenst�ndi-
ge Regelung in § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2, die den bewertungsrechtlichen Einord-
nungen keine Verbindlichkeit zumißt.

§ 13 Anm. 256 Eink®nfte aus
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Gesetzliche Fiktionen landwirtschaftlicher Nutzung f®hren ebenfalls zur Er-
fassung der Fl�chen als Futtergrundlage.

Eine solche Fiktion enth�lt zB Art. 5 Satz 1 des Gesetzes zur �nderung des Gesetzes
®ber die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des K®sten-
schutzes, BGBl. I 1988, 1053, die sich aber nur und ausschließlich auf die VO (EWG)
Nr. 1094/88 des Rates vom 25. 4. 1988 (ABl. EG Nr. L 106, 28) bezieht; außerdem gilt
auch hier die Fiktion nicht, wenn die Fl�chen aufgeforstet oder so umgestaltet worden
sind, daß sie sp�ter nur mit unverh�ltnism�ßig großem Aufwand land- oder forstwirt-
schaftlich genutzt werden k½nnen, Art 5 letzter Satz, aaO; Gesetz zur Gleichstellung
stillgelegter und landwirtschaftlich genutzter Fl�chen v. 10. 7. 1995, BGBl. I, 910, aber
nur mit Bezug auf die VO (EWG; zur unmittelbaren Bindung einer derartigen VO, Art
189 EGV bzw. Art. 249 Abs. 2 des Vertrags von Amsterdam) Nr. 1765/92 des Rates v.
30. 6. 1992, ABl. EG 1992 Nr. L 181/12 ff., dort zur Fl�chenstillegung Art. 7; auch
Leinglrtner/Stalbold, Kap. 6 Rn. 35; f®r die Gewinnsch�tzung l�ßt die FinVerw. auf-
grund eines Fl�chenstillegungsprogramms stillgelegte Fl�chen außer Betracht, OFD
Hannover v. 7. 4. 1997, StEK EStG § 13 Nr. 648 Tz. 1.1, insoweit problematisierend
Lademann/Hiller, § 13 Rn. 119 i, der offenbar allgemein diese Fiktion f®r das Ertrag-
steuerrecht f®r nicht hinreichend bestimmt h�lt.

UE scheiden demnach zB die nach § 2 des Gesetzes zur F½rderung der Einstel-
lung der landwirtschaftlichen Erwerbst�tigkeit – FELEG – v. 21. 2. 1989
(BGBl. I, 233 mit �nderungen) mindestens f®nf Jahre stillgelegten Fl�chen als
regelm�ßig landwirtschaftlich genutzte Fl�chen aus (aA Schmidt/Seeger XXI.
§ 13 Rn. 82, 168: allgemeine Fiktion f®r Stillegungen).
Nutzung als Futtergrundlage nicht geboten (abstrakte Flzchendeckung):
Da das Gesetz nur an regelm�ßig landwirtschaftlich genutzte Fl�chen ankn®pft,
kommt es nicht darauf an, ob von diesen Fl�chen auch tats�chlich das Futter f®r
die erzeugten und gehaltenen Tiere gewonnen wird. Maßgeblich ist nur das Vor-
handensein der Futtergrundlage. Ein reiner Nicht-Futtermittelerzeuger verf®gt
mithin ®ber VE bis zur Ersch½pfung der Fl�chendeckung, weil das notwendige
Futter auch allein aus Zukauf stammen kann.

In dieser Allgemeinheit noch dahingestellt in BFH v. 29. 6. 1988 X R 33/82, BStBl. II,
922 zu § 24 UStG 1967/1973; wie hier BFH v. 13. 7. 1989 V R 110–112/84 BStBl. II,
1036 [1039] zu § 24 UStG 1967/1973; Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. B 30). Allerdings
ist dies keine Fiktion der Tierfuttererzeugung (so aber Leinglrtner/Stalbold, Kap. 6
Rn. 2).

Der Grundsatz der abstrakten Fl�chendeckung erleidet nur bei der landwirt-
schaftlichen Pelztierhaltung eine Ausnahme. Nach Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 iVm. § 51
Abs. 5 Satz 2 BewG geh½ren pflanzenfressende Pelztiere (s. Anm. 253) nur dann
zur landwirtschaftlichen Nutzung (= Eink®nfte aus Landwirtschaft), wenn die
erforderlichen Futtermittel ®berwiegend von den vom Inhaber des Betriebs
landwirtschaftlich genutzten Fl�chen gewonnen sind. An dieser Erschwerung
zeigt sich, daß der Gesetzgeber Pelztierzucht nur unter ganz engen Bedingungen
als noch der Landwirtschaft zugeh½rig auffaßt (zu Unrecht kritisch Glier/
Schmid, 19. Aufl. 2001, Rn. 66 zu Abs. 5). Andererseits sind folgerichtig Pelztie-
re nicht in VE umzurechnen und damit nicht an der Mindestfl�chendeckung zu
messen. Treffen Pelztierzucht und landwirtschaftliche Tierzucht und Tierhal-
tung zusammen, muß uE die f®r die Pelztierzucht verwendete Fl�che bei der Be-
rechnung der regelm�ßig landwirtschaftlich genutzten Fl�che, die der landwirt-
schaftlichen Tierzucht und Tierhaltung als Grundlage dient, ausgeschieden
werden (glAMitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 22a).
Die Frage der regelm�ßig landwirtschaftlich genutzten Fl�che steht in enger Be-
ziehung zur Frage, ob die Anzahl der VE nachhaltig die in § 13 Abs. 1 Nr. 1
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Satz 2 bezeichnete Grenze ®bersteigt (Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 iVm. § 51 Abs. 2
Satz 1 BewG; s. Anm. 262).

d) Flzchenberechnung und H¨chstgrenze der Vieheinheiten
(degressive Staffelung)

Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 macht die Obergrenze f®r landwirtschaftliche Tierzucht und
landwirtschaftliche Tierhaltung degressiv starr von einer regelm�ßig landwirt-
schaftlich genutzten Fl�che (Anm. 256) abh�ngig. Die im Gesetz vorgesehene
Staffelung in 5 Stufen entspricht der Regelung in § 51 Abs. 1 a BewG und gilt
f®r Wj., die nach dem 30. 6. 1998 beginnen (§ 52 Abs. 15 a idF des Ges. zur An-
passung stl. Vorschriften der LuF v. 29. 6. 1998, (BGBl. I, 1692; BStBl. I, 930).
Rechtsentwicklung und Bedeutung der Staffelung: Nach § 39a des Entw.
eines Ges. zur �nd. des BewG v. 1. 10. 1963 (BTDrucks. IV/1488) waren f®r
die ersten 10 ha nicht mehr als 6,5 VE vorgesehen, f®r die n�chsten 10 ha nicht
mehr als 5, f®r die n�chsten 20 ha nicht mehr als 3,5 und f®r die weitere Fl�che
nicht mehr als 2 VE je ha regelm�ßig landwirtschaftlich genutzter Fl�che. Dem
lag die Vorstellung zugrunde, daß bei seinerzeit nachhaltig j�hrlich durchschnitt-
lich je ha erzielbarer 34 dz Getreideeinheiten fast zwei VE mit einem Futterbe-
darf von 20 dz je Vieheinheit je ha aus eigener Futterproduktion erzeugt oder
gehalten werden k½nnten (s. aber FinMin. NRW v. 10. 7. 1964 BStBl. II, 106,
II. 5 a: 40 dz Getreideeinheiten je ha; durchschnittlicher Hektarertrag 1996: 62,7
dt = dz, Agrarbericht 1997, BRDrucks. 90/97, 91).

Dieser Begrenzung sollten die gr½ßeren Betriebe gehorchen (s. dazu die VE-Angabe
f®r die weitere Fl�che). Dem Gesetzgeber (s. aber auch FinMin. NRW v. 10. 7. 1964
BStBl. II, 106, II. 5b) schien mit abnehmender Betriebsgr½ße (s. dazu die VE-Angabe
f®r die vorgehenden Fl�chen) eine Steigerung der im Rahmen der Landwirtschaft je ha
stl. zul�ssigen H½chsttierbest�nde geboten. Diese Steigerung sollte auch der seinerzeiti-
gen agrarpolitischen Zielsetzung der BReg. Rechnung tragen, wonach die auf Verede-
lungswirtschaft angewiesenen b�uerlichen Familienbetriebe stl. nicht gehemmt werden
sollen (so zum Entw. eines § 39a BewG BTDrucks. IV/1488, 46; Felsmann/Pape,
A 45, stellen insoweit zur Differenzierung auf die besonders intensive Bodennutzung
bei kleineren Betrieben ab). Der Gedanke wirkte mit § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 idF des
GDL vom 15. 9. 1965 (BGBl. I, 1350) fort, der f®r die ersten 5 ha nicht mehr als 10
VE, f®r die n�chsten 5 ha nicht mehr als 8 VE, f®r die n�chsten 10 ha nicht mehr als 3
VE und f®r die weitere Fl�che nicht mehr als 2 VE je ha regelm�ßig landwirtschaftlich
genutzter Fl�che vorsah. Auch die vom 1. 1. 1971 bis 30. 6. 1998 bzw. f®r nach dem
30. 6. 1998 beginnenden Wj. g®ltige Rechtslage ist hiermit zu begr®nden, mag man
auch f®r die Schwankungen im einzelnen nicht immer ein ®berzeugendes Argument
finden (vgl. auch BFH v. 17. 10. 1991 IV R 134/89, BStBl. II 1992, 378).

Bedeutung der geltenden 5-Stufen-Regelung: Auff�llig ist die Zweifelhaftig-
keit der Gesetzesbegr®ndung der zuletzt erfolgten �nderung der Tierbestands-
grenzen zugunsten mittelgroßer Betriebe durch das Ges. zur Anpassung stl. Vor-
schriften der LuF (aaO). Danach ist die bisherige Tierbestandsgrenze angeblich
ein Hemmnis f®r die Entwicklung b�uerlicher Veredelungsbetriebe und die
Wettbewerbsf�higkeit im europ�ischen Vergleich.

BTDrucks. 13/10187 I.1; zustimmend zB K�hne/Wesche, Landwirtschaftl. Steuerleh-
re, 69 f.; zur Gegenposition BTDrucks. 13/10315, 4 – abgelehnter Entschließungsan-
trag der SPD – ua. Ber®cksichtigung des biologisch-technischen Fortschritts in der
Landwirtschaft und in der Tierern�hrung, Herstellung einer leistungs- und wettbe-
werbsf�higen, marktorientierten Landwirtschaft iVm. Umweltvertr�glichkeit.

Verfassungsrechtliche Zweifel an der Rechtm�ßigkeit der bestehenden Rechts-
lage ergeben sich uE aber nicht, und zwar auch deshalb, weil mit der Besteuerung
auch nichtfiskalische Zwecke verfolgt werden k½nnen (§ 3 Abs. 1 Satz 1 AO).

§ 13 Anm. 256–257 Eink®nfte aus
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Bei land- und forstw. Mitunternehmerschaften ist bez®glich der VE auf de-
ren Verh�ltnisse einschließlich des Sonder-BV der Gesellschafter abzuheben
(glA Lademann/Hiller, § 13 Rn. 46). Daher bewirkt die degressive Staffelung
der VE, daß bei Zusammenschluß mehrere kleinerer Landwirte und Einbringen
ihrer Betriebe in eine PersGes., die dieser PersGes. zur Verf®gung stehenden
VE geringer sind als die aus der Summe der Einzelbetriebe.
Die Umrechnung erfolgt je „Hektar“ der vom Inhaber des Betriebs regelm�-
ßig landwirtschaftlich genutzten Fl�che (Anm. 256), wobei ein angefangener ha
nicht als voller ha zu ber®cksichtigen ist.

So schon BFH v. 4. 2. 1976 I R 113/74, BStBl. II, 423; zu § 51 Abs. 1 Satz 1 BewG
BFH v. 13. 7. 1989 V R 110–112/84, BStBl. II, 1037 (1039); aA offenbar R�ssler/
Troll, BewG/VStG, § 51 BewG Tabelle in Rn. 4. Eine regelm�ßig landwirtschaftlich
genutzte Fl�che von 20,06 ha ergibt mithin eine H½chstgrenze von (a) f®r die ersten 20
ha: 20 – 10 = 200 VE zuz®glich (b) f®r die n�chsten 10 ha, hier 0,6 – 7 = 4,2 VE, zu-
sammen: 204,2 VE (BFH v. 13. 7. 1989 V R 110–112/84 aaO) und nicht 207 ha (so of-
fenbar R�ssler/Troll aaO).

Wegen der Verh�ltnisse zum VE-Schl®ssel, s. Anm. 261.

Einstweilen frei.

5. Umrechnung des Tierbestands in Vieheinheiten
(Abs. 1 Nr. 1 Sztze 3 und 4)

a) Gliederung des Tierbestands nach Zweigen und Grad
der Flzchenabhzngigkeit
(Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 iVm. § 51 Abs. 2 Sztze 2–4 und Abs. 3 BewG)

Nach Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 sind die Tierbest�nde nach dem Futterbedarf in VE
umzurechnen. Dabei ist die Gliederung nach den verschiedenen Zweigen des
Tierbestands (Tierzucht und Tierhaltung) deshalb von Bedeutung, weil nach
Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 iVm. § 51 Abs. 2 Satz 1 BewG nur die Zweige des Tierbe-
stands zu den Eink®nften aus Landwirtschaft geh½ren, deren VE zusammen die
in Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 genannten Grenzen nicht nachhaltig ®berschreiten.
Als Zweig des Tierbestands gilt nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 iVm. § 51
Abs. 3 BewG bei jeder Tierart f®r sich

1. das Zugvieh 3. das Mastvieh
2. das Zuchtvieh 4. das ®brige Nutzvieh

F®r die Tierart H®hner gelten als Zweige beispielsweise das Zuchtgefl®gel, das Mastge-
fl®gel und die Legehennen (BTDrucks. IV/1488, 46). Eine Junghennenaufzucht f�llt
etwa wie die Legehennenhaltung unter den Tierbestandszweig „®briges Nutzvieh“, kei-
nesfalls unter Mastvieh (BFH v. 24. 4. 1995 V B 98/94, BFH/NV 1995, 866; FG M®n-
ster v. 27. 9. 1994, EFG 1995, 233, rkr.).

Das Zuchtvieh einer Tierart gilt nach Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 iVm. § 51 Abs. 3
S�tze 2 und 3 BewG nur dann als besonderer Zweig des Tierbestands, wenn die
erzeugten Jungtiere ®berwiegend zum Verkauf bestimmt sind (s. auch R 124a
Abs. 1 Satz 2 EStR, wonach dar®ber hinaus auch die Jungtiere zu rechnen sind,
die verbraucht werden). Ist das nicht der Fall, so ist das Zuchtvieh dem Zweig
des Tierbestands zuzurechnen, dem es ®berwiegend dient. In F�llen dieser Art
kann allein das Zuchtvieh zum nachhaltigen �berschreiten der Tierbestands-
grenzen f®hren (s. auch das Beispiel bei K�hne/Wesche, 66).
Dem Begriff des Mastviehs unterfallen alle Tiere, bei denen die Vormast oder
Aufzuchtsphase beendet ist und die eigentliche Mast bereits eingeleitet worden
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ist (BFH v. 17. 10. 1991 IV R 134/89, BStBl. II 1992, 378 [379]). Masttiere ge-
h½ren idR weniger als 12 Monate dem Betrieb an (glA Schmidt/Seeger XXI.
§ 13 Rn. 83).
Zurechnung des Tierbestands nach dem Grad der Flzchenabhzngigkeit:
Nach Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 iVm. § 51 Abs. 2 Satz 2 BewG hat die Zurechnung der
mehr fl�chenabh�ngigen Zweige des Tierbestands zur landwirtschaftlichen Nut-
zung Vorrang (s. auch BTDrucks. IV/1488, 46). Die Gliederung nach Fl�chen-
abh�ngigkeit hat erkennbar den Sinn, vorrangig den Tierbestand als der Land-
wirtschaft zugeh½rig einzuordnen, der seinen Futterbedarf eher von
landwirtschaftlich genutzten Fl�chen ben½tigt. Die Aufgliederung des mehr oder
weniger fl�chenabh�ngigen Tierbestands ergibt sich nach Abs. 1 Nr. 1 Satz 4
iVm. § 51 Abs. 4 Satz 1 BewG aus Anl. 2 zum BewG.
Den tats�chlichen Verh�ltnissen entsprechend ist danach die Rindviehzucht
mehr und die Schweinezucht weniger fl�chenabh�ngig. K�lbermast, die in der
Anl. 2 zum BewG nicht erw�hnt ist, ist von der Ern�hrung der Tiere her beur-
teilt dem weniger fl�chenabh�ngigen Zweig des Tierbestands zuzurechnen.

Ebenso OFD M®nster v. 25. 2. 1982 StEK BewG 1965 § 51 Nr. 24; G�rsching/Sten-
ger, BewG/VStG, § 51 BewG Rn. 15; aA Felsmann/Pape, A 53a: K�lbermast nur eine
besondere Form der Rindviehmast). Dagegen geh½ren etwa Damtiere, Kaninchen
usw., vom Futterbedarf her beurteilt, zu den mehr fl�chenabh�ngigen Zweigen des
Tierbestands (glA Felsmann/Pape, A 53a; f®r Kaninchen aA G�rsching/Stenger,
BewG/VStG, § 51 BewG Rn. 15).

Eine Anpassung der Regelungen zur Flzchenabhzngigkeit an die wirt-
schaftlichen Verh�ltnisse ist nach Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 iVm. § 51 Abs. 4 Satz 2
BewG f®r die Zeit von einem nach dem 1. 1. 1964 liegenden Hauptfeststellungs-
zeitpunkt durch Rechtsverordnung m½glich. Hiervon konnte bislang kein Ge-
brauch gemacht werden, weil bisher keine weitere Hauptfeststellung stattfand
(zu den Gr®nden R�ssler/Troll, BewG/VStG, § 21 BewG Rn. 11 ff.; Fels-
mann/Pape, A 54, sind offenbar der Ansicht, daß ohne weiteres eine �nderung
durch RechtsVO m½glich ist).

b) Gesetzlicher Umrechnungsschl�ssel nach Bewertungsgesetz

Die Umrechnung des nach Fl�chenabh�ngigkeit gegliederten Tierbestands (s.
Anm. 260) in VE erfolgt grds. nach dem gesetzlich festgelegten Umrechnungs-
schl®ssel gem. Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 iVm. § 51 Abs. 4 Satz 1 BewG und Anl. 1
zum BewG.
Der Umrechnungsschl�ssel beruht auf den Verh�ltnissen der Hauptfeststel-
lung zum 1. 1. 1964 (§ 51 Abs. 4 Satz 2 BewG; BFH v. 17. 10. 1991 IV R 134/
89, BStBl. II 1992, 378 [380]). Eine Umrechnung nach dem genauen individuel-
len Futterbedarf der einzelnen Tiere (Zucht und Haltung) kennt das Gesetz
nicht, obwohl Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 vorschreibt, daß die Tierbest�nde nach dem
Futterbedarf in VE umzurechnen sind (BFH v. 23. 11. 1979 III R 86/76,
BStBl. II 1980, 90 [92]; v. 17. 10. 1991 IV R 134/89, BStBl. II 1992, 378; v.
8. 12. 1993 II R 35/90, BStBl. II 1994, 152 [154 f.]). Dies ist aber vereinfachend
und vergr½bernd im Umrechnungsschl®ssel erfolgt, der vom unterstellten Fut-
terbedarf einer Milchkuh mit 20 dz Getreideeinheiten als Referenztier mit 1,0
VE ausgeht.

BFH v. 8. 12. 1993 II R 35/90, BStBl. II 1994, 152 (154) unter Bezugnahme auf BFH
v. 17. 10. 1991 IV R 134/89, BStBl. II 1992, 378 – dort etwas unklar –, Engel, INF
1988, 53 ff. und Milch, INF 1985, 193 ff., dort jeweils auch zur Kritik am Umrech-
nungsschl®ssel, der nach Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. B 29 unbedenklich ist.
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Wenn der Umrechnungsschl®ssel Gleichsetzungen bei verschiedenem Futterbe-
darf vornimmt, zB innerhalb der Gruppe „K®he, F�rsen, Masttiere“ mit 1,0 VE
(dazu BFH v. 17. 10. 1991 IV R 134/89, BStBl. II 1992, 378 [380]) ist dies als
Typisierung gerechtfertigt, soweit die Unterschiede nicht allzu gravierend sind.
Der BFH h�lt den unstimmigen und veralteten Umrechnungsschl®ssel im Hin-
blick auf die verschiedensten agrarpolitischen �berlegungen f®r verfassungsge-
m�ß (BFH v. 8. 12. 1993 II R 35/90, BStBl. II 1994, 152 betr. das Verh�ltnis
Milchkuh/Mastschwein; kritisch K�hne/Wesche, 73 und Engel, INF 1988, 53).
Der gesetzliche Umrechnungsschl®ssel in Anlage 1 zum BewG enth�lt eine Rei-
he unbestimmter Rechtsbegriffe, mit denen sich zT auch bereits die Rspr. befaßt
hat. So sah sich etwa der BFH gen½tigt, den Begriff „Masttier“ (in der Reihung
K®he, F�rsen, Masttiere) dahin zu bestimmen, daß darunter alle Tiere fallen, bei
denen die Vormast oder Aufzuchtphase beendet und die eigentliche Mast bereits
eingeleitet worden ist (BFH v. 17. 10. 91 IV R 134/89, BStBl. II 1992, 378). Im
Streitfall hat deshalb der BFH f®r sieben bis zehn Monate alte Mastrinder bezo-
gen auf den Jahresdurchschnittsbestand den Umrechnungsschl®ssel f®r K®he,
F�rsen und Masttiere mit 1,0 VE angewandt. Nach Auffassung des FG M®nster
(v. 26. 11. 91, EFG 1992, 537, rkr., mwN) kann unter Masttiere in der Reihung
K®he, F�rsen, Masttiere nur solches Rindvieh gemeint sein, das aufgrund seines
Alters nicht in die Gruppe „K�lber und Jungvieh unter 1 Jahr“ f�llt. Ein Jung-
schwein ®ber 20 kg ist iSd. Umrechnungsschl®ssels kein Ferkel mehr (BFH v.
28. 7. 1999 II R 83/96, BStBl. II, 815).
Anpassungen des Umrechnungsschl�ssels an die ver�nderten Gegebenhei-
ten sind nur durch den Gesetzgeber m½glich (BFH v. 23. 11. 1979 III R 86/76,
BStBl. II 1980, 90; aA Felsmann/Pape, A 54: der Verordnungsgeber; Bl�mich/
Selder, § 13 Rn. 96: durch den Richtliniengeber). Die Regelung ist angesichts
der langen, seit dem 1. 1. 1964 vergangenen Zeit veraltet.

GlA Glier/Schmid, 19. Aufl. 2001, Nr. 66 zu Abs. 4; aA Schmidt/Seeger XXI. § 13
Rn. 83; Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 19; die Frage ausdr®cklich dahingestellt
lassend: BFH v. 8. 12. 1993 II R 35/90, BStBl. II 1994, 152 [153].

UE l�ge es nahe, den Umrechnungsschl®ssel generell in einer Rechtsverordnung
zu regeln und Anpassungen dadurch k®nftig zu erleichtern (glA Kleeberg in
K/S/M, § 13 Rn. B 29). Nach BFH soll die Anl. 1 zum BewG l®ckenlos und ei-
ner Rechtsfortbildung nicht zug�nglich sein (BFH v. 13. 7. 1989 V R 110–112/
84, BStBl. II, 1036 u. v. 30. 9. 1980 VIII R 22/79, BStBl. II 1981, 210). UE ist
der gesetzlich vorgeschriebene Schl®ssel auch anzuwenden und die vergr½bern-
de Betrachtung des vorhandenen Schl®ssels prinzipiell beizubehalten (tenden-
ziell zustimmend Glier/Schmid aaO; aA Leinglrtner/Stalbold, Kap. 6
Rn. 44 ff. mwN zu den Verwaltungsanweisungen bei Masttieren; Felsmann/Pape,
A 46). Eine Verfeinerung, wie sie zT R 124a Abs. 1 Satz 5 EStR vorsieht, ist
auch nicht von Verfassungs wegen geboten.

c) Nachhaltige �berschreitung der Mindestflzchendeckung

Wird die Mindestfl�chendeckung nachhaltig ®berschritten, so geh½rt der in VE
umgerechnete Tierbestand zur gewerblichen Tierzucht und Tierhaltung, der die
f®r die maßgebliche Fl�che festgestellte VE-H½chstzahl nachhaltig ®bersteigt.
Gesetzlich festgelegte Reihenfolge der Pr�fung: Nach der Zuordnung der
mehr und weniger fl�chenabh�ngigen Zweige des Tierbestands zur landwirt-
schaftlichen Nutzung (Anm. 260), sind innerhalb jeder dieser Gruppen zuerst
Zweige des Tierbestands mit der geringeren Anzahl von VE und dann Zweige
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mit der gr½ßeren Anzahl von VE zur landwirtschaftlichen Nutzung zu rechnen
(Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 iVm. § 51 Abs. 2 Satz 3 BewG). Der Tierbestand des einzel-
nen Zweiges wird nicht aufgeteilt (§ 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 iVm. § 51 Abs. 2
Satz 4 BewG). Eine abweichende Zuordnung nach dem G®nstigkeitsprinzip ist
gesetzlich nicht zul�ssig (aA Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 28). Die Pr®-
fung wird bis zu dem Punkt durchgef®hrt, an dem f®r die jeweils restlichen Tier-
zweige die f®r die Annahme landwirtschaftlicher Tierzucht und Tierhaltung vor-
geschriebene Fl�chendeckung noch ausreicht. Daraus folgt, daß die die
Fl�chendeckung ®berschreitenden Tierzweige einen gesonderten gewerblichen
Betrieb der Tierzucht und Tierhaltung und nicht lediglich einen einheitlichen
Betrieb mit zwei Einkunftsarten begr®nden (so aber Lademann/Hiller, § 13
Rn. 29).
Der Begriff der Nachhaltigkeit steht in Beziehung zum Begriff der nachhalti-
gen Bet�tigung iSv. § 15 Abs. 2 Satz 1 (BFH v. 4. 2. 1976 I R 113/74, BStBl. II,
423 zu § 1 Abs. 1 Satz 1 GewStDV aF) bzw. der Nachhaltigkeit bei Strukturwan-
del (Anm. 84). Auch die Frage des nachhaltigen �bersteigens der Mindestfl�-
chendeckung dient der Abgrenzung landwirtschaftlicher Eink®nfte aus Tier-
zucht und Tierhaltung von gewerblichen und umgekehrt (Nds. FG v.
25. 3. 1987, INF 1987, 379; auch R 124a Abs. 2 Satz 7 EStR IVm R 135 Abs. 2
Satz 5 EStR). Im Fall der Beurteilung des Strukturwandels von der gewerblichen
Tierzucht und Tierhaltung zur landwirtschaftlichen ist allerdings auf das land-
wirtschaftliche Wj. abzustellen, weil nur dieses mit der Tierbestandsgrenze ver-
kn®pft ist (Abs. 1 Nr. 1 Satz 2; dazu Anm. 218 aE und die Erl. zur § 4a). Die
�berschreitung der Mindestfl�chendeckung kann zu einem sofortigen oder all-
m�hlichen Strukturwandel f®hren.
Ein sofortiger Strukturwandel (Fallgruppe 1) folgt etwa aus hohen Investitio-
nen f®r Intensivtierhaltung, deren Ausweitung oder bei Fl�chenverlust unter
Beibehaltung einer hohen Tierhaltung, sogleich nach Durchf®hrung der Investi-
tionen, uU w�hrend des Wj. (f®r den umgekehrten Fall Nds FG v. 18. 2. 1987,
INF 1987, 380; so grds. auch R 135 Abs. 2 Satz 2 EStR). Allein die M½glichkeit,
die zul�ssige VE-Grenze wieder zu unterschreiten oder auch ein einigermaßen
zeitnahes Wiedererreichen der Mindestfl�chendeckung, �ndert hieran nichts
(FG M®nchen v. 9. 3. 1977, EFG 1977, 461, rkr). Das Gesetz stellt auf die
Nachhaltigkeit des �berschreitens und nicht auf die Erheblichkeit ab (aA R 135
Abs. 2 Satz 2 EStR u. Leinglrtner/Stalbold, Kap. 6 Rn. 56). Eine geringe Er-
heblichkeit der �berschreitung kann jedoch ein Indiz f®r mangelnde Nachhal-
tigkeit sein. In solchen F�llen bieten sich der FinVerw. vorl�ufige Veranlagungen
an, die einen l�ngeren Beurteilungszeitraum erm½glichen (vgl. BFH v.
5. 11. 1974 VIII R 254/71, BStBl. II 1975, 118; v. 28. 7. 1987 V B 68/86, BFH/
NV 1988, 198 [201 f.]; aA R 135 Abs. 2 Satz 3 EStR).
Bei allmzhlichem Strukturwandel (Fallgruppe 2) kann nach �berschreiten
der Tierzucht- bzw. Tierhaltungsgrenze zeitnah eine Zupachtung von Fl�chen
erfolgen, durch die die Mindestfl�chendeckung wieder erreicht wird. Dann fehlt
es an der Nachhaltigkeit iSd. § 51 Abs. 2 Satz 1 BewG. In F�llen allm�hlichen
Strukturwandels tritt Nachhaltigkeit erst mit Ablauf eines Dreijahreszeitraums
ein, so daß auch erst danach die Folgerungen hieraus zu ziehen sind.

BFH v. 4. 2. 1976 IV R 113/74, BStBl. II, 423; R 124a Abs. 2 Satz 7 iVm. R 135
Abs. 2 Satz 3 EStR; Leinglrtner/Stalbold, Kap. 6 Rn. 37; aA – ex tunc – zu Struktur-
wandel Landwirtschaft/Gewerbebetrieb BFH v. 5. 11. 1974 VIII R 254/71, BStBl. II
1975, 118 vielleicht auch BFH v. 27. 11. 1980 IV R 31/76, BStBl. II 1981, 518 [522],
beil�ufig, wo der BFH allerdings von einem von vornherein auf Dauer angelegten plan-
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m�ßigen Verhalten des Stpfl. ausging; ebenso ex tunc Schmidt/Seeger XXI. § 13
Rn. 85.

Rechtsfolgen des Strukturwandels: Nach erfolgtem Strukturwandel, kann der
Stpfl von Viehdurchschnittsbewertung (R 125, 125 a EStR iVm. Anl. 9) auf eine
andere Bewertungsmethode oder ein anderes Wertermittlungsverfahren ®berge-
hen (BMF v. 22. 2. 1995, BStBl. I, 179 Tz. 20). Die landwirtschaftlich genutzte
Fl�che wird weder ganz noch zum Teil gewerbliches Betriebsverm½gen, selbst
wenn sie der Ern�hrung gewerblicher Tierbest�nde dienen (glA Glier/Schmid,
19. Aufl. 2001, Nr. 66). Dies gilt jedenfalls solange, als die gewerbliche Tierzucht
und Tierhaltung nicht organisatorisch als eigener Gewerbebetrieb ausgegliedert
ist und ihm nicht Fl�chen zugeordnet werden oder die Nutzung der Fl�chen bei-
spielsweise nicht f®r Freizeit- und Wettkampfsport ®berlagert werden (aus be-
wertungsrechtlicher Sicht BFH v. 13. 8. 1996 II R 41/94, BFH/NV 1997, 169).
Die Rechtsfolge der Annahme gewerblicher Eink®nfte, stellt sich unabh�ngig
davon ein, ob der Betriebsinhaber organisatorische �nderungen vornimmt.
Wirtschaftet der Stpfl. weiter einheitlich von seinem Hof aus, so fingiert das Ge-
setz bez®glich der gewerblichen Tierzucht und Tierhaltung einen Gewerbebe-
trieb (glA Felsmann/Pape, A 55). Organisiert er die gewerbliche Tierzucht und
Tierhaltung als eigenst�ndigen Gewerbebetrieb, so kann er im Rahmen seines
landwirtschaftlichen Betriebs wieder bis zur H½chstgrenze auf dem Gebiet des
zuvor gewerblich gewordenen Tierzweigs landwirtschaftliche Tierzucht und
Tierhaltung betreiben. Die Gewerblichkeit eines Tierzweigs kann durch nach-
tr�gliche Zupachtung regelm�ßig landwirtschaftlich genutzter Fl�chen bis zum
Erreichen der Mindestfl�chendeckung nicht r®ckwirkend, sondern nur von die-
sem Zeitpunkt an r®ckg�ngig gemacht werden. Die bis dahin gewerbliche Tier-
zucht bzw. Tierhaltung f®hrt dann wieder zu Eink®nften aus Landwirtschaft
(vgl. FG M®nchen v. 9. 3. 1977, EFG 1977, 461, rkr., f®r einen Fall kurzzeitiger
Gewerblichkeit).
Eine neu aufgenommene Tierzucht oder Tierhaltung ist bei nicht eingehal-
tener Mindestfl�chendeckung von Anfang an gewerblich. Zweifel an der Nach-
haltigkeit kann die FinVerw. mit vorl�ufigen Veranlagungen Rechnung tragen.

AA Felsmann/Pape, A 61, Leinglrtner/Stalbold, Kap. 6 Rn. 59, Schmidt/Seeger
XXI. § 13 Rn. 85, Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 24b, der auf Eindeutigkeit der
Grenz®berschreitung bei der Mindestfl�chendeckung abstellt, bei Eindeutigkeit soforti-
ge Gewerblichkeit, bei nicht gegebener Eindeutigkeit Dreijahreszeitraum.

Bei Rechtsnachfolge in einen Betrieb mit Tierzucht und Tierhaltung beh�lt
der unentgeltlich erworbene Betrieb (zB bei vorweggenommener Erbfolge oder
im Erbfall) in der Hand des �bernehmers im Hinblick auf die Mindestfl�chen-
deckung grds. die Eigenschaft als landwirtschaftlicher Betrieb, ggf. mit gewerb-
lichen Eink®nften aus Tierzucht bzw. Tierhaltung. Befindet sich der Betrieb ge-
rade in der indifferenten Phase eines m½glichen Strukturwandels (s. o.
Fallgruppe 2), so beginnt der Dreijahreszeitraum nicht neu (R 135 Abs. 2 Satz 4
EStR; glA Schmidt/Seeger XXI. § 13 Rn. 85; Mitterpleininger in L/B/P, § 13
Rn. 24c; aA Leinglrtner/Stalbold, Kap. 6 Rn. 60; dort aber wie hier bei Erb-
fall). In der Hand des �bernehmers kann aber ein Wandel eintreten, wenn er ei-
gene landwirtschaftlich genutzte Fl�chen mit dem ®bernommenen Betrieb verei-
nigt und dann die Mindestfl�chendeckung nachhaltig erreicht; umgekehrt kann
der �bergeber Fl�chen zur®ckbehalten und der �bernehmer die Tierzucht bzw.
Tierhaltung als gewerblich fortf®hren. Bei entgeltlicher Rechtsnachfolge ist uE die Sa-
che ebenso so zu beurteilen, wie bei einem neu aufgenommenen Betrieb (glA
Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 24c).
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6. Gestaltungsmaßnahme zur Einhaltung der Mindestflzchendeckung

Ein steuersch�dliches �berschreiten der Mindestfl�chendeckung l�ßt sich durch
unterschiedliche Maßnahmen vermeiden.
Die Umrechnung in Vieheinheiten l�ßt sich bei Zuk�ufen beeinflussen. Da
bei Erzeugung von Schweinen aus zugekauften Tieren die Differenzierungen
der FinVerw. bei der Umrechnung in VE zu ber®cksichtigen sind (R 124a
Abs. 1 Nr. 2 EStR; Anm. 261), f®hrt eine Schweinemast aus zugekauften leich-
ten Ferkeln zum h½heren Ansatz von 0,15 VE (0,16 VE ./. 0,01 VE), bei zuge-
kauften schweren Ferkeln aber zum geringeren Ansatz von 0,12 VE (0,16 VE
./. 0,04 VE). Dazu K�hne/Wesche, 69 f.
Flzchenzugznge f®hren am einfachsten zur Einhaltung der Mindestfl�chen-
deckung. In Betracht kommt die rechtzeitige Aufstockung der regelm�ßig land-
wirtschaftlich genutzten Fl�che durch Hinzuerwerb oder Zupachtungen. Aller-
dings k½nnen dadurch uU Buchf®hrungsgrenzen ®berschritten werden oder
fl�chenabh�ngige Verg®nstigungen verlorengehen. Auf einen Zusammenhang
mit dem vorhandenen Betrieb ist zu achten (Anm. 256).
Durch Betriebsteilung kann die degressiven Staffelung der VE vorteilhaft ge-
nutzt werden (K�hne/Wesche, 70; zur Betriebsteilung s. auch Anm. 120 f.). Als
nachteilig erweist sich eine Betriebsteilung allerdings dann, wenn einer dieser Be-
triebe viehlos wirtschaftet, weil die Fl�chengrundlage nicht dem Betrieb mit
Tierzucht und Tierhaltung zugerechnet werden kann (gegen die M½glichkeit ei-
ner Betriebsteilung Schmidt/Seeger XXI. § 13 Rn. 84). In Betracht kommen
auch außerstrechtliche Nachteile, etwa bei F½rderungen, die mit einer gewissen
Betriebsmindestgr½ße in Zusammenhang stehen (s. dazu auch K�hne/Wesche
aaO).
Die Ausgliederung eines Tierzweigs in einen eigenst�ndigen gewerblichen
Betrieb kann die Mindestfl�chendeckung des urspr®nglichen Betriebs sichern.
Die Ausgliederung muß aber ebenfalls den Anforderungen an eine Betriebstei-
lung gen®gen (dazu Anm. 121). Ist etwa durch eine Investition Gewerblichkeit
unvermeidlich, so kann aus betriebswirtschaftlichen Gr®nden gleich eine massi-
vere Aufstockung in Betracht kommen, um die Rentierlichkeit der Maßnahme
zu erh½hen (K�hne/Wesche, 70).
Die Einbringung eines bisher gewerblichen Betriebs mit Tierzucht und Tier-
haltung in eine PersGes. kann zur Einhaltung der Mindestfl�chendeckung f®h-
ren, so daß insgesamt ein landwirtschaftlicher Betrieb mit Tierzucht und Tier-
haltung vorliegt. Diese Rechtsfolge ist unabh�ngig von der Einbringung zu
Buch-, Teil- oder Zwischenwerten (aA Leinglrtner/Stalbold, Kap. 6 Rn. 61).

Einstweilen frei.

III. Gemeinschaftliche Tierhaltung
(§ 13 Abs. 1 Satz 5 iVm. § 51a BewG)

Schrifttum: Wolter, Steuerrechtliche Sonderregelung f®r landwirtschaftliche Tierhal-
tungskooperationen, DStZ A 1971, 326; Felsmann, Kooperationsm½glichkeiten bei land-
wirtschaftlicher Tierzucht und Tierhaltung, INF 1972, 433; Hofmann, Die Kaufmanns-
eigenschaft von Land- und Forstwirten, NJW 1976, 1297; Sommerfeldt, Die
bewertungsrechtliche Behandlung der landwirtschaftlichen Tierhaltungsgemeinschaften,
DStZ 1980, 100; s. auch Schrifttum vor Anm. 240.
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1. �berblick zur Regelung der Tierhaltungskooperation

Die Tatbestandsvoraussetzungen der Sonderregelung zur Tierhaltungskoopera-
tion ergeben sich zT aus Abs. 1 Satz 5, vor allem aber aus dem gleichzeitig ge-
schaffenen § 51a BewG. Dieser sieht die �bertragung der „sich nach § 51
Abs. 1 BewG ergebenden M½glichkeit zur landwirtschaftlichen Tiererzeugung
oder Tierhaltung in Vieheinheiten ... auf die Genossenschaft, Gesellschaft oder
den Verein“ vor (s. auch G�rsching/Stenger, BewG, § 51a Rn. 1). Zu Bedeu-
tung und Verfassungsm�ßigkeit des Abs. 1 Nr. 1 Satz 5 iVm. § 51a BewG s.
Anm. 241.
E Nach Abs. 1 Nr. 1 Satz 5

– geh½ren die Eink®nfte aus Tierzucht und Tierhaltung bei einer Gesell-
schaft,

– deren Gesellschafter als Unternehmer (Mitunternehmer) anzusehen sind
(Anm. 269),

– zu den Eink®nften iSd. Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 (Anm. 217 ff.),
– wenn die weiteren kumulativ erforderlichen Tatbestandsvoraussetzungen
des § 51a BewG erf®llt sind (Anm. 270 f.) und

– andere Eink®nfte der Gesellschafter aus dieser Gesellschaft zu den Ein-
k®nften aus LuF geh½ren (Anm. 217 ff.).

E Nach § 51a BewG ist weiter vorausgesetzt,
p daß alle Gesellschafter oder Mitglieder

– Inhaber eines Betriebs der LuF mit selbstbewirtschafteten regelm�ßig
landwirtschaftlich genutzten Fl�chen sind (§ 51a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
Buchst. a BewG; s. Anm. 270),

– nach dem Gesamtbild der Verh�ltnisse hauptberuflich Land- und Forst-
wirte sind (§ 51a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. b BewG; Anm. 270),

– Landwirte iSd. § 1 Abs. 2 des Gesetzes ®ber die Alterssicherung der
Landwirte sind und dies durch eine Bescheinigung der zust�ndigen Al-
terskasse nachgewiesen wird (§ 51a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. c BewG;
s. Anm. 270),

– die sich nach § 51 Abs. 1 f®r sie ergebende M½glichkeit zur landwirt-
schaftlichen Tiererzeugung oder Tierhaltung in VE ganz oder teilweise
auf die Gesellschaft ®bertragen haben (§ 51a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
Buchst. d BewG; s. Anm. 271),

p die Anzahl der von der Gesellschaft erzeugten oder gehaltenen VE nicht
die in § 51a Abs. 1 Nr. 2 genannten Grenzen nachhaltig ®berschreitet (s.
Anm. 271),

p die Betriebe der Gesellschafter nicht mehr als 40 km von der Produktions-
st�tte der Gesellschaft entfernt liegen (§ 51a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BewG; s.
Anm. 271) und

p die �bertragung der VE sowie die Einhaltung der vom Gesetz in § 51a
Abs. 1 Nr. 2 BewG vorgesehenen Begrenzungen durch besondere, laufend
zu f®hrende Verzeichnisse nachgewiesen wird (§ 51a Abs. 1 Satz 2 BewG;
s. Anm. 271).
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2. Tatbestandsvoraussetzungen und Rechtsfolgen des Abs. 1 Satz 5

a) Eink�nfte aus Tierzucht und Tierhaltung einer mitunternehmerischen
Gesellschaft und andere land- und forstwirtschaftliche Eink�nfte der
Gesellschafter

Zu den luf. Eink®nften geh½ren nach Abs. 1 Nr. 1 Satz 5 auch „die Eink®nfte
aus Tierzucht und Tierhaltung einer Gesellschaft, bei der die Gesellschafter als
Unternehmer (Mitunternehmer) anzusehen sind“. Zum Begriff der luf. Ein-
k®nfte, s. Anm. 217 ff.; zu den Eink®nften aus Tierzucht und Tierhaltung, s.
Anm. 240 ff.
Als Gesellschaften, bei denen die Gesellschafter als Mitunternehmer an-
zusehen sind, kommen in Betracht: GbR (sowohl als Außen- wie als Innenge-
sellschaft), OHG und KG und die atypisch stille Gesellschaft.

Zur Frage des Betriebs eines Handelsgewerbes iSv. § 105 Abs. 1 HGB bei landwirt-
schaftlicher Tierzucht und Tierhaltung: § 3 HGB idF des HRefG v. 22. 6. 1998,
BGBl. I, 1474, und zuvor schon § 3 HGB idF des Ges. ®ber die Kaufmannseigenschaft
von Land- und Forstwirten v. 13. 5. 1976, BGBl. I, 1197 (dazu Hofmann, NJW 1976,
1297 mwN); zur Zurechnung der Eink®nfte s. Anm. 252.

UE umfaßt Abs. 1 Nr. 1 Satz 5 trotz des etwas abweichenden Wortlauts diesel-
ben Kooperationsformen wie § 13 Abs. 7 iVm. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 1,
so daß grds. auch wirtschaftlich vergleichbare Gemeinschaften darunter fallen
k½nnen (zu wirtschaftlich vergleichbaren Gebilden s. die Erl. zu Abs. 7 und
BFH v. 25. 6. 1984 GrS 4/82, BStBl. II, 751 [768 f.]).
E Die GmbH & Co KG kommt hier grds. schon deshalb nicht in Betracht, weil
die GmbH die pers½nlichen Voraussetzungen nach Abs. 1 Nr. 1 iVm. § 51a
Abs. 1 Nr. 1 BewG nicht erf®llt (glAWolter, DStZ A 1971, 327; Sommerfeldt,
DStZ 1980, 102).
E Mehrfachbeteiligungen und Verflechtungen: Der Stpfl. kann sich auch an mehreren
Kooperationen beteiligen, kommt in den Genuß der Rechtsfolge nach § 13
Abs. 1 Nr. 1 Satz 5 aber jeweils nur, wenn jeweils die Voraussetzungen nach
Abs. 1 Nr. 1 Satz 5 iVm. § 51a erf®llt sind. An der mitunternehmerischen Ge-
sellschaft iSv. § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 5 kann ihrerseits eine PersGes. beteiligt sein
(doppelst½ckige Gesellschaft; vgl. BFH v. 25. 2. 1991 GrS 7/89, BStBl. II, 691).
Alle Gesellschafter m®ssen dann aber ebenfalls die Voraussetzungen des Abs. 1
Nr. 1 Satz 5 iVm. § 51a BewG erf®llen (glA Glier/Schmid, 19. Aufl 2001,
Nr. 67), ebenso wie die Obergesellschaft selbst als Inhaberin eines landwirt-
schaftlichen Betriebs. § 15 Abs. 3 Nr. 1 ist zu beachten (s. die Erl. zu Abs. 7). Er-
zielt die mitunternehmerische Kooperation auch noch gewerbliche Aktivit�ten
und erzielt deshalb wegen § 15 Abs. 3 Nr. 1 Eink®nfte aus Gewerbebetrieb,
greift allerdings nicht § 15 Abs. 4 ein (BFH v. 4. 10. 1984 IV R 195/83, BStBl. II
1985, 133).
Mitunternehmerische Gesellschaften: Als estrechtliche Regelung bezieht sich
Abs. 1 Nr. 1 Satz 5 nur auf mitunternehmerische Gesellschaften und nicht wie
§ 51a BewG auch auf bestimmte kstpfl. Subjekte (Vereine, Erwerbs- und Wirt-
schaftsgenossenschaften, zum Begriff zB R�ssler/Troll, § 1 VStG Rn. 47). Ein
Gesellschafter ist Mitunternehmer, wenn er ein Mitunternehmerrisiko tr�gt, indem
er an Gewinn und Verlust sowie an den stillen Reserven beteiligt ist, und Mit-
unternehmerinitiative entfalten kann, zu deren Mindesterfordernissen die Einr�u-
mung von Kontrollrechten (zB nach § 233 HGB) geh½rt (s. Anm. 22 und BFH
v. 2. 10. 1997 IV R 75/96, BStBl. II 1998, 137).

§ 13 Anm. 269 Eink®nfte aus
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Alle Mitunternehmereink�nfte m�ssen land- und forstwirtschaftlich sein:
Nach Abs. 1 Nr. 1 Satz 5 letzter Halbs. m®ssen andere Eink®nfte der Gesell-
schafter aus dieser (Tierkooperations-)Gesellschaft zu den Eink®nften aus LuF
geh½ren. Da insoweit auf Eink®nfte aus LuF abgehoben ist, m®ssen die ander-
weitigen Eink®nfte nicht solche aus Landwirtschaft in engstem Sinne sein; es
kann sich dabei auch um Eink®nfte aus Forstwirtschaft, Weinbau oder Garten-
bau handeln. UE hat Abs. 1 Nr. 1 Satz 5 nur klarstellende Bedeutung, denn die
Abf�rbewirkung landwirtschaftsfremder Eink®nfte gilt stets (s. auch § 15 Abs. 3
Nr. 1). Die Voraussetzung des Satz 5 letzter Halbs. w�re daher nicht eingehalten,
wenn die Tierzucht und Tierhaltung von einer Gesellschaft betrieben wird, die
daneben eine Großschlachterei selbst betreibt (BFH v. 4. 10. 1984 IV R 195/83,
BStBl. II 1985, 133).

b) Pers¨nliche Tatbestandsvoraussetzungen des § 51a BewG

Die Voraussetzungen des § 51a BewG dienen im wesentlichen der Mißbrauchs-
abwehr und schließen die gewerbliche Tierzucht und Tierhaltung aus, so daß
bloße mitunternehmerisch-kapitalistische Beteiligungen eines Stpfl. an der Ge-
sellschaft, ohne konkreten Bezug zu einer luf. Bet�tigung sch�dlich sind (vgl. im
einzelnen Wolter, DStZ A 1971, 327). Die �berschrift des § 51a BewG ist in-
sofern ungenau, als dort nur die gemeinschaftliche Tierhaltung genannt ist, ob-
wohl auch die gemeinschaftliche Tierzucht erfaßt wird.
Gesellschafter als Inhaber eines Betriebs der Land- und Forstwirtschaft:
Nach § 51a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a m®ssen alle Gesellschafter Inhaber ei-
nes Betriebs der LuF mit selbstbewirtschafteten regelm�ßig landwirtschaftlich
genutzten Fl�chen (s. Anm. 256 und zum Betriebsbegriff Anm. 218) sein. Dar-
aus folgt, daß sich an einer Tierhaltungskooperation iSv. § 51a nur Inhaber eines
landwirtschaftlichen Betriebs in engem Sinne (Anm. 28) beteiligen k½nnen, mag
dieser auch nur Teilbetrieb oder Betriebsteil eines luf. Betriebs mit anderen luf.
Aktivit�ten sein; nach aA ist auch die Beteiligung von Inhabern weinbaulicher
Betriebe oder einer Teichwirtschaft m½glich (Mlrkle/Hiller, 8. Aufl. 2001,
Rn. 187). Kein Betriebsinhaber ist der Verp�chter eines landwirtschaftlichen Be-
triebs, auch wenn er hieraus noch Eink®nfte aus LuF bezieht (Wolter, DStZ
A 1971, 327 f.; Lademann/Hiller, § 13 Rn. 50), wohl aber der P�chter. Inhaber
eines mitunternehmerisch gef®hrten Betriebs der LuF sind die Mitunternehmer
(bei G®tergemeinschaft etwa auch die Ehegatten, dazu Anm. 151). Demzufolge
m®ssen alle Mitunternehmer der Kooperationsgesellschaft beitreten oder ge-
meinsam einen Gesellschaftsanteil ®bernehmen (glA Leinglrtner, Kap. 7
Rn. 11).
Hauptberuflicher Land- und Forstwirt: Nach § 51a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
Buchst. b BewG m®ssen die Gesellschafter nach dem Gesamtbild der Verh�lt-
nisse hauptberuflich Land- und Forstwirte sein. Hiernach sollen etwa Gewerbe-
treibende und Freiberufler, die nur nebenher einen landwirtschaftlichen Betrieb
bewirtschaften, ausgeschlossen bleiben (Wolter, DStZ A 1971, 328). GrE-
Strechtlich hat der BFH f®r einen im Hauptberuf bewirtschafteten Hof eigene
Fl�chen in einem Umfang verlangt, daß der hauptberufliche Einsatz wenigstens
einer erwachsenen Arbeitskraft notwendig ist (BFH v. 29. 1. 1964 II 89/63 U,
BStBl. III, 249). Hauptberuflichkeit nach dem Gesamtbild der Verh�ltnisse rich-
tet sich uE dagegen vor allem danach, ob der Land- und Forstwirt ®berwiegend
als solcher t�tig ist.

Zur T�tigkeitsbezogenheit des landwirtschaftlichen Betriebsbegriffs, s. Anm. 218;
R�ssler/Troll, BewG § 51a Rn. 4: nachhaltiger Einsatz der Arbeitskraft im luf. Be-
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trieb erforderlich; Glier/Schmid, 19. Aufl 2001, Nr. 67: 50 vH und mehr; Bl�mich/
Selder, § 13 Rn. 104: bei Einsatz eines Verwalters nur, wenn der Betriebsinhaber kei-
ner anderen T�tigkeit nachgeht und ob er aus dieser ®berwiegenden T�tigkeit ®berwie-
gend seinen Lebensunterhalt bestreitet.
Vgl. auch BFH v. 28. 6. 1974 III R 43/73, BStBl. II, 702, allerdings dort zu der Frage,
ob der luf. Betrieb die Existenzgrundlage des Stpfl. bildet; zur etwas anders orientier-
ten Abgrenzung von Haupt- und Nebenberuf bei § 3 Nr. 26, dort Anm. 16 mwN;
Leinglrtner, Kap. 7 Rn. 12 stellt „insbesondere auch“ auf den pers½nlichen Arbeits-
einsatz ab; Glier/Schmid aaO, vernachl�ssigen die Einkommenskomponente offenbar
noch mehr; ganz ohne R®cksicht auf die H½he der luf. Eink®nfte Bl�mich/Selder,
§ 13 Rn. 104, der allein auf den pers½nlichen Arbeitseinsatz abstellt; nicht geeignet ist
uE die Anlehnung an den dem EStRecht fremden Begriff des Haupterwerbslandwirts
nach den maßgeblichen F½rderrichtlinien, so aber wohl Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. B
40, der die Abgrenzung zum Nebenerwerbslandwirt f®r maßgeblich h�lt.

Die Einschaltung eines Verwalters oder des Ehegatten kann sch�dlich sein (aA
Leinglrtner, Kap. 7 Rn. 12). Der Ausschluß nebenberuflicher Land- und Forst-
wirte ist in der Rspr. f®r verfassungsrechtlich unbedenklich gehalten worden
(vgl. zusammenfassend mwN zum Gleichheitssatz Nds. FG v. 23. 7. 1997, EFG,
1456 [1459 ff.] betr. unzul�ssige Einzelrichtervorlage zur Verfassungsm�ßigkeit
der GewSt.). Neben der Mißbrauchsabwehr wurde als sachlicher Differenzie-
rungsgrund auch der Strukturwandel zu gr½ßeren Betrieben genannt. UE ist der
Ausschluß der Nebenerwerbslandwirte verfassungswidrig (Art. 12).
Landwirtseigenschaft nach Sozialrecht und entsprechender Nachweis:
Nach § 51a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. c m®ssen alle (auch ihrerseits gesell-
schaftlich verbundene) Gesellschafter Landwirte iSd. § 1 Abs. 2 des Gesetzes
®ber die Alterssicherung der Landwirte – ALG – idF von Art. 1 des Agrarsozial-
reformgesetzes 1995 (BGBl. I 1994, 1890) sein und dies durch eine Bescheini-
gung der Alterskasse nachweisen (Wolter, DStZ A 1971, 328 zur Bedeutung
dieser Voraussetzung).

Nach § 1 Abs. 2 ALG ist Landwirt, wer als Unternehmer ein auf Bodenbewirtschaf-
tung beruhendes Unternehmen der Landwirtschaft betreibt, das die Mindestgr½ße
nach § 1 Abs. 5 ALG erreicht. Unternehmer ist, wer seine berufliche T�tigkeit selbst�n-
dig aus®bt. Beschr�nkt haftende Gesellschafter einer Personenhandelsgesellschaft oder
Mitglieder einer juristischen Person gelten als Landwirt iSd. ALG, wenn sie hauptbe-
ruflich im Unternehmen t�tig und wegen dieser T�tigkeit nicht kraft Gesetzes in der
gesetzlichen Rentenversicherung versichert sind. Darauf, ob der Betrieb iSv. § 69
Abs. 2 BewG die Existenzgrundlage des Landwirts bildet (s. dazu BFH v. 28. 6. 1974
III R 43/73, BStBl. II, 702), stellt das ALG nicht unmittelbar ab (so aber Lademann/
Hiller, § 13 Rn. 50), obwohl dieser Gedanke der Regelung mit dem Erreichen eines
bestimmten Wirtschaftswerts unter Ber®cksichtigung regionaler Unterschiede zu-
grunde liegt (s. R�ssler/Troll, § 51 a BewG Rn. 5). F®r vereinbarte und stillschwei-
gend zustandegekommene Ehegatten-Mitunternehmerschaften gen®gt die Mitglied-
schaft nur eines Ehegatten (aA Bl�mich/Selder, § 13 Rn. 105). Unsch�dlich ist
®berdies die Mitgliedschaft nur des wirtschaftenden Ehegatten, auch wenn der andere
Ehegatte stl. Betriebsinhaber ist (Leinglrtner, Kap. 7 Rn. 14).

Die Bescheinigung dient dem Nachweis der Landwirtseigenschaft im Sinne
des § 1 Abs. 3 GAL. Eine Pr®fungskompetenz bzw. Pr®fungspflicht der FinBeh.
ist damit zwar nicht v½llig ausgeschlossen, aber im allgemeinen nicht wahrzu-
nehmen, da der Nachweis gerade auf diese Bescheinigung verengt ist (zum Her-
anreichen an die Tatbestandswirkung einer Vorfragenentscheidung Gmach in
Ziemer, Rechtsschutz in Steuersachen, Tz. 5320/114).

§ 13 Anm. 270 Eink®nfte aus
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c) Sachliche Tatbestandsvoraussetzungen des § 51a BewG

Sachlich wird die �bertragung der Vieheinheiten auf die Gesellschaft, die Beach-
tung gewisser Grenzen der Tierzucht und Tierhaltung, die Einhaltung einer be-
stimmten Entfernung zwischen eigenem Betrieb und dem der Gesellschaft und
die F®hrung von Verzeichnissen vorausgesetzt.
�bertragung der Vieheinheiten auf die Gesellschaft: § 51a Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 Buchst. d BewG verlangt, daß die Gesellschafter die sich nach § 51 Abs. 1
BewG (iVm. § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2) f®r sie ergebende M½glichkeit zur land-
wirtschaftlichen Tiererzeugung oder Tierhaltung in VE ganz oder teilweise auf
die Gesellschaft ®bertragen haben. Folglich kann etwa ein Nur-Forstwirt nicht
Gesellschafter (Mitglied) einer Tierzucht- oder Tierhaltungskooperation werden.
UE ist die �bertragung ein Rechtsgesch�ft im Sinne eines Vertrags mit tats�ch-
lichem Vollzug (glA R�ssler/Troll, § 51 a BewG Rn. 6; aA Lademann/Hiller,
§ 13 Rn. 50: kein Vertrag), wiewohl der Gegenstand der Vereinbarung und die
M½glichkeit der �bertragung allein durch das StR erzeugt ist.

Dies folgt auch daraus, daß sowohl der Kooperation wie aber auch dem �berlassen-
den, sofern er nicht alle VE ®bertr�gt, in dieser Hinsicht ein Sicherungsbed®rfnis ®ber
den strechtlich zul�ssigen Umfang ihres Wirtschaftens zuzubilligen ist und auch die stl.
Behandlung nur auf einem derartigen verl�ßlichen Fundament beruhen kann. Der Sa-
che nach handelt es sich um eine Einr�umung des ganzen oder teilweisen stl. Erzeu-
gungs- bzw. Haltungsspielraums, wie er sich nach den bei dem Gesellschafter vorhan-
denen Fl�chen unter Ber®cksichtigung des VE-Schl®ssels ergibt (Anm. 260).

Die �bertragung der Vieheinheiten auf die Gesellschaft kann entgeltlich oder
unentgeltlich erfolgen. �bertragen wird ein immaterielles WG (vgl. etwa zur Li-
nienkonzession BFH v. 15. 12. 1993 X R 102/92, BFH/NV 1994, 543; zum Be-
griff des immateriellen WG BFH v. 28. 5. 1998 IV R 48/97, BStBl. II, 775; allge-
mein zB Schmidt/Glanegger XXI. § 6 Rn. 293 ff.). Die �bertragung ist
formlos m½glich, aus Gr®nden der Rechtssicherheit aber schriftlich bereits im
Gesellschaftsvertrag oder einem gesonderten Dokument vorzunehmen, das die
Einzelheiten der �bertragung ausweist. Der Gesellschafter ist darin frei, welche
Quote er einr�umt (zur �bertragung einer unzul�ssig hohen Quote s.
Anm. 274).
Grenzen der Tiererzeugung oder Tierhaltung: Nach § 51a Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 Buchst. a BewG darf die Gesellschaft bzw. die Kooperation die Summe
der nach § 51a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. d BewG ®bertragenen VE mit den
von ihr erzeugten oder gehaltenen VE nicht nachhaltig ®berschreiten. Der Ge-
sellschaft oder Kooperation selbst zustehende landwirtschaftlich genutzte Fl�-
chen sind dabei wie Fl�chen der Gesellschafter oder Mitglieder zu behandeln
(§ 51a Abs. 3 BewG).
Nach § 51a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b BewG ist zudem die Zahl der von der
Gesellschaft oder Kooperation erzeugten oder gehaltenen VE auf die Summe
der VE begrenzt, die sich nach § 51 Abs. 1 BewG (iVm. § 13 Abs. 1 Nr. 1
Satz 2) auf der Grundlage der Summe der von den Gesellschaftern oder Mitglie-
dern regelm�ßig landwirtschaftlich genutzten Fl�chen ergibt. Damit wird die
Wettbewerbsgleichheit zwischen Einzelbetrieben und Kooperationen hergestellt
(Wolter, DStZ A 1971, 328; eingehende Beispiele zur Grenzbestimmung bei
Sommerfeldt, DStZ 1980, 103 ff., mit VE aF).

Beispiel: An einer Tierkooperation ohne eigene regelm�ßig landwirtschaftlich ge-
nutzte Fl�che sind drei Landwirte beteiligt, wobei A 20 ha regelm�ßig landwirtschaft-
lich bewirtschaftet, B 40 ha, C 60 ha. Ohne eigene Tierzucht und Tierhaltung k½nnen
nach § 51a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1d) iVm. § 51 Abs. 1 BewG 1998 (§ 13 Abs. 1 Nr. 1
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Satz 2) ®bertragen: A 200 VE, B (200 + 70 + 60 =) 330 VE und C (200 + 70 + 120 +
30 =) 420 VE = zusammen 950 VE. Diese Grenze darf nach § 51a Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 a von der Kooperation nicht nachhaltig ®berschritten werden. Ausgehend von
zusammen 120 ha regelm�ßig landwirtschaftlich bewirtschafteter Fl�che liegt die letzt-
lich maßgebliche H½chstgrenze nach § 51a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2b BewG aber bei (200
+ 70 + 120 + 150 + 30 =) 570 VE.

Das Beispiel zeigt, daß es insbes. bei eigener Tierzucht und Tierhaltung der Be-
teiligten an der Kooperation idR nachteilig ist, auf die Kooperation mehr VE zu
®bertragen, als diese nach § 51a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b ausnutzen darf (s.
auch Felsmann, A 98).
Entfernungsbegrenzung: Nach § 51a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BewG d®rfen die
Betriebe der Gesellschafter oder Mitglieder nicht mehr als 40 km von der Pro-
duktionsst�tte der Genossenschaft, der Gesellschaft oder des Vereins entfernt
liegen. Maßgebend ist die Luftlinie.

GlA Leinglrtner, Kap. 7 Rn. 20; Lademann/Hiller, § 13 Rn. 50: bei �berschreitung
nicht kleinlich; aA R�ssler/Troll, § 51 a BewG Rn. 7: unter dem Gesichtspunkt des
r�umlichen Zusammenhangs erscheint die Entfernungsgrenze von 40 km als wenig
®berzeugend.

Die Begrenzung hat erkennbar den Sinn, daß noch ein gewisser r�umlicher Zu-
sammenhalt zwischen der Gesellschaft (Kooperation) und den Betrieben der
Gesellschafter (Genossen, Mitglieder) gegeben sein muß; zugleich dient die Be-
grenzung auch der Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen und der ½rt-
lichen Begrenzung des Produktionsbereichs (Wolter, DStZ A 1971, 328).
Verzeichnisse der �bertragenen VE und zur Einhaltung der VE-Begren-
zung: Gem. § 51a Abs. 1 Satz 2 BewG sind die Voraussetzungen von § 51a
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1d und Nr. 2 BewG durch besondere, laufend zu f®hrende
Verzeichnisse nachzuweisen. Eine zeitnahe Erfassung der Vorg�nge wird damit
nicht gefordert (BFH v. 9. 8. 1984 IV R 151/81, BStBl. II 1985, 47 zum laufend
zu f®hrenden Verzeichnis nach § 7a Abs. 9 EStG 1975).

Einstweilen frei.

3. Rechtsfolgen des Abs. 1 Satz 5: Eink�nfte aus Land-
und Forstwirtschaft

Zu unterscheiden sind die Rechtsfolgen bei Erf®llung der Tatbestandsvorausset-
zungen von den Folgen einer fehlgeschlagenen Tierhaltungskooperation.
Bei Erf�llung der Tatbestandsvoraussetzungen des § 51a BewG ordnet
Abs. 1 Nr. 1 Satz 5 die Eink®nfte einer mitunternehmerischen Gesellschaft aus
Tierzucht und Tierhaltung den Eink®nften iSd. Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 zu, wenn
auch die anderen Eink®nfte der Gesellschafter aus dieser Gesellschaft zu den
Eink®nften aus LuF geh½ren.

Dagegen sind die Eink®nfte der Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften iSv. § 51a
Abs. 1 BewG kstrechtlich Eink®nfte aus Gewerbebetrieb (§§ 8 Abs. 2 KStG, 17 Abs. 2
GenG, 238 ff. HGB, dazu zB Streck, KStG, 5. Aufl. 1997, § 7 Anm. 7; im Verh�ltnis
zur StBefreiung § 5 Abs. 1 Nr. 14 KStG, Abschn. 16 ff. KStR, Streck aaO § 5
Anm. 68 ff.), k½nnen aber bestimmte f®r landwirtschaftliche Betriebe maßgebende
Steuerverg®nstigungen in Anspruch nehmen (Wolter, DStZ A 1971, 329).

Der Zuweisung der Eink®nfte an die Gesellschafter geht eine Gewinnermittlung
auf der Ebene der Gesellschaft voraus, die verfahrensrechtlich durch gesonderte
und einheitliche Feststellung von Eink®nften aus Landwirtschaft umgesetzt
wird. Allein der Umstand der Beteiligung an einer Tierzucht- und Tierhaltungs-
gesellschaft f®hrt nicht dazu, daß die betreffende Beteiligung in das BV des Ein-
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zelbetriebs des Gesellschafters f�llt. Die Beteiligung kann aber zum BV gezogen
werden oder aufgrund der Besonderheiten des einzelnen Falles notwendiges BV
sein, wenn etwa zwischen dem Einzelbetrieb und der Gesellschaft eine enge
wirtschaftliche Verbindung (zB durch Abnahme von G®lle, Lieferung von Fut-
termitteln) besteht (glA Felsmann, A 83).
Rechtsfolgen fehlgeschlagener Tierhaltungskooperationen: Fehlt eine der
Voraussetzungen des Abs. 1 Nr. 1 Satz 5 und § 51a BewG, so ist f®r die Rechts-
folge zu unterscheiden:
E Rechtsfolgen bei der Kooperation: Beteiligt sich eine Person mitunternehmerisch
iSv. § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 5 an einer Gesellschaft gem. § 51a Abs. 1 BewG, die
die dort genannten pers½nlichen Voraussetzungen nicht erf®llt, zB ein Vieh-
h�ndler oder auch ein nebenberuflicher Landwirt, so ist die Mitunternehmer-
schaft von diesem Zeitpunkt an insgesamt gewerblich t�tig (glA Glier/Schmid,
19. Aufl 2001, Nr. 67). Unsch�dlich w�re aber eine nicht mitunternehmerische
Beteiligung, etwa als typisch stiller Gesellschafter oder im Wege eines partiari-
schen Darlehens. Verpachtet ein Landwirt nachtr�glich seinen Betrieb ohne die
Betriebsaufgabe zu erkl�ren, ist er weder Inhaber eines Betriebs der LuF iSv.
§ 51a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a BewG, noch nach dem Gesamtbild der Ver-
h�ltnisse hauptberuflich Land- und Forstwirt gem. § 51a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
Buchst. b BewG. Die Gesellschaft erzielt mithin k®nftig Eink®nfte aus Gewer-
bebetrieb, auf die f®r eine �bergangszeit im Billigkeitswege noch verzichtet wer-
den soll (Wolter, DStZ A 1971, 328; Leinglrtner, Kap. 7 Rn. 31: Anpassung
durch Ausscheiden des Gesellschafters l�ngstens bis zum Ablauf des Wj.). Im
®brigen entsprechen die Rechtsfolgen, denen des Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 ff. (s.
Anm. 246). Ist hiernach nur ein Tierzweig vorhanden, so liegt insgesamt ge-
werbliche Tierzucht und Tierhaltung vor, bei der das beschr�nkte Verlustaus-
gleichsverbot nach § 15 Abs. 4 zu beachten ist. Bei mehreren Tierzweigen
kommt es zur Aufteilung in eine landwirtschaftliche und eine gewerbliche Tier-
zucht und Tierhaltung, die nicht etwa wegen § 15 Abs. 3 Nr. 1 einheitlich als Ge-
werbe zu behandeln ist; denn die Regelung nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 5 iVm.
§§ 51a Abs. 5, 51 Abs. 2 BewG gehen § 15 Abs. 3 Nr. 1 vor (str.).
Die Tierzucht oder Tierhaltung der Gesellschaft bleibt allerdings nur landwirt-
schaftlich, wenn der beteiligte Bauer nicht durch seine gewerbliche Tierzucht
oder Tierhaltung seine hauptberufliche Stellung als Landwirt iSv. § 51a Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 BewG verliert (glA Leinglrtner, Kap. 7 Rn. 35). Der Landwirt
kann an Tierkooperationen nicht mehr VE ®bertragen, als ihm § 51 Abs. 1
BewG (= § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2) zugesteht. �berschreitet er etwa durch nach-
tr�gliche �bertragung seine Fl�chenbegrenzung im eigenen Betrieb, so entf�llt
auch die �bertragungsm½glichkeit auf die PersGes. Nach FinVerw. ist dann „der
im Einzelbetrieb verbliebene Tierbestand ganz oder teilweise aus der land-
wirtschaftlichen Nutzung auszugliedern“ (FinMin. Bayern v. 22. 7. 1975, dort
III., Erl. abgedruckt bei Glier/Schmid, 19. Aufl 2001, Nr. 67 uE zutreffend: arg.
§ 51a Abs. 4 BewG; glA wohl Sommerfeldt, DStZ 1980, 102: Gewerblichkeit
nur im Betrieb des Gesellschafters/Mitglieds; ebenso wohl auch Bl�mich/Sel-
der, § 13 Rn. 112). Verringern sich nachtr�glich bei einem Gesellschafter die Be-
rechnungsgrundlagen f®r die VE, so schl�gt dies auch auf die Tierhaltungsko-
operation durch. �bersteigt bei der Gesellschaft die Tierhaltung nachhaltig
(dazu Anm. 262) die Grenzen nach § 51a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BewG, so richtet
sich die Pr®fung, welcher Zweig des Tierbestands der Gesellschaft als gewerb-
lich einzustufen ist, nach § 51 Abs. 2 BewG (§ 51a Abs. 5 BewG). In diesem Fall
ist die Annahme einer nur teilweisen Gewerblichkeit durch § 15 Abs. 3 Nr. 1
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dann nicht ausgeschlossen, wenn die Bereiche nicht organisatorisch in zwei ggf.
beteiligungsidentische Gesellschaften ausgegliedert werden (zum Streitstand im
Hinblick auf Abs. 7 iVm. § 15 Abs. 3 Nr. 1 s. die dortigen Erl.). Ist nur ein Tier-
zweig vorhanden, ist dieser insgesamt gewerblich.
Fehlt eine der ®brigen Voraussetzungen des Abs. 1 Nr. 1 Satz 5 und § 51a
BewG, so liegt zwar Gewerbebetrieb vor, der aber wegen Vorhandenseins der
abgeleiteten (indirekten) Mindestfl�chendeckung nicht dem beschr�nkten Ver-
lustausgleichsverbot des § 15 Abs. 4 unterliegt.

So in teleologischer Reduktion des vergleichbaren § 2a EStG 1971 f®r den Fall weiterer
gewerblicher Eink®nfte der PersGes.: BFH v. 4. 10. 1984 IV R 195/83, BStBl. II 1985,
133; diese Entscheidung kann uE verallgemeinert werden, solange nur die abgeleitete
Mindestfl�chendeckung eingehalten ist, auch BFH v. 12. 8. 1982 IV R 69/79, BStBl. II
1983, 36; v. 21. 9. 1995 IV R 96/94, BStBl. II 1996, 85). Beruht die Annahme des Ge-
werbebetriebs nur darauf, daß iSv. § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 5 letzter Halbs. andere Ein-
k®nfte als luf. Eink®nfte aus dieser Gesellschaft vorhanden sind (zu dieser Fallgruppe
BFH v. 4. 10. 1984 IV R 195/83, BStBl. II 1985, 133), sind aber die Voraussetzungen
des § 51a BewG erf®llt, ist die Tierzucht und Tierhaltung der Gesellschaft zwar ge-
werblich, aber von der GewSt. befreit (§ 3 Nr. 12 GewStG; glA Glanegger/G�roff,
GewStG, 5. Aufl. 2002, § 3 Rn. 149).

Wegen der �bertragung von WG vom Einzelbetrieb auf die Gesellschaft oder
sonstige Kooperation iSv. § 51a Abs. 1 BewG, s. die Erl. zu Abs. 7.
E Rechtsfolgen beim beteiligten Unternehmer: Unterh�lt der Stpfl. eine eigene Tier-
zucht oder Tierhaltung und beteiligt sich mit �bertragung von VE an Tierko-
operationen (auch an den in § 51a BewG genannten kstpfl. Verb�nden), so muß
er f®r seine Tierzucht und Tierhaltung, allerdings mit Maßgabe des § 51a Abs. 4
BewG, den ihm verbliebenen Spielraum f®r Tierzucht und Tierhaltung beachten
(glA Leinglrtner, Kap. 7 Rn. 34). Hat er etwa alle seine VE ®bertragen, so kann
er uE dennoch in dem Umfang nichtgewerbliche Tierzucht und Tierhaltung be-
treiben, als die Gesellschaft, Genossenschaft oder der Verein diesen Rahmen
nicht aussch½pft (glA Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. B 41).

�bertragen demnach die an der Kooperation beteiligten Landwirte nicht alle ihre VE
aber mehr, als die Kooperation wegen § 51a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2b BewG ausnutzen
kann, so richtet sich auch hier die Rechtsfolge f®r die eigene Tierzucht und Tierhaltung
des jeweils beteiligten Landwirts nach § 51a Abs. 4 BewG (aA Felsmann, A 98, der
von einem Verbrauch der VE durch die �bertragung ausgeht).

Werden die VE beim Mitunternehmer ®berschritten, so bestimmt sich der Um-
fang der gewerblichen Tierhaltung beim ®bertragenden Stpfl. ®ber § 51a Abs. 5
BewG nach § 51 Abs. 2 BewG (glA FinMin. NRW v. 26. 6. 1975, DB 1975,
1438; Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. B 45). Bei nachhaltigem �berschreiten der
Grenze finden die den allgemeinen Grunds�tzen des § 13 Abs. 1 Nr. 1 S�tze 2
bis 4 Anwendung (s. Anm. 254ff). Danach anzunehmende Gewerblichkeit
schl�gt nicht auf eine in Gesellschaft betriebene Tierzucht oder Tierhaltung
durch (glA Felsmann/Pape, A 101; Lademann/Hiller, § 13 Rn. 52).

Einstweilen frei.
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Erlzuterungen zu Abs. 1 Nr. 2 bis 4: Eink�nfte aus
sonstiger land- und forstwirtschaftlicher Nutzung,
aus Jagd und von Hauberg-, Wald-, Forst- und

Laubgenossenschaften

A. Eink�nfte aus sonstiger land- und forstwirtschaftlicher
Nutzung (Abs. 1 Nr. 2 iVm. § 62 BewG)

Schrifttum: Lind, Zur stl. Behandlung der Fischereibetriebe, Inf. L 1957, 180; Pape,
Fischzucht als landwirtschaftl. T�tigkeit, Inf 1977, 559; Nies, Steuerliche Hinweise f®r
Schafhalter, Inf. 1979, 446; Schultz, Sonderfragen bei Besteuerung der Schafhaltungsbe-
triebe, Inf. 1984, 60; Schindler, Neuanlage von Fischteichen in rechtlicher und steuer-
rechtlicher Sicht, StBp. 1993, 155.
Verwaltungsanweisungen: Erl. betr. Bewertung des luf Verm½gens nach dem Vierten
Abschnitt des BewG v. 16. 4. 97 BStBl. I, 543, Abschnitt 17

I. Allgemeine Erlzuterungen zu Abs. 1 Nr. 2

1. �berblick zu den Eink�nften aus sonstiger land- und
forstwirtschaftlicher Nutzung

Gem. der Verweisung auf § 62 BewG geh½ren zu den Eink®nften aus sonstiger
land- und forstwirtschaftlicher Nutzung insbesondere Eink®nfte aus
– Binnenfischerei (s. Anm. 284)
– Teichwirtschaft (s. Anm. 285)
– Fischzucht f®r Binnenfischerei und Teichwirtschaft (s. Anm. 286)
– Imkerei (s. Anm. 287)
– Wandersch�ferei (s. Anm. 287)
– Saatzucht (s. Anm. 287)
Seit 1992 ist die Aufz�hlung nicht mehr eine abschließende (s. Anm. 279
„Rechtsentwicklung“).

2. Rechtsentwicklung und Bedeutung der Eink�nfte aus sonstiger land-
und forstwirtschaftlicher Nutzung

Rechtsentwicklung: Bereits nach dem EStG 1925 geh½rten auch Eink®nfte
aus Binnenfischerei, Fischzucht und Teichwirtschaft zu den Eink®nften aus LuF
(§ 26 Abs. 1 Nr. 4 EStG 1925). Diese Regelung wurde in Abs. 1 Nr. 2 EStG
1934 ®bernommen. Da die Rspr. des BFH auch die Zierfischzucht als landwirt-
schaftl. T�tigkeit beurteilt hatte (BFH v. 20. 10. 1960 IV 93/60 U, BStBl. III
1961, 7; v. 27. 10. 1960 V 319/58 U, BStBl. III 1961, 12), beschr�nkte der Ge-
setzgeber die landwirtschaftliche Fischzucht auf die Binnenfischerei, die Teich-
wirtschaft und die Fischzucht f®r Binnenfischerei und Teichzucht, f®gte ande-
rerseits aber dem Katalog die Imkerei und Wandersch�ferei hinzu. Insoweit
brachte auch die Ersetzung des Katalogs in Abs. 1 Nr. 2 mit einer Verweisung
auf § 62 BewG durch das St�ndG v. 25. 2. 1992 (Anm. 2) keine �nderung (zur
Rechtsentwicklung auch BFH v. 13. 3. 1987 V R 55/77, BStBl. II, 467). Aller-
dings wurde § 62 Abs. 1 BewG um die „Saatzucht“ erweitert und mit der Beif®-
gung des Wortes „insbesondere“, die bisher geltende abschließende in eine bei-
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spielhafte Aufz�hlung der Nutzungen ge�ndert. Damit z�hlte etwa die Produk-
tion sog. N®tzlinge (zB Schlupfwespen, Raubmilben) zur Sch�dlingsbek�mpfung
bei landwirtschaftlicher Pflanzenerzeugung nicht mehr zu den Eink®nften aus
Gewerbebetrieb (vgl. FinMin. Ba.-W®rtt. v. 18. 2. 1990, StEK EStG § 13
Nr. 542), sondern zu den land- und forstwirtschaftlichen Eink®nften. Dies sollte
Regelungszweck sein (vgl. die Begr®ndung zum St�ndG 1992 BTDrucks. 12/
1108, 58); ist uE aber mißgl®ckt (s. Anm. 288).
Bedeutung der Eink�nfte aus Abs. 1 Nr. 2: Wegen der Verweisung in Abs. 1
Nr. 2 auf § 62 (Abs. 1) BewG sind auch Rspr. und Verwaltungsanweisungen zu
§ 62 BewG f®r die Einkommensbesteuerung ebenso wie f®r das UStRecht von
Bedeutung (s. § 24 Abs. 2 Nr. 1 UStG, der ua. die in § 62 Abs. 1 BewG genann-
ten F�lle f®r das UStRecht als luf Betrieb bezeichnet). Abs. 1 Nr. 2 iVm. § 62
(Abs. 1) BewG erkl�rt nicht abschließend („insbesondere“) Eink®nfte aus be-
stimmten Formen der Tierzucht und Tierhaltung sowie die Saatzucht zu solchen
aus LuF. Als allgemeiner gesetzgeberischer Grund f®r Abs. 1 Nr. 2 iVm. § 62
Abs. 1 BewG ist unschwer die N�he der in § 62 Abs. 1 BewG aufgez�hlten F�lle
zur landwirtschaftlichen Urproduktion auszumachen.

3. Verhzltnis der Eink�nfte aus sonstiger land- und forstwirtschaftlicher
Nutzung zu den Eink�nften aus Tierzucht und -haltung nach Abs. 1
Nr. 1 Sztze 1 und 2

Flzchengrundlage entbehrlich: W�hrend die Tierzucht und Tierhaltung nach
Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 in einen landwirtschaftlichen Betrieb mit hinl�nglicher Fl�-
chendeckung integriert sein muß, ist dies in den F�llen der Tierzucht und Tier-
haltung des Abs. 1 Nr. 2 iVm. § 62 (Abs. 1) BewG nicht erforderlich.

Vgl. RFH v. 16. 6. 1932, RStBl., 972 zu einer Imkerei; BFH v. 20. 10. 1960 IV 93/60 U,
BStBl. III 1961, 7; FG Bremen v. 27. 6. 1986, EFG 1986, 601, rkr. mit Anm. Inf. 1987,
141; glA Schmidt/Seeger XXII. § 13 Rn. 93; Lademann/Hiller, § 13 Rn. 20.

UE kommt es bei Abs. 1 Nr. 2 iVm. § 62 Abs. 1 BewG weder allgemein noch
f®r die daf®r ®berhaupt geeigneten gesetzlichen Beispielsf�lle darauf an, ob er-
zeugte Tiere zum menschlichen Verzehr bestimmt sind

AA Lademann/Hiller, § 13 Rn. 20, 55; die insoweit in Bezug genommene Entschei-
dung des BFH v. 13. 3. 1987 V R 55/77, BStBl. II, 467 gibt weder f®r eine solche allge-
meine Aussage noch speziell f®r Fischzucht, Binnenfischerei und Teichwirtschaft etwas
her; aaO auch zur Erzeugung von Futterfischen f®r Speisefische bzw. von K½der-
fischen). Daß zB eine Haustierzucht (Hunde, Katzen) nicht unter Abs. 1 Nr. 2 f�llt,
zeigt schon der Beispielskatalog des § 62 Abs. 1 BewG (aA anscheinend Lademann/
Hiller, § 13 Rn. 55). Wie schon bei Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 kommt es nicht darauf an, ob
und wieviel Futter zugekauft wird (glA etwa Lademann/Hiller, § 13 Rn. 55).

Gewerbliche Tierzucht ausgeschlossen: Da Abs. 1 Nr. 2 iVm. § 62 Abs. 1
BewG nicht wie Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 f®r die landwirtschaftliche Tierzucht und
Tierhaltung in Abgrenzung zur gewerblichen Tierzucht und Tierhaltung auf eine
Mindestfl�chendeckung abhebt, wird man die in Abs. 1 Nr. 2 iVm. § 62 (Abs. 1)
BewG bez®glich Tierzucht und Tierhaltung aufgef®hrten Bet�tigungen regelm�-
ßig als luf. Bet�tigungen einordnen m®ssen. Daher stellt sich in diesen F�llen
auch nicht die Frage des beschr�nkten Verlustausgleichsverbots nach § 15
Abs. 4, wenn doch, ist § 15 Abs. 4 wegen seines gesetzgeberischen Grundes
nicht anwendbar (FG Bremen v. 27. 6. 1986, EFG 1986, 601, rkr.).
Allgemeine Grundsztze der Einkunftsermittlung und -zurechnung an-
wendbar: Da keine konkrete Beziehung zu einem vorhandenen Betrieb iSv.
Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 hergestellt ist, k½nnen die in Abs. 1 Nr. 2 dargestellten Wirt-
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schaftszweige isoliert zu Eink®nften aus LuF f®hren (glA Schmidt/Seeger
XXII. § 13 Rn. 93), aber auch im Zusammenhang mit solchen stehen, wie sie
etwa in Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 genannt sind. Da prinzipiell auch bei Abs. 1 Nr. 2 die
allgemeinen Grunds�tze zu beachten sind, setzt die StPflicht etwa Gewinnerzie-
lungsabsicht voraus (Anm. 60 ff.); sie wird nicht etwa durch die Verweisung auf
§ 62 Abs. 1 BewG und mithin auf bewertungsrechtliche Grunds�tze ersetzt (glA
Lademann/Hiller, § 13 Rn. 55). Auch die Grunds�tze der Zurechnung von Ein-
k®nften iSd. Wirtschaftens auf eigene Rechnung und Gefahr gelten (Anm. 20 ff.)
ebenso wie die Merkmale der Abgrenzung zum Gewerbebetrieb (Anm. 164 ff.;
glA Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 42; auch f®r die Verweildauer von
Fischen in einer Fischm�sterei Nds. FG v. 8. 9. 1994, EFG 1995, 232, rkr.), etwa
wenn jemand zur eigenen Binnenfischerei Fische zum Verkauf zukauft bzw.
zusammen mit der Binnenfischerei eine Fischbraterei betreibt (vgl. BFH v.
15. 11. 1956 IV 430/55 U, BStBl. III 1957, 37; ansatzweise auch v. 20. 10. 1960
IV 93/60 U, BStBl. III 1961, 7). Anwendbar sind schließlich auch die Grund-
s�tze ®ber die luf. Gewinnermittlungsarten und das luf. Wj. (s. etwa Anm. 28 f.).

Einstweilen frei.

II. Die einzelnen Eink�nfte aus sonstiger
land- und forstwirtschaftlicher Nutzung

1. Eink�nfte aus Binnenfischerei

Berechtigte Fischerei: Eink®nfte aus Binnenfischerei, die luf. Eink®nfte dar-
stellen, werden nur aus berechtigter Fischerei erzielt (zu § 62 BewG: FinVerw.,
gleichlautende L�ndererlasse v. 16. 4. 1997, BStBl. I, 543 [553]; vgl. auch die Erl.
zu Abs. 1 Nr. 3). Wegen der Berechtigung sind die einzelnen landesrechtlichen
Regelungen zu beachten (Art. 69 EGBGB; �bersicht bei Slcker in M®nch-
Komm/BGB, Art. 69 EGBGB Rn. 7).

Art. 3 BayFischereiG (v. 15. 8. 1908, BayRS 793–1-E, zuletzt ge�ndert mit G v.
29. 7. 1986, GVBl., 200; dazu Bek. BayStMELF v. 12. 3. 1996, AllMBl., 169; v.
7. 10. 1971 LMBl, 97; v. 3. 1. 1985, LMBl., 16) etwa erkl�rt mit Maßgaben den Eigen-
t®mer des Gew�ssers f®r fischereiberechtigt. Aus Art. 13, 14 BayFischereiG ergibt sich
die Ver�ußerlichkeit des Fischereirechts. Nach Art. 31 ff. BayFischereiG sind grds. un-
ter bestimmten Voraussetzungen, zB Schriftform (Art. 33, aaO) Fischereipachtvertr�ge
m½glich, Unterpachtvertr�ge mit Genehmigung des Verp�chters (Art. 34, aaO). Auch
bez®glich des Umfangs der Berechtigung sind die einzelnen landesrechtlichen Regelun-
gen zu beachten. Beispielhaft gibt nach Art. 1 Abs. 1 BayFischereiG das Fischereirecht
die Befugnis, in einem Gew�sser Fische, Neunaugen und Krebse sowie Fluß-, Teich-
und Perlmuscheln (Fische) zu hegen, zu fangen und sich anzueignen. Das Fischerei-
recht erstreckt sich hiernach auch auf Fischlaich und sonstige Entwicklungsformen der
Fische sowie auf Fischn�hrtiere, weswegen m½glicherweise nach landesrechtlichen
Maßgaben zB auch der Fang von Wasserfl½hen Binnenfischerei sein kann (glA Lein-
glrtner/Stalbold, Kap. 5 Rn. 29).

F®r Vertr�ge, durch die Betriebe oder Grundst®cke ®berwiegend zur Fischerei
verpachtet werden, gilt das Gesetz ®ber die Anzeige und Beanstandung von
Landpachtvertr�gen (LPachtVG v. 8. 11. 1985, BGBl. I, 2075 mit �nderung),
sofern nicht Rechtsvorschriften der L�nder inhaltsgleiche oder entgegenstehen-
de Bestimmungen enthalten (§ 11 LPachtVG).
Fischereirecht als immaterielles Wirtschaftsgut: Estrechtlich ist das Fische-
reirecht, wie das Jagdrecht (s. Anm. 293), ein selbst�ndiges immaterielles WG
(vgl. aus bewertungsrechtlicher Sicht BFH v. 2. 6. 1967 III 236/64, BStBl. III,
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594, dort auch zur Zurechnung beim Verp�chter im Fall der Verpachtung; Hess.
FG v. 10. 12. 1964, EFG 1965, 263, best�tigt durch BFH v. 23. 6. 1967 III 98/
65, BFHE 89, 353; glA Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 42d). Das Fische-
reirecht kann sowohl notwendiges BV eines selbst�ndigen Betriebs der Binnen-
fischerei sein, als auch zum BV (auch ggf. geduldet iSv. § 4 Abs. 1 Satz 4) eines
luf. Betriebs geh½ren, wenn das entsprechende Gew�sser dem Wasserhaushalt
des umliegenden luf. Grund und Bodens dieses Betriebs dient (glA Lademann/
Hiller, § 13 Rn. 98). Dementsprechend kann die Verpachtung des Fischerei-
rechts zu Eink®nften aus LuF f®hren, die Ver�ußerung des Fischereirechts zu
einem stpfl. luf. Ver�ußerungsgewinn. Geh½rt das Fischereirecht zum PV, geh½-
ren entsprechende Pachteinnahmen zu den Eink®nften aus VuV (§ 21 Abs. 1
Nr. 3; glA Lademann/Hiller, § 13 Rn. 98).
Begriff der Binnenfischerei: Binnenfischerei ist die Fischerei an stehenden
oder fließenden Binnengew�ssern, seien sie nat®rlich oder angelegt, also an
Seen, Weihern, Teichen, soweit nicht vorrangig Teichwirtschaft in Betracht
kommt, (Anm. 285) und Fl®ssen. Mithin f�llt Hochsee- und K®stenfischerei (da-
zu das SeefischereiG v. 12. 7. 1984, BGBl. I, 876) nicht unter Abs. 1 Nr. 2 iVm.
§ 62 Abs. 1 BewG. Eink®nfte hieraus sind solche aus Gewerbebetrieb (vgl. RFH
v. 16. 10. 1935, RStBl. 1936, 186; OFD Rostock v. 2. 4. 1996, FR 1996, 330; zur
GewStBefreiung § 3 Nr. 7 GewStG).

Zur K®stenfischerei geh½rt auch die Fischerei im Unterlauf der Elbe und der Weser so-
wie die Haff- und Boddenfischerei (vgl. Abschn. 31 GewStR; Frotscher/Kuhlmann,
§ 13 Rn. 22, der die Ansicht vertritt, daß ®berall dort, wo das Fischereirecht nicht mehr
unmittelbar oder mittelbar mit dem Grundeigentum in Zusammenhang gebracht wer-
den kann, gewerbliche Fischerei vorliegt). Nach Auffassung der FinVerw. sind die
Netzgehegehaltung von Fischen bzw. Muschelkulturen in K®stengew�ssern nicht der
gewerblichen K®stenfischerei, sondern der landwirtschaftl. Teichwirtschaft (Anm. 285)
zuzurechnen (FinMin. Schl.-Holst. v. 5. 12. 1985, DStR 1986, 331; Felsmann/Pape,
A 120; aA Bl�mich/Selder, § 13 Rn. 118; Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 42a).
UE ist diese Auffassung vom Wortlaut des Gesetzes nicht gedeckt (s. aber Anm. 285
zur Teichwirtschaft).

Art und Umfang der Binnenfischerei: Teil der Binnenfischerei ist ggf. der Be-
satz mit Fischen, weshalb entsprechende Aufwendungen BA darstellen. Zur
Binnenfischerei geh½rt auch die Vermarktung der Fische direkt ab Boot oder in
einem eigenen Ladengesch�ft. Zukauf (dazu zB OFD Hannover v. 3. 8. 1977,
Inf. 1978, 45) kann nach den allg. Grunds�tzen (Anm. 170 ff.) sch�dlich sein.
F®r die Frage, ob und wann bei Verarbeitung und Ver�ußerung von zugekauften
Fischen von einem einheitlichen Gewerbebetrieb auszugehen ist, gelten uE die
allg. Grunds�tze.

BFH v. 15. 11. 1956 IV 430/55 U, BStBl. III 1957, 37; Leinglrtner/Stalbold, Kap. 5
Rn. 30; dazu Anm. 185 ff.; aA Schmidt/Seeger XXII. § 13 Rn. 93, der von gewerb-
licher Bet�tigung erst ausgeht, wenn ®berwiegend zugekaufte Fische verarbeitet wer-
den. Zur Eigenschaft einer Forellenr�ucherei als luf. Nebenbetrieb, Anm. 319 ff.

Die Sportfischerei im eigenen Binnengew�sser ist grds. Liebhaberei (glA Fels-
mann/Pape, A 124). Gibt der Fischereiberechtigte entgeltlich namentlich an
einen st�ndig wechselnden Personenkreis Angelscheine aus, f®hrt dies zu Ein-
k®nften aus Gewerbebetrieb (glA Frotscher/Kuhlmann, § 13 Rn. 23; Fels-
mann/Pape, A 121: sofern nicht nach dem Willen der Beteiligten die Verwertung
der Fische im Vordergrund steht; offen geblieben in BFH v. 15. 11. 1956 IV
430/55 U, BStBl. III 1957, 37; aA m½glicherweise BFH v. 13. 3. 1987 V R 55/
77, BStBl. II, 467). Der Besatz des Binnengew�ssers mit Fischen zum Zwecke
der Sportfischerei l�ßt den Zusammenhang mit systematischer (Ur-)Produktion
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vermissen, weshalb auch in diesem Fall keine luf. Eink®nfte gegeben sind (aus
grundstrechtlicher bzw. bewertungsrechtlicher Sicht BFH v. 31. 7. 1985 II R
236/81, BStBl. II, 632).

2. Eink�nfte aus Teichwirtschaft

Der Begriff „Teich“ umfaßt alle k®nstlich angelegten, stehenden Gew�sser (s.
auch Kleeberg in K/S/M, § 13 B 49). Dazu k½nnen ua. auch betonierte Becken,
Stahlbeh�lter oder Fließkanalanlagen geh½ren.

BFH v. 13. 3. 1987 V R 55/77, BStBl. II, 467 [469]; vgl. auch BFH v. 20. 10. 1960 IV
93/60 U, BStBl. III 1961, 7; v. 27. 10. 1960 V 319/58, BStBl. III 1961, 12; FG Bremen
v. 27. 6. 1986, EFG 1986, 601, rkr.; offenbar auch die FinVerw.; FinMin. Bayern v.
17. 4. 1997 – 34 –, 3172 – 4/7 – 20203; glA Felsmann/Pape, A 120; aA Nds FG v.
25. 2. 1977, EFG 1978, 100, aufgeh. von BFH v. 13.3.1987 V R 55/77, BStBl. II, 467;
Nds. FG v. 8. 9. 1994, EFG 1995, 232, NZB mit formalen Erw�gungen abgelehnt,
BFH v. 31. 7. 1995 V B 1/95, BFH/NV 1996, 216; Mitterpleininger in L/B/P, § 13
Rn. 42a; R�ttinger, StEL 1987, 207.

Nach diesem Begriff des Teichs ist es unerheblich, wo sich das Gef�ß oder etwa
ein Netzgehege befindet. Deshalb wird auch die Netzgehegehaltung in K®sten-
gew�ssern als Teichwirtschaft aufgefaßt (glA Frotscher/Kuhlmann, § 13
Rn. 25).
Art der Betztigung: Unter Teichwirtschaft ist vorrangig die Bewirtschaftung
von Teichen zur Aufzucht oder Mast von Speisefischen zu verstehen (BFH v.
13. 3. 1987 V R 55/77, BStBl. II, 467; Felsmann/Pape, A 117). Der Zukauf von
Besatzfischen und Futter stellt ein Glied in der Kette dieser Erzeugung dar, wes-
halb er unsch�dlich ist (vgl. R 135 Abs. 5 Satz 1 EStR; OFD Hannover v.
3. 8. 1977, Inf. 1978, 45; dazu allg. auch Anm. 170 ff.). Auf eine eigene „Futter-
grundlage“ kommt es nicht an (glA Felsmann/Pape, A 122). Nach Auffassung
der FinVerw. ist der Zukauf von Jungfischen f®r die Mast aber nur dann un-
sch�dlich, wenn die Fische mindestens drei Monate im Betrieb verbleiben (so
zur Abgrenzung von fremden Erzeugnissen zum Bewertungsrecht allgemein
Abschn. 1.03 Abs. 1 BewR L; auch FG Bremen v. 27. 6. 1986, EFG 1986, 601,
rkr.; Nds FG v. 8. 9. 1994, EFG 1995, 232, rkr.). Ein dauernder und nachhaltiger
Zukauf von Speisefischen zum Weiterverkauf kann nach den allgemeinen
Grunds�tzen ®ber den sch�dlichen Zukauf zur Annahme eines Gewerbebetriebs
f®hren (glA Felsmann/Pape, aaO). Zur Teichwirtschaft kann auch die Erzeugung
von Futterfischen f®r Speisefische geh½ren, wenn sie sich als Teil des Produk-
tionsprozesses der Teichwirtschaft darstellt (BFH v. 13.3.1987 V R 55/77,
BStBl. II, 467 [470]). Weder Abs. 1 Nr. 2 iVm. § 62 Abs. 1 BewG noch § 24
Abs. 2 Nr. 1 UStG verengen uE den Begriff der Teichwirtschaft auf die Auf-
zucht von Fischen unter Ausnutzung von Naturkr�ften f®r die menschliche Er-
n�hrung und damit f®r die Versorgung der Bev½lkerung (so aber offenbar BFH
v. 13. 3. 1987 V R 55/77, BStBl. II, 467 [469]; Mlrkle/Hiller, Rn. 166; Mitter-
pleininger in L/B/P, § 13 Rn. 42, der die nachfolgenden Urteile des BFH f®r
®berholt h�lt; dagegen BFH v. 20. 10. 1960 IV 93/60, BStBl. III 1961, 7; v.
27. 10. 1960 V 319/58 U, BStBl. III 1961, 12; Kleeberg in K/S/M, § 13 B 53),
weshalb uE etwa die Mast von Fischen f®r Lieferungen zur Herstellung von
Katzenfutter und dergleichen nicht sch�dlich ist. Die Gr½ße und Intensit�t der
Teichwirtschaft ist uE grds. nicht f®r die Frage entscheidend, ob sie zu luf. Ein-
k®nften f®hrt oder nicht. Auch wenn sie wie ein Gewerbebetrieb als Großanlage
zur Fischm�stung und -verarbeitung gef®hrt wird, hindert dies f®r sich allein die
Einordnung zu den Eink®nften aus LuF nicht.
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GlA FG Bremen v. 27. 6. 1986, EFG 1986, 601, rkr. zur Frage der Anwendbarkeit von
§ 15 Abs. 4; Schmidt/Seeger XXII., § 13 Rn. 93; aA Nds. FG v. 8. 9. 1994, EFG 1995,
232, NZB erfolglos, BFH/NV 1996, 216.

Gewerbebetrieb aber, wenn die Verweildauer der Fische im Betrieb nur kurz ist
und von daher nicht mehr auf eine Erzeugung, sondern nur auf Vermarktung
fremder Erzeugnisse geschlossen werden kann (glA Nds. FG v. 8. 9. 1994, EFG
1995, 232, rkr.). Nach BFH v. 13. 3. 1987 V R 55/77 (BStBl. II, 467) ist die ent-
geltliche Vergabe des Rechts an Dritte auf Abangeln an Teichen eine besondere
Vermarktungsform der Teichwirtschaft und damit deren Bestandteil, zumal sich
idR das Entgelt nach Gewicht und Wert der geangelten Fische bemißt (glA
OFD Saarbr®cken v. 9. 7. 1971, StEK UStG 1967 § 14 Nr. 49; Felsmann/Pape,
A 121). Zum luf. Nebenbetrieb bei Filetieren und R�uchern der Fische
Anm. 325, zum sch�dlichen Zukauf s.o.; zum Teichverzeichnis bei Teichwirt-
schaft, Biedermann, Inf. 1982, 53.

3. Eink�nfte aus Fischzucht f�r Binnenfischerei und Teichwirtschaft

Diese Form der sonstigen luf. Eink®nfte begrenzt den Begriff der Fischzucht
(insoweit unklar BFH v. 27. 10. 1960 V 319/58 U, BStBl. III 1961, 12) durch die
ausschließliche Beziehung zur Binnenfischerei (zum Begriff Anm. 284) und zur
Teichwirtschaft (zum Begriff Anm. 285); deshalb soll etwa die Zucht von See-
fischen nicht zu diesen Eink®nften geh½ren (Bl�mich/Selder, § 13 Rn. 120).
Zur Fischzucht f�r Binnenfischerei und Teichwirtschaft geh½ren vor allem
die Erzeugung von Fischeiern und Fischbrut (zB Forellen, Karpfen, Huchen,
Felchen, Hechte), gleich, ob diese in Beh�ltern, Teichen oder sonstigen Gew�s-
sern erfolgt. Eink®nfte aus Fischzucht f®r Binnenfischerei und Teichwirtschaft
fallen namentlich bei Belieferung Dritter mit Zuchtfischen an. Ob der Dritte tat-
s�chlich die Zuchtfische f®r Binnenfischerei und Teichwirtschaft verwendet,
kann im Einzelfall schwer auszumachen sein. Die Rspr. des BFH stellt deshalb
vern®nftigerweise darauf ab, wie die Fische unter Ber®cksichtigung ihrer zucht-
gem�ßen Wesensart ®blicherweise verwendet werden (BFH v. 13. 3. 1987 V R
55/77, BStBl. II, 467 [470]; dazu R�ttinger, StEL 1987, 201).
Fischzucht f�r Teichwirtschaft liegt daher grds. vor, wenn die gez®chteten
Fische als Teil der Produktion von Speisefischen aufgefaßt werden k½nnen, die
sodann ®blicherweise im Rahmen der Teichwirtschaft abgeschlossen wird.
Zucht von K½derfischen f®r die Binnenfischerei ist Fischzucht f®r Binnen-
fischerei, nicht dagegen von K½derfischen f®r die Sportfischer an Binnengew�s-
sern (BFH v. 13. 3. 1987 V R 55/77, BStBl. II, 467). Zucht von K½derfischen
f®r Angler an Teichen der Teichwirtschaft soll dagegen Fischzucht f®r Teich-
wirtschaft sein, da die Teichwirtschaft auch das Angeln von Speisefischen durch
Dritte umfaßt (BFH, aaO). Ebenso h�lt der BFH die Aufzucht von Fischen, die
als Testfische zB in Kl�ranlagen eingesetzt werden, noch f®r eine Fischzucht f®r
die Teichwirtschaft bzw. f®r die Binnenfischerei, wenn etwa die Testfische dazu
dienen, einer Gefahr der Gew�sserverseuchung und damit einem Schaden f®r
die Binnenfischerei vorzubeugen, nicht dagegen, wenn es dabei um die Reinheit
des Trinkwassers geht (BFH, aaO). In den zuletzt angef®hrten F�llen liegt aller-
dings uE ein gewisser Widerspruch zu der zutreffenden Auffassung des BFH,
daß es mehr auf die ®bliche Verwendbarkeit der Zuchtfische, als auf die tats�ch-
liche Verwendung ankommt. Kommt eine Verwendbarkeit von Zuchtfischen f®r
die Binnenfischerei oder Teichwirtschaft in Betracht, kann man uE im allgemei-
nen von Fischzucht f®r Binnenfischerei und Teichwirtschaft ausgehen. Zier-
fische scheiden jedenfalls als Fischzucht f®r die Binnenfischerei und die Teich-
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wirtschaft iSv. Abs. 1 Nr. 2 iVm. § 62 BewG aus (BFH, aaO; v. 28. 10. 1976 IV
R 50/73, nv, mitgeteilt bei Felsmann/Pape, A 119; glA Bl�mich/Selder, § 13
Rn. 120).

4. Eink�nfte aus Imkerei, Wanderschzferei und aus Saatzucht

Schrifttum: Mager, Die Jagd, die Fischerei und die Imkerei bei der Einkommensteuer,
StWa. 1954, 5.

Eink�nfte aus Imkerei werden nach FinVerw. zu § 62 Abs. 1 BewG (einheitl.
Erl. v. 16. 4. 1997, BStBl. I, 543 [554]) durch alle Formen der Bienenhaltung er-
zielt, die auf ein wirtschaftliches Ziel ausgerichtet sind und demzufolge ertragstl.
nicht als Liebhaberei gelten (s. dazu RFH v. 16. 6. 1932, RStBl. 972). Ist die Im-
kerei in eine LuF integriert, stellt sich uE regelm�ßig die Frage der Liebhaberei
bezogen auf diesen Betriebsteil nicht (glA Mlrkle/Hiller, Rn. 166). Ist sie iso-
liert vorhanden, geht die FinVerw. bei weniger als 30 Bienenv½lkern (in K�sten)
von keiner nachhaltigen Ertragsf�higkeit und mithin regelm�ßig von Liebhaberei
aus (Abschn. 7.22 BewRL; glA Frotscher/Kuhlmann, § 13 Anm. 29: bei Korb-
imkerei entsprechen 30 Bienenk�sten etwa 50 K½rben). Bei der Imkerei soll
nicht zu unterscheiden sein zwischen der Bienenhaltung zur Gewinnung von
Honig und Wachs und anderen Formen der Bienenzucht und -haltung, wie zB
K½niginnenzucht oder die Bienenhaltung f®r pharmazeutische Zwecke (s. den
gemeinsamen L�ndererlaß der FinVerw., aaO, dort auch zu den WG, die einer
Imkerei dauernd zu dienen bestimmt sind). Ein Zusammenhang mit einer Fut-
tergrundlage ist nicht erforderlich (Anm. 280). Imkerei iSv. § 62 Abs. 1 BewG
liegt ggf. auch vor, wenn Pflanzen fremder Fl�chen als Futtergrundlage dienen.
Eink�nfte aus Wanderschzferei: Die FinVerw. (gemeinsame L�ndererlasse v.
16. 4. 1997, BStBl. I, 543 [553]) beschreibt zu § 62 Abs. 1 BewG die Wander-
sch�ferei als eine extensive Form der Schafhaltung, die durch die Haltungsform
der Großherde und st�ndigen Standortwechsel gekennzeichnet ist. Im Gegen-
satz zu intensiven Formen der Schafhaltung (wie zB Koppelschafhaltung, Guts-
sch�ferei) werden von Wandersch�fereien ®berwiegend fremde Fl�chen durch
vor®bergehende Beweidung genutzt. Wandersch�ferei f�llt nicht unter Abs. 1
Nr. 1 Satz 2 mit der Folge, daß es auf eine Mindestfl�chendeckung f®r die Zu-
ordnung der Eink®nfte zu denen aus LuF nicht ankommt (s. auch Schulz, Inf.
1984, 60 [65]). Allerdings muß auch die Wandersch�ferei ua. mit Gewinnerzie-
lungsabsicht betrieben werden (zur Gewinnerzielungsabsicht allgemein
Anm. 60 ff.). Stehende Schafhaltung auf eigenen, gepachteten oder sonst zur
Nutzung ®berlassenen Fl�chen ist keine Wandersch�ferei, sondern ist nach
Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 zu beurteilen (FinVerw., aaO, Abschn. 17.1 Abs. 1 Satz 3).
Eink�nfte aus Saatzucht fallen eigentlich bereits unter Abs. 1 Nr. 1 Satz 1
(vgl. RFH v. 3. 12. 1928, RStBl. 1929, 186). Rechtlicher Ausgangspunkt f®r die
Saatzucht iSv. § 62 Abs. 1 Nr. 6 BewG ist das Sortenschutzgesetz (glA Frot-
scher/Kuhlmann, § 13 Rn. 32). Die Rspr. des BFH zu § 62 Abs. 1 Nr. 6 BewG
faßt unter Saatzucht die Z�chtung von Saatgut, dessen Vermehrung und dessen
Verkauf auf (BFH v. 22. 7. 1992 II R 69/88, BStBl. II, 877) nicht aber nur die
Vermehrung, die unter § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 f�llt.

Vgl. auch RFH v. 23. 11. 1933, RStBl. 1934, 148, wonach Betriebe, die in großem Um-
fang fremdes Muttermaterial durch Dritte vermehren lassen, Gewerbebetriebe sind;
glA Felsmann/Pape, A 125b; Frotscher/Kuhlmann, aaO; Lademann/Hiller, § 13
Rn. 2, scheint die Saatzucht bereits unter der Generalklausel des Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 zu
erfassen. Ebenso bezeichnet die FinVerw. (zu § 62 Abs. 1 BewG gemeinsame L�nder-
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erlasse v. 16. 4. 1997, BStBl. I, 543 [554], dort auch zu den der Saatzucht dienenden
WG; Abschn. 7.38 BewRL) als Saatzucht die Erzeugung von Zuchtsaatgut.

E Zum Saatgut z�hlen Samen, Pflanzgut oder Pflanzenteile, die f®r die Erzeu-
gung von Kulturpflanzen bestimmt sind. Dabei unterscheidet die FinVerw. nicht
zwischen Nutzpflanzensaatgut und dem Saatgut anderer Kulturpflanzen. Hier-
nach kann etwa die Z®chtung von Lupinen zur Gewinnung von Samen neuarti-
ger Lupinenst�mme iSv. § 62 Abs. 1 Nr. 6 BewG noch Saatzucht darstellen
(ohne genauere Zuordnung f®r die Einordnung als LuF BFH v. 6. 5. 1954 IV
221/53 U, BStBl. III, 197; zur Abgrenzung von einem gewerblichen Samenan-
baubetrieb, der in großem Umfang fremdes Muttermaterial auf fremden Grund-
st®cken vermehren l�ßt, aus bewertungsrechtlicher Sicht RFH v. 23. 11. 1933,
RStBl. 1934, 148; s. dagegen zum Vermehrungsanbau selbsterzeugten Saatguts
RFH v. 3. 12. 1928, RStBl. 1929, 186). Bezogen auf eine Rosenzucht stellen die
zur Vermehrung und Erhaltung einzelner Rosensorten bestimmten „Augen“
Saatgut dar (BFH v. 22. 7. 1992 II R 69/88, BStBl. II, 877).
E Handel mit Saatgut: Zur Saatzucht iSv. § 62 Abs. 1 Nr. 6 BewG geh½rt auch der
(kaufm�nnische) Absatz der Erzeugnisse (ebenso Frotscher/Kuhlmann, § 13
Rn. 32). Kommt es mehr auf die Gewinnung von Pflanzen oder Pflanzenteilen
an, ist Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 einschl�gig.
E Einzelheiten der Gewinnermittlung: Im Rahmen der Saatzucht k½nnen Sorten-
schutzrechte BV darstellen, Lizenzeinnahmen aus der �berlassung der Sorten-
schutzrechte BE (aus bewertungsrechtlicher Sicht BFH, aaO). Die Verg®nsti-
gung nach § 4 Nr. 3 ErfVO war nicht auf Eink®nfte aus der Neuentwicklung
von Pflanzensorten anzuwenden, die ihrer Art nach im Artenverzeichnis zum
Sortenschutzgesetz aufgef®hrt sind, weil es sich hierbei nicht um eine patent-
f�hige Erfindung handelt (BFH v. 10. 11. 1994 IV R 76/93, BStBl. II 1995, 455,
dort auch mit Erw�gung zum Gleichheitssatz).

5. Eink�nfte aus nicht beispielhaft aufgef�hrten, sonstigen land- und
forstwirtschaftlichen Nutzungen iSd. § 62 Abs. 1 BewG

Mit der Verwendung der Formulierung „insbesondere“ bringt § 62 Abs. 1 BewG
zum Ausdruck, daß die dort aufgef®hrten Bet�tigungen keine abschließende
Aufz�hlung der sonstigen luf. Nutzungen enth�lt.
Einbeziehung gewerblicher Zuchtaktivitzten als Normzweck (N�tzlin-
ge): Die Formulierung „insbesondere“ wurde deshalb in § 62 Abs. 1 eingef®gt,
damit die Produktion von Insektenn®tzlingen unter die Eink®nfte iSv. Abs. 1
Nr. 2 iVm. § 62 Abs. 1 BewG f�llt (vgl. die Begr®ndung zum St�ndG 1992 in
BTDrucks. 12/1108, 58). In der Tat ist die FinVerw. diesem Standpunkt der Ver-
fasser der Gesetzesbegr®ndung gefolgt.

OFD Frankfurt v. 29. 1. 1996, StEK EStG § 13 Nr. 631, wegen des St�ndG 1992 ist
die Z®chtung letztmalig f®r die Wj., die im VZ 1991 begonnen haben, zu gewerblichen
Eink®nften zu rechnen, zum Verwaltungsstandpunkt bis dahin zB FinMin. Bad.-W®rtt.
v. 18. 12. 1990, StEK EStG § 13 Nr. 542; vgl. entsprechend auch R�ssler/Troll,
BewG/VStG, XVI., § 62 BewG Rn. 17; trotz Feststellung eines Systembruchs glA
Frotscher/Kuhlmann, § 13 Rn. 36; zweifelnd Felsmann/Pape, A 125d).

UE ist dieser Standpunkt angesichts der in § 62 Abs. 1 BewG aufgez�hlten Bei-
spiele und – von der Zweckorientierung her beurteilt – der N�he der biologi-
schen zur chemischen Sch�dlingsbek�mpfung bedenklich (glA Mlrkle/Hiller,
Rn. 166: gewerblich). Nach dem f®r die Rechtsanwendung maßgeblichen objek-
tivierbaren Gesetzesinhalt hat die Einf®gung des Wortes „insbesondere“ uE
nichts daran ge�ndert, daß § 62 Abs. 1 BewG unter Ber®cksichtigung der her-
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k½mmlichen und traditionellen Sichtweise nur bestimmte Produktions- und Hal-
tungsformen bzw. Ausschnitte hiervon (Fischzucht, Saatzucht) zu luf. Nutzun-
gen rechnet.
Als weitere, sonstige Nutzungen, die unter § 62 Abs. 1 BewG fallen und mit-
hin zu Eink®nften nach Abs. 1 Nr. 2 f®hren k½nnen, nennt die FinVerw. zB (ge-
meinsame L�ndererlasse v. 16. 4. 1997, BStBl. I, 543 [553 f.]) die Weihnachtsbaum-
kultur, den Pilzanbau (bez®glich Pilzanbau und Weihnachtsbaumkultur glA
Felsmann/Pape, A 125c; widerspr®chlich Frotscher/Kuhlmann, § 13 Rn. 18
und 20) und Besamungsstationen. UE bestehen Zweifel, ob dem im Rahmen des
Abs. 1 gefolgt werden kann. Denn die Weihnachtsbaumkultur bzw. der Pilzan-
bau kann schon die Gewinnung von Pflanzen oder Pflanzenteilen mit Hilfe der
Naturkr�fte iSv. Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 letzte Alt. sein. Bez®glich der Besamungssta-
tion betont die FinVerw. selbst (aaO, 554 = Abschn. 17.8 Abs. 2), daß sie nur
dann einen Betrieb der LuF bildet, wenn der nach dem Futterbedarf in VE um-
gerechnete Bestand an Tieren die Grenzen des § 51 Abs. 1 BewG nicht nachhal-
tig ®bersteigt. �bertragen auf Abs. 1 bedeutet dies die Einordnung der Besa-
mungsstation in Abs. 1 Nr. 1 Satz 2, da es bei Abs. 1 Nr. 2 auf eine
Fl�chendeckung nicht ankommt.
Als weitere m½gliche F�lle, die unter § 62 Abs. 1 BewG subsumiert werden
k½nnten, nennt das Schrifttum etwa die Zucht und Vermehrung von Schnecken,
Muscheln, Fr½schen, Austern und anderer Weich- und Krebstiere (Lademann/
Hiller, § 13 Rn. 55a unter Bezugnahme auf Anhang A der 6. EG-Richtlinie
vom 17. 5. 1977). Dies kann aber nur sein, soweit derartige Tiere nicht bereits
im Sinne der einschl�gigen landesrechtlichen Vorschriften als Fische gelten (so
zB Art. 1 Abs. 1 BayFischereiG f®r Neunaugen, Krebse, Fluß-, Teich- und Perl-
muscheln).

Einstweilen frei.

B. Eink�nfte aus Jagd (Abs. 1 Nr. 3)
Schrifttum: Z�ller, Die Jagd bei der Einkommen- und USt., DStZ 1955, 229; Weickert,
Die Einkommens-, K½rperschafts- und Gewerbebesteuerung von Jagden, FR 1957, 182;
G�hler, Der Wald in einkommensteuerlicher Sicht, Stbg. 1961, 109; Hild, Umsatzsteuer-
liche Gesichtspunkte im Zusammenhang mit der Verpachtung des Jagdrechts, UStR 1974,
245; Imig, Besteuerung der Ums�tze aus der Nutzung des Jagdaus®bungsrechts, Inf. 1976,
495; Leinglrtner, Die Jagd als Liebhaberei, Inf. 1977, 73; Strunz, Zur umsatzstl. Behand-
lung des Jagdrechts, DVR 1980, 54; Oswald, Steuerliche Behandlung der Ver�ußerung des
Jagdrechtes, KStZ 1980, 211; Schindler, Eigenjagdrecht als immaterielles Wirtschaftsgut,
BB 1981,405; Weiss, Anm. zum Urteil des FG M®nster v. 28. 7. 1976, EFG 1976, 591 in
UStR 1982, 210; Recken, Wildtiere in Gehegen, AgrarR 1985, 157; B�hme, Die Jagd im
Steuerrecht, DStZ 1985, 612; Schindler, Berechnungsvorschlag f®r die Bewertung einer
Eigenjagd bei Verkauf land- und forstw. Grundst®cke, StBp. 1986, 61; ders. Aufteilung
des Kaufpreises in Kaufvertr�gen im Bereich der LuF, StBp. 1987, 248; Kleeberg, Die Be-
steuerung der Gehegehaltung von Wildtieren, Inf. 1988, 370; Schulze-Temming, Sind
Aufwendungen f®r die Jagd steuerlich abzusetzen?, Inf. 1989, 322 und 1990, 433; Bericht
1993 des Bayer. ORH, TNr. 22 Staatliche Verwaltungsjagd; Gmach, Jagdrecht und Ein-
k®nfte aus Jagd im Sinne von Abs. 1 Nr. 3 EStG, FR 1994, 381; H.F. Lange, Durch-
schnittssatzbesteuerung nach § 24 UStG und Eigenjagdverpachtung, UVR 1997, 265.
Spezialkommentare und Monographien: Mitzschke/Schlfer, Kommentar zum Bun-
desjagdgesetz, 4. Auflage 1982; Leonhardt, Jagdrecht, Loseblatt 1986 ff.; Schindler, Das
Jagdrecht in zivilrechtlicher und estrechtlicher Sicht, NSt. Darst. 1 Jagd.
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I. Allgemeine Erlzuterungen zu den Eink�nften aus Jagd

Die Fassung des Abs. 1 Nr. 3 geht nahezu unver�ndert auf § 26 Abs. 2 EStG
1925 (RGBl. I, 189 [195]) zur®ck (s. zu den parlamentarischen Beratungen
Strutz, § 26 EStG 1925 Anm. 2, 3).
Bedeutung der Vorschrift: Sind die Voraussetzungen des Abs. 1 Nr. 3 erf®llt,
so stellen die Eink®nfte aus Jagd stpfl. Eink®nfte aus LuF dar (s. zur Rechtsfolge
des Abs. 1 allg. Anm. 216). Die Eink®nfte aus Jagd sind allerdings nicht schon
f®r sich gesehen Eink®nfte aus LuF (BFH v. 13. 7. 1978 IV R 35/77 BStBl. II
1979, 100 [102]; Erl. Bayern v. 18. 10. 1990, StEK EStG § 13 Nr. 546). Die Jagd
ist isoliert betrachtet kein luf. Betrieb, Teilbetrieb oder Nebenbetrieb (s. BFH,
aaO; Leinglrtner, Inf. 1977, 74; Kleeberg in K/S/M, § 13 Anm. B 59), wie der
Wortlaut des Abs. 1 Nr. 3 („Eink®nfte aus Jagd im Zusammenhang mit dem Be-
trieb ...“) im Verh�ltnis zum Wortlaut des Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 („Eink®nfte aus
dem Betrieb“) zeigt. Dies gilt auch, wenn innerhalb des luf. Betriebs f®r die Jagd
eine besondere Betriebsausstattung und angestelltes Fachpersonal vorhanden
sind (Kleeberg, Inf. 1988, 370). Abs. 1 Nr. 3 w�re ®berfl®ssig, wenn der Gesetz-
geber die Jagd begrifflich bereits als Zweig der luf. Urproduktion angesehen
h�tte (Leinglrtner, Inf. 1977, 73 aA Mager, StWa. 1954, 5; Frotscher/Kuhl-
mann, § 13 Rn. 37; Hild, UStR 1974, 245: Abs. 1 Nr. 3 nur Klarstellung). Mit
Abs. 1 Nr. 3 ist zwingend die Abgrenzung zu stpfl. anderen Gewinneink®nften
(vgl. auch § 4 Abs. 5 Satz 2; dazu § 4 Anm. 1901), zur nicht steuerbaren Lieb-
haberei (fehlende Gewinnerzielungsabsicht; dazu § 2 Anm. 350 ff., 450 „Jagd“,
sowie hier Anm. 60 ff.), zu nicht abziehbaren Kosten der Lebensf®hrung (§ 12
Nr. 1 Satz 2; vgl. zu Jagdaufwendungen eines Gewerbetreibenden zB RFH v.
11. 3. 1942, RStBl. 682; BFH v. 8. 11. 1956 IV 638/55 U, BStBl. III 1957, 86; v.
19. 11. 57 I 95/57 U, BStBl. III 1958, 27; v. 28. 4. 1983 IV R 131/79, BStBl. II,
668 – Mitunternehmerschaft –; zum Sonderfall einer KapGes. BFH v.
7. 11. 1963 IV 117/60, S BStBl. III 1964, 181) sowie zur Nichtabziehbarkeit
von Betriebsausgaben gem. § 4 Abs. 5 Nr. 4 (s. dazu zB. BFH v. 21. 5. 1987 V R
109/77 BStBl. II, 737 [738 f.]) verbunden.
Sind die Voraussetzungen von Abs. 1 Nr. 3 gegeben, ist kraft Gesetzes
– die Zurechnung zu einer anderen Einkunftsart ausgeschlossen (so schon die
Begr®ndung zum EStG 1925 RTDrucks. III. 1924/25 Nr. 795, 54; auch Lein-
glrtner, Inf. 1977, 73; Schmidt/Seeger XXII. § 13 Rn. 94),

– die Annahme von Liebhaberei nicht m½glich (s. BFH v. 13. 7. 1978 IV R 35/
77, BStBl. II 1979, 100 [102]; Schindler, BB 1981, 405 [407]; Kleeberg in K/
S/M, § 13 Rn. B 65; schon Strutz, § 26 EStG 1925 Anm. 21; aA G�hler,
Stbg. 1961, 109; widerspr®chlich Altehoefer, Rn. 96 u. 100), sofern nicht der
gesamte Betrieb der LuF Liebhaberei darstellt (ebenso schon Leinglrtner,
Inf. 1977, 73), wobei diese Aussage nicht ®ber die Jagd hinaus verallgemeine-
rungsf�hig ist (zB f®r eine Vollblutzucht Hess. FG v. 3. 4. 1981, EFG 1982,
21, rkr.),

– f®r den Regelfall (zu Ausnahmen, Anm. 292) der Einwand nach § 12 Nr. 1
Satz 2 (Aufwendungen f®r die Lebensf®hrung) etwa aus dem Gesichtspunkt
der Freizeitbet�tigung ebenso wie der der Nichtabziehbarkeit von Aufwen-
dungen gem. § 4 Abs. 5 Nr. 4 abgeschnitten (glA Kleeberg in K/S/M, § 13
Rn. B 67).
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Die Voraussetzungen nach Abs. 1 Nr. 3 ber®hren sich zum Teil mit der ustl.
Sachbehandlung (s. zB USt-Kartei OFD Hannover, § 2 Abs. 3 Karte 2; zu den
Grenzen der Abh�ngigkeit insbes.Weiss, UStR 1982, 210).
Verfassungsmzßigkeit der Erfassung von Jagdeink�nften: Abs. 1 Nr. 3
verschafft insoweit eine privilegierende Verlustber®cksichtigung, als die Jagd iso-
liert betrachtet, also ohne den Zusammenhang mit der Land- oder Forstwirt-
schaft, nicht steuerbare Liebhaberei darstellen kann (nach BFH v. 16.5.2002 IV
R 19/00; BStBl. II, 692: immer; vergleichsweise: die staatliche Verwaltungsjagd
im Freistaat Bayern f®hrte 1992 bei 6,4 Mio DM Einnahmen zu einer Kostenun-
terdeckung von 39,9 Mio DM, TNr. 22 des Bayer. ORH-Berichts 1993). Dies
gilt f®r die selbst ausge®bte Eigenjagd (Anm. 295), insbes. aber auch f®r die ge-
pachtete Jagd (vgl. schon Strutz, § 26 EStG 1925 Anm. 21 aE). UE ist dies ver-
fassungsrechtlich nicht bedenklich (im Ergebnis ebenso BFH v. 13. 7. 1978 IV
R 35/77, BStBl. II 1979, 100). Denn durch die Notwendigkeit des Zusammen-
hangs der Jagd mit einem Betrieb einer Land- oder Forstwirtschaft (s. dazu i. e.
Anm. 294) besteht eine hinl�ngliche sachliche Differenzierung zur Liebhaberei
(Gmach, FR 1994, 381). Durch die mangels nat®rlicher Feinde notwendige
Wildregulierung dient die Jagd auch der ordnungsgem�ßen luf. Bodenbewirt-
schaftung (s. auch RFH v. 21.2.1928, RStBl. 1929, 196; BFH v. 16.5.2002 IV R
19/00, BStBl. II, 691). Allerdings zwingt uE die oft privilegierende Wirkung von
Abs. 1 Nr. 3 auch unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten dazu, die Aus-
legung dieser Vorschrift sorgf�ltig und eng an diesen Zusammenhang mit der
luf. Bodenbewirtschaftung auszurichten (s. Anm. 294 ff. mwN; diesen Zusam-
menhang mußte etwa Strutz, § 26 EStG 1925 Anm. 21 noch nicht beachten;
aA wohl Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 46: keine Fl�chenbezogenheit;
tendenziell aA auch Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. B 64).

II. Die Eink�nfte aus Jagd

1. �berblick

Obwohl die Eink®nfte aus Jagd zu den luf. Eink®nften geh½ren, sind jagdbezo-
gene Einnahmen und Ausgaben gesondert zu beurteilen, um sie von der Privat-
sph�re des Stpfl. abzugrenzen (Anm. 292). Eink®nfte aus Jagd beruhen auf der
Aus®bung des Jagdrechts (Anm. 293) und erfordern einen Zusammenhang mit
dem luf. Betrieb (Anm. 294), der durch eine Eigenjagd (Anm. 295) oder durch
Beteiligung an einer Genossenschaftsjagd (Anm. 296) hergestellt wird.

2. Art und Umfang der Eink�nfte aus Jagd

Da die Eink®nfte aus Jagd unselbst�ndiger Teil der Eink®nfte aus LuF sind,
folgt die Gewinnermittlungsart der jeweils f®r den Betrieb bestehenden Ver-
pflichtung (§§ 4 Abs. 1, Abs. 3, 13 a; auch § 13a Anm. 150 „Jagdpacht“; Fels-
mann, C 260, 269d). Zu Eink®nften allg. s. § 2 Anm. 53. Einnahmen und Ausga-
ben m®ssen den in Abs. 1 Nr. 3 geforderten Zusammenhang mit dem luf.
Betrieb aufweisen. Dieser Zusammenhang fehlt etwa, wenn der Land- und
Forstwirt nachhaltig immer wieder seinen Jagdhund decken l�ßt, um aus dem
Verkauf der Welpen Einnahmen zu erzielen. Bei Vorliegen der Voraussetzungen
des § 15 Abs. 2 liegen hier Eink®nfte aus Gewerbebetrieb vor.
Zu den Einnahmen aus Jagd geh½ren vor allem Abschußgelder, die Erl½se
aus der Ver�ußerung von Wildbret (vgl. auch BFH v. 21. 5. 1987 V R 109/77,
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BStBl. II, 735) oder dessen Entnahme zu betriebsfremden Zwecken, zB. zum
privaten Eigenverbrauch oder als Geschenk f®r Jagdfreunde (glA zB Mitter-
pleininger in L/B/P, § 13 Rn. 47), ggf. Pachteinnahmen aus einer verpachteten
Jagd, wenn sie unter Abs. 1 Nr. 3 f�llt. Auch Erl½se aus Hilfsgesch�ften, zB. die
Ver�ußerung eines Jagdgewehrs, geh½ren zu den Einnahmen. Pachteinnahmen
aus der verpachteten Eigenjagd des Land- und Forstwirts geh½ren zu den Ein-
nahmen iSv. Abs. 1 Nr. 3 (Anm. 295). Das Entgelt, das bei der Ver�ußerung von
Grund und Boden auf das damit zusammenh�ngende Jagdrecht entf�llt, stellt
Einnahme iSv. Abs. 1 Nr. 3 dar (Anm. 293). Ebenso ist bei der Genossen-
schaftsjagd der von der Genossenschaft ausgekehrte anteilige Reinerl½s beim
Land- und Forstwirt grds. Einnahme iSv. Abs. 1 Nr. 3, die bei Gewinnermittlung
nach Durchschnittss�tzen allerdings beim Landwirt mit dem Grundbetrag nach
§ 13a Abs. 4 abgegolten ist, beim Forstwirt aber gem. § 13a Abs. 6 Nr. 1 zu er-
fassen ist (Gmach, FR 1994, 381 zu § 13a aF).
Abziehbare Ausgaben k½nnen zB vorliegen f®r die Aufwendungen zum Er-
werb des Jagdscheins (RFH v. 12. 3. 1930, RStBl., 196), der Jagdausr®stung (typi-
sche Jagdkleidung, Jagdgewehr, Fernglas, Jagdhund mit Futterkosten usw., etwa
RFH v. 12. 3. 1930, RStBl., 196), zur Hege des Wildes, der Treibjagd (einschließ-
lich der ®blichen Kosten f®r die Verpflegung, wohl auch Mitterpleininger in
L/B/P/, § 13 Rn. 47), f®r die Anlage eines Jagdgeheges (vgl. dazu Kleeberg, Inf.
1988, 370), f®r einen angestellten J�ger, Jagdaufseher, Treiber usw. BA ist der
auf eine mit dem Hof mitgepachtete Eigenjagd entfallende Pachtzins eines
Pachthofs (RFH v. 2. 7. 1940, RStBl., 811). Auch der Pachtzins einer zugepach-
teten Jagd kann iSv. Abs. 1 Nr. 3 abziehbare BA sein (vgl. RFH v. 21. 12. 1928,
RStBl. 1929, 196; FG M®nster v. 28. 5. 1974, EFG 1974, 569, rkr.), wenn die
Pacht den notwendigen Zusammenhang mit dem Betrieb der Land- oder
Forstw. wahrt (s. dazu Anm. 295). Ist die den Maßgaben des Abs. 1 Nr. 3 ent-
sprechende Jagd verpachtet, sind damit in Zusammenhang stehende Aufwen-
dungen des Verp�chters BA.
Reprzsentationsaufwendungen nicht abziehbar: Abs. 1 Nr. 3 schließt nicht
v½llig aus, daß Ausgaben nach § 12 Nr. 1 Satz 2 vom Abzug ausgeschlossen sind
(vgl. dazu BFH v. 28. 4. 1983 IV R 131/79, BStBl. II, 668, dazu krit. Lempenau,
DB 1987, 118; v. 19. 11. 1957 I 95/57 U, BStBl. III 1958, 27) oder § 4 Abs. 5
Nr. 4 eingreift (vgl. dazu zB BFH v. 21. 5. 1987 V R 109/77, BStBl. II, 735
[739]). So etwa die Kosten einer Jagdveranstaltung mit Jagdfreunden, die in der
wirtschaftlichen oder gesellschaftlichen Stellung des Stpfl. begr®ndet sind oder
die zwar betrieblich veranlaßt lediglich der Repr�sentation dienen (glA Fels-
mann, B 473; Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 47; Frotscher/Kuhlmann,
§ 13 Rn. 43; Schulze-Temming, Inf. 1989, 324 f.; aA zu § 4 Abs. 5 Nr. 4 Lein-
glrtner, Inf. 1977, 73 [75]; Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. B 67: Abs. 1 Nr. 3 ge-
he § 4 Abs. 5 Nr. 4 vor).
Verwaltungsanweisungen: BMF v. 23.6.1999, BStBl. I, 593.

3. Begriff der Jagd: Jagd als Aus�bung des Jagdrechts

„Jagd“ iSv. Abs. 1 Nr. 3 ist im Rechtssinne zu verstehen (Gmach, FR 1994, 381).
Der Begriff der Jagd im Rechtssinne ist im wesentlichen durch das BJagdG
(idF. der Bekanntmachung v. 29. 9. 1976, BGBl. I, 2849 mit �nd.) und die Lan-
desjagdgesetze (s. auch Art. 69 EGBGB mit �bersicht bei Slcker in M®nch-
Komm/BGB; zur Rechtsentwicklung, Schindler, BB 1981, 405 [406]), aber
auch etwa durch die §§ 958, 960 BGB bestimmt. Unberechtigte „Jagd“ ist nicht
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Jagd im strechtlichen Sinn. Der Wilderer, der erbeutetes Wild ver�ußert, erzielt
mithin keine Eink®nfte aus Jagd, sondern aus Gewerbebetrieb oder sonstige
Eink®nfte. Berechtigt ist die Jagd bei aus dem Jagdrecht abgeleitetem Jagdaus-
®bungsrecht.
Das Jagdrecht ist nach § 1 Abs. 1 Satz 1 BJagdG die ausschließliche Befugnis,
auf einem bestimmten Gebiet wildlebende Tiere, die dem Jagdrecht unterliegen
(Wild), zu hegen, auf sie Jagd auszu®ben und sie sich anzueignen. Dies grenzt
ua. die Jagd von der Tierhaltung in Gehegen zur Fleischproduktion ab (Klee-
berg, Inf. 1988, 370). Nur an Wild kommt ein Aneignungsrecht iSv. §§ 958, 960
BGB in Betracht. Das Jagdrecht bezieht sich daher nur auf wildlebende Tiere,
dh. nicht solche Wildtiere, die einen Eigent®mer haben (s. Recken, AgrarR
1985, 157) und etwa in Einhegungen zur Schaustellung oder zur Fleischproduk-
tion gehalten werden (zB Damwildgehege, Wildschweingehege; § 960 Abs. 1
BGB).

Eink®nfte aus eingehegter Wildhaltung zur Fleischproduktion unterliegen nicht Abs. 1
Nr. 3, sondern bei hinl�nglicher Futtergrundlage Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 (glA Kleeberg,
Inf 1988, 371; zur Tierhaltung s. Anm. 247; zur Abgrenzung gegen®ber Gewerbe-
betrieb bei Zurschaustellung von Tieren Anm. 250; zur Jagd als Nebenbetrieb, s.
Anm. 311). Anders bei (teilweise) Einhegungen des Jagdreviers, weil hier – jagdrecht-
lich – nur der bloß zuf�llige Zugriff auf das einzelne Tier m½glich ist (Quack in
M®nchKomm/BGB, § 960 Rn. 9; Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. B 68).

Rechtsnatur des Jagdrechts: Das Jagdrecht ist revierbezogen (s. § 1 Abs. 1
Satz 1 BJagdG: „auf einem bestimmten Gebiet“). § 3 Abs. 3 und § 4 BJagdG
binden nach dem Reviersystem die Jagd an Eigenjagdbezirke oder gemeinschaft-
liche Jagdbezirke, die nach den §§ 7 und 8 BJagG jeweils eine bestimmte zusam-
menh�ngende Mindestgr½ße umfassen m®ssen. § 9 Abs. 1 BJagdG bestimmt,
daß die Eigent®mer der Grundfl�chen, die zu einem gemeinschaftlichen Jagdbe-
zirk geh½ren, eine ½ffentlich-rechtliche Jagdgenossenschaft bilden, der gem. § 8
Abs. 5 BJagdG die Aus®bung des Jagdrechts (im weiteren Sinne, Gmach, FR
1994, 381) zusteht. Nach § 3 Abs. 1 BJagdG steht das Jagdrecht grds. in seiner
Gesamtheit dem Eigent®mer auf seinem Grund und Boden zu. Es ist untrenn-
bar mit dem Eigentum am Grund und Boden verbunden (s. auch § 3 Abs. 1
Satz 2 BJagdG; aus vollstreckungsrechtlicher Sicht: BFH v. 29. 9. 1987 VII R
140/83 BFH/NV 1988, 413) und kann nicht als selbst�ndiges dingliches Recht
begr®ndet werden (§ 3 Abs. 1 Satz 3 BJagdG).
Jagdrecht zivilrechtlich Grundst�cksbestandteil: Ob das Jagdrecht zivil-
rechtlich gem. § 96 BGB als Bestandteil eines Grundst®cks gilt, ist str. Die zu-
meist nichtstrechtliche Rspr. hat dies gelegentlich der Entscheidung benachbar-
ter Rechtsfragen beil�ufig verneint und das Jagdrecht als origin�ren Ausfluß des
Eigentums an Grundst®cken behandelt

Vgl. zB. RG v. 1. 12. 1908, RGZ 70, 70; BGH v. 26. 2. 1958 V ZR 123/56 NJW 1958,
785; wohl auch Bayer. VGH v. 24. 6. 1957 Nr. 502 III 55 VGHE 1957, 86; RFH v.
22. 5. 1935 VI A 124 StuW 1935 II Sp. 937). Dem hat sich das jagdrechtliche Schrift-
tum ®berwiegend angeschlossen. Vgl. zB. Mitzschke/Schlfer, BJG § 3 Rn. 6 mwN
auch zur Gegenmeinung; Leonhardt, Jagdrecht, § 3 BJagdG Anm. 1; im strechtlichen
Schrifttum etwa auch Hild, UStR 1974, 245). Dagegen ist das zivilrechtliche Schrifttum
gegenteiliger Auffassung (vgl. zB schon Staudinger, Komm. zum BGB 11. Aufl. 1957,
§ 96 Rn. 2; Baur in Erman, BGB 3. Aufl., § 96 Anm. 1; B�hle-Stamschrlder in Soer-
gel, BGB 11. Aufl. 1978 § 96 Rn. 1; Holch in M®nchKomm/BGB, § 96 Rn. 3, 4;
BGB § 96 Anm. 2; wohl auch zum pr. EStG schon das pr. OVG v. 10. 12. 1907 II C.
448/06 in OVGE 51, 144 „streng genommen ... erlegtes Wild weder ... Frucht eines
Grundst®cks ... oder Ausbeute aus ihm“). Nach der Rspr. des BFH, nach FinVerw. und
dem strechtlichen Schrifttum ist das Jagdrecht gem. § 96 BGB Bestandteil des Grund-
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st®cks (s. zB. BFH v. 18. 7. 1974 IV R 187/69, BStBl. II, 767 [769] beil�ufig; BMF vom
23.6.1999, BStBl. I, 593; OFD M®nster v. 25. 5. 1964, DJV-Nachr. Nr. 7/1967; OFD
M®nchen v. 5. 1. 1965 S 2147 – 25 St 21; Oswald, KStZ 1980, 211; B�hme, DStZ
1985, 612 [614] f®r das Eigenjagdrecht). Dieser letzteren Auffassung ist aus histori-
schen und systematischen Gr®nden der Vorzug zu geben. Das Jagdrecht war als Feu-
dalrecht bis 1848 vielfach vom Eigentum am Grund und Boden abgel½st. Es ist erst
seither durch die Jagdgesetze wieder mit dem Eigentum am Grund und Boden verbun-
den worden. Diese (nachtr�gliche und nicht origin�re) Verbindung zeigt gerade auch
§ 3 Abs. 1 BJagdG.

Jagdrecht steuerrechtlich selbstzndiges immaterielles Wirtschaftsgut: Ob-
wohl zivilrechtlich Bestandteil des Grund und Bodens, ist das Jagdrecht
estrechtlich im Verh�ltnis zum Grund und Boden ein selbst�ndiges immateriel-
les WG.

GlA BMF v. 23. 6. 1999, BStBl., 593; s. auch die obiter dicta in BFH v. 18. 7. 1974 IV
R 187/69 BStBl. II, 767 [769]; v. 24. 8. 1989 IV R 38/88 BStBl. II, 1016; offenbar auch
BFH v. 9. 4. 1987 IV R 42/84 BFH/NV 1988, 37 und IV R 333 BFH/NV 1987, 763
[765]; glA zB. Leinglrtner, Kap. 10 Rn. 3; Felsmann/Pape, A 185a; Schmidt/Seeger
XXII. Rn. 94 bzw. Schmidt/Weber-Grellet XXII., § 5 Rn. 134; Mitterpleininger in
L/B/P, § 13 Rn. 9d, 47 a; Bl�mich/Fischer § 13 Rn. 128; m½glicherweise auch Kanzler,
StEL 1991, 64; zum Bewertungsrecht § 140 Abs. 1 Satz 2 BewG; aA Kleeberg in
K/S/M, § 13 Rn. B 58 ua. mit Bezugnahme auf FG Schl.-Holst. v. 17. 12. 1985, EFG
1986, 250, rkr. zur GrESt; differenzierend f®r die Eigenjagd – ja– und Jagdrecht im
®brigen – nein – B�hme, DStZ 1985, 612 [614]; Altehoefer/Walter, Rn. 1045.

E Die zivilrechtliche Einordnung des Jagdrechts ist f®r die estrechtl. W®rdigung
nicht maßgebend. Der Umstand, daß das Jagdrecht zivilrechtlich nur mit dem
Grundst®ck erworben werden kann, steht der Einordnung als WG nicht entge-
gen (s. f®r Grund und Boden und Geb�ude als selbst�ndige WG § 6 Anm. 780
mwN). Der WG-Begriff ist kein zivilrechtlicher, sondern ein estrechtlicher Be-
griff (vgl. dazu BFH v. 20. 2. 1975 IV R 79/74 BStBl. II, 510 mwN). Das Jagd-
recht ist als WG greifbar. So wird f®r Fl�chen, die ein Jagdrecht, insbes. ein Ei-
genjagdrecht vermitteln, mehr bezahlt, als f®r Fl�chen ohne dieses Recht (aA
Kleeberg in K/S/M, § 13 B 58). Das Jagdrecht bildet aus strechtlicher Sicht keine
untrennbare Einheit mit dem Grund und Boden. Es f½rdert zwar uU die Nutz-
barkeit des Grund und Bodens (s. Anm. 290), aber nicht derart, daß von einer
Eigenschaft des Grund und Bodens bzw. einem Nutzungs- und Funktionszu-
sammenhang auszugehen w�re. Die Nutzung des Grund und Bodens ist auch
ohne das Jagdrecht denkbar (s. vergleichsweise zu Geb�udebestandteilen: BFH
v. 26. 11. 1973 GrS 5/71 BStBl. II 1974, 132 [135]). UE kann auch nicht zwi-
schen dem Jagdrecht, das eine Eigenjagd vermittelt, und dem sonstigen Jagd-
recht unterschieden werden. Dieser Umstand ber®hrt nur die Bewertung des im-
materiellen WG „Jagdrecht“.

F�r das Beitrittsgebiet ist allerdings zu beachten, daß nach dem Jagdgesetz der DDR das
Jagdrecht ausschließlich den Jagdgesellschaften als einheitliche gesellschaftliche Organi-
sation der J�ger, Jagdhundf®hrer und -z®chter, Falkner, Frettierer, Raubwildf�nger und
Jagdhornbl�ser unentgeltlich und unabh�ngig von Eigentums- und Nutzungsrechten
am Grund und Boden zugewiesen waren (§ 2 Jagdgesetz der DDR; nach Anl. I
Kap. VI Sachgebiet F Abschn. III Nr. 1 des Einigungsvertrags ®ben bis 31. 3. 1992
ausschließlich die Jagdgesellschaften die Jagd weiterhin aus). Buchwerte f®r diese Jagd-
rechte sind damit nicht vorhanden (vgl. auch BMF v. 23.6.1999, BStBl. I, 593), weshalb
bei ihrer sp�teren Ver�ußerung die gesamten Ver�ußerungserl½se als Gewinne auszu-
weisen sind (glA Lademann/Hiller, § 13 Anhang Landw. Buchf. Anm. 207).

Jagdrecht im land- und forstwirtschaftlichen Betriebsverm¨gen: Das Jagd-
recht geh½rt zum luf. BV, wenn die Jagd den in Abs. 1 Nr. 3 geforderten Zusam-
menhang (Anm. 294 ff.) aufweist (allg. zum Betriebsverm½gen eines Land- und
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Forstwirts mit Gewinnermittlung nach § 13a: BFH v. 17. 3. 1988 IV R 82/87
BStBl. II, 770 [771]). Dies ist bei der Eigenjagd, aber auch bei dem Jagdrecht ei-
nes Land- und Forstwirts der Fall, das nur die Beteiligung an einer Genossen-
schaftsjagd vermittelt. Entsprechend § 5 Abs. 2 h�ngt die Aktivierbarkeit dieses
Rechts als immaterielles WG bzw. die Aufnahmef�higkeit in ein Verzeichnis bei
der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 und 3 davon ab, ob es entgeltlich erwor-
ben wurde (glA BMF v. 23. 6. 1999, BStBl. I, 593; s. auch § 5 Anm. 1760 „Ei-
genjagdrecht“; glA Schindler, BB 1981, 405; ders., StBp. 1986, 62). Ver�ußert
der Land- oder Forstwirt Teile des Grund und Bodens aus seinem BV und ist
damit eine Eigenjagd verbunden, so ist der auf das Jagdrecht entfallende Ver�u-
ßerungserl½s als Ertrag nach Abs. 1 Nr. 3 zu erfassen.

BFH v. 9. 4. 1987 IV R 42/84 BFH/NV 1988, 37, wo der BFH die Zuordnung eines
Kaufpreisanteils auf ein Eigenjagdrecht nicht beanstandet hat; auch BFH v. 9. 4. 1987
IV R 333/84 BFH/NV 1987, 763 [765]; aM hier noch EK Lfg. 116 Mai 1976
Anm. 119). Dies gilt selbst dann, wenn vertraglich nur ein Gesamtkaufpreis ausgewie-
sen ist; vgl. zur Aufteilung in entsprechenden F�llen BFH v. 9. 4. 1987, aaO., iVm.
BFH v. 16. 12. 1981 I R 131/78 BStBl. II 1982, 32O; zur Bewertung des Jagdrechts,
zB. Schindler, BB 1981, 405; ders., StBp. 1986, 61. Zur Bilanzberichtigung im Fall des
bisherigen Nichtausweises BMF v. 23. 6. 1999, BStBl. I, 593.

Jagdrecht im Gesamthands- oder Sonderbetriebsverm¨gen: Wird ein luf.
Betrieb mitunternehmerisch bewirtschaftet, ist zu unterscheiden: Steht den Mit-
unternehmern der Grund und Boden zur gesamten Hand zu (zB Erbengemein-
schaft), gilt dies auch bez®glich des Jagdrechts (vgl. § 96 BGB; zur Benennung
des Jagdaus®bungsberechtigten in diesem Fall, Mitzschke/Schlfer, § 7 BJG
Rn. 15). Da in diesem Fall der Zusammenhang nach Abs. 1 Nr. 3 besteht, geh½-
ren die Eink®nfte zu denen aus LuF. Besteht bez®glich des von der Mitunter-
nehmerschaft bewirtschafteten Grund und Bodens Alleineigentum eines einzel-
nen Mitunternehmers, f�llt das Jagdrecht in das Sonderbetriebsverm½gen dieses
Mitunternehmers.
Auf das Jagdrecht als eigenst�ndiges WG entfallende Gewinne sind nicht nach
§§ 6b, 6 c beg®nstigt; das Jagdrecht ist daher auch kein Reinvestitionsgut (BMF
v. 23.6.1999, BStBl. I, 593 § 6b Anm. 300 Stichw. „Jagdrecht“; glA Kanzler,
StEL 1991, 64 gegen seine fr®her auf die Verwaltungsmeinung gest®tzte Auffas-
sung: ders. Inf. 1983, 509 [512]; aA Schindler, BB 1981, 405; ders. StBp. 1986,
61.
Jagdaus�bungsrecht als Ausfluß des Jagdrechts: Der Begriff der Jagdaus-
®bung iSd. § 1 Abs. 1 Satz 1 BJagdG ist offensichtlich in einem engeren Sinne
gemeint, als er sonst im BJagdG gebraucht wird. Dieser sonst gebrauchte Begriff
der Jagdaus®bung im weiteren Sinne (vgl. zB § 8 Abs. 5 BJagdG) meint grds. die
gesamtinhaltliche Nutzung des Jagdrechts, also Hege, Jagdaus®bung im engeren
Sinne und Aneignungsrecht sowie die Aneignung. Das Recht zur Jagdaus®bung
steht bei einer Eigenjagd grds. dem Inhaber des (Eigen)-Jagdrechts zu, bei einer
Genossenschaftsjagd der Genossenschaft (§ 8 Abs. 5 BJagdG; die Genossen-
schaft ist „Subjekt des Jagdaus®bungsrechts“, vgl. OVG M®nster v. 29. 12. 1955,
D¤V 1955, 736).
Das Jagdaus®bungsrecht ist das Recht zur Nutzung des Jagdrechts. Es ist mit
den Maßgaben der §§ 11 bis 14 BJagdG verpachtbar. Zivilrechtlich ist die Ver-
pachtung des Jagdaus®bungsrechts Rechtspacht und nicht Grundst®ckspacht
(BFH v. 11. 2. 1999 V R 27/97, BStBl. II, 378; vgl. auch Voelskow in M®nch-
Komm/BGB, Vor § 581 Rn. 29). Das Jagdaus®bungsrecht stellt als Ausfluß des
Jagdrechts f®r sich gesehen kein selbstst�ndiges immaterielles WG dar (Frage
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dahingestellt geblieben in BFH v. 7. 11. 1963 IV 117/60 S, BStBl. III 1964, 181
[182]; zivilrechtl. aber Verm½gensposition, in die eingegriffen werden kann, vgl.
BGH RdL 1982, 212) und zwar auch dann nicht, wenn es verpachtet ist und der
P�chter die Pacht f®r die mindestens neunj�hrige Pachtdauer (§ 11 Abs. 4
BJagdG) im voraus bezahlt hat. Es liegt in F�llen dieser Art dann lediglich ein
bedingter R®ckzahlungsanspruch des P�chters f®r den Fall der vorzeitigen Be-
endigung des Pachtvertrags vor.

Vgl. BFH v. 11. 10. 1983 VIII R 61/81, BStBl. II 1984, 267; v. 17. 4. 1985 I R 132/81,
BStBl. II, 617; Schmidt/Weber-Grellet, XXII., EStG § 5 Rn. 692 – aktive Rechnungs-
abgrenzung –; allerdings besteht insoweit ein gewisser Gegensatz zu BFH v.
26. 10. 1987 GrS 2/86, BStBl. II 1988, 348 [353] iVm. BFH v. 28. 8. 1974 I R 66/72,
BStBl. II 1975, 56 und v. 20. 1. 1983 IV R 158/80, BStBl. II, 413 [416] betr. Abschluß
eines Pachtvertrags als immaterielles WG. Zu den weiteren Folgerungen aus Abs. 1
Nr. 3 bei Verpachtung, Anm. 295 aE, 296.

4. Zusammenhang der Jagd mit dem Betrieb einer Landwirtschaft
oder einer Forstwirtschaft

a) Betrieblicher Zusammenhang der Jagd mit der Land- oder
Forstwirtschaft

Die Jagd selbst, und nicht die Eink®nfte aus Jagd, muß einen Zusammenhang
mit dem Betrieb einer Landwirtschaft oder einer Forstwirtschaft aufweisen
(„wenn diese ... steht“). Das Gesetz verkn®pft damit die Jagd im Rechtssinne
(Anm. 293) mit dem Betrieb einer Landwirtschaft oder Forstwirtschaft, wobei
hier ersichtlich der enge Begriff des Betriebs einer Landwirtschaft oder Forst-
wirtschaft (s. Anm. 40) in Bezug genommen ist.
Jagd mit dem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb dienender Funk-
tion: Der BFH bejaht den Zusammenhang, wenn die Jagd des Land- und Forst-
wirts dem eigenen luf. Betrieb dergestalt dient, daß sie den luf. genutzten
Grundfl�chen des Betriebs zugute kommt. Die Jagd muß daher zumindest ®ber-
wiegend auf den eigenen oder gepachteten Grundst®cken des betreffenden luf.
Betriebs ausge®bt werden.

BFH v. 13. 7. 1978 IV R 35/77, BStBl. II 1979, 100 [102]; v. 11. 7. 1996 IV R 71/95
BFH/NV 1997, 103 [104]; v. 16. 5. 2002 IV R 19/00, BStBl. II, 692; FG M®nchen v.
15. 2. 1996, EFG 1996, 703, rkr; aus ustrechtlicher Sicht schon FG M®nster v.
28. 7. 1976, EFG 1976, 591, rkr.; glA die FinVerw., vgl. zB Erl. Bayern v. 18. 10. 1990
StEK EStG § 13 Nr. 546; aA aber FG Rhld.-Pf. v. 25. 6. 1998, EFG 1999, 26, aufgeh.
BFH IV R 19/00).

UE wird die Deutung des Zusammenhangs iSv. Abs. 1 Nr. 3 durch den BFH als
Jagd, deren Revier zumindest ®berwiegend aus den luf. genutzten Grundfl�chen
des betreffenden Betriebes besteht, der Bedeutung der Vorschrift auch unter
verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten (s. Anm. 290) am besten gerecht.

GlA FG M®nster v. 29. 11. 1989 XIV-XIII-6383/86, DATEV; aA Mitterpleininger
in L/B/P, § 13 Rn. 46: Zusammenhang mit einem luf. Betrieb auch auf andere Weise
m½glich; Z�ller, DStZ A 1955, 229; Mager, StWa. 1954, 5: innerer Zusammenhang
zwischen der T�tigkeit als Landwirt und als J�ger; Strutz, § 26 EStG 1925 Anm. 21;
zweifelnd Altehoefer, Rn. 99. Der in Abs. 1 Nr. 3 geforderte betriebliche Zusammen-
hang bezieht sich auf luf. Urproduktion und besteht mithin insbes. dann, wenn die Jagd
auf selbstbewirtschafteten Fl�chen mittels Wildregulierung der Verhinderung von Ern-
tesch�den dient (besonders deutlich: BFH v. 16. 5. 2002 IV R 19/00, BStBl. II, 692 zu
1. a der Entscheidungsgr®nde). Dieser Gesichtspunkt kann, wenn auch nicht grenzen-
los, sogar noch die Annahme des Zusammenhangs bei Jagd auf benachbarten Fl�chen
rechtfertigen.
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Bei mehreren aneinandergrenzenden Jagdbezirken des gleichen Jagdaus®bungs-
berechtigten stellt die FinVerw. „bei der gebotenen wirtschaftlichen Betrach-
tungsweise“ f®r die �berwiegenspr®fung auf das gesamte Jagdgebiet ab (Erl.
Bayern v. 18. 10. 1990, StEK EStG § 13 Nr. 546). Dagegen pr®ft die Rspr. des
BFH bei Zupachtung von Jagdfl�chen zu einer Eigenjagd die �berwiegensfrage
isoliert bez®glich der zugepachteten Fl�chen und nicht unter Einbeziehung der
Eigenjagd (BFH v. 11. 7. 1996 IV R 71/95 BFH/NV 1997, 104).
Es kommt nicht – wie das Gesetz auf den ersten Blick nahezulegen scheint –
auf den Zusammenhang mit einem landwirtschaftl. „oder“ forstwirtschaftlichen
Betrieb an (zu den Voraussetzungen zweier Betriebe in der Hand eines Stpfl., zB
BFH v. 13. 10. 1988 IV R 136/85 BStBl. II 1989, 7). Die Frage des Zusammen-
hangs stellt sich nicht, wenn dem �ußeren Erscheinungsbild nach zwar ein luf
Betrieb mit luf. Eink®nften vorzuliegen scheint, in Wirklichkeit aber diesbez®g-
lich die Gewinnerzielungsabsicht fehlt (glA. Schmidt/Seeger XV. § 13 Rn. 94;
vgl. zur Gewinnerzielungsabsicht Anm. 60 ff.) oder wenn in Wirklichkeit ein Ge-
werbebetrieb vorliegt (zur Abgrenzung von LuF zum Gewerbebetrieb
Anm. 164 ff.). Dabei ist etwa zu beachten, daß Fl�chen nicht deshalb aus dem
landwirtschaftl. Betrieb ausscheiden, weil eine Tierzucht oder Tierhaltung des
Landwirts nach Maßgabe von § 13 Abs. 1 Nr. 1 S�tze 2 bis 4 als gewerblich ein-
zustufen ist, und zwar selbst dann nicht, wenn auf diesen Fl�chen nur Futter f®r
diese Tierzucht oder Tierhaltung erzeugt wird (Anm. 262). Wird die Jagd beson-
ders aufwendig betrieben, sind ggf. BA als nichtabziehbar auszuscheiden (§ 12
Nr. 1 Satz 2; Lademann/Hiller, § 13 Rn. 132: zB aufwendige Einz�unungen f®r
Gesellschaftsjagden; vgl. zur Abgrenzung des unternehmerischen vom nichtun-
ternehmerischen Bereich bei der USt: BFH v. 21. 5. 1987 V R 109/77, BStBl. II,
735).
Zusammenhang bei Eigen- und Genossenschaftsjagd: Eink®nfte aus
Abs. 1 Nr. 3 werden bei dem Land- und Forstwirt bejaht, der eine Eigenjagd be-
treibt (Anm. 295) oder an einer Genossenschaftsjagd beteiligt ist (Anm. 296).

b) Zusammenhang mit dem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb
durch Eigenjagd

Eine sog. Eigenjagd begr®ndet den nach Abs. 1 Nr. 3 erforderlichen Zusam-
menhang der Jagd mit dem Betrieb einer Land- oder Forstwirtschaft.
Selbst ausge�bte Eigenjagd: Ein Zusammenhang der Jagd mit der LuF ist
stets gegeben, wenn ein Land- und Forstwirt (wirtschaftlicher, s. BFH v.
16.9.2002 IV R 19/00, BStBl. II, 593) Eigent®mer zusammenh�ngender luf. ge-
nutzter L�ndereien ist, die nach den Jagdgesetzen des Bundes und der L�nder ei-
nen Eigenjagdbezirk bilden und der Land- und Forstwirt diese Eigenjagd selbst
betreibt (BFH v. 13. 7. 1978 IV R 35/77, BStBl. II 1979, 100 [102]; glA Erl. Bay-
ern v. 18. 10. 1990, StEK EStG § 13 Nr. 546; schon Strutz, § 26 EStG 1925
Anm. 21) oder etwa durch angestellte J�ger f®r sich aus®ben l�ßt.
E Ein Eigenjagdbezirk erfordert mindestens 75 ha Eigentumsfl�chen (dazu i. e.
die Landesjagdgesetze), wobei stl. auch wirtschaftliches Eigentum gen®gt (BFH
v. 16. 5. 2002 IV R 19/00, BStBl. II, 692).

Umfaßt die Eigenjagd Fl�chen des privaten Grundverm½gens und luf. genutzte Fl�-
chen des Stpfl., ist uE der Zusammenhang iSv. Abs. 1 Nr. 3 in dem Umfang gewahrt,
als sich die Jagd auf die luf. genutzten Fl�chen bezieht. Die ®brigen Einnahmen und
Ausgaben sind aus der luf. Gewinnermittlung auszuscheiden (glA Kleeberg in K/S/M,
§ 13 Rn. B 61; aA offenbar FG M®nster 28. 7. 1976, EFG 1976, 591, zum Ergebnis
der eingelegten Revision Weiss, UStR 1982, 210; das FG hat zu § 24 UStG 1967 darauf
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abgestellt, ob die Fl�chen ®berwiegend luf. genutzt sind). Sind die Fl�chen des privaten
Grundverm½gens im Verh�ltnis zu den luf. Betriebsfl�chen nur unwesentlich (Grenze
etwa bei 10 vH der ®blichen Mindestfl�che einer Eigenjagd), kann uE der Zusammen-
hang iSv. Abs. 1 Nr. 3 insgesamt bejaht werden.

E Abgrenzung von Jagd und Wildhandel: Unterh�lt der Inhaber neben seinem land-
oder forstwirtschaftlichen Betrieb auch einen Handel mit Wild, der nicht Ne-
benbetrieb iSv. Abs. 2 Nr. 1, sondern selbst�ndiger Gewerbebetrieb ist, und ver-
marktet er das aufgrund seiner selbst ausge®bten Eigenjagd erbeutete Wild ®ber
diesen Betrieb, geh½ren die aus Jagd erzielten Eink®nfte uE grds. noch zu den
Eink®nften aus LuF. Denn es kann keinen Unterschied machen, ob der jagende
Land- und Forstwirt die Ergebnisse seiner Jagd ®ber einen fremden oder einen
eigenen Betrieb absetzt. Dies gilt aber nicht, wenn die Jagd nur im Zusammen-
hang mit einem Gewerbebetrieb ausge®bt wird.

So f®r den Fall einer gepachteten Jagd RFH v. 11. 3. 1942, RStBl. 682; schon die Be-
gr®ndung zum EntwEStG 1925, RTDrucks. III. 1924/25 Nr. 795, 54), zB im Zusam-
menhang mit einer durch den Land- und Forstwirt durchgef®hrten gewerblichen Zim-
mervermietung mit der M½glichkeit zur Jagdaus®bung f®r die Zimmermieter (zur
Erteilung von Jagderlaubnisscheinen, § 11 Abs. 1 Satz 3 BJagdG iVm. den Landesjagd-
gesetzen). Daneben ist dann aber immer die Frage der Nichtabziehbarkeit von BA
gem. § 4 Abs. 5 Nr. 4, ggf. auch des Vorliegens von Lebensf®hrungskosten gem. § 12
Nr. 1 Satz 2 zu stellen (s. zB BFH v. 28. 4. 1983 IV R 131/74, BStBl. II, 668: Pachtjagd
einer PersGes. im Zusammenhang mit ihrem Jagdwaffen- und Jagdmunitionshandel,
wenn die Jagd auch einem oder mehreren Gesellschaftern zur Durchf®hrung privater
Jagdveranstaltungen dient).

�ffentlichrechtliche Abrundung der Eigenjagd: ¤ffentlich-rechtliche Ab-
rundung zur Arrondierung des (Eigenjagd-)Jagdbezirks iSv. § 5 Abs. 1 BJagdG
geh½rt zur Eigenjagd (FG M®nster v. 28. 5. 1974, EFG 1974, 569; Kleeberg in
K/S/M, § 13 Rn. B 62; zum dazu maßgebenden L�nderrecht: Mitzschke/Schl-
fer, § 5 BJG Rn. 2)). Dabei ist aber zu beachten, daß von einer solchen Abrun-
dung nur bei mehr oder weniger geringf®gigen Fl�chen�nderungen aus Gr®nden
der Jagdpflege und Jagdaus®bung gesprochen werden kann (§ 5 Abs. 1 BJagdG
und Mitzschke/Schlfer, § 5 BJG Rn. 15 mwN). Infolgedessen ist hierdurch
der Zusammenhang iSv. Abs. 1 Nr. 3 gew�hrleistet. Auch das Zuvorkommen ei-
ner drohenden Angliederung nach § 5 Abs. 1 BJagdG durch Pacht indiziert den
Zusammenhang (BFH v. 11. 7. 1996 IV R 71/95, BFH/NV 1997, 103 [104]).
Ist dagegen an einen Eigenjagdbezirk von 101 ha eine „Jagdenklavefl�che“ von
109 ha angegliedert worden, ist der Zusammenhang insoweit nicht mehr ge-
wahrt (im Ergebnis ebenso FG M®nster v. 29. 11. 1989 XIV-XIII/86, DATEV;
aA FG M®nster v. 28. 5. 1974, EFG 1974, 624, rkr.; f®r die Pachtjagd wohl auch
FinMin. Bayern v. 18. 10. 1990, StEK EStG § 13 Nr. 546, Tz. 4b, bb).
Zur Eigenjagd zugepachtete Jagd: Nach der Rspr. des BFH stehen Ein-
k®nfte aus einer zus�tzlich zur Eigenjagd zugepachteten Jagd nur dann in ausrei-
chendem Zusammenhang mit dem Betrieb einer Land- oder Forstwirtschaft,
wenn die Zupachtung aus zwingenden ½ffentlich-rechtlichen Gr®nden erfolgt
oder zur ordnungsgem�ßen Bewirtschaftung des luf. Betriebs erforderlich ist
oder wenn die zugepachteten Jagdfl�chen ®berwiegend eigenbetrieblich genutzt
werden.

BFH v. 11. 7. 1996 IV R 71/95, BFH/NV 1997, 103 in Best�tigung der Vorentschei-
dung des FG M®nster v. 20. 6. 1995, EFG 1995, 1100; im Ergebnis ebenso FG M®n-
chen v. 15. 2. 1996, EFG 1996, 703, zur NZB BFH v. 21. 3. 1997 IV B 55/96 BFH/
NV 1997, 563; großz®giger noch RFH v. 21. 12. 1928, StuW 1929 Sp. 438 Nr. 236 =
RStBl. 1929, 196: auch zugepachtete Jagden auf nicht zur Bewirtschaftung zugepachte-
ten Fl�chen zur Sicherung der eigenbewirtschafteten Forstfl�chen). Eine Zupachtung
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zur ordnungsgem�ßen Bewirtschaftung des luf. Betriebs h�lt der BFH nicht schon des-
halb f®r gegeben, weil eine Wildpopulation besteht, die etwa im Forstbetrieb des Stpfl.
zu Verbißsch�den am Fichtenbestand f®hrt. Denn dies zwinge nicht zu dem Schluß,
daß allein der Spfl. und kein anderer Jagdp�chter den Wildbestand durch ordnungsge-
m�ße Bejagung in angemessenem Rahmen halten k½nne. Die �berwiegensfrage beur-
teilt der BFH f®r die Eigenjagd und die zugepachteten Jagdfl�chen auch dann isoliert,
wenn die Fl�chen aneinandergrenzen (BFH, aaO; zustimmend Mitterpleininger in L/
B/P, § 13 Rn. 46c; aA wohl die FinVerw., Erl. Bayern v. 18. 10. 1990, StEK EStG § 13
Nr. 546, Tz. 3, auch Anm. 322).

Die entsprechenden Einnahmen und Ausgaben aus Eigenjagd und zugepachte-
ter Jagd sind dann aufzuteilen in solche nach Abs. 1 Nr. 3 und solche der Le-
bensf®hrung oder ggf. dem gewerblichen Bereich zugeh½rige (glA Mitterplei-
ninger, aaO).

Zum Fall der von einem eigenjagdberechtigten Land- und Forstwirt angepachteten be-
nachbarten Genossenschaftsjagd, Anm. 296.

Gepachtetes Jagd(aus�bungs)recht: Der Zusammenhang iSv. Abs. 1 Nr. 3 ist
auch f®r das mit einem Pachthof mitgepachtete Jagdaus®bungsrecht bez®glich
einer Eigenjagd (11 Abs. 1 Satz 1 BJagdG) gewahrt, das der P�chter von Hof
und Jagdaus®bungsrecht selbst aus®bt (s. RFH v. 2. 7. 1940, RStBl., 811; Lein-
glrtner, Inf. 1977, 74; Felsmann/Pape, A 128). Der Zusammenhang der Jagd
muß nur mit dem „Betrieb“ der Land- oder Forstwirtschaft bestehen, nicht mit
dem Eigentum am Grund und Boden. Der Zusammenhang besteht wegen der
Fl�chenbezogenheit (s. Anm. 294), soweit mehr als die H�lfte der Fl�chen, auf
die sich die gepachtete Eigenjagd erstreckt, vom P�chter auch luf. bewirtschaftet
werden (glA Erl. Bayern v. 18. 10. 1990, StEK EStG § 13 Nr. 546, Tz. 4b bb).

Kein Zusammenhang iSv. Abs. 1 Nr. 3 kommt mehr in Betracht, wenn das vom Land-
und Forstwirt gepachtete Jagdaus®bungsrecht keinen r�umlichen Zusammenhang mit
seinem luf. Betrieb hat; Erl. Bayern v. 18. 10. 1990, StEK EStG § 13 Nr. 546, Tz. 3; aA
Mager, StWa. 1954, 5). Ebenso fehlt der Zusammenhang, wenn der P�chter der Jagd
kein Land- und Forstwirt ist (vgl. Erl. Bayern, aaO, Tz. 4b) oder er zwar Land- und
Forstwirt ist, die bejagten Fl�chen aber nicht mehr als 50 vH seines luf. Betriebs aus-
machen; hier scheidet auch eine Aufteilung im Sch�tzungswege aus (glA Erl. Bayern v.
18. 10. 1990, StEK EStG § 13 Nr. 546, Tz. 4b cc).

Verpachtung der Jagdaus�bungsberechtigung: Verpachtet der einen luf. Be-
trieb bewirtschaftende Stpfl. das aus seinem (Eigen-)Jagdrecht abgeleitete Jagd-
aus®bungsrecht, so ist der Pachtzins bei ihm nach Abs. 1 Nr. 3 und nicht nach
§ 21 Abs. 1 Nr. 1 bzw. 3 stpfl.

Vgl. Leinglrtner, Inf. 1977, 73; im Ergebnis wohl auch RFH v. 2. 7. 1940, RStBl., 811;
unklar Felsmann/Pape, A 201e, unter Bezugnahme auf ein nicht ver½ffentlichtes Urt.
des Nds. FG v. 11. 11. 1993, rkr.; zur ustrechtl. Sachbehandlung nach § 24 Abs. 1
Satz 1 UStG, f®r die die estrechtl. Qualifikation der Verpachtung nicht maßgeblich ist,
BFH v. 11. 2. 1999 V R 27/97, BStBl. II, 378. Zu den jagdrechtlichen Voraussetzungen
der Verpachtung des Jagdaus®bungsrechts s. §§ 11 ff. BJagdG: wegen § 11 Abs. 5
BJagdG kommt zB eine juristische Person nicht als P�chterin in Betracht, BFH v.
7. 11. 1963 IV 117/60 S, BStBl. III 1964, 181 [182]; dar®ber hinaus zB auch BFH v.
29. 9. 1987 VII R 140/83, BFH/NV 1988, 413.

Betriebsverpachtung mit Jagdaus�bungsrecht: Verpachtet ein Land- und
Forstwirt seinen Hof mit dem Jagdaus®bungsrecht bez®glich einer Eigenjagd
und erkl�rt keine Betriebsaufgabe (s. dazu Anm. 66 ff.), sind die auf die Jagd ent-
fallenden Pachtzinsen gem. Abs. 1 Nr. 3 BE (Gmach, FR 1994, 381; zweifelnd
Schulze-Temming, Inf. 1989, 323). Die Verpachtung l½st den Zusammenhang
mit dem Betrieb einer Land- oder Forstwirtschaft iSv. Abs. 1 Nr. 3 nicht (glA
Leinglrtner, Kap. 10 Rn. 4; im Ansatz schon RFH v. 22. 5. 1935 VI A 124,
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StuW 1935 Sp. 937 Nr. 398; aA mit den Maßgaben des UStRechts Weiss, UStR
1982, 210). Das Gesetz verlangt nicht Selbstbewirtschaftung, sondern nur den
Zusammenhang mit dem Betrieb einer Land- oder Forstwirtschaft. Erkl�rt der
verpachtende Land- und Forstwirt die Betriebsaufgabe, entf�llt bei ihm der Zu-
sammenhang mit dem Betrieb einer Land- oder Forstwirtschaft iSv. Abs. 1
Nr. 3.

Vgl. FG M®nster v. 28. 7. 1976, EFG 1976, 591, rkr. betr. USt. Der Stpfl. erzielt dann
bzgl. des verpachteten Jagdaus®bungsrechts Eink®nfte iSv. § 21 Abs. 1 Nr. 1 (Rechts-
verpachtung, zB RFH 12. 2. 1926, RStBl., 126; FG N®rnberg v. 27. 4. 1955, EFG
1955, 316, rkr.; FG M®nster 28. 7. 1976, EFG 1976, 591; Weiss, UStR 1982, 210; Mit-
terpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 46a; iE glA. Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. B 61.

Betriebsverpachtung ohne Jagdaus�bungsrecht: Wenn der Land- und
Forstwirt ohne Betriebsaufgabeerkl�rung nur den Hof verpachtet, nicht aber die
Jagd und sie selbst weiterhin aus®bt, erzielt er Eink®nfte iSv. Abs. 1 Nr. 3 (glA
Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. B 60 f.; Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 46a;
zweifelnd Frotscher/Kuhlmann, § 13 Rn. 41). Denn auch hier besteht ein Zu-
sammenhang der Jagd mit dem Betrieb einer Landwirtschaft oder einer Forst-
wirtschaft.

c) Zusammenhang mit dem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb
durch Genossenschaftsjagd

Jagdrechtliche Grundlagen: F®hren die Grundfl�chen eines land- oder forst-
wirtschaftlichen Betriebs ihrer Gr½ße nach nicht zu einem Eigenjagdbezirk (75
ha), so bilden sie jagdrechtlich zusammen mit den Fl�chen anderer Grundeigen-
t®mer einer Gemeinde einen gemeinschaftlichen Jagdbezirk (§ 8 Abs. 1 BJagdG:
Regelgr½ße 150 ha zusammenh�ngender Fl�chen). Die Grundeigent®mer sind
in Ansehung ihres Jagdaus®bungsrechts (s. Anm. 293) in einer ½ffentlichrecht-
lichen Zwangsgenossenschaft zusammengeschlossen (vgl. auch BFH v.
13. 7. 1978 IV R 35/77, BStBl. II 1979, 100 [102]). Diese Zwangsgenossenschaft
ist Tr�ger des Jagdaus®bungsrechts (8 Abs. 5 BJagdG).

Die Genossenschaft ist grds. gem. §§ 4 und 1 Abs. 1 Nr. 6 KStG kstpfl. (Gmach, FR
1994, 381; ESt-Kartei OFD M®nchen 43–45d Karte 7.5; entsprechend zur USt., USt-
Kartei OFD Hannover § 2 Abs. 3 Karte 2; aA generell ESt-Kartei OFD Hannover
§§ 43–45b Nr. 1d: immer Verm½gensverwaltung; aA auch Imig, Inf. 1976, 495). Da es
insoweit auf Gewinnerzielungsabsicht nicht ankommt (§ 4 Abs. 1 Satz 2 KStG), stellt
sich die Frage der Liebhaberei nicht (zustimmend Mitterpleininger in L/B/P, § 13
Rn. 46e; glA Felsmann/Pape, A 130). Allerdings verlangen Rechtsprechung, FinVerw.
und Schrifttum f®r die Annahme eines Betriebs gewerblicher Art iSv. § 4 KStG ohne
ersichtlichen Anhaltspunkt im Gesetz, daß die T�tigkeit von einigem Gewicht ist (vgl.
Abschn. 5 Abs. 5 KStR; f®r eine Beurteilung im Einzelfall OFD Hannover v.
18. 7. 1972 S 7106 – 35 – StH 731, USt-Kartei § 2 Abs. 3 Karte 2).

Eink�nfte des Jagdgenossen: Die Verteilung des Reinertrags der Genossen-
schaft an die Jagdgenossen gem. § 10 Abs. 3 BJagdG f®hrt zu Eink®nften nach
Abs. 1 Nr. 3, wenn die Jagdgenossen Inhaber eines luf. Betriebs sind (zur Subsi-
diarit�t der Eink®nfte aus KapVerm½gen § 20 Abs. 3). Dies folgt daraus, daß
das Jagdrecht auch bei Genossenschaftsjagden Bestandteil des BV des einzelnen
Land- und Forstwirts ist, auch wenn er es wegen der Festlegungen des BJagdG
grds. nicht selbst aus®ben darf.

Im Ergebnis glA Felsmann/Pape, A 135a, allerdings h�lt er entsprechende Zahlungen
f®r Nutzungsentgelte bzgl. der zum Jagdbezirk geh½renden Fl�chen, die damit das
Schicksal der Zuordnung der Fl�chen zum jeweiligen Verm½gen des einzelnen Jagdge-
nossen teilen. Im Rahmen der Eink®nfte aus LuF seien die zufließenden Ertr�ge inso-
weit zu erfassen, als Fl�chen des luf. Betriebsverm½gens dem Jagdbezirk zugeordnet
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sind. Die Auffassung von Felsmann/Pape steht uE im Widerspruch zu seiner Meinung,
daß das Jagdrecht ein selbstst�ndiges immaterielles WG darstellt, aaO, A 185a.

Selbst ausge�bte und verpachtete Genossenschaftsjagd: Die Genossen-
schaft kann die
– Jagdnutzung verpachten (§ 10 Abs. 1 Satz 1 BJagdG – Regel –) oder
– Jagd f®r ihre Rechnung durch angestellte J�ger aus®ben (§ 10 Abs. 2 Satz 1
BJagdG – Ausnahme –).

E Bei Aus�bung des Jagdrechts durch angestellte Jwger besteht kein Zusammenhang mit
dem Betrieb einer Land- oder Forstwirtschaft. Denn die Jagd selbst stellt keinen
luf. Betrieb dar, was man auch aus der Ausnahmeregelung des § 51a BewG f®r
die Tierzucht und Tierhaltung von Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften
schließen kann.

BFH v. 13. 7. 1978 IV R 35/77, BStBl. II 1979, 100 [102]; Felsmann/Pape, A 130; zum
UStG zB USt-Kartei OFD Hannover § 2 Abs. 3 Karte 2; M�ßlang in S�lch-Ring-
leb-List, § 2 UStG Bem. 121; Strunz, DVR 1980, 54; aA hier § 4 KStG Anm. 19; im
�lteren Schrifttum auch Z�ller, DStZ 1955, 229.

E Verpachtung des Jagdrechts: Sind die P�chter einer Genossenschaftsjagd nicht
Land- oder Forstwirte, so kann bei ihnen kein Zusammenhang der Jagd mit
dem Betrieb einer Land- oder Forstwirtschaft bestehen (BFH v. 13. 7. 1978 IV
R 35/77, BStBl. II 1979, 100 [102]; zur USt.: BFH v. 21. 5. 1987 V R 109/77,
BStBl. II, 735). Abs. 1 Nr. 3 ist mithin bei diesem Personenkreis nicht einschl�-
gig.
Verpachtet die Genossenschaft ihr Jagdaus®bungsrecht ganz oder zum Teil an
Land- und Forstwirte, ist zu unterscheiden. Abs. 1 Nr. 3 schließt bei Verpach-
tung der Jagd an einen Genossen mit einer Land- oder Forstwirtschaft den Zu-
sammenhang mit dessen Betrieb nicht v½llig aus, da die Vorschrift nur den Zu-
sammenhang mit „einem“ Betrieb der Land- oder Forstwirtschaft verlangt,
nicht aber die Identit�t des Tr�gers des Jagdaus®bungsrechts bzw. Jagdrechts
und des Rechtstr�gers bzw. Inhabers des land- oder forstwirtschaftlichen Be-
triebs. Ein Zusammenhang iSv. Abs. 1 Nr. 3 ist noch gegeben,
– wenn ein Land- oder Forstwirt die gesamte Jagd der Jagdgenossenschaft, der
er mit Betriebsfl�chen angeh½rt, gepachtet hat und seine luf. eigenbetrieblich
bewirtschafteten Fl�chen – auch zugepachtete – den ®berwiegenden Teil des
Jagdgebiets bilden (BFH v. 11. 7. 1996 IV R 71/95 BFH/NV 1997, 103
mwN; Leinglrtner, Inf. 1977, 74; aA Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. B 64:
Zusammenhang schon zu bejahen, wenn ®berhaupt eigenbewirtschaftete Fl�-
chen eines Land- und Forstwirts zur Jagdgenossenschaft geh½ren),

– wenn dem Land- oder Forstwirt als P�chter der Genossenschaftsjagd die an-
grenzende Eigenjagd geh½rt und die gepachtete Jagd und die Eigenjagd ein
zusammenh�ngendes Jagdgebiet darstellen (RFH v. 21. 2. 1928, RStBl. 1929,
196).
UE kann das aber wegen des Prinzips der Fl�chenbezogenheit nur gelten, wenn der
pachtende Land- oder Forstwirt an der gepachteten Genossenschaftsjagd mit einem
®berwiegenden Fl�chenanteil beteiligt ist (wohl auch BFH v. 13. 7. 1978 IV R 35/77,
BStBl. II 1979, 100 [103]; v. 11. 7. 1996 IV R 71/95 BFH/NV 1997, 103 [104]; aA FG
M®nster v. 28. 5. 1974, EFG 1974, 569, rkr.; Mager, StWa 1954, 5; Kleeberg in K/S/M,
§ 13 Rn. B 63; ohne die genannte Einschr�nkung, allerdings mit bestimmten Maßga-
ben, Erl. Bayern v. 18. 10. 1990, StEK EStG § 13 Nr. 546, Tz. 3),

– wenn der Land- und/oder Forstwirt Genosse einer Genossenschaftsjagd ist
und entsprechend den Voraussetzungen des § 11 Abs. 2 Satz 1 BJagdG den
Teil der Genossenschaftsjagd (Jagdbogen, dazu Mitzschke/Schlfer, § 11
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BJG Rn. 7) pachtet, der ®berwiegend auf die Fl�chen seines luf. Betriebs ent-
f�llt (BFH v. 13. 7. 1978 IV R 35/77 BStBl. II 1979, 100 [102]; v. 11. 7. 1996
IV R 71/95 BFH/NV 1997, 103 [104]; glA Erl. Bayern v. 18. 10. 1990, StEK
EStG § 13 Nr. 546, Tz. 4cc aE),

– wenn die Jagdgenossenschaft durch Land- und Forstwirte gebildet wird, die
nachweisbar zivilrechtlich wirksam die Jagdaus®bung so aufgeteilt haben, daß
auf jeden Genossen zur Jagdbegehung bzw. Jagdaus®bung ®berwiegend die
eigenen luf. Fl�chen entfallen (so im Ergebnis BFH v. 13. 7. 1978, aaO unter
Berufung auf Nick/Frank, Das Jagdrecht in Bayern, Anm. B zu § 11 BJagdG
und Art. 14 des Bayer. JagdG; auch Mitzschke/Schlfer, § 11 BJG Rn. 99 ff.).
Erfolgt in F�llen dieser Art die Jagd dennoch auf gemeinsame Rechnung, sind
mehrere an Eink®nften aus Jagd, dh. gem. Abs. 1 Nr. 3 Eink®nften aus LuF
iSv. §§ 180 Abs. 1 Nr. 2 a, 179 Abs. 2 Satz 2 AO beteiligt, weshalb dann eine
gesonderte und einheitliche Feststellung der Eink®nfte erforderlich ist (glA
Bl�mich/selder, § 13 Rn. 129; Schulze-Temming, Inf. 1989, 324). Ist ein
Nichtlandwirt beteiligt, stellen sich bei diesem (wie auch bei den anderen
ohne den Bezug zur LuF) die Eink®nfte als solche aus Gewerbebetrieb dar.
Ist die P�chtergemeinschaft Gesellschaft iSv. § 15 Abs. 3 Nr. 1, so ist grds.
einheitlich von Eink®nften aus Gewerbebetrieb auszugehen (glA wohl Lade-
mann/Hiller, § 13 Rn. 60b; aA Felsmann/Pape, A 134: der Nichtlandwirt ist
außer Betracht zu lassen).

Entsprechende Grunds�tze gelten uE f®r den Fall der Mitpacht (vgl. dazu § 13a
BJagdG und Mitzschke/Schlfer, § 11 BJG Rn. 90 [96 ff.]; zur r�umlichen Auf-
teilung des Reviers durch die Mitp�chter aaO, Rn. 99). Zur Unterverpachtung,
um die Voraussetzungen des Abs. 1 Nr. 3 zu erf®llen: Schulze-Temming, Inf.
1989, 323 mit Beispiel und Mitzschke/Schlfer, § 11 Rn. 90 ff. aus jagdrecht-
licher Sicht.
Der Zusammenhang nach Abs. 1 Nr. 3 fehlt dagegen jedenfalls, wenn die Fl�-
chen einer von Genossen gepachteten Genossenschaftsjagd ®berwiegend im Ei-
gentum der anderen Genossen stehen, selbst wenn es sich dabei allesamt um
Land- und Forstwirte handeln sollte (BFH v. 13. 7. 1978 IV R 35/77, BStBl. II
1979, 100 [103]). Ein Zusammenhang kann auch nicht mit der Begr®ndung her-
gestellt werden, daß die Pachtung nur im Interesse der eigenen luf. Grundst®cke
erfolgt ist (aA offenbar noch RFH v. 21. 12. 1928, StuW 1929 Sp. 438 Nr. 236).
Es liegen dann entweder ausnahmsweise Eink®nfte aus Gewerbebetrieb oder
nicht steuerbare Liebhaberei vor (glA Felsmann/Pape, A 135).

Einstweilen frei.

C. Eink�nfte von Hauberg-, Wald-, Forst- und
Laubgenossenschaften und zhnlichen Realgemeinden iSv.

§ 3 Abs. 2 KStG (Abs. 1 Nr. 4)
Schrifttum: Buschhoff, Realgemeinden im Steuerrecht, Inf. L 1962, 97 (zT ®berholt);
Dominicus, Realgemeinden im Steuerrecht, Inf. L 1962, 236; Kastner, Bewertung von
Anteilen an Realgemeinden und estl. Behandlung der Aussch®ttungen bei ihren Mitglie-
dern, Inf. L 1965, 133 (zT ®berholt); Drees, Zum Gesetz ®ber den Gemeinschaftswald in
NRW, Agrarrecht 1976, 63; Josten, Steuererleichterungen f®r Zusammenschl®sse der LuF
in der Rechtsform einer Genossenschaft oder eines Vereins, Inf. 1976, 241; Giere, Zur
Besteuerung von Eink®nften aus Forstgenossenschaften und �hnlichen Realgemeinden,
Inf. 1983, 543; Lochow, �berlegungen zur Fortf®hrung der Laubgenossenschaft Langula,
Kreis M®hlhausen, Diplomarbeit 1992 FHS Hildesheim/Holzminden; Stolberg, Die
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Entwicklung und Situation von Waldgenossenschaften in Th®ringen, Diplomarbeit 1993
Uni. Freiburg.
Verwaltungsanweisungen: OFD Hannover v. 20. 1. 1994, StEK § 13 Nr. 604.

I. Allgemeine Erlzuterungen zu den Eink�nften
aus Realgemeinden

Rechtsentwicklung: Vor Einf®hrung des § 13 Abs. 1 Nr. 4 hatte der BFH
(BFH v. 5. 9. 1963 IV 213/58 S, BStBl. III 1964, 117) eine Jahnschaft im Bezirk
des Olper Forstgesetzes, die er mit einer Hauberggenossenschaft verglichen hat,
unter Bezugnahme auf die KStBefreiung in § 4 Abs. 1 Nr. 5 KStG aF (dazu etwa
BFH v. 3. 11. 1961 VI 42/60 U, BStBl. III 1962, 7) von Hauberg-, Wald-, Forst-
und Laubgenossenschaften sowie �hnlicher Realgemeinden als K½rperschaft iSv.
§ 1 Abs. 1 KStG eingeordnet. Diese Rechtslage hatte f®r die an diesen Realge-
meinden beteiligten Land- und Forstwirte zur Folge, daß die Eink®nfte hieraus
zwar ua. wegen § 20 Abs. 3 als solche aus LuF zu qualifizieren sein konnten (vgl.
zB BFH v. 5. 9. 1963 IV 277/57 S, BStBl. III, 568; v. 3. 3. 1965 IV 106/62 U,
BStBl. III, 319), andererseits wegen ihres eigentlichen Charakters als Eink®nfte
aus KapVerm½gen die Verg®nstigung f®r Holznutzungen nach § 34b Abs. 3 aF
(und seinerzeit auch die mit dem 30. 6. 1970 ausgelaufene Bewertungsfreiheit
nach § 4 Abs. 1 letzter Satz) nicht gew�hrt werden konnte. Holznutzender war
nicht der beteiligte Land- und Forstwirt, sondern die Realgemeinde.

Im Gesetzgebungsverfahren ®ber das GDL v. 15. 9. 1965 (dazu Anm. 2) wurde die
Rspr. des BFH als stl. Gef�hrdung der betroffenen Realgemeinden aufgefaßt
(BTDrucks. IV/3568, 6, Bericht des Abg. Dr. Stecker). Durch die mit dem GDL v.
15. 9. 1965 (BGBl. I, 1350; BStBl. I, 552) eingef®gten §§ 3 Abs. 2 KStG und 13 Abs. 1
Nr. 4 (erstmalige Geltung f®r den VZ 1965, § 24 Abs. 2 KStG 1965, bzw. f®r Wj. die
nach dem 31. 12. 1965 begannen, § 52 Abs. 15 EStG 1965) wurde dies dadurch ver-
mieden, daß die bezeichneten Realgemeinden wie eine PersGes. behandelt werden.
Der BFH bezeichnet die Regelung in § 13 Abs. 1 Nr. 4 als eine Gesetzesfiktion, weist
aber selbst darauf hin, die rechtliche Gestaltung der Realgemeinden vor allem im Hin-
blick auf die Eigentumsverh�ltnisse und die Nutzungsrechte den PersGes. teilweise n�-
her steht als einer juristischen Person im heutigen Sinn. (BFH v. 9. 10. 1986 IV R 331/
84, BStBl. II 1987, 169; zum Miteigentumsbegriff bei einer Jahnschaft BFH v.
5. 9. 1963 IV 213/58 S, BStBl. 1964, 117; vgl. zur Hauberggenossenschaft Anm. 341;
zur Laubgenossenschaft Langula, aaO bis 1945 Lochow, aaO 26).

Zur Rechtsentwicklung der in § 13 Abs. 1 Nr. 4 in Bezug genommenen Vor-
schrift des § 3 Abs. 2 KStG, s. § 3 KStG Anm. 29.
Bedeutung des Abs. 1 Nr. 4: Nach der Rspr. des BFH (v. 9. 10. 1986 IV R
331/84, BStBl. II 1987, 169) hat § 13 Abs. 1 Nr. 4 nicht nur verfahrensrechtliche
Bedeutung (Notwendigkeit der gesonderten und einheitlichen Feststellung der
Eink®nfte nach §§ 180 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a, 179 Abs. 2 Satz 2 AO, BFH, aaO,
aA die Vorinstanz, Nds. FG v. 26. 11. 1982, EFG 1983, 369). Der Sinn und
Zweck dieser Vorschrift liegt vielmehr gerade darin, die Mitglieder der genann-
ten Realgemeinden mit ihren anteiligen Eink®nften wie bei einer luf. Mitunter-
nehmerschaft zu behandeln, sofern nicht nach § 3 Abs. 2 Satz 1 KStG
KStPflicht besteht.
Verfassungsmzßigkeit des Abs. 1 Nr. 4: Der BFH hat die Vorschrift verfas-
sungsrechtlich nicht beanstandet (BFH v. 9. 10. 1986 IV R 331/84, BStBl. II
1987, 169). Wenngleich einerseits die Beseitigung nachteiliger Folgen einer be-
stimmten Rspr. des BFH (so aber BTDrucks. IV/3568, 6) als gesetzgeberischer
Grund f®r Abs. 1 Nr. 4 f®r sich gesehen keinen sachlichen Differenzierungs-
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grund zugunsten der vom BFH in Abs. 1 Nr. 4 angenommenen gesetzlichen
Fiktion erkennen l�ßt, f®hrt dies andererseits nicht zu der Annahme, daß die Re-
gelung verfassungswidrig sein m®ßte. Dabei ist auch zu ber®cksichtigen, daß die
in Abs. 1 Nr. 4 genannten Gebilde auf landesrechtlichen Regelungen beruhen,
die gem. Art. 83 (bez®glich der landesrechtlichen Regelungen bei Waldgenossen-
schaften, etwa Slcker in M®nchKomm/BGB, Art. 83 EGBGB) und 164
EGBGB auch nach Inkrafttreten des BGB weitergelten (vgl. in diesem Zusam-
menhang etwa BFH v. 5. 9. 1963 IV 213/58 S, BStBl. III 1964, 117; f®r den ehe-
mals preußischen Bereich Buschhoff, Inf. L 1962, 97). Wenn seit alters her
Holznutzungen von Land- und Forstwirten gemeinschaftlich in Gestalt von ggf.
kstpfl. (s. die Verweisung in § 3 Abs. 2 Satz 1 KStG auf § 1 KStG sowie den
Wortlaut von § 3a BewG) Realgemeinden durchgef®hrt wird, liegt es uE im wei-
ten Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers, ob er KStPflicht anordnet oder
nicht. Hinzukommt, daß die betroffenen Realgemeinden in gewissen Beziehun-
gen PersGes. n�her stehen, als den heutigen juristischen Personen (BFH v.
9. 10. 1986 IV R 331/84, BStBl. II 1987, 169).
Geltungsbereich des Abs. 1 Nr. 4: Die Vorschrift gilt nach dem GDL
(Anm. 2) f®r Wj., die nach dem 31. 12. 1964 begonnen haben. Die Vorschrift
gilt nur f®r solche Realgemeinden, die ohne diese Regelung kstpfl. w�ren (vgl.
den Hinweis auf § 1 KStG in § 3 Abs. 2 Satz 1 KStG; zu den Folgerungen f®r
Auslandsbeziehungen s. § 3 KStG Anm. 32). Abs. 1 Nr. 4 gilt nicht f®r alle Real-
gemeinden, sondern nur f®r die dort aufgez�hlten und denen �hnliche Realge-
meinden (dazu Anm. 301). Abs. 1 Nr. 4 gilt uE auch f®r solche Realgemeinden,
die nach der Wiedervereinigung auf dem ehemaligen Gebiet der DDR landes-
rechtlich best�tigt oder anerkannt werden. Art. 83, 164 EGBGB garantieren uE
auch eine entsprechende Landeskompetenz (vgl. f®r die Anerkennung von
Waldgenossenschaften in Th®ringen nach 1990 Stolberg, Waldgenossenschaf-
ten, 76).

II. Tatbestandsvoraussetzungen und Rechtsfolgen
des Abs. 1 Nr. 4

1. Realgemeinden iSv. § 13 Abs. 1 Nr. 4

Abs. 1 Nr. 4 spricht ®bergreifend von Realgemeinden, wie die Aufz�hlung am
Schluß („und �hnliche Realgemeinden ....“) zum Ausdruck bringt.
Der Begriff „Realgemeinde“ schließt an den allgemeinen Begriff des BGB an.
Der Ausdruck „Realgemeinden“ wurde bei den Vorarbeiten zum BGB als Sam-
melbegriff aufgefaßt, der an sich alle alten, in Deutschland unter verschiedenen
Bezeichnungen vorkommenden agrarischen und forstwirtschaftlichen Genos-
senschaften umfaßt und nicht nur die historisch ®berkommenen Gemeinden in
sich schließt, bei welchen die Berechtigung der Mitglieder an den Grund und
Boden gekn®pft sind, sondern auch solche, bei denen eine Verbindung zwischen
Grundbesitz und Nutzungsrecht nicht besteht (RFH v. 29. 5. 1934, RStBl.,
1060).

Die entsprechenden Realgemeinden sind altrechtlich iSv. Art. 83 und 164 EGBGB
(BTDrucks. IV/3568, 6; BFH v. 5. 9. 1963 IV 213/58 S, BStBl. III 1964, 117; Streck,
KStG, III., § Anm. 5; zur Rechtsgeschichte etwa Lochow, Laubgenossenschaft Langu-
la, 2 ff.; Stolberg, Waldgenossenschaften, 18 ff.), wobei es nicht darauf ankommt, ob
sie privatrechtlich oder ½ffentlichrechtlich sind (RFH v. 28. 6. 1932, RStBl., 828). Die
entsprechenden landesrechtlichen Fundamente k½nnen auch nach Inkrafttreten des
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BGB ge�ndert oder ®berhaupt erst geschaffen worden sein (glA Stolberg, Waldgenos-
senschaften, 76). Eine �bersicht ®ber landesrechtliche Vorschriften gibt Leinglrtner/
Stalbold, Kap. 11 Rn. 2.

Wie aber auch die Aufz�hlung in Abs. 1 Nr. 4 zeigt, muß sich die gemeinschaft-
liche Nutzung haupts�chlich als Forstwirtschaft darstellen (RFH v. 29. 5. 1934 I
A 408/32, RStBl., 1060: nicht bei Badeplatz mit Wirtschaftsbetrieb; RFH v.
31. 5. 1938, RStBl., 736; BFH v. 3. 11. 1961 VI 42/60 U, BStBl. III 1962, 7;
BFH v. 24. 6. 1966 VI 171/65, BStBl. III, 579: nicht Brauerei; Bay.FinMin. v.
23. 12. 1992, StEK EStG § 44a Nr. 18: nicht Jagdgenossenschaften). Mithin
sind Gebilde mit anderen Bet�tigungsgegenst�nden zwar ggf. Realgemeinden,
aber keine solchen iSv. Abs. 1 Nr. 4 (glA Schmidt/Seeger XXII., § 13 Rn. 106;
uE zu weitgehend OFD Hannover v. 20. 1. 1994, StEK EStG § 13 Nr. 604:
auch solche Realgemeinden, die durch ihr T�tigwerden unmittelbar den betrieb-
lichen Zwecken der an der Realgemeinde iSv. Abs. 1 Nr. 4 beteiligten Land- und
Forstwirte dienen). Bei Realgemeinden von K½rperschaften des ½ffentlichen
Rechts ist zu beachten, daß diese nach § 4 Abs. 1 KStG nur mit ihren Betrieben
gewerblicher Art, nicht aber mit ihren luf. Betrieben kstpfl. sind (s. zur Besteue-
rung kirchlicher Waldgenossenschaften OFD Magdeburg v. 6. 4. 1993 StEK
KStG 1977 § 3 Nr. 2). Abs. 1 Nr. 4 meint ausdr®cklich nur Realgemeinden iSv.
§ 3 Abs. 2 KStG, genauer also solche, die gem. § 3 Abs. 2 Satz 1 KStG von der
KStPflicht ausgenommen sind. Denkbar sind aber auch Realgemeinschaften, bei
denen es sich lediglich um Gesamthandsgemeinschaften handelt (vgl. entspre-
chend R�ssler/Troll, BewG/VStG, XVI., § 3 a BewG Anm. 2; Buschhoff, Inf.
L 1962, 97; Dominicus, Inf. L 1962, 236). Sind diese gem. § 3 Abs. 2 Satz 1
KStG iVm. § 1 KStG nicht kstpfl., trifft auf sie Abs. 1 Nr. 4 nicht zu, da sie
schon von sich aus als Mitunternehmerschaften zu beurteilen sind.
Hauberggenossenschaften: Abs. 1 Nr. 4 nennt als Realgemeinden ua. die
Hauberggenossenschaften, f®r die bei Inkrafttreten des BGB die daf®r be-
stehenden landesgesetzlichen Vorschriften bestehen geblieben sind (Art. 164
EGBGB). Hauberggenossenschaften bewirtschaften Hauberge, das sind Berg-
h�nge, die meist mit Eichen oder Birken bestanden sind. Bei der Haubergswald-
wirtschaft handelt es sich um eine Wechselwirtschaft zwischen Niederwaldan-
pflanzung und Ackerbau (16 bis 20 Jahre Holzwirtschaft, bis vier Jahre Anbau
von Hafer, Roggen, oder Kartoffeln). Die Hauberge stehen in genossenschaft-
lichem Gesamteigentum (deutschrechtlich), wobei das volle Herrschaftsrecht
nur der Verbandsperson (Genossenschaft) und den anteilsberechtigten Einzel-
nen zusammen geb®hrt. Haubergbewirtschaftung kommt meist im Siegerland
oder Odenwald vor (Brockhaus, Stichwort Hauberg; RFH v. 28. 9. 1923, RStBl.
1924, 146; zu den Rechtsgrundlagen Kastner, Inf. L 1965, 133).
Wald- und Forstgenossenschaften: Soweit sich Abs. 1 Nr. 4 auf Wald- und
Forstgenossenschaften bezieht, meint er ebenfalls nur rechtsf�hige altrechtliche
(Art. 83, 164 EGBGB) forstwirtschaftliche Realgemeinden.

F®r eine Forstgenossenschaft BFH v. 3. 11. 1961 VI 42/60 U, BStBl. III 1962, 7; f®r
eine Forstinteressenschaft nach dem Braunschweigischen Gesetz vom 19. 5. 1890, Ge-
setz- und Verordnungssammlung f®r die Herzoglich Braunschweigischen Lande 1890,
53 ff., BFH v. 3. 3. 1965 IV 106/62 U, BStBl. III, 319: die aufgehobene Vorinstanz
neigte mehr der Annahme einer Gesamthandsgemeinschaft zu; zur Besteuerung der
Forstverb�nde OFD Hannover v. 28. 3. 1963, Inf. L 1963, 237.

Laubgenossenschaften: Laubgenossenschaften sind Waldgenossenschaften,
die augenscheinlich vor allem in Th®ringen so genannt vorkommen (vgl. Lo-
chow, Laubgenossenschaft Langula).
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uhnliche Realgemeinden im Sinne des § 3 Abs. 2 KStG: Der Begriff „�hn-
lich“ verengt uE den Anwendungsbereich des Abs. 1 Nr. 4 auf Realgemeinden
iSd. § 3 Abs. 2 KStG mit Holznutzungen und forstlichen Nebennutzungen, wo-
zu ggf. – aber nur nebenher – auch landwirtschaftl. Nutzung, zB Weide, geh½ren
kann (bez®glich landwirtschaftl. Nutzung unter Berufung auf RFH v.
31. 5. 1938, RStBl., 736 etwas weiter Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 48;
das BFH v. 8. 2. 1995 I R 73/94, BStBl. II, 552 [554] befaßt sich nur mit dem
Begriff der Realgemeinde an sich und gibt nichts f®r die hier vorliegende Frage
her). Dies zeigt auch die Entstehungsgeschichte der Vorschrift (Anm. 300). Mit-
hin kommt Abs. 1 Nr. 4 nicht in Betracht f®r eine Realgemeinde, die sich mit
reiner Landwirtschaft oder mit der Unterhaltung der luf. Wirtschaftswege befaßt
(aA Felsmann/Pape, A 136).

2. Rechtsfolgen des Abs. 1 Nr. 4: Eink�nfte aus Realgemeinden als
Eink�nfte aus Land- und Forstwirtschaft

Abs. 1 Nr. 4 erkl�rt Eink®nfte von Hauberg-, Wald-, Forst- und Laubgenossen-
schaften und �hnlichen Realgemeinden iSd. § 3 Abs. 2 KStG zu Eink®nften aus
LuF. Die Rechtsfolge kommt aber nur in Betracht, wenn eine Realgemeinde iSd.
genannten Vorschriften vorliegt, was ua. eine uE im Schwerpunkt forstwirt-
schaftliche Bet�tigung dieser Realgemeinde bedingt (dazu Anm. 301).
Partielle K¨rperschaftsteuerpflicht der Realgemeinde: Weiterhin erschließt
sich die Abgrenzung der Rechtsfolge genauer erst durch einen Blick in die Vor-
schrift des § 3 Abs. 2 KStG, die in Abs. 1 Nr. 4 in Bezug genommen ist. Einer-
seits sind hiernach die genannten Realgemeinden, falls sie zu den in § 1 KStG
aufgez�hlten Stpfl. geh½ren, insoweit kstpfl., als sie einen Gewerbebetrieb unter-
halten oder verpachten, der ®ber den Rahmen eines Nebenbetriebs hinausgeht.
Nach dem klaren Gesetzeswortlaut handelt es sich um eine partielle KStPflicht.

GlA § 3 KStG Anm. 34; Streck, KStG, V., § 3 Anm. 5; vgl. entsprechend zur vorma-
ligen Rechtslage nach § 4 Abs. 1 Nr. 5 KStG BFH v. 3. 11. 1972 I R 208/70, BStBl. II
1973, 194.

Diese KStPflicht l�ßt Abs. 1 Nr. 4 unber®hrt, auch etwa mit der Folge, daß inso-
weit Abs. 5 iVm. § 15 Abs. 3 Nr. 1 keine Bedeutung entfaltet (glA OFD Hanno-
ver v. 20. 1. 1994, StEK § 13 Nr. 604). Die entsprechenden Eink®nfte werden
von dieser Vorschrift auch nicht zu Eink®nften aus LuF erkl�rt. Soweit gewerbli-
che Gewinne von der Realgemeinde ausgesch®ttet werden, handelt es sich beim
Beteiligten um Eink®nfte aus KapVerm½gen (BFH v. 24. 6. 1966 VI 171/65,
BStBl. II, 579: Braugelder, die die Braub®rger einer Realgemeinde erhalten; § 20
Abs. 1 z�hlt die Kapitaleink®nfte nicht ersch½pfend auf; vgl. auch BFH v.
23. 9. 1970 I R 22/67, BStBl. II 1971, 47; glA OFD Hannover v. 20. 1. 1994,
StEK § 13 Nr. 604), ggf. ®ber § 20 Abs. 3 um Eink®nfte aus LuF, wenn die Be-
teiligung zum BV eines luf. Betriebs geh½rt (dazu unten). Ob der Gewerbebe-
trieb einer Realgemeinde ein Nebenbetrieb iSv. Abs. 2 Nr. 1 ist, h�ngt davon ab,
ob er ®berwiegend die Aufgabe hat, den Zwecken des Hauptbetriebes zu die-
nen, ihn zu f½rdern und sein Ertr�gnis zu erh½hen (RFH v. 28. 6. 1932, RStBl.,
828; nicht bei Realgemeinde mit Forstwirtschaft und Saline bzw. Salzgroßhandel,
BFH v. 3. 11. 1972 I R 208/70, BStBl. II 1973, 194). Da sich auch § 3 Abs. 2
Satz 1 KStG nur auf Realgemeinden bezieht, die luf. t�tig sind, besteht eine
unmittelbare Beziehung zum Nebenbetriebsbegriff des Abs. 2 Nr. 1 (dazu
Anm. 310 ff.; glA § 3 KStG Anm. 33), so daß beispielsweise Kiesausbeute durch
die Realgemeinde nur unter den dort dargestellten Voraussetzungen als Neben-
betrieb aufgefaßt werden kann (®berholt RFH v. 24. 4. 1939, RStBl., 1058; unge-
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nau Giere, Inf. 1983, 543; Mlrkle/Hiller, Rn. 169, rechnen die Ergebnisse aus
der Ausbeute von Bodensch�tzen durch eine Realgemeinde ohne weiteres zu
den Eink®nften iSv. Abs. 1 Nr. 4, auch Lademann/Hiller, § 13 Anm. 64).
Nicht k¨rperschaftsteuerpflichtige Eink�nfte sind luf Eink�nfte der Be-
teiligten: Andererseits ist in § 3 Abs. 2 Satz 2 KStG vorgeschrieben, daß die Ein-
k®nfte der Realgemeinde, die nach § 3 Abs. 2 Satz 1 KStG nicht kstpfl. ist, un-
mittelbar bei den Beteiligten zu versteuern sind, also nach Abs. 1 Nr. 4 als
Eink®nfte aus LuF. Dies gilt selbst dann, wenn die an der Realgemeinde Beteilig-
ten keine Land- und Forstwirte sind (BFH v. 9. 10. 1986 IV R 331/84, BStBl. II
1987, 169 [170]). Da nach der Rspr. des BFH die §§ 3 Abs. 2 KStG, 13 Abs. 1
Nr. 4 nicht nur verfahrensrechtliche Bedeutung haben, vielmehr ihr Sinn und
Zweck gerade darin liegt, die Mitglieder der entsprechenden Realgemeinden mit
ihren anteiligen Eink®nften wie bei einer luf. Mitunternehmerschaft mit allen
Konsequenzen als Land- und Forstwirte zu behandeln (BFH v. 9. 10. 1986,
aaO), folgt uE daraus die ungeschm�lerte Anwendung von § 15 Abs. 1 Nr. 2
(aA Kleeberg in K/S/M, § 13 B 72 mwN, wobei das zur Begr®ndung angezoge-
ne BFH v. 8. 2. 1995 I R 73/94, BStBl. II, 552 [554] f®r den gegenteiligen Stand-
punkt Kleebergs nichts hergibt).
Weitere Steuerrechtsfolgen: Soweit die Realgemeinde unter die Regelung des
Abs. 1 Nr. 4 f�llt, richtet sich die Buchf�hrungspflicht nach den Voraussetzungen,
wie sie in § 140 AO f®r die LuF enthalten sind (glA Lademann/Hiller, § 13
Rn. 62). Abweichend von der Grundregel des § 4a Abs. 1 Nr. 1 kann bei reiner
Forstwirtschaft nach § 8c Abs. 1 Nr. 2 EStDV ein Wirtschaftsjahr vom 1. 10. bis
zum 30. 9 bestimmt werden; nach § 8c Abs. 2 Satz 1 EStDV ist aber auch das
Kj. als Wj. m½glich. Im Falle der Ver�ußerung von nach §§ 6b, 6 c beg®nstigten
WG durch die Realgemeinde ist es m½glich, daß Mitglieder im Rahmen ihres Be-
triebs die Beg®nstigung nach §§ 6b, 6 c in Anspruch nehmen k½nnen.

BFH v. 9. 10. 1986 IV R 331/84, BStBl. II 1987, 169; v. 28. 4. 1988 IV R 298/83,
BStBl. II, 885; vgl. dazu auch R 41b Abs. 7 EStR; glA OFD Hannover v. 20. 1. 1994,
StEK § 13 Nr. 604; zur Rechtslage vor Abs. 1 Nr. 4 vergleichsweise BFH v. 3. 3. 1965
IV 106/62 U, BStBl. III, 319.

F®r die Bodengewinnbesteuerung ist § 55 zu beachten. Ggf. kommen §§ 14, 34 in Be-
tracht (glA Lademann/Hiller, § 13 Rn. 62; Leinglrtner/Stalbold, Kap. 11
Rn. 11); so bei Ver�ußerung eines Teilbetriebs oder eines Anteils an einer Real-
gemeinde (vgl. dazu f®r eine gemeinschaftliche Holzung ansatzweise BFH v.
31. 7. 1980 IV R 18/77, BStBl. II 1981, 33). Bei außerordentlichen Eink®nften
aus Forstwirtschaft kann nach § 34b ein besonderer Steuersatz anzuwenden
sein. Da die an der Realgemeinde Beteiligten Eink®nfte aus LuF erzielen, steht
ihnen der Freibetrag nach Abs. 3 auch dann zu, wenn sie ansonsten ®ber keine
weiteren Eink®nfte aus LuF verf®gen. Bis VZ 2000 einschließlich ist die StEr-
m�ßigung nach § 34e zu gew�hren. Die Rspr. des BFH (v. 9. 10. 1986 IV R
331/84, BStBl. II 1987, 169) hat klargestellt, daß die Realgemeinden iSv. Abs. 1
Nr. 4 mit allen Konsequenzen wie Mitunternehmerschaften mit luf. Eink®nften zu
behandeln sind, was verfahrensrechtlich die gesonderte und einheitliche Feststel-
lung der Eink®nfte gem. §§ 180 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a, 179 Abs. 2 Satz 2 AO
notwendig macht (aA Streck IV., § 3 KStG Rn. 5).
Beteiligung an Realgemeinde im Betriebsverm¨gen: Ob der einzelne Betei-
ligte an der Realgemeinde selbst einen luf. Betrieb innehat, ist nur insofern von
Bedeutung, als bei Vorhandensein die Beteiligung an der Realgemeinde ggf.
(notwendiges) BV darstellen kann, wenngleich zu beachten ist, daß zT der ur-
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spr®ngliche Zweck, den beteiligten Land- und Forstwirten Brennholz, Bauholz
usw. zu verschaffen, entfallen ist.

BFH v. 5. 9. 1964 IV 213/58 S, BStBl. III, 117; entsprechend f®r den Anteil eines
Landwirts an einer Weidegenossenschaft BFH v. 1. 10. 1981 IV R 147/79, BStBl. II
1982, 250: wenn der Landwirt die Mitgliedschaftsrechte f®r seinen Betrieb fortdauernd
in Anspruch nimmt; glA Leinglrtner/Stalbold, Kap. 11 Rn. 15; Schmidt/Seeger
XXII., § 13 Rn. 106 und Bl�mich/Selder, § 13 Rn. 133: aber auch dann, wenn nach
dem jeweiligen LandesrealverbandsG die jeweiligen Rechte mit der Hofstelle rechtlich
verbunden sind; grds. aA OFD Hannover v. 20. 1. 1994, StEK EStG § 13 Nr. 604: re-
gelm�ßig nicht notwendiges BV.

F®r F�lle dieser Art wird f®r die Ver�ußerung die Tarifbeg®nstigung nach §§ 14,
16, 34 vertreten (Schmidt/Seeger, aaO; Bl�mich/Selder, aaO; aA Giere, Inf.
1983, 543). Da der BFH (v. 9. 10. 1986 IV R 331/84, BStBl. II 1987, 169) von
einer Mitunternehmerschaft mit allen Konsequenzen ausgeht, d®rfte er auch f®r
eine Anwendung von Abs. 7 etwa iVm. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 eintreten (glA
OFD Hannover, aaO; wegen der Erl. zu Abs. 7 iVm. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2,
Anm. 498 ff.). Daf®r spricht auch, daß die Verweisung in Abs. 7 keine Ein-
schr�nkung im Hinblick auf Abs. 1 Nr. 4 enth�lt. Der Umstand, daß Abs. 1
Nr. 4 nur die Eink®nfte „von“ Realgemeinden zu solchen aus LuF erkl�rt,
spricht uE nicht gegen diese Auffassung.

AA noch OFD Hannover v. 7. 3. 1980 – S 2230 – 11 – StH 222, ESt-Kartei § 13
Nr. 1.5, Giere, Inf. 1983, 543, wonach nur die Eink®nfte von Realgemeinden als solche
aus LuF qualifiziert sind, die k½rperschaftlichen Strukturen dieser Gebilde ansonsten
aber weiter beachtlich sein sollen. Zur Gewinnermittlung der Realgemeinden iSv.
Abs. 1 Nr. 4, OFD Hannover, StEK EStG § 13 Nr. 604.

Einstweilen frei.

Erlzuterungen zu Abs. 2: Land- und forstwirtschaftlicher
Nebenbetrieb, Nutzungswert der Wohnung und

Produktionsaufgaberente

A. Land- und forstwirtschaftlicher Nebenbetrieb
(Abs. 2 Nr. 1)

Schrifttum: Felsmann, Neue Abgrenzung des luf. Nebenbetriebs vom Gewerbebetrieb,
Inf. 1971, 337; ders., Neue Abgrenzung des luf. Nebenbetriebs vom Gewerbetrieb, Inf.
1971, 337; Schwenke, Die Bewertung nebenbetrieblicher S�gewerke, Inf. 1972, 39; Engel,
Die Be- und Verarbeitung land- und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse im Nebenbetrieb,
Inf. 1991, 412; Koepsell, Stl. Fragen beim Betrieb von Photovoltaikanlagen, Inf. 1998,
205; R�ssler, Luf. Nebenbetrieb bei Direktvermarktung, DStZ 1998, 171; v. Sch�nberg,
EStrechtl. Aspekte der Direktvermarktung, AgrarR 2000, 37; Bolin, �berlegungen zur
Einrichtung eines Hofladens im Hinblick auf eine m½gliche Gewerblichkeit, Inf. 2001,
365; Horn, Einzelaspekte zur umsatzsteuerlichen Behandlung von Leistungen nach R 135
EStR im Anwendungsbereich des § 24 UStG, HLBS-Report 2002, 73; Kempermann, „Ab-
f�rbung“ wegen gemischter T�tigkeit einer Personengesellschaft umfasst auch Gewerbe-
steuerfreiheit, HFR 2002, 307; s. im ®brigen das Schrifttum vor Anm. 164.
Verwaltungsanweisungen: R 135 Abs. 3 EStR 1996; Gleichlautende Erlasse der ober-
sten Finanzbeh½rden der L�nder v. 15. 6. 71, BStBl. I, 324; v. 25. 4. 72, BStBl. I, 352 je
zum BewG.
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I. Rechtsentwicklung und Bedeutung des Abs. 2 Nr. 1

Das EStG 1925 (RGBl. I, 189) umschrieb die Eink®nfte aus LuF in § 26 Abs. 1
unter Verwendung von Beispielen und der Hinzuf®gung: „es sei denn, daß es
sich um einen selbstst�ndigen gewerblichen Betrieb handelt“. Hiermit sollte
zum Ausdruck gebracht sein, daß die Eink®nfte nur dann nicht unter die luf.
Eink®nfte eingereiht werden sollen, wenn es sich um einen selbst�ndigen ge-
werblichen Betrieb handelt, was nicht bei luf. Nebenbetrieben vorliegen sollte.

In der Gesetzesbegr®ndung zu § 26 E-EStG 1925 (RTDrucks. 1924/25 Nr. 795, 54)
wurde gest®tzt auf eine Entscheidung des RG in Zivilsachen (RGZ 1, 265) der luf. Ne-
benbetrieb als Ausfluß des luf. Betriebs dergestalt gekennzeichnet, daß er mit diesem
verbunden ist und in ihm die einzige Hauptst®tze findet. Dies wurde bei Verarbeitung
selbst gewonnener luf. Erzeugnisse bejaht, ein geringer Zukauf mit Verarbeitung und
Absatz von fremden Erzeugnissen toleriert.

EStG 1934: Erstmals ausdr®cklich wurden die Eink®nfte aus luf. Nebenbetrie-
ben mit Abs. 2 EStG 1934 (v. 16. 10. 1934, RStBl., 1261) zu den Eink®nften aus
LuF gerechnet (dazu auch Anm. 1). Die Regelung, die auf Rspr. des RFH zum
BewG bzw. VStG zur®ckgeht (Begr®ndung zu § 13 EStG 1934, RStBl. 1935, 41;
RFH v. 23. 12. 1936, RStBl. 1937, 677 mwN.) gilt heute noch wortgleich. Man
wollte damit eine scharfe Trennung zwischen luf. Eink®nften einerseits und den
gewerblichen Eink®nften andererseits erreichen (Begr®ndung zu § 13 EStG
1934, aaO, 33 f. [41]).
Reformvorstellungen: UE ist das Ziel einer Abgrenzung zum Gewerbebetrieb
wegen der Unbestimmtheit der Nebenbetriebsdefinition nicht erreicht und ge-
setzlich vielleicht auch nicht erreichbar (s. die Bem®hungen in BFH v.
12. 12. 1996 IV R 78/95, BStBl. II 1997, 427). De lege ferenda sollte daher er-
wogen werden, ob die Bestimmung des Nebenbetriebsbegriffs in Abs. 2 Nr. 1
Satz 2, nicht zu eng ist und vorsichtig gelockert werden k½nnte. Als Nebenbe-
trieb k½nnten etwa nicht nur solche Aktivit�ten aufgefaßt werden, die dem luf.
Hauptbetrieb zu dienen bestimmt sind, sondern auch Aktivit�ten, die (®blicher-
weise) gelegentlich eines luf. Hauptbetriebs wahrgenommen werden und den
Gesichtspunkt der Wettbewerbsneutralit�t nicht verletzen, um so auch zT die
gegenw�rtige Handhabung zu legitimieren (vgl. zB f®r Ferien auf dem Bauern-
hof im Umfang von R 135 Abs. 12 Satz 2 EStR, dazu Anm. 200). In eine �hn-
liche Richtung scheint auch die Entscheidung des BFH v. 12. 12. 1996 (IV R
78/95, BStBl. II 1997, 427) zu weisen, wonach ein an sich gewerblicher Be- oder
Verarbeitungsbetrieb der LuF zugeordnet werden kann, wenn der in ihm erzielte
Umsatz nicht mehr als 10 vH des Umsatzes im luf. Betrieb ausmacht und außer-
dem auch der f®r die Besteuerung der Kleinunternehmer in § 19 Abs. 1 UStG
festgelegte Betrag nicht ®berschritten wird. Diese Rspr. des BFH findet an sich
keine Verankerung im Gesetz, scheint gleichwohl ansatzweise aber sinnvoll. Ob
eine zu ®berlegende Gesetzeslockerung allerdings so weit gehen sollte, daß sie
den Begriff „Nebengewerbe“ iSv. § 3 Abs. 3 HGB erreicht, erscheint uns aller-
dings sehr fraglich (zum Begriff Nebengewerbe zB Baumbach/Hopt, HGB
XXIX. § 3 Rn. 2; dieser Begriff ist keinesfalls mit dem Begriff des Nebenbe-
triebs iSv Abs. 2 Nr. 1 gleichzusetzen, aA Kleeberg in K/S/M, § 13 A 15).
Die Bedeutung des Abs. 2 Nr. 1: Die Bedeutung der Nebenbetriebsregelung
liegt vor allem in der Abgrenzung zum Gewerbetrieb. Daraus ergeben sich Fol-
gerungen f®r die Gewinnermittlungsart, die Teilbetriebseigenschaft und die ver-
fahrensrechtliche Behandlung der Eink®nfte aus Nebenbetrieb (s. Anm. 311).
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Ohne die Bestimmungen des Abs. 2 Nr. 1 S�tze 1 und 2 w�ren die stpfl. Ein-
k®nfte aus einem Betrieb, den diese Vorschriften als Nebenbetrieb einordnen,
regelm�ßig solche aus Gewerbebetrieb (�hnlich Kleeberg in K/S/M, § 13 C 1).
Denn w®rden diese Eink®nfte bereits origin�r Eink®nfte aus LuF darstellen
bzw. im Rahmen eines einheitlichen Betriebs als luf. Eink®nfte zu erfassen sein,
w�re die Vorschrift des Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 nicht notwendig. Abs. 2 Nr. 1 findet
eine Entsprechung in § 42 Abs. 1 BewG. Nach dieser Vorschrift sind (luf.) Ne-
benbetriebe Betriebe, die dem Hauptbetrieb zu dienen bestimmt sind und nicht
einen selbst�ndigen gewerblichen Betrieb darstellen. UE ist der gegen®ber
Abs. 2 Nr. 1 andere Wortlaut des § 42 Abs. 1 BewG so zu verstehen, daß luf.
Nebenbetriebe, die ja per definitionem dem Hauptbetrieb zu dienen bestimmt
sind, genau aus diesem Grunde keine (selbst�ndigen) gewerblichen Betriebe dar-
stellen, was sich prinzipiell mit der Aussage des Abs. 2 Nr. 1 deckt (s. auch BFH
v. 12. 12. 1996 IV R 78/95, BStBl. II 1997, 427; weitergehend Lademann/Hil-
ler, § 13 Rn. 65, 165 c: Der Begriff des Nebenbetriebs beruht auf § 42 BewG).

Auch im Bereich des UStRechts (zur Einbeziehung in die Durchschnittsbesteuerung
§ 24 Abs. 2 Satz 2 UStG; vgl. dazu etwa BFH v. 12. 1. 1989 V R 129/84, BStBl. II,
432) und des GewStRechts (BFH v. 12. 1. 1989 V R 129/84, BStBl. II, 432; v.
27. 11. 1997 V R 78/93, BStBl. II 1998, 359 mwN) ist die Frage des Nebenbetriebs
von Bedeutung, so daß etwa einschl�gige Rspr. bei Ber®cksichtigung der jeweiligen Ei-
genart des Steuerrechtsgebiets auch hier herangezogen werden kann.

II. Tatbestandsvoraussetzungen und Rechtsfolgen
des Abs. 2 Nr. 1

1. Eink�nfte aus einem land- und forstwirtschaftlichen Nebenbetrieb
(Abs. 2 Nr. 1 Satz 1)

Zu den Eink®nften aus LuF iSd. Abs. 1 geh½ren nach Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 auch
Eink®nfte aus einem luf. Nebenbetrieb. Satz 2 dieser Vorschrift charakterisiert
den Begriff des Nebenbetriebs n�her (s. Anm. 312).
Gewinnermittlung des Nebenbetriebs: Die Abgrenzung des luf. Nebenbe-
triebs (s. Anm. 310) hat gewisse Bedeutung auch f®r die Buchf®hrungspflicht.
F®r die Bestimmung der Buchf®hrungsgrenze in § 141 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AO
ist der Wirtschaftswert nur der selbstbewirtschafteten luf. Fl�chen maßgebend;
die Einzelertragswerte der im Einheitswert erfaßten Nebenbetriebe sind nicht
anzusetzen (BFH v. 6. 7. 1989 IV R 97/87, BStBl. II 1990, 606). Ggf. kann f®r
Nebenbetriebe eine besondere Buchf®hrungspflicht bestehen, insbes., wenn sie
von mehreren Land- und Forstwirten gemeinsam gef®hrt werden (zB eine Ge-
meinschaftsbrennerei, BFH, aaO; zum mitunternehmerischen Nebenbetrieb s.
Erl. zu Abs. 7). Findet eine Gewinnermittlung nach Durchschnittss�tzen statt,
beeinflußten nach der Rechtslage vor dem StEntlG 1999/2000/2002 ggf. die
bewertungsrechtlichen Einzelertragswerte der Nebenbetriebe gem. § 13a Abs. 4
Satz 2 Nr. 1 Satz 2 aF ®ber den Ausgangswert den Grundbetrag iSv. § 13a
Abs. 3 Nr. 1 aF. Wurden Nebenbetriebe zugepachtet oder verpachtet, waren
nach § 13a Abs. 4 Satz 2 Nr. 4 aF deren Werte den Werten nach § 13a Abs. 4
Satz 2 Nr. 1 Satz 2 aF im Fall der Zupachtung hinzuzurechnen oder im Fall der
Verpachtung abzuziehen. Nach § 13a Abs. 8 Nr. 1 aF waren mit den dort ge-
nannten Maßgaben in den Durchschnittssatzgewinn auch Gewinne aus Neben-
betrieben einzubeziehen. Nach dem StEntlG 1999/2000/2002 sind nunmehr
nach § 13a Abs. 5 Satz 1 die Ergebnisse von Nebenbetrieben iSv. § 34 Abs. 2
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Nr. 3 BewG als Sondernutzungen mit Zuschl�gen zum Grundbetrag (§ 13a
Abs. 3 Satz 1 Nr. 2) zu erfassen.
Abgrenzung des Nebenbetriebs von anderen Erscheinungsformen: Der
luf. Nebenbetrieb iSv. Abs. 2 Nr. 1 ist kraft Gesetzes unselbst�ndiger Betriebsteil
eines luf. Betriebs oder namentlich eines Gewerbebetriebs, also vom Teilbetrieb
eines luf. Betriebs oder sonstigen Betriebs und von einem g�nzlich selbst�ndigen
Betrieb, bei dem die Voraussetzungen des Abs. 2 Nr. 1 nicht zutreffen, zu unter-
scheiden (glA Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 52 f.). Die Frage des Neben-
betriebs stellt sich uE nur, wenn ohne Vorliegen der Voraussetzungen des
Abs. 2 Nr. 1 ein selbst�ndiger Gewerbebetrieb gegeben w�re (s. auch Anm. 310;
glA Frotscher/Kuhlmann, § 13 Rn. 45; Felsmann/Pape, A 145; etwas aA
Bl�mich/Selder, § 13 Rn. 167 ff., wonach der Nebenbetrieb mindestens die
Selbst�ndigkeit in der Qualit�t eines Teilbetriebs aufweisen muß).

Teilweise geht der BFH davon aus, daß die Frage des Nebenbetriebs iSv. Abs. 2 Nr. 1
(nur) dann zu pr®fen sei, wenn Haupt- und Nebenbetrieb einen einheitlichen Betrieb
bilden (BFH v. 12. 1. 1989 V R 129/84, BStBl. II, 432 zu § 24 UStG, offenbar gegen
die ansonsten best�tigte Vorinstanz: FG M®nster v. 28. 3. 1984, EFG 1985, 44; BFH v.
27. 11. 1980 IV R 31/76, BStBl. II 1981, 518 [520] unter Berufung auf BFH v.
2. 2. 1951 IV 250/50 U BStBl. III 1951, 65: dort ist aber nur die Rede davon, daß sich
die Frage der Zukaufsgrenze f®r fremde Erzeugnisse mit der Frage „ber®hrt“, ob und
wann ein luf. Nebenbetrieb oder ein selbst�ndiger Gewerbebetrieb vorliegt; BFH v.
26. 2. 1976 VIII R 15/73, BStBl. II, 492). Dies widerspricht der von uns f®r zutreffend
erachteten Systematik, wonach sich die Frage des Nebenbetriebs nur stellt, wenn ein an
sich selbst�ndiger Gewerbebetrieb vorliegt (s. o.). UE ergibt sich aus § 42 Abs. 1 BewG
im Umkehrschluß, daß (nur) an sich selbst�ndige gewerbliche Betriebe luf. Nebenbe-
triebe sein k½nnen (s. auch BFH v. 12. 12. 1996 IV R 78/95, BStBl. II 1997, 427 mwN,
ua. unter Bezugnahme auf BFH v. 16. 8. 1979 I R 165/77, nv.; v. 12. 1. 1989 V R 129/
84, BStBl. II, 432; FG M®nchen v. 23. 4. 1996, EFG 1996, 980, rkr.: durch die W®rdi-
gung als Nebenbetrieb verliert dieser nicht die Eigenschaft einer selbst�ndigen wirt-
schaftlichen Einheit).

Nebenbetrieb oder einheitlicher Betrieb: Ist der Absatz von luf. Erzeugnis-
sen oder deren Be- und Verarbeitung zusammen mit den luf. Aktivit�ten als ein-
heitlicher Betrieb zu beurteilen (Anm. 164 ff., 182 ff.) stellt sich nicht die Frage
des Nebenbetriebs, sondern nur die Frage, ob aus diesem einheitlichen Betrieb
Eink®nfte aus LuF oder Eink®nfte aus Gewerbebetrieb erzielt werden (glA Bl�-
mich/Selder, § 13 Rn. 168: selbst wenn die unselbst�ndigen Betriebsteile verwal-
tungs- und buchf®hrungsm�ßig getrennt sind; zB BFH v. 16. 10. 1970 III R 25/
69, BStBl. II 1971, 287 [289]: Einheit einer Brennerei mit einer Spirituosenfa-
brik). Erst recht tritt die Nebenbetriebsfrage nicht auf, wenn die Bet�tigung
noch integrierter Bestandteil des luf. Betriebs ist, zB bei Weinbau die kellerm�ßi-
ge Behandlung des Weins (Anm. 227), bei einer Landwirtschaft die Tierzucht
und Tierhaltung iSv. Abs. 1 Nr. 1 Satz 2. Es ist uE nicht zutreffend, wenn man
bei einem wegen Verflochtenheit der Bet�tigungen einheitlichen Betrieb von
entweder einem landwirtschaftl. Betrieb mit einem gewerblichen Nebenbetrieb
oder von einem gewerblichen Betrieb mit einem landwirtschaftl. Nebenbetrieb
spricht, davon abgesehen, daß das Gesetz einen gewerblichen Nebenbetrieb
nicht erw�hnt (so aber BFH v. 12. 3. 1992 V R 55/88, BStBl. II, 982 und v.
27. 11. 1997 V R 78/93, BStBl. II 1998, 359; nicht ganz klar BFH v. 12. 3. 1992
V R 65/88, BStBl. II, 982). Damit soll nicht etwa eine Parallelwertung abge-
schnitten sein, wenn etwa bei einem einheitlichen Betrieb die Frage auftritt, ob
eine bestimmte Bet�tigung, w®rde man sie isoliert betrachten, einen luf. Neben-
betrieb darstellen k½nnte und mithin deshalb als f®r den einheitlichen Betrieb
und die Annahme einer LuF unsch�dlich einzuordnen ist.
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Von der Rspr. des BFH gepr®ft wird, ob sich die gesamte Bet�tigung – also
Haupt- und Nebenbetrieb – noch als ein Betrieb der LuF darstellt (BFH v.
12. 12. 1996 IV R 78/95, BStBl. II 1997, 427 unter Bezugnahme auf BFH v.
16. 10. 1970 III R 25/69, BStBl. II 1971, 287: die Entscheidung erging zum
BewG). Die Problematik liegt hier darin, ob man wirklich, wie das die Rspr. des
BFH f®r die Pr®fung dieser Frage zu tun scheint, von einem einheitlichen Be-
trieb auszugehen hat (BFH v. 23. 1. 1969 IV R 36/68, BStBl. II, 340 spricht von
einer wirtschaftlichen Einheit; in BFH v. 16. 10. 1970 III R 25/69, BStBl. II
1971, 287 ist dieser Betrieb als „Gesamtbetrieb“ bezeichnet worden). UE w®rde
die Rspr. des BFH, sollte man sie wirklich so verstehen m®ssen, ein gesetzliches
Merkmal postulieren, dessen gesetzliche St®tze fragw®rdig ist. Abs. 2 Nr. 1 er-
weckt deutlich den Eindruck, als w®rde der Gesetzgeber bei Anerkennung eines
luf. Nebenbetriebs von – wenn auch in bestimmter Weise zueinander in Bezie-
hung stehenden – zwei Betrieben ausgehen (so offenbar auch Felsmann/Giere,
A 338), n�mlich dem Hauptbetrieb und dem Nebenbetrieb, und als Rechtsfolge
die Eink®nfte aus letzterem als Eink®nfte aus LuF qualifizieren wollen.
Einheitlicher Gewerbebetrieb: Wird ein landwirtschaftl. Betrieb in der Weise
planm�ßig im Interesse des gewerblichen „Hauptbetriebs“ gef®hrt, daß diese
Verbindung nicht ohne Nachteil f®r das „Gesamt“-Unternehmen gel½st werden
kann, so liegt nach der Rspr. des BFH ein einheitliches gewerbliches Unterneh-
men vor (BFH v. 16. 12. 1965 IV 299/61 U, BStBl. III 1966, 193; s. auch
Anm. 164 ff. mwN).
Die Entscheidung �ber das Vorliegen eines Nebenbetriebs wird beim luf.
Einzelbetrieb im Rahmen der EStVeranlagung mitentschieden (aA Kleeberg in
K/S/M, § 13 C 19, der meint, daß die Frage im Verfahren der Einheitsbewertung
des landwirtschaftl. Betriebs zu entscheiden ist; die angezogene und ausschließ-
lich zum Bewertungsrecht ergangene BFH-Rspr. gibt daf®r aber nichts her).
Wird der Nebenbetrieb mitunternehmerisch gef®hrt, muß grds. eine gesonderte
und einheitliche Feststellung erfolgen.

2. Begriff des Nebenbetriebs (Abs. 2 Nr. 1 Satz 2)

a) Vorbemerkung zu Nr. 1 Satz 2

UE stellt sich die Frage des Nebenbetriebs iSv. Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 nicht (oder
h½chstens hypothetisch, dazu Anm. 311), wenn bereits nach Abs. 1 von einem
einheitlichen luf. Betrieb (mit gewissen untergeordneten gewerblichen Aktivit�-
ten) auszugehen ist. Danach kann ein Nebenbetrieb iSv. Abs. 2 Nr. 1 nur vorlie-
gen, wenn eine Bet�tigung an sich geeignet ist, einen selbst�ndigen Gewerbebe-
trieb darzustellen (vgl. Anm. 166 ff.). Der Nebenbetrieb ist nicht an sich ein
Teilbetrieb (Anm 311; glA Lademann/Hiller, § 13 Rn. 165d; aA wohl Bl�mich/
Selder, § 13 Rn. 168). Was iSv. Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 „als Nebenbetrieb gilt“ h�ngt
davon ab, ob ein Betrieb dem luf. Hauptbetrieb zu dienen bestimmt ist. Die
diesbez®gliche Beurteilung erfolgt nach allen Umst�nden des einzelnen Falles
(zB BFH v. 4. 12. 1962 I 231/61 U, BStBl. III 1963, 243). Soweit die Rspr. bis-
her zT allein die Verkehrsauffassung f®r diese Beurteilung bem®hte (BFH v.
20. 1. 1955 V 120/54 U, BStBl. III, 93; BFH v. 4. 12. 1962 I 231/61 U,
BStBl. III 1963, 243; BFH v. 14. 5. 1964 V 279/61, HFR 1965, 48), tritt nach
neuerer Rspr. des BFH (BFH v. 12. 12. 1996 IV R 78/95, BStBl. II 1997, 427 zu
Be- und Verarbeitung, dazu Anm. 360 ff. sowie Nichtanwendungserlaß BMF v.
3. 6. 1997, StEK EStG § 13 Nr. 642) daneben verst�rkt f®r die Auslegung in
Grenzf�llen der Gedanke der Wettbewerbsneutralit�t der Besteuerung (glA Mit-
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terpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 55a am Ende). Danach ist einer Ausuferung
des luf. Nebenbetriebs in handwerkliche oder gewerbliche Bereiche Grenzen ge-
setzt (vgl. schon RFH v. 26. 1. 1933 III A 229, StuW 1933 Nr. 314; v. 3. 7. 1930,
RStBl., 541: Brennerei mit hohem Zukauf; besonders herausgestellt von K�hne/
Wesche, Betriebliche Steuerlehre, 384).

b) Als Nebenbetrieb „gilt“ ein dem Hauptbetrieb „dienender“ Betrieb

Die Fiktion „gilt“ macht deutlich, daß es sich tats�chlich um einen Gewerbebe-
trieb handelt, dessen Ertr�ge beg®nstigend den Eink®nften aus LuF zugerechnet
werden.
Dem Hauptbetrieb zu dienen bestimmt ist ein dem luf. Betrieb untergeord-
neter Betrieb. Rspr. und FinVerw. sind sich uneins ®ber die Auslegung des Sat-
zes 2.
Auffassung der Rechtsprechung: F®r die Erf®llung der unbestimmten
Rechtsbegriffe „dem luf. Hauptbetrieb zu dienen bestimmt“ hat die Rspr. fol-
gende wesentlichen Grunds�tze entwickelt (RFH v. 14. 12. 1933, RStBl. 1934,
134; BFH v. 16. 10 1970 III R 25/69, BStBl. II 1971, 287 zum BewG; offenbar
auch v. 12. 12. 1996 IV R 78/95, BStBl. II 1997, 427; glA zB Kleeberg in K/S/
M, § 13 Rn. C 2):
– Als Hauptbetrieb muß eine LuF die ausschließliche oder haupts�chliche
Grundlage f®r den Nebenbetrieb bilden.

– Der „Gesamtbetrieb“ muß nach der Verkehrsauffassung ein Betrieb der LuF
sein bzw. im Bereich der LuF liegen; dieses Merkmal ist uE im Gesetz nicht
hinl�nglich abgest®tzt.

– Der Nebenbetrieb muß dem Hauptbetrieb untergeordnet sein und
– die Inhaber von Haupt- und Nebenbetrieb m®ssen identisch sein.
Hauptbetrieb ist der luf. Betrieb ohne Nebenbetrieb. Nach dem Gesetzeswort-
laut k½nnen unzweideutige Teile (zB Teilbetriebe, Weinkeller eines Weinbaube-
triebs, eine Eigenjagd usw.) des Hauptbetriebs, auch wenn diesbez®glich ge-
trennte Organisation, Buchf®hrung usw. gegeben ist, nicht Nebenbetrieb sein
(glA Leinglrtner, Kap. 12 Rn. 3; wohl auch Bl�mich/Fischer, § 13 Rn. 168;
zur gegenteiligen Auffassung, Anm. 352).
Der Hauptbetrieb muß eine LuF sein, nicht also etwa ein Gewerbebetrieb
(zB bei �berschreiten der Zukaufsgrenze bez®glich fremder Erzeugnisse,
Anm. 172 ff. oder bei Gewerbebetrieben kraft Rechtsform, Anm. 165). Nach
dem eindeutigen Gesetzeswortlaut des Abs. 2 Nr. 1 ist kein luf. Nebenbetrieb zu
einem gewerblichen Hauptbetrieb vorgesehen, wiewohl die Rspr. des BFH hier-
von gelegentlich ausgeht (BFH v. 12. 1. 1989 V R 129/84, BStBl. II, 432; eine
generelle Behauptung dieser Art ist uE aber nicht festzustellen, aA Leinglrtner,
Kap. 12 Rn. 4: die dort angef®hrten Nachweise rechtfertigen diese Aussage aber
nicht). Stellt sich eine LuF als gegen®ber einem Gewerbebetrieb selbst�ndig dar,
liegen zwei getrennte Betriebe vor. Stellt sich ggf. eine luf. Bet�tigung untrenn-
bar als Hilfst�tigkeit zu einer gewerblichen Hauptbet�tigung dar, liegt einheitlich
ein Gewerbebetrieb vor, zB ein Weingut als notwendiges BV einer gewerblichen
Sektkellerei oder eines Weinhandelsgesch�fts (BFH v. 11. 2. 1965 IV 285/63,
HFR 1965, 459) oder wenn auf einer Kr�uterfarm Heilkr�uter erzeugt werden,
die – zT sogar nach den pers½nlichen Bed®rfnissen der Kunden – zu einer Tee-
mischung verarbeitet werden (FG Rhld.-Pf. v. 19. 6. 1975, EFG 1976, 21, rkr.).
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Eine ruhende LuF kann nicht die sachliche Grundlage f®r einen Nebenbetrieb
bilden, also etwa der ruhende Betrieb eines Verp�chters einer LuF, der keine Be-
triebsaufgabeerkl�rung abgegeben hat. Dies folgt vor allem daraus, daß die in
Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 geforderte dienende Bestimmung des Nebenbetriebs in F�l-
len dieser Art nicht erf®llt zu werden vermag, also beispielsweise vor allem etwa
die Be- und Verarbeitung von im Hauptbetrieb erzeugten Produkten.
Ausschließliche oder hauptszchliche Grundlage: Der luf. Hauptbetrieb bil-
det nach der Rspr. des BFH dann die ausschließliche oder haupts�chliche
Grundlage des Nebenbetriebs, wenn sich der als Nebenbetrieb in Frage kom-
mende Betrieb als Ausfluß der LuF darstellt, mit ihm verbunden ist und in ihm
die wesentliche St®tze findet (s. schon RFH v. 10. 5. 1927, RFHE 21, 176). Dies
ist von der Rspr. daran gemessen worden, ob bei der Verbindung eine zuf�llige,
vor®bergehende und ohne Nachteil f®r den Gesamtbetrieb l½sbare oder eine
planm�ßige, im Interesse des Hauptbetriebs gewollte Bet�tigung vorliegt (BFH
v. 4. 12. 1962 I 231/61 U, BStBl. III 1963, 243: Verkauf von Erzschlacke durch
einen forstwirtschaftlichen Betrieb reicht nicht; RFH v. 19. 8. 1942, RStBl. 1942,
1110; auch zum Verkauf von Erzschlacke durch eine Forstgenossenschaft BFH
v. 4. 12. 1962 I 231/61 U, BStBl. III 1963, 243).
Der genannten Rspr. k½nnte uE nicht gefolgt werden, wenn sie damit einen ein-
heitlichen Betrieb voraussetzen w®rde, bei dem sich uE die Nebenbetriebsfrage
nicht stellen kann. Man wird davon ausgehen m®ssen, daß der als Nebenbetrieb
in Betracht kommende Betrieb f®r sich gesehen und ohne Abs. 2 Nr. 1 einen
selbst�ndigen Gewerbebetrieb darstellen w®rde, wie etwa die Herstellung von
K�se, Brettern, Branntwein usw., der, nur weil er dem luf. Betrieb zu dienen be-
stimmt ist (was nicht vollst�ndige Integration bedeutet), als luf. Nebenbetrieb
aufzufassen ist und deshalb mit zu Eink®nften aus LuF f®hrt.
Gesamtbetrieb als land- und forstwirtschaftlicher Betrieb: Mit dem Merk-
mal des Gesamtbetriebs, der nach der Verkehrsauffassung ein Betrieb der LuF
sein muß, pr®ft der BFH (BFH v. 16. 10. 1970 III R 25/69, BStBl. II 1971, 287,
wohl best�tigt von BFH v. 12. 12. 1996 IV R 78/95, BStBl. II 1997, 427) Merk-
male, die uE im Gesetz keine hinl�ngliche St®tze finden. Das Fehlen dieser St®t-
ze folgt uE auch aus der Rechtsfolge des Abs. 2 Nr. 1, wonach zu den Eink®nf-
ten nach Abs. 1 auch Eink®nfte aus einem luf. Nebenbetrieb geh½ren, nicht
aber deshalb, weil dieser luf. Nebenbetrieb zum Bestandteil eines luf. Gesamtbe-
triebs erkl�rt ist. UE reicht es prinzipiell f®r die Einordnung eines Betrieb als
luf. Nebenbetrieb iSv. Abs. 2 Nr. 1 aus, wenn die erste und dritte der hier darge-
stellten Voraussetzungen vorliegen.
Unterordnung des Nebenbetriebs: Ein Betrieb ist nicht schon dann als Ne-
benbetrieb dem Hauptbetrieb zu dienen bestimmt, dh. nach der Rspr. des BFH
untergeordnet (s. auch BFH v. 16. 7. 1987 V R 22/78, BStBl. II 1988, 83 [87]; v.
18. 1. 1962 V 200/58 S, BStBl. III, 298), wenn eine finanzielle Verflechtung vor-
liegt (glA zB Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. C 2) bzw. der Reinertrag des Neben-
betriebs dem Hauptbetrieb zugute kommt (BFH v. 15. 11. 1956 IV 61/55 U,
BStBl. III 1957, 26: Fuhrleistungen eines Landwirts f®r andere Landwirte; un-
klar Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 55 unter Berufung auf RFH v.
3. 7. 1930, RStBl., 541). Die Unterordnung muß ausgehend vom Produktions-
prozeß des Hauptbetriebs vielmehr sachlich zu begr®nden sein, etwa eine noch
nicht gewerbliche bzw. handwerkliche Be- und Verarbeitung vorwiegend der luf.
Erzeugnisse des Hauptbetriebs, ohne daß sich diese Be- und Verarbeitung ge-
gen®ber der LuF als gleichgewichtig oder gar als die Hauptsache darstellt (vgl.
dazu etwa BFH v. 19. 5. 1971 IV R 156–157/67, BStBl. II 1972, 8: Sch�ferei
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und Hammelschl�chterei). Theoretisch k½nnen auch freiberufliche Dienstlei-
stungen Nebenbetrieb sein, wenn sie diese Voraussetzungen erf®llen (glA Bl�-
mich/Selder, § 13 Rn. 169).
Inhaberidentitzt: In pers½nlicher Hinsicht verlangt das Merkmal „dem Haupt-
betrieb zu dienen bestimmt“ neben dem dargestellten sachlichen Zusammen-
hang, also kumulativ, Inhaberidentit�t zwischen Hauptbetrieb und Nebenbetrieb
(vgl. – allerdings zum UStG – auch BFH v. 12. 3. 1992 V R 55/88, BStBl. II,
982), wobei Inhaberidentit�t nicht auf Eigent®meridentit�t verengt ist; glA wohl
Felsmann/Pape, A 146; Felsmann/Giere, aaO, A 333a; Lademann/Hiller, § 13
Rn. 165 c). Der sachliche Zusammenhang setzt voraus, daß die Eink®nfte aus
Haupt- und Nebenbetrieb demselben (Mit-)Inhaber zugerechnet werden (zur
Zurechnung allgemein Anm. 20 ff.). Darauf, auf welcher Grundlage die Zurech-
nung der Eink®nfte beruht, kommt es nicht an, weshalb zB die Annahme eines
Nebenbetriebs im Verh�ltnis zu einem im Eigentum stehenden, gepachteten
oder sonst ®berlassenen luf. Betrieb und umgekehrt in Betracht kommt (glA
FinMin. Hessen v. 11. 1. 1974, DStZ B 1974, 61; Felsmann/Pape, A 146; Fels-
mann/Giere, aaO, A 333a). Wird der Nebenbetrieb von einer Mitunternehmer-
schaft unterhalten (wobei nicht alle WG im Eigentum der Mitunternehmer ste-
hen m®ssen, auch Nds. FinMin. v. 24. 10. 1972, Inf. 1973, 422; Felsmann, Inf.
1974, 145 [149]; Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. C 5), gen®gt in pers½nlicher Hin-
sicht Mitinhaberidentit�t. Verpachtet der Inhaber des luf. Hauptbetriebs seinen
Nebenbetrieb an einen Dritten, unterbricht dies die dienende Funktion gegen-
®ber dem luf. Hauptbetrieb (s. auch § 13a Abs. 4 Satz 2 Nr. 4 idF vor dem
StEntlG 1999/2000/2002; RFH v. 27. 7. 1932, RStBl., 985). Gibt der Stpfl. an-
l�ßlich der Verpachtung des Nebenbetriebs keine Betriebsaufgabeerkl�rung ab,
verf®gt er uE insoweit regelm�ßig ®ber einen ruhenden Gewerbebetrieb. Die
hierf®r erhaltenen Pachtzinsen stellen dann Eink®nfte aus Gewerbebetrieb dar.
Auffassung der FinVerw.: In den EStR ist der Nebenbetrieb nur im Zusam-
menhang mit Be- und Verarbeitung sowie Substanzbetrieben er½rtert (R 135
Abs. 3 S�tze 1 bis 3 EStR; noch zur®ckhaltender BMF v. 9. 8. 1974, BStBl. I,
635 Abs. 5 Satz 2: „Man unterscheidet im wesentlichen zwei Arten von Neben-
betrieben, die Be- oder Verarbeitungsbetriebe und die Substanzbetriebe“). Beim
Absatz von Eigenerzeugnissen ®ber einen eigenst�ndigen Einzel- oder Groß-
handelsbetrieb soll sich die Nebenbetriebsfrage nicht stellen (R 135 Abs. 3
Satz 4 EStR; sowie bei Energieerzeugung, R 135 Abs. 11 Satz 2 EStR, dazu
Anm. 330). Dieser Standpunkt geht wohl aus der Sicht der FinVerw. zum BewG
zur®ck, wozu die Auffassung vertreten wurde, daß der Absatz von Eigenerzeug-
nissen ®ber einen eigenen Einzel- oder Großhandelsbetrieb nicht als Nebenbe-
trieb anzusehen ist (gleichlautende Erlasse der obersten Finanzbeh½rden der
L�nder v. 15. 6. 1971, BStBl. I, 324 Abschn. I).
Abs. 2 Nr. 1 enth�lt eine derartige Einschr�nkung auf Be- und Verarbeitungs-,
sowie Substanzbetriebe nicht (nach BFH v. 12. 12. 1996 IV R 78/95, BStBl. II
1997, 427 [428] kommen „insbesondere“ Be- und Verarbeitungsbetriebe als Ne-
benbetriebe in Betracht; f®r die M½glichkeit, Handelsbetriebe als Nebenbetriebe
einzustufen Leinglrtner, Kap. 12 Rn. 2, 37). Es h�ngt lediglich von den gesetz-
lichen Voraussetzungen des Abs. 2 Nr. 1 ab, ob ein Nebenbetrieb angenommen
werden kann oder nicht. Ein selbstst�ndiges Handelsgesch�ft kann demnach
– uE nicht einmal nur theoretisch – Nebenbetrieb sein (Anm. 318; 1.16 BewRL,
dort vor allem Satz 1 Nr. 2; Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. C 28; Lademann/
Hiller, § 13 Rn. 165 f, sieht in diesem Zusammenhang ein Vermarktungsge-
sch�ft nur dann als m½glichen Nebenbetrieb, wenn die Urproduktion vor dem
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Verkauf bearbeitet wird, zB bei Kranzbinderei, Schalenpflanzungen; aA Mitter-
pleininger in L/B/P, § 13 Rn. 54; K�hne/Wesche, 383). Dagegen stellen die
Ausf®hrung von bloßen Dienstleistungen und sonstigen besonderen Leistungen
keinen Nebenbetrieb dar, wenngleich in Ausnahmef�llen die Eink®nfte hieraus
den Eink®nften aus LuF zuzurechnen sind (R 135 Abs. 3 Satz 4 EStR; Lein-
glrtner, Kap. 12 Rn. 2).
Nach FinVerw. ist das Fallspektrum der Nebenbetriebe um sog. Verwertungsbe-
triebe zu erg�nzen (BMF v. 31. 10. 1995, BStBl. I, 703 bzw. R 135 Abs. 3 Satz 1
Nr. 2 EStR; glAMitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 55, 55c).

c) Nebenbetrieb einer Mitunternehmerschaft

Der Nebenbetrieb kann unter Beachtung der Voraussetzungen des Abs. 2 Nr. 1
von mehreren Land- und Forstwirten auch mitunternehmerisch (s. zB. BFH v.
6. 7. 1989 IV R 97/87, BStBl. II 1990, 606), in Form einer Gemeinschaft (s. zu
Maschinen und Transportgemeinschaften Anm. 198) oder PersGes. gef®hrt wer-
den (glA Felsmann/Pape, aaO, A 146c). Es ist denkbar, daß der Betrieb einer
Gemeinschaft oder PersGes. ®berbetrieblich gesehen die Eigenschaft eines Ne-
benbetriebs iSv. Abs. 2 Nr. 1 aufweist (RFH v. 26. 1. 1939, RStBl., 573; BFH v.
26. 10. 1989 IV R 355/84, BFH/NV 1991, 292: Gemeinschaftsbrennerei; glA
Leinglrtner, Kap. 12 Rn. 48).
Mitunternehmer m�ssen Land- und Forstwirte sein: Wird ein Betrieb mit-
unternehmerisch gef®hrt, schließt allein dieser Umstand die Einordnung dieses
Betriebs als Nebenbetrieb zu den luf. Betrieben der Mitunternehmer nicht aus
(aus bewertungsrechtlicher Sicht RFH v. 26. 1. 1939, RStBl., 573: Brennerei,
auch wenn ein Teil der Betriebsmittel der Brennerei einem der beteiligten Land-
wirte allein geh½ren; glA Leinglrtner, Kap. 12 Rn. 1). Allerdings m®ssen alle
Mitunternehmer aktive Land- und Forstwirte sein (Felsmann/Giere, A 332a;
Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 55; im negativen Fall ist von einem Gewer-
bebetrieb auszugehen, Leinglrtner, Kap. 12 Rn. 11), was etwa nicht bei Beteili-
gung eines Betriebsverp�chters – auch ohne Betriebsaufgabeerkl�rung –, einer
luf-fremden Person oder einer GmbH –, dar®ber hinaus auch bei PersGes.,
nicht aber Gemeinschaften § 15 Abs. 3 Nr. 2 – der Fall ist, wohl aber bei Beteili-
gung eines mitunternehmerischen LuF (glA Leinglrtner, Kap. 12 Rn. 11).
Nebenbetrieb muß dem Betrieb des Mitunternehmers dienen: Die betei-
ligten Land- und Forstwirte m®ssen sich der Mitunternehmerschaft als luf. Ne-
benbetrieb bedienen, zB zum Absatz ihrer Produkte unter Einhaltung der Gren-
ze f®r den Zukauf fremder Erzeugnisse (bei Vermarktung sieht die FinVerw.
allerdings regelm�ßig keinen Nebenbetrieb, vgl. R 135 Abs. 3 Satz 4 EStR, zur
Kritik Anm. 313, 318), als S�gerei (Anm. 322) bzw. auf sonst f®r den Nebenbe-
trieb typischen Bet�tigungsfeldern. Die Beteiligungsquoten der Gesellschafter/
Gemeinschafter am Verm½gen und Gewinn der Gesellschaft/Gemeinschaft
m®ssen sich nicht am Umfang der Inanspruchnahme der Gesellschaft/Gemein-
schaft durch die Beteiligten f®r deren luf. Betriebe orientieren. Vorausgesetzt
soll sein, daß die im Nebenbetrieb verwendeten Rohstoffe ausschließlich aus
den luf. Hauptbetrieben der Beteiligten stammen (RFH v. 26. 1. 1939, RStBl.,
573; FG M®nchen v. 23. 4. 1996, EFG 1996, 980, rkr.; Mitterpleininger in
L/B/P, § 13 Rn. 55). Auch die mitunternehmerische Erzeugung von Eintags-
k®ken kann luf. Nebenbetrieb sein, wenn die Mitunternehmer alle Landwirte
sind und die erzeugten K®ken anteilig als Legehennen oder Masttiere ®berneh-
men. Zwar scheidet in F�llen dieser Art bez®glich der Mitunternehmerschaft ge-
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meinschaftliche Tierzucht und Tierhaltung iSv. Abs. 1 Nr. 1 Satz 5 aus, da die –
isolierte – Erzeugung von Eintagsk®ken nur gewerblich sein kann (BFH v.
14. 9. 1989 IV R 88/88, BStBl. II 1990, 152). Andererseits steht nichts dagegen,
hier einen luf. Nebenbetrieb anzunehmen, wenn die erzeugten K®ken ®berwie-
gend in die landwirtschaftl. Betriebe der Mitunternehmer wandern (glA Lein-
glrtner, Kap. 12 Rn. 13). Ist von einem luf. Nebenbetrieb der Mitunternehmer
auszugehen, geh½ren die Anteile hieran zum notwendigen BV des jeweiligen luf.
Betriebs der Gesellschafter bzw. Gemeinschafter.
K¨rperschaft kein Nebenbetrieb: Schon kraft Rechtsform ist ein kstpfl.
Rechtssubjekt nicht als Nebenbetrieb einem Hauptbetrieb LuF untergeordnet
(aus bewertungsrechtlicher Sicht RFH v. 7. 3. 1940, RStBl., 488: Genossen-
schaftsbrennerei nicht Nebenbetrieb zu den luf. Betrieben der Genossen).

3. Rechtsfolgen der Nebenbetriebseigenschaft

Nach Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 geh½ren zu den Eink®nften iSd. Abs. 1 auch Eink®nfte
aus einem luf. Nebenbetrieb. UE enth�lt Abs. 2 Nr. 1 eine gesetzliche Qualifika-
tion an sich gewerblicher Eink®nfte in solche aus LuF. BE und BA sind luf. BE
und BA.
Fragen zur Gewinnermittlung: Liegt ein luf. Nebenbetrieb vor, besteht f®r
diesen, von der m½glicherweise bestehenden Ausnahme eines mitunternehmeri-
schen Nebenbetriebs abgesehen, keine eigenst�ndige Buchf®hrungspflicht (dies
geht uE auch aus BFH v. 6. 7. 1989 IV R 97/87, BStBl. II 1990, 606 hervor; aA
Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 55). Durch die Zuordnung des an sich als
gewerblichen Betrieb (glA Engel, Inf. 1991, 412) einzuordnenden Nebenbe-
triebs zum luf. Hauptbetrieb wird nach der Rspr. des BFH auch der Umfang des
luf. Verm½gens erweitert (BFH v. 12. 12. 1996 IV R 78/95, BStBl. II 1997, 427).
Die Rspr. geht offenbar auch davon aus, daß Abs. 2 Nr. 1 nicht nur vordergr®n-
dig eine Eink®nftequalifikation beinhaltet, sondern daß ein an sich selbst�ndiger
(Gewerbe-)Betrieb, wenn er iSd. Vorschrift Nebenbetrieb ist, grds. seine Eigen-
schaft als selbst�ndiger Betrieb verliert (hiergegen zB Mitterpleininger in L/B/
P, § 13 Rn. 55: grds. zwei selbst�ndige landwirtschaftl. Betriebe). Dies wird mit
der notwendigen Unterordnung des Nebenbetriebs unter den luf. Hauptbetrieb
und ua. dadurch gerechtfertigt, daß sich in F�llen dieser Art dann die gesamte
Bet�tigung als Betrieb der LuF darstellen muß (BFH v. 12. 12. 1996 IV R 78/95,
BStBl. II 1997, 427 [427] mit Bezugnahme auf BFH v. 16. 10. 1970 III R 25/69,
BStBl. II 1971, 287). Damit entfallen etwa schon deshalb Bewertungsprobleme
bei der �berf®hrung von WG vom Haupt- auf den Nebenbetrieb und umge-
kehrt (glA Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. C 14; m½glicherweise aA Mitterplei-
ninger in L/B/P, § 13 Rn. 55).
Der Rspr. des BFH kann mit der Maßgabe zugestimmt werden, daß man den
Umstand der eigentlichen Selbst�ndigkeit des Nebenbetriebs nicht v½llig aus
dem Auge verliert. Die zugrundeliegende Eigenschaft des luf. Nebenbetriebs als
an sich selbstst�ndiger Gewerbebetrieb schimmert etwa bei der selbst�ndig f®r
den Nebenbetrieb durchzuf®hrenden Pr®fung durch, ob die Zukaufsgrenzen
(zu den Grenzen, Anm. 172 ff.) eingehalten sind oder nicht (glA K�hne/
Wesche, Betriebliche Steuerlehre, 383; im Ergebnis auch Mitterpleininger in
L/B/P, § 13 Rn. 55) oder gewinnt etwa dann Bedeutung, wenn die Voraussetzun-
gen des Abs. 2 Nr. 1 nachtr�glich entfallen sollten. Durch den Umstand, daß die
Frage des sch�dlichen Zukaufs f®r Haupt- und Nebenbetrieb gesondert zu pr®-
fen ist, kann der Zukauf in seiner Summe an sich die Grenze zur Sch�dlichkeit
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®berschreiten, ohne daß dies beim Hauptbetrieb bzw. beim Nebenbetrieb so
sein muß (glAMitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 55).
Freibetrag f�r Land- und Forstwirte: Die Einbeziehung der Eink®nfte aus
dem Nebenbetrieb in die Eink®nfte aus LuF f®hrt ua. dazu, daß diese zusam-
men mit den anderen Eink®nften aus LuF des Stpfl. in den Genuß des Freibe-
trags nach Abs. 3 kommen.
Keine StErmzßigung nach § 34e (bis VZ 2000 einschließlich): UE war die
StErm�ßigung nach § 34e nicht zu gew�hren, weil f®r den Nebenbetrieb eine
Durchschnittssatzgewinnermittlung nicht m½glich ist (s. § 34e Anm. 24; aA
Felsmann/Giere, A 338;Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 55).
Gestaltungen zur Vermeidung eines Nebenbetriebs sind m½glich, zB durch
Unterbrechen des notwendigen Zusammenhangs mit dem luf. Betrieb durch
verschiedene Betriebsinhaberschaften usw. (zur Betriebsteilung Anm. 120 ff.;
auch RFH v. 17. 9. 1931., RStBl., 872; Mitterpleininger in L/B/P, § 13
Rn. 54a). Dabei sollten ua. vor allem auch die ustrechtlichen Nachteile bedacht
werden (K�hne/Wesche, Betriebliche Steuerlehre, 390 f.).

Einstweilen frei.

III. Anwendungsfzlle des Nebenbetriebs

1. Handelsbetriebe als Nebenbetrieb

Geht man mit der FinVerw. davon aus, daß ein Handelsgesch�ft dann nur ein-
heitlich mit der LuF beurteilt werden kann (einheitlicher Betrieb), wenn mehr
als 40 vH der Erzeugnisse des luf. Betriebs ®ber das Handelsgesch�ft abgesetzt
werden (dazu Anm. 176 ff., dort auch zur Kritik), kann in diesem Fall die Frage
des Nebenbetriebs iSv. Abs. 2 Nr. 1 keine praktische Bedeutung entfalten. Der
einheitliche Betrieb ist entweder LuF oder Gewerbebetrieb (glA zB Mitterplei-
ninger in L/B/P, § 13 Rn. 54). Nach aA soll ein selbst�ndiges Handelsgesch�ft
iSv. Abs. 2 Nr. 1 luf. Nebenbetrieb sein k½nnen, wenn nach den Typisierungen
nicht mehr als 40 vH der Erzeugnisse des luf. Betriebs ®ber das Handelsgesch�ft
abgesetzt werden – in F�llen dieser Art liegt nach Auffassung von Rspr. und
FinVerw. regelm�ßig keine Einheit zwischen Erzeugerbetrieb und Handelsge-
sch�ft vor.

BFH v. 30. 8. 1960 I 108/59 U, BStBl. III, 460; v. 26. 11. 1964 IV 285/62 U, BStBl. III
1965, 90) – und der Zukauf (betriebstypischer) fremder Erzeugnisse nicht mehr als (al-
lerh½chstens) 30 vH betr�gt (Leinglrtner, Kap. 12 Rn. 37; aA FinVerw. in R 135
Abs. 6 EStR: immer einheitlicher Betrieb, der entweder LuF oder Gewerbebetrieb ist.

Allerdings stellt sich dann die Frage, ob der Betrieb noch dem luf. Hauptbetrieb
zu dienen bestimmt ist (s. dazu Anm. 313). �berschreitet der Zukauf fremder
Erzeugnisse 20 oder ausnahmsweise h½chstens 30 vH (FinVerw.: 30 vH) kann
es an der in Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 geforderten Zweckbestimmung fehlen. Das
Handelsgesch�ft ist dann regelm�ßig nicht luf. Nebenbetrieb, sondern eigenst�n-
diger Gewerbebetrieb (BFH v. 2. 2. 1951 IV 250/50 U, BStBl. III, 65 [66]
mwN).
Folgt man der von der hM abweichenden und ua. von uns vertretenen Auf-
fassung, daß ein Handelsgesch�ft auch dann ein selbst�ndiger (gewerblicher)
Betrieb sein kann, wenn ®ber dieses Gesch�ft mehr als 40 vH der eigenen luf.
Erzeugnisse abgesetzt werden (Anm. 176 ff.), kann die Einordnung dieses Han-
delsgesch�fts als Nebenbetrieb iSv. Abs. 2 Nr. 1 in Betracht kommen. Die Gren-
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ze f®r die Annahme als Nebenbetrieb liegt dann jedenfalls dort, wo dem Han-
delsgesch�ft gegen®ber der LuF die dienende Bestimmung fehlt. Ggf. kann sich
die LuF sogar als Bestandteil des Handelsgesch�fts darstellen (zB FG Rhld.-Pf.
v. 19. 6. 1975, EFG 1976, 21, rkr.).

2. Be- und Verarbeitungsbetriebe als Nebenbetriebe

a) Abgrenzung der Be- und Verarbeitung von Urproduktion und
gewerblichem Handel

Abgrenzung der Be- und Verarbeitung von der Urproduktion: Von vorn-
herein keine Be- und Verarbeitung im Rahmen eines luf. Nebenbetriebs iSv.
Abs. 2 Nr. 1 liegt vor, wenn diese Be- und Verarbeitung noch zur luf. Produkti-
on des Hauptbetriebs geh½rt, wie zB die Be- und Verarbeitung zu Wein inte-
grierter Bestandteil eines Weinbaubetriebs ist, mag sie auch selbst keine Urpro-
duktion mehr darstellen (BFH v. 27. 2. 1987 III R 270/83, BFH/NV 1988, 85;
v. 27. 11. 1997 V R 78/93, BStBl. II 1998, 359 [360] beil�ufig; Leinglrtner/
Stalbold, Kap. 5 Rn. 18; offen geblieben in BFH v. 11. 10. 1988 VIII R 419/83,
BStBl. II 1989, 284 [286]). Bestandteil des luf. Betriebs iS eines Abschlusses der
Urproduktion ist noch die Reinigung des Urprodukts (glA Felsmann/Giere, A
334e f®r das Reinigen von Getreide und anderen Pflanzen), das Verpacken in
handels®bliche Portionen mit Verpackungsmaterial oder das einfache Haltbar-
machen des Urprodukts ohne weitere Bearbeitung.
Ganz allgemein kann sich bei der Konservierung von zum Verzehr bestimmten
landwirtschaftl. oder Gartenbauprodukten aber die Frage stellen, ob sie lediglich
den Abschluß der Urproduktion darstellt, dann stellt sich die Frage des Neben-
betriebs nicht, oder ob sie dar®ber hinausgehende Be- und Verarbeitung ist, die
entweder noch als luf. Nebenbetrieb aufgefaßt werden kann oder gewerblich ist.
So faßt etwa die FinVerw. bei Pilzzuchtbetrieben die Verarbeitung von Frischpil-
zen zu sog. Halbkonserven (Salzlake-Ware) als letzten Akt der Erzeugung auf,
weil eine solche Verarbeitung idR nur dann erfolgt, wenn aus markttechnischen
Gr®nden der Absatz der frischen Pilze nicht m½glich ist (FinMin. Nds v.
27. 7. 1988, DB 1988, 1727; ebenso BFH v. 20. 1. 1955 V 120/54 U, BStBl. III,
93; Leinglrtner/Stalbold, Kap. 5 R. 5; dagegen aber FG N®rnberg v.
25. 7. 1952, BB 1953, 256: Nebenbetrieb). Namentlich unter Berufung auf die
Verkehrsauffassung hielt die Rspr. die Herstellung von Konserven wiederholt
f®r gewerblich (BFH v. 5. 11. 1959 V 15/57 U, BStBl. III, 493: Obst- und Ge-
m®sekonserven; FG M®nchen v. 25. 1. 1957, EFG 1957, 296, rkr.: Gurken und
Gem®sekonserven; Nds. FG v. 10 12. 1965, EFG 1966, 254, rkr.: Erbsen und
Bohnen). UE kommt es diesbez®glich auf die Umst�nde des Einzelfalles an. Je
weniger die Konservierung als bloß zur Haltbarmachung notwendig erscheint
und je aufwendiger sie sich etwa auch von den Zutaten her darstellt, desto eher
wird man von einem luf. Nebenbetrieb oder – insbes. aus dem Gesichtspunkt
der Wettbewerbsneutralit�t des Steuerrechts – Gewerblichkeit ausgehen m®ssen.
Ein verwandtes und h�ufig gebrauchtes Argument kn®pft daran an, daß die
Konservierung iVm. Be- und Verarbeitung zu einem Produkt anderer Marktg�n-
gigkeit f®hrt, zB bei Fertiggerichten; es liegt dann ein Gewerbebetrieb vor.

GlA Mlrkle/Hiller, Rn. 191. Ob hierzu auch Champignons in Dosen rechnen, ist
strittig (f®r luf. Erzeugnis BFH v. 20. 1. 1955 V 120/54 U, BStBl. III, 93 aA noch RFH
v. 11. 7. 1941 V 31/41, RStBl., 640 und BFH v. 21. 10. 1954 V 179/54 U, BStBl. III
1955, 21; FG N®rnberg v. 25. 7. 1952, Inf. L 1952, 309; OFD N®rnb. v. 4. 4. 1955,
DStZ B 1955, 266; ablehnend Mlrkle/Hiller, aaO; wohl auch Bl�mich/Selder, § 13
Rn. 174 „Frosterei“.
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UE liegt ein luf. Erzeugnis vor, wenn im wesentlichen nur eine Eindosung er-
folgt. Entsprechend ist uE auch bei Tiefk®hlkost zu unterscheiden, das luf. Er-
zeugnis darstellt, wenn es sich etwa nur um gewaschene, gesch�lte, geputzte
oder geschnittene Feldfr®chte handelt, nicht dagegen, wenn die Bearbeitung et-
wa zu einem Fertiggericht gef®hrt hat.
Nebenbetrieb nur bei Be- und Verarbeitung von Eigenerzeugnissen: Nach
der Rspr. des BFH kommt bei Be- und Verarbeitung nur dann die Annahme ei-
nes luf. Nebenbetriebs in Frage, wenn darin ®berwiegend im eigenen Hauptbe-
trieb erzeugte Rohstoffe verarbeitet werden, weil die f®r die Annahme des luf.
Nebenbetriebs zu fordernde Unterordnung fehlt, wenn nicht ®berwiegend im
eigenen Hauptbetrieb erzeugte Rohstoffe verarbeitet werden (BFH v.
27. 11. 1997 V R 78/93, BStBl. II 1998, 359 mwN: Abfindungsbrennerei, dort
auch zur Unterscheidung von den Grunds�tzen bez®glich eines Ladenge-
sch�fts). Diese Abgrenzung steht auch im Einklang mit der 6. Richtlinie des Ra-
tes vom 17. 5. 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten ®ber die Umsatzsteuern 77/388/EWG (BFH, aaO).
Mengenvergleichsverfahren der Finanzverwaltung: Die FinVerw. folgt grds.
den von der Rspr. des BFH erarbeiteten Leitlinien. Nach von der FinVerw.
(R 135 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2 EStR; gleichlautende Erlasse der obersten
FinBeh. der L�nder v. 15. 6. 1971, BStBl. I, 324 II. zum BewG; v. 25. 4. 1972,
BStBl. I, 352) beachteten Grunds�tzen kommt bei Be- oder Verarbeitung von
luf. Erzeugnissen die Annahme eines Nebenbetriebs nur in Betracht, wenn die
eingesetzte Rohstoffmenge ®berwiegend, dh. zu mehr als 50 vH (Mengenver-
gleichsverfahren, BFH v. 11. 10. 1988 VIII R 419/83, BStBl. II 1989, 284 [286])
im eigenen Hauptbetrieb erzeugt wird und die be- oder verarbeiteten Produkte
®berwiegend f®r den Verkauf bestimmt sind oder ein Land- und Forstwirt Um-
s�tze aus der �bernahme von Rohstoffen (zB) organische Abf�lle erzielt, diese
be- oder verarbeitet und die dabei gewonnenen Erzeugnisse nahezu ausschließ-
lich im eigenen Betrieb der LuF verwendet. Vom Mengenvergleichsverfahren ist
wohl etwa bei Brennereien und bei der Erzeugung von Biogas zugunsten auf die
in den Rohstoffen enthaltene Ausbeute bzw. St�rkemenge abzuweichen (BMF v.
2. 4. 1991 BStBl. I, 496 f®r Brennereien; Mitterpleininger in L/B/P, § 13
Rn. 54a).
Hieraus kann geschlossen werden, daß auch nach FinVerw. die Be- oder Verar-
beitung von luf. Erzeugnissen integrierter Bestandteil des luf. Betriebs ist, wenn
die be- oder verarbeiteten Produkt im eigenen Betrieb der LuF verwendet wer-
den. Be- und Verarbeitung von luf. Erzeugnissen ist aber dann nach Auffassung
von Rspr. und FinVerw. (Umkehrschluß aus R 135 Abs. 3 Nr. 1 EStR) von vorn-
herein Gewerbebetrieb, wenn ®berwiegend fremde Rohstoffe be- oder verarbei-
tet werden und diese Produkte ®berwiegend f®r den Verkauf bestimmt sind. Da
die fremden Rohstoffe regelm�ßig zugekauft sein werden, f�llt auf, daß hier f®r
die Abgrenzung vom luf. Nebenbetrieb zum Gewerbebetrieb nicht die sonst
von Rspr. und FinVerw. ber®cksichtigte geringere Zukaufsgrenze beachtet wird.
Der Grund d®rfte darin zu sehen sein, daß Handel mit zugekaufter fertiger Han-
delsware n�her am Gewerbebetrieb liegt als die Be- oder Verarbeitung von luf.
Produkten. Im Werklohn f®r fremde Unternehmer be- oder verarbeitete luf. Er-
zeugnisse behandelt die FinVerw. wie zugekaufte Erzeugnisse.

Nicht immer wird der Mengenvergleich f®r die �berwiegensfrage m½glich sein, zB
wenn eigene und fremde Rohstoffe nicht von gleicher Art und G®te sind. F®r diesen
Fall wird ein wertm�ßiger Vergleich anzustellen sein (BMF v. 2. 4. 1991, BStBl. I, 496
bzgl. Brennereien; Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 54a bzgl. Biogas; auch Fels-
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mann/Giere, A 333). Zu Recht wird die Ansicht vertreten, daß bei der Frage, ob die
be- und verarbeiteten Rohstoffe ®berwiegend im Hauptbetrieb erzeugt wurden, wie
auch sonst beim Strukturwandel auf die Nachhaltigkeit des Vorgangs abzustellen ist
(Felsmann/Giere, aaO, A 332a; Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. C 18; vgl. zur Nachhaltig-
keit entsprechend die Ausf®hrungen in Anm. 184). �berwiegen nachhaltig beim Ver-
gleich die zugekauften Rohstoffe, ist der Be- und Verarbeitungsbetrieb nicht iSv. Abs. 2
Nr. 1 Satz 2 dem luf. Hauptbetrieb zu dienen bestimmt und mithin Gewerbebetrieb.

Die Formen der Be- und Verarbeitung sind vielgestaltig (s. dazu Anm. 321 ff.).
Auch wenn die Be- und Verarbeitung durch Dritte erfolgt („Lohnveredelung“),
kann dies wie eigene Be- und Verarbeitung aufgefaßt werden (glA Felsmann/
Giere, A 332 a).

b) Abgrenzung des Nebenbetriebs vom selbstzndigen Gewerbebetrieb
nach Art und Umfang der Be- und Verarbeitung

F®r die Annahme eines luf. Nebenbetriebs iSv. Abs. 2 Nr. 1 kann ein zu hoher
Grad an Be- und Verarbeitung f®r die Annahme eines Nebenbetriebs iSv. Abs. 2
Nr. 1 sch�dlich sein. Wie dieser Grad zu bestimmen ist, ist str.
Geringf�gige Weiterverarbeitung unschzdlich: F®r Be- und Verarbeitung
von luf. Produkten ist nach neuester Rspr. des BFH f®r die Abgrenzung zwi-
schen einem selbst�ndigen Gewerbebetrieb und einem luf. Nebenbetrieb in er-
ster Linie auf den Umfang der Ver�nderung abzustellen, den die luf. Produkte
erfahren (BFH v. 12. 12. 1996 IV R 78/95, BStBl. II 1997, 427 [429], dazu
Nichtanwendungserlaß BMF v. 3. 6. 1997, StEK EStG § 13 Nr. 642; auch BFH
v. 30. 8. 1960 I 108/59 U, BStBl. III, 460). Die geringf®gige Bearbeitung eigener
luf. Produkte hindert die Annahme eines Nebenbetriebs nicht. Eine nicht mehr
geringf®gige Weiterverarbeitung ist dagegen nach Auffassung des BFH sch�d-
lich f®r die Einordnung als Nebenbetrieb. Nicht mehr geringf®gig ist die Weiter-
verarbeitung hiernach, wenn sich die Wertsch½pfung f®r das Produkt außerhalb
des durch das traditionelle Bild gegebenen Rahmens der LuF vollzieht und in ei-
ner f®r Gewerbe- und Handwerksbetriebe ®blichen Produktionsweise erfolgt
und daher mit diesen in Konkurrenz tritt (BFH v. 12. 12. 1996 IV R 78/95,
BStBl. II 1997, 427 [429]; v. 29. 7. 1971 V R 55/67, BFHE 103, 266).
Erhebliche Be- und Weiterverarbeitung in geringem Umfang ebenfalls
unschzdlich: Allerdings sieht der BFH gest®tzt auf die Regelung zu Bagatellbe-
trieben in der Handwerksordnung von einer eigenen Gewinnermittlung f®r den
Verarbeitungsbetrieb ab, wenn die an sich gewerbliche Bet�tigung gegen®ber
dem luf. Betrieb umfangm�ßig nicht ins Gewicht f�llt. Danach k½nne ein an sich
gewerblicher Be- und Verarbeitungsbetrieb der LuF zugeordnet werden, wenn
der in ihm erzielte Umsatz nicht mehr als 10 vH des Umsatzes im luf. Betrieb
ausmacht und außerdem auch der f®r die Besteuerung der Kleinunternehmer in
§ 19 Abs. 1 UStG festgelegte Betrag nicht ®berschritten wird (BFH v.
12. 12. 1996 IV R 78/95, BStBl. II 1997, 427 [429]).
Erste Stufe der Be- und Weiterverarbeitung nach Finanzverwaltung un-
schzdlich: Die FinVerw. hat sich f®r die Frage der Grenzbestimmung von Ne-
benbetrieb und Gewerbebetrieb bei Be- und Verarbeitung der Rspr. des BFH
nicht angeschlossen und beharrt auf den in R 135 Abs. 3 EStR niedergelegten
Grunds�tzen (BMF v. 3. 6. 1997 BStBl. I, 629; mit vorsichtiger Kritik am Ver-
waltungsstandpunkt Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 55a aE). Hiernach
liegt ein Nebenbetrieb iSv. Abs. 2 Nr. 1 vor, wenn ®berwiegend im eigenen
Hauptbetrieb erzeugte Rohstoffe be- oder verarbeitet werden und die dabei ge-
wonnenen Erzeugnisse ®berwiegend f®r den Verkauf bestimmt sind und die Er-
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zeugnisse im Rahmen einer ersten Stufe der Be- oder Verarbeitung, die noch
dem luf. Bereich zuzuordnen ist, hergestellt werden.

R 135 Abs. 3 Satz 1 EStR; krit. Schmidt/Weber/Grellet XXII., § 15 Rn. 116; Wie
BMF Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 56; Beispielsfall etwa die Verarbeitung von
Raps zu Rapsmethylester, die die FinVerw. grds. f®r die zweite Stufe der Bearbeitung
– Raps zu Raps½l bzw. Rapsschrot und diese zu Rapsmethylester – und mithin f®r eine
gewerbliche T�tigkeit h�lt, FinMin. Ba.-W®rtt. v. 7. 8. 1989, StEK EStG § 13 Nr. 524;
glA Felsmann/Giere, A 344. Eine �bersicht ®ber die entsprechende Abgrenzung fin-
det sich etwa bei Engel, Inf. 1991, 412.

Ausnahmsweise nimmt die FinVerw. aus Vereinfachungsgr®nden noch einen
Nebenbetrieb an, wenn zwar Produkte der zweiten (gewerblichen) Verarbei-
tungsstufe hergestellt werden, diese aber nur zur Angebotsabrundung im Rah-
men der Direktvermarktung eigener luf. Produkte abgegeben werden und der
Umsatz (ohne USt, R 135 Abs. 1 Satz 8 EStR) daraus nicht mehr als 10 300 E
im Wj. betr�gt.

R 135 Abs. 3 Satz 2 EStR; krit. Schmidt/Weber/Grellet XXII. § 15 Rn. 116; zustim-
mend offenbar Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 56; zur Kritik an solchen Bagatel-
lisierungen, Anm. 167. Diese Auffassung l�ßt die FinVerw. auf Antrag in allen noch of-
fenen Veranlagungsf�llen auch f®r Wj. gelten, die vor dem 1. 1. 1996 begonnen haben
(BMF v. 31. 10. 1995, BStBl. I, 655, Abs. 12). Aus dem Begriff der Angebotsabrundung
wird geschlossen, daß es sich um betriebstypische Erzeugnisse handeln m®sse (Fels-
mann/Giere, A 335). Dies ist uE so nicht zutreffend, da betriebstypische Erzeugnisse
eines Erzeugerbetriebs regelm�ßig nicht mit Produkten der zweiten Verarbeitungsstufe
identisch sein d®rften. Wohl aber wird man sagen m®ssen, daß eine Angebotsabrun-
dung vom Sortiment eines luf. Erzeugerbetriebs umgrenzt ist, weshalb etwa bei einem
reinen Forstwirt ein Angebot von Teig- und Backwaren ausscheidet. Im Schrifttum
wird außerdem in F�llen dieser Art verlangt, daß der Land- und Forstwirt eigene unbe-
arbeitete oder in der ersten Stufe be- und verarbeitete Produkte in einem Umfang di-
rekt vermarktet, der erheblich h½her ist als der Umsatz aus der sch�dlichen Be- oder
Verarbeitung (Felsmann/Giere, A 335).

Verkehrsauffassung maßgebend: Schließlich wird im Schrifttum im Anschluß
an die �ltere Rspr. des BFH die Auffassung vertreten, daß sich die Beurteilung
danach zu richten habe, ob es sich bei den (nach Be- und Verarbeitung herge-
stellten Erzeugnissen nach der Verkehrsauffassung noch um luf. Produkte
handelt. Auf den Wettbewerbsgedanken wird insoweit weniger abgestellt (Lein-
glrtner, Kap. 12 Rn. 45; Felsmann/Giere, A 331; Mlrkle/Hiller, VIII.,
Rn. 177, 182).
Stellungnahme: Die Meinungsvielfalt zeigt, wie wenig Abs. 2 Nr. 1 zur Ent-
scheidung der Frage beitr�gt und wie wenig vielleicht der Gesetzgeber dazu
®berhaupt beitragen kann. UE hat der BFH (BFH v. 12. 12. 1996 IV R 78/95,
BStBl. II 1997, 427) zu Recht darauf hingewiesen, daß eine Unterscheidung in
eine erste und eine zweite Bearbeitungsstufe im Gesetz nicht angelegt ist (vgl.
aber § 2 FSchAusglG v. 26. 8. 1985, BGBl. I, 1757; BStBl. I, 592 mit �nderung,
wo von Holzerzeugnissen der ersten Bearbeitungsstufe die Rede ist) und im
®brigen auch zu keinen eindeutigen Ergebnissen f®hrt. Noch vager ist es, der
Verkehrsauffassung die Entscheidung dar®ber einzur�umen, ob es sich nach Be-
und Verarbeitung noch um luf. Produkte handelt. Insofern sprechen gute Gr®n-
de daf®r, neben dem Grad und der Intensit�t der Be- und Verarbeitung, die ggf.
aus jeder luf. Erzeugungsform heraus besonders zu bestimmen ist, die anzustre-
bende Wettbewerbsneutralit�t der Besteuerung mehr in den Vordergrund zu
r®cken, um den Nebenbetriebsbegriff ein wenig griffiger zu gestalten. LuF Bet�-
tigung liegt eben nicht mehr vor, wenn die Be- und Verarbeitung in einer f®r
Gewerbe- und Handwerksbetriebe ®blichen Produktionsweise erfolgt (BFH v.
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12. 12. 1996 IV R 78/95, BStBl. II 1997, 427 [429]; v. 29. 7. 1971 V R 55/67,
BFHE 103, 266). UE wirft allerdings die Beachtung einer Bagatellgrenze durch
den BFH bez®glich der Erfassung gewerblicher Gewinne die Frage ihrer gesetz-
lichen Fundierung auf (Anm. 167).
Sonderfall der Be- und Verarbeitung �bernommener Rohstoffe: Einen
eigenen Fall eines Nebenbetriebs sieht die FinVerw., wenn ein Land- und Forst-
wirt Ums�tze aus der �bernahme von Rohstoffen (zB organische Abf�lle) er-
zielt, diese be- oder verarbeitet und die dabei gewonnenen Erzeugnisse nahezu
ausschließlich im eigenen Betrieb der LuF verwendet und die Erzeugnisse im
Rahmen einer ersten Stufe der Be- und Verarbeitung, die noch dem luf. Bereich
zuzuordnen ist, hergestellt werden (R 135 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 EStR; glA Fels-
mann/Giere, A 356 [336 ff.]).
UE handelt es sich nicht um einen Nebenbetrieb, so lange keine Beteiligung am
allg. wirtschaftlichen Verkehr vorliegt. Gehen die ®bernommenen Rohstoffe (zB
Maische, Kl�rschlamm usw.) ggf. nach Be- und Verarbeitung (zB Kompostie-
rung) in den luf. Urproduktionskreislauf ein, so liegt eine luf. Bet�tigung vor.
Tritt der Landwirt in Konkurrenz zu gewerblichen M®llentsorgungsunterneh-
men, bet�tigt er sich ebenso gewerblich (zu letzterem wohl glA Felsmann/Giere,
A 336 und A 356), wie beim Handel mit diesen Roh- und Abfallstoffen (glA
K�hne/Wesche, Betriebliche Steuerlehre, 78; zur Bagatellisierung, Anm. 167).

c) Der landwirtschaftlichen Urproduktion dienende Nebenbetriebe

Verarbeitung von Getreide, Kartoffeln und Gem�se: Die Herstellung von
Mehl oder Futtermitteln aus eigenem Getreide zum Absatz stellt sich nach Fin-
Verw. noch als Nebenbetrieb iSv. Abs. 2 Nr. 1 dar (Abschn. 20 Buchst. e KStR;
Leinglrtner, Kap. 12 Rn. 58). Bez®glich der Mehlherstellung k½nnten hierge-
gen mit der j®ngeren Rspr. des BFH zum Nebenbetrieb aus Gr®nden der Wett-
bewerbsneutralit�t des StR Bedenken dahingehend vorgebracht werden, daß die
Mehlherstellung dem M®llerhandwerk vorbehalten ist.

GlA Mlrkle/Hiller, Rn. 179b; Mlrkle, Inf. 1989, 512; bez®glich M®hlenbetrieb als
gewerblich RFH v. 12. 12. 1934, StuW 1935 Nr. 81: auch bei Mitverarbeitung eigenen
Getreides bzw. Lohnfuhren f®r die M®hle; v. 27. 7. 1932, RStBl. 1932, 985: verpachte-
ter M®hlenbetrieb). Bei der Herstellung von Brot und Backwaren f®r den Eigenbedarf
stellt sich die Frage des luf. Nebenbetriebs nicht, da die Brot- und Backwarenherstel-
lung entweder als Bestandteil des luf. Betriebs oder außerbetrieblich aufgefaßt werden
kann (glA Leinglrtner, Kap. 12 Rn. 58). Sind Brot und Backwaren f®r den Absatz be-
stimmt, tritt Wettbewerb mit B�ckern auf, was sowohl nach den von uns f®r zutreffend
erachteten Grunds�tzen der Rspr. des BFH als auch nach Auffassung der FinVerw. (zB
Abschn. 20 Buchst. e KStR) die Nebenbetriebseigenschaft ausschließt (so auch Lein-
glrtner, Kap. 12 Rn. 58 unter Bezugnahme auf FG Rhld.-Pf. v. 27. 10. 1987, NWB-
Eilnachrichten 1988, 1759). Allerdings d®rfte regelm�ßig f®r die Erfassung eines ge-
werblichen Gewinns die Bagatellgrenze nicht ®berschritten sein (Anm. 164, 185 ff.,
dort auch zur Kritik an der Bagatellisierung; mit anderem Ansatz Leinglrtner,
Kap. 12 Rn. 58, der darauf abstellt, ob eine Gewerbeanzeige oder eine Eintragung in
die Handwerksrolle vorgeschrieben ist).

Entsprechendes gilt f®r die Be- und Verarbeitung von Kartoffeln und Gem®se.
Kartoffeltrocknung, die Konservierung, sofern sie nicht lediglich den Abschluß
der Urproduktion darstellt, von Gem®se, zB Kartoffelflocken usw.

RFH v. 18. 11. 1937, RStBl. 1938, 24; BFH v. 16. 8. 1979 I R 165/77, nv.; v.
12. 12. 1996 IV R 78/95, BStBl. II 1997, 427 [429]). Streit besteht etwa bez®glich der
Herstellung von St�rkemehl aus Kartoffeln (f®r die Zugeh½rigkeit zur Landwirtschaft
Abschn. 20 Buchst. a KStR; aA RFH v. 10. 7. 1942, RStBl., 861; Mlrkle/Hiller, Anl.
6), die Herstellung von Sirup aus Zuckerr®ben (Abschn. 20 Buchst. d) KStR; aA BFH
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v. 18. 5. 1962 V 167/59 U, BStBl. III, 297; Mlrkle/Hiller, aaO), von Sauerkraut aus
Weißkohl (f®r Nebenbetrieb Leinglrtner, Kap. 12 Rn. 57; dagegen RFH v.
22. 1. 1943, RStBl., 308; FG M®nster v. 28. 11. 1957 VI 481–483/66, Inf. L 1968, 209:
zur Frage ob eine Sauerkrautfabrik ein Nebenbetrieb sein kann sowie zu den Zukaufs-
grenzen; FG M®nster v. 8. 3. 1977, EFG 1977, 496, best�t. durch BFH v. 16. 2. 1982
VIII R 85/77, nv.; Mlrkle/Hiller, Anl. 6: gewerbliche Bearbeitung). UE kommt es
darauf an, ob noch die Haltbarmachung des luf. Produkts, oder eine weitere Verfeine-
rung oder Umformung zu einem anderen Produkt im Vordergrund steht, ggf., wie ver-
brauchergerecht das Produkt ist (s. auch Frotscher/Kuhlmann, § 13 Rn. 52).

Die Herstellung weiter veredelter Endprodukte, zB Kartoffel-Chips, Babynah-
rung, ist sch�dliche Bearbeitung luf. Urerzeugnisse (glA Mlrkle/Hiller, aaO,
Rn. 179b und Anl. 6). Hier ®berlagert die Herstellung neuer WG die Erzeugung
der zugrundeliegenden Urprodukte (vgl. auch RFH v. 23. 9. 1937, RStBl. 1937,
1299; FG Rhld.-Pf. v. 19. 6. 1975, EFG 1976, 2, rkr.). Insofern besteht auch
Konkurrenz zur gewerblichen Wirtschaft, die zur Annahme selbst�ndiger Ge-
werbebetriebe zwingt; nach Ansicht des BFH allerdings unter Ber®cksichtigung
einer Bagatellgrenze (Anm. 167). Zu den Grenzen der Be- und Verarbeitung bei
Tierzucht und Tierhaltung, Anm. 324.
Die Herstellung hochwertiger Erde (Regenwurmhumus, Blumenerde usw.)
kann uE mit bestimmten Maßgaben Nebenbetrieb sein.
Bei Brennereien sind die Vorgaben nach dem BranntwMonG sowie gewisse
Unterschiede in der stl. Sachbehandlung von Bedeutung. Eine Genossenschafts-
brennerei ist schon kraft Rechtsform kein luf. Nebenbetrieb der luf. Einzelbe-
triebe der Genossen (RFH v. 7. 3. 1940, RStBl., 488). Allerdings kann der Ge-
nossenschaftsanteil zum luf. BV geh½ren (Leinglrtner, Kap. 12 Rn. 48).
E Monopolgesetzliche Grundlagen: Das BranntwMonG (v. 8. 4. 1922, RGBl. I, 335,
405, zuletzt ge�ndert am 12. 7. 1996, BGBl. I, 962, 966) dient neben dem fiska-
lischen Zweck der Einnahmenerzielung dem agrarpolitischen Ziel, die Verwer-
tung landwirtschaftl. Rohstoffe zu f½rdern und die Ertragsf�higkeit der B½den
mit Hilfe landwirtschaftl. Brennereien durch Schlempeverf®tterung und dadurch
verursachte D®ngererzeugung zu steigern.

Scherping/Rusch, Das Deutsche Bundesrecht, VII D/82, 47 ff.; zur monopolrecht-
lichen Seite auch FG Rhld.-Pf. v. 19. 12. 1974, EFG 1975, 240, rkr.; zur Vergabe von
Brennrechten an Brennereien im Beitrittsgebiet, VO v. 27. 5. 1991, BGBl. I, 1194).
Beim Kornbranntwein und beim ablieferungspflichtigen Alkohol erfolgt die Mengen-
steuerung ®ber Brennrechte. �ber das Jahreskornbrennrecht hinaus hergestellter
Kornbranntwein ist an die BMonV abzuliefern; er unterliegt einem �berbrandabzug,
der prohibitiv wirkt (Scherping/Rusch, aaO, 49 f.).
Wird die gesetzliche Maßgabe nach § 25 BranntwMonG nicht eingehalten, kommt die
Annahme eines luf. Nebenbetriebs nicht in Betracht (glA Kleeberg in K/S/M, § 13
Rn. C 17).

E Korn- und Kartoffelbrennerei als Nebenbetrieb: Vom steuersch�dlichen Zukauf ab-
gesehen (BFH v. 7. 3. 1957 IV 447/55 U, BStBl. III, 165) kann eine Brennerei
dann als luf. Nebenbetrieb anerkannt werden (BFH v. 10. 11. 1983 IV R 86/80,
BStBl. II 1984, 152), wenn darin ®berwiegend im eigenen Hauptbetrieb erzeugte
Rohstoffe verarbeitet werden (BFH v. 27. 11. 1997 V R 78/93, BStBl. 1998, 359
zu § 24 Abs. 2 Satz 2 UStG). Die Annahme von Brennereien als luf. Nebenbe-
triebe iSv. Abs. 2 Nr. 1 bedingt die Erf®llung der allg. Voraussetzungen, insbes.
auch die f®r Be- und Verarbeitungsbetriebe (BFH v. 27. 11. 1997 V R 78/93,
BStBl. II 1998, 359 mwN). Luf. Nebenbetriebe k½nnen vor allem Korn- und
Kartoffelbrennereien sein. Eine Weiterverarbeitung des erzeugten Rohsprits zu
Feinsprit, dh. der Entzug des Fusel½ls durch einen Reinigungsprozeß (Rektifizie-
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rung) ist noch nicht sch�dlich (sch�dlich aber Herstellung von Branntwein-
erzeugnissen mit zus�tzlichen Essenzen, BMF v. 6. 10. 1983, DStZ B 1983,
373), selbst wenn der Feinsprit an eine eigene Spirituosenfabrik zur Verarbeitung
von Trinkbranntwein abgegeben wird, diese Spirituosenfabrik aber beurteilt
nach den allg. Kriterien einen eigenst�ndigen Gewerbebetrieb darstellt (BFH v.
16. 10. 1970 III R 25/69, BStBl. II 1971, 287, gleichlautende Erlasse der ober-
sten FinBeh. der L�nder v. 15. 6. 1971, BStBl. I, 324, IV A 2, 3; v. 25. 4. 1972,
BStBl. I, 352, IV F 2 je aus bewertungsrechtlicher Sicht). Eine Korn- und Kar-
toffelbrennerei kann Nebenbetrieb mehrerer Betriebe der LuF auch dann sein,
wenn deren Inhaber verschiedene Personen sind und ein Teil der Betriebsmittel
einem von ihnen allein geh½rt (RFH v. 26. 1. 1939, RStBl., 573; gleichlautende
Erlasse, aaO, IV A 4; Nds. FinMin. v. 24. 10. 1972, StEK EStG § 13 Nr. 204:
Kartoffelgemeinschaftsbrennerei in GbR). Nebenbetrieb iSv. Abs. 2 Nr. 1 kann
gegeben sein, wenn die Brennerei mitunternehmerisch betrieben wird, alle Mit-
unternehmer Landwirte sind und die sonstigen Voraussetzungen f®r die Annah-
me eines Nebenbetriebs vorliegen (vgl. hierzu auch RFH v. 16. 1. 1939, aaO;
Felsmann/Giere, A 339, 340). Eine Viehhaltung kann keinen Nebenbetrieb ei-
ner Kornbrennerei darstellen (FG D®ss. v. 12. 6. 1967, EFG 1968, 253, rkr.).
Wegen zu weitgehender Be- und Verarbeitung liegt kein Nebenbetrieb sondern
selbst�ndiger Gewerbebetrieb vor, wenn eine Kornbrennerei Trinkbranntwein
herstellt und diesen absetzt.

In Auseinandersetzung zur Rspr. des RFH, BFH v. 16. 10. 1970 III R 25/69, BStBl. II
1971, 287; BFH v. 23. 8. 1960 I 65/59, StRK EStG § 13 R. 82; gleichlautende Erlasse,
aaO IV A 3; Leinglrtner, Kap. 12 Rn. 46; Felsmann/Giere, A 334c; Lademann/Hil-
ler, § 13 Rn. 169; vgl. auch Abschn. 20 Buchst. b KStR, wonach die Herstellung von
Branntwein durch Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften noch Landwirtschaft
iSv. § 5 Abs. 1 Nr. 14 KStG ist.

E Abfindungsbrennerei als Nebenbetrieb: Die Regelungen des BranntwMonG f®r
Abfindungsbrennereien sind f®r die estrechtliche Beurteilung an sich nicht ver-
bindlich (Mlrkle/Hiller, Rn. 178; Felsmann/Giere, A 341), sollen aber die Ver-
kehrsauffassung f®r die Nebenbetriebseigenschaft durch Be- und Verarbeitung
wiedergeben (Leinglrtner, Kap. 12 Rn. 47). Nach FinVerw. ist bei einer Abfin-
dungsbrennerei die Annahme eines Nebenbetriebs etwa zu einem Wein- oder
Obstbaubetrieb auch dann m½glich, wenn Trinkbranntwein erzeugt und an End-
verbraucher abgegeben wird (Erl., aaO, IV B 3 zum BewG; Leinglrtner,
Kap. 12 Rn. 47; Felsmann/Giere, A 341). Werde die Brennerei regelm�ßig nicht
mehr als 20 Stoffbesitzern – § 36 Abs. 1 BranntwMonG, § 9 Brennereiordnung
– zum Abbrennen ihrer selbstgewonnenen Stoffe zur Verf®gung gestellt, so sei
aus diesem Grund allein noch kein Gewerbebetrieb anzunehmen, bei einer gr½-
ßeren Anzahl von Stoffbesitzern sei dies nach den Verh�ltnissen des Einzelfalls
zu pr®fen (aaO, IV B 4).
E Stellungnahme: UE ist fraglich, ob Kornbrennereien und Abfindungsbrenne-
reien unterschiedlich behandelt werden sollten (so aber offenbar Gleichlautende
Erlasse, aaO, IV Abschn. A 3 und Abschn. B 3). Diese Frage ist von der anzu-
strebenden Wettbewerbsneutralit�t der Besteuerung hervorgerufen (glA
Mlrkle/Hiller, Rn. 178). Von einer eigenen Gewinnermittlung f®r den selb-
st�ndigen Gewerbebetrieb „Abfindungsbrennerei“ w�re uE nur abzusehen,
wenn im Verh�ltnis zur LuF eine Bagatellisierung in Frage kommt (dazu
Anm. 167). Steht die Abfindungsbrennerei ®berwiegend anderen Stoffbesitzern
zur Verf®gung, scheidet uE von vornherein die Annahme eines Nebenbetriebs
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wegen Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 aus. Unabh�ngig davon kann auch bei einer Abfin-
dungsbrennerei ein steuersch�dlicher Zukauf vorliegen.
Bearbeitung von Hopfen (Brauerei): Die Aufbereitung (Pr�parierung) selbst-
erzeugten Hopfens und das Pressen in Ballen (Ballotierung) hat die Rspr. des
BFH als f®r die Annahme eines landwirtschaftl. Erzeugnisses unsch�dlich einge-
stuft, und zwar auch dann, wenn die Pr�parierung in einer gemeindlichen Pr�pa-
rieranstalt erfolgt (BFH v. 21. 10. 1954 V 179/54 U, BStBl. III 1955, 21). Eine
Brauerei, die eigenerzeugten Hopfen und eigenerzeugte Gerste verwendet, kann
nicht Nebenbetrieb zum luf. Betrieb sein (s. schon RFH v. 26. 1. 1933 III A 229,
StuW 1933 Nr. 314). Sie ist, vom Fall eines einheitlichen Betriebs abgesehen,
selbst�ndiger Gewerbebetrieb.

d) Der forstwirtschaftlichen Urproduktion dienende Nebenbetriebe

Szgewerke von Forstbetrieben k½nnen Nebenbetriebe iSv. Abs. 2 Nr. 1 sein,
wenn es sich nicht um selbst�ndige Gewerbebetriebe handelt (BFH v. 18.1. 1962
V 200/58 S, BStBl. III, 298), wenn die Zukaufsgrenzen nicht ®berschritten sind
und sie das eigene Rundholz nicht zu weitgehend bearbeiten, zB zu Brettern,
Bohlen, Balken und Latten (vgl. BFH v. 23. 1. 1958 V 113/56 U, BStBl. III, 137;
v. 29. 7. 1971 V R 55/67, HFR 1972, 127; zur Bewertung der Vorr�te zB
Schindler, BB 1966, 1020), wohl auch noch die Verarbeitung von Holzschnit-
zeln zu Holzbriketts (glA Felsmann/Giere, A 334 f). Lohnschnitt wird idR der
Zukaufsmenge zugerechnet (s. auch Kleeberg in K/S/M, § 13 C 30).
Intensivere Holzbearbeitung und M¨belherstellung schließt die Nebenbe-
triebseigenschaft aus.

Zum UStG aF: BFH v. 23. 1. 1958 V 113/56 U, BStBl. III, 137; v. 18. 1. 1962 V 200/
58 S, BStBl. III, 298; v. 29. 7. 1971 V R 55/67, HFR 1972, 127; zum BewG: gleichlau-
tende Erlasse der obersten FinBeh. der L�nder v. 15. 6. 1971, BStBl. I, 324, IV. E 1;
Abschn. 20 Buchst. f KStR; keine Bagatellgrenze, zB BMF v. 18. 10. 1960, Inf. L 1960,
375; Schwenke, Inf. 1972, 39; Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. C 30. GlA das Schrifttum:
Leinglrtner, Kap. 12 Rn. 54; Mlrkle/Hiller, Rn. 180; Felsmann/Giere, A 334 f
[346].

Str. ist die Frage, ob die Fertigung roh behauener Rundholzb�nke, Tische, Rund-
holzhocker, Brunnen und Blumentr½ge noch im Rahmen eines luf. Nebenbe-
triebs hergestellt werden k½nnen (verneinend Lademann/Hiller, § 13
Anm. 169 f; Felsmann/Giere, A 334 f. mit Hinweis auf eine angebliche aA des
FG Ba.-W®rtt. im Urt. v. 28. 9. 1979 IX 166/78, nv. UE zu Recht vertritt die
FinVerw. die Auffassung, daß ein S�gewerk Nebenbetrieb mehrerer Betriebe der
LuF sein kann und zwar auch dann, wenn deren Inhaber verschiedene Personen
sind und ein Teil der Betriebsmittel des S�gewerks einem von ihnen allein geh½rt
(gleichlautende Erlasse, aaO, IV. E 2; vgl. entsprechend auch RFH v. 26. 1. 1939,
RStBl., 573).
Bei Papierfabriken d®rfte mit dem heutigen Stand der Entwicklung regelm�ßig
die dienende Funktion gegen®ber einem Forstbetrieb fehlen; die Annahme eines
luf. Nebenbetriebs scheidet daher aus (Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. C 10; vgl.
aber noch RFH v. 27. 7. 1932, RStBl., 982).
Eine K¨hlerei kann einen Nebenbetrieb zu einem forstwirtschaftlich Betrieb
darstellen, kommt aber heute im Wirtschaftleben kaum noch vor.
Imprzgnierwerk: Aufwendigeres Impr�gnieren von Holz zur Haltbarmachung,
etwa im Kesseldruckverfahren, geht ®ber die Bearbeitung im Bereich eines luf.
Nebenbetriebs hinaus (glA Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. C 29).
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Wildgehege sind grds. auch dann keine luf. Nebenbetriebe, sondern selbst�ndi-
ge Gewerbebetriebe, wenn sie auf forstwirtschaftlich genutzten Fl�chen betrie-
ben werden (s. Anm. 250; aA Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. C 31, wenn sie im
wesentlichen heimische Tierarten umfassen).

e) Dem Wein- und Obstbau dienende Nebenbetriebe

Weinherstellung: Der Begriff des Weinbaus iSv. Abs. 1 Nr. 1 umfaßt nach der
Rspr. des BFH auch – vom sch�dlichen Zukauf abgesehen (dazu zB BFH v.
11. 10. 1988 VIII R 419/83, BStBl. II 1989, 284) – noch die Herstellung des
Weins durch Mosten, Keltern und Lagern (BFH v. 27. 11. 1997 V R 78/93,
BStBl. II 1998, 359 [360]; v. 27. 2. 1987 III R 270/83, BFH/NV 1988, 85; glA
Mlrkle/Hiller, Rn. 179; Felsmann/Pape, A 146a). Als Vorstufe der Weinher-
stellung ist die Traubensaftherstellung anzusehen und mithin ebenfalls – im Ge-
gensatz zur sonstigen Obstsaftherstellung von Obstbaubetrieben – der Urpro-
duktion zugeh½rig (glA Frotscher/Kuhlmann, § 13 Rn. 52 aE). Insofern stellt
sich diesbez®glich die Frage des Nebenbetriebs nicht (offen geblieben in BFH v.
11. 10. 1988 VIII R 419/83, BStBl. II 1989, 284 [286]).
Sektherstellung: Die Weiterverarbeitung des Weins zu Sekt wird von der Fin-
Verw. als der ersten Verarbeitungsstufe zugeh½rig erachtet (glA Kleeberg in K/
S/M, § 13 Rn. C 32; Engel, Inf. 1991, 412) und demnach bei Vorliegen der ®bri-
gen Merkmale als Nebenbetrieb eingeordnet, wenn der Sekt aus Grundweinen
des Weinbaubetriebs hergestellt wird, der ausschließlich aus selbsterzeugten
Trauben dieses Betriebs gewonnen worden ist. Lohnversektung ist hiernach
nicht sch�dlich. Der Sekt muß allerdings als Erzeugnis des Weinbaubetriebs un-
ter Angabe der Rebsorten, des Jahrgangs, der geographischen Herkunft und des
Weingutes in sinngem�ßer Anwendung der bezeichnungsrechtlichen Vorschrif-
ten f®r Schaumwein gekennzeichnet sein (dies halten Mlrkle/Hiller, Rn. 179a
f®r entbehrlich) und vom Weinbaubetrieb vermarktet werden.

BMF v. 18. 11. 1996, BStBl. I, 1434). Es gelten nach FinVerw. im ®brigen die Maß-
gaben des R 135 Abs. 3 Satz 2 EStR – Maßgaben f®r Produkte der zweiten = gewerb-
lichen Verarbeitungsstufe, wenn diese zur Angebotsabrundung im Rahmen der Direkt-
vermarktung eigener luf. Produkte abgegeben werden (insoweit ist bez®glich des
Zukaufs von Schaumwein BMF v. 7. 12. 1987 und FG Rhld.-Pf. v. 2. 7. 1986, EFG
1987, 93, rkr., teilw., dh. mit Ausnahme der R 135 Abs. 5 Satz 3 EStR ®berholt; Mit-
terpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 12b, f®r den Zukauf im ®brigen allgemein die Maßga-
ben des R 135 Abs. 5 EStR sowie OFD K½ln v. 21. 5. 1997, StEK EStG § 13 Nr. 649
Tz. 2; zustimmend Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 12a; zu Winzergenossenschaf-
ten etc, BMF v. 7. 12. 1987, StEK EStG § 13 Nr. 498).

UE ist der Standpunkt der FinVerw. nicht bedenkenfrei (R 135 Abs. 3 Satz 1
EStR f®hrt nach Felsmann/Giere, A 342 zu einer Ausweitung bez®glich der luf.
Sektherstellung). Folgt man der von uns f®r zutreffend erachteten Auffassung
des BFH, wonach die Einteilung in Verarbeitungsstufen f®r die Frage des Ne-
benbetriebs nicht in jeder Hinsicht tauglich ist (Anm. 320), kommt es wesentlich
darauf an, ob mit der Herstellung und dem Vertrieb von Winzersekt der Winzer
in namhafte Konkurrenz mit der gewerblichen Wirtschaft tritt. Dies ist uE nicht
von der Hand zu weisen.
Fruchtszfte, Most: Die Verarbeitung von Obst eines Obstbaubetriebs in
Fruchts�fte und Most kann noch im Rahmen eines luf. Nebenbetriebs erfolgen
(glA zB Mlrkle/Hiller, VIII., Rn. 179; Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. C 36
„Obstverarbeitung“; aA Frotscher/Kuhlmann, § 13 Rn. 52 aE: gewerbliches
Erzeugnis).
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Absatz selbsterzeugter Getrznke: Werden Wein und andere selbsterzeugte
Getr�nke ausgeschenkt, ist dies lediglich eine Form des Absatzes landwirtschaftl.
Produkte (vgl. BFH v. 30. 8. 1960 I 108/59, BStBl. III, 460; R 135 Abs. 8 Satz 1
EStR) und damit noch Teil der Urproduktion und nicht Gegenstand eines Ne-
benbetriebs. Wegen eines dar®ber hinausgehenden Angebots auch an zugekauf-
ten Produkten bzw. Dienstleistungen, Anm. 183).

f) Der Tierzucht und Tierhaltung dienende Nebenbetriebe

Die Herstellung von Milchprodukten (Trinkmilch, Butter, Quark, K�se aus
eigener Milcherzeugung) f®r den Eigenverbrauch ist integrierter Bestandteil des
luf. Betriebs. Sind die genannten Produkte f®r den Markt bestimmt und sind sie
als nur geringf®gig bearbeitete luf. Erzeugnisse einzuordnen, lassen sie grds. die
Annahme eines luf. Nebenbetriebs iSv. Abs. 2 Nr. 1 zu. Auch etwa die Herstel-
lung von Butter, Joghurt (uE zweifelhaft bei Fruchtzus�tzen), Sahne, Frischk�se,
Quark, Magermilch, Milchpulver, Molkensirup usw. kann noch im Rahmen eines
luf. Nebenbetriebs stattfinden.

GlA FG Schl.-Holst. v. 31. 8. 1961, EFG 1962, 69, rkr.: Schlagsahne; Nds. FG v.
28. 10. 1966, Inf. L 1967, 48; Mlrkle/Hiller, Anl. 6, Felsmann/Giere, A 334b, der
zum Teil darauf abstellt, ob der Anteil der Milch oder der Molke mindestens 75 vH des
Fertigerzeugnisses betr�gt; zT aA Engel, Inf. 1991, 412 [414], der bei aufwendigerer
technischer Ausstattung Gewerbebetrieb annimmt.

Betont man auch hier neben der Verkehrsauffassung den Gedanken der Wettbe-
werbsneutralit�t des StR (s. Anm. 319), muß die Verarbeitung von Milch zu edle-
ren K�sesorten und damit die Konkurrenz zu gewerblichen K�sereien sch�dlich
sein. Nicht mehr als Nebenbetrieb in Betracht kommt die Herstellung von Kon-
densmilch, Speiseeis, Verhefung von Molke zu N�hrhefe und Kefirpulver, Dres-
sing sowie die Herstellung von Heilmitteln oder Essenzen hierzu aus Milch
(Mlrkle/Hiller, aaO; Lademann/Hiller, § 13 Rn. 167 f; Felsmann/Giere, A
334b). Kein Nebenbetrieb sondern selbst�ndiger Gewerbebetrieb liegt vor,
wenn eine Molkerei (Meierei) betrieben wird, die ®berwiegend angekaufte Milch
verarbeitet (RFH v. 20. 10. 1932, RStBl., 1095).
Das Schlachten, Zerlegen und die Weiterverarbeitung von Fleisch, der
Tiere, die landwirtschaftlich erzeugt und gehalten werden ist f®r den Eigenver-
brauch (Hausschlachtung) Bestandteil der Landwirtschaft (glA Mlrkle/Hiller,
Rn. 182). Sind die Ergebnisse der Hausschlachtung f®r den Verkauf bestimmt,
liegt uE an sich Gewerbebetrieb vor (aA Leinglrtner, Kap. 12 Rn. 51, der dar-
auf abstellt, ob nach den gewerberechtlichen, veterin�rrechtlichen und hand-
werksrechtlichen Bestimmungen Vorrichtungen und Erlaubnisse erforderlich
sind oder nicht). Die Rspr. des BFH beachtet hierf®r aber eine Bagatellgrenze
(zur Kritik Anm. 167). Das Schlachten und Zerlegen von Mastschweinen und
anderem selbsterzeugten Vieh in H�lften, bei Mastrindern auch in Viertel, zum
Absatz wird von der FinVerw. noch als luf. Nebenbetrieb eingeordnet (Erl.
NRW v. 8. 7. 1975, StEK BewG 1965 § 34 Nr. 29; v. 30. 12. 1977, StEK BewG
1965 § 34 Nr. 31). Auch das weitere Zerlegen der als Tierh�lften oder -viertel
verkauften Waren auf Wunsch des K�ufers ist als marktgerechtes Herrichten
noch der Landwirtschaft zuzurechnen (Erl. NRW v. 28. 4. 1977, StEK BewG
1965 § 42 Nr. 12).

Nach BFH geht die w½chentliche Schlachtung von ein bis zwei Mastschweinen und de-
ren Verarbeitung zu Schinken und Wurstwaren zum Absatz auf dem Bauernmarkt ®ber
eine geringf®gige Bearbeitung landwirtschaftl. Urerzeugnisse weit hinaus und tritt in
Konkurrenz zum Metzgerhandwerk. Die Annahme eines luf. Nebenbetriebs ist damit
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ausgeschlossen (BFH v. 12. 12. 1996 IV R 78/95, BStBl. II 1997, 427, dort auch zur
Nichterfassung von Gewinnen bei Bagatellbetrieben; auch schon FinMin. Ba.-W®rtt. v.
12. 5. 1977, DStZ B 1977, 204).

g) Der Teichwirtschaft und Binnenfischerei dienende Nebenbetriebe

Das R�uchern ganzer Fische, zB Forellen und Aale kann noch als Haltbarma-
chung und mithin als Abschluß der Urproduktion aufgefaßt werden (glA Fels-
mann/Giere, A 345; aA Nds. FG v. 25. 11. 1966, Inf. 1967, 80: in gewerblichen
Betrieben ger�ucherte Aale aus eigenen F�ngen kein landwirtschaftliches Er-
zeugnis; Bl�mich/Selder, § 13 Rn. 174: Nebenbetrieb), es sei denn, wenn die
R�ucherung in einem eigenen Gewerbebetrieb erfolgt (Nds. FG v. 25. 11. 1966,
aaO). Werden Forellen zu R�ucherforellenfilets verarbeitet, kann es sich um ei-
nen Nebenbetrieb handeln, wenn die ®brigen Voraussetzungen erf®llt sind und
namentlich die Forellen nicht ®berwiegend zugekauft sind.

Vgl. schon gleichlautende Erl. der L�nder v. 15. 6. 1971, BStBl. I, 324, IV. C zum
BewG; Lademann/Hiller, § 13 Rn. 20b; aber OFD K½ln v. 21, 5, 1997, StEK EStG
§ 13 Tz. 2.3: bloße Angebotsabrundung durch ein Produkt der zweiten Bearbeitungs-
stufe; Schmidt/Seeger XXII. § 13 Rn. 93; Leinglrtner, Kap. 12 Rn. 53; eine aA wird
uE auch nicht von BFH v. 15. 11. 1956 IV 430/55 U, BStBl. III 1957, 37 vertreten.

Einstweilen frei.

3. Dienstleistungen und Energieerzeugung im Nebenbetrieb

Dienst- und Werkleistungen f®r Dritte sind im allgemeinen gewerblich
(Anm. 185). Daher k½nnen sie Gegenstand eines Nebenbetriebs sein, sofern die
notwendige Beziehung zum luf. Betrieb als Hauptbetrieb besteht.

BFH v. 15. 11. 1956 IV 61/55 U, BStBl. III 1957, 26 zur Bef½rderung von Milch ande-
rer Landwirte zur Molkerei; Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 57 und Schild, Inf.
1997, 221: wenn der Rohgewinn aus der Erbringung von Dienstleistungen innerhalb
des Nebenbetriebs mehr als 10 vH des gesamten Rohgewinns des Nebenbetriebs aus-
macht; die Grenzen des R 135 Abs. 10 S�tze 3 und 4 EStR seien nicht heranzuziehen.

Energieerzeugung durch Wind-, Solar- und Wasserkraft im eigenen luf. Be-
trieb zum Eigenverbrauch ist Bestandteil des luf. Betriebs. Die Frage des Neben-
betriebs stellt sich dann nicht.
F®r den Fall der entgeltlichen Abgabe der Energie geht die FinVerw. in R 135
Abs. 11 Satz 1 EStR davon aus, daß es sich bei der Erzeugung von Energie, zB
durch Wind-, Solar- oder Wasserkraft, nicht um die planm�ßige Nutzung der na-
t®rlichen Kr�fte des Bodens iSv. R 135 Abs. 1 Satz 1 EStR und mithin nicht um
LuF handelt. Die Annahme eines Nebenbetriebs iSv. Abs. 2 Nr. 1 kommt nach
FinVerw., bei Vorliegen der Voraussetzungen von der Erzeugung von Biogas ab-
gesehen, nicht in Betracht, weil keine Be- und Verarbeitung von Rohstoffen und
damit auch nicht eine nahezu ausschließliche Verwendung der dabei gewonne-
nen Erzeugnisse im eigenen Betrieb der LuF erfolgt (R 135 Abs. 11 Satz 2 EStR;
glA offenbarMlrkle/Hiller, Rn. 181 a; Felsmann/Giere, A 347). Dagegen sieht
die FinVerw. bei ®berwiegendem Verbrauch der erzeugten Energie im luf. Be-
trieb offenbar auch bez®glich des abgegebenen �berschusses einen integrierten
Bestandteil der LuF (R 135 Abs. 11 Satz 3 EStR).
UE im Ergebnis zutreffend. Allerdings verengt Abs. 2 Nr. 1 nicht, wie die Fin-
Verw. annimmt, den luf. Nebenbetrieb auf die Be- und Verarbeitung von luf. Ur-
produktion. Auch die FinVerw. muß hiervon bei den Substanzbetrieben eine
Ausnahme zulassen, wenn die gewonnene Substanz ®berwiegend im eigenen luf.
Betrieb verwendet und nur der �berschuß ver�ußert wird (R 135 Abs. 3 Satz 3
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EStR). Da Energieerzeugung keine luf. Bet�tigung ist (R 135 Abs. 11 Satz 1
EStR), muß man sie bei Vorliegen der ®brigen Voraussetzungen des § 15 Abs. 2
Satz 1 f®r gewerblich halten. Es stellt sich dann uE sehr wohl die Frage, ob die-
ser Gewerbebetrieb ausnahmsweise ein luf. Nebenbetrieb ist, wenn die Voraus-
setzungen des Abs. 2 Nr. 1 vorliegen. UE ist dies jedenfalls der Fall, wenn die er-
zeugte Energie ®berwiegend im eigenen luf. Betrieb verbraucht wird und der
�berschuß entgeltlich abgegeben wird.

So fr®her wohl auch OFD Kiel v. 8. 6. 1988, StEK EStG § 13 Nr. 513; ein derartiger
Sachverhalt k½nnte etwa dem BFH v. 23. 1. 1969 IV R 36/68, BStBl. II, 340 zugrunde
gelegen haben, das im Streitfall ein Elektrizit�tswerk als Nebenbetrieb eines luf. Be-
triebs ansah; glA offenbar Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. C 36 „Wasserkraftanlage“; wie
hier auch Frotscher/Kuhlmann, § 13 Rn. 50. F®r geringere Grenzen zB Koepsell/
Fischer-Tobies, Inf. 1992, 409: „30 vH“.

Wird die erzeugte Energie ®berwiegend entgeltlich in ein Versorgungsnetz abge-
geben, handelt es sich um einen selbstst�ndigen ggf. gewerblichen Betrieb
„Energieerzeugung“, wenn ein Totalgewinn erzielt werden kann. Letzteres
d®rfte regelm�ßig zu verneinen sein, wenn die Einspeisungsverg®tung lediglich
h½chstens die Erzeugerkosten abdeckt.
Bei Biogaserzeugung durch Land- und Forstwirte h�lt die FinVerw. die An-
nahme eines Nebenbetriebs f®r m½glich (R 135 Abs. 11 Satz 4 iVm. Abs. 3
EStR; auch Felsmann/Giere, A 343: Produkt der ersten Verarbeitungsstufe),
wenn die Biomasse ®berwiegend im eigenen Betrieb erzeugt wird (Mengenver-
gleich, ggf. erzielbare Biogas- bzw. Strommenge, vgl. Felsmann/Giere, A 343a;
Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 54a) und das Biogas ®berwiegend zum
Verkauf bestimmt ist oder wenn die Biomasse entgeltlich erworben wird, das
Biogas nahezu ausschließlich im eigenen Betrieb Verwendung findet (OFD
K½ln v. 21. 5. 1997, StEK EStG § 13 Nr. 649 Tz. 2.2; letzteres ist uE integrierter
Bestandteil des luf. Betriebs, nicht Nebenbetrieb), Gewerbebetrieb, wenn die
eingesetzte Biomasse ®berwiegend zugekauft wird und das erzeugte Biogas
®berwiegend zum Verkauf bestimmt ist (vgl. auch die vorangegangen Weisungs-
lage nach dem FinMin. NRW v. 9. 7. 1985, StEK EStG § 13 Nr. 466; glA
Mlrkle/Hiller, Rn. 181). Eine gewerbliche T�tigkeit ist jedenfalls anzunehmen,
wenn das erzeugte Roh-Biogas durch weitere Bearbeitung zu einem zum Ver-
kauf bestimmten Produkt anderer Marktg�ngigkeit wird (glA Bl�mich/Selder,
§ 13 Rn. 174 „Biogaserzeugung“), insbes. wenn es der Erzeugung und dem Ver-
kauf anderer Energieformen (zB Heißwasser oder Strom) dient (glA Felsmann/
Giere, A 343: zweite Bearbeitungsstufe; dort auch zum gegenteiligen Stand-
punkt der FinVerw.).
Die gemeinschaftliche Energieerzeugung kann Nebenbetrieb eine Mitunter-
nehmerschaft sein, wenn alle Mitunternehmer Land- und Forstwirte sind (glA
Felsmann/Giere, A 343a).

Einstweilen frei.

4. Substanzbetriebe als Nebenbetriebe

Aus § 15 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 folgt, daß zu den Eink®nften aus Gewerbebetrieb
auch solche aus gewerblicher Bodenbewirtschaftung geh½ren, zB aus Bergbau-
unternehmen und aus Betrieben zur Gewinnung von Torf, Steinen und Erden,
soweit sie nicht luf. Nebenbetriebe sind. Demnach ist von Gesetzes wegen da-
von auszugehen, daß Substanzbetriebe luf. Nebenbetriebe sein k½nnen (s. auch
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schon RFH v. 23. 12. 1936, RStBl. 1937, 677 zu einer Kiesgrube). Zu Substanz-
betrieben auch Anm. 202 ff.
Unter Substanzbetrieben wird Abbauland iSd. § 43 BewG verstanden (R 135
Abs. 3 Satz 3 EStR). Grundeigent®mermineralien geh½ren grds, auch wenn sie
als WG in Erscheinung getreten sind, nicht zum luf. BV. Rspr. (BFH v.
19. 1. 1982 VIII B 57/80, BStBl. II, 526; RFH v. 2. 6. 1932, RStBl., 774) und
FinVerw. (R 135 Abs. 3 Satz 3 EStR; schon L�nderlasse v. 9. 8. 1974, BStBl. I,
635) erkennen den Abbau von Sand, Kies, Torf usw. durch den Land- und
Forstwirt auf seinem Grund und Boden als luf Nebenbetrieb iSv. Abs. 2 Nr. 1
an, wenn die gewonnene Substanz ®berwiegend im eigenen luf. Betrieb verwen-
det wird. Ist dies von vornherein so vorgesehen und wird dies auch verwirklicht,
ist das Mineral ab seiner Entstehung notwendiges luf. BV (glA Lademann/
Hiller, § 13 Rn. 77) bzw stellen die Erl½se f®r ver�ußerte Substanzen luf. BE
dar. Fehlende Verwirklichung l�ßt auf eine gegenteilige urspr®ngliche Absicht
schließen. Geh½rt die Wohnung des Land- und Forstwirts nicht mehr zum luf.
BV, ist diesbez®glich verbauter Kies und Sand nicht im eigenen luf. Betrieb ver-
wendet. �ndern sich die Verh�ltnisse, kann sich dies bez®glich des bisherigen
luf. Nebenbetriebs als Strukurwandel zum gewerblichen Betrieb darstellen, ggf.
aber auch als geduldetes luf. BV (§ 4 Abs. 1 Satz 4), wenn etwa ein Ausbeute-
vertrag mit einem Dritten abgeschlossen wurde und nunmehr Pachteinnahmen
(= luf. BE) anfallen (glA Felsmann/K�nig, A 1189). Werden vom Dritten regel-
m�ßig mehr als 50 vH der gef½rderten Menge f®r den eigenen luf. Betrieb bezo-
gen, kann uE trotz dieses Umstands nicht von einem luf. Nebenbetrieb ausge-
gangen werden, da keine Identit�t in der Betriebsinhaberschaft besteht (aA
Lademann/Hiller, § 13 Rn. 76).
Die weitere Verarbeitung von Substanz, etwa in einer Ziegelei, findet grds. im
Rahmen eines selbst�ndigen Gewerbebetriebs statt (RFH v. 12. 1. 1939, RStBl.,
605; v. 2. 6. 1932, RStBl., 774).

Einstweilen frei.

B. Der Nutzungswert der Wohnung, die Baudenkmal ist
(Abs. 2 Nr. 2)

Schrifttum ab 1990 (zu �lterem Schrifttum s. Leinglrtner/Zaisch, 2. Aufl. Kap. 14 vor
Rz. 393): Hartmann/Paus, Das WohnungsbauFG, Inf. 1990, 73; Paus, Eigengenutzte
Wohnungen im Betriebsverm½gen, DB 1990, 811; Pape, Folgen der Nutzungs®berlassung
in der LuF bei Vereinbarungen zwischen Angeh½rigen, Inf. 1991, 49; Stephan, Zu einer
sinngem�ßen Anwendung der großen �bergangsregelung des § 52 Abs. 15 und 21 EStG
in den neuen Bundesl�ndern, DB 1992, 711; Wacker, Aktuelle Einzelfragen zur Entnah-
me von Grundst®cken aus dem Betriebsverm½gen, BB Beil. 1994 Nr. 18; B. Meyer, Die
Neuregelung der privaten Wohneigentumsf½rderung, FR 1996, 45, 98; Scheich, Probleme
der Wohnungsentnahme anl�ßlich des Wegfalls der Nutzungswertbesteuerung, Inf. 1997,
584; Hiller, Stfreie Entnahme oder Ver�ußerung der Wohnung – Eine kritische Ausein-
andersetzung mit der Verwaltungsauffassung und der gesetzlichen Regelung zur Nut-
zungswertbesteuerung, Inf. 1998, 449; Engel, Besteuerung der Land- und Forstwirtschaft
– �nderungen durch das StEntlG 1999/2000/2002, NWB F. 3d, 613 (19/1999); Paus,
Werbungskostenabzug bei Wegfall der Nutzungsbesteuerung, DStZ 1999, 296; Kanzler,
Abwahl der Nutzungswertbesteuerung bei landwirtschaftlichen Wohnh�usern, FR 2000,
1053; v. Sch�nberg, Nutzungswertbesteuerung des Wohnhauses eines Land- oder Forst-
wirts und Eink®nftequalifikation bei werdenden Land- und Forstwirten, HFR 2001, 864;
Kanzler, Stfreie Entnahme eines Hausgartens bei Abwahl der Nutzungswertbesteuerung,
FR 2002, 639.
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I. Allgemeine Erlzuterungen zu Abs. 2 Nr. 2

1. �berblick zu den Regelungen zur Wohnung des Land- und Forstwirts
Die fr®her in Abs. 2 Nr. 2 aF (Nutzungswertbesteuerung) und § 52 Abs. 15 aF
(�bergangsregelung zur Konsumgutbesteuerung) f®r alle Wohnungen im luf.
BV enthaltenen Regelungen sind nun in Abs. 2 und Abs. 4 beschr�nkt auf Woh-
nungen enthalten, die Baudenkm�ler sind; das fr®her in § 52 Abs. 15 Satz 10 aF
enthaltene Entnahmeprivileg f®r Grundst®cke zum Bau eigengenutzter oder Al-
tenteilerwohnungen ist nun in Abs. 5 geregelt.
Abs. 2 Nr. 2 bestimmt, daß der Nutzungswert der Wohnung des Stpfl. bei den
Eink®nften aus LuF zu erfassen ist, wenn sie die bei Betrieben gleicher Art
®bliche Gr½ße nicht ®berschreitet und das Geb�ude ein Baudenkmal ist.
Abs. 4 Satz 1 beschr�nkt die Besteuerung des Nutzungswerts auf solche denk-
malgesch®tzte Wohnungen, die bereits im VZ 1986, also zur Zeit des Wegfalls
der Nutzungswertbesteuerung, zum BV des Stpfl. geh½rten (s. Anm. 374).
Abs. 4 Sztze 2–6 treffen Regelungen f®r den idR stfreien �bergang denkmalge-
sch®tzter Wohnungen vom BV ins PV (s. Anm. 375 ff.).
Abs. 5 sieht stfreie Bodenentnahmen bei Errichtung eigengenutzter Wohnun-
gen und von Altenteilerwohnungen vor. Dieses Entnahmeprivileg gilt nach § 15
Abs. 1 Satz 3 und § 18 Abs. 4 Satz 1 auch f®r Gewerbetreibende und Freiberufler, „so-
fern das Grundst®ck im Veranlagungszeitraum 1986 zu einem gewerblichen
(bzw. der selbst�ndigen Arbeit dienenden) Betriebsverm½gen geh½rt hat“ (s.
Anm. 390 ff.).

2. Rechtsentwicklung der Nutzungswertbesteuerung bei den Eink�nften
aus Land- und Forstwirtschaft

Bis zum 31. 12. 1986 wurde der Nutzungswert der Wohnung des Land- und
Forstwirts bei den Eink®nften aus LuF erfaßt; die Wohnung geh½rte zum BV
des luf. Betriebs (s. Anm. 346 ff.). Diese Nutzungswertbesteuerung galt seit dem
EStG 1925 (§ 27); davor geh½rte der Wohnungswert ebenso wie die Eink®nfte
aus dem Betrieb der LuF zum Einkommen aus Grundbesitz (§ 6 Nr. 2 und 3
EStG 1920).
WohneigFG v. 15. 5. 1986 (BGBl. I, 730; BStBl. I, 278): Nach der Anwen-
dungsvorschrift in § 52 Abs. 15 war Abs. 2 Nr. 2 (Nutzungswertbesteuerung der
Wohnung im luf. BV) letztmals f®r den VZ 1986 anzuwenden. Wurde die Nut-
zungswertbesteuerung fortgef®hrt, so endete sie zwangsweise sp�testens zum
31. 12. 1998. In jedem Fall konnte die Wohnung stfrei aus dem BV entnommen
werden.
StReformG 1990 v. 25. 7. 1988 (BGBl. I, 1093; BStBl. I, 224): Die �bergangs-
regelung in § 52 Abs. 15 wurde um einen neuen Satz 10 erg�nzt. Danach blieben
Entnahmegewinne stfrei, wenn der Grund und Boden dadurch entnommen
wurde, daß auf ihm die Wohnung des Stpfl. oder eine Altenteilerwohnung er-
richtet wird. Erweiterung auf die anderen betrieblichen Einkunftsarten durch
Satz 11.
WoBauFG v. 22. 12. 1989 (BGBl. I, 2408; BStBl. I, 205): Der �bergangsrege-
lung in § 52 Abs. 15 wurde ein neuer Satz 12 angef®gt. Danach war die Nut-
zungswertbesteuerung f®r selbstgenutzte Wohnungen in denkmalgesch®tzten
Betriebsgeb�uden und ihre stfreie Entnahme auch ®ber den 31. 12. 1998 m½g-
lich.
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StEntlG 1999/2000/2002 v. 24. 3. 1999 (BGBl. I 1999, 402; BStBl. I 1999,
304): Die Abs. 2, 4 und 5 wurden wegen Wegfalls des § 52 Abs. 15 ge�ndert. Da-
nach wird der Nutzungswert denkmalgesch®tzter Wohnungen weiter bei den
Eink®nften aus LuF erfaßt (Abs. 2 Nr. 2). Ihre Entnahme ist gem. Abs. 4 auch
nach 1998 ebenso stfrei (s. Anm. 379), wie die Entnahme luf. Grund und Bo-
dens zur Errichtung eigener oder durch Altenteiler genutzter Wohnungen gem.
Abs. 5 (s. Anm. 391 aE).

3. Bedeutung und Verfassungsmzßigkeit der Nutzungswertbesteuerung
f�r Baudenkmale (Abs. 2 Nr. 2)

Schrifttum: Stephan, Zur Verfassungswidrigkeit des § 52 Abs. 15 Satz 12 EStG, DB
1990, 1157; Herder, § 52 Abs. 15 Satz 12 EStG – Bemerkungen zu einer angeblich h½chst
bedenklichen Norm, Inf. 3/1991, III; Bansemer, Denkmalschutz im Steuerrecht, Wiesba-
den 1992; Wegener, Beratungserfordernisse im Hinblick auf das Auslaufen der �ber-
gangsregelung gem. § 52 Abs. 15 EStG, HLBS Report 4/98, 3; Rinck, Muß zu einem Hof
oder Landgut ein Wohnhaus geh½ren?, AgrarR 1998, 179; Hiller, Steuerfreie Entnahme
oder Ver�ußerung der Wohnung, Inf. 1998, 449; Kleeberg, Die eigengenutzte Wohnung
in einem zu einem Betriebsverm½gen geh½renden Baudenkmal, FR 1998, 774; s. auch das
Schrifttum vor Anm. 340.

Mit der urspr®nglichen Bedeutung der Zuordnung luf. Wohnungen zum BV hat
die Nutzungswertbesteuerung f®r Baudenkmale nichts zu tun. Dieser Bedeu-
tungswandel begr®ndet zugleich die verfassungsrechtlichen Zweifel an der Rege-
lung.
Die Bedeutung der Nutzungswertbesteuerung sah die Rspr. urspr®nglich in
dem engen Bezug der Wohnung zum luf. Betrieb und im Familienbezug der
Eink®nfte aus LuF: Die Wohnung ist Mittelpunkt der luf. T�tigkeit, die auch
eine st�ndige �berwachung des Hofs erfordert (RFH v. 11. 11. 1931, RStBl.
1932, 389; BFH v. 4. 4. 1968 IV 210/61, BStBl. II, 411). Davon geht auch im-
mer noch die bewertungsrechtliche Zuordnung zum luf. Verm½gen aus (§ 34
Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 3 BewG). Wurde die betriebs®bliche Gr½ße ®berschritten,
dann war der Nutzungswert bei den Eink®nften aus VuV zu versteuern. Wurde
die Nutzungswertbesteuerung urspr®nglich ua. mit dem Gleichbehandlungs-
grundsatz gerechtfertigt, weil Mieter gegen®ber Eigent®mern nicht benachteiligt
sein sollten (BVerfG v. 3. 12. 1958 1 BvR 488/57, BVerfGE 9, 3), so ist die
StBelastung im Laufe der Zeit vielfach in eine Beg®nstigung umgeschlagen, weil
AfA und Schuldzinsen zu erheblichen ausgleichsf�higen Verlusten f®hrten. Ent-
sprach der Wegfall der Nutzungswertbesteuerung daher dem Grundsatz der Be-
steuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsf�higkeit, so erweist sich die Bei-
behaltung der Nutzungswertbesteuerung f®r Baudenkmale (wie etwa auch
Schl½sser und Herrenh�user) als StBeg®nstigung, die den jederzeitigen �ber-
gang zur sog. Privatgutl½sung erlaubt, wenn der BA-Abzug keine Vorteile mehr
verspricht (vgl. Hiller, Inf. 1998, 450 „Adelsprivileg“).
Die Fortf�hrung der Nutzungswertbesteuerung f®r Baudenkmale wird von
der hM im Schrifttum aus unterschiedlichen Gr®nden f®r verfassungswidrig ge-
halten, weil sie denkmalgesch®tzte Wohnungen im PV nicht erfaßt, ausschließ-
lich Land- und Forstwirte beg®nstigt und weil die Nichtbeg®nstigung unentgelt-
licher Nutzungs®berlassung als sachfremde Differenzierung beurteilt wird.

Grundlegend zur gleichlautenden Regelung des § 52 Abs. 15 Satz 12 aF: Stephan, DB
1990, 1157; glA Hartmann/Paus, Inf. 1990, 76; Hiller, Inf. 1998, 450; Leinglrtner/
Kanzler, Kap. 17 Rn. 68; Mlrkle/Hiller, Rn. 230; Obermeier, Das selbstgenutzte
Wohneigentum, 3. Aufl. 1992, 403; Felsmann/Giere, A 175 (verfassungsrechtlich be-
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denklich); Schmidt/Seeger XXIII. § 13 Rn. 176 (gleichheitswidrige StErleichterung);
aA Herder, Inf. 3/1991, III.

UE ist der gleichheitswidrige Ausschluß der anderen betrieblichen Einkunftsar-
ten von der Beg®nstigung selbstgenutzter Baudenkmale durch verfassungskon-
forme Auslegung des Abs. 2 Nr. 2 und den Begriff des BV in § 4 Abs. 1 zu be-
heben. Nachdem der enge Bezug der Wohnung des Land- und Forstwirts mit
dem Betrieb die BV-Eigenschaft nicht mehr rechtfertigt (s. o.), kann nur noch
der F½rderzweck des Abzugs von Erhaltungs- und Finanzierungsaufwendungen
die Zuordnung eigengenutzter Wohnungen zum BV begr®nden. Dieser Zweck
ist aber bei den gewerblichen und freiberuflichen Eink®nften ebenso zu bejahen,
wie bei der selbstgenutzten Wohnung im PV. Bei der StBeg®nstigung von Ent-
nahmen zur Wohnbebauung (Abs. 5) wird dies durch Verweisungen in § 15
Abs. 1 Satz 3 und § 18 Abs. 4 Satz 1 sichergestellt.

4. Geltungsbereich der Nutzungswertbesteuerung und ihrer
Folgeregelungen

Pers¨nlicher Geltungsbereich: Die Nutzungswertbesteuerung f®r denkmalge-
sch®tzte Wohngeb�ude im luf. BV gilt nur f®r nat®rliche Personen. Eine Nut-
zung zu Wohnzwecken durch eine juristische Person ist nicht denkbar. Die Son-
derregelung findet im ®brigen auf unbeschr�nkt und beschr�nkt Stpfl. f®r ihre
Inlandseink®nfte Anwendung (s. auch Anm. 8 f.); § 49 Abs. 1 Nr. 1 enth�lt keine
Einschr�nkungen f®r beschr�nkt estpfl. inl�ndische Eink®nfte. UE findet die
Nutzungswertbesteuerung auch Anwendung auf die Auslandswohnung eines
(unbeschr�nkt) Stpfl., sofern die Nutzung nicht zur Aufgabe des Wohnsitzes
oder gew½hnlichen Aufenthalts im Inland f®hrt (§ 1 Abs. 1).
Sachlicher Geltungsbereich: Dem Wortlaut nach sind die Nutzungswertbe-
steuerung und ihre Folgeregelungen (Abs. 4 und 5) nur auf die Eink®nfte aus
Land- und Forstwirtschaft anwendbar. UE ist jedoch eine verfassungskonforme
Ausdehnung auf die Eink®nfte aus Gewerbebetrieb und selbst�ndiger T�tigkeit
geboten (s. Anm. 342). In § 13a wird die Nutzungswertbesteuerung nicht mehr
erw�hnt (anders noch § 13a Abs. 3 Nr. 2 und Abs. 7 aF). Als Gewinnermitt-
lungsvorschrift erfaßt § 13a die Wohnung aber ohne weiteres als BV, so daß
Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 4 und 5 auch f®r die Gewinnermittlung nach Durch-
schnittss�tzen gilt.

Nur die Wohnung des Betriebsinhabers oder Altenteilers ist beg®nstigt. Abs. 2 Nr. 2
und Abs. 4 erfassen daher nicht die ohne gesicherte Rechtsposition zur unentgeltlichen
Nutzung ®berlassene Wohnung, wie dies in § 52 Abs. 15 Satz 9 aF vorgesehen war. Ob
diese Wohnungen geduldetes BV bleiben oder mit Ablauf der �bergangsregelung des
§ 52 Abs. 15 aF zum 31. 12. 1998 stfrei oder stpfl. zu entnehmen waren, ist unklar (s.
Leinglrtner/Kanzler, Kap. 17 Rn. 254).

Im Beitrittsgebiet war die Wohnung ohne �bergangsregelung von Anfang an
PV. Nach FinVerw. ist Abs. 2 Nr. 2 und daher auch § 52 Abs. 15 aF im Beitritts-
gebiet nicht anzuwenden, so daß Wohnungen zum 1. 1. 1991 mit dem Buchwert
ins PV zu ®berf®hren waren (OFD Rostock v. 12. 12. 1991, StEK EStG § 13
Nr. 559). Damit ist auch die Dauerregelung f®r selbstgenutzte Baudenkm�ler im
Beitrittsgebiet ausgeschlossen.

OFD Rostock aaO: Im Beitrittsgebiet wurde der Gewinn aus LuF f®r die VZ bis 1990
nach dem EStG-DDR besteuert und f®r VZ ab 1991 nach dem EStG (Anl. I B Kap.
IV Sachgebiet B Abschn. II Nr. 14 Einigungsvertrag v. 31. 8. 1990, BGBl. II, 885;
BStBl. I, 657). Zwar entsprach § 13 Abs. 2 Nr. 2 EStG-DDR der Regelung des Abs. 2
Nr. 2 aF. Da jedoch eine § 52 Abs. 15 aF entsprechende �bergangsregelung fehlte, war
§ 13 Abs. 2 Nr. 2 DDR-EStG letztmalig f®r den VZ 1990 anzuwenden. AA Stephan
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(DB 1992, 211: entsprechende Anwendung der �bergangsregelungen in § 52 Abs. 15
und 21 aF). Eine analoge Anwendung der sog. großen �bergangsregelung in § 52
Abs. 21 Satz 2 aF auf private Wohnungen im Beitrittsgebiet vertritt auch der BFH aus
Gr®nden des Gleichheitssatzes (BFH v. 21. 10. 1997 IX R 29/95, BStBl. II 1998, 142).

Einstweilen frei.

II. Tatbestandsvoraussetzungen und Rechtsfolge des Abs. 2 Nr. 2

1. Wohnung des Steuerpflichtigen im land- und forstwirtschaftlichen
Betriebsverm¨gen

a) Begriff der Wohnung: Wohnung im Betriebsverm¨gen
(Betriebsleiter- und Altenteilerwohnung)

Nach Abs. 2 Nr. 2 geh½rt auch der Nutzungswert der Wohnung des Stpfl. zu
den Eink®nften aus LuF. Voraussetzung ist daher das Vorliegen
– von Eink�nften aus LuF,
– einer Wohnung und
– einer Wohnung des Stpfl.
Eink�nfte aus Land- und Forstwirtschaft sind Voraussetzung f®r die Nut-
zungswertbesteuerung. Ertragstl. muß ein einkunftserzielender luf. Betrieb (s.
Anm. 40 ff. u. 216 ff.) und keine Liebhaberei (s. Anm. 60 ff. u. § 2 Anm. 350 ff.)
vorliegen. Entsprechend dem BewG setzt bei einem Land- und Forstwirt die
Zugeh½rigkeit des Nutzungswerts seiner Wohnung zu den Eink®nften aus LuF
und des zugeh½rigen Wohnhauses zum luf. BV auch estrechtl. voraus, daß Woh-
nung und Wohngeb�ude dazu bestimmt sind, dauernd dem Betrieb der LuF zu
dienen, und deshalb mit dem Betrieb eine wirtschaftliche Einheit bilden (BFH v.
17. 1. 1980 IV R 33/76, BStBl. II, 323).

So bei einer Wohnung auf der Hofstelle, auch wenn diese nicht regelm�ßig vom Be-
triebsinhaber genutzt wird (BFH v. 7. 3. 1985 IV R 141/82, BStBl. II, 460) aber auch
bei einem Wohngeb�ude am Ortsrand in einem reinen Wohngebiet (Neubaugebiet)
liegt und das �ußerlich weder nach seiner Gestaltung noch nach seiner Lage eine Zuge-
h½rigkeit zum luf. Betrieb erkennen l�ßt (BFH v. 9. 5. 1990 II R 19/88, BStBl. I, 729).
Bei einem Nebenerwerbslandwirt liegt eine wirtschaftliche Einheit mit dem Betrieb
vor, wenn der Betriebsinhaber oder einer seiner Familienangeh½rigen wegen der lau-
fenden Versorgung eines Mindestbestands an Vieh an den Betrieb gebunden ist (BFH
v. 17. 1. 1980 IV R 33/76 aaO).

Außer der wirtschaftlichen Einheit von Wohnung und Betrieb setzt die Zugeh½-
rigkeit der (denkmalgesch®tzten) Wohnung zum notwendigen BV voraus, daß
die Wohnung betriebs®bliche Gr½ße nicht ®berschreitet (s. Anm. 347). Nach
Abs. 4 Satz 1 m®ssen diese Voraussetzungen des (damals noch f®r alle Wohnun-
gen im BV geltenden) Abs. 2 Nr. 2 aF im VZ 1986, dh. bereits im Zeitpunkt der
Aufgabe der Nutzungswertbesteuerung, vorgelegen haben (s. Anm. 347).
Der Begriff der Wohnung umfaßt zwar s�mtliche zur F®hrung eines selbst�n-
digen Haushalts erforderlichen R�ume, die aber nicht die bewertungsrechtlich
geforderte Abgeschlossenheit erf®llen m®ssen; dazu geh½ren auch die vom ein-
heitlichen Nutzungs- und Funktionszusammenhang erfaßten Kellerr�ume und
Abstellr�ume außerhalb der eigentlichen Wohnung (BFH v. 5. 6. 2003 IV R 24/
02, BFH/NV 2003, 1552 betr. § 52 Abs. 15 aF auch zur Zul�ssigkeit einer Ver-
gr½ßerung und Umgestaltung der Wohnung).
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Die Wohnung des Steuerpflichtigen ist idR die Wohnung des Eigent®mers
des luf. Betriebs, auch wenn dieser verpachtet und die Betriebsaufgabe nicht er-
kl�rt ist. Entscheidend ist die Zugeh½rigkeit zum BV. Ist der Stpfl. Miteigent®-
mer, so versteuert er den Nutzungswert im Umfang seines Eigentumsanteils.
Wohnungen von Mitunternehmern oder Mitgliedern einer Erbengemeinschaft, die im
Betrieb mitarbeiten, geh½ren zum luf. BV, wenn die Wohnh�user auf der Hof-
stelle oder in unmittelbarer N�he liegen (BFH v. 25. 11. 1983 III R 73/80,
BStBl. II 1984, 292; s. auch BFH v. 28. 3. 1974 IV R 172/71, BStBl. II 1975, 9).
Bei Ehegatten-Mitunternehmerschaften z�hlt auch der Grundst®cksanteil der
Ehefrau zum notwendigen SonderBV (BFH v. 19. 2. 1987 IV R 175/85,
BStBl. I, 430). Ausnahmsweise kann die Wohnung auch dem Nutzungsberechtigten
zugerechnet werden, der als P�chter, Nießbraucher oder aufgrund Wirtschafts-
®berlassungsvertrags die HK getragen hat (iE Leinglrtner/Kanzler, Kap. 17
Rn. 24 ff.). Obwohl Abs. 2 Nr. 2 nach dem Wortlaut nur die Wohnung des Betriebs-
inhabers erfaßt, geh½rt auch der Nutzungswert der (denkmalgesch®tzten) Alten-
teilerwohnung zu den Eink®nften aus LuF. Gleichg®ltig ob die Altenteiler mitarbei-
ten, geh½rt ihre Wohnung nicht nur bewertungsrechtlich zum luf. Verm½gen
(§ 34 Abs. 3 BewG), sondern nach Abs. 2 Nr. 2 aF auch estrechtl. zum notwen-
digen BV (BFH v. 17. 1. 1980 IV R 33/76, BStBl. II, 323 [327] u. v. 14. 8. 1987
III R 89/82, BFH/NV 1988, 52).

Zur Wohnungs®berlassung unter Mitunternehmern s. Anm. 374 und zur Entnahme ei-
ner Altenteilerwohnung s. Anm. 379 f.

b) Betriebs�bliche Gr¨ße der Wohnung
Im Unterschied zum Bewertungsrecht, das eine solche Einschr�nkung nicht vor-
sieht (vgl. § 34 Abs. 3 BewG), geh½rte im VZ 1986 der Nutzungswert der (denk-
malgesch®tzten) Wohnung nur dann zu den Eink®nften aus Land- und Forst-
wirtschaft, wenn die Wohnung die bei Betrieben gleicher Art �bliche Gr�ße nicht
�berschreitet. Die Wohnung geh½rt dann zugleich zum notwendigen BV (BFH v.
4. 4. 1968 IV 210/61, BStBl. II, 411 mwN). Die die ®bliche Gr½ße ®berschrei-
tende (denkmalgesch®tzte) Wohnung ist PV, wobei die Nutzungswertbesteue-
rung (bis 1986 bzw. 1998) nach der Kostenmiete vorgenommen werden konnte
(BFH v. 31. 3. 1998 IX R 18/96, BStBl. I, 386).
Die �bliche Gr¨ße einer Wohnung richtet sich nicht nach dem aktuellen
Wohnbedarf des Stpfl. und seiner Familie (BFH v. 5. 6. 2003 IV R 24/02, BFH/
NV 2003, 1552), sondern ist betriebsbezogen zu beurteilen. Entscheidend ist da-
her, was typisch f®r vergleichbare andere Betriebe ist, zumal sich die Zahl der
Bewohner im Laufe der Zeit st�ndig ver�ndert. Gerade denkmalgesch®tzte H�u-
ser sind oft gr½ßer als moderne Wohnungen, weil sie den Stpfl., seine Familie
und auch andere, familienfremde Personen aufnehmen mußten, die zum Haus-
halt des Land- und Forstwirts geh½rten (BFH v. 5. 6. 2003 IV R 24/02 aaO).
Guts- und Herrenhzuser, die ebenso wie Burgen und Schl½sser meist denk-
malgesch®tzt sind, unterliegen ebenfalls der Nutzungswertbesteuerung, wenn
sie der betriebs®blichen Gr½ße solcher G®ter entsprechen (RFH v. 14. 1. 1932,
RStBl., 389; BFH v. 4. 4. 1968 IV 210/61, BStBl. II, 411). Nur wenn das Guts-
haus nach Anlage und Errichtung vollst�ndig aus dem Rahmen eines gew½hn-
lichen Gutshauses herausf�llt und nach der Verkehrsauffassung nicht als Wohn-
haus eines Landwirts, sondern wegen seiner Gr½ße und Ausstattung als
repr�sentatives Herrenhaus oder Schloß erscheint und daher der Standes- und
Familienrepr�sentation dient, ist der Nutzungswert nicht mehr den Eink®nften
aus LuF zuzurechnen (vgl. RFH v. 4. 5. 1932, RStBl., 763; v. 22. 6. 1933, RStBl.,
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881; v. 19. 1. 1934, RStBl., 344; v. 8. 10. 1936, RStBl., 1126). Daß der BFH, an-
ders als der RFH, kaum mit der Zuordnung von Guts- und Herrenh�usern zu
den Eink®nften aus LuF befaßt war, l�ßt vermuten, daß die FinVerw. diese Ge-
b�ude eher großz®gig dem notwendigen BV luf. Betriebe zuordnet; diese Ver-
mutung wird durch die Regelungen zum Umfang des zur Wohnung geh½renden
Grund und Bodens best�rkt, die insbes. auch auf Parks und Schloßg�rten einge-
hen (zB OFD Koblenz v. 23. 2. 2000, StEK EStG § 13 Nr. 672 zu 2. 4. 2.1. bb).

c) Denkmalseigenschaft der Wohnung
Die Nutzungswertbesteuerung setzt nach Abs. 2 Nr. 2 voraus, daß das Geb�ude
oder der Geb�udeteil nach den jeweiligen landesrechtlichen Vorschriften ein
Baudenkmal ist.
Ein Baudenkmal nach den jeweiligen landesrechtlichen Vorschriften ist
ein Geb�ude, f®r das die zust�ndige Denkmalschutzbeh½rde eine entsprechende
Bescheinigung ausgestellt hat. Dieser Bescheinigung kommt Tatbestandswir-
kung zu; sie ist damit Grundlagenbescheid iSd. § 171 Abs. 10 AO (iE § 7 i EStG
Anm. 35; s. auch R 83b EStR und BMF v. 25. 8. 1999, BStBl. I, 823 mit einer Li-
ste der zust�ndigen Denkmalschutzbeh½rden; BMF v. 4. 10. 1999, BStBl. I, 879
betr. Hessen).
UE muß die Denkmalseigenschaft – anders als die BVEigenschaft – noch nicht
im VZ 1986 (s. Anm. 374) vorgelegen haben. Abs. 4 Satz 1 bestimmt lediglich,
daß die Voraussetzungen des Abs. 2 Nr. 2 aF vorgelegen haben m®ssen, daß die
Wohnung also zum luf. BV geh½rt haben muß. Mangels ausdr®cklicher gesetz-
licher Regelung gen®gt es daher, daß die Denkmalseigenschaft vor Ablauf der
allgemeinen �bergangsregelung des § 52 Abs. 15 aF (s. Anm. 341) zuerkannt
wurde (glA Kleeberg, FR 1998, 775).
Gebzude oder Gebzudeteil: Ausdr®cklich setzte § 52 Abs. 15 Satz 12 aF noch
ein Geb�ude oder Geb�udeteil des BV voraus. Sachlich hat sich durch den Weg-
fall des Begriffs des BV nichts ge�ndert, denn die Erfassung des Nutzungswerts
bei den Eink®nften aus LuF ist von der BVEigenschaft der Wohnung im VZ
1986 abh�ngig (s. Anm. 374).

Einstweilen frei.

2. Rechtsfolge des Abs. 2 Nr. 2: Besteuerung des Nutzungswerts
Nach Abs. 2 Nr. 2 kann die Nutzungswertbesteuerung f®r denkmalgesch®tzte
Wohngeb�ude im luf. BV auch noch nach Ablauf der �bergangsregelung des
§ 52 Abs. 15 aF, also nach dem 31. 12. 1998, zeitlich unbegrenzt fortgef®hrt wer-
den (s. Anm. 341).
Mit der unbefristeten Fortf�hrung der Nutzungswertbesteuerung sind alle
Aufwendungen des Stpfl. auf die Wohnung weiterhin BA. Der Stpfl. hat ferner
das jederzeitige Wahlrecht, auf die Nutzungswertbesteuerung zu verzichten
(Abs. 4 Satz 2) und die sog. kleine �bergangsregelung nach Abs. 4 Satz 3 sowie
die stfreie Entnahme oder Ver�ußerung (Abs. 4 S�tze 5 und 6) in Anspruch zu
nehmen.
Zur Bemessung des Nutzungswerts f®r denkmalgesch®tzte Wohnungen im
luf. BV hat die OFD Hannover folgende Grunds�tze aufgestellt (OFD Hann. v.
19. 1. 1999, FR 1999, 274):
p Sofern f®r die Wohnung mangels Vergleichsobjekten eine Marktmiete nicht

ermittelt werden kann, ist als Nutzungswert der Wohnung grunds�tzlich die
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nach der II. BerechnungsVO ermittelte Kostenmiete anzusetzen (BFH v.
30. 1. 1974 IV R 105/72, BStBl. II, 608). Insoweit sind die Grunds�tze der
Rspr. zum Ansatz der Kostenmiete entsprechend anzuwenden (BFH v.
31. 3. 1998 IX R 18/96, BStBl. II, 386).

p Kann ausnahmsweise eine Marktmiete ermittelt werden, so ist diese Grund-
lage der Besteuerung. Eine K®rzung wegen besonderer Umst�nde, die den
Wert beeinflussen, soll in diesem Fall nicht vorzunehmen sein, weil die f®r
diese K®rzung bedeutsamen Umst�nde (insbesondere das Umfeld der Woh-
nung) auch f®r die Vergleichsobjekte entsprechend vorliegen.

Von dem nach Kosten- oder Marktmiete ermittelten Nutzungswert der Woh-
nung soll ein Abschlag wegen der Zugeh½rigkeit zum luf. BV nicht vorzuneh-
men sein, weil die betreffenden Wohngrundst®cke ohne Ansatz eines Entnah-
megewinns aus dem BV ausscheiden k½nnen (Abs. 4 Satz 5).

Einstweilen frei.

C. Produktionsaufgaberente nach dem Gesetz zur F¨rderung der
Einstellung der landwirtschaftl. Tztigkeit (FELEG), Abs. 2 Nr. 3
Schrifttum: Lehle in Das Deutsche Bundesrecht, V E 60, 13 ff.; Gierlich, Einstellung
der landwirtschaftl. Erwerbst�tigkeit, NWB F. 3d, 483; Hiller, Betriebsstillegungen und
-abgaben im Sinne des FELEG, Inf. 1989, 457; Feldhaus, Steuerliche Auswirkungen der
Fl�chenstillegung landwirtschaftl. Nutzfl�chen, Inf. 1989, 415.
Verwaltungsanweisungen: R 6 zu § 3 Nr. 27 EStR; OFD M®nchen v. 7. 1. 1993, StEK
EStG § 13 Nr. 585; OFD Chemnitz v. 17. 12. 1996, StEK EStG § 13 Nr. 638.

I. Rechtsentwicklung, Geltungsbereich und Bedeutung der Regelung

Zu den Eink®nften aus LuF geh½rt auch die Produktionsaufgaberente nach
dem Ges. zur F½rderung der Einstellung der landwirtschaftlichen Erwerbst�tig-
keit (FELEG).
Rechtsentwicklung des Abs. 2 Nr. 3: Die Regelung wurde mit Ges. zur F½r-
derung der Einstellung der landwirtschaftl. Erwerbst�tigkeit eingef®gt (FELEG
v. 21. 12. 1989, BGBl. I, 233; BStBl. I, 116, mit �ndG v. 27. 9. 1990, BGBl. I,
2110; zur Gesetzesbegr®ndung BTDrucks. 11/2972; zum FELEG auch die
StillegungsVO – StillV – v. 14. 6. 1989, BGBl. I, 1095). Nach § 52 Abs. 15 a idF
des FELEG wurde der VZ 1989 als Beginn der Anwendung bestimmt.
Das FELEG gilt nach Art. 46 Agrarsozialreformgesetz (ASRG, v. 29. 7. 1994,
BGBl. I, 1890) seit 1. 1. 1995 auch in den neuen Bundesl�ndern (s. dazu vor al-
lem §§ 18a–d FELEG). Es beruht auf einer gleichlautenden Gemeinschaftsrege-
lung des Rates der Europ�ischen Gemeinschaften (VO EWG Nr. 1096/88 v.
25. 4. 1988).
Die Bedeutung des Gesetzes (zur Gesetzesbegr®ndung BRDrucks. 366/88)
erschließt sich bereits aus seinem Titel. Es soll die Einstellung landwirtschaftl.
T�tigkeit bei �lteren landwirtschaftl. Unternehmern f½rdern. Dazu ist vor allem
deren soziale und ½konomische Absicherung beabsichtigt. Daneben soll das Ge-
setz insbes. auch der Marktentlastung, der Verbesserung der Struktur der weiter
im Markt verbleibenden landwirtschaftl. Unternehmen sowie der F½rderung des
Natur- und Umweltschutzes dienen (s. auch Lehle, Deutsches Bundesrecht, V
E, 13). Abs. 2 Nr. 3 fingiert die Produktionsaufgaberente nach § 6 FELEG zu
den Eink®nften iSd. Abs. 1 (glA Schmidt/Seeger XXIII. § 13 Rn. 168), sofern
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es sich nicht um stfreie Einnahmen handelt (§ 3 Nr. 27). Dies gilt auch f®r den
Hinterbliebenen, der noch (abgeleitete) Produktionsaufgaberente bezieht. So-
fern nach den Voraussetzungen des FELEG noch ein Ausgleichsgeld an land-
wirtschaftl. ArbN und an Familienangeh½rige gezahlt wird, die im landwirt-
schaftl. Betrieb mitgearbeitete haben, geh½rt dieses bei diesen Personen zu den
Eink®nften aus nichtselbst�ndiger Arbeit, das mit den Maßgaben des § 3 Nr. 27
stfrei ist. Das FELEG steht in engem Zusammenhang mit dem Gesetz ®ber
eine Altershilfe f®r Landwirte (– GAL – v. 14. 9. 1965, BGBl. I, 1449, mit �nd.).
Vom 1. 1. 1997 an ist das FELEG nur noch anzuwenden, wenn die Vorausset-
zungen f®r den Anspruch erstmals vor diesem Zeitpunkt vorgelegen haben
(§ 20 FELEG); demnach ist die beibehaltene – dazu BTDrucks. 14/442, Tz. 3
der Einzelbegr®ndung – StBefreiung nach § 3 Nr. 27 allenfalls bis zum VZ 2008
m½glich (dazu auch Kanzler, FR 1999, 423 [426]).

II. Produktionsaufgaberente nach § 6 FELEG

1. Einstellung der landwirtschaftlichen Erwerbstztigkeit als Grundlage
der Produktionsaufgaberente

Nach §§ 1, 2, 3 und 6 Abs. 1 FELEG k½nnen Landwirte unter bestimmten per-
s½nlichen und sachlichen Voraussetzungen eine Produktionsaufgaberente erhalten,
wenn sie Fl�chen stillegen oder abgeben.
Eine Flzchenstillegung kann unter den sonstigen Voraussetzungen des § 2
FELEG (ua 5-Jahresfrist) nur durch Brachlegung oder erstmalige Aufforstung
erfolgen (§ 2 Abs. 4 FELEG iVm. § 1 StillV, dort zu weiteren Voraussetzungen).
Die Fl�chenstillegung bezieht sich nur auf landwirtschaftl. Nutzung; Forstfl�-
chen k½nnen nicht stillgelegt werden, f®r sie kommt nur die Alternative der Ab-
gabe in Betracht (Lehle, Deutsches Bundesrecht, V E 60, 15). Entsprechende
Mindestpflege und Bewirtschaftung zul�ssigerweise f®r den Eigenbedarf zur®ck-
behaltener Fl�chen ist gesetzlich zugelassen. Keine Stillegung soll vorliegen,
wenn Fl�chen etwa mit Mietwohnh�usern bebaut werden (Lehle aaO V E 60,
15). Da das FELEG keine endg®ltige Betriebseinstellung verlangt, kann eine
Stillegung estrechtl. ggf. mit den Grunds�tzen ®ber die Betriebsverpachtung
oder Wirtschafts®berlassung als nicht aufgegebener luf. Betrieb behandelt wer-
den, sofern die getroffenen Maßnahmen die sp�tere Wiederaufnahme des Be-
triebs nicht ausschließen (glA Felsmann, A 1497; Mitterpleininger in L/B/P,
§ 13 Rn. 112c). Bei Aufforstung nach Maßgabe von § 2 Abs. 1 Nr. 2 FELEG
iVm. § 21 Abs. 5 GAL liegt ein (regelm�ßig aussetzender) forstwirtschaftlicher
Betrieb vor.
Die Abgabe von Flzchen richtet sich nach § 3 FELEG, der Umfang des zul�s-
sigen R®ckbehalts nach § 4 FELEG, wobei auf den nicht abgegebenen Fl�chen
im allgemeinen keine luf. Erzeugnisse f®r den Markt produziert werden d®rfen.
§ 3 FELEG enth�lt zur beg®nstigten Fl�chenabgabe recht umfangreiche und de-
taillierte Voraussetzungen (s. dazu zB Lehle aaO, V E 60, 15 ff.).
E Vor�bergehende Flwchenabgabe: Zul�ssig ist die Betriebsverpachtung. § 3 Abs. 1
FELEG verlangt eine Abgabe von mindestens 9 Jahren, was die sp�tere Wieder-
aufnahme des Betriebs nicht ausschließt und ggf. ein Wahlrecht bez®glich der
Betriebsaufgabe er½ffnet (zB BFH v. 15. 10. 1987 IV R 66/86, BStBl. II 1988,
260).
E Endg�ltige Flwchenabgabe: Ver�ußert der Stpfl die Nutzfl�chen, so kann eine Be-
triebsver�ußerung oder auch eine nicht beg®nstigte Betriebsabwicklung vorlie-
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gen. Bei Ver�ußerung zur Schuldentilgung (erleichtert gem. § 3 Abs. 1 Nr. 3
FELEG) konnte bis zum VZ 2000 § 14a Abs. 5 in Betracht kommen. Eine Fl�-
chenabgabe liegt nach § 3 Abs. 2 FELEG insbesondere nicht vor, wenn der
�bernehmende oder sein Ehegatte mit dem Abgebenden oder seinem Ehegat-
ten in gerader Linie verwandt sind oder der �bernehmende die ®bernommene
Fl�che an einen in gerader Linie mit dem Abgebenden oder seinem Ehegatten
Verwandten weitergibt (§ 3 Abs. 2 Nr. 1 FELEG). Damit ist zB die vorwegge-
nommenen Hoferbfolge nicht beg®nstigt. Die Abgabe ist auch nicht beg®nstigt,
wenn der Landpachtvertrag nach § 4 des LandpachverkehrsG unanfechtbar be-
anstandet worden ist (§ 3 Abs. 2 Nr. 2 FELEG) oder das Unternehmen oder
Teile davon an einen oder mehrere Mitunternehmer abgegeben wird (§ 3 Abs. 2
Nr. 3 FELEG).

2. Die zu den Eink�nften aus Land- und Forstwirtschaft geh¨rende Pro-
duktionsaufgaberente

Die zu den Eink®nften aus LuF z�hlende Produktionsaufgaberente setzt sich
aus dem Grundbetrag (vorgezogenes Altersgeld) und bei Stillegung von Fl�chen
dem Fl�chenzuschlag (nach Gr½ße und Bonit�t der Fl�chen) zusammen (§ 6
Abs. 1 FELEG). Der Grundbetrag der Produktionsaufgaberente (§ 6 Abs. 2
FELEG) ist nach § 3 Nr. 27 bis zu einem H½chstbetrag von insgesamt (also
nicht je VZ: R 6 zu § 3 Nr. 27 EStR) 18407 E stfrei, dh. der Grundbetrag der
Produktionsaufgaberente ist solange stfrei, als er den Betrag von 18407 E noch
nicht ®berschritten hat (§ 3 Nr. 27 Anm. 14). Eine Verteilung des H½chstbetrags
entsprechend der Laufzeit kommt nicht in Betracht (OFD Chemnitz v.
17. 12. 1996 StEK EStG § 13 Nr. 638 Tz. 1.2). Der Fl�chenzuschlag genießt
keine StFreiheit (R 6 zu § 3 Nr. 27 EStR).
Steuerliche Behandlung der Produktionsaufgaberente: Die Produktions-
aufgaberente ist, von der StBefreiung nach § 3 Nr. 27 abgesehen, in voller H½he
und nicht lediglich mit einem Ertragsanteil (s. auch Mitterpleininger in
L/B/P, § 13 Rn. 112 f.; Frotscher/Kuhlmann, § 13 Rn. 106) grunds�tzlich im
Rahmen der luf. Gewinnermittlung zu erfassen (glA Felsmann, A 1503), setzt
aber nicht zwingend einen noch vorhandenen luf. Betrieb voraus (glA Mitter-
pleininger in L/B/P, § 13 Rn. 112d). Sie geh½rt zum luf. BV, ist aber nach An-
sicht der FinVerw. beim BV-Vergleich nach § 4 Abs. 1 mit der Begr®ndung nicht
zu aktivieren, daß der Anspruch nicht entgeltlich erworben wurde.

OFD Chemnitz v. 17. 12. 1996 aaO Tz. 4.1; Schmidt/Seeger XXIII. § 13 Rn. 168: ver-
tretbar; im Ergebnis glA Frotscher/Kuhlmann, § 13 Rn. 105; Begr®ndung der Fin-
Verw. uE unzutr.; krit. zum Standpunkt der Verwaltung auch Felsmann, A 1505 f., der
sie aber letztlich aus Billigkeits- und Vereinfachungsgr®nden f®r vertretbar h�lt.

UE kommt ohne Ber®cksichtigung der Billigkeitsfrage Aktivierung in Betracht,
auch wenn dies im Verh�ltnis zu § 3 Nr. 27 Schwierigkeiten aufwirft. Ein Grund,
warum ausnahmsweise von einer Aktivierung abzusehen sein soll (dazu BFH v.
14. 12. 1988 I R 44/83, BStBl. II 1989, 323 mwN betr. unverfallbare Zusage auf
eine Pension), ist nicht erkennbar. Bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 f®hren
die Leistungen nach Zufluß laufend zu BE (OFD Chemnitz v. 17. 12. 1996 aaO
Tz. 4.1 und 4.2, dort Tz. 4.4 auch zur Sachbehandlung bei Gewinnermittlung
nach Durchschnittss�tzen nach § 13a Abs. 3–8 idF vor dem StEntlG 1999/
2000/2002: ua. Erfassung des 36000 DM ®bersteigenden Teils des Grundbe-
trags nach § 13a Abs. 8 Nr. 3 aF, w�hrend der Fl�chenzuschlag mit dem Grund-
betrag abgegolten ist). Da Feldbestellung wegf�llt, kann insoweit keine R®ckstel-
lung gebildet werden (OFD M®nchen v. 7. 1. 1993, StEK EStG § 13 Nr. 585).
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Bei Betriebsaufgabe, Betriebsverzußerung oder Hof�bergabe wandeln sich
die Leistungen aus der Produktionsaufgaberente in nachtr�gliche BE iSv. § 24
Nr. 2.

OFD Chemnitz v. 17. 12. 1996 aaO; Schmidt/Seeger XXIII. § 13 Rn. 168; Felsmann,
A 1521: gilt auch bei Gew�hrung an Hinterbliebene nach § 5 FELEG.

Bis zur Betriebsaufgabe, Betriebsver�ußerung oder Hof®bergabe sind die Ko-
sten f®r die Pflege der stillgelegten Fl�chen (dazu § 1 StillV) BA, danach mangels
Bezug zu einer Einkunftsquelle nicht mehr abziehbar (glA Schmidt/Seeger
XXIII. § 13 Rn. 168; aA Hiller, Inf. 1989, 457; OFD Chemnitz v. 17. 12. 1996
aaO Tz. 6; nicht bei Stillegung durch Aufforstung, so auch Schmidt/Seeger
XXIII. § 13 Rn. 168). Bez®glich der nachtr�glichen BE steht der Freibetrag nach
Abs. 3 zu (glA Felsmann, A 1521).
Soweit der Bund f®r den Landwirt Zahlungen an die landwirtschaftl. Alterskasse
(Rentenversicherung) oder an die Krankenkasse leistet, liegen sonstige Einnah-
men nach § 22 vor.

Einstweilen frei.

Erlzuterungen zu Abs. 3:
Freibetrag f�r Land- und Forstwirte

Schrifttum: richter, Einkommensteuerliche Fragen bei der Ber®cksichtigung des Freibe-
trages der Land- und Forstwirte nach Abs. 3 EStG, Inf L 1969, 145; Tipke, Steuerrecht –
Chaos, Konglomerat oder System, StuW 1971, 2 [12 f.]; Mutze, Freibetr�ge, Sonderausga-
ben und andere Steuerverg®nstigungen bei negativen Eink®nften, DB 1975, 566; Richter,
Zur Bemessungsgrundlage der Altersentlastungsbetrages, FR 1975, 189; K�bler, Alters-
entlastungsbetrag nach § 24a EStG – ein Steuersparmodell f®r �ltere (Nebenerwerbs-)-
Landwirte, DStZ 1988, 278; Hiller, Das Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 und
seine Ber®hrungspunkte mit der Land- und Forstwirtschaft, Inf. 1999, 289; Kanzler, �n-
derungen bei den Eink®nften aus LuF, FR 1999, 423; Geserich, Die Ermittlung des Ge-
samtbetrags der Eink®nfte nach dem StEntlG 1999/2000/2002, DStR 2000, 845.

A. Allgemeine Erlzuterungen zu Abs. 3

I. Rechtsentwicklung des Freibetrags f�r Land- und Forstwirte

Eine Vorl�uferregelung des Abs. 3 findet sich bereits in der mit VO des Reichs-
pr�sidenten (RGBl. 1930, 518 [575]) in das EStG 1925 eingef®gten Vorschrift
des § 28a.

Zur Rechtsentwicklung des Freibetrags s. auch Untersuchungen zum Einkommensteu-
errecht, BMF-Schriftenreihe Heft 7, 173 ff., und Gutachten zur Einkommensbesteue-
rung in der Landwirtschaft, BMF-Schriftenreihe Heft 24, 13 ff.

KRG Nr. 12 v. 11. 2. 1946 (StuZBl. Brit. Zone 1946, 2): Mit auf 1000 DM her-
abgesetztem Freibetrag wurden nur Land- und Forstwirte beg®nstigt, die keine
B®cher f®hrten, und deren Reineinkommen 6000 RM nicht ®berstieg.
EStG 1949 v. 10. 8. 1949 (MitBlatt Verw. f. Fin. Ver. Wigebiet Nr. 15/1949):
Der Freibetrag wurde auf nichtbuchf®hrende Land- und Forstwirten bezogen,
deren Eink®nfte aus LuF nach Durchschnitts�tzen ermittelt werden.
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StundG 1964 v. 16. 11. 1964 (BGBl. I, 885; BStBl. I, 553): Die Grundstruktur
der heute noch geltenden Freibetragsregelung geht auf das St�ndG 1964 bzw.
das GDL v. 15. 9. 1965 (BGBl. I, 1350, BStBl. I, 552) zur®ck. Der Freibetrag
von 1200 DM bzw. 2400 DM war allerdings noch nicht an eine Einkommens-
h½chstgrenze gebunden.

Die Freibetragsregelung war zun�chst letztmals f®r den VZ 1972 (§ 52 Abs. 15 Satz 5
idF des GDL), dann f®r den VZ 1973 (§ 52 Abs. 17 Satz 4 idF des �nderungsgesetzes
v. 8. 5. 1972, BGBl. I, 761, BStBl. I, 380), dann f®r den VZ 1976 (§ 52 Abs. 14 Satz 4
idF des 2. St�ndG 1973 v. 18. 7. 1974, BGBl. I, 1489, BStBl. I, 521), dann f®r den VZ
1978 (§ 52 Abs. 17 idF des St�ndG 1977 v. 16. 8. 1977, BGBl. I, 1586, BStBl. I, 442)
anzuwenden.

Gesetz zur Neuregelung der Einkommensbesteuerung der Land- und
Forstwirtschaft v. 25. 6. 1980 (BGBl. I, 732; BStBl. I, 400): Die Freibetragsre-
gelung wurde unter Erh½hung der Betr�ge auf 2000/4000 DM (mit �bergangs-
regelung f®r die VZ 1979 und 1980) in Dauerrecht ®berf®hrt (§ 52 Abs. 19 idF
des Ges. zur Neuregelung der Einkommensbesteuerung der LuF).
StundG 1992 v. 25. 2. 1992 (BGBl. I, 297; BStBl. I, 146): In Abs. 3 Satz 2 wur-
de der Freibetrag an eine Einkommensgrenze von h½chstens 50000/
100000 DM (ohne Ber®cksichtigung des Freibetrags) gebunden.
StEntlG 1999/2000/2002 v. 24. 3. 1999 (BGBl. I, 402; BStBl. I, 304): Die zu-
n�chst beabsichtigte Streichung des Freibetrags (BTDrucks. 14/23, 203) wurde
nicht realisiert, sondern lediglich eine Erm�ßigung auf 1300 DM bzw. im Fall
der Zusammenveranlagung auf 2600 DM vorgesehen. Die seit dem St�ndG
1992 geltende Einkommensgrenze wurde mit Wirkung ab dem VZ 1999 (§ 52
Abs. 1 Satz 1 EStG idF des StEntlG 1999/2000/2002) aus Vereinfachungsgr®n-
den (BTDrucks. 14/442, 15) durch die Summe der Eink�nfte von h½chstens
60000 DM bzw. 120000 DM bei Zusammenveranlagung ersetzt.
StEuglG v. 19. 12. 2000 (BGBl. I, 1790; BStBl. I 2001, 3): Der Freibetrag von
1300 DM wird durch den Betrag von 670 E und die Einkunftsgrenze von
60000 DM durch den Betrag von 30700 E ersetzt.

II. Bedeutung und Verfassungsmzßigkeit des Abs. 3

1. Bedeutung des Abs. 3
Abs. 3 Satz 1 sieht einen Freibetrag, keine Freigrenze vor (zum Unterschied § 2
Anm. 515).
Freibetrag als Steuersubvention: Der Freibetrag ist eine aus agrarpolitischen
Erw�gungen gew�hrte stl. Subvention (BFH v. 26. 9. 1969 VI R 158/67,
BStBl. II, 730; v. 25. 2. 1988 IV R 32/86, BStBl. II, 827 [828]; zur Zul�ssigkeit
außerfiskalischer Zielsetzungen im EStRecht allgemein Einf. ESt. Anm. 53 ff.).
Sein Zweck liegt nicht darin, die Eink®nfte aus LuF zu mindern. Er soll viel-
mehr bei Eink®nften aus LuF die Besteuerung erm�ßigen (vgl. die Begr®ndung
zum GDL Teil A Nr. 5, BRDrucks. 257/65; BFH v. 12. 2. 1976 IV R 8/73
BStBl. II, 413; vgl. im ®brigen zum Zweck auch Blcker, DStZ/A 1965, 296
[299]). Dies kommt auch dadurch zum Ausdruck, daß der Freibetrag erst „bei
der Ermittlung des Gesamtbetrags der Eink®nfte“ ber®cksichtigt wird (s. BFH
v. 25. 2. 1988 IV R 32/86, BStBl. II 1988, 827 [828] mwN). Beim Streit um die
Abgrenzung gewerblicher von luf. Eink®nften ergibt sich eine Rechtsverletzung
oft nur aus der Versagung des Freibetrags, weil die Auswirkungen auf die
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GewSt. keine Beschwer in dem Rechtsstreit ®ber die ESt. begr®nden (s. BFH v.
26. 2. 1976 VIII R 15/73, BStBl. II, 492 [493]).
Beg�nstigung kleinerer Betriebe: Seit dem St�ndG 1992 (Anm. 360) ist der
Freibetrag an eine bestimmte H½chstgrenze gebunden, die zun�chst als Ein-
kommensgrenze galt und sich seit dem StEntlG 1999/2000/2002 nach der
Summe der Eink®nfte richtete. Nach Auffassung der BReg. zum St�ndG 1992
ist „der Abbau des Freibetrags f®r Land- und Forstwirte bei h½heren Einkom-
men ein Beitrag zur gr½ßeren Steuergerechtigkeit, da es f®r andere Wirtschafts-
zweige keine vergleichbare Verg®nstigung gibt. Die große Zahl der kleinen und
mittleren Betriebe ist von der Einkommensgrenze nicht ber®hrt“ (BTDrucks.
12/1108, 58). Ein Vorschlag des BRat, die Bezugsgr½ße „Einkommen ohne Be-
r®cksichtigung des Freibetrags“ zur Vereinfachung durch „Summe der Ein-
k®nfte“ zu ersetzen (BTDrucks. 12/1368, 13), hat sich demnach trotz seinerzeit
diesbez®glicher Aufgeschlossenheit der BReg. (BTDrucks. 12/1466) erst mit
dem StEntlG 1999/2000/2002 durchgesetzt.

Nach der durch das StEntlG 1999/2000/2002 bewirkten Minderung des Freibetrags
auf 1300/2600 DM (Anm. 360) war im HBegleitG 2004 eine weitere K®rzung des
Freibetrags auf 600 E/1200 E und eine Absenkung der Einkommensgrenze auf
27630 E/55260 E zur Umsetzung des sog. Koch/Steinbr�ck-Papiers geplant, wurde
aber im Vermittlungsausschuß ®berraschend und ohne weitere Begr®ndung wieder ge-
strichen (s. Formulierungshilfe Vermittlungsausschuß v. Dezember 2003, 12).

Die Entlastungswirkung durch den Freibetrag nach Abs. 3 idF des St�ndG
1992 (also vor dem StEntlG 1999/2000/2002) wurde nach dem Subventionsbe-
richt der BReg. von 1997 (Anlage 3 lfd. Nr. 9) f®r die Jahre 1996 auf
320 Mio. DM, 1997 auf 310 Mio. DM und 1998 auf 300 Mio. DM beziffert
(zum Vergleich 1981 f®r die alten Bundesl�nder etwa 570 Mio. DM; Kutscher,
DStR 1980, 547 [549]). Die Entlastungswirkung wurde beim urspr®nglichen
Entwurf des StEntlG 1999/2000/2002 noch mit 217 Mio. DM angegeben
(BTDrucks. 14/23, 203). Die Schrumpfung ist vorrangig mit der zur®ckgehen-
den Zahl der Land- und Forstwirte und der nunmehrigen Bindung des Freibe-
trags an eine H½chstgrenze (nunmehr: Summe der Eink®nfte) zu erkl�ren.

2. Verfassungsmzßigkeit des Freibetrags f�r Land- und Forstwirte
Der BFH hat den Freibetrag nach Abs. 3 (in der noch sehr weitgehenden Fas-
sung vor dem St�ndG 1992) – wenngleich mit auf nichtbuchf®hrende Land-
und Forstwirte verengter Argumentation – im Verh�ltnis zur Besteuerung von
Eink®nften aus nichtselbst�ndiger Arbeit f®r verfassungsm�ßig gehalten, weil
die Besteuerung auch zur Verfolgung nicht fiskalischer Zwecke eingesetzt wer-
den k½nne (BFH v. 26. 9. 1969 VI R 158/67 BStBl. II, 730). In Wissenschaft
und Schrifttum wird die Verfassungsm�ßigkeit zum Teil bezweifelt (zB Schrif-
tenreihe BMF Heft 9, 22; Tipke, StuW 1971, 2 [12 f.]; jeweils zu Abs. 3 aF). Daß
bis in j®ngste Zeit bei Abs. 3 und seit der Abschaffung des Freibetrags nach § 18
Abs. 4 vermehrter Rechtfertigungsbedarf besteht, zeigt auch die kaum noch
nachvollziehbare Erkl�rung zu einer beabsichtigten Beibehaltung in BTDrucks.
13/8023, 67, wonach die Rechtfertigung wegen der standortbedingten Nachteile
und der Sozialpflichtigkeit luf. Fl�chen (zB Betretungsrechte) bestehe (�hnlich
zum StEntlG 1999/2000/2002 BTDrucks. 14/442, Tz. 15 der Einzelbegr®n-
dung; kritisch Kanzler, FR 1999, 423 [424] Fn. 8).
UE kann der Freibetrag nach Abs. 3 aber verfassungsrechtlich nicht beanstandet
werden (vgl. allgemein mwN zur Rspr. des BVerfG in bezug auf den Gleich-
heitssatz Einf. ESt. Anm. 535, in bezug auf den Grundsatz der Verh�ltnism�ßig-
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keit aaO Anm. 546; Hess. FG v. 7. 3. 1996, EFG 1996, 812, rkr.). Es ist wenig-
stens eine der zum GDL (v. 15. 9. 1965, BGBl. I, 1350; BStBl. I, 552; s. Anm. 2)
gegebenen Begr®ndungen zum Freibetrag nach Abs. 3 aktuell geblieben,
wonach er n�mlich verhindern soll, daß die Zahl von Betriebsaufgaben in volks-
wirtschaftlich unerw®nschter Form st�rker steigt (Bericht Dr. Stecker,
BTDrucks. IV/3568, 6). Dies gilt um so mehr, als der Freibetrag seit dem
St�ndG 1992 bzw. modifiziert mit dem StEntlG 1999/2000/2002 von der Ein-
haltung einer H½chstgrenze abh�ngig gemacht worden ist (Abs. 3 S�tze 2 und
3). Auch an Art. 6 Abs. 1 GG gemessen kann Abs. 3 nicht f®r verfassungswidrig
gehalten werden (BFH v. 25. 2. 1988 IV R 32/86, BStBl. II, 827). Man wird auch
nicht die Gew�hrung der Verg®nstigung nach Abs. 3 an Land- und Forstwirte,
die ihren Gewinn nach Durchschnitts�tzen ermitteln, verfassungsrechtlich bean-
standen k½nnen, obwohl hier eine weitere Beg®nstigung vorliegt. Die Verfas-
sungsm�ßigkeit des Freibetrags vermag allerdings nicht zu verdecken, daß die
Abschaffung des Freibetrags namentlich aus systematischen Gr®nden und zur
Vereinfachung des Steuerrechts – zu den Schwierigkeiten, nachfolgend – w®n-
schenswert w�re.

III. Sachlicher und pers¨nlicher Geltungsbereich des Abs. 3

Sachlicher Geltungsbereich: Der Freibetrag gem. Abs. 3 wird ausschließlich
bei im Inland stpfl. positiven Eink®nften aus LuF gew�hrt. Im Inland stpfl. sind
auch Eink®nfte aus LuF, die im Ausland mit ausl�ndischen Betrieben erzielt wer-
den und wo diesbez®glich kein DBA mit der Freistellungsmethode besteht (s.
Anm. 8). Der Freibetrag ist insoweit bei der Ermittlung der dem Progressions-
vorbehalt unterliegenden positiven Eink®nfte zu ber®cksichtigen, als er nicht
durch Abzug bei Ermittlung des Einkommens verbraucht ist (Frotscher/Kuhl-
mann, § 13 Rn. 272; Lademann/Hiller, § 13 Rn. 331; vgl. zum Altersentla-
stungsbetrag nach § 24a BFH v. 30. 5. 1990 I R 179/86, BStBl. II, 906). Auch
die Eink®nfte beschr�nkt Stpfl. aus inl�ndischen luf. Betrieben kommen in den
Genuß des Freibetrags (glA Frotscher/Kuhlmann aaO; Lademann/Hiller
aaO Rn. 331 a). Beim Wechsel von der beschr�nkten zur unbeschr�nkten
StPflicht w�hrend des Kj. oder umgekehrt (vgl. § 2 Abs. 7 Satz 3), ist uE der
Freibetrag nur einmal zu gew�hren (aA zur Rechtslage vor § 2 Abs. 7 Satz 3
Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. E 4).
Der Freibetrag wird unabh�ngig von der Art der Gewinnermittlung auch einem
Land- und Forstwirt gew�hrt, der seinen Gewinn nach § 13a ermittelt. Er gilt
auch f®r nachtr�gliche Eink®nfte aus LuF (R 124 EStR; Felsmann, A 388; Klee-
berg in K/S/M, § 13 Rn. E 3; Leinglrtner/Kanzler, Kap. 47 Rn. 5) und wird
einem Stpfl. als Jahresfreibetrag auch dann ungeschm�lert gew�hrt, wenn er ei-
nen Betrieb der LuF im Laufe eines VZ ®bernommen hat oder ver�ußert bzw.
aufgibt (R 124 Satz 3 EStR; Felsmann, A 388; Kleeberg in K/S/M, § 13
Rn. E 4). Der Freibetrag steht dem P�chter eines luf. Betriebs, aber auch dem
Verp�chter zu, wenn dieser noch keine Betriebsaufgabe erkl�rt hat. Da bei Wirt-
schafts®berlassung der �berlassende (positive) Eink®nfte aus LuF erzielen kann
(Anm. 101), steht ihm wie auch dem Nutzungsberechtigten der Freibetrag zu
(ebenso zB Kanzler, FR 1992, 245). Auch bei �bergangsgewinnen bei Wechsel
der Gewinnermittlungsart ist der Freibetrag zu ber®cksichtigen (Felsmann, A
388, dort auch zur Freibetragsgew�hrung bei Verteilung des Zurechnungsbe-
trags aus Billigkeitsgr®nden).
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Pers¨nlicher Geltungsbereich: Der Freibetrag ist nicht betriebs-, sondern per-
sonenbezogen. Er steht demnach einem Stpfl. mit mehreren Betrieben nur ein-
mal zu.
Sind an einem Betrieb der LuF mehrere Personen beteiligt (Mitunternehmer-
schaft), steht der Freibetrag jedem der Beteiligten zu (R 124 Satz 1 EStR; vgl. zu
Abs. 3 aF schon BFH v. 8. 4. 1960 VI 108/59 U BStBl. III, 250, beil�ufig; glA
Lademann/Hiller, § 13 Rn. 331b; Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. E 5; Mitter-
pleininger in L/B/P, § 13 Rn. 116). Dies gilt grunds�tzlich auch f®r einen Mit-
unternehmer-Miterben (s. dazu grundlegend BFH v. 5. 7. 1990 GrS 2/89,
BStBl. II, 837; § 14a Anm. 178), der aus seiner Mitunternehmerstellung alsbald
nach dem Erbfall ausscheidet. Der Freibetrag kann nicht bei der gesonderten
und einheitlichen Feststellung der Eink®nfte aus LuF, sondern nur bei der ESt-
Veranlagung abgezogen werden (BFH v. 15. 3. 1990 IV R 90/88, BStBl. II, 689;
vgl. auch BFH v. 25. 2. 1988 IV R 32/86, BStBl. II, 827).

IV. Verhzltnis zu anderen Vorschriften

Verhzltnis zu anderen einkommensteuerlichen Vorschriften: Abs. 3 wird
nicht durch § 3 Nr. 27 ausgeschlossen (glA Lademann/Hiller, § 13 Rn. 327,
119g). Der Freibetrag wird unabh�ngig von der Art der Gewinnermittlung ge-
w�hrt (§ 4 Abs. 1, Abs. 3 bzw. § 13a; auch ggf. bei Sch�tzung der Besteuerungs-
grundlagen, § 162 AO). Er ist auch bei einem Ver�ußerungsgewinn iSv. § 14 zu
ber®cksichtigen. Wegen des Verh�ltnisses zu § 14a s. § 14a Anm. 22. Eink®nfte
bleiben nicht iSv. § 10 Abs. 1 Nr. 1 a bei der Veranlagung außer Betracht, weil sie
den Freibetrag nach Abs. 3 nicht ®bersteigen und deshalb in vollem Umfang
nicht besteuert werden; der Abzug von Altenteilslasten als SA ist demnach in
F�llen dieser Art nach jener Vorschrift grunds�tzlich m½glich (vgl. BFH v.
30. 4. 1976 VI R 34/75, BStBl. II, 539).
E Verhwltnis zum Verlustabzug: Da der Freibetrag nach Abs. 3 „bei“ der Ermitt-
lung des Gesamtbetrags der Eink®nfte wirkt, kann er uU den r®ck- und vor-
tragsf�higen Verlust iSv. § 10d beeinflussen („Negative Eink®nfte, die bei der
Ermittlung des Gesamtbetrags der Eink®nfte nicht ausgeglichen werden“; glA
etwa R 3 und R 115 Abs. 1 EStR; Bl�mich/Horlemann, § 10d Rn. 92, 94; aA
Richter, Stbg. 1969, 111).

Beispiel:
Eink®nfte aus LuF 2000 E
Verlust aus Gewerbebetrieb 10000 E
Negativer Gesamtbetrag der
Eink®nfte unter Ber®cksichtigung
von Abs. 3 8670 E

E Verhwltnis zu Altersentlastungsbetrag und Tarifermwßigungen: Die Bemessungsgrund-
lage des Altersentlastungsbetrags nach § 24a ist nicht um den Freibetrag nach
Abs. 3 zu k®rzen (§ 24a Anm. 19; glA Leinglrtner/Kanzler, Kap. 47 Rn. 7;
Felsmann, A 395; Schmidt/Seeger XXIII. § 13 Rn. 160; Lademann/Hiller,
§ 13 Rn. 332a; K�bler, DStZ/A 1988, 278; aA Richter, FR 1975, 189). Um die
vorgesehene Beg®nstigungswirkung voll zu erreichen, ist bei Vorhandensein er-
m�ßigt besteuerter Eink®nfte aus LuF (zB § 34, § 34b) der Freibetrag nach
Abs. 3 zun�chst von den ungemildert besteuerten Eink®nften abzuziehen (glA
Leinglrtner/Kanzler, Kap. 47 Rn. 6; Felsmann, A 976 ff. mit Beispielen), ein
verbleibender Freibetrag von den gemildert besteuerten, bei verschiedenen ge-
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milderten Steuers�tzen zun�chst von den am h½chsten besteuerten (vgl. BFH v.
25. 6. 1959 IV 617/56 U, BStBl. III, 404 sowie zB R 197 Abs. 1 EStR; OFD
Freiburg v. 3. 3. 1982 S-2500 A – St 21, DATEV; glA Kleeberg in K/S/M, § 13
Rn. E 13; Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 117).
E Verhwltnis zum Hwrteausgleich: Nach § 46 Abs. 2 Nr. 1 ist f®r ArbN von Amts we-
gen eine Veranlagung durchzuf®hren, wenn die Summe der estpfl., aber nicht
dem LStAbzug unterliegenden Eink®nfte mehr als 410 E betr�gt. Die Eink®nfte
aus LuF waren dabei bis einschl. VZ 1989 ohne K®rzung um den Freibetrag
nach Abs. 3 zu ber®cksichtigen. Dadurch konnten sich Nachteile f®r ArbN erge-
ben, wenn sie neben positiven Eink®nften aus LuF auch Verluste aus weiteren,
nicht dem LStAbzug unterliegenden Nebeneink®nften hatten und die Veranla-
gung zur Ber®cksichtigung der Verluste beantragten (§ 46 Abs. 2 Nr. 8 Buchst. b
aF). Ab VZ 1990 ist diese H�rte durch das StReformG 1990 v. 25. 7. 1988
(BGBl. I, 1093; BStBl. I, 224) beseitigt worden, dh. bei Pr®fung, ob die Neben-
eink®nfte zusammen zu einem Verlust f®hren, sind die Eink®nfte aus LuF um
den Freibetrag nach Abs. 3 gek®rzt zu ber®cksichtigen. Zugleich war der H�rte-
ausgleichsbetrag nach § 46 Abs. 3 um den Freibetrag nach Abs. 3 zu k®rzen, da-
mit eine Doppelber®cksichtigung vermieden wird (§ 46 Anm. 76 und 210; s.
auch das Rechenbeispiel zu H 218 EStH „Allgemeines“). Zur Rechtslage bis VZ
1989 nach § 46 Abs. 2 Nr. 8 Buchst. b aF s. Leinglrtner/Zaisch, Einkommens-
besteuerung der Land- und Forstwirtschaft, 2. Aufl. 1991, Rn. 1580).

E Verhwltnis zu ausgelaufenen estl. StVerg�nstigungen: Der Freibetrag nach Abs. 3 hat die
Bemessung des Freibetrags f®r freie Berufe nach der inzwischen aufgehobenen Vor-
schrift des § 18 Abs. 4 nicht ber®hrt (glA zB OFD Freiburg v. 3. 3. 1982 S-2500 A – St
21 DATEV). Die StErm�ßigung des mit dem VZ 2000 ausgelaufenen § 34e wurde bei
Vorliegen der Voraussetzungen neben dem Freibetrag nach Abs. 3 gew�hrt (glA zB La-
demann/Hiller, EStG § 13 Anm. 332c). Allerdings berechnete sich die StErm�ßigung
nach § 34e unter Ber®cksichtigung der H½chstbetragsbegrenzung durch Anwendung
des durchschnittlichen Steuersatzes auf den um den Teil des Freibetrags nach Abs. 3
gek®rzten Gewinn, der dem Verh�ltnis des Gewinns zu den Eink®nften des Stpfl. aus
LuF vor Abzug des Freibetrags entspricht (s. auch R 213 Abs. 3 EStR, H 213 EStR;
Beispiele auch f®r Mitunternehmerschaft BMF v. 27. 3. 1981, BStBl. I, 282 Tz. 4.2 und
4.3).

Verhzltnis zur AO: Die Gewinngrenze f®r die Buchf®hrungspflicht nach § 141
Abs. 1 Nr. 5 AO wird von dem Freibetrag nach Abs. 3 nicht beeinflußt, da er
die Gewinnermittlung nicht ber®hrt (glA OFD Freiburg v. 3. 3. 1982 S-2500 A
– St 21, DATEV; Schmidt/Seeger XXIII. § 13 Rn. 160). Der Freibetrag wird
von Amts wegen gew�hrt. Die Nichtber®cksichtigung stellt regelm�ßig eine of-
fenbare Unrichtigkeit iSv. § 129 AO dar (FG N®rnb. 26. 1. 1973, EFG 1973,
319, rkr.). Wird der StBescheid ge�ndert und die H½chstbetragsgrenze f®r die
Summe der Eink®nfte nunmehr ®berschritten, so entf�llt der Freibetrag.

Einstweilen frei.

B. Tatbestandsvoraussetzungen und Rechtsfolgen des Abs. 3

I. Freibetrag nach Abs. 3 Satz 1

Nach Abs. 3 Satz 1 werden die Eink®nfte aus LuF bei der Ermittlung des Ge-
samtbetrags der Eink®nfte nur ber®cksichtigt, soweit sie den Betrag von 670 E
®bersteigen.
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Eink�nfte aus Land- und Forstwirtschaft iSv. Abs. 3 Satz 1 sind nicht nur
die Eink®nfte aus aktiver Bodenbewirtschaftung, sondern auch die Eink®nfte
aus der Verpachtung oder Wirtschafts®berlassung eines luf. Betriebs, solange die
Betriebsaufgabe nicht erkl�rt wurde. Der Freibetrag wird daher auch bei Fl�-
chenstillegung nach dem FELEG (s. Anm. 354) gew�hrt, auch wenn die stillge-
legten Fl�chen die wesentlichen Betriebsgrundlagen darstellen, solange nur nicht
Betriebsaufgabe erkl�rt oder eingetreten ist (OFD Chemnitz v. 17. 12. 1996
StEK EStG § 13 Nr. 638, Tz. 4.5, 5.2), bei Ver�ußerungs- oder Aufgabegewin-
nen nach § 14 und bei Bezug nachtr�glicher Eink®nfte iSv. § 24 Nr. 2 (glA Lade-
mann/Hiller, § 13 Rn. 326 f.; Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 115). Den
Freibetrag k½nnen Stpfl. nicht beanspruchen, die etwa Eink®nfte aus Gewerbe-
betrieb erzielen, zB wegen ®bernormaler Tierhaltung oder KapGes. Bei K½rper-
schaften, die nicht nach den Vorschriften des HGB buchf®hrungspflichtig sind,
kommt auch der Bezug von Eink®nften aus LuF in Betracht. In F�llen dieser
Art ist der (einfache) Freibetrag zuzubilligen (glA Lademann/Hiller, § 13
Rn. 331 c).
Nach dem Wortlaut des Abs. 3 Satz 1 sind vor Ber®cksichtigung des Freibetrags
alle Eink®nfte aus LuF eines Stpfl. zusammenzurechnen (BFH v. 25. 2. 1988 IV
R 32/86, BStBl. II, 827; H 124 EStH). Auch hieraus folgt, daß der Freibetrag
nicht betriebsbezogen und ggf. mehrfach gew�hrt wird, sondern personenbezo-
gen ist und einem Stpfl. nur einmal zusteht.
Bei der Ermittlung des Gesamtbetrags der Eink�nfte werden die Eink®nfte
aus LuF nur ber®cksichtigt, soweit sie den Freibetrag ®bersteigen. Der Freibe-
trag beeinflußt daher nicht die Einkunftsermittlung (§ 2 Abs. 3; vgl. auch BFH
v. 25. 2. 1988 IV R 32/86 aaO mwN; kritisch § 2 Anm. 565). Freibetr�ge, die be-
reits die Ermittlung der Eink®nfte aus LuF betreffen, gehen mithin dem Freibe-
trag nach Abs. 3 vor.
Soweit sie den Betrag von 670 E �bersteigen, werden die Eink®nfte aus LuF
bei der Ermittlung des Gesamtbetrags der Eink®nfte nur ber®cksichtigt. Der
Freibetrag wird nicht gek®rzt, wenn nur f®r einen Teil des VZ bzw. Wj. Ein-
k®nfte aus LuF bezogen werden (glA Lademann/Hiller, § 13 Rn. 328). Die
Wortwahl zeigt, daß Abs. 3 Satz 1 eine K®rzungsfolge bei Bildung des Gesamt-
betrags der Eink®nfte nur bez®glich vorhandener positiver Eink®nfte aus LuF
nach sich zieht. Negative Eink®nfte aus LuF l½sen die Rechtsfolge nach Abs. 3
Satz 1 nicht aus (vgl. BFH v. 25. 2. 1988 IV R 32/86 aaO). Positive Eink®nfte
aus LuF gehen nach Abs. 3 Satz 1 gek®rzt in den Gesamtbetrag der Eink®nfte
iSv. § 2 Abs. 3 Satz 1 ein.

Allerdings k½nnte man im Gegensatz dazu aus § 2 Abs. 3 idF des St�ndG 1992 (dazu
Anm. 2), jetzt § 2 Abs. 3 Satz 1 idF des StEntlG 1999/2000/2002 schließen, daß die
Summe der Eink®nfte, also ggf. auch bei negativen Eink®nften aus LuF, um den Abzug
nach Abs. 3 zu vermindern w�re („Die Summe der Eink®nfte, vermindert um ... den
Abzug nach Abs. 3, ist der Gesamtbetrag der Eink®nfte“); hiervon geht die FinVerw.
aus (s. R 3 EStR; ebenso Geserich, DStR 2000, 845 (847). Der FinAussch. des Deut-
schen BTag, auf dessen Initiative § 2 Abs. 3 so gefaßt wurde (BTDrucks. 12/1506, 11),
hat dies damit begr®ndet, daß der nach Abs. 3 bei der Ermittlung des Gesamtbetrags
der Eink®nfte zu ber®cksichtigende Abzug f®r Land- und Forstwirte aus „systemati-
schen Gr®nden“ in den Wortlaut des § 2 Abs. 3 (Satz 1) aufzunehmen sei (BTDrucks.
12/1506, 167).

UE kann aus § 2 Abs. 3 Satz 1 nur ganz allgemein gefolgert werden, daß der
Freibetrag nach Abs. 3 bei Bildung des Gesamtbetrags der Eink®nfte zu ber®ck-
sichtigen ist, nicht aber, mit welchen genauen Maßgaben dies geschieht. Insofern
hat die Fassung des § 2 Abs. 3 (Satz 1) den gesetzgeberischen Willen nicht ganz
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zutreffend ausgedr®ckt. Die Wendung in § 2 Abs. 3 Satz 1 „... vermindert um
den ...“ ist nach hier f®r richtig gehaltener Lesart zu verstehen als „... unter Be-
r®cksichtigung von ...“ (vgl. auch den Wortlaut von § 46 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1:
„darauf entfallenden Betr�ge“). Wenn der Gesetzgeber die enge Abh�ngigkeit
des Freibetrags nach Abs. 3 Satz 1 von (positiven) Eink®nften aus LuF h�tte �n-
dern wollen, h�tte er diese �nderung bei der speziellen Regelung des Abs. 3
Satz 1 vornehmen m®ssen. Wiewohl mit dem St�ndG 1992 �nderungen an
Abs. 3 erfolgten, hat der Gesetzgeber Abs. 3 Satz 1 aber unangetastet gelassen.
Hieraus folgt zugleich, daß bei nicht gen®gend vorhandenen Eink®nften aus
LuF ein ®berschießender Teil des Freibetrags wirkungslos verf�llt (glA Fels-
mann, A 393; Bl�mich/Selder, § 13 Rn. 204). Andererseits wird der Freibetrag
bei gen®gend vorhandenen positiven Eink®nften aus LuF auch dann in voller
H½he gew�hrt, wenn der Stpfl. nur in einem Teil des VZ Eink®nfte aus LuF er-
zielt hat (Felsmann, A 392).

II. Freibetragsbegrenzung nach Abs. 3 Satz 2

1. Bis zum VZ 1998
Nach Satz 2 idF vor dem StEntlG 1999/2000/2002 ist die Freibetragsregelung
nach Satz 1 nur anzuwenden, wenn das Einkommen ohne Ber®cksichtigung des
Freibetrags nach Satz 1 50000 DM nicht ®bersteigt. Es ist vom allgemeinen Be-
griff des Einkommens auszugehen (§ 2 Abs. 4, vor allem zu § 2 Anm. 570 ff.),
was eine fiktive vorl�ufige Berechnung ohne Ber®cksichtigung des Freibetrags
erforderlich macht (glA Mitterpleininger in L/B/P, § 13 Rn. 113a; Lade-
mann/Hiller, § 13 Rn. 330 a: § 2 Abs. 4, der daf®r aber keinen sachlichen
Grund sieht und die durch das Gesetz verursachte komplizierte Handhabung
beklagt). Nach dem Berechnungsschema der FinVerw. zur Ermittlung des zu
versteuernden Einkommens (R 3 EStR) wird der Freibetrag allerdings schon un-
mittelbar vor dem Gesamtbetrag der Eink®nfte (§ 2 Abs. 3) ber®cksichtigt. Das
Einkommen ist nicht mit dem zu versteuernden Einkommen (§ 2 Abs. 5) gleich-
zusetzen (unklar Felsmann, A 391). Bis einschließlich 50000 DM um den Frei-
betrag bereinigtes Einkommen gibt den Anspruch auf den Freibetrag, bei �ber-
steigen entf�llt er ohne mildernden �bergang. Dies ist bedenkenfrei, da der
Freibetrag ohnehin nur bezogen auf luf. Eink®nfte gew�hrt wird und das sog.
Bauernsterben, das naturgem�ß bei mittleren und kleinen Land- und Forstbe-
trieben stattfindet, abd�mpfen soll.

2. Ab dem VZ 1999
Mit dem StEntlG 1999/2000/2002 wird mit Wirkung ab dem VZ 1999 (s.
Anm. 360) der Freibetrag nach Abs. 3 Satz 1 nur gew�hrt, wenn die Summe der
Eink®nfte 60000 DM (jetzt 30700 E, s. Anm. 360) nicht ®bersteigt. Der Begriff
der Summe der Eink®nfte entspricht dem Begriff in § 2 Abs. 3 Satz 1. Aus die-
ser Vorschrift folgt auch, daß die Summe der Eink®nfte nicht mit dem Gesamt-
betrag der Eink®nfte gleichzusetzen ist (unklar Kanzler, FR 1999, 423 [424]).
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III. Der Freibetrag bei Zusammenveranlagung, Abs. 3 Satz 3

Nach Satz 3 verdoppeln sich im Fall der Zusammenveranlagung (nicht: ge-
trennte Veranlagung § 26a, besondere Veranlagung § 26c) von Ehegatten der
Freibetrag nach Satz 1 und die Freibetragsbegrenzung nach Satz 2.
Ua. auch wegen der Ankn®pfung an Satz 1 h�ngt die Gew�hrung eines Freibe-
trags davon ab, ob bei Ermittlung des Gesamtbetrags der Eink®nfte die zusam-
mengerechneten Eink®nfte der Ehegatten aus LuF einen positiven Betrag errei-
chen. Die (ggf. verbleibenden) positiven Eink®nfte aus LuF bleiben dann bis
zur vollen Aussch½pfung des Freibetrags außer Betracht. Hat zB von den zu-
sammenveranlagten Ehegatten der eine positive und der andere aber h½here ne-
gative Eink®nfte aus LuF bezogen, steht den Ehegatten – verfassungsrechtlich
unbedenklich – kein Freibetrag zu (BFH v. 25. 2. 1988 IV R 32/86, BStBl. II,
827; aA offenbar K�bler, DStZ/A 1988, 278).
Die Verdoppelung der Betr�ge der S�tze 1 und 2 erfolgt auch bei Vorliegen nur
eines luf. Betriebs eines Ehegatten. Sie kann sachlich damit gerechtfertigt wer-
den, daß bei Zusammenveranlagung von Ehegatten dieser Betrieb die Grundla-
ge f®r die Wirtschaftsgemeinschaft (= Voraussetzung der Zusammenveranla-
gung) der Ehegatten bildet.
Die Verdoppelung kann f®r zusammenveranlagte Ehegatten nur einheitlich f®r
beide Ehegatten verstanden werden. W®rde man zB die Auffassung vertreten,
daß der erh½hte Freibetrag nach Abs. 3 Satz 3 nicht einheitlich beiden zusam-
menveranlagten Ehegatten, sondern jedem Ehegatten mit Eink®nften aus LuF
gesondert gew�hrt wird, w®rde dies zu dem unhaltbaren Ergebnis f®hren, daß
sich der erh½hte Freibetrag nach Abs. 3 Satz 3 verdoppeln k½nnte, wenn jeder
Ehegatte den Freibetrag ®bersteigende positive Eink®nfte aus LuF erzielt. Dar-
aus, daß der erh½hte Freibetrag nach Abs. 3 Satz 3 zusammenveranlagten Ehe-
gatten nur einheitlich gew�hrt werden kann, folgt, daß die H½he des Freibetrags
gem. Abs. 3 Satz 3 iVm. Satz 1 nur anhand der zusammengerechneten Ein-
k®nfte aus LuF der zusammenveranlagten Ehegatten ermittelt werden kann
(BFH v. 25. 2. 1988 IV R 32/86, BStBl. II, 827).
Da die Gew�hrung des Freibetrags auch bei Zusammenveranlagung an eine ein-
heitliche – wenn auch verdoppelte – Begrenzung ankn®pft, kann die Begren-
zung auch nur einheitlich f®r die zusammen veranlagten Ehegatten ermittelt
werden. Hiernach kommt es bis zum VZ 1998 auf das Einkommen aus der Zu-
sammenveranlagung der Ehegatten an (§ 26b), ab dem VZ 1999 auf die Summe
der Eink®nfte beider Ehegatten. Es kann deshalb allein etwa mit Eink®nften des
jeweils anderen Ehegatten die Grenze f®r die Freibetragsgew�hrung ®berschrit-
ten sein. Hier bleibt die getrennte Veranlagung (§ 26a) oder ggf. die besondere
Veranlagung (§ 26c) zu erw�gen.

Einstweilen frei.
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Erlzuterungen zu Abs. 4:
Aufgabe der Nutzungswertbesteuerung f�r

denkmalgesch�tzte Wohnungen

I. Fortsetzung der Nutzungswertbesteuerung f�r
denkmalgesch�tzte Wohnungen, die im Veranlagungszeitraum

1986 zum Betriebsverm¨gen geh¨rten (Abs. 4 Satz 1)

Abs. 2 Nr. 2 findet nur Anwendung, sofern im VZ 1986 bei einem Stpfl. f®r die
von ihm zu eigenen Wohnzwecken oder zu Wohnzwecken des Altenteilers ge-
nutzte Wohnung die Voraussetzungen f®r die Anwendung des Abs. 2 Nr. 2 idF
der Bekanntmachung v. 16. 4. 1997 (BGBl. I, 821) vorlagen.
Bedeutung der Regelung: Die Regelung entspricht weitgehend § 52 Abs. 15
Satz 2 EStG 1997 und stellt eine zus�tzliche Voraussetzung f®r die Fortf®hrung
der Nutzungswertbesteuerung betriebs®blich großer, denkmalgesch®tzter Woh-
nungen des Stpfl. und des Altenteilers auf (Anm. 346).
Im VZ 1986 lagen die Voraussetzungen des Abs. 2 Nr. 2 aF vor, wenn zu ir-
gendeinem Zeitpunkt im VZ 1986 die Wohnung vom Betriebsinhaber oder vom
Altenteiler bewohnt worden war, deshalb zum BV des luf. Betriebs geh½rte und
ohne R®cksicht auf die Gewinnermittlungsart der Nutzungswertbesteuerung un-
terlag.

Verwiesen wird nur auf Abs. 2 Nr. 2 aF, w�hrend § 52 Abs. 15 Satz 2 aF auch noch auf
§ 13a Abs. 3 Nr. 4 und Abs. 7 aF Bezug nahm. Diese Gewinnermittlungsvorschriften
sahen lediglich vor, daß und in welcher H½he ( 1/18 des Wohnungswerts) der Nutzungs-
wert der Wohnung auch bei der Durchschnittssatzgewinnermittlung anzusetzen war;
auch dies setzte aber die Zurechnung der Wohnung zu den Eink®nften aus LuF voraus.
Auch bei Gewinnsch�tzung war ein Nutzungswert zu erfassen (OFD N®rnb. v.
10. 10. 2002 S 2150a – 80/St 31, nv.).

E Keine Objektbeschrwnkung: Nach dem Gesetzeswortlaut kann die Nutzungswert-
besteuerung f®r mehrere (denkmalgesch®tzte) Wohnungen des Betriebsinhabers
oder Altenteilers fortgef®hrt werden. Anders als in Abs. 5 ist die Anzahl der be-
g®nstigten Wohnungen gesetzlich nicht beschr�nkt. So konnten etwa im VZ
1986 bei PersGes. mehrere Betriebsinhaber- und Altenteilerwohnungen vorhan-
den sein, oder mehrere Wohnung von einem einzelnen Landwirt oder Altentei-
ler im Laufe des VZ 1986 nacheinander zu eigenen Wohnzwecken genutzt wer-
den.
E Die zeitweise Nutzung zu eigenen Wohnzwecken des Betriebsinhabers, Altentei-
lers oder Nutzungsberechtigten (s. Anm. 346 aE) im VZ 1986 ist ausreichend,
da es weder f®r die Anwendung der �bergangsregelung des § 52 Abs. 15 aF er-
forderlich war noch gem. Abs. 4 Satz 1 vorausgesetzt wird, daß die Wohnung
w�hrend des gesamten VZ 1986 oder am Stichtag des 31. 12. 1986 selbstgenutzt
war. Damit konnten Nutzungs�nderungen im VZ 1986 dem Grunde nach zu einer
mehrfachen Beg®nstigung von Wohnungen f®hren, f®r die in diesem VZ ein
Nutzungswert anzusetzen war. Ein Gestaltungsmißbrauch (§ 42 AO) w�re aller-
dings dann anzunehmen, wenn die Nutzungs�nderung auch nach dem
31. 12. 1986 alsbald wieder r®ckg�ngig gemacht wurde.

Beispiel 1: Der Landwirt zog im Laufe des VZ 1986 aus seiner alten Wohnung in den
zur Wohnung umgebauten Stall seines damals schon bzw. inzwischen denkmalge-
sch®tzten Hofs. Die alte Wohnung wird vermietet und bleibt bei Vermietung an Land-
arbeiter notwendiges BV und bei Vermietung an Privatpersonen gewillk®rtes BV (§ 4
Abs. 1 Satz 4). Wird diese alte Wohnung nach 1998, zB durch den herangewachsenen
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Hoferben, einen Mitunternehmer oder Nutzungsberechtigten (s. Anm. 346 aE) wieder
selbstgenutzt, so ist ein Nutzungswert anzusetzen und die jederzeitige stbeg®nstigte
Entnahme m½glich (s. Anm. 379).

Beg�nstigte Wohnungsinhaber im VZ 1986 waren Betriebsinhaber, auch der
Nutzungsberechtigte (P�chter bzw. entgeltlicher Nießbraucher) oder Altenteiler
(BMF v. 12. 11. 1986, BStBl. I, 528 A. II. 2); ebenso ein Dritter, der die Woh-
nung zeitweise unentgeltlich mit gesicherter Rechtsposition genutzt hatte. Nach
FinVerw. soll daf®r die Art der Nutzung am 31. 12. 1986 maßgebend sein. Im
Fall der unentgeltlichen �berlassung an einen Dritten mit gesicherter Rechtspo-
sition am 31. 12. 1986 fiel die Wohnung bei Wiederaufnahme der Nutzung zu ei-
genen Wohnzwecken des Betriebsinhabers unter die �bergangsregelung f®r
Wohnungen im PV nach § 52 Abs. 21 Satz 2, weil sie nach § 52 Abs. 15 Satz 9
vom 31. 12. 1986 an nicht mehr zum BV geh½rte (BMF v. 12. 11. 1986 aaO, A.
II. 4).
E Altenteiler ist derjenige, der den Betrieb im Wege vorweggenommener Erbfol-
ge ®bertragen hat und daf®r Nutzungen, Sach-, Natural-, Dienst- und Geldlei-
stungen erh�lt; auch der ®berlebende Ehegatte, dem der Erbe des Betriebs ein
testamentarisch oder gesetzlich geregeltes Wohnrecht gew�hren muß, ist Alten-
teiler (BFH v. 23. 11. 2000 IV R 82/99, BStBl. II 2001, 232 zu § 52 Abs. 15
Satz 8 Nr. 2 EStG 1987).
E Bei PersGes. war ein Nutzungswert f®r Wohnungen im Gesamthandsverm½gen
ebenso zu erfassen wie f®r die vom Mitunternehmer genutzte Wohnung in sei-
nem SonderBV.
Denkmalschutz im VZ 1986 nicht erforderlich: Zu den Voraussetzungen des
Abs. 2 Nr. 2 aF geh½rte nicht, daß die Wohnung bereits im VZ 1986 unter
Denkmalschutz stand. Es gen®gt daher die Anerkennung als denkmalgesch®tzte
Wohnung zu irgendeinem Zeitpunkt vor Wiederaufnahme der Selbstnutzung
der Wohnung. Die Denkmalschutzeigenschaft konnte daher sowohl im Zeit-
raum der �bergangsregelung von VZ 1987–1998 als auch danach zugesprochen
werden. Da die Beg®nstigung infolge des Ansatzes eines Nutzungswerts im VZ
1986 dem Grunde nach vorliegt, f®hrt auch die k®nftige Anerkennung als denk-
malgesch®tzte Wohnung zum erneuten Ansatz eines Nutzungswerts und der
M½glichkeit einer stfreien Entnahme. solange sich die Wohnung noch im BV be-
findet.

Beispiel 2: Die noch nicht unter Denkmalschutz stehende Wohnung wurde bis zum
Tod des Altenteilers im VZ 1986 von diesem genutzt und danach vermietet.
a) Wurde die Wohnung w�hrend der VZ 1987–1998 wieder von einem Beg®nstigten
genutzt, ohne die Denkmalschutzeigenschaft erlangt zu haben, so schied sie stfrei bei
Abwahl, sp�testens aber zum Ende des VZ 1998 aus dem BV aus (§ 52 Abs. 15 S�tze 4
und 6 aF).
b) Wurde die Wohnung wieder vom Beg®nstigten genutzt und erlangte sie vor Abwahl
der Nutzungswertbesteuerung und vor Ablauf des VZ 1998 die Denkmalschutzeigen-
schaft, so konnte der Nutzungswert auch ®ber den 31. 12. 1998 hinaus angesetzt wer-
den.
c) Blieb die Wohnung ®ber den VZ 1998 hinaus fremdvermietet und daher notwendi-
ges oder gewillk®rtes BV (s. Beispiel 1), so reicht die Anerkennung der Denkmal-
schutzeigenschaft zu irgendeinem Zeitpunkt nach dem VZ 1986, um bei wieder aufge-
nommener Selbstnutzung die Nutzungswertbesteuerung wiederaufzunehmen und eine
stfreie Entnahme zu erlangen.
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II. Abwahl der Nutzungswertbesteuerung f�r denkmalgesch�tzte
Wohnungen (Abs. 4 Satz 2)

1. Unwiderruflicher Antrag auf Nichtanwendung der Nutzungswert-
besteuerung (Abs. 4 Satz 2)

Der Stpfl. kann f®r einen VZ nach dem VZ 1998 unwiderruflich beantragen,
daß Abs. 2 Nr. 2 ab diesem VZ nicht mehr angewendet wird. Diese Regelung
zur Abwahl der Nutzungswertbesteuerung entspricht § 52 Abs. 15 Satz 4 aF.
Der antragsberechtigte Steuerpflichtige ist der die Wohnung nutzende, dem
ein Nutzungswert im VZ 1986 (Anm. 374) und in einem VZ nach dem VZ
1998 vor der Abwahl der Nutzungswertbesteuerung zuzurechnen war (Abs. 4
Satz 1 und Abs. 2 Nr. 2). Bis zum VZ 1999 war die �bergangsregelung des § 52
Abs. 15 aF auch dann auf den Stpfl. anzuwenden, wenn es sich bei der Wohnung
um ein Baudenkmal handelte.
Der Antrag ist unwiderruflich und kann damit nach Zugang beim zust�ndi-
gen FA nicht wieder zur®ckgenommen, uE jedoch entsprechend §§ 119 ff. BGB
angefochten werden (zum R®cknahmeverbot: BFH v. 15. 10. 1996 IX R 10/95,
BStBl. II 1997, 178 die Irrtumsanfechtung offenlassend). Er ist an das f®r die
EStFestsetzung oder die Gewinnfeststellung zust�ndige FA zu richten.
E Eine bestimmte Form ist f®r den Antrag auf Abwahl der Nutzungswertbesteue-
rung nicht vorgesehen. Allerdings ist die Schriftform oder eine Protokollierung
des m®ndlichen Antrags aus Nachweisgr®nden zu empfehlen. Wegen der weit-
reichenden Folgen kann die konkludente Abwahl der Nutzungswertbesteuerung
durch Nichtansatz eines Nutzungswerts in der Gewinnermittlung mangels Ein-
deutigkeit uE nicht wirksam sein, denn der Stpfl. muß sich der Folgen seines
Verhaltens bewußt sein (BFH v. 23. 11. 1995 IV R 36/94, BFH/NV 1996, 398
zur Betriebsaufgabeerkl�rung bei Betriebsverpachtung).
E Ein bestimmtes Verfahren ist f®r den Antrag nicht vorgesehen. Nach FinVerw.
kann der Antrag daher nicht nur im Veranlagungsverfahren und bei Wohnungen
im Gesamthandsverm½gen einer Mitunternehmerschaft im Feststellungsverfah-
ren, sondern auch im LSt.-Erm�ßigungs- oder Vorauszahlungsverfahren gestellt
werden (BMF v. 12. 11. 1986, BStBl. I, 528 A. II. 6 betr. Einf®hrungsschreiben
zu § 52 Abs. 15 aF). UE ist der Antrag auch unabh�ngig von der Abgabe einer
Erkl�rung zul�ssig.
F�r einen VZ nach dem VZ 1998 kann der Stpfl. beantragen, daß der Nut-
zungswert „ab diesem“ VZ nicht mehr besteuert wird. Die Abwahl erfolgt also
auf den 31. 12. eines VZ, w�hrend der Nutzungswert f®r das idR abweichende
Wj. des Landwirts anzusetzen ist. Anders als bei einer Entnahme, die sich als tat-
s�chlicher Vorgang weder r®ckbeziehen noch r®ckg�ngig machen l�ßt (BFH v.
12. 9. 2002 IV R 66/00, BStBl. II, 815 mwN), kann die Nutzungswertbesteue-
rung daher nach dem Gesetzeswortlaut r�ckwirkend abgew�hlt werden (BFH v.
6. 11. 2003 IV R 41/02, BFH/NV 2004, 565). Nach dem f®r die r®ckwirkende
Abwahl der Nutzungswertbesteuerung bestimmten Zeitpunkt kann weder eine
Nutzungs�nderung noch eine Ver�ußerung der Wohnung und des dazugeh½ren-
den Grund und Bodens einen Einfluß auf die StBefreiung haben (BFH v.
6. 11. 2003 aaO).
Auch der Gesamtrechtsnachfolger oder derjenige, der im Rahmen der unentgelt-
lichen Betriebs®bertragung die Wohnung ®bernommen hat (§ 6 Abs. 3), kann
den Antrag r®ckwirkend stellen (BMF v. 12. 11. 1986, BStBl. I, 528 A. II. 7).
Beim �bergang im Wege vorweggenommener Erbfolge ist der Antrag vom
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�bernehmer nur f®r einen VZ zu stellen, f®r den er bereits den Nutzungswert
versteuern m®ßte, w�hrend der Rechtsvorg�nger den �bernehmer auch noch
mit einem r®ckwirkend nach der �bergabe gestellten Antrag binden k½nnen soll
(Felsmann/Giere, A 170). Dagegen sollen die Erben den Antrag auch noch f®r
den Erblasser stellen k½nnen, so daß sie selbst vom Todestag an keinen Nut-
zungswert mehr versteuern m®ssen (Leinglrtner/Kanzler, Kap. 17 Rn. 120).

2. Rechtsfolge des Antrags: Wohnung wird Privatverm¨gen
Der Antrag hat den Wegfall der Nutzungswertbesteuerung zur Folge und beein-
flußt damit auch die Gewinnermittlung. Die Wohnung wird PV, so daß der Ab-
zug von Aufwendungen als BA entf�llt; ausnahmsweise ist ein SA-Abzug m½g-
lich (s. Anm. 378).
Folgen der Abwahl f�r die Gewinnermittlung: Der Nutzungswert der Woh-
nung wird beim BV-Vergleich und der Einnahmen®berschußrechnung (Abs. 2
Nr. 2) ebenso wie bei der Durchschnittssatzgewinnermittlung (s. § 13a Abs. 3
Nr. 4 und Abs. 7 aF; dazu Anm. 374) nicht mehr erfaßt. F®r den bilanzierenden
Landwirt f®hrt ein r®ckwirkend gestellter Antrag zur Berichtigung und nicht zu ei-
ner rnderung einer bereits eingereichten Bilanz, so daß die Einschr�nkungen des
§ 4 Abs. 2 daher keine Anwendung finden. Der r®ckwirkende Antrag erm½glicht
vielmehr eine Bilanz�nderung hinsichtlich anderer wahlrechtsabh�ngiger Bilanz-
posten im entsprechenden Umfang. Aufgrund der stfreien Entnahme mit Ab-
wahl der Nutzungswertbesteuerung sind der Buchwert der Wohnung und des
dazu geh½renden Grund und Bodens auszubuchen (Anm. 379).
Kein weiterer Abzug wohnungsbedingter Aufwendungen: Nach dem Weg-
fall der Nutzungswertbesteuerung k½nnen die auf die Wohnung entfallenden
Aufwendungen nicht mehr als BA abgezogen werden (s. Anm. 342).
E Zuordnung einmaliger Aufwendungen: Da die Nutzungswertbesteuerung bei Land-
und Forstwirten idR im Laufe eines Wj. (zum 1. 1.) entf�llt (Anm. 379), sind die
Aufwendungen nach ihrer wirtschaftlichen Zuordnung abzugrenzen. Daher sind
Aufwendungen f®r Erhaltungsmaßnahmen an der selbst genutzten Wohnung
oder einer Altenteilerwohnung unabh�ngig von der Gewinnermittlungsart auch
dann in vollem Umfang als BA abziehbar, wenn die Zahlung erst nach Ablauf
der Nutzungswertbesteuerung erfolgt ist.

Der BFH sieht in der stichtagsbezogenen Regelung des § 52 Abs. 15 S�tze 1 und 2 aF
eine angemessene gesetzliche Typisierung von Veranlassungszusammenh�ngen. Da-
nach waren alle vor dem Stichtag getroffenen Maßnahmen im Interesse der Klarheit
und Eindeutigkeit, aber auch aus Gr®nden der Steuervereinfachung betrieblich veran-
laßt; andererseits ist es dem Stpfl. verwehrt, f®r erst nach dem Stichtag getroffene Er-
haltungsmaßnahmen eine betriebliche Veranlassung – etwa unter Hinweis auf einen
Reparaturstau – geltend zu machen (BFH v. 13. 2. 2003 IV R 12/01, BStBl. II, 837
betr. Abzug bei Einnahmen®berschußrechnung im Folgejahr nach Abwahl der Nut-
zungswertbesteuerung; glA Leinglrtner/Kanzler, Kap. 17 Rn. 191 mwN; im Ergeb-
nis glA BFH v. 14. 10. 2003 IX R 18/01, BStBl. II 2004, 263 zu § 52 Abs. 21 aF; aA
BMF v. 10. 11. 1998, BStBl. I, 1418 zu § 52 Abs. 21 aF; zT aA Paus, DStZ 1999, 296,
eine Aufteilung wegen gemischter Veranlassung bef®rwortend.

E Aufteilung laufender Aufwendungen, wie f®r Versicherungen und Grundsteuern
usw., ist unabh�ngig von der Art der Gewinnermittlung zeitanteilig vorzuneh-
men.
E Aufteilung von Gesamtaufwendungen: Bei einer im Rahmen eines Betriebspacht-
vertrags ®berlassenen Wohnung ist das Pachtentgelt entsprechend aufzuteilen
(BMF v. 12. 11. 1986, BStBl. I, 528 A. II. 8); ebenso ½ffentliche Abgaben und
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Versicherungen, die auf die Wohnung und andere im BV verbliebene Grund-
st®cksteile entfallen. Reparaturaufwendungen sind in einen abziehbaren und
nichtabziehbaren Betrag aufzuteilen, wenn sie etwa das Dach oder die Heizung
des Geb�udes betreffen, in dem sich sowohl die Wohnung als auch dem BV zu-
geh½rende R�ume befinden. Der Aufteilung unterliegen schließlich auch Anlie-
ger- und Anschlußbeitr�ge, die der Ver- oder Entsorgung der gesamten Hofstel-
le dienen, soweit sie nach der Rspr. sofort abziehbar sind (BFH v. 26. 2. 1980
VIII R 80/77, BStBl. II, 687 u. v. 12. 11. 1992 IV R 59/91, BStBl. II 1993, 392).
Zur Fortf®hrung erh½hter AfA im SA-Bereich s. Anm. 378.
Wohnungsbedingte Verbindlichkeiten bleiben grundsztzlich Betriebsver-
m¨gen: Die noch vor Abwahl der Nutzungswertbesteuerung begr®ndeten be-
trieblichen Verbindlichkeiten, etwa aus Werkvertrag im Zusammenhang mit Er-
haltungsmaßnahmen, werden mit Abwahl der Nutzungswertbesteuerung grds.
nicht entnommen (BFH v. 13. 2. 2003 IV R 12/01, BStBl. II, 837 mwN; aA
BMF v. 12. 11. 1986, BStBl. I, 528 A. III. 8 zu § 52 Abs. 15 aF). Eine Ausnahme
gilt aber f®r kreditfinanzierte AHK auf ein betriebliches WG, das sp�ter ent-
nommen wird (BFH v. 4. 7. 1990 GrS 2–3/88, BStBl. II, 817 [824] zu II. 3. b
der Gr®nde); in diesem Fall sind die Schuldzinsen nach Abwahl der Nutzungs-
wertbesteuerung nicht mehr als BA abziehbar; ein als RAP ausgewiesenes Dis-
agio ist mit seinem Buchwert zu Lasten des Gewinns auszubuchen (s. FG
Hamb. v. 29. 6. 1988, EFG 1989, 224, rkr.), w�hrend ein bei Einnahmen®ber-
schußrechnung oder Durchschnittssatzgewinnermittlung als BA abgezogenes
Damnum bei Abwahl der Nutzungswertbesteuerung den Gewinn nicht beein-
flußt.

Einstweilen frei.

III. Weitere Rechtsfolgen einer Abwahl der Nutzungswertbesteuerung
(Abs. 4 Sztze 3–5)

1. �berleitung steuerlicher Verg�nstigungen in den Sonderausgaben-
bereich (sog. kleine �bergangsregelung nach Abs. 4 Satz 3)

Standen dem Stpfl. f®r Wohnungen erh�hte Absetzungen zu, zB nach § 7b EStG,
§§ 82a, 82g, 82 i EStDV oder nach §§ 7 und 12 SchutzbauG, so blieben ihm
diese StVerg®nstigungen auch nach Wegfall der Nutzungswertbesteuerung und
�berf®hrung der Wohnung in das PV f®r die noch nicht abgelaufenen Beg®nsti-
gungszeitr�ume erhalten.
Sonderausgabenabzug f�r Wohnungen im Privatverm¨gen: Die �berlei-
tung der StVerg®nstigungen in den SA-Bereich folgte bereits aus § 52 Abs. 15
Satz 5 aF und ergibt sich f®r denkmalgesch®tzte Wohnungen aus dem gleichlau-
tenden Abs. 4 Satz 3, der die entsprechende Anwendung des § 52 Abs. 21
S�tze 4–6 aF vorsieht. Dort war bestimmt, daß die den erh½hten Absetzungen
entsprechenden Betr�ge wie SA bis einschließlich des VZ abgezogen werden
konnten, f®r den der Stpfl. die erh½hten Absetzungen letztmals h�tte in An-
spruch nehmen k½nnen, w�re die Nutzungswertbesteuerung fortgef®hrt wor-
den.
Aufleben erh¨hter, bei Gewinnermittlung nach Durchschnittssztzen un-
beachtlicher Absetzungen: Stpfl. mit Gewinnermittlung nach § 13a k½nnen durch
die Abwahl der Nutzungswertbesteuerung erh½hte Absetzungen nach §§ 822a, 82 g
und 82 i EStDV erhalten, die ihnen versagt sind, solange sie der Durchschnitts-
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satzgewinnermittlung unterliegen (Abschn. 160 a Abs. 1 Satz 2 EStR 1990 an-
wendbar aufgrund Verweisung in EStR 1995). Deshalb konnte sich f®r § 13a-
Landwirte schon allein aus diesem Grunde eine Abwahl der Nutzungswertbe-
steuerung empfehlen.

Zur �berleitung der Abzugsbetr�ge vom Wj. auf den VZ bei Anwendung der sog. klei-
nen �bergangsregelung s. Felsmann/Giere, A 172h; Leinglrtner/Kanzler, Kap. 17
Rn. 313 f.

2. Fiktion und Beg�nstigung einer Entnahme von Wohnung und dazu-
geh¨rendem Grund und Boden (Abs. 4 Sztze 4 und 5)

a) Entnahmefiktion und außer Ansatz bleibender Entnahmegewinn
Mit Abwahl der Nutzungswertbesteuerung „gelten die Wohnung des Steuer-
pflichtigen und die Altenteilerwohnung sowie der dazugeh½rende Grund und
Boden zu dem Zeitpunkt als entnommen“, bis zu dem letztmals ein Nutzungs-
wert anzusetzen ist (Abs. 4 Satz 4). Der Entnahmegewinn bleibt außer Ansatz
(Abs. 4 Satz 5). Diese Regelungen entsprechen § 52 Abs. 15 S�tze 6 und 7 aF.
Die Entnahmefiktion des Satzes 4 hat zur Folge, daß die Wohnung samt dazu
geh½rendem Grund und Boden nach Abwahl der Nutzungswertbesteuerung
zwingend dem (notwendigen) PV zuzuordnen ist; sie kann auch nicht weiter als
gewillk®rtes BV behandelt werden oder wieder in das BV eingelegt werden, so-
lange sie eigenen Wohnzwecken oder Wohnzwecken eines Altenteilers dient
oder unentgeltlich ®berlassen wird (BMF v. 12. 11. 1986, BStBl. I, 528 A.III. 8).

Wird der Antrag auf Wegfall der Nutzungswertbesteuerung nicht vom Eigent®mer,
sondern von einem Nutzungsberechtigten gestellt (zB dem P�chter, Nießbraucher oder
aufgrund eines Wirtschafts®berlassungsvertrags Nutzungsberechtigten), so hat die Ab-
wahl keinen Einfluß auf die Zugeh½rigkeit der Wohnung zum BV des Eigent®mers.
Die Wohnung wird allerdings beim Nutzungsberechtigten entnommen, wenn er wirt-
schaftlicher Eigent®mer ist oder wenn er sie auf fremdem Grund und Boden errichtet
hatte und seine Aufwendungen aktivieren mußte. Der dem Grundst®ckseigent®mer zu-
zurechnende Grund und Boden bleibt in solchem Fall aber BV, solange er die Betriebs-
aufgabe nicht erkl�rt hat.

Zeitpunkt der Entnahme ist der Tag an dem der Nutzungswert „letztmals an-
gesetzt wird“. Diesen Zeitpunkt bestimmt der Stpfl., der die Nutzungswertbe-
steuerung r®ckwirkend zum Ende eines VZ abw�hlen kann (Anm. 375). Des-
halb entf�llt die Nutzungswertbesteuerung grds. immer zum 1. 1. eines Kj.
Ausnahmsweise kann der Zeitpunkt auch im Laufe eines Kj. liegen, wenn im
VZ, f®r den der Antrag gestellt wurde, die Besteuerung des Nutzungswerts der
Wohnung erst einsetzte oder dem Stpfl. der Nutzungswert erstmals zugerechnet
wurde (Beispiele bei Leinglrtner/Zaisch, 2. Aufl., Rn. 418).
Der Entnahmegewinn bleibt außer Ansatz (Satz 5), ist daher stfrei und auch
bei Ermittlung des Gewerbeertrags nicht zu ber®cksichtigen (BFH v.
23. 11. 2000 IV R 83/99, StuB 2001, 411). Ein Entnahmeverlust ist zu ber®cksich-
tigen (BMF v. 12. 11. 1986 aaO A III Nr. 7), soweit nicht die Verlustausschluß-
klausel des § 55 Abs. 6 greift (§ 55 Anm. 110 ff.). Da der Gewinn „außer An-
satz“ bleibt, ist Entnahmewert der Teilwert (§ 6 Abs. 1 Nr. 4), ansonsten h�tte der
Gesetzgeber eine �berf®hrung zum Buchwert vorgesehen (s. etwa § 6 Abs. 1
Nr. 4 Satz 4 EStG 1990 zur Entnahme von Geb�uden, die als Wohnung mit So-
zialbindung vermietet wurden). Der Entnahmegewinn entsteht also zun�chst,
bleibt aber stfrei.
E Bemessungsgrundlage f�r die AfA ist jedoch nicht der Teilwert, wenn die in das
Privatverm½gen ®berf®hrte Wohnung zur Erzielung von Eink®nften genutzt
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wird; nach stRspr. des BFH ist dann vielmehr die bisherige Bemessungsgrundla-
ge und das vor der Entnahme noch vorhandene AfA-Volumen maßgebend (BFH v.
3. 5. 1994 IX R 59/92, BStBl. II, 749 und zuletzt BFH v. 14. 12. 1999 IX R 62/
96, BStBl. II 2000, 656; s. auch H 43 EStH „�berf®hrung in das Privatverm½-
gen“).
E Entnahmefiktion als Anschaffung iSd. § 23: Nach FinVerw. wird die Entnahmefik-
tion des Satzes 4 (und des Abs. 5) auch von der Anschaffungsfiktion des § 23
Abs. 1 Satz 2 erfaßt, so daß der Buchwert im Zeitpunkt der Entnahme als AK
anzusetzen ist (BMF v. 5. 10. 2000, BStBl. I, 1383 Tz. 34); bei Abwahl der Nut-
zungswertbesteuerung vor dem VZ 1999 setzt die FinVerw. aus Billigkeitsgr®n-
den den Teilwert an (BMF aaO). UE ist der Buchwertansatz vertretbar, obwohl
die StBefreiung dadurch wieder aufgehoben wird; Zweck der StBefreiung ist es
aber, die Folgen einer Zwangsentnahme in den F�llen der Befriedigung des pri-
vaten Wohnbed®rfnisses zu vermeiden. Diese Billigkeitserw�gungen entfallen,
wenn die Wohnung innerhalb von 10 Jahren nach Abwahl der Nutzungswertbe-
steuerung zum Gegenstand eines privaten Ver�ußerungsgesch�fts wird. Da
Wohnungen, die der Stpfl. nach der Abwahl der Nutzungswertbesteuerung aus-
schließlich zu eigenen Wohnzwecken nutzt, von der Besteuerung nach § 23 aus-
genommen sind, ist die Anschaffungsfiktion des § 23 Abs. 1 Satz 2 ohnehin nur
auf fremdvermietete Wohnungen anzuwenden.
Behandlung der Entnahme bei den land- und forstwirtschaftlichen Ge-
winnermittlungsarten: F®hrt die Abwahl der Nutzungswertbesteuerung zur
stfreien Entnahme der Wohnung, so ist ihr Buchwert und der des zugeh½rigen
Grund und Bodens beim bilanzierenden Landwirt auszubuchen. Die Entnahme
f®hrt auch bei der Einnahmen®berschußrechnung zur Absetzung des Buchwerts
des zur Wohnung geh½renden Grund und Bodens (§ 4 Abs. 3 Satz 4). Da die
AfA-Vorschriften den Sofortabzug der AHK nicht mehr hindern (§ 4 Abs. 3
Satz 3), ist auch der Restbuchwert der Wohnung als BA abzusetzen (s. § 4
Anm. 623 f.). Ist f®r die Wohnung kein gesonderter Buchwert ausgewiesen (zB
weil sie Teil eines Geb�udes mit mehreren Wohnungen ist oder weil der Wohn-
und Wirtschaftsteil des Geb�udes bisher einheitlich abgeschrieben wurden), so
muß der Buchwert der Wohnung und des dazugeh½renden Grund und Bodens
nach dem Verh�ltnis der Teilwerte des entnommenen und des verbleibenden
Grundst®cksteils ermittelt werden (vgl. BFH v. 1. 12. 1982 I R 37/81, BStBl. II
1983, 130).
Entnahmen und Einlagen nach Abwahl der Nutzungswertbesteuerung
k½nnen sich aufgrund sp�terer Nutzungs�nderungen oder Baumaßnahmen er-
geben, nach denen weitere bisher betrieblich genutzte oder neu entstandene
R�ume der Wohnung oder fr®her zur Wohnung geh½rende R�ume dem BV zu-
zurechnen sind.
E Weitere Entnahmen sind nicht mehr von der StBefreiung des Satzes 5 erfaßt,
weil das Wahlrecht f®r die jeweilige Wohnung verbraucht ist (glA Felsmann/
Giere, A 172l u. Leinglrtner/Kanzler, Kap. 17 Rn. 178 beide zu § 52 Abs. 15
aF).
E Eine Einlage nach Abwahl der Nutzungswertbesteuerung ist nur erforderlich, wenn
der Wert der eigenbetrieblich genutzten Grundst®cksteile nicht mehr als ein
F®nftel des gemeinen Werts des gesamten Grundst®cks und nicht mehr als
20500 E betr�gt (§ 8 EStDV).

Verzicht auf Einlage bei untergeordnetem Wert: Maßgebend ist der idR nach dem
Verh�ltnis der Nutzfl�chen zu bestimmende Wert des Geb�udeteils zuz®glich des da-
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zugeh½renden Grund und Bodens (R 13 Abs. 8 S�tze 2 f. EStR). Zu anderen Auftei-
lungsmaßst�ben, wenn der Ansatz der Nutzfl�chen zu einem unangemessenen Wert-
verh�ltnis der beiden Grundst®cksteile f®hrt, s. R 13 Abs. 8 S�tze 5 ff. Die Aufwendun-
gen (einschl. AfA) f®r den wegen seines untergeordneten Werts nicht dem BV
zugeordneten Grundst®cksteil sind gleichwohl als BA abziehbar (R 18 Abs. 2 Satz 4
EStR).
Einlagewert nach Abwahl der Nutzungswertbesteuerung: Wird die Wohnung mit
dem dazugeh½rigen Grund und Boden nach der Entnahme wieder als gewillk®rtes BV
in den luf. Betrieb eingelegt oder wird sie zB wegen �berlassung an einen ArbN zu
notwendigem BV, so ist der Teilwert gem. § 6 Abs. 1 Nr. 5 anzusetzen; bei Wiedereinla-
ge innerhalb von drei Jahren nach Entnahme h½chstens der Entnahmewert, gek®rzt
um die Geb�ude-AfA, die auf den Zeitraum zwischen der Entnahme und der Einlage
entfallen (§ 6 Abs. 1 Nr. 5 S�tze 2 und 3). Eine Einlage mit dem urspr®nglichen, uU
noch um AfA gek®rzten Buchwert, kommt nicht in Betracht, weil dadurch die stfreie
„Entnahme“ wieder r®ckg�ngig gemacht w®rde.

b) Die Wohnung als Gegenstand der steuerfreien Entnahme:
Umfang der Entnahme

Die Entnahmefiktion bezieht sich auf die Wohnung des Stpfl., die Altenteiler-
wohnung sowie den dazugeh½renden Grund und Boden.
Die Wohnung als Objekt des Wahlrechts: Das Wahlrecht, die Nutzungswertbe-
steuerung fortzuf�hren oder zu beenden, kann dem Stpfl. mangels einer Objektbe-
schr�nkung auch f®r mehrere Wohnungen zustehen (Anm. 374) und ist dann
f®r jede Wohnung gesondert auszu®ben (BMF v. 12. 11. 1986, BStBl. I, 528 zu
A. II 6 betr. Einf®hrungsschreiben zu § 52 Abs. 15). Zum Begriff der Wohnung
s. Anm. 346. Geh½rt die Wohnung zum Gesamthandsverm½gen einer Mitunter-
nehmerschaft, so wird die gesamte Wohnung – unabh�ngig vom Anteil des sie
nutzenden Mitunternehmers am Gesamthandsverm½gen – ins PV ®berf®hrt
(BMF v. 12. 11. 1986 aaO A. III. 5).
Umfang der steuerfreien Entnahme: Zur Wohnung geh½ren alle R�ume, die
mit ihr in einem einheitlichen Nutzungs- und Funktionszusammenhang stehen. Dazu
k½nnen auch einzelne R�ume außerhalb des Wohnungsabschlusses oder selbst
außerhalb des Geb�udes geh½ren. R�ume, die nahezu ausschließlich f®r betrieb-
liche Zwecke genutzt werden, bleiben im BV. Maßgebend sind nicht die Nut-
zungsverh�ltnisse am 31. 12. 1986, sondern im Zeitpunkt der Abwahl der Nut-
zungswertbesteuerung, solange durch Nutzungs�nderungen keine neue
Wohnung entsteht (BMF v. 10. 11. 1987, StEK § 13 Nr. 510 zu Nr. 4).

Zur Wohnung geh½ren danach auch Bodenr�ume, Waschk®chen, Keller-, Trocken-
und Abstellr�ume außerhalb des abgeschlossenen Bereichs, Schuppen (zur Lagerung
privater Vorr�te oder Aufbewahrung von Gartenger�ten) und Garagen; Balkone, Log-
gien, Dach- oder Winterg�rten ebenso wie etwa außerhalb des Wohnhauses befindliche
Schwimmhallen (dazu BFH v. 26. 10. 1982 VIII R 74/81, BStBl. II 1983, 364). Zu weite-
ren Beispielen zugeh½riger R�ume s. OFD Koblenz v. 23. 2. 2000, StEK EStG § 13
Nr. 672 zu 2. 4. 1.2. R�ume, die nur kurzfristig Wohnzwecken dienen, sind der Woh-
nung nicht zuzurechnen (Beispiele bei Leinglrtner/Zaisch, 2. Aufl. Rn. 428).

Gemischtgenutzte Rzume einer Wohnung sind dem betrieblichen oder priva-
ten Bereich zuzuordnen. Dazu geh½ren K®chen, die auch ArbN des Betriebs
zur Verf®gung stehen, Waschk®chen, in denen neben privater W�sche Berufs-
kleidung gereinigt wird oder Garagen f®r den betrieblich und privat genutzten
PKW des Stpfl. Solche R�ume unterliegen dann nicht der Nutzungswertbesteue-
rung und bleiben daher BV, wenn sie nahezu ausschließlich, dh. zu mindestens
90 vH betrieblichen Zwecken dienen. Bei privater Nutzung zu mehr als 90 vH
ist der Raum samt dazugeh½rendem Grund und Boden in vollem Umfang zu
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entnehmen (BMF v. 16. 3. 1988, StEK § 13 EStG Nr. 506 zu 4 betriebl. Gara-
gen). Im ®brigen k½nnen R�ume, die zu weniger als 90 vH betrieblich genutzt
werden, nur anteilig stfrei entnommen werden. Ein geeigneter Aufteilungsmaß-
stab ist das Verh�ltnis der Nutzfl�chen (BFH v. 22. 4. 1998 IV B 42/97, BFH/
NV 1998, 1214; glA Felsmann/Giere, A 171d unter Hinweis auf BFH v.
5. 9. 1990 X R 3/89, BStBl. II 1991, 389 zur Aufteilung der Kosten gemischtge-
nutzter R�ume). Die Aufteilung von Versorgungs- und Entsorgungsanlagen (zB G®l-
legrube, Sickergrube, Heizkessel und Brenner, Pumpvorrichtungen, Brunnen,
Stromz�hler und Wasseruhr), die sowohl dem Wohn- als auch dem Wirtschafts-
teil dienen, kann nach dem Maßstab der mengenm�ßigen Ver- oder Entsorgung
erfolgen (ie. Leinglrtner/Kanzler, Kap. 17 Rn. 177).

c) Umfang des zur Wohnung geh¨renden Grund und Bodens
Das Entnahmeprivileg des Abs. 4 S�tze 4 und 5 erfaßt ausdr®cklich auch den
zur Wohnung geh½renden Grund und Boden; dieser wird bei Abwahl der Nut-
zungswertbesteuerung mit der Wohnung stfrei PV. Im Interesse des Stpfl. liegt
es daher, m½glichst große Fl�chen stfrei zu entnehmen, auf deren betriebliche
Nutzung verzichtet werden kann. Darauf beruht die Hausgarten-Rspr. des BFH.
Begriff des „dazugeh¨renden Grund und Bodens“: Die FinVerw. verweist
auf Abschn. 133 a Abs. 4 S�tze 2 und 3 EStR 1986, wonach sich die Abgrenzung
des zu der Wohnung geh½renden Grund und Bodens nach den allg. Grunds�t-
zen richten soll (BMF v. 12. 11. 1986, BStBl. I, 528 A. III. 6). Bei der Entnahme
einzelner Wohnungen gemischtgenutzter Grundst®cke und in Zwei- oder Mehr-
familienh�usern ist auch nur der entsprechende Anteil des zum Geb�ude geh½-
renden Grund und Bodens privilegiert. Bleiben einzelne R�ume einer Wohnung
notwendiges BV (s. Anm. 380 „Umfang der stfreien Entnahme“), so bleibt auch
der entsprechende Anteil des Grund und Bodens BV (BMF aaO).
E Nichtbeanstandungsgrenze der FinVerw.: Nach FinVerw. bestimmt sich der Maß-
stab f®r die Aufteilung gemischtgenutzten Grund und Bodens „nach den allge-
meinen Grunds�tzen“ (BMF v. 12. 11. 1986, BStBl. I, 528 A. III. 6), dh. nach
dem Verh�ltnis der Nutzfl�chen der Wohnung. Allerdings soll danach ein Haus-
garten bis zur Gr½ße von 1000 qm idR allein dem Wohnteil zuzuordnen sein
(BMF aaO).
E Der BFH versteht unter dem unbestimmten Rechtsbegriff des zur Wohnung
„dazugeh½renden Grund und Bodens“, daß dieser Grund und Boden zwar nicht
auf die bebaute Fl�che beschr�nkt ist, andererseits aber auch kein Wahlrecht des
Stpfl. besteht, dessen Umfang selbst zu bestimmen. Danach bemißt sich der
Umfang dieser Fl�chen nicht allein nach dem vor der Entnahme bestehenden
Nutzungs- und Funktionszusammenhang, sondern auch nach der f®r die k®nfti-
ge Wohnungsnutzung vorgesehenen Zweckbestimmung dieser Fl�chen.

BFH v. 26. 9. 2001 IV R 31/00, BStBl. II 2002, 78 und v. 12. 9. 2002 IV R 66/00,
BStBl. II, 815. Die stfreie Entnahme weiterer Fl�chen ist selbst dann ausgeschlossen,
wenn diese im Entnahmezeitpunkt als Hausgarten genutzt wurden (BFH v. 23. 5. 1996
IV R 43/95, BStBl. II 1997, 50 zu § 52 Abs. 15 Satz 8 aF; glA BFH v. 20. 8. 1997 X R
127/94, BStBl. II 1998, 17 zu § 10e und glA BMF v. 4. 6. 1997, BStBl. I, 630 Tz. 4).
Als Anhaltspunkt f®r die Begrenzung des Umfangs der stfrei zu entnehmenden Fl�-
chen hat der BFH ua. auf die Regelung des § 143 Abs. 2 BewG idF des JStG 1997 hin-
gewiesen (v. 23. 5. 1996 IV R 43/95 aaO), wonach bei der Ermittlung des Bodenwerts
h½chstens das F®nffache der jeweiligen bebauten Fl�che zugrunde zu legen ist.

In weiteren Entscheidungen hat der BFH den Begriff des dazugeh½renden
Grund und Bodens konkretisiert. Danach ist die stfreie Entnahme nicht auf eine
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zus�tzliche Gartenfl�che von 1000 qm beschr�nkt; maßgebend sind vielmehr
die tats�chlichen ½rtlichen Verh�ltnisse zum Entnahmezeitpunkt und die zu-
k®nftige m½gliche Nutzung (BFH v. 26. 9. 2001 IV R 22/00, BStBl. II, 762 betr.
Fl�che von 1442 qm). Der BFH h�lt es ferner f®r entscheidungserheblich, ob
das als Hausgarten bezeichnete Grundst®ck auch tats�chlich schon immer und
nicht erst kurz vor der �berf®hrung in das PV zu mehr als 90 vH privat genutzt
worden ist und wie die Fl�che nach der Entnahme genutzt wird (BFH v.
26. 9. 2001 IV R 31/00, BStBl. II 2002, 78 und v. 23. 1. 2003 IV R 64/01,
BFH/NV 2003, 904). Als Indiz sei auch die bewertungsrechtliche Behandlung
des Bodens heranzuziehen, ob die Fl�che n�mlich nach § 40 Abs. 3 Satz 2
BewG als Hausgarten der Hof- und Geb�udefl�che oder der landwirtschaft-
lichen Nutzung zugerechnet oder gar als Grundverm½gen nach § 69 BewG be-
wertet worden ist (vgl. hierzu auch Abschn. 1.14 Abs. 1 BewRL). Danach kann
auch die in einiger Entfernung vom Hofgrundst®ck belegene Fl�che beg®nstigt
sein, wenn sie vor und nach der Entnahme des Wohnhauses als Hausgarten ge-
nutzt wurde (BFH v. 26. 9. 2001 IV R 31/00 aaO).

Zu weiteren Einzelheiten s. BMF v. 4. 6. 1997, BStBl. I, 630 und das amtlich nicht ver-
½ffentlichte Schreiben des BMF an den Pr�sidenten des Bauernverbands v. 30. 1. 1998
(FR 1998, 533), wonach sich die M½glichkeit einer stfreien Entnahme bei Gartenfl�-
chen nicht auf 1000 qm beschr�nkt. Die im BMF-Schreiben v. 4. 6. 1997 (BStBl. I,
630) angef®hrten 1000 qm seien als Aufgriffsgrenze zu verstehen, die der Verwaltungs-
vereinfachung diene. Daher sei auch bei Fl�chen, die 1000 qm ®berschreiten, eine
stfreie Entnahme m½glich. Weitere Einzelheiten zur sog. Aufgriffsgrenze Nds. FinMin.
v. 13. 1. 1998 (FR 1998, 532).

Gemischtgenutzte Flzchen k½nnen bebaut und unbebaut sein. Als bebaute
Fl�chen folgen sie der Wohnung ins PV oder bleiben im BV (Anm. 380). Unbe-
baute Fl�chen, wie zB eine Hoffl�che, sind nur dann stfrei zu entnehmen, wenn
sie zu mehr als 90 vH der Wohnung dienen (BFH v. 18. 5. 2000 IV R 84/99,
BStBl. II, 470 zu § 52 Abs. 15 aF). Im ®brigen ist eine Aufteilung vorzunehmen.
Hauptanwendungsfall ist die Grund- und Abstandsfl�che eines Geb�udes, das
sowohl Wohnzwecken des Betriebsleiters oder der Altenteiler als auch betrieb-
lichen Zwecken dient. Aufteilungsmaßstab ist idR das Verh�ltnis der Nutzfl�-
chen (R 13 Abs. 6 S�tze 2 und 4 EStR). Zu weiteren Einzelheiten s. BMF v.
16. 3. 1988, StEK § 13 EStG Nr. 506, Nr. 4.
Gemeinschaftsflzchen f�r mehrere Wohnungen (Zug�nge zum Wohngeb�u-
de, Vorg�rten und Zierg�rten) sind anteilig zu entnehmen, wenn nur eine der
Wohnungen eines denkmalgesch®tzten Geb�udes entnommen wird, weil die
®brigen als selbstgenutzte oder fremdvermietet Wohnungen im BV verbleiben.
Aufteilungsmaßstab ist das Verh�ltnis der Wohnfl�chen. Befinden sich in dem
Wohnhaus auch noch vermietete Wohnungen, so ist auch diesen ein Anteil an
den Grundst®cksfl�chen, die von allen Bewohnern des Wohngeb�udes genutzt
werden, im Verh�ltnis der Wohnfl�chen zuzurechnen.
Keine Zwangsentnahme nicht dazugeh¨renden Grund und Bodens: Nach
der Rspr. des BFH f®hrt der �bergang zur Privatgutl½sung nicht zu einer stpfl.
Entnahme der Teile des Grund und Bodens, die der Stpfl. unzutreffend als zur
Wohnung dazugeh½renden Grund und Boden in die Abwahl der Nutzungswert-
besteuerung einbezogen hat. Diese Fl�chen bleiben bis zu ihrer Ver�ußerung
oder Entnahme luf. BV (BFH v. 20. 11. 2003 IV R 21/03, BStBl. II 2004, 272;
aA noch BMF v. 4. 6. 1997, BStBl. I, 630, Tz. 8, und v. 13. 1. 1998, BStBl. I, 129;
aufgegeben: BMF v. 2. 4. 2004, BStBl. I, 442).

Einstweilen frei.
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III. Beg�nstigung weiterer Gewinnrealisierungstatbestznde
(Abs. 4 Satz 6)

1. Entnahme oder Verzußerung vor Abwahl der Nutzungswert-
besteuerung (Satz 6 Halbs. 1 Nr. 1)

Werden die Wohnung und der dazugeh½rende Grund und Boden entnommen
oder ver�ußert, bevor sie nach Satz 4 als entnommen gelten, so bleibt der Ent-
nahme- oder Ver�ußerungsgewinn ebenfalls außer Ansatz (Satz 6 Halbs. 1
Nr. 1).
Bedeutung der Regelung: Aus der Bezugnahme auf Satz 4, der sich wiederum
auf Satz 2 bezieht, folgt, daß die Regelung zur Entnahme und Ver�ußerung der
Wohnung nur solche Wohnungen betrifft, die auch die Voraussetzungen des Sat-
zes 2 f®r die Abwahl der Nutzungswertbesteuerung erf®llt h�tten (s. auch BFH
v. 9. 5. 2000 VIII R 2/99, BStBl. II 2001, 275). Damit ist sichergestellt, daß auch
die Entnahme oder Ver�ußerung der Wohnung in gleicher Weise privilegiert
wird, wie die �berf®hrung der Wohnung ins PV im Wege der Entnahmefiktion
des Satzes 4. UE ist dann aber bei einer auf die Entnahme nachfolgenden Ver�u-
ßerung der Wohnung auch in diesem Fall nur der Buchwert als AK iSd. § 23
Abs. 1 Satz 2 anzusetzen (s. Anm. 379: „Der Entnahmegewinn bleibt außer An-
satz“). Daß die Ver�ußerung der Wohnung aus dem BV in gleicher Weise wie
die Entnahme beg®nstigt wird, ist kaum nachzuvollziehen. Denn wenn es
Zweck der StBefreiung ist, die Folgen einer Zwangsentnahme in den F�llen der
Befriedigung des privaten Wohnbed®rfnisses zu vermeiden, bedarf es dieser Er-
leichterung nicht, wenn die Wohnung zum Gegenstand eines Ver�ußerungsge-
sch�fts wird. Zumal die einer (gem. Satz 6 Nr. 1 beg®nstigten) Entnahme nach-
folgende Ver�ußerung der Wohnung zur vollen StPflicht f®hrt (Anm. 379).
Tatbestandsvoraussetzungen des Satzes 6 Nr. 1 sind die Entnahme oder
Ver�ußerung der Wohnung und des dazugeh½renden Grund und Bodens, f®r
die im VZ 1986 und im Zeitpunkt der Entnahme oder Ver�ußerung ein Nut-
zungswert anzusetzen war. Ein Wahlrecht, anstelle der Ver�ußerung von einer
Entnahme auszugehen, besteht nicht. Die Ver�ußerung geht einer hinsichtlich
der Gewinnrealisierung nur gleichgestellten Entnahme vor (BFH v. 12. 9. 2002
IV R 66/00, BStBl. II, 815).

F®r die Entnahmehandlung, deren eindeutige Erkl�rung und Dokumentation, gelten
die allg. Grunds�tze. Das bedeutet vor allem, daß Entnahmenhandlungen nicht zur®ck-
bezogen werden k½nnen (s. nur BFH v. 12. 9. 2002 IV R 66/00 aaO). Nach Ablauf des
Wj. kann deshalb eine stfreie Entnahme nicht mehr zur®ckdatiert oder eine stpfl. Ent-
nahme r®ckg�ngig gemacht werden. Allerdings ist die r®ckwirkende Abwahl der Nut-
zungswertbesteuerung m½glich (Anm. 375).

E Das Erfordernis der Nutzungswertbesteuerung im VZ 1986 (Anm. 374) ergibt sich
aus der Verweisung auf Satz 4, der wiederum auf die Regelung in Satz 2 ver-
weist, die auf den Tatbestandsvoraussetzungen des Satzes 1 beruht.
E Das Erfordernis des Ansatzes eines Nutzungswerts im Zeitpunkt der Entnahme oder
Verwußerung ergibt sich ebenfalls aus der Verweisungskette von Satz 6 ®ber die
S�tze 4 und 2 auf Satz 1 und aus dem Normzweck einer Gleichstellung der Ge-
winnrealisierungstatbest�nde mit dem Tatbestand der Abwahl der Nutzungs-
wertbesteuerung durch Satz 6 Nr. 1. Zwar ergibt sich anders als bei dem gesetz-
lich angeordneten Wegfall der Nutzungswertbesteuerung nach § 52 Abs. 15
S�tze 1 und 2 aF kein Zwang mehr zur Aufdeckung in der Wohnung steckender
stiller Reserven (so aber zutreffend BFH v. 16. 10. 1997 IV R 6/97, BFH/NV
1998, 827 zu § 52 Abs. 15 Satz 8 Nr. 1 aF). UE rechtfertigt sich die StBefreiung
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aber aus der gebotenen Gleichstellung der Tatbest�nde der Abwahl, Entnahme
und Ver�ußerung in S�tzen 2, 4 und 6 mit der Privilegierung der selbstgenutzten
Wohnung in § 23 Abs. 1 Satz 3. Alle diese Tatbest�nde setzen die Nutzung der
Wohnung zu eigenen Wohnzwecken voraus. Der Gewinn aus der Entnahme
oder Ver�ußerung einer zum BV geh½renden und im Jahre 1986 selbstgenutzten
denkmalgesch®tzten Wohnung ist daher dann nicht nach Satz 6 Nr. 1 stbefreit,
wenn die Wohnung im Zeitpunkt der Entnahme oder Ver�ußerung vermietet
war (glA BFH v. 9. 5. 2000 VIII R 2/99, BStBl. II 2001, 275 zu § 52 Abs. 15
Satz 8 Nr. 1 aF mwN zur hM, wonach die Selbstnutzung der Wohnung im Zeit-
punkt der Gewinnrealisierung zu fordern ist, und zur aA).
E Verhwltnis von Abwahl der Nutzungswertbesteuerung, Entnahme und Verwußerung der
Wohnung: Solange der Nutzungswert besteuert wird, ist eine Entnahme ausge-
schlossen und nur die Abwahl der Nutzungswertbesteuerung nach Satz 2 zul�s-
sig. Eine Entnahme kommt daher nur bei einer Nutzungs�nderung (zB dem
�bergang zur Fremdvermietung) in Betracht. Da die Abwahl der Nutzungswert-
besteuerung nach Satz 2 auch r®ckwirkend erkl�rt werden kann (Anm. 375), l�ßt
sich die Rechtsfolge der stfreien Entnahme aus dem BV auch in den VZ vor der
eigentlichen Entnahme oder Ver�ußerung verlegen, in dem ein Nutzungswert
anzusetzen war (s. o.). Allerdings wird die der Abwahl nachfolgende Ver�uße-
rung des Grundst®cks im PV von § 23 erfaßt, wenn die Wohnung danach nicht
zu eigenen Wohnzwecken des Stpfl. genutzt wird und deshalb die Ausnahme-
regelung des § 23 Abs. 1 Satz 3 nicht eingreift (Anm. 379). Die StBefreiung nach
Satz 6 Nr. 1 unmittelbar aus dem BV unterliegt dagegen keiner Haltefrist vor
der Ver�ußerung der Wohnung. Es gen®gt daher, daß f®r die Wohnung im VZ
1986 und kurz vor der Ver�ußerung ein Nutzungswert anzusetzen war, w�hrend
der Ausnahmetatbestand des § 23 Abs. 1 Satz 3 zumindest die Selbstnutzung im
Jahr der Ver�ußerung und den beiden vorangegangenen Jahren voraussetzt. UE
gibt es f®r diese gleichheitswidrige Bevorzugung betrieblicher Ver�ußerungen
keine sachlichen Rechtfertigungsgr®nde.
Anwendungsfzlle des Satzes 6 Nr. 1: Die Steuerbefreiung f®r Entnahme- oder
Ver�ußerungsgewinne erfaßt auch solche Gewinne, die im Zuge einer Betriebs-
aufgabe oder -ver�ußerung anfallen. Danach erfaßt die StVerg®nstigung insbes.
folgende F�lle:
– Die vollentgeltliche Verwußerung der Wohnung bzw. des Wohnhauses;
– Entnahme durch unentgeltliche �bertragung der Wohnung oder des Wohn-

geb�udes auf eine Person, die nicht Mitunternehmer des Betriebs ist;
– Zwangsentnahmen wegen Nutzungs�nderung, zB wenn die bisher vom Be-

triebsinhaber, einem Altenteiler oder einer anderen Person unentgeltlich ohne
gesicherte Rechtsposition genutzte Wohnung einem Angeh½rigen, der nicht
Altenteiler ist, mit gesicherter Rechtsposition unentgeltlich ®berlassen wird;

– Ver�ußerung des ganzen Betriebs einschließlich der Wohnung;
– Ver�ußerung oder Entnahme der Wohnung im Zusammenhang mit einer Be-

triebsaufgabe;
– Ver�ußerung oder Entnahme der Wohnung bei teilentgeltlichem Verkauf,

denn eine teilentgeltliche Ver�ußerung der Wohnung an den Hof®bernehmer
ist auch im Zusammenhang mit einer unentgeltlichen Hof®bergabe iSd. § 6
Abs. 3 m½glich (BFH v. 18. 3. 1980 VIII R 148/78, BStBl. II 1981, 794).

Rechtsfolge des Satzes 6 Nr. 1 ist die StBefreiung des auf die Wohnung und
den dazugeh½renden Grund und Boden entfallenden Entnahme- oder Ver�uße-
rungsgewinns (zum Umfang der beg®nstigten WG s. Anm. 380 f.). „Ebenfalls“
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bleibt der Gewinn „außer Ansatz“, weil sich die Rechtsfolge auf Satz 5 bezieht.
Zum Begriff des „außer Ansatz“-Bleibens s. Anm. 379.
Nach der Rspr. des BFH ist die StBefreiung nur f®r eine selbstgenutzte Wohnung
des Stpfl. und eine Altenteilerwohnung oder eine unentgeltlich ®berlassene Woh-
nung zul�ssig (BFH v. 16. 10. 1997 IV R 6/97, BFH/NV 1998, 827 und v.
6. 8. 1998 IV R 6/98, BFH/NV 1999, 175). Beide Entscheidungen stellen nicht
das Erfordernis einer Objektbeschr�nkung auf, wie es ausdr®cklich in Abs. 5
Halbs. 2 enthalten ist (s. Anm. 392). Nach den zugrundeliegenden Sachverhalten
sollte nur die weitere Entnahme oder Ver�ußerung einer im VZ 1986 leerstehen-
den oder fremdvermieteten Wohnung ausgeschlossen werden. War im VZ f®r
mehrere Wohnungen des Stpfl. ein Nutzungswert anzusetzen (s. Anm. 374) und
unterlagen diese Wohnungen im Zeitpunkt der Entnahme oder Ver�ußerung
der Nutzungswertbesteuerung, so ist auch eine mehrfache Beg®nstigung m½g-
lich (s. auch Anm. 386). Entnahme- und Verwußerungsverluste bleiben ebenso wie
nach Satz 5 abziehbar (s. Anm. 379), soweit nicht die Verlustausschlußklausel
des § 55 Abs. 6 greift (§ 55 Anm. 110 ff.).

2. Entnahme einer bei Wegfall der Nutzungswertbesteuerung
vermieteten Wohnung f�r den Eigenbedarf (Satz 6 Halbs. 1 Nr. 2)

Werden eine vor dem 1. 1. 1987 einem Dritten entgeltlich zur Nutzung ®berlas-
sene Wohnung und der dazugeh½rende Grund und Boden f®r eigene Wohn-
zwecke oder f®r Wohnzwecke eines Altenteilers entnommen, so bleibt der Ent-
nahme- oder Ver�ußerungsgewinn ebenfalls außer Ansatz, soweit nicht
Wohnungen vorhanden sind, die Wohnzwecken des Eigent®mers des Betriebs
oder Wohnzwecken eines Altenteilers dienen und die unter Satz 4 oder unter
Satz 6 Nr. 1 fallen (Satz 6 Halbs. 1 Nr. 2).
Bedeutung der Regelung: Der Tatbestand erweitert die Beg®nstigungen der
S�tze 4 und 6 Nr. 1 auf solche Wohnungen, f®r die mangels Nutzungswertbe-
steuerung im VZ 1986 (s. Anm. 374 u. 385) kein Wahlrecht bestand, die Nut-
zungswertbesteuerung nach dem Stichtag des 31. 12. 1986 fortzusetzen. Sind
solche unter die �bergangs- und Fortf®hrungsregelungen (§ 52 Abs. 15 aF und
Abs. 4 S�tze 4 und 6 Nr. 1) fallenden Wohnungen vorhanden, entf�llt die Not-
wendigkeit der Erweiterungsregelung (s. Satz 6 Nr. 2 Halbs. 2). Mit der StBefrei-
ung soll danach der Wohnbedarf nach Ablauf der Nutzungswertbesteuerung
auch in den F�llen beg®nstigt werden, in denen nach den Stichtagen des
31. 12. 1986 und 1998 f®r den Betriebsinhaber oder f®r einen, aber auch f®r
mehrere Altenteiler neuer Wohnbedarf entsteht (BFH v. 11. 12. 2003 IV R 7/
02, BStBl. II 2004, 277 zu § 52 Abs. 15 Satz 8 Nr. 2 aF unter Hinweis auf BMF
v. 12. 11. 1986, BStBl. I, 528 zu III. 2.).
Tatbestandsvoraussetzung des Satzes 6 Nr. 2 Halbs. 1 ist die Entnahme der
vor dem 1. 1. 1987 fremdvermieteten Wohnung und des dazugeh½renden
Grund und Bodens „f®r eigene Wohnzwecke oder f®r Wohnzwecke eines Alten-
teilers“.
E Eine vor dem 1. 1. 1987 einem Dritten entgeltlich zur Nutzung �berlassene Wohnung ist
eine Wohnung, die entweder an ArbN des Betriebs oder einem fremden Dritten
entgeltlich ®berlassen war und die deshalb zum notwendigen oder zum gewill-
k®rten BV (zB nach § 4 Abs. 1 Satz 4) geh½rte, f®r die aber im VZ 1986 kein
Nutzungswert anzusetzen war, so daß sie weder unter die �bergangsregelung
des § 52 Abs. 15 aF fiel noch als selbstgenutzte Wohnung aus Gr®nden des
Denkmalschutzes weiter im BV verbleiben konnte. Die Formulierung „eine“
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Wohnung ist nicht als Zahlwort, sondern als unbestimmter Artikel zu verstehen,
so daß auch mehrere fremdvermietete Wohnungen beg®nstigt sein k½nnen,
wenn nur so der Wohnbedarf zu befriedigen ist (BFH v. 11. 12. 2003 IV R 7/02,
BStBl. II 2004, 277; s. Rechtsfolge).
E Entgeltlich einem Dritten zur Nutzung �berlassen war die Wohnung, wenn sie auf-
grund eines Mietvertrags, Nießbrauchsvertrags, Arbeitsvertrags oder Pachtver-
trags, nicht aber aufgrund eines (unentgeltlichen) Wirtschafts®berlassungsver-
trags genutzt wurde. Auch die teilentgeltliche, sogar unter 50 vH der
orts®blichen Miete betragende Wohnungs®berlassung ist ausreichend (BMF v.
10. 11. 1987, StEK § 13 EStG Nr. 510 zu 5 zu § 52 Abs. 15 aF), sofern das Teil-
entgelt nicht unter 10 vH der Marktmiete betrug (glA Felsmann/Giere, A
173d; Leinglrtner/Kanzler, Kap. 17 Rn. 303).
E Die Entnahme dieser Wohnung f�r eigene Wohnzwecke oder f�r Wohnzwecke eines Alten-
teilers ist stets eine Zwangsentnahme aufgrund der Nutzungs�nderung, die die
Wohnung und den dazugeh½renden Grund und Boden zu einem WG des not-
wendigen PV macht. Die Folgen dieser Zwangsentnahme, die Versteuerung der
stillen Reserven, soll also vermieden werden. Daraus folgt, daß die Nutzung zu
eigenen oder Altenteiler-Wohnzwecken auf Dauer angelegt sein muß. Wird die
Wohnung nicht zu notwendigem PV, sondern nur vor®bergehend zu den beg®n-
stigten Zwecken genutzt, um dann fremdvermietet zu werden, so liegt eine stpfl.
Entnahme vor (glA Leinglrtner/Kanzler, Kap. 17 Rn. 299). Wie § 52 Abs. 15
Satz 8 Nr. 2 aF erfaßt Satz 6 Nr. 2 also nur Entnahmen denkmalgesch®tzter
Wohnungen, die sich bis zum Entnahmezeitpunkt durch einen zus�tzlichen
Wohnungsbedarf des Betriebs gegen®ber dem Jahre 1986, unter Einbeziehung
von Wohnungen, auf die Satz 4 anzuwenden ist, ergeben.
E F�r eigene Wohnzwecke oder f�r Wohnzwecke eines Altenteilers muß die Entnahme
erfolgen. Nicht erforderlich ist, daß die Person, die die Wohnung nutzt, bereits
im VZ 1986 Betriebsinhaber oder Altenteiler war (zum Begriff des Altenteilers
s. Anm. 374); es reicht aus, wenn sie es im Zeitpunkt der Entnahme zB aufgrund
einer Hof®bergabe oder Beteiligung als Mitunternehmer geworden ist.
E Die Wohnung muß spwtestens bei Aufnahme der Selbstnutzung Baudenkmal sein (s.
Anm. 374); nach aA ist das Entnahmeprivileg f®r fr®her fremdvermietete Woh-
nungen nicht auf denkmalgesch®tzte Wohnungen beschr�nkt (Mlrkle/Hiller
VIII., Rn. 249 und Schmidt/Seeger XXIII. § 13 Rn. 84). UE unzutr. (s. auch
Leinglrtner/Kanzler, Kap. 17 Rn. 79). Dem Wortlaut nach eine zwar m½g-
liche Auslegung; wie alle Regelungen des Abs. 4 steht Satz 6 Nr. 2 jedoch er-
sichtlich im Zusammenhang mit Abs. 2 Nr. 2, der die Fortf®hrung der Nut-
zungswertbesteuerung nur f®r denkmalgesch®tzte Wohnungen vorsieht und die
Zwangsentnahme f®r eben diese Wohnungen beg®nstigt, die im VZ der Ab-
schaffung der Nutzungswertbesteuerung als gewillk®rtes BV nicht der Nut-
zungswertbesteuerung unterlagen. Dementsprechend sollten die Regelungen des
§ 52 Abs. 15 aF auch nur „wegen ihres Dauerregelungsinhalts in die Stammvor-
schrift ®bernommen werden“ (BTDrucks. 14/443, 26 f.: „redaktionelle �nde-
rung“).
Als Rechtsfolge des Satzes 6 Nr. 2 Halbs. 1 ist der auf die Wohnung und den
dazugeh½renden Grund und Boden entfallende Entnahmegewinn stfrei. Nach
dem Wortlaut bleibt zwar „der Entnahme- und Ver�ußerungsgewinn ebenfalls
außer Ansatz“. Die StBefreiung des Ver�ußerungsgewinns bezieht sich aber nur
auf Satz 6 Nr. 1 (s. Anm. 385 aE). Zum Begriff des „außer Ansatz“-Bleibens s.
Anm. 379. Da es bei der Regelung um die Befriedigung des anderweitig nicht

E 361

Land- und Forstwirtschaft Anm. 386 § 13



E 362 Kanzler

abzudeckenden Wohnbedarfs des Betriebsleiters oder Altenteilers nach Wegfall
der Nutzungswertbesteuerung geht, kann die stfreie Entnahme zum Eigenbe-
darf auch mehr als eine vor dem 1. 1. 1987 fremdvermietete Wohnung umfas-
sen, sofern diese Wohnungen nach der Entnahme als eine einheitliche Wohnung
genutzt werden und die Gesamtfl�che dem konkreten Wohnbedarf angemessen
ist; insofern gibt es also anders als nach Abs. 5 Halbs. 2 keine Objektbeschr�n-
kung, wenn die einschr�nkende Voraussetzung des Satzes 6 Nr. 2 Halbs. 2 erf®llt
ist (BFH v. 11. 12. 2003 IV R 7/02, BStBl. II 2004, 277 zu § 52 Abs. 15 Satz 8
Nr. 2 aF).
Ausschluß der Steuerbeg�nstigung bei Vorhandensein von Wohnungen,
f�r die das Wahlrecht besteht (Objektbeschrznkung nach Satz 6 Nr. 2
Halbs. 2): Das Entnahmeprivileg entf�llt, wenn andere Wohnungen f®r den Be-
triebsinhaber oder Altenteiler vorhanden sind, die der Nutzungswertbesteue-
rung unterlegen haben und die deshalb unter das Wahlrecht nach Satz 4 oder
das Entnahmeprivileg des Satzes 6 Nr. 1 fallen. Der Tatbestand des Satzes 6
Nr. 2 Halbs. 1 ist von dieser Objektbeschr�nkung ausdr®cklich nicht erfaßt und
steht daher einer weiteren stfreien Entnahme einer 1986 fremdvermieteten
Wohnung nicht entgegen.

BMF v. 12. 11. 1986, BStBl. I, 528 zu A. III. 2; glA Leinglrtner/Kanzler, Kap. 17
Rn. 298; grds. aA Felsmann/Giere, A 173h, weil ein solches Ergebnis dem Gesetzge-
ber „nicht vorgeschwebt haben“ k½nne. Ein Fallbeispiel zum gleichlautenden § 52
Abs. 15 Satz 8 Nr. 2 aF bei Leinglrtner/Kanzler aaO).

Einstweilen frei.

Erlzuterungen zu Abs. 5:
Entnahmeprivileg zum Bau selbstgenutzter Wohnungen

des Land- und Forstwirts

I. Allgemeine Erlzuterungen zu Abs. 5

Nach Abs. 5 Halbs. 1 bleiben Entnahmegewinne stfrei, die sich daraus ergeben,
daß auf dem Grund und Boden die Wohnung des Stpfl. oder eine Altenteiler-
wohnung errichtet wird. Der Stpfl. kann die Regelung nur f®r eine zu eigenen
Wohnzwecken genutzte Wohnung und f®r eine Altenteilerwohnung in Anspruch
nehmen (Objektbegrenzung nach Abs. 5 Halbs. 2).
Rechtsentwicklung: Das Entnahmeprivileg wurde durch StReformG 1990 v.
25. 7. 1988 (BGBl. I, 1093; BStBl. I, 224) in die �bergangsregelung des § 52
Abs. 15 eingef®gt (s. Anm. 341) und durch StEntlG 1999/2000/2002 v.
24. 3. 1999 (BGBl. I, 402; BStBl. I, 304) auf die beiden anderen betrieblichen
Einkunftsarten ausgedehnt (§§ 15 Abs. 1 Satz 3, 18 Abs. 4 Satz 1).
Bedeutung und Verfassungsmzßigkeit des Entnahmeprivilegs: Zweck der
urspr®nglich in § 52 Abs. 15 Satz 10 aF getroffenen Regelung sollte nach der
Vorstellung des Gesetzgebers ua. sein, „daß eine organische Weiterentwicklung
der Agrarstruktur, zB durch Aussiedlung von H½fen aus einer engen Dorflage
heraus, nicht steuerlich behindert wird“ (Stellungnahme des FinAussch.
BTDrucks. 11/2536, 87).

Nach BFH ist jedoch erg�nzend zu ber®cksichtigen, daß die Regelung durch das StRe-
formG 1990 in eine �bergangsregelung zum WohneigFG v. 15. 5. 1986 (BGBl. I, 730;
BStBl. I, 278) aufgenommen wurde, weil ein Bed®rfnis daf®r bestanden habe, die mit
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diesem Gesetz f®r luf. Betriebe verbundenen H�rten zu mildern, die sich aus der nach
Abschaffung der Nutzungswertbesteuerung gebotenen Zwangsentnahme von bisher
zum BV geh½render Baugrundst®cken ergaben (BFH v. 28. 7. 1998 VIII R 23/95,
BStBl. II 1999, 53 unter Hinweis auf Hiller, Inf. 1988, 516 und Felsmann, Inf. 1988,
558 [561]).

E Sowohl F�rderungszweck als auch Billigkeitsgedanke sprechen f®r die gew�hlte Dau-
erregelung, die mit der �bergangsregelung zum Wegfall der Nutzungswertbe-
steuerung nichts zu tun hatte und daher nunmehr zutreffend Gegenstand einer
eigenst�ndigen Regelung ist.
E Dem Gleichheitssatz entsprechend genießen auch Gewerbetreibende und Freiberufler
das Entnahmeprivileg, „sofern das Grundst®ck im Veranlagungszeitraum 1986
zu einem gewerblichen“ (bzw. „der selbst�ndigen Arbeit dienenden“) „Betriebs-
verm½gen geh½rt hat“. Es handelt sich damit um eine unbefristete sachliche
StBefreiung f®r Grundst®cke des BV (BMF v. 31. 8. 1998, StEK EStG § 13
Nr. 658). Das Erfordernis der Zugeh½rigkeit des Grundst®cks zum BV im VZ
1986 gilt allerdings nicht f®r luf. Betriebe. Eine sachliche Rechtfertigung f®r
diese Benachteiligung der anderen betrieblichen Einkunftsarten und f®r den v½l-
ligen Ausschluß der Betriebe im Beitrittsgebiet ist nicht ersichtlich und schon
gar nicht nachvollziehbar, wenn der Gewerbetrieb aus dem Strukturwandel eines
luf. Betriebs hervorgegangen ist. UE muß daher eine verfassungskonforme Aus-
legung der §§ 15 Abs. 1 Satz 3, 18 Abs. 4 Satz 1 zu dem Ergebnis gelangen, daß
auch nach dem VZ 1986 erworbene Grundst®cke oder nach diesem VZ er½ff-
nete Betriebe das Entnahmeprivileg genießen.
Sachlicher und pers¨nlicher Geltungsbereich: Das Entnahmeprivileg gilt
f®r alle betrieblichen Einkunftsarten (§ 15 Abs. 1 Satz 3 und § 18 Abs. 4 Satz 1)
auch ®ber die �bergangsregelung des § 52 Abs. 15 hinaus f®r unbeschr. und
beschr. estpfl. Land- und Forstwirte, Gewerbetreibende oder selbst�ndig T�tige
(zum Geltungsbereich des § 13 allg. s. Anm. 4 f.). Die StBefreiung findet auch
im Beitrittsgebiet Anwendung (BMF v. 31. 8. 1998, StEK EStG § 13 Nr. 658 unter
Aufgabe der aA: BMF v. 8. 10. 1991, StEK EStG § 13 Nr. 559). Zur Anwen-
dung auf Mitunternehmer s. Anm. 391.

II. Tatbestandsvoraussetzungen und Rechtsfolge des Abs. 5

1. Entnahme durch Errichtung einer Wohnung (Abs. 5 Halbs. 1)
Das Entnahmeprivileg erfaßt nicht jede Entnahme im Zusammenhang mit einer
selbstgenutzten Wohnung.
Entnahme durch Wohnbebauung: Die StBefreiung betrifft nur die Entnahme
des Grund und Bodens, die durch eine Bebauung mit dem selbstgenutzten
Wohnhaus des Stpfl. oder einem Altenteilerhaus bewirkt wird. Beg®nstigt sind
damit nur Zwangsentnahmen durch eine Wohnbebauung, durch die der Grund und
Boden zu notwendigem PV wird.

Vgl. etwa BFH v. 18. 11. 1986 VIII R 301/83, BStBl. II 1987, 261 betr. Einzelunter-
nehmen eines Verp�chters und v. 21. 9. 1995 IV R 50/93, BFH/NV 1996, 460 betr.
Bebauung eines Grundst®cks aus dem Gesamthandsverm½gen einer PersGes. Beg®n-
stigt sind damit weder Entnahmen infolge von Nutzungs�nderungen bereits bebauter
Fl�chen oder durch Baumaßnahmen (s. die Beispiele bei Leinglrtner/Kanzler, Kap.
17 Rn. 333) noch Ver�ußerungen des Grund und Bodens (BFH v. 28. 7. 1998 VIII R
23/95, BStBl. II 1999, 53).

Eine Mindestzugeh½rigkeit zum Anlageverm½gen des luf. Betriebs wird nicht
gefordert. Der Grund und Boden kann also kurz vor der Bebauung erworben
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worden sein, um zun�chst eine R®cklage (zB nach § 6b oder R 35 EStR) darauf
zu ®bertragen und ihn anschließend mit der Folge einer stfreien Entnahme zu
Wohnzwecken zu bebauen. F®r Gewerbetreibende und selbst�ndig T�tige ist
Voraussetzung, daß der Grund und Boden bereits im VZ 1986 zum BV geh½rt
hat (§§ 15 Abs. 1 Satz 3, 18 Abs. 4 Satz 1). Zur Verfassungsm�ßigkeit dieser Be-
nachteiligung s. Anm. 390 aE.
Nur die Errichtung der Wohnung des Steuerpflichtigen oder einer Alten-
teilerwohnung f�llt unter das Entnahmeprivileg, so daß der Bau durch einen
Nutzungsberechtigten (P�chter, Berechtigten aus Wirtschafts®berlassungsver-
trag, Erbbau- oder Nießbrauchsberechtigten) nicht beg®nstigt ist. Liegt der Be-
bauung durch einen Angeh½rigen ein unentgeltliches Nutzungsrecht zugrunde,
so f®hrt dies zu einer stpfl. Entnahme beim Eigent®mer, w�hrend die Bebauung
aufgrund eines entgeltlichen Nutzungsrechts grds. nicht zu einer Entnahme
f®hrt.

ZB BFH v. 26. 11. 1987 IV R 171/85, BStBl. II 1988, 490 betr. Erbbaurecht f®r die
Tochter; v. 10. 4. 1990 VIII R 133/86, BFHE 161, 438 betr. Erbbaurecht zugunsten ei-
nes Gesellschafters und v. 18. 11. 1986 VIII R 301/83, BStBl. II 1987, 261 betr. Bebau-
ung durch P�chter. Geht das Grundst®ck sp�ter auf den Nutzungsberechtigten (zB
den Hoferben) ®ber, so f®hrt dies zu einer stpfl. Entnahme der selbstgenutzten Woh-
nung im Zeitpunkt der (Betriebs-) �bertragung; Abs. 5 ist nicht anwendbar, weil die
Entnahme nicht durch die Bebauung, sondern durch den Eigentums®bergang des
Grundst®cks veranlaßt war (BMF v. 29. 4. 1991, DStZ 1991, 477).

E Mitunternehmer als Stpfl.: Das Entnahmeprivileg gilt auch f®r Mitunternehmer
eines luf. Betriebs, denn auch diese sind Stpfl. iSd. Abs. 5. F®r den Grund und
Boden im SonderBV ist dies nicht zweifelhaft. Die Bebauung durch den Gesell-
schafter zu eigenen Wohnzwecken ist beg®nstigt; gestattet er einem anderen
Mitunternehmer die Bebauung auf dem Grundst®ck seines SonderBV oder
®berl�ßt er diesem eine von ihm errichtete Wohnung, so f®hrt dies zu einer stpfl.
Entnahme. UE ist Abs. 5 auch auf die Entnahme von Grund und Boden im Ge-
samthandsverm½gen anwendbar.

GlA Korn/Carlz, § 15 Rn. 287; Leinglrtner/Kanzler, Kap. 17 Rn. 353 ff.; aA etwa
Stephan, DB 1989, 193 (196) und nur f®r Personenhandelsgesellschaften: Felsmann/
Giere, A 178a und Hiller, Inf. 1988, 516 [518]; ausdr®cklich offengelassen in BFH v.
28. 7. 1998 VIII R 23/95, BStBl. II 1999, 53.

Handelt es sich um eine FamilienPersGes., die ein Grundst®ck des Gesamt-
handsverm½gens zu Wohnzwecken aller Gesellschafter bebaut oder um Land-
wirtsehegatten in G�tergemeinschaft, die eine Wohnung auf einem zu ihrem Gesamt-
gut geh½renden Grundst®ck errichten und sie gemeinsam nutzen, so ist der
Entnahmegewinn in vollem Umfang stfrei; f®r alle tritt dann auch Objektver-
brauch ein (Anm. 392). Im ®brigen ist Abs. 5 auch auf den Mitunternehmer an-
wendbar, der mit Zustimmung der anderen Gesellschafter ein Grundst®ck des
Gesamthandsverm½gens zu eigenen Wohnzwecken bebaut. Dies gebietet eine
zweckgerichtete Auslegung des Entnahmeprivilegs (zum F½rderungszweck und
Billigkeitsgedanken bei Abs. 5 s. Anm. 390), die den Mitunternehmer gegen®ber
dem Einzelunternehmer nicht benachteiligt.

Es muß ausreichen, daß der einzelne Gesellschafter die Voraussetzungen der Eigennut-
zung bzw. Nutzung als Altenteilerwohnung erf®llt, denn auch zum Gesamthandsver-
m½gen geh½rende Grundst®cke sind ihnen nach § 39 Abs. 2 Nr. 2 AO anteilig zuzu-
rechnen. Stpfl. iSd. § 13 Abs. 5 EStG ist der einzelne Mitunternehmer; eine davon
abweichende Auffassung bedarf ausdr®cklicher Regelung, wie sie in § 6b Abs. 10 EStG
1999 (aF) vorgesehen war.

§ 13 Anm. 391 Eink®nfte aus
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Der Gewinn aus der Bodenentnahme ist dann aber nur insoweit stbefreit, als er
den Beteiligten, die die Wohnung zu eigenen oder zu Wohnzwecken f®r Alten-
teiler nutzen, zuzurechnen ist. F®r die anderen Gesellschafter entsteht eine stpfl.
Entnahme; sie unterliegen aber auch nicht dem Objektverbrauch (s. Anm. 392;
aA Felsmann/Giere aaO und Korn/Carlz aaO, die von StBefreiung im vollen
Umfang ausgehen). Erwirbt der nutzende Gesellschafter das Grundst®ck nach
der Bebauung von der Gesellschaft, so entsteht kein stbefreiter Entnahme- son-
dern ein stpfl. Ver�ußerungsgewinn (BFH v. 28. 7. 1998 VIII R 23/95 aaO). Will
man die stpfl. Entnahme f®r die die Wohnung nicht nutzenden Mitunternehmer
vermeiden, so sollte der Grund und Boden vor seiner Bebauung zun�chst aus
dem Gesamthandsverm½gen in das SonderBV der beg®nstigten Gesellschafter
®berf®hrt werden. Das ist nach § 6 Abs. 5 Satz 3 zum Buchwert m½glich; dabei
ist die 3-Jahres-Sperrfrist des § 6 Abs. 5 Satz 3 zu beachten. Ehegatten m®ßten
Vorbehaltsgut bilden.
E Nur die Errichtung einer Wohnung ist beg®nstigt. Es muß daher eine neue Woh-
nung entstehen. Daf®r ist der bewertungsrechtliche Wohnungsbegriff maßge-
bend (zum Begriff der Wohnung s. Anm. 346). Der Aus- oder Umbau und die
Erweiterung einer bestehenden Wohnung f�llt nicht unter das Entnahmeprivi-
leg, sofern dadurch keine neue Wohnung entsteht (s. R 43 Abs. 5 EStR); f®hren
diese Maßnahmen zu einer Entnahme zugeh½renden Grund und Bodens, so ist
diese stpfl. Entsteht durch Aufstockung eines Geb�udes eine neue Wohnung, so
ist der anteilige Grund und Boden zu entnehmen (BFH v. 24. 11. 1982 I R 51/
82, BStBl. II 1983, 365) und der darauf entfallende Entnahmegewinn nach
Abs. 5 stfrei.
Die Wohnung muß zu eigenen Wohnzwecken oder als Altenteilerwoh-
nung genutzt werden, dh. der Stpfl. und Eigent®mer des bebauten Grund und
Bodens oder die Altenteiler m®ssen selbst darin wohnen (zum Begriff des Al-
tenteilers s. Anm. 374). Bewohnen Eigent®mer und Altenteiler gemeinsam eine
Wohnung, dann handelt es sich nicht um eine Altenteilerwohnung, sondern um
die selbstgenutzte Wohnung des Stpfl.; f®r die Altenteilerwohnung ist daher kein
Objektverbrauch (Anm. 392) eingetreten. Die unentgeltliche �berlassung eini-
ger R�ume der Wohnung an Altenteiler oder andere Angeh½rige des Stpfl. ist
unsch�dlich. Wohnen Angeh½rige des Stpfl. mit in der Altenteilerwohnung,
dann ist diese insgesamt eine Altenteilerwohnung (s. BFH v. 28. 7. 1983 IV R
174/80, BStBl. II 1984, 97).
Zeitpunkt der Entnahme ist der Beginn der Errichtung des Geb�udes, wenn
der Stpfl. die Entnahme dokumentiert; sp�tester Zeitpunkt ist der tats�chliche
Beginn der Eigennutzung zu Wohnzwecken (BFH v. 24. 11. 1982 I R 51/82,
BStBl II 1983, 365 und v. 18. 10. 1989 X R 99/87, BFH/NV 1990, 424 zu 3).
Die StBefreiung tritt von Gesetzes wegen ein.
Umfang der Entnahme: Die StBefreiung umfaßt den gesamten durch die Er-
richtung der Wohnung entnommenen Grund und Boden und nicht etwa nur
den unmittelbar bebauten. Allerdings wird anders als in Abs. 4 Satz 4 der Begriff
des „dazugeh½renden“ Grund und Bodens weder ausdr®cklich verwendet noch
darauf verwiesen. Der mit den StBefreiungen des Abs. 4 gleichgerichtete Norm-
zweck gebietet aber die Auslegung, daß der zur Wohnung dazugeh½rende
Grund und Boden durch die Bebauung entnommen wird. In § 52 Abs. 15
Satz 10 aF wurde dieser Bezug noch durch die Formulierung hergestellt, daß der
Entnahmegewinn ebenfalls außer Ansatz bleibe. Zum Umfang des dazugeh½ren-
den Grund und Bodens im einzelnen s. Anm. 381. Beg®nstigt ist nur die durch
die Bebauung veranlaßte Entnahme. Spwtere Bodenentnahmen aufgrund von Nut-
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zungs�nderungen (zB durch sp�tere Anlage eines Hausgartens) sind dagegen
stpfl.
Rechtsfolge des Abs. 5 „der Entnahmegewinn bleibt außer Ansatz“: Der
Gewinn aus der Entnahme des bebauten Grundst®cks ist stfrei (s. Anm. 397
auch zur Bewertung der Entnahme), ohne daß es eines Antrags bedarf. Der Ge-
winn bleibt auch insoweit außer Ansatz, als er auf Gewinn®bertragungen nach
§ 6b oder R 35 EStR, erfolgsneutraler �bertragung von Zusch®ssen nach R 34
Abs. 2 EStR bzw. auf Teilwertabschreibungen beruht.

BMF v. 12. 11. 1986, BStBl. I, 528 zu A. III. 7, B. III; vgl. auch das Beispiel bei Ste-
phan, DB 1989, 193 [196]; kritisch dazu Kanzler, in: Festschrift Beisse, 251 [263]; s.
auch BFH v. 6. 8. 1998 IV R 91/96, BFH/NV 1999, 40 betr. Teilwertabschreibung
aufgrund Bergschadens mit StBefreiung nach § 52 Abs. 15 aF.

Ein Entnahmeverlust ist ebenso wie bei den anderen Tatbest�nden des Abs. 4
zu ber®cksichtigen (Anm. 379 u. 385 aE), soweit nicht die Verlustausschlußklau-
sel des § 55 Abs. 6 greift (§ 55 Anm. 110 ff.).

2. Objektbegrenzung auf eine vom Steuerpflichtigen genutzte Wohnung
und eine Altenteilerwohnung (§ 13 Abs. 5 Halbs. 2)

Nach Abs. 5 Halbs. 2 kann der Stpfl. die StVerg®nstigung nur f®r eine zu eigenen
Wohnzwecken genutzte Wohnung und f®r eine Altenteilerwohnung in Anspruch
nehmen.
Personenbezogene Objektbeschrznkung: Die StBefreiung ist nach dem
Wortlaut der Regelung personenbezogen, so daß die �bertragung einer nichtge-
nutzten Beg®nstigung unzul�ssig ist. Deshalb ist der Gewinn aus der Entnahme
des Grund und Bodens f®r eine zweite Altenteilerwohnung auch dann stpfl.,
wenn der Stpfl. auf die Entnahme eines Baugrundst®cks zu eigenen Wohnzwek-
ken verzichtet und umgekehrt.
Mehrere Betriebe eines Steuerpflichtigen: Aus der Personenbezogenheit des
Entnahmeprivilegs folgt weiter, daß der Stpfl. die StBefreiung auch dann nicht
mehrfach in Anspruch nehmen kann, wenn er mehrere luf. Betriebe f®hrt. Da-
her gilt die Objektbeschr�nkung auch eink®nfte®bergreifend, wenn neben dem
luf. Betrieb auch eine Gewerbebetrieb unterhalten oder eine selbst�ndige T�tig-
keit ausge®bt wird. Dies entspricht dem Gesetzeszweck, wonach nur die Befrie-
digung des unabweisbaren Wohnbedarfs erleichtert werden soll (s. Anm. 390).
Mehreren Berechtigten kann das Entnahmeprivileg zustehen. So folgt aus der
Personenbezogenheit der Beg®nstigung, daß jeder Mitunternehmer berechtigt
ist, bei jedem Mitunternehmer aber auch Objektverbrauch eintreten kann (zur
Anwendung des Abs. 5 auf Mitunternehmer s. Anm. 391). Auch der Erwerber,
der einen Betrieb unentgeltlich iSv. § 6 Abs. 3 im Wege der Gesamt- oder Ein-
zelrechtsnachfolge ®bernimmt, kann das Entnahmeprivileg unabh�ngig davon
beanspruchen, daß der Rechtsvorg�nger die StBefreiung nach Abs. 5 oder § 52
Abs. 15 Satz 10 aF f®r sich bereits ausgenutzt hat (aA Felsmann, Inf. 1988, 558
[562]). Bei gesonderter �bertragung zweier Betriebe (zB einen luf. und einen ge-
werblichen Betrieb) auf die beiden Kinder, steht jedem die StBefreiung zu, auch
wenn sie der Rechtsvorg�nger bereits beansprucht hatte.
Kein Wahlrecht f�r Steuerbefreiung: Da die StBefreiung nicht antragsgebun-
den ist, besteht kein Wahlrecht, die StVerg®nstigung f®r die Entnahme durch
eine sp�tere unter Verzicht auf eine fr®here Bebauung in Anspruch zu nehmen.
Mit der ersten Bebauung tritt Objektverbrauch ein.
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Kein Objektverbrauch bei Verlustausgleich: Da die StBefreiung nur f®r Bo-
denentnahmegewinne gilt und Verluste grds. abziehbar bleiben (s. Anm. 379; s.
auch Anm. 385 u. 391 jeweils aE), tritt bei einer verlustbringenden oder gewinn-
neutralen Entnahme von Grund und Boden zur Bebauung kein Objektver-
brauch ein.

Einstweilen frei.

Erlzuterungen zu Abs. 6:
Steuerbeg�nstigte Einbringung von Wirtschaftsg�tern

in gemeinschaftlichen Tierhaltungsbetrieb

I. Allgemeine Erlzuterungen zu Abs. 6

Rechtsentwicklung der Beg�nstigung: Die mit dem Bew�ndG 1971 (v.
27. 7. 1971, BGBl. I, 1157) eingef®hrte und ab VZ 1971 wirksame Vorschrift
geht auf einen Vorschlag des FinAussch. des Deutschen BTag zur®ck
(BTDrucks. VI/2334, 8). Als Begr®ndung wurde angef®hrt, daß es im Zusam-
menhang mit der Einf®gung von Abs. 1 Nr. 1 Satz 5 betr. Tierzucht und Tier-
haltung in mitunternehmerischer Gesellschaft (s. Anm. 268 ff.), „angebracht er-
schien, auch eine Milderungsvorschrift f®r die Erhebung der ESt. zu schaffen,
soweit sich diese ESt. aus der Aufdeckung von stillen Reserven bei der �bertra-
gung von Wirtschaftsg®tern des Einzelbetriebs auf einen der gemeinschaftlichen
Tierhaltung dienenden Betrieb im Sinne des § 34 Abs. 6 a BewG ergibt“.
Bedeutung der Verteilungsregelung: Die Verteilungsregelung erweist sich als
gesetzlich normierte und weitgehend in das Ermessen des Stpfl. gestellte Rege-
lung mit stundungsgleicher Wirkung. Der Stpfl. hat ein Wahlrecht, Teilbetr�ge
von mindestens einem F®nftel der Steuer zu entrichten. Gesetzessystematisch
geh½rt die Vorschrift an sich nicht zur Bestimmung der Eink®nfte aus LuF.
Sie ist auch sprachlich ungenau, denn sie bezieht sich trotz ihres hierauf einge-
schr�nkten Wortlauts nicht nur auf Tierhaltungskooperationen, sondern auch auf
solche mit Tierzucht (vgl. auch den Wortlaut von § 34 Abs. 6 a BewG). Sie ist we-
gen des abweichenden Wj. nicht unkompliziert (dazu Anm. 397 aE), weswegen
de lege ferenda die Abschaffung erwogen werden sollte. Die Betonung der
agrarpolitischen Bedeutung der Sonderregelung gegen®ber dem Verdr�ngungs-
wettbewerb der gewerblichen Tierhaltung (Wolter, DStZ/A 1971, 326; Klee-
berg in K/SM, § 13 Rn. F 5) erscheint ®berzogen. Bei H�rten kann auch mit
einzelfallbezogener Stundung (§ 222 AO) geholfen werden, wobei ggf. gem.
§ 234 Abs. 2 AO auf die Zinsen ganz oder zum Teil verzichtet werden kann.
Verfassungsmzßigkeit der Steuerbeg�nstigung: Als gesetzlich normierte,
zinslose Stundung begegnet die Regelung uE keinen durchgreifenden verfas-
sungsrechtlichen Bedenken. Bei Zugrundelegung eines weiten gesetzgeberischen
Spielraums erscheint die estrechtl. Erleichterung des Eingehens von sog. Tierko-
operationen auch unter diesem Aspekt nicht bedenklich.

II. Tatbestandsvoraussetzungen und Rechtsfolgen des Abs. 6

Nach Abs. 6 Satz 1 wird der Gewinn aus der Aufdeckung stiller Reserven bei
Einbringung einzelner WG in einen gemeinschaftlichen Tierhaltungs- und
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-zuchtbetrieb durch Verteilung beg®nstigt; Satz 2 bestimmt, daß der einzelne
Teilbetrag mindestens ein F®nftel der Steuer betragen muß.
�bertragung von Wirtschaftsg�tern auf einen Betrieb iSv. § 34 Abs. 6a
BewG: Abs. 6 bezieht sich auf den Fall, daß einzelne WG eines luf. Betriebs auf
einen der gemeinschaftlichen Tierhaltung (gemeint auch: Tierzucht) dienenden
Betrieb iSd. § 34 Abs. 6 a BewG ®bertragen werden. Danach ist auch die ge-
meinschaftliche Tierhaltung einschließlich der damit zusammenh�ngenden WG
ein luf. Betrieb; § 34 Abs. 6 a BewG verweist insoweit auf § 51a BewG (s. Anm.
268 ff.).
Die �bertragung aus einem forstwirtschaftlichen Teilbetrieb bzw. Betriebsteil
kommt nicht in Betracht, weil sich ein Land- und Forstwirt ohne Landwirtschaft
iSv. Abs. 1 Nr. 1 nicht an einer gemeinschaftlichen Tierzucht oder Tierhaltung
beteiligen kann. Abs. 6 beg®nstigt weder die �bertragung von WG aus einem
Gewerbebetrieb, noch aus einem Betrieb der gewerblichen Tierzucht und Tier-
haltung.
�bertragbar sind alle Arten von WG, bewegliche, unbewegliche, abnutzbare
und nicht abnutzbare, materielle und immaterielle; auch WG des Umlaufverm½-
gens sind beg®nstigt. Abs. 6 bezieht sich nicht auf den vom UmwStG erfaßten
Fall, daß ein ganzer Betrieb oder ein Teilbetrieb ®bertragen wird (glA Mitter-
pleininger in L/B/P, § 13 Rn. 119).
�bertragung auf Genossenschaft oder Verein: Abs. 6 bezieht sich nur auf
den Fall der �bertragung eines WG auf einen der gemeinschaftlichen Tierhal-
tung (Tierzucht) dienenden Betrieb iSd. § 34 Abs. 6 a BewG einer Erwerbs- und
Wirtschaftsgenossenschaft oder eines Vereins gegen Gew�hrung von Mitgliedsrech-
ten. Hierunter fallen nicht die mitunternehmerischen Gesellschaften iSv. Abs. 1
Nr. 1 Satz 5, f®r die dem Stpfl. bis zum StEntlG 1999/2000/2002 ein Wahlrecht
zur Aufdeckung stiller Reserven in vergleichbaren F�llen zugestanden hatte und
nunmehr die Buchwerteinbringung gem. § 6 Abs. 5 Satz 3 vorgesehen ist.

Mitunternehmererlaß: BMF v. 20. 12. 1977, BStBl. I 1978, 8 Tz. 57 ff.; glA Leinglrt-
ner, Kap. 7 Rn. 39; Lademann/Hiller, § 13 Rn. 54.

Die aufnehmende Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft bzw. der Verein
muß die Voraussetzungen des § 51a BewG erf®llen (§ 34 Abs. 6 a BewG; dazu
auch Anm. 268 ff.).
Rechtsfolge des Abs. 6 „Verteilung der Steuer auf h¨chstens 5 Jahre“: An
sich folgt aus der �bertragung eines WG vom Betrieb eines LuF auf einen der
gemeinschaftliche Tierhaltung (Tierzucht) dienenden Betrieb einer Erwerbs-
oder Wirtschaftsgenossenschaft bzw. eines Vereins die Entnahme dieses WG
und die Aufdeckung der darin enthaltenen stillen Reserven mit Auswirkung auf
den laufenden Gewinn.
E Wahlrecht auf F�nfjahresverteilung: Erfolgt die �bertragung gegen Gew�hrung
von Mitgliedschaftsrechten, wird diese Rechtsfolge nach Abs. 6 in der Weise ab-
gemildert, daß die auf den dabei entstehenden Gewinn entfallende ESt. auf
(beim Wohnsitz- oder Lage-FA zu stellenden) Antrag in j�hrlichen Teilbetr�gen
entrichtet werden kann (Abs. 6 Satz 1 Halbs. 2), wobei der einzelne Teilbetrag
mindestens ein F®nftel dieser Steuer betragen muß (Abs. 6 Satz 2). Der Stpfl.
hat damit ein Wahlrecht, die ESt. innerhalb von 5 Jahren in gleichen oder unter-
schiedlich hohen Betr�gen zu begleichen, die mindestens 20 vH des Gesamtbe-
trags ausmachen.
E Ermittlung der Teilbetrwge bei abweichendem Wj.: Da wegen des abweichenden luf.
Wj. der Gewinn zweier Kj. ber®hrt ist (§ 4 a Abs. 2 Nr. 1), ist die ESt. dieser bei-
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den VZ mit und ohne diesen Entnahmegewinn zu errechnen und die Summe
der Differenz hieraus in h½chstens f®nf Teilbetr�gen zu entrichten. Da erst mit
dem zweiten VZ die H½he der gesamten Steuer iSv. Abs. 6 feststeht, kann auch
erst nach dessen Veranlagung mit der Entrichtung der Teilbetr�ge begonnen
werden. Es wird die Auffassung vertreten, daß bis dahin die entsprechende ESt.
des ersten VZ nicht verlangt werden k½nne (Leinglrtner, Kap. 7 Rn. 40).
E Rechtsanspruch auf stundungsgleiche Verteilung ohne Verzinsung: Die Rechtsfolge des
Abs. 6 enth�lt uE stundungsgleiche Wirkung (zur Abgrenzung zum Zahlungs-
aufschub etwa Tipke/Kruse, § 223 AO Tz. 1 a), ohne aber in dem Sinne Stun-
dung zu sein (Lademann/Hiller, § 13 Rn. 54). Der Rechtsanspruch auf die
Rechtsfolge nach Antrag h�ngt nicht von dem Vorliegen einer erheblichen H�rte
ab (wie etwa im Fall des § 6 Abs. 5 AStG, dazu f®r Anwendung von § 234 AO:
BFH v. 16. 10. 1991 I R 145/90, BStBl. II 1992, 321). UE kommt deshalb eine
Verzinsung nach § 234 AO nicht in Betracht (glA Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn.
F 8; im Ergebnis mit allerdings wohl ®berholter Begr®ndung Leinglrtner, Kap.
7 Rn. 39).

Einstweilen frei.

Erlzuterungen zu Abs. 7:
Entsprechende Anwendung der Regelungen zur

gewerblichen Mitunternehmerschaft
(§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, Abs. 2 Satz 2 und 3 und § 15a)

Schrifttum: sch�tte, Familiengesellschaften in der Forstwirtschaft, Inf L 1965, 65;
Haupt, Die Gesellschaft als landwirtschaftl. Unternehmensform, Inf. L 1968, 65;
Schmidt-Sagody, Landwirtschaftl. Betriebe als Personengesellschaften und ihre gewerbe-
steuerliche Beurteilung, Inf. 1970, 111; S�ffing, Zur Abgrenzung des Gewerbebetriebs
gegen®ber der LuF bei Personengesellschaften, Inf. 1970, 249; Hofmann, Die Kauf-
mannseigenschaft von Land- und Forstwirten, NJW 1976, 1297; Schindler, Gesell-
schaftsgr®ndungen aufgrund der Kaufmannseigenschaft von Land- und Forstwirten in
handels- und steuerrechtlicher Sicht, Allg. Forstzeitschrift 1977, 308; Groh mit Korreferat
Kruse, Die gewerblich t�tige Personengesellschaft, JbFStR 1979/80, 209, 242; Dank-
meyer, Die Verrechnung von Verlusten mit anderen positiven Eink®nften nach dem �n-
derungsgesetz vom 20. August 1980 (sog. § 15a-Gesetz), DStZ 1981, 12; Bichel, Fragen
zu Mitunternehmerschaften in der LuF, StBp. 1982, 132; Schulze zur Wiesche, Mitunter-
nehmerschaft auf nichtgesellschaftsrechtlicher Grundlage, DB 1982, 919; Bichel, Das
steuerliche Betriebsverm½gen bei Mitunternehmerschaften im Bereich der LuF, Inf. 1984,
1; ders. Mitunternehmerschaft im Bereich der LuF und Gewinnermittlung nach § 4
Abs. 3, Inf. 1984, 145; Fuchs/Schroeder, Personengesellschaften in der LuF, Inf. 1984,
532; hiller, Die Familiengesellschaft in der Landwirtschaft, Inf. 1985, 224; Hiller/
Weber/Horn/Roller/Hagelstein, Die Familiengesellschaft in der Landwirtschaft, Inf.
1985, 224/1986, 432, 456; Mlrkle, Unterbeteiligung an Einkunftsquellen, DStZ 1985,
471; Bichel, Ber®cksichtigung von Sonderbetriebseinnahmen und Sonderbetriebsausga-
ben bei LuF-Mitunternehmerschaften, Inf. 1986, 153; Herzig, Faktische Mitunternehmer-
schaft in der Landwirtschaft, BB 1986, 533; Lindner, Abschied von der faktischen Mitun-
ternehmerschaft?, DStR 1986, 62; Lucas, Sog. „Faktische Mitunternehmerschaft“ – mehr
Transparenz durch die neuere Rspr. des BFH, FR 1986, 112; Neufang, Die faktische Mit-
unternehmerschaft – ein steuerrechtlicher Irrweg, Inf. 1986, 13; Kanzler, Mitunterneh-
merschaften der Land- und Forstwirte – Zur Entwicklung eines estl. Sonderrechts, FS
Ludwig Schmidt (1993), 379; Giefers, Die Wahl der Rechtsform f®r eine Familiengesell-
schaft, Inf. 1994, 144; G. S�ffing, Beteiligung einer nicht gewerblich t�tigen PersGes. an
einer gewerblich t�tigen PersGes., FR 1994, 805; Hiller, „Durchs�uerung“ durch Beteili-
gung an einer gewerblich t�tigen PersGes., Inf. 1995, 388; Hiller, Gestaltungen zur Ver-
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meidung der „Durchs�uerung“ bei Beteiligungen an einer gewerblich t�tigen PersGes.,
Inf. 1996, 463; Schulze zur Wiesche, Die PersGes. in der neueren Rspr. des BFH, FR
1996, 237; M. Wendt, Einkommensteuerliche Aspekte alter und neuer Kooperationsfor-
men landwirtschaftl. Betriebe, FR 1996, 265; Schulze-Osterloh, Verfassungswidrigkeit
der Kodifikation der Abf�rbetheorie § 15 Abs. 3 Nr. 1 in GS f®r Knobbe-Keuk, 1997,
531; Bange, Gestaltungsempfehlungen zur steuerneutralen �bertragung von Einzelwirt-
schaftsg®tern und (Teil-)Betrieben bei Einzelunternehmern und PersGes., Inf. 1998, 653;
P. Fischer, „Faktisches“, „Verdecktes“ und die subjektive Zurechnung von Eink®nften,
FR 1998, 813; K. Schmidt, Das Handelsrechtsreformgesetz, NJW 1998, 2161; ders.,
HGB-Reform und gesellschaftsrechtliche Gestaltungspraxis, DB 1998, 61; Schulze zur
Wiesche, Die ertragsteuerliche Behandlung von Nießbrauch und Treuhand am Mitunter-
nehmeranteil, FR 1999, 281; H�bner-Weingarten, Die Beteiligung von Kindern als Kom-
manditisten, stille Gesellschafter und Unterbeteiligte – grunds�tzliche Erw�gungen, ZEV
1999, 81; Feldhaus, Rechtsanwendungsfragen zur Realteilung von luf. Mitunternehmer-
schaften gem. § 16 Abs. 3 EStG, HLBS-Report 2003, 167; Stephany, Die Realteilung von
Personengesellschaften nach neuer Rechtslage am Beispiel der Land- und Forstwirtschaft,
HLBS-Report 2003, 2.
Verwaltungsanweisungen: BMF v. 20. 12. 1977, BStBl. II 1978, 8 (Mitunternehmerer-
laß); v. 31. 10. 1978, BStBl. I, 426; v. 10. 12. 1979, BStBl. I, 683; v. 8. 5. 1981, BStBl. I, 308
zu § 15a; v. 19. 3. 1982, BStBl. I, 384.
Vgl. zur Ehegattenmitunternehmerschaft im Bereich der LuF Anm. 151 ff.

I. Allgemeine Erlzuterungen zu Abs. 7

Rechtsentwicklung der Verweisungsregelungen: Die Verweisungen in
Abs. 7 sind als Abs. 5 durch das Ges. zur �nd. des EStG, des KStG und anderer
Gesetze v. 20. 8. 1980 (BGBl. I 1545; BStBl. I, 589) eingef®gt und durch
StEntlG 1984 v. 22. 12. 1983 (BGBl. I, 1583, BStBl. I 1984, 14) hinsichtlich des
§ 15 Abs. 2 S�tze 2 und 3 erweitert worden (s. auch § 18 Anm. 412 zu den ver-
gleichbaren Verweisungen f®r die Eink®nfte aus selbst�ndiger Arbeit).
Bedeutung der Verweisungsregelungen: Die Verweisung auf § 15 Abs. 1
Satz Nr. 2 ist deklaratorisch, denn § 15 (Abs. 1) Nr. 2 war f®r Eink®nfte aus LuF
auch bereits f®r die Jahre entsprechend anzuwenden, f®r die dies vom Gesetzge-
ber in § 13 Abs. 5 aF noch nicht ausdr®cklich bestimmt war.

BFH v. 14. 8. 1986 IV R 248/84, BStBl. II 1987, 17 (18); entsprechend bei Freiberuf-
lern BFH v. 2. 12. 1982 IV R 72/79, BStBl. II 1983, 215 und Nichtannahmebeschluß
des BVerfG v. 30. 1. 1985 1 BvR 279/83, Inf. 1985, 215; mwN zum Streitstand ent-
sprechend § 18 Anm. 414; glA Leinglrtner, Kap. 15 Rn. 66.

Als dynamische Verweisung erfaßte die Verweisung auf § 15 Abs. 1 Satz Nr. 2
auch die sp�ter durch St�ndG 1992 v. 25. 2. 1992 (BGBl. I, 297; BStBl. I, 146)
hinzugekommene Regelung des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 zur mittelbaren Beteili-
gung von Gesellschaftern (dazu BTDrucks. 12/1108, 58 u. 12/1506) und zur
Korrektur entspr. Rspr. (BFH v. 25. 2. 1991 GrS 7/89, BStBl. II, 691; s. auch
§ 18 Anm. 464).
Die mit dem StEntlG 1984 (aaO) eingef®gte Verweisung auf § 15 Abs. 2 S�tze 2
und 3 hat die schon bisherige Rspr. des BFH zu den Eink®nften aus Gewerbe-
betrieb auch f®r § 13 best�tigt (BTDrucks. 10/716, 12; BFH v. 10. 11. 1977 IV
B 33–34/76, BStBl. II 1978, 15 [21]).
E Die Bedeutung der (konstitutiven) Verweisung auf § 15a ist gering. Sie zielt mit der
entsprechenden Anwendung auf Verlustzuweisungsgesellschaften, haupts�chlich
in der Rechtsform einer KG (§ 15a Abs. 1–4), aber auch auf sonstige Mitunter-
nehmerschaften, bei denen die Haftung wenigstens eines Mitunternehmers be-
schr�nkt ist (§ 15a Abs. 5).
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E Keine Verweisung auf Verluste aus gewerblicher Tierzucht: Daß Abs. 7 nicht auf § 15
Abs. 4 verweist beruht logischerweise darauf, daß § 15 Abs. 4 gerade eine
Rechtsfolge daf®r anordnet, daß Tierzucht und Tierhaltung nach den Maßgaben
von Abs. 1 Nr. 1 S�tze 2–5 als gewerblich einzuordnen sind (zum Verh�ltnis
von § 15 Abs. 4 zu § 13 Abs. Nr. 1 S�tze 2–5 s. Anm. 242).
Die Verfassungsmzßigkeit der Verweisungsregelungen steht außer Frage,
denn sie gew�hrleisten die Gleichbehandlung aller betrieblichen Einkunftsarten
und sind daher in den meisten F�llen auch deklaratorischer Art.
Verfahrensfragen: Der von einer Mitunternehmerschaft erzielte Gewinn aus
LuF, seine Aufteilung und die den Mitunternehmern auf die Gewinnanteile zu
gew�hrenden stl. Verg®nstigungen sind gesondert und einheitlich festzustellen
(§§ 180 Abs. 1 Nr. 2 a, 179 Abs. 2 Satz 2 AO), sofern nicht ein Fall von geringer
Bedeutung nach § 180 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 AO vorliegt (zB BFH v. 23. 9. 2003
IV B 48/02, juris). Feststellungszeitraum ist das Kj., nicht das davon abweichen-
de Wj. (BFH v. 19. 7. 1984 IV R 87/82, BStBl. II 1985, 149). Geh½rt der Anteil
an der Mitunternehmerschaft in das gewerbliche BV eines Mitunternehmers, so
ber®hrt dies die vorgenannte Feststellung nicht. Der Mitunternehmer hat aber
den Beteiligungsertrag als gewerblichen Gewinn zu versteuern. Er erh�lt bei sei-
ner Veranlagung damit nicht bestimmte Verg®nstigungen, die an den Bezug von
Eink®nften aus LuF gekn®pft sind, zB §§ 13 Abs. 3, 14 a, 34b. Zur Gewinnfest-
stellung s. auch Anm. 15.

II. Entsprechende Anwendung von § 15 Abs. 1 Nr. 2,
Abs. 2 Sztze 2 und 3 und § 15a

1. Vorbemerkung zu der Verweisungsregelung
Abs. 7 ordnet eine entsprechende Anwendung einzelner Vorschriften zu den
Eink®nften aus Gewerbebetrieb an. Dies bedeutet allgemein, daß die genannten
Regelungen im Rahmen des § 13 unter Ber®cksichtigung der luf. Besonderheiten
anzuwenden sind. Je geringer diese Eigenarten sind, desto geringer ist die Be-
deutung der „entsprechenden“ Anwendung zu veranschlagen, was etwa damit
verdeutlicht werden kann, daß sich Abs. 7 auf lediglich klarstellende und ande-
rerseits aber auch konstitutive Regelungen bezieht. Die Verweisung in Abs. 7 ist
uE l®ckenhaft. In Abgrenzungsfragen ist selbstverst�ndlich § 15 ohnehin be-
achtlich (vgl. zB die Gewerbebetriebsdefinition).
Ausdr�cklich verwiesen wird im einzelnen auf die Vorschriften zur Besteue-
rung der Mitunternehmer (Anm. 402), die Sonderregelungen zur Gewinnerzie-
lungsabsicht und auf die Regelungen zur Begrenzung der Verluste bei be-
schr�nkter Haftung (Anm. 405).
Ohne ausdr�ckliche Verweisung ist auch § 15 Abs. 1 Satz 2 anzuwenden, wo-
nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 (und 3) auch f®r Verg®tungen gilt, die als nachtrwg-
liche Eink�nfte (§ 24 Nr. 2) bezogen werden. Es handelt sich dabei um eine In-
sich-Verweisung: Da in Abs. 7 auf § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 verwiesen wird, auf
den zugleich auch in § 15 Abs. 1 Satz 2 Bezug genommen wird, unterliegen auch
nachtr�gliche Eink®nfte eines Gesellschafters den Vorschriften ®ber die Be-
steuerung der Mitunternehmer. Eine entsprechende Anwendung der Regelun-
gen des § 15 Abs. 3, insbes. der Abfwrberegelung ist nicht vorgesehen und im ®bri-
gen entbehrlich, sofern es sich um eine PersGes. handelt die auch gewerblich
t�tig ist. Eine Verweisung k½nnte jedoch f®r eine verm½gensverwaltende Pers-
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Ges. sinnvoll sein, die auch eine luf. T�tigkeit aus®bt. Insoweit gilt die Abf�rbe-
theorie uE jedoch auf Grund der Rspr.
Zur Anwendung des Gewerbebetriebsbegriffs in § 15 Abs. 2 Satz 1 s. Anm. 166.

2. Entsprechende Anwendung der Regelungen zur Besteuerung
der Mitunternehmer (§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2)

a) Gewinnanteile der Gesellschafter einer land- und forstwirtschaftlich
tztigen Personengesellschaft

Der Verweisung von § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 kommt lediglich klarstellende Be-
deutung zu (BFH v. 14. 8. 1986 IV R 248/84, BStBl. II 1987, 17 [18]).
Gewinnanteile geh¨ren zu den Eink�nften aus LuF: Nach Abs. 7 iVm. § 15
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 geh½ren auch die Gewinnanteile der Gesellschafter einer
OHG, KG und einer anderen Gesellschaft, bei der der Gesellschafter als Unter-
nehmer (Mitunternehmer) anzusehen ist, zu den Eink®nften aus LuF, wenn Ge-
genstand des Unternehmens eine LuF ist.

So schon RFH v. 26. 1. 1938, RStBl. 1938, 733 zum freien Beruf; v. 25. 8. 1937, RStBl.
1937, 1129; zu den Vor- und Nachteilen einer Mitunternehmerschaft bez®glich LuF
M. Wendt, FR 1996, 265 (271). Schon handelsrechtlich kann LuF auch im Rahmen ei-
ner OHG (§§ 105 ff. HGB) oder KG (§§ 161 ff. HGB) betrieben werden, wenn gem.
§§ 3 Abs. 2 iVm. § 2 HGB (idF des HRefG v. 22. 6. 1998, BGBl. I, 1474, das insoweit
gegen®ber der vorhergehenden Gesetzeslage nach dem Gesetz ®ber die Kaufmanns-
eigenschaft von Land- und Forstwirten v. 13. 5. 1976 [BGBl. I, 1197, dazu BTDrucks.
7/3918, 6] im Ergebnis keine �nderung gebracht hat, vgl. BRDrucks. 340/97, 33) das
Unternehmen nach Art und Umfang einen in kaufm�nnischer Weise eingerichteten
Gesch�ftsbetrieb erfordert (vgl. Baumbach/Hopt, HGB, XXIX., § 105 Rn. 2, 4; Hof-
mann, NJW 1976, 1297; BFH v. 19. 2. 1987 IV R 175/85, BStBl. II, 430 (431); weiter-
gehend wohl K. Schmidt, NJW 1998, 2161 (2163), Fn. 35 und 5, der unter Berufung
auf eine BGH-Entscheidung und weitere Stimmen im Schrifttum LuF dem Gewerbe-
begriff auch iSv. § 2 HGB zuordnet und damit zu § 105 Abs. 2 HGB idF des HRefG
gelangen d®rfte, vgl. ders. aaO, 2164 f.

Das Vorliegen einer land- und forstwirtschaftlich tztigen Personenhan-
delsgesellschaft ist nach allen relevanten Umst�nden des Einzelfalls zu beurtei-
len, vor allem nach Art und Umfang der Gesch�ftst�tigkeit (s. dazu ua.
BRDrucks. 340/97, 48; dort, 24 ff. auch zu anderweitigen Reform®berlegungen,
etwa iS starrer Grenzziehung wie nach § 141 AO). Wenn diese Voraussetzungen
nicht vorliegen, w�re zwar ggf. davon auszugehen, daß zu Unrecht LuF im Ge-
wande einer OHG oder KG betrieben wird. Dies bedeutet jedoch nicht, daß in
F�llen dieser Art die Eink®nfte in solche aus Gewerbebetrieb umzuqualifizieren
w�ren (vgl. BFH v. 16. 9. 1958 I 351/56 U, BStBl. III, 462; v. 9. 7. 1964 IV 427/
62 U, BStBl. III, 530; v. 8. 12. 1994 IV R 7/92, BStBl. II 1996, 264). Gesellschaf-
ter einer Personenhandelsgesellschaft kann auch eine OHG oder KG sein (BFH
v. 25. 2. 1991 GrS 7/89, BStBl. II, 691 mwN, dort aaO 698 f. auch zur Frage, ob
ein GbR diese Funktion ausf®llen kann).
Als wirtschaftlich vergleichbare andere Gesellschaften, bei denen die Ge-
sellschafter als Mitunternehmer des Betriebs anzusehen sind, kommen in Be-
tracht:
p BGB(-Innen)-Gesellschaften, also Gesellschaften ohne Gesamthandsverm½gen

oder Ehegattengesellschaften.
Dazu BFH v. 19. 2. 1981 IV R 152/76, BStBl. II, 602; v. 28. 10. 1981 I R 25/79,
BStBl. II 1982, 186; v. 6. 5. 1986 VIII R 300/82, BStBl. II, 891 (892) und gesellschafts-
rechtlich zur Rechtsstellung der BGB-Außengesellschaft BGH v. 29. 1. 2001 II ZR
331/00, DStR 2001, 310 und K. Schmidt, Gesellschaftsrecht, II., 1450 ff., dort vor al-
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lem zur Abgrenzung der Ehegatten-Innengesellschaft gegen®ber dem Eheg®terrecht;
zu den estrechtl. Voraussetzungen einer verdeckten Mitunternehmerschaft BFH v.
5. 6. 1986 IV R 272/84, BStBl. II, 802; zu atypisch stillen Gesellschaften BFH v.
25. 6. 1981 IV R 61/78, BStBl. II 1982, 59.

p Gemeinschaftsverhwltnisse (Miteigentum zu Bruchteilen an einem luf. Betrieb:
BFH v. 25. 4. 1985 IV R 92/82, BStBl. II, 486; v. 30. 6. 1983 IV R 206/80,
BStBl. II, 636; zur Abgrenzung bei Miteigentum am Grund und Boden: FG
Ba.-W®rtt. v. 17. 6. 1994, EFG 1995, 524, rkr. mwN). Bei Bruchteilsgemein-
schaften scheidet Mitunternehmerschaft aus, wenn ein Miteigent®mer seinen
Anteil dem anderen entgeltlich oder unentgeltlich zur Nutzung ®berlassen
hat. Bei nahen Angeh½rigen muß diese �berlassung den erh½hten Anforde-
rungen gen®gen.

p G�ter- und Erbengemeinschaften (s. Anm. 151 und 141).
Ausdr�cklicher und konkludenter Gesellschaftsvertrag: Die Annahme ei-
ner Mitunternehmerschaft setzt nicht zwingend den ausdr®cklichen Abschluß
eines Gesellschaftsvertrags voraus (BFH v. 10. 11. 1983 IV R 86/80, BStBl. II
1984, 152). �berhaupt kommt es nicht auf die �ußere Bezeichnung, sondern
vielmehr darauf an, ob nach dem Gesamtbild jemand durch Teilhabe an den un-
ternehmerischen Entscheidungen Mitunternehmerinitiative aus®bt und durch
gesellschaftsrechtliche oder eine dieser wirtschaftlich vergleichbare Teilnahme
am Erfolg oder Mißerfolg des Unternehmens Mitunternehmerrisiko tr�gt (BFH
v. 2. 9. 1985 IV B 51/85, BStBl. II 1986, 10; v. 13. 7. 1993 VIII R 50/92,
BStBl. II 1994, 282; v. 21. 9. 1995 IV R 65/94, BStBl. II 1996, 66 mwN). Dabei
k½nnen diese Merkmale mehr oder weniger ausgepr�gt sein (BFH v. 28. 1. 1971
IV 127/64, BStBl. II, 662). Umstritten ist, ob die Feststellung von Mitunterneh-
merinitiative und Mitunternehmerrisiko f®r den Schluß auf ein Gesellschaftsver-
h�ltnis ausreicht (bejahend BFH v. 2. 9. 1985 IV B 51/85, BStBl. II 1986, 10;
Woerner, BB 1985, 2298; L. Schmidt, FR 1985, 361; verneinend BFH v.
22. 1. 1985 VIII R 303/81, BStBl. II, 363). Fehlen diese Merkmale, kann nicht
von einer Mitunternehmerschaft ausgegangen werden (vgl. BFH v. 21. 2. 1974
IV B 28/73, BStBl. II, 404; v. 24. 7. 1984 VIII R 65/84, BStBl. II 1985, 85; v.
11. 10. 1988 VIII R 328/83, BStBl. II 1989, 762: „Kommanditist“ ohne Stimm-
recht in der Gesellschafterversammlung und ohne Widerspruchsrecht iS v. § 164
HGB). Zu den Besonderheiten der Rspr. des BFH zur Mitunternehmerschaft
zwischen Ehegatten bei luf. Betrieben s. Anm. 153.
Sonderformen land- und forstwirtschaftlicher Mitunternehmerschaften:
Eine mitunternehmerische Erzielung von Eink®nften aus LuF kann etwa auch
vorliegen, wenn der „Eigent®mer“ eines luf. Betriebs und der hieran Nieß-
brauchsberechtigte den Betrieb ohne Betriebsaufgabeerkl�rung verpachten und
vereinbaren, die Ertr�ge aus der Verpachtung zu teilen (vgl. entsprechend BFH
v. 14. 11. 1979 I R 123/76, BStBl. II 1980, 432). Gegenstand einer Mitunterneh-
merschaft kann auch ein luf. Nebenbetrieb sein (Anm. 314). Die Annahme einer
Mitunternehmerschaft ist nach den Umst�nden des Einzelfalls auch denkbar
beim sog. crop sharing, dh. einer Vereinbarung zwischen zwei Land- und Forstwir-
ten, wovon der eine etwa erfahrenere und ggf. mit seinem Maschinenbesatz
nicht voll ausgelastete Beteiligte die Bewirtschaftung auch der Fl�chen des ande-
ren ®bernimmt und am Ernteergebnis beteiligt wird.

M. Wendt, FR 1996, 265 (279 f.): Annahme von Mitunternehmerschaft vor Austausch-
verh�ltnis; glA Schmidt/Seeger XXII. § 13 Rn. 72; Felsmann/Giere, A 290q. In F�l-
len dieser Art w�ren die mitbewirtschafteten Fl�chen des einen Landwirts dessen Son-
derBV. Je nach Vertragsinhalt kommt aber auch die Annahme lediglich eines
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Werkvertrags oder eines Dienstvertrags in Betracht (Felsmann/Giere, A 290s ff.; zu
den Grunds�tzen f®r Werk- und Dienstleistungen eines Land- und Forstwirts f®r
Dritte s. Anm. 196 f.

Geh½rt ein Mitunternehmeranteil zu einem Gesamthandsverm½gen, zB zum
Gesamtgut von Ehegatten, sind die Gesamth�nder Mitunternehmer (BFH v.
1. 10. 1992 IV R 130/90, BStBl. II 1993, 574).

Wegen weiterer Einzelheiten insbes. zum Mitunternehmerrisiko bzw. zur Mitunterneh-
merinitiative s. § 15 Anm. 300 ff.

b) Verg�tungen der Gesellschafter einer land- und forstwirtschaftlich
tztigen Personengesellschaft

Abs. 7 verweist in vollem Umfang auf § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, demnach also
auch auf den Halbs. 2, wonach zu den Eink®nften aus Mitunternehmerschaft
(als SonderBE) auch die Verg®tungen geh½ren, die der Gesellschafter von der
Gesellschaft f®r seine T�tigkeit im Dienst der Gesellschaft oder f®r die Hingabe
von Darlehen oder f®r die �berlassung von WG bezogen hat.
Veranlassung durch das Gesellschaftsverhzltnis: Die Leistungen m®ssen
durch das Gesellschaftsverh�ltnis veranlaßt sein, dh. sie m®ssen wirtschaftlich
gesehen einen Beitrag zur Erreichung des Gesellschaftszwecks darstellen. Dies
ist nach allen Umst�nden des Einzelfalls nicht eng zu beurteilen (BFH v.
23. 5. 1979 I R 163/77, BStBl. II, 757). Eine solche Veranlassung durch das Ge-
sellschaftsverh�ltnis besteht aber etwa nicht bei Warenlieferungen des Gesell-
schafters im Rahmen des normalen Gesch�ftsbetriebs wie unter fremden Drit-
ten (BFH v. 14. 3. 1969 III R 108/67, BStBl. II, 480; v. 10. 5. 1973 IV R 74/67,
BStBl. II, 630; dagegen wegen der Besonderheiten des Falls Einlage des Gesell-
schafters angenommen: BFH v. 22. 1. 1981 IV R 160/76, BStBl. II 427). Betrei-
ben also zB Land- und Forstwirte einen luf. Nebenbetrieb in Gestalt einer Pers-
Ges., kann der entgeltliche Bezug von Produkten der beteiligten Land- und
Forstwirte zu BA der PersGes. f®hren, wenn eine Veranlassung durch das Ge-
sellschaftsverh�ltnis nicht festgestellt werden kann (glA Leinglrtner, Kap. 15
Rn. 72 ff.). Liegen im vorstehenden Sinne SonderBE eines Gesellschafters vor,
stellen damit im Zusammenhang stehende Aufwendungen grds. abziehbare Son-
derBA dar, Aufwendungen f®r Fahrten zur Erbringung von Diensten f®r die
Gesellschaft, Aufwendungen auf WG des Gesellschafters, die er f®r die Gesell-
schaft einsetzt usw.
Tztigkeiten im Dienst einer Gesellschaft mit einem luf. Betrieb k½nnen vor
allem die Aktivit�ten eines Gesellschafters ohne oder mit Einsatz von WG sein,
auch wie sie zB in Abgrenzung zum Gewerbebetrieb bedeutsam sind
(Anm. 164 ff.). Auf welcher rechtlichen Grundlage die Dienste erfolgen, ist weit-
gehend unerheblich, sie k½nnen gesellschaftsrechtlicher Art sein, auf Dienst-
oder Werkvertrag oder Gesch�ftsbesorgungsvertrag beruhen (vgl. BFH v.
23. 5. 1979 I R 56/77, BStBl. II, 763). Hat der Gesellschafter selbst einen luf.
Betrieb inne und verrichtet er entgeltlich Dienste im Rahmen der Gesellschaft
oder stellt entgeltlich WG zur Verf®gung, ber®hrt die Eigenschaft der Dienste
oder die Eigenschaft der Zurverf®gungstellung die Eink®nftequalifikation be-
z®glich seines Einzelbetriebs nicht, weil § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 insoweit vor-
geht (s. BFH v. 23. 5. 1979 I R 163/77, BStBl. II, 757; v. 27. 10. 1988 IV R 88/
87, BFH/NV 1989, 439).
Hingabe von Darlehen und �berlassung von Wirtschaftsg�tern: Werden
WG im Rahmen einer Betriebsaufspaltung, aber mit den Maßgaben des § 15
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 ®berlassen, treten auch die Rechtsfolgen der Betriebsaufspal-
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tung gegen®ber § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 zur®ck (BFH v. 25. 4. 1985 IV R 36/82,
BStBl. II, 622 zur �berlassung wesentlicher Betriebsgrundlagen). Diese Grund-
s�tze gelten grds. nicht, wenn Leistungsbeziehungen zwischen zwei PersGes. be-
stehen (BFH v. 6. 11. 1980 IV R 5/77, BStBl. II 1981, 307; v. 24. 3. 1983 IV R
123/80, BStBl. II, 598), auch wenn die eine einen luf. Betrieb, die andere einen
Gewerbebetrieb bzw. einen freien Beruf unterh�lt (glA Leinglrtner, Kap. 7
Rn. 72; aber BFH v. 21. 11. 1989 VIII R 145/85, BFH/NV 1990, 428).
Werden aber Darlehen bzw. WG von PersGes. gegeben bzw. ®berlassen, die nur
Eink®nfte aus Kapitalverm½gen bzw. VuV erzielen, kann es wegen der Subsidia-
rit�tsklauseln des § 20 Abs. 3 bzw. § 21 Abs. 3 zur Zurechnung der Verg®tungen
zum Gewinnanteil der betreffenden Gesellschafter kommen (glA Leinglrtner,
Kap. 15 Rn. 73; zur Gewinnzuordnung im umgekehrten Fall: BFH v.
21. 11. 1989 VIII R 145/85, BFH/NV 1990, 428).
Die (entgeltliche) �berlassung von WG iSv. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 kann im
luf. Bereich vor allem in Bezug auf Grund und Boden vorliegen, zB zur St�r-
kung der Fl�chendeckung bei Tierzucht- und Tierhaltungskooperationen. Es
kann aber auch zB sein, daß in Mitunternehmerschaft zusammengeschlossene
Landwirte der Mitunternehmerschaft Milchquoten pachtweise zur Verf®gung
stellen (vgl. unter dem Gesichtspunkt des Leasings entsprechend OFD Koblenz
v. 20. 6. 1996, DATEV). Werden vom Gesellschafter an die Gesellschaft ihm ge-
h½rende WG ®berlassen, liegt insoweit SonderBV des ®berlassenden Gesell-
schafters vor (OFD Rostock v. 30. 3. 1995, StEK EStG § 4 Buchf. Nr. 37 zum
Grund und Boden), sofern nicht ausnahmsweise das WG nicht zum BV gezo-
gen werden muß (BFH v. 6. 7. 1978 IV R 164/74, BStBl. II, 647). Ggf. kann so-
gar ein ganzer luf. Betrieb SonderBV eines Gesellschafters sein (vgl. entspre-
chend BFH v. 14. 4. 1988 IV R 271/84, BStBl. II, 667). Bei atypisch stillen
Gesellschaften kommt nur bei den atypisch stillen Gesellschaftern, nicht aber
beim Gesch�ftsinhaber SonderBV in Betracht (BFH v. 2. 5. 1984 VIII R 276/
81, BStBl. II, 820).
SonderBV liegt auch vor, wenn der Gesellschafter einer PersGes. einem Dritten
ein WG vermietet, damit dieser es der Gesellschaft zur betrieblichen Nutzung
®berl�ßt (BFH v. 15. 1. 1981 IV R 76/77, BStBl. II 1981, 314). Im Rahmen des
SonderBV kann der Gesellschafter gewillk®rtes BV bilden oder BV als gedulde-
tes BV fortf®hren, wenn das betreffende WG dem Betrieb der PersGes. oder
der Beteiligung des Gesellschafters zu dienen bestimmt ist (BFH v. 23. 7. 1975
I R 210/73, BStBl. II 1976, 180; v. 21. 10. 1976 IV R 71/73, BStBl. II 1977, 150;
v. 20. 6. 1985 IV R 36/83, BStBl. II, 654: nicht bei einer Beteiligung an einer Ab-
schreibungsgesellschaft; auch des BMF v. 20. 12. 1977, BStBl. I 1978, 8 Tz. 15,
18). Bei Vorhandensein des notwendigen Zusammenhangs mit der Beteiligung
des Gesellschafters k½nnen auch negative WG SonderBV darstellen. Neuerdings
wird im Gegensatz zur Rspr. des GrS des BFH (v. 25. 6. 1984 GrS 4/82,
BStBl. II 1984, 751) die Ansicht vertreten, daß sich bei den einer Gesellschaft
wirtschaftlich vergleichbaren Gemeinschaftsverh�ltnissen (insbes. Erben-,
Bruchteils- und G®tergemeinschaften), bei denen die Beteiligten nicht Gesell-
schafter sind, die Zurechnung von Leistungs- und Nutzungsverg®tungen nicht
nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, sondern nach § 2 Abs. 1 richtet (P. Fischer, FR
1998, 813).
Liegen SonderBE, SonderBA, SonderBV vor, richtet sich die Frage der zutref-
fenden diesbez®glichen Gewinnermittlung nach der Gewinnermittlungsart, die
f®r die Gesellschaft anzuwenden ist (glA Leinglrtner, Kap. 15 Rn. 83); s. im
®brigen § 15 Anm. 450 ff.
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c) Mittelbar beteiligte Gesellschafter einer land- und forstwirtschaftlich
tztigen Personengesellschaft (§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 2)

Abs. 7 verweist auch auf § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 (glA § 18 Anm. 464).
Mit dieser Vorschrift wurde der Beschluß des Großen Senats des BFH v.
25. 2. 1991 GrS 7/89 (BStBl. II 1991, 691) korrigiert, wonach eine PersGes.
(Obergesellschaft) Gesellschafter und Mitunternehmer einer anderen PersGes.
(Untergesellschaft) sein kann, mit der Folge, daß die Gesellschafter der Oberge-
sellschaft nicht auch Mitunternehmer der Untergesellschaft sind und der weite-
ren Folge, daß § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 auf T�tigkeitsverg®tungen, die ein Ge-
sellschafter der Obergesellschaft f®r eine T�tigkeit bei der Untergesellschaft
erh�lt, nicht anwendbar ist.
Nach dem durch das St�ndG 1992 (BGBl. I 1992, 297) eingef®hrten § 15
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 steht der mittelbar ®ber eine oder mehrere PersGes.
(Obergesellschaften) beteiligte Gesellschafter dem an einer Gesellschaft (Unter-
gesellschaft) unmittelbar beteiligten Gesellschafter gleich; er ist als Mitunterneh-
mer des Betriebs der Gesellschaft anzusehen, an der er mittelbar beteiligt ist,
wenn er und die PersGes., die seine Beteiligung vermitteln, jeweils als Mitunter-
nehmer der Betriebe der PersGes. anzusehen sind, an denen sie unmittelbar be-
teiligt sind.

3. Entsprechende Anwendung der Sonderregelungen zur Gewinn-
erzielungsabsicht (§ 15 Abs. 2 Satz 2 und 3) und auf die Regelungen
zur Begrenzung der Verluste bei beschrznkter Haftung (§ 15a)

Entsprechende Anwendung der Sonderregelungen zur Gewinnerzie-
lungsabsicht: Die Verweisung auf die S�tze 2 und 3 des § 15 Abs. 2 hat ledig-
lich klarstellende Bedeutung (BTDrucks. 70/716, 12; glA Schmidt/Seeger
XXII. § 13 Rn. 161). Danach ist eine durch die luf. Bet�tigung verursachte Min-
derung der Steuern vom Einkommen kein estrechtl. relevanter Gewinn (Abs. 7
iVm. § 15 Abs. 2 Satz 2). Nach der entsprechenden Anwendung von § 15 Abs. 2
Satz 3 liegt ein luf. Betrieb, wenn seine Voraussetzungen im ®brigen gegeben
sind, auch dann vor, wenn die Gewinnerzielungsabsicht nur Nebenzweck ist.
Vgl. im ®brigen auch die Erl. zu § 15 Anm. 1230 ff. u. Anm. 1240 ff.
Anwendung der Regelungen zur Begrenzung der Verluste bei beschrznk-
ter Haftung (§ 15a): Die entsprechende Anwendung von § 15a beruht im we-
sentlichen auf der rechtssystematischen Erw�gung, daß ein luf. Betrieb nament-
lich auch in der Rechtsform einer KG gef®hrt werden kann. Grds. bedeutet
diese Verweisung mit ggf. weiteren Maßgaben, daß beschr�nkt haftende Gesell-
schafter von PersGes. (§ 15a Abs. 1 und 5) mit Eink®nften aus LuF Verluste,
soweit dadurch auch unter Ber®cksichtigung des SonderBV des Gesellschafters
(BMF v. 8. 5. 1981, BStBl. I, 308; Kleeberg in K/S/M, § 13 Rn. G 8) ein negati-
ves Kapitalkonto entsteht oder sich erh½ht, weder mit anderen Eink®nften aus
LuF noch mit Eink®nften aus anderen Einkunftsarten ausgleichen bzw. nicht
nach § 10d abziehen d®rfen (§ 15a Abs. 1 Satz 1). Allerdings mindern derartige
Verluste die Gewinne des beschr�nkt haftenden Gesellschafters iSv. § 15a
Abs. 1 und Abs. 5, die ihm in sp�teren Wj. aus seiner Beteiligung zuzurechnen
sind (15 a Abs. 2).
Dies gilt grds. auch f®r Gesellschafter einer ausl�nd. PersGes., bei der der Ge-
sellschafter als Unternehmer (Mitunternehmer) anzusehen ist, soweit die Haf-
tung des Gesellschafters f®r Schulden in Zusammenhang mit dem Betrieb der
eines Kommanditisten oder eines stillen Gesellschafters entspricht oder soweit
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die Inanspruchnahme des Gesellschafters f®r Schulden in Zusammenhang mit
dem Betrieb durch Vertrag ausgeschlossen oder nach Art und Weise des Ge-
sch�ftsbetriebs unwahrscheinlich ist (§ 15a Abs. 5 Nr. 3). Steht das Besteue-
rungsrecht nach DBA dem ausl�nd. Staat zu und ist bei der inl�nd. Besteuerung
der Progressionsvorbehalt nach § 32b zu beachten, ist § 15a ebenfalls zu be-
r®cksichtigen (glA Felsmann/Pape, A 214). Vgl. im ®brigen die Erl. zu § 15a.
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